


| KD 60770 





Digitized by Google 


IC pl rR ‚Är "to er, 


Das 


Württembergiſche Finanzrecht 


oder 


die Finanz-Geſetzgebung und Verwaltung 


des Württembergiſchen Staates 
in ihrem gegenwärtigen rechtlichen Beſtande, 
nach den Quellen dargeſtellt 


von 


Dr, Carl Heinrich Ludwig Hoffmann, 


ordentlichem Brofeffor des Verwaltungsrechtes an der flaatswirthichaftlicden Fakultät 
der Univerfität Tübingen correfpondirendem Mitglied des K. Württ. ftatiftifch- 
topographifchen Bureau u. ſ. m. 


- 


Erfter Band, 


k nA —— resz 


P HE 


\ BAR hen 


* 
—E 
Wen. —— 


Tübingen, 1857. 
Verlag der H. Laupp'ſchen Buchhandlung. 


— Laupp & Siebeck. — 


NM 60770 (ı) 
⸗ 


HARVARD 
UNIVERSITY 


LIRDARY 
MAR 25 1961 





21 \, Sun 


Drud von 9. Laupp jr. 


vWVormort. 





Dieſelbe Veranlaſſung, welche ſich mir vor fuͤnfzehen 
Jahren zu Herausgabe einer Schrift über die Domanial-Ber- 
waltung des Württembergifchen Staates ergab, — die Hoff- 
nung, und der Wunfch, hiedurch eine Luͤcke in der Literatur 
des MWürttembergifchen und fomit des gefammten pofitiven 
Staatsverwaltungs-Rechtes auszufüllen, ſowie zugleich für die 
mir anvertrauten Vorträge an hiefiger Univerfität ein immer 
unentbehrlicher werdendes literarifches Hülfsmittel zu gewinnen, 
— hat mich, nachdem ich ihr, im Hinblid auf die hiezu noth— 
wendig noch abzuwartende Gründung, Ausbildung und wir 
liche Wirkfamkeit fo mancher in neuerer Zeit in rafcher Auf: 
einanderfolge in das Leben gerufenen wichtigen und umfafjenden 
Einrichtungen in dem ganzen Gebiete der Finanzverwaltung, 
länger, als ich in erfterer Rüdficht ed wünfchen fonnte, mich 
hatte entziehen müfjen, nunmehr endlich zu einer ähnlichen Be: 
arbeitung der ganzen Württembergifchen Finanz-Geſetzgebung 
und Verwaltung in ihrem gegenwärtigen rechtlichen Beſtande, 
alfo des gefammten Württembergifchen Finanzrechtes beftimmt. 

Wie in jener Schrift, fo habe ich mir auch in diefer 
zur Aufgabe gemacht, die über den vorliegenden Hauptziveig 
der MWürttembergifchen Staatsverwaltung beftehenden Normen, 
die Geſetzgebung i. w. S., in möglichfter Vollftändigfeit, in ent 
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fprechender Ueberſicht, und in ſolchem Zuſammenhang darzu⸗ 
ſtellen, daß ſich hieraus eine umfaſſende, beſtimmte und klare 
Erkenntniß der Finanz-Verwaltung in ihrer ganzen durch jene 
bedingten inneren und äußeren Geſtaltung und Wirkſamkeit 
gewinnen laſſe, auch ebendeshalb wie dort, wo es mir irgend 
als Bedürfniß erſchien, zur thatſächlichen Begründung und 
Erläuterung jener Normen noch gewiſſe rein ſtatiſtiſche Angaben 
über die Gegenſtände und finanziellen Verhältniſſe der ein— 
zelnen Verwaltungszweige beigefügt, wogegen ich, vornehmlich 
um der mir nothwendiger Weiſe zu ſetzenden räumlichen 
Schranken willen, eigentliche hiftorifche Erörterungen , foweit 
fie nicht zum wirklichen Verftändniß des Beftehenden unent- 
behrlich waren, noch mehr aber rein Fritifche Bemerkungen, 
woferne fih folche nicht in befonderem Maaße aufprängten, 
hievon ausſchließen zu müſſen glaubte. 

Mein Beſtreben, die ebengedachte Aufgabe wirklich zu 
löſen, mir zum Voraus durch meinen amtlichen Beruf fort— 
während nahe gelegt, und wie ich wohl kaum erſt verſichern 
darf, für diefen an fich fchon von mir eifrig verfolgt, auch dabei 
feit geraumer und befonders in neuerer Zeit in höchft dankens— 
werthem Maaße unterftügt durch eine wirklich entgegenfom- 
mende und rüdhaltslofe Gewährung und Bereitftelung aller 
hiezu erforderlichen Notizen und Yundorte von folchen, fowie 
der zu ihrem Verftändniffe dienenden unmittelbaren örtlichen Eins 
ſichtnahme von einzelnen Gegenftänden und Zweigen der Ber: 
waltung, fowohl von Seite des hohen Finanzminifteriums, als 
auch aller Eentral- und einzelner Elementarverwaltungss, insbe⸗ 
fondere Forft-, Hütten, Salinen«, und Poft-Stellen, dürfte in 
den vorliegenden Ergebnifjen defjelben dem Sachfundigen nicht 
entgehen, und diefen, wie jeden einer Belehrung hierüber Zus 
gänglihen und Empfänglichen wohl in höherem Maaße noch 
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befriedigen, als in der zuvor gedachten früheren Schrift, welche 
fich einer von mir faum erwarteten günftigen Aufnahme zu 
erfreuen hatte, und denn doch auf feinen fo umfaffenden und 
tiefen Quellenforſchungen beruhte, wie ich fie hier zu Grunde 
zu legen vermochte. Gleichwohl kann ich nicht umhin, zu 
Sicherung einer angemefjenen Würdigung Diefed meines 
neuen Verfuches befonders darauf aufmerffam zu machen, wie 
der von mir bei dem befchränften reife Derjenigen, für 
welche der Gegenftand defjelben ein näheres Intereffe dar: 
bietet, nothwendig in das Auge zu fallende doppelte Zwed 
eined Handbuches für den praftifchen Gefchäftsmann, und 
eines literariſchen Hülfsmitteld für den afademifchen Bor: 
trag mich nöthigte, hiebei ganz verfchiedenen, zum Theil beis 
nahe entgegengefegten Rüdfichten, einer Seits auf möglichfte 
Volftändigfeit, anderer Seitd auf vorzugsweife Hervorhebung 
der Hauptmomente in möglichfter Gedrängtheit, zugleich Rech: 
nung zu tragen, und denn fo einer befriedigenden Erfüllung 
der im dieſen beiden Beziehungen zu erhebenden Anfprüche in 
dem Weg ftand. Indeſſen war ich wenigftens foviel möglich bes 
müht, dieſe beiden Rüdfichten in gehörigen Einflang zu bringen, 
wobei ich nicht fehl zu gehen glaubte, indem ich derjenigen 
auf das eigentlich praftifche Bedürfniß einigermaßen das Ueber: 
gewicht einräumte, foferne Solches weiterhin auch für diejenigen 
erwächst, welche hier vorerft nur ein Hülfsmittel für die Vor— 
bereitung auf ihren fünftigen Beruf zu fuchen haben. 

So hoffe und wünfche ich denn, allen Denjenigen, welchen 
der erwählte Beruf die Erlangung und Erhaltung einer wifjen- 
ſchaftlichen Kenntniß der Württembergifchen Finanz » Öefep- 
gebung und Verwaltung im Ganzen und Einzelnen, oder Doch 
in ihren Hauptzügen, als. wefentliche Bedingung einer ent- 
Iprehenden Wirkſamkeit in’Ienem, wirklich zur Pflicht macht, 
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für diefe Zwecke, außerdem aber auch noch in weiteren Kreifen zu 
Erweiterung des Materiales für die vollfommenere Ausbildung 
der allgemeinen Grundfäge der Finanzwiffenfchaft fowohl, als 
auch für eigentliche legislative Arbeiten im Gebiete der Finanz- 
verwaltung ein nicht unerwünfchtes Hülfsmittel darzubieten. 
Der dem vorliegenden erften Bande meiner Schrift noch 
anzureihende zweite wird fo bald ald möglich nachfolgen; je- 
doch wuͤnſche ich fehr, vor deſſen Herausgabe noch einige, 
hoffentlich in nicht zu entfernte Ausficht zu nehmende Aende- 
‚rungen in mehreren dafelbft darzuftellenden Hauptzweigen der 
Finanz-Öefeggebung und Verwaltung abwarten zu fünnen. 


Tübingen, zu Ende des Auguft 1857. 


&, Hoffmann. 
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Einleitung. 


l. Begriff 
des württembergifhen Finanzrechtes. 


| §. 1. 
1) Begriff und Bedeutung der Finanz überhaupt. 


Der Erfahrung nach bedarf jeder Staat, welcher auf einer 
nur einigermaßen höheren Stufe der Entwicklung und Aus—⸗ 
bildung ſich befindet, ebendemzufolge, zu Erftrebung der ihm 
hiedurch auferlegten allgemeinen und umfaffenden Zwede, 
um des großen Theil hiemit verbundenen Aufvandes an 
materiellen Mitteln willen, eine entſprechende Eumme an 
legteren. Die Herbeifchaffung und Bereithaltung diefer Mittel 
bildet daher für denſelben eine eigene wichtige Aufgabe, und 
jonady ganz allgemein einen Hauptzweig feiner Geſammt— 
thätigfeit, welder jeit geraumer Zeit fchon allgemein mit dem 
Kamen „Finanz“ over „Finanz-Verwaltung“ be 
zeichnet wird, und es nimmt derfelbe fogar, vermöge feiner 
umfafjenden, wenn aud nur mittelbaren Mitwirkung zum 
Fortgang jener Gefammtthätigfeit, der zu dem Ende von ihm 
ausgehenden vielfahen und tief eingreifenden unmittelbaren 
Einwirfung auf die gefammte Vollswirthſchaft, und des an 
Beides ſich anfnüpfenden mächtigen Einfluffes auf die innere 
und Äußere Stärke und Selbftitändigfeit des ganzen Staatd- 
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Hoffmann, Finanzrecht. 1. 
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lebens, allenthalben eine höchſt wichtige, in dem Kreife der 
Gegenwart zum Theil nur zu jehr hervortretende Sielung 
in dem ganzen Staats-Organismus ein. 


$. 2. 


2) Begriff, Inhalt und äußere Verhältniffe des Finn 
rechtes überhaupt, 


Eine regelmäßige und geordnete Aeußerung und Aus— 
übung der finanziellen Thätigfeit im Saate ift ihrem Wejen 
nad zunächſt bedingt durch eigene auf ihre Aufgabe ſich 
beziehende Einrichtungen, welche auf eine dem verfaſſungs— 
mäßigen Staat8-Organisnus entfprechende rechtsgültige Weife . 
angeorbnet find, vermöge defjelben, gleidy anderen allgemeinen 
Staats-Einrichtungen, zu Recht beftehen, und mittelft deren 
ihr die zu Erfüllung von jener dienenden Mittel und Wege, 
mit Rüdfiht auf die hierauf einwirfenden allgemeinen und 
befonderen rechtlichen und wirthſchaftlichen Verhältniſſe des 
Staats, näher und beftimmt angewiefen und vorgezeichnet 
werben. | 

Der Inbegriff der in einem Staate vermöge feines ver- 
fafjungsmäßigen Organismus zu Net beftehenven finanziellen 
Einrichtungen ift nun aber wohl ganz pafjend zu bezeichnen 
mit dem Namen „Binanzredt.” 

Den Inhalt deſſelben bilden demgemäß nit allein bie 
Rechtsgrundſätze oder allgemeinen Normen über Rechte und 
Berbindlichfeiten im Staate in Beziehung auf feine Finanzen 
als ſolche, jondern auch noch und ganz wefentlic die hierauf 
fich beziehenden reinen Verwaltungs⸗Einrichtungen, dieje wie 
jene aber je mit Ausschluß folder, welche, wenn fie auch bie 
Finanzen mehr over minder nahe berühren, zunädft und an 
fih andern Gebieten des im Staate beftehenven Rechtes und 
feiner Verwaltung angehören, wie namentlih die hiefür in 
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mancher Beziehung fehr wichtigen und deßhalb wohl zu be- 
achtenden Normen und Einrichtungen des Civilrechtes und des 
Eivilprocefjes, fowie des Polizeirechtes. 

In ſyſtematiſcher Darftelung oder als wiſſenſchaftliche 
Lehre von demjenigen, was in einem Staate hinſichtlich feiner 
Finanzen als folder zu Recht befteht, bilvet das Finanzrecht 
einen fpeciellen Theil jeines Staatsrechtes und zwar ber 
größeren Hälfte desjelben, des Verwaltungsrechtes, d. h. der 
wifjenfchaftlichen Lehre von dem, was hinfichtlid ver einzelnen 
Zweige der Staatsthätigfeit, ihres Umfangs, fowie der Mittel 
und der Art und Weiſe ihrer Ausübung zu Recht befteht, 
und es fteht dasſelbe infoferne auch ven Übrigen Haupttheilen 
des Staatöverwaltungs-NRecdhtes, wie namentlid dem Polizei— 
recht, zur Seite. 

Sehr nahe verwandt ift dasfelbe nad dem Angeführten 
mit dem früher mehrfah als eigene wiſſenſchaftliche Dis— 
ciplin behandelten fogenannten Gameralreht ), foferne dieſes 
einen Inbegriff der auf die Wirthihaft des Staats als ſolche 
fih beziehenden Rechtsgrundſätze bilvet ; es ift aber von dieſem 
immerhin, vermöge deſſen Beihränfung auf Rechtsgrundſätze, 
ganz weſentlich zu unterfcheiven. 

Auch zu der Finanzwiſſenſchaft fteht das Finanzrecht vers 
möge der beiverfeitigen Beziehung auf die Staatsfinangen in 
einem nahen Verhältniß; es unterjcheidet ſich aber dabei von 
diefer weſentlich inſoferne, als ſolche nur die Aufgabe hat, 
darzulegen, wie die Finanzen im Staate im Allgemeinen am 
zwedmäßigften einzurichten jeien, während das Finanzrecht der 
Inbegriff vefjen ift, was in einem beftimmten Staate in Be: 
jiehung auf feine Finanzen pofitiv zu Recht befteht. 


1) Bol. Hierüber insbefondere: Fifcher, Kurzer Inbegriff des Ka— 
meralrechts, Halle 179; Eſchenmayer, Lehrbuch über das Staates 
öfonomie-NHecht, Heidelberg 1809, 2 Bände, 
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Das Berhältniß des Finanzrechtes zu andern Gebieten 
der Wiſſenſchaft ift von felbft Far abgegrängt. 


$. 3. 


3) Begriff, Inhalt und Eintheilung des Württember- 
gifchen Finanzrechtes, 


Unter dem Württembergifhen Finanzrecht ift, den im 
Bisherigen dargelegten allgemeinen Vorbegriffen zufolge, in 
feiner näheren Ausführung nichts Anderes zu verftehen als 
der wiffenfchaftlihe Inbegriff oder die Lehre von denjenigen 
Einrichtungen des Württembergifchen Staats, welche in dem; 
jelben Hinfihtlih der Aufbringung und Bereithaltung des zu 
Beftreitung des Staatsaufwandes erforderlihen Staatseinfom- 
mens, und zu Sicherſtellung eines Gleichgewichts zwiſchen 
beiden, zu Recht beftehen. 

Seinen Inhalt bilden demgemäß zwar in der Hauptſache 
diejenigen Einrichtungen, welche fi auf Beibringung und 
Bereithaltung des erforderlichen Staatseinfommens beziehen ; 
foferne aber legteres jeinem Gefammtbetrag nad) bedingt ift 
dur die Größe des Staatsaufwandes, auch der Finanzver: 
waltung ganz wejentlich die Sorge für die Dedung des leh- 
teren aus erfterem, wie überhaupt für Erhaltung des Gleich— 
gewichtes zwifchen beiden, und zu dem Ende für die nähere 
Nachweiſung vesjelben zufommt, weiter noch die Einrichtungen 
hiefür in dieſen beiven Beziehungen, und foweit folder durch 
die Aufbringung und Bereithaltung des Staatseinfommend 
an fich veranlaßt wird, fogar, im Zufammenhang mit ben dies— 
falljigen Einrichtungen, in allen feinen weiteren Beziehungen. 

Bon diefen beiverfeitigen Einrichtungen find ed ſodann 
ferner vor Allem die materiellen, rein abminiftrativen oder 
eigentlihen VBerwaltungseinrichtungen, d. h. diejenigen, wo— 
durch die Ausgaben ſowohl, als aud die Einnahmen ihrer 
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Art und Größe nach feftgefest, und demgemäß wirklich rea- 
lifirt, alfo geleiftet, beziehungsweife eingebracht werben, welche 
hier, wenn aud in Beziehung auf erftere nur in ihren all 
gemeineren Berhältniffen, in Betracht fommen, da vie fpeciels 
leren außer dem Kreiſe der finanziellen Thätigfeit liegen ; ale 
wefentlich ergänzend find aber dieſen materiellen Einrichtungen 
hier weiter noch anzureihen die rein formellen Einrichtungen 
des jogenannten Rechnungswesens i. w. ©., d. h. diejenigen, 
welche zu Herftelung einer ven Zweden und ven Aufgaben 
der Verwaltung entiprechenven fortlaufenden äußeren Zahlen» 
überfiht über die Größe des Staatsaufwandes und Einfoms 
mens im Ginzelnen und Ganzen dienen. 

Bon allen diefen Einrichtungen ift nun aber ein Theil, 
je nad) deren in ihrer Natur begründeten mehr oder minder 
ausgedehnten Abftufung, Gliederung und Verzweigung, ein 
größerer oder fleinerer, im Ganzen jeden Falls der Fleinere, 
mehr allgemeiner Art, fei ed nun, daß folde urfprünglid 
wirflich als foldhe, oder, ohne ausprüdliche Verallgemeinerung, 
zufolge übereinftimmenvden Bedürfnifjes, auf mehreren Punkten 
in übereinftimmender Weife getroffen worben find, ein anderer 
Theil dagegen mehr befonderer und eigenthümlicher Art; zu den’ 
erfteren Einrichtungen gehören invefjen auch noch einige all» 
gemein feftftehende Grundfäge und Grundverhältniffe, und es 
nehmen dieſe unter denfelben fogar eine eigene hohe Bedeutung 
ald allgemeine Grundlagen des beftehenden Finanzrechtes ein. 

Behufs möglichſt einheitliher und überfichtliher Dar— 
ftelung des Württ. Finanzrechtes, ald eines wiſſenſchaftlichen 
Inbegriffs von pofitiven Grundfägen und Einrichtungen, ergiebt 
ſich ſonach folgende Eintheilung deſſelben ald angemefjen: 

Erfter Haupttheil: Allgemeine Grundfäge und 

Grundverhältniffe. 
Zweiter Haupttheil: Materielle Einrihtungen 
ver Verwaltung. Ä 
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Erftes Buch: Allgemeine Grundeinrid- 
tungen. 
Zweites Buh: Staatsausgaben. 
Drittes Bud: Staatseinnahmen. 
Dritter Haupttheil: Formelle Einrichtungen des 
Rechnungsweſens i.w. ©. 


1. Quellen 
des Württembergifchen Finanzrechtes. 


$. 4. 
1) Allgemeine Verhältniſſe. 


Zufolge der allmähligen Entftehung und Weiterentwidlung 
ber finanziellen Einrichtungen des Württembergifhen Staats 
während eines mehrhundertjährigen Zeitraums, unter vielfachen 
Wechſel der Bedürfniffe und ver zu ihrer Befriedigung die 
nenden Mittel, find die Quellen des Württembergifchen Finanz— 
rechtes in feinem jeßigen Beftande ſehr zahlreih, auch höchſt 
mannigfacher Art, und dabei an vielerlei Fundorten zerftrent. 
Für ihre Kenntniß und Benützung ift daher eines Theild eine 
allgemeine Ueberſicht über die verfchiedenen Arten derſelben 
an fi je aus den einzelnen Hauptperioden ihrer Entftehung, 
andern Theils eine nähere Angabe ihrer wichtigeren Fundorte, 
der Ouellenliteratur, nächftes Erforderniß. Da indefjen bie 
MWürttembergifchen Finanzen während der legten fünfzig Jahre, 
und vorzüglich der ganzen Negierungsperiode von König Wil: 
helm, zum größeren Theil eine ganz neue Grundlegung er 
halten haben, fo find auch die aus diefem Zeitraum herſtam— 
menden Quellen und deren Literatur für vorliegenden Zwed 
von. ganz vorzugsweifer Bedeutung. 
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$. 93. 
2) Arten der Quellen, 


Ihren Arten nad beftehen die Quellen des MWürttem- 
bergifchen Finanzrechtes lediglich in den zahlreichen, im Lauf 
ter gefchichtlichen Entwicklung der öffentlihen Rechtsverhält— 
niffe des Württembergifchen Staates je in deren Hauptperioden, 
vornehmlich von der eigenen inneren Staatsgewalt in jenem 
Gebiete ausgegangenen Anortnungen, und fie find im biefer 
Beziehung folgendermaßen zu unterfcheiden : 

1) Aus der erften Periode der älteren mehrhundertjäh- 
tigen altlandftändifchen Verfaffung, aus welcher die früheften 
Quellen herftammen, find e8 eines Theils einzelne unter Mit: 
wirfung der damaligen Landſchaft (Stände) erlaffene umfaf- 
jende Hauptgefege, fogenannte Orpnungen, andern Theils frei 
und einfeitig von den jeweiligen Landesherrn unter verfchies 
denen Namen, vorzugsweife dem von General-Reffripten, aus- 
gegangene Einzelbefehle ), beide jedoch nur zu einem Fleinen 
Theil und mehr nur in hiftoriiher Beziehung von Bedeutung 
für die Gegenwart. 

2) Aus der kurzen Periode der unumfchränften Einherr; 
haft find e8 durchaus von dem Regenten und feinen höheren 
Behörden in verhältnißmäßig großer Anzahl und unter ver 
Ihiedenen Namen, wie Ordnungen, Gefege, Statuten, General: 
Reffripte, ausgegangene Anordnungen %), von welchen zwar 
die Mehrzahl in ver vorliegenven Beziehung durch neuere 
Normen ihre Bedeutung verloren haben, jedoch immerhin nod) 
mehrere, ald aus der vorigen, eine foldhe noch behaupten. 

3) Die Duellen aus der noch fortdauernden Periode der 
conftitutionellen Staatöverfaffung, für das beftehende Finanz- 


1) Bol. Mohl, Staatsreht des Königreihs Württemberg, zweite 
Auflage. Ar Band, Tübingen 1840, ©, 60, 
2) Ebendaſelbſt ©. 63, 
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recht, zufolge der vielfachen umfaffenden und durchgreifenden 
Aenderungen, welche in diefem Zeitraum die finanziellen Ein- 
richtungen nach allen Theilen und Richtungen erlitten haben, 
bei weitem von der größten und beinahe ausfchließlihen Be— 
deutung, find, vermöge der eigenthümlichen Befhränfungen, 
unter welden die primitivfte Aeußerung der Staatsgewalt, 
die Gejeggebung, theilweife fteht, mehrfach abgeftuft '): 

a) An der Spike fteht,. ald unbedingt oberftes, allen wei- 
teren öffentlichen Normen aus dieſer Periode, wie aus 
den früheren, vorangehendes Staatsgrundgefeß, bie 
Berfaffungs-Urfunde vom 25. September 1819. An 
fie reihen fih, dem öffentlih rechtlichen Range nad, 
weiter an 

b) die, wegen ihrer unmittelbaren Einwirkung auf die 
Rechte der Staatsangehörigen, aus dem verfafjungs- 
mäßigen Zufammenwirfen oder der Berabfchiedung zwis 
chen der Staatsregierung und den Landſtänden hervors 
gegangenen allgemein verbindlihen Normen, Geſetze, 
in Sinanzfachen, theils Finanzgefege im weiteren Sinn, 
durch welche jene Rechte überhaupt in irgend einer 
Weiſe um der Finanzen willen beftimmt werben, theils 
Finanzgefege im engeren Sinn, durd welche der Staats: 
haushalt je für einzelne Finanzperioden, in der Negel 
von drei zu drei Jahren, nen feftgeftellt wird. In 
unmittelbarem Zufammenhang hiemit, und hochwichtig 
für eine nähere und gründliche Erkenntniß von dieſen 
beiverlei Finanzgeſetzen nady ihren wejentlichen Gründen 
find die hierüber gepflogenen ſtändiſchen Verhandlungen, 
namentlich vie betreffenden von der Staatsregierung 
bei den Ständen eingebrachten Gefepesentwürfe, die 
in beiden Ständefammern hierüber erftatteten Com— 


1) Mohl a. a O. S. 66 fi, 
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mifftonsberichte, und die auf den Grund hievon eben: 
dafelbit hierüber ftattgehabten Berathungen. » 

ce) Die unterfte Stelle nehmen ein die außerhalb des 
Kreifes der Geſetzgebung i. e. ©. einfeitig von der 
Staatöregierung erlaffenen zahlreichen Anorbnungen, 
überhaupt Verorbnungen genannt, aber immerhin noch 
weiter zu unterfcheiden in Verordnungen i. e. ©., welche 
in wichtigeren Angelegenheiten erlafjen werden, und 
daher verfafjungsgemäß vor der Erlaffung einer vor 
gängigen Begutachtung von Seiten der oberften Staats» 
behörde, des Königlihen Geheimen Rathes, bepürfen, 
und in andere minder bedeutende, für welche als. folche 
jene Vorbereitung nicht erforberlih ift, gewöhnlich 
Verfügungen genannt. 


$. 6. 
3) Riteratur der Quellen. 


Die früher höchſt unvollftändige, in neuerer Zeit aber 
von mehreren Seiten her in beträdhtlihem Maaße bereicherte 
und vervollftändigte Quellenliteratur des Württembergifchen 
Finanzrechtes befteht in verſchiedenen Sammlungen der dahin 
gehörigen Normen. 

Diefe Sammlungen find theils öffentliche und amtliche, 
theil8 Privat-Arbeiten, und verbreiten ſich theild über das 
ganze Gebiet des Württembergifhen Staatsrehtes, und hiemit 
unter anderen au das des MWürttembergifchen Finanzrechtes, 
theils ausschließlich über das lettere. 

1) Bon öffentlihen und amtlihen Sammlungen. haben 
nur die aus der neueren Sei jeit König Friedrich, eine höhere 
Bedeutung. 

Aus früherer Zeit find nur zwei auf landesherrliche Ver: 
anftaltung angelegte Feinere Sammlungen vorhanden, und 
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dieſe enthalten denn unter Anderem auch finanzielle Normen, 
welche für jene Zeit wohl von großer Bedeutung waren, dieſe 
aber in der Gegenwart beinahe völlig verloren haben; es 
find dieß 
des Herzogthums Würtemberg allerhande Ordnungen, 

wovon bie erfte Sammlung im Jahr 1655 in 12, und in 
einer zweiten Auflage im Jahr 1699 in fl. Fol., die fpätere 
1767 in 4 erſchien. 

Zu den neueren öffentlihen und amtlichen Sammlungen 
gehört zunäcyft das feit ‚dem Jahr 1807 beftehende 

Regierungsblatt (bis zum Jahr: 1823 Staäts- und Regie— 
rungsöblatt genannt). 

Diefe ausgedehnte Sammlung wird in fortlaufenden, nad 
Zahrgängen zufammengeftellten und daher mit jedem Jahrgang 
neu beginnenden Numern ‘ausgegeben, und ift feit ihrem Er- 
ſcheinen vornehmlih, feit dem Jahr 1850 aber fogar aus— 
ihließlih dazu beftinmt, alle altgemeine Regierungsnormen, 
alfo Gefege, Verordnungen und allgemeine Nerfügungen von 
normirendem oder reglementärem Inhalt, im Gegenfag von 
den in das feit obigem Zeitpunft unter dem Titel „Staatd- 
anzeiger“ erjcheinende Landes -Intelligenzblatt einzurüdenven 
amtlihen Bekanntmachungen von vorübergehendem Intereffe, 
zur allgemeinen Kenntniß zu bringen Y. Cie zählt bis jegt 
(1857) fünfzig Bände in 43 es gehört aber außerdem noch 
hiezu die gewöhnlich als erfter Band behandelte Sammlung 
ver 8. W. Generalreffripte vom Jahr 1806, fowie zwei Ers 
gänzungsbände vom Jahr 1838 und 1852, 

Sodann find hier ald ver ebengevadhten Sammlung feit 
neuerer Zeit gewiffermaßen zur Eeite ftehend anzuführen die 


1) KR. Verordnung vom 22. Jan, 1807, Rbl. ©. 1; desgl. vom 
2. Deebr. 1819, Rbl. von 1820, ©. 1; Verf. des Juftizminift, vom. 
27. Decbr. 1849, Rbl. ©. 787, 
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feit Gründung der beftehenden Verfaffung fortlaufend zu öffents 
licher Befanntmahung gelangenden ftändifchen Verhandlungen, 
und zwar eines Theild die der Kammer der Standesherrn, 
andern Theil die der Kammer der Abgeortneten, aus den 
Jahren 1820, 1821, 18/4, 18 ar, 1830, 1833, 1835, 
1836, 1838, 1839, 18%), 1845, 18%, 1850, 18°'/ss, 
1850/55. 
Endlich gehören noch ganz wefentlich hieher bie feit neuerer 
Zeit für einige Hauptziweige der Finanzverwaltung ausgege— 
benen befonveren Amtsblätter, namentlich: 
das Amtsblatt der K. Württ. Oberfinanzfammer, Abtheis 
[ungen für Domänen, Forfte und Bauten, in 4, 
welches feit dem 1. Jan. 1857 unter der unmittelbaren Leitung 
des Finangminifteriums erſcheint, und zur Veröffentlichung der 
amtlichen Bekanntmachungen und Verfügungen in dem Ges 
Ihäftsfreis jener Behörden beftimmt ift; 
die Monatſchrift für das Wirrttembergifche Forftwefen, in 8, 
welche von dem 1. Juli 1850 bis zum Schluß des Jahre 1856 
beftand, wo fie mit Gründung des ebengedachten Amtsblattes 
aufgehoben wurde, und, foweit fie erichienen ift, in einen 
amtlihen und einen nicht amtlichen Theil zerfällt, wovon ber 
erite alle forftlichen Gefege, Verorbnungen und Verfügungen 
von allgemeinem Intereffe, der andere aber freie Abhandlungen 
über forftlihe Gegenftände enthält; 
das Anıtsblatt für die Königlich Württembergifchen Verkehrs: 
Anftalten, in 4, 
welches vom 1. Dctbr. 1853 an herausgegeben wird, und 
zur Veröffentlichung aller auf dieſe Anjtalten Bezug haben- 
den Normen und fonftigen Bekanntmachungen dient, bis jebt 
I Bände; 
das Amtsblatt des Königlich) a Steuer: 
Eollegiums, in 4, 
welches jelt Ende April 1853 erſcheint, und dazu beſtimmt 
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ift, die Circular-Erlaffe jener Behörde zur Kenntniß der nad: 
gefegten Stellen zu bringen, bis jegt 4 Bände. 

I) Bon Privat-Sammlungen waren aus älterer bis auf 
neuere Zeit, vermöge ihrer Verbreitung über alle Zweige ber 
Staatsverwaltung, hieher vorzugsweife von Bedeutung: 

(Hocftetter,) Extract der hochfürſtl. Würtemb. Generals 
Referipten, Ir Theil, Stuttgart 1735. 2r- Theil, 
Stuttgart 1743. 8. 

(Preil,) Real-Inver und Auszug der hochfürftl. würtemb. 
Forftordnungen, 2. ze. Ctuttgart 1748. 8. 

Kapf, Sammlung im Herzogthum Würtemberg einzeln 
ergangener Berorbnungen, Tübingen 1800, 8. 

® Knapp, Repertorium über die Könige. MWürttemb. 
Geſetzgebung, Tübingen 1810 bis 1822. 5 Theile in 
9 Bänden, 8. 

— , Annalen ver 8. W. Gefeßgebung, 3 Hefte. Tür 
bingen 1808 ff. 8. 

5. Ehriftlieb, NReal-Inder der Württ. Gefege ꝛc. ıc. bis 
1814. Ellwangen und Gmünd 1815 und 1816, 
4 Bände, 8. 

W. C. Chriſtlieb, Neueftes Repertorium der Mürtt. 
Gejege und Ordnungen, Ulm und Gmünd 1829 bis 
1832, A Bände, 2 Supplementbände u. 1 Band Regifter. 

Alle diefe Arbeiten find nun aber feit neuerer Zeit über- 

troffen und entbehrlich gemadt worden durch eine umfafjende 
neuere Arbeit: 

A. 2%. Reyſcher, Volftändige, hifterifch und Fritifch bes 
arbeitete Sammlung der Württembergifchen Gefege, 
Stuttgart und Tübingen 1828 ff., im Ganzen 19 Bände 
in 8, wovon mehrere noch in Unterbänve ſich theilen. 

Bon ihr gehört aber noch näher hieher: 

die Sammlung der END Finanzgefege, in drei 
Theilen, 


— 
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wovon, ber ihr gleich anfänglich gegebenen eigenthümlichen 
Anlage und Eintheilung zufolge, 
der erfte, von C. Hoffmann, in zwei Abtheilungen, 
Tübingen 1845 und 1848, nebſt befonderem Beilagen- 
band, die fogenannten Bameral-Gefege von 1495 bie 
1846, 
der zweite, von R. Mofer, aud in zwei Abtheilungen, 
Tübingen 1839 und 1840, die Stenergefege bis 1839, 
der dritte, von demfelben, Tübingen 1836, die Bor: 
fchriften über das Rechnungsweſen 
enthält, und, 
als beſondere Abtheilung, 
die Sammlung der württembergifchen Geſetze in Betreff des 
Poſt- und Landboten-Weſens von 8. 8. Mayer, 
Tübingen 1847. 
Außerdem ift noch zu nennen: 
die Sammlung der auf das Poſtweſen fich beziehenden Ge: 
fee, Verordnungen, und Normalien in der nachbes 
merften Schrift über das Poftwefen von Scholl, und 
Lempp, das Wirthihafts-Abgaben-Gefeg, mit Erläuter 
rungen, aus amtlihen Quellen. Stuttgart 1842. 
Alle diefe mancherlei Sammlungen lafjen indefjen, ſchon 
der Zeit ihrer Anlegung und Beröffentlihung zufolge, für 
eine nähere Kunde des Württembergifhen Finanzrechtes noch 
viele Lücken übrig, die nur durch genaue Forſchungen in ven 
Acten- und Normalien-Sammlungen der einzelnen Finanz- 
behörben zu ergänzen find. 
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IL Wiffenfhaftlide Behandlung 
des Württembergifchen Finanzvechtes. 


51: 
1) Kiteratur des Württemb, Finanzrechtes. 


Die Literatur des Württembergifchen Finanzrechtes ift 
erft feit neuerer Zeit von einiger Bedeutung Y. Sie ftammt 
überhaupt, mit wenigen Ausnahmen, erft aus dem gegen: 
wärtigen und ber zweiten Hälfte des vorigen Jahrhunderts, 
bis wohin ein wiſſenſchaftliches Interefje für diefen Gegen: 
ftand noch beinahe völlig mangelte 2), fei es, wie Reyſcher 
in Beziehung auf das ganze Württembergifhe Verwaltungs: 
recht richtig bemerkt hat, „weil das Rechtsſtudium, weldem 
die höher Gebilveten im Staatsdienfte vorzugsweife fi wid: 
meten, die beften Kräfte in Anſpruch nahm, oder weil die 
Wiſſenſchaft, welche fi nur im Zeitpunfte höherer Entiwidlung 
gegebener Verhältnifje ſich zeigt, ſich bei der immer noch herr: 
fchenden Einfachheit jener Verhältniffe zu einer Thätigfeit 
nicht angereizt finden mochte” 3%). Den erften wirffamen Anz 
ftoß gab, wie es fcheint, die Errichtung einer eigenen öfonos 
miſchen Fakultät an ver von Herzog Carl Eugen im Jahr 
1781 zu Stuttgart gegründeten hohen Schule, und die Ans 
ordnung eigener Vorträge an berjelben über das damalige 
Württembergifche Finanzweſen, obwohl ſich ſolche, vornehmlich 





1) Es gilt hierüber auch ganz das in der nachbemerften Schrift des 
Verf. über die MWürttemb. Domanialverwaltung ©. 8 ff. in literarifcher 
Beziehung Bemerfte. 

2) Bol. I 3. Moſer's MWürtt. Bibliothek, Ate Aufl. Stuttgart 
1796. ©. 321. 

3) Reyſcher, o. a. Sammlung der Württ. Gefeße, Ir Band, Borz 
rede zum ganzen Werfe, ©. LVIII. 
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von dem nachmaligen Geheimenrath Autenrieth und Staats- 
rath Weiffer, nur über den Rechnungsſtyl, und die Amts; 
verrichtungen von Rechnungsbeamten, alfo die unteren Kreiſe 
jenes Berwaltungszweiges, verbreiteten, indem eben feit jener 
Zeit mehrere Schriften über einzelne Zweige der Finanzgeſetz— 
gebung und Verwaltung erfchienen, und zum Theil offenbar 
aus jenen Vorträgen entftanden ). Indeſſen befchränften ſich 
diefe Schriften anfänglich ebenfo, wie jene Worträge, beinahe 
levigli auf einfahe Belehrung über einzelne Zweige ber 
Finanzverwaltung auf deren unterften Stufen, ohne allgemeis 
neren und höheren Ueberblick, und blieben demzufolge, ihres 
praftifchen Werthes ungeachtet, im Ganzen nur von unters 
geordneter wifjenjchaftlicher Bedeutung. Die neuere Zeit brachte 
nun zwar aud) einige in wifjenjchaftliher Beziehung höher zu 
ftelende Bearbeitungen des vorliegenden Gegenftandes im 
Ganzen und in einzelnen Theilen desſelben zum Borfchein ; 
demungeadhtet ift aber die Literatur hierüber auch jegt noch 
von befcheidenem Umfang, wie fih aus der nachſtehenden 
furzen Weberficht ergiebt: 


J. Geſchichtliche Arbeiten. 
1) Umfaſſende. 


Dieſe bieten ſich nur dar in den allgemeinen Werken 
über Württ. Geſchichte, als untergeordnete Theile derſelben, 
und deshalb auch in meiſt Fürzerer Ausführung; von beſon— 
derer Bedeutung ift in diefer Beziehung vornehmlich: 

Pfaff, Geſchichte Würtembergs, 2 Bände, Stuttgart und 
Leipzig 1818, 1819. 8. 


1) Es ift dieß bejonders in den nachbemerkten fpeciellen Bearbei— 
tungen von Chriftlieb und Späth nur zu fehr wahrzunehmen, wie fie 
denn zum größeren Theile wörtlihe Abjchriften der Vorleſungsdiktate von 
Autenrieth find. 
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Pfaff, Geſchichte des Fürftenhaufes und Landes Würtem- 
berg, 3 Theile in 4 Bänden, Stuttgart 1839, 8. 
Stälin, Würtembergifhe Geſchichte, bis jetzt 3 Theile, 

Tübingen 1841, 1847, 1856, 8. 
Pfiſter, Geſchichte der Berfaffung des MWürtembergifchen 
Hanfes und Landes. Heilbronn 1838, 8. 


2) Ueber einzelne Perioden und Zeitpunkte der Entwidlung. 


R. Mofer, Beiträge zu einer Finanzgefchichte von Würt- 
temberg (in deſſen NationalsDeconom. 1835. 9. 8. 
©. 145 ff.) 

C. Hoffmann, das Finanzwefen von Würtemberg zu 
Anfang des fechzehenten Jahrhunderts. Tübingen 
1840. 8. 

Außerdem find in vorftehender Beziehung von Intereſſe 
zahlreiche hieher gehörige Mittheilungen in den feit dem Jahr 
1818 erfcheinenden Württ. Jahrbuͤchern für vaterländifche Ge— 
ſchichte, Statiftif und Topographie, insbefondere die gewöhnlich 
nach dreijährigen Perioden ausgegebene Ehronif der Finanz: 
verwaltung. 


8) Weber einzelne Gegenftände oder Zweige der Finanz: Gefep: 
gebung und Verwaltung. 


C. Hoffmann, Gefhichtlihe Einleitung zu der o. a. 
Sammlung der Württ. Gameralgefege, daſelbſt 2te Ab- 
theilung. | 

Scholl, Geſchichte des Württ. Poftinftituts, in defjen u. a. 
Schrift über das Württ. Poftwefen. 

Jäger, Beiträge zur Gefchichte des Muͤnzweſens in Würt- 
temberg, Inauguraldifjertation. Tübingen 1840, 8, 

Binder, Württ. Münz und Mevaillen-Runde. Stuttgart 
1846. 8. 
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R. Mofer, (Gefhichtliche) Einleitung in die W. Steuer 
gefege in o. a. Sammlung der legteren, 2te Abth. 
Kapf, Bemerkungen über die Entftehung und Bildung 

des Würtembergifchen Steuerfuftems, o. DO. 1797. 8. 
(Gochſtetter,) Gedichte der Gülten- und Gapitaliens 
ftener (in Württemberg), in deſſen Abhandlung über 
die Errichtung einer Bapitaliens Gülten: Mein- und 
Viehfteuer im Würtembergifchen, Stuttgart 1797. 8. 


R. Mofer, (Hiftorifche) Einleitung in die Vorſchriften über 
das Rechnungswesen, in o. a. Sammlung der legteren. 


Außerdem finden fich zerftreute, aber ſehr beachtenswerthe 
Angaben über verjhiedene Gegenftände der Württembergifchen 
Finanzgeſchichte, insbefondere die Gefchichte der Negalien und 
Steuern, in Reyſcher's Einleitung in die Württ. Staats: 
grundgefege, in deſſen Sammlung der legteren, ir Band, 
Stuttgart und Tübingen 1828, ©. 1 ff., und in Wächter's 
Geſchichte, Quellen und Literatur des Würt. Privatrehts 
(ir Bd. des Handbuchs des im Königreih Württemberg gels 
tenden Privatrechtes), Stuttgart 1839 und 1842. 


II. Bearbeitungen des Württ. Sinanzrechtes nad) feinem 
wirklichen Beſtande. 


1): Umfaffenbe. 


R. Mohl, das Staatsredht des Königreihes Württemberg, 
2te Auflage. 2 Band. Tübingen 1840, 8. 28 Ka⸗ 
pitel. 5ter Abjchnitt (Adtheilung), die Finanz-Verwals 
tung, ©. 734 ff. 

Herdegen, Württemberg Staatshaushalt, in überſicht— 
liher Darftelung geſchichtlich und Fritifch erläutert. 
Stuttgart 1848, 8. 

Heifmann, dinanzrecht. 1. 2 
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2) Bearbeitungen einzelner Theile. 
a) Domänen. 


C. Hoffmann, die Domanial-Verwaltung des Württem- 
bergifchen Staate. Tübingen 1840. 8. 


Chriftlieb, Einleitung in die Amts-Praris eines Rech— 
nungsbeamten. Ellwangen 1805. 8. 

5 © L. Reyſcher, Alphabetifches Handbuh der Amts- 
praris K. Württ. Sameralbeamten. Reutlingen 1818. 4. 

3. G. Schmidlin, Hanbbud der württemb. Forft-Gejeg- 
gebung, 2 Theile. Stuttgart 1821 und 1822. 8. 

und als Fortfegung hievon : 

Zufanmenftelung der in Württemberg vom Jahr 1821 bis _ 
zum Ende des Jahres 1833, und desgl. der von da 
bis zum Ende des Jahrs 1841 in Forft- und Jagp- 
ſachen gegebenen Geſetze und Verwaltungsvorſchriften, 
von Leo und von Tſcherning, im Tten und dten 
Heft der nachbemerkten forftlihen Blätter von Wipen- 
mann, 

Entwurf einer Forft-Organifation in Württemberg. Ber 
arbeitet von der Organiſations-⸗Commiſſion. Stutt— 
gart 1849. 8. 

(von Seutter,) Ueber die bisherige Adminiftration ver 
Brennholzmagazine oder Holzgärten in Württemberg. 
Stuttgart 1821. 8. 

(Lerner,) Beleuditung der Verhandlungen über das würt- 
tembergifche Berg: und Hüttenwefen in der Kammer 
ver Abgeorbneten vom 27. Febr. 1833. Bon einem 
Freund der Gewerbe. Stuttgart 1833. 8. 


— — — 
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Hufnagel, Beleuchtung ver in Anfehung der Saline zu 
Schwäbiſch Hal beftehenden Rechtsverhältniffe. Tü— 
bingen 1827. 8, 


b) Regalien. 


Scholl (o. a.), das Württembergifche Poſtweſen, eine fpfte- 
matiſche Darftellung 2. ꝛc. Stuttgart 1838. 8. 
Hofader, dad Floßregal, beſonders in Württemberg. 

Stuttgart 1844. 8. 

Außerdem gehören hieher die betreffenden Abjchnitte in 
Reyſcher's geſammtem Württ. Privatreht, ir Band, 2te 
Auflage. Tübingen 1846. (Forft- und Jagdrecht; Fifcherei- 
und andere Waſſerrechte; Berg. und Salzrecht.) 


c) Steuern 


(Schütz,) Handbuch der Steuergeſetzgebung Würtembergs. 
Stuttgart 1835. 8. 


Späth, Beitrag zu einer Abhandlung vom Stenerwefen 
im Würtembergifhen. Tübingen 1799. 8. 

Kepler, Ueber das Gatafter. Stuttgart 1823. 8. 

— — , Beweis von der großen Unrichtigfeit in den Grund» 
fägen des proviforifchen Cataſters. Tübingen 1823. 8. 

— —, Motion auf Aenderung des Finanzſyſtems. Stutt- 
gart 1824. 8. 

— —, Zweite Motion gegen das Cataſter. Stuttgart 
1824. 8. 

— — Petition, das proviforiihe atafter betreffend. 
Stuttgart 1829. 8. 

— — , die falfche Befteurung und ihre Folgen. Stuttgart 
1823. 8. 

Schniger, Abhandlung über dad SteuersEatafter. Tür 
bingen 1833. 8. 

2* 
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Kedeifen, das Stener- und Cataſterweſen, mit bejon- 
derer Rüdfiht auf die Verhältniffe in Württemberg. 
Stuttgart und Tübingen 1848. 8. 

— — , Ueber den Zwed, die Form und Einrichtung ber 
Gemeinde Güter: und Steuerbücher. Stuttg. 1839. 8. 

Faßnacht, Praftifhe Anleitung zur zwedmäßigen An- 
legung und Fortführung der Gemeinde Güter- und 
Steuerbüdher. Stuttgart 1849. 8. 


Kepler, Anfiht von der Volfsfeite, die neuen Steuer⸗ 
Eommifjäre in Württemberg und ihre Inftruftion be- 
treffend. Dehringen 1818. 8. 

(Krehl,) die Grundfäge der neuen Gebäude, und Gewerbe: 
Gataftrirung. Stuttgart 1819. 8. 


d) Redhnungsmwejen. 


Fiſcher, Leitfaden zur fyftematifchen und vollfommen zweck⸗ 
mäßigen Einrichtung der Amts⸗Rechnungen überhaupt, 
und der Forſt-⸗Rechnungen insbefondere. Stuttg. 1802. 8. 

Das gefammte Rechnungswesen von A. Stuttgart 1802. 8. 
(Den Borlefungsdiftaten von Autenrieth entnommen.) 

Ehriftlieb, Einleitung in das würtemberg. Rechnungs— 
Weſen. Ellwangen 1805. 8. 

W. Shmidlin, Handbuch des Bafjens Eratd- und Rech— 
nungs-Wejens bei der Württemb. Finanzverwaltung. 
Stuttgart 1823. 8. 

Hauber, das württembergifhe Rechnungsweſen in feinem 
ganzen Umfang. Reutlingen 1845. 8. 


II. Bermifchte Schriften. 
Vermiſcht mit Artifeln und Abhandlungen andern In- 
halts enthalten folgende Schriften insbeſondere auch ſolche 
aus dem Gebiete des Württ. Finanzrechtes: 
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Bänerlen, Taſchenbuch für wirtembergifhe Schreiber auf 
das Jahr 1794. Stuttgart 1794. 8. 

(Wedherlin,) Magazin gemeinnügiger Auffäge und Ber 
merfungen für wirtembergifche Schreiber, 3 Hefte. 
Stuttgart 1797 und 1798. 8. 

(Späth,) Eameraliftifches Journal. Für Württembergifche 
Gameraliften, im Ganzen 12 Hefte. Stuttgart 1812, 
1813. 8. 

von Barnbühler, Annalen der Württembergifhen Lands 
wirthſchaft. 2 Bände. Stuttgart 1818. 1819. 1821. 

Herzog, Staatswirthihaftlihe Blätter, 4 Hefte. Stutt- 
gart 1820—1822. 8. 

Widenmann, Forftlihe Blätter für Württemberg, 8 Hefte. 
Tübingen 1825—1834. 8. 

Klemm, Staatswirthichaftlihe Blätter, 6 Hefte. Stutt, 
gart 1842 ff. 8. 

Zeitfhrift für die gefammte Staatswifjenfhaft, Tübingen, 
vom Jahr 1844 bis jegt 12 Bände, von Mohl, Knaus, 
Volz, Fallati, Hoffmann, Göriz, Helferih, Weber. 

Der Staats-Anzeiger für Württemberg, feit dem Jahr 1850 
ericheinend. 


$. 8. 
2) Methode des Württembergifchen Finanzrechtes. 


Bei der foeben nachgewieſenen befchränften Ausdehnung 
des wiſſenſchaftlichen Anbaus des Württembergifchen Finanz 
rechtes find die Anforderungen an die Methode desjelben bis 
jegt noch fein Gegenftand befonderer Erwägung gewefen, und 
beshalb auch weder irgendwo näher erörtert und feftgeftellt, 
noch in der Anwendung gehörig beachtet worden. 

Für eine den Anforderungen der Wiffenfhaft und dem 
praftifhen Beduͤrfniß möglichft vollfommen und gleihmäßig 


— 
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entfprehende Behandlung des vorliegenden Gegenſtandes er 
ſcheint nun aber ver Natur der Sache nad) im Allgemeinen 
und in der Hauptſache Folgendes als weſentlich: 

1) Bor Allem find vie hieher gehörigen Einrichtungen 
in möglichft fuftematifcher einheitlicher Ordnung darzuftellen, 
und fo zu einem in fich zufammenhängenden Ganzen zu ver 
binden. Sie find daher 

2) jo viel möglich nad den Gegenftänden und Zweden, 
auf welde fie im Einzelnen und Ganzen rein objeftiv ſich 
beziehen, alfo weder nad den zur Mitwirfung hiebei berufenen 
Organen, noch nah den hiebei in Anwendung kommenden 
Mitteln, aufzufaffen, aufammenzureihen, und darzuftellen. 

3) Im Zufammenhang hiemit find noch foweit möglich 
die allgemeinen und befonderen Gründe, auf welden die ein- 
zelnen zur Sprache fommenden Einrichtungen thatfächlich be- 
ruhen, zu angemefjener Würdigung derfelben beftimmt hervor: 
zuheben, und hiebei in angemefjene Verbindung mit der Dars 
ftellung des pofltiven Beftandes zu bringen. 

Im Uebrigen bleibt hier nur noch zu bemerken, wie bie 
wifjenfchaftlihe Bearbeitung unſeres Gegenftandes auf dem 
feften und unbeftrittenen Boden einer ebenfo umfaſſenden ale 
in’8 Einzelne gehenden pofitiven Regelung fteht, jo daß von 
einem Streit über den wirklichen Beftand von jenem, fowie von 
einer fünftlihen Ableitung aus Analogieen oder von gefchicht: 
lichen Gombinationen behufs feiner Feftftelung, Feine Rede ift. 


$. 9. 


3) Hülfsmittel der mwiffenfchaftlichen Behandlung dei 
Württembergifchen Finanzrechtes. 


Für die vwoifjenfchaftlihe Behandlung des Württember 
gifchen Finanzrechtes bieten fi vornehmlid folgende Wiffen 
ſchaftszweige als weſentliche Hülfsmittel dar; 
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1) das Württembergifhe Recht überhaupt, 
insbefondere aber eines Theild das Württembergifche 
Staatsredht, von weldem das Finanırecht, wie ſchon an- 
gedeutet worden, einen ergänzenden Beftandtheil bildet, in 
welhem es daher feine allgemeineren rechtlichen Grundlagen 
findet, andern Theild das Württembergifhe Privat: 
recht, welches die Finanzen in vielen Beziehungen nahe be 
rührt und mitbeftimmt ; 

2) die Finanzwiſſenſchaft nebſt ihren Hülfswiſſen— 
haften, insbeſondere den privatöfonomifchen, als die Wiſſen— 
ihaft von der zwedmäßigften Art und Weife der Aufbringung 
und Bereithaltung des zu Beftreitung des Staatsaufwandes 
erforderlichen Staatseinfommens, und foferne dieſelbe als foldhe 
über den Zweck und die Mittel der hierauf gerichteten beſon— 
deren Thätigfeit des Staats im Ganzen und Einzelnen alls 
gemeine Anhaltspunfte, in diefen aber zugleich auch Fingers 
jeige an die Hand giebt, die zu Recht beftehenden finanziellen 
Einrichtungen richtig aufzufafien und zu würdigen; 

3) die Geſchichte und Statiftif des Württem 
bergifhen Staats, insbefondere in volfswirthichaftlicher 
Beziehung, foferne fie das Material für eine richtige und 
fahgemäße Auffaffung ver beftehenden finanziellen Einrich— 
tungen nad ihren eigenthümlichen thatſächlichen Grundver— 
haltniffen gewährt. Hinſichtlich der Literatur über dieje beiden 
Hülfsmittel ift in Betreff des einen zu verweiſen auf bie 
obigen Angaben hierüber, in Betreff des andern aber vor: 
nehmlich nody zu nennen: 

Memminger, Beihreibung von Württemberg, Ite Auf- 
lage, herausgegeben von dem ftatiftifchstopographifchen 
Bureau. Stuttgart und Tübingen 1841. 8. 

Die o. a. Württemb. Jahrbüder, feit 1818 jährlich, 
1 Bo. in 8, herausgegeben anfänglid) von Menıminger, 
in der Bolge von dem ebengedachten Bureau. 
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Deihreibung des Königreihd Württemberg 
nad) den einzelnen Oberämtern, herausgegeben von 
bemfelben Bureau, bis jegt 35 Hefte und Oberämter. 8. 


von Barnbühler, o. a. Annalen der Württ. Landwirth: 
ſchaft; 

Correſpondenzblatt des MWürttembergifchen landwirthſchaft— 

Nlichen Vereins. Stuttgart und Tübingen, vom Jahr 

1822 bis 1848, im Ganzen 54 Bände, 8; 

dad Wochenblatt für Landwirthſchaft ꝛc. zc., herausgegeben 
von der landwirthſchaftlichen Gentralftelle in Stuttgart, 
feit 1834 jährlih 1 Band 4. 

C. Göriz, Beiträge zur Kenntniß der Württ. Landwirth- 
ſchaft. Stuttgart und Tübingen 1841. 8. 

— —, die im Königreich Württemberg üblihen Felpfyfteme 
und Frucdtfolgen. Tübingen 1848. 4. 


MWedherlin, die Rindviehzucht Württeımbergs. Stuttgart 
1839. 8. 


von Teſſin, Forftftatiftif von Württemberg. Tübingen 
1823. 8. 


Die o. a. Monatſchrift für das Württembergifche Forſtweſen. 

M. Mohl, Ueber die württembergifche Gewerbeinduftrie. 
Stuttgart und Tübingen 1828. 8. 

Jung, der Gewerbdmann und die gewerblihen Verhält— 
nifje Württemberg. Ulm 1845. 8. 

Das Gewerbeblatt aus Württemberg, herausgegeben von 
der Gentralftelle für Gewerbe und Handel in Stutt- 
gart, feit vem Jahr 1849 jährlih 1 Band 8. 








Erfter Haupttheil. 


Allgemeine Grundfäße und Grund-Verhältniffe der finan- 
nellen Einrichtungen des Württembergifchen Staates. 





$. 10. 
I. Allgemeine Gleichheit der Einrichtungen. 


In vollfommenem Einflang mit den erften Grundbeftim- 
mungen ber Verfaffung, dur welche die politifche Einheit des 
Landes Württemberg feine bleibende Feftftelung erhalten hat, 
und für fämmtliche Beftandtheile desſelben die Vereinigung 
zu einem unzertrennlihen Ganzen und zur Theilnahme an 
einer und derſelben Berfafjung ausgeſprochen worden ift !), 
mit der allgemeinen verfaffungsmäßigen Gleichheit der Würt- 
tembergifchen Staatsbürger in Beziehung auf öffentliche Rechte 
und Laften ?), und mit der gleihmäßigen und umfafjenden 
Vertretung der Rechte jener und des Landes überhaupt durch 
die dazu berufenen Stände, insbefondere vermöge ihrer Mit- 
wirfung bei Ausübung der Gefepgebungsgewalt 3), fteht an der 
Spige der Finanz, wie der übrigen öffentlihen Einrichtungen 
des Staats, in unbeftrittener Geltung und Ausführnng ver hody- 
wichtige Grundfag einer allgemeinen Gleichheit derfelben in 


1) Berfafjungs:Urfunde $. 1. 
2) Dajelbft 5. 21. 
3) Daſelbſt 5. 124, 
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dem ganzen Staate, in der Art, daß je für diefelben Zweige 
der finanziellen Staatsthätigfeit unter fonft gleichen Verhält- 
niffen auch gleiche Einrichtungen, mit den hieran ſich anfnüpfen- 
den Rechten und Verbindlichkeiten, beftehen, — ein Grundſatz, 
der, wie er bie Erfüllung der Aufgabe jener Thätigfeit in 
hohem Grade erleichtert und vereinfacht, dieſer ebenfo auch 
und zum Theil ebenvemzufolge günftige Ergebniſſe fichert, 
jo weit diefe überhaupt von Einrichtungen an fi abhängen. 


$. 11. 
I. Einheit der Leitung und Handhabung. 


Wie eine allgemeine Gleichheit der finanziellen Einrich- 
tungen, fo fteht auch eine einheitliche Leitung und Handha- 
bung derſelben als umfafjender Grundſatz verfaffungsgemäß 
feft, indem nicht allein der König allein das Oberhaupt des 
Staates ift, und die Staatsgewalt unter den durch die Ver— 
fafjung feftgejegten Beftimmungen auszuüben hat), fondern 
auch nur ein Minifterium der Finanzen nievergefegt ift, wel- 
chem die gefammte Leitung der Staatsfinanz-Berwaltung, und 
die Handhabung der diesfallfigen Einrichtungen, in Unter 
ordnung unter das Staatd-Oberhaupt, allein zufteht ?). 
Zwar erleidet diefe Einheit eine nicht unbedeutende Beſchrän— 
fung durch die verfafjungsmäßige Ueberweifung der ganzen 
Staatsihuld Verwaltung an die Stände ?), fowie infofern, 
als das Finanz-Minifterium die ihm zufommende Leitung und 
Handhabung, bei dem großen Umfang ihrer Gegenftände, der 
Regel nad nur mit Befhränfung auf die wichtigeren von 
diefen jelbft zu bejorgen im Stande, und im Uebrigen hiefür 


1) B. U. € 4. 

2) B.u. $. 56, V. Edikt vom 18. Novbr. 1817 (Beil. der K. Be: 
fanntmadhung von demfelben Datum, Rbl. S, 541), $. 40. 

3) Daſelbſt $. 119, 
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anf eine Unterftügung und Vermittlung ver unter feiner un: 
mittelbaren oder mittelbaren Auffiht und Leitung aufgejtellten 
Organe angewiefen ift; fie wird aber hiedurch keineswegs 
aufgehoben, fofern eines Theild dem Minifterium, in Bertrer 
tung der Staatsregierung, die erforterliche Gontrole gegenüber 
der ftändifchen Verwaltung vorbehalten ift, und andern Theile 
nicht alfein alle wichtigeren Gegenftände an das Minifterium 
zur Entfcheidung gelangen, fondern dasfelbe aud außerdem, 
zufolge der beftehenden Ordnung der Dienftverhältniffe und 
des Gefchäfts-Verfehres, von dem Gang, Etand, und den Er— 
gebniffen der gefammten Thätigfeit fortlaufende Kunde er- 
halt). Wie nun aber der vorftehende Grundſatz, in feiner 
wirflihen Geltung und Anwendung, in dem eben zuvor ger 
dachten der allgemeinen Bleichheit der finanziellen Einrichtungen 
eine gewiſſe Stüge findet, und demſelben auch wieder zur 
Stüge dient, fo hat derſelbe eine unmittelbare hohe Bedeu—⸗ 
tung, vermöge des in ihr zunächft begründeten Ueberblickes 
über den ganzen Staatshaushalt und das hieraus ſich erge- 
bende Verhältniß der Staatsbevürfniffe und ihrer Deckungs— 
mittel zu einander, fowie der hierauf beruhenden Möglichfeit 
einer ficheren und gleichmäßigen Erwägung der geeigneten 
Mittel und Wege zu Herftellung eines angemefjenen Gleich: 
gewichtes zwifchen beiben. 


g. 12. 
IM. Allſeitige Deffentlichkeit der Berwaltung. 
Auch vermöge der Verfaffung, aber unabhängig von ven 
bisher erwähnten allgemeinen Grundfägen, fteht endlich als 


jolher, und als weitere Hauptgrundlage des Finanzhaushaltes 
feſt die alffeitige Deffentlichfeit defjelben, wie fie durch die ven 


I) Vgl. Mohl, W. Staatsrecht. Bo, II, S. 733, 
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Ständen zufommenvde Ginwirfung auf die Regelung von 
jenem, insbeſondere die Ueberwachung der Beftandes-Erhaltung 
des die nächſte Staatseinfommend- Quelle bildenden Staats- 
gutes, des jogenannten Kammergutes !), fowie.durd die ihnen 
von Seite der Staatsregierung bei jedem an fie zu ftellen- 
den Anfinnen einer Stenerverwilligung zu liefernde vorgängige 
genaue Nachweiſung über die Nothwendigfeit und Nüslichfeit 
der zu machenden Ausgaben, über die Verwendung der frü- 
heren Staatseinnahmen, und über die Unzulänglichfeit der 
Fammereinfünfte, begründet ift 2). Hochwichtig für den Staats- 
haushalt, al8 wefentliche Grundlage feines Credits, ſowie zu- 
folge der ihm hiedurch geficherten heilfamen Cinwirfung ber 
öffentlihen Meinung, gehört fie auch, wie das Finanz Mini- 
“ fterium auf dem erften Landtage nad) Herftellung der gegen- 
wärtigen Verfaſſung, bei Uebergabe des Hauptfinanzetat an 
die Stände behufs der Steuerverwilligung, felbft eben fo ſchön 
als wahr ausſprach, „unter die theuerften Geſchenke, welde 
dem Württemberger feine neue Conftitution giebt und fichert.“ 
„Engverbunden mit den höchſten Interefien ver Staats: 
Geſellſchaft, geboten durch die Klugheit nicht minder als 
durch die Pflichten, weldhe die Verwaltung des öffentlichen 
Vermögens in ſich fchließt, und unbedingt nothiwendig da, 
wo den Ständen das Redi der Steuerbewilligung eingeräumt 
ift, fonnte fie dem würtembergifhen Volke nicht vorenthalten 
werben; durch den neuen Verfaſſungs-Vertrag ift fie fein 
Eigenthum geworben.“ 


1) 2. u. $. 107. 
2) Verhandlungen der Kammer der Abgeordneten vom Jahr 1820. 
Heft I. Beil. ©. 13. 


Zweiter Haupttheil. 
Materielle Einrichtungen. 





Erſtes Buch. 
Ganz allgemeine. 
$. 13. 


Il. Im Allgemeinen. 


Die materiellen Einrichtungen für die Aufgabe der finans 
jiellen Thätigfeit find, je nad) deren wirklichem unmittelbarem 
Endzweck, je nachdem diefer in der Beftreitung von Staats— 
ausgaben, oder in der Gewinnung von Staatseinfünften be: 
fteht, vermöge des direkten Gegenfages von dieſen beiden, bei 
weitem zum größten Theil weſentlich von einander verſchieden. 

Nur wenige find es, welche auf beide, die Einnahmen 
wie die Ausgaben fi beziehen, und daher hier in Betracht 
fommen fönnen. Es find dieß eines Theild einige allgemein vers 
bindende, ihrer Beziehung auf privatrechtliche Verhältniffe wegen, 
auch im Privatrechte eine Stelle einnehmenvde Normen über ge: 
wiffe Vorrechte des Staates, jura fisci, welche letzterem eine 
eigenthümliche Begünftigung fowohl hinfichtlid, der Gewinnung 
von Einnahmen, ald auch und zugleich hinfichtlich der Beſtrei— 
tung von Ausgaben verleihen, fomit eine gemeinfame Bezies 
hung auf dieſe beiven Zwecke haben, andern Theild einige an 
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fi formelle Einrichtungen, welche aber, obwohl fie als foldye, 
in ihren näheren Berhältniffen, eine ganz abgejonderte Bes 
trachtung in einem andern fie eigens für ſich begreifenden 
Haupttheil des Finanzrechtes finden müſſen, immerhin als 
nächte Grundlage des ficheren und regelmäßigen Ganges des 
ganzen Finanzhaushaltes, und der demfelben grundſätzlich ver- 
liehenen Einheit und Deffentlichfeit, ihren allgemeinen Grund- 
beftimmungen nad, auch nod eine hohe materielle Bedeutung 
behaupten, und unter den manden heilfamen Schöpfungen 
der neueren Zeit eine bejonderd ausgezeichnete ‚Stelle eins 
nehmen !). 


$. 14. 
1. Allgemeine finanzielle Borrechte des Staats, 


An allgemeinen finanziellen Borrechten, fogenannten jura 
fisci, ftehen dem Staate, allgemein anerkannter und unbeftritte- 
ner Weife ?), folgende zu: 


1) Bgl. (Herzog) die Etatswirthſchaft in Württemberg, in deſſen 
ſtaatswirthſchaftlichen Blättern, H. 1, ©. 3; W. Schmidlin, Hand: 
buch des Caſſen-Etats- und Rechnungsweſens, Vorrede. 

2) Wir glauben hier der beſtimmten aber einſchränkenden Auffaſſung 
von Reyſcher in deſſen gemeinem und württembergiſchem Privatrecht, 
$. 777, 3. Bd., Tübingen 1848, ©. 483 ff. folgen zu ſollen, im Gegenſatz 
von der weiteren anderer Nechtsgelehrten, insbejondere von R. Mohl in 
feinem Württ. Staatsrecht, 2. Bd., ©. 739 ff., nach welcher eine unbe— 
ihränfte Anwendung der dem Fisfus nah Römiſchem Recht eingeraumten 
Vorrechte gefordert, und demgemäß von diefen manche weitere hier auf: 
genommen werden, die zum Theil, um der veränderten öffentlichen Rechte: 
verhältnifje willen, ganz außer Uebung gefommen, oder in der Praxis faum 
dem Namen nach mehr befannt find ; und wir tun dieß umſomehr, als diefe 
weiteren Rechte ebendemzufolge begründeten rechtlichen Anfehtungen un: 
terliegen, ganz abgejehen davon, daß jelbit die als rechtlich unbefiritten 
anzujehenden neuerlih großen Theils, aus Gründen des allgemeinen 
Mohles und der Gerechtigkeit, Gegenftand heftigen Angriffes geworben, 
und mehrfach wiederholte entfchievene Anträge auf ihre Aufhebung geitellt 
worden find. S. Verh. d. K. d. Abg. vom Jahr 1855, 1. Beilagen- 
Br. ©. 732 fi. 
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1) Der Staat darf feine Verzugszinſe zahlen, wenn er 
ſich nicht beſonders hiezu verpflichtet hat"). 

2) Er genießt, gleich den Gemeinden und anderen öffent— 
lichen Körperſchaften, wegen der Forderungen an ſeine Ver— 
walter aus der Verwaltung im Concurs ein Verzugsrecht 
dritter Claſſe, ſoweit jene nicht durch beſondere Cautionen 
gedeckt find ?). 

3) Gegen nachtheilige Rechtsgeſchäfte und Verſäum— 
niffe im Proceß hat der Staat, aud gleich den vorgedachten 
Körperfchaften, das Rechtsmittel der Wiedereinfegung in den 
vorigen Stand 9). 

4) Wegen Ungehorfams bei Nechtsftreitigfeiten trifft den 
Staat Fein materieller Rechtsnachtheil ). 

5) Wider den Staat bedarf ed ebenjo, wie gegen bie 
Gemeinden und andere öffentliche Körperfchaften, zur Ver—⸗ 
jährung des Ablaufs von 40 Jahren 3). 

Diefen eigenthümlihen Vorrechten des Staats gegenüber 
jegt aber die Verfaſſung Hinfihtlih der vermögensrechtlichen 


1) Ein in der Praris allgemein anerkannter, zugleich aber aus all: 
gemeinen Gründen beſonders ftarf angegriifener Rechtsſatz. ©. Huf: 
nagel, Mittheilungen aus der Praris der Württ. Givilgerichte, Tübin- 
gen 1846, ©. 2, ud V. d. K. d. A. a. a. O. 

2) Prioritätsgeſetz vom 15. April 1825, Rbl. ©. 2361 fi. Art. 
11. d. 

3) Aud ein aus dem Röm. Mecht übergegangener, allgemein aner— 
fannter Sag, der indefjen nicht weniger, als andere, entjchiedene Anfech— 
tungen aus allgemeinen Gründen erfährt. ©. Berh. d. K. d. A. a. a. O. 

4) B.:D. vom 2. Mai 1813, Rbl. ©. 166; dagegen follen hiernach 
die Sachwalter deshalb zur Strafe gezogen werden. Bei Zögerungen der 
Finanzbehörden felbft, in Vertretung von Privatrechtsitreitigfeiten, wird von 
den Gerichten Anzeige an das Juſtiz-Miniſterium zu Beranlafjung einer 
Erinnerung derſelben durch das Finanz-Minifterium erftattet. ©. ungedr. 
Erl. des Fin.-Min. vom 14. Nov. 1837. 

5) Bol. Reyſcher a. a. D. Ir Br. $. 160, Ir Br. $. 377, und 
Hufnagel, o. a. Mittheilungen, neue Folge, Reutlingen und Leipzig 
1848, ©. 13. 
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Berhältnifje desfelben wiederum ausvrüdlich feſt, daß der Fis— 
fus in allen PBrivatrechtöftreitigfeiten bei den orbentlichen Ge— 
richten Recht zu geben und zu nehmen habe’), und einer 
weiteren Anordnung zufolge fol derſelbe hiebei je durch die— 
jenige höhere Binanzbehörde, deren Auffiht das betreffenve 
Recht unterworfen ift, und wenn ſolche hiezu nicht fich eignet, 
oder der Gegenftand den Fisfus oder die Caſſen des Staats 
im Allgemeinen betrifft, durch die Staatskaſſe vertreten 
werben ?). 


II. Aeußere Grund-Einrichtungen, 


8. 15. 


1) Centraliſation der Staats-Einnahmen und Ausgaben. 


Wie die ganze Finanz Verwaltung in dem Finanz-Mini- 
fterium, als nächſtem Gentralorgan dei Staatsoberhauptes für 
erftere, und oberfter Spige des ganzen Finanz + Verwaltungs- 
organismug, zu einem zufammenhängenden Ganzen verbunden, 
und berfelben hiedurd eine einheitliche Leitung gefichert ift, 
jo if, im Zufammenhang damit, und als nächſte Vorbes 
dingung des für jene erforderlichen fortlaufenden flaren Leber: 
blides über den jeweiligen Finanzzuſtand im Ganzen und 
Einzelnen, aud die gefammte Einnahme und Ausgabe des 
Staates in einem Gentralpunfte, der Staatd-Haupt-Eaffe, der: 
maßen vereinigt, daß alle Einnahmen von den verfchiebenen 
Zweigen der Staats-Verwaltung, je nad Abzug der unmit- 
telbaren Berwaltungsfoften, in diefelbe fließen, und aud alle 


1) 2. u. $. 9. 
2) Belanntmahung der Minifterien der Juftiz und der Finanzen vom 
7. Nov. 1818, Rbl. ©. 609. 
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Ausgaben für die verfchiedenen Zweige der Staats-⸗Verwal⸗ 
tung, mit der ebengevachten Ausnahme, aus derſelben be- 
ftritten werben !). 

Es find daher von der Staatd-Haupt-Bafje eines Theile 
die Ueberfhüfje in Einnahme zu bringen, welde fi bei uns , 
tergeorpneten Gafjen, über Abzug der von den leßteren jelbit 
für die hier einfommenden Einnahmen zu beftreitenden uns 
mittelbaren Verwaltungsfoften, ergeben, und andern Theile 
alle Ausgaben, mit Ausnahme der mit ver Verwaltung und 
Erhebung der Staatseinfünfte unmittelbar verbundenen Koften, 
felbft, oder dur Anweifung auf untergeordnete Caſſen zu 
leiften ?). 

Dabei find, zu Sicherung einer klaren Leberficht über 
den in jedem Verwaltungsjahr für ſich, zufolge der hier anfallen- 
den bejonderen Bedürfnifje und Dedungsmittel, auf's Neue 
erwachſenden Aufwand und das gleihe Einfommen, wie aud 
der mittelft ver weiter beftehenvden äußeren Grund-Ginrichtungen 
beabfichtigten wichtigen Zwede, von den Ausgaben fowohl, als 
von den Einnahmen, die laufenden, welche in dem betreffenden 
Jahre für die hier entjtehenden Bedürfniffe aufzuwenden finv, 


1) ©. a. V. Ep. vom Novbr. 1817, $. 53: Anftruftion für die Gin: 
richtung des Staats-Gaffen- und Rechnungsweſens vom 10. Nov. 1818, 
be. gedrudt in Fol, und in der Sammlung der Rechnungs-Vorſchriften, 
S. 311 ff., $. 1. Die hier feitgelegte Ausnahme, welche den Zwed einer 
vollftändigen Ueberficht über Staats - Aufwand und Einfommen nothwen- 
big theilweife vereitelt, fteht in engem Zuſammenhang mit ähnlichen be: 
jchränfenvden Borjchriften für die Boranfchläge, welche wieder hierauf 
zurückführen. Zuvor, während des ganzen weiteren Zeitraums. der uns 
umfchränften Staatsregierung, war die Gentralifation noch getheilt zwifchen 
einer Generaldomänen = und einer OÖberfteuer » Gafje, und dieſe Theilung 
ſchloß fi ihrer Seits einfah an die unter der früheren landflänbifchen 
Berfafjung beitandene noch jchärfere Theilung des Finanzhaushalts zwi— 
chen einer landesherrlihen Kammer: und der landjhaftlihen Steuer: 
Caſſe an. | 2. 
2) D. a. Stauts-Gaffen: und Rechn.-Inſtr. vom Nobr. 1818, €. 8. 11. 
Hoffmann, Finanzrecht 1. 3 
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beziehungsweife aus den eigens hiezu angewiefenen Einfom- 
mensquellen zur Verwendung anfallen, ferner Refte, welche 
aus früheren Verwaltungsjahren noch auszugeben und einzu- 
nehmen, und zunächſt zu gegenfeitiger Ausgleihung beftimmt 
find, endlich Grundftodsveränderungen, welche von einer 
Vermehrung oder Berminderung des unter eigenthümlichen 
verfaffungsmäßigen Rechtsverhältniſſen ftehenvden unmittelbaren 
Staatögutes oder Jogenannten Kammergutes, der deshalb ſo— 
genannten Grundftodds Verwaltung, herrühren, genau aus- 
einanderzuhalten ). 

Für die wirfliche Führung diefer Staats-Haupt-Baffe ift, 
zu Sicherung von Einheit und Ordnung, wie einer entfpre- 
chenden Arbeitötheilung, eine Reihe von Beamten, je mit eiges 
nen in einander greifenden Verrihtungen, ein Direktor zur 
Oberauffiht und Leitung, zwei Gafftere, ein Obereinnehmer 
und ein Hanptzahlmeifter, zu abgefonderter Gafjenführung über 
Einnahmen und Ausgaben, und zur Seite von jedem berjel- 
ben ein eigener Bontroleur, in deffen Gemeinschaft fie je immer 
zu handeln haben, nebft dem erforderlichen Caſſen- und Kanzlei: 
perfonal, aufgeftellt ); die oberfte Leitung der gejammten 
Staats-Caſſen-Verwaltung fteht aber auch bei dem Finanz. 
Minifterium 3). 


$. 16. 


2) Regelmäßig wiederkehrende Voranfchläge der Staats- 
Ausgaben und Einnahmen, 


Eine wejentlihe Ergänzung der ebenerwähnten Grund» 
einrichtung ver Finanz» Berwaltung, der entralifation ver 
Staats-Einnahmen und Ausgaben, für den früher angeführten 


1) D. a. Staats-Caſſen- und Rechn.-Inſtr. vom Novbr. 1818. $. 7. 

2) D. a. V. &. vom Novbr. 1817, $. 54; a. Staats-Caſſen- und 
Rechn.⸗Inſtr., 6. 21-24. 

3) a. Staats:Gaffens und Rechn.-Inſtr., $. 6. 
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allgemeinen Zweck bildet eine weitere, bie regelmäßig 
wiederkehrende Herftellung von umfaffenden und möglichft ges 
nauen Boranfchlägen, Etatd, über ſämmtliche in den betref- 
fenden einzelnen Berwaltungsperioden muthmaßlih zu erwar— 
tenden Ausgaben und Ginnahmen, foferne auch fie eine 
Veberficht über den jeweiligen Binanzzuftand im Ganzen und 
Einzelnen, und zwar, foweit ed überhaupt hier möglich ift, je 
am Anfang einer neuen Verwaltungsperiode, gewährt, und 
für diefe demzufolge die Grundlage zu ficherer und planmäßi- 
ger Feftftelung des Finanzhaushaltes im Ganzen und Ein- 
zelnen darbietet !). | 

Es ift ein jolder Voranſchlag eines Theild verfafjungs- 
gemäß vor jedem, der Regel nad) je von drei zu drei Jahren 
von der Staatsregierung an die Stände zu bringenden Ans 
finnen einer Steuerverwilligung zu Beftreitung des Staats; 
bedarfes, behufs ver hiezu erforderlichen vorgängigen Nachweis 
fung über die Nothwendigkeit oder Nüglichfeit der zu machenden 
Ausgaben, über die Berwenbung der früheren Staatdein, 
nahmen, und über die Unzulänglichfeit ver Kammereinfünfte ?), 
unter nachfolgender Verabſchiedung zwifchen ver Staatsregies 
rung und den Ständen, andern Theild, in nothwendigem 
Anſchluß hieran, von Jahr zu Jahr, je vom 1. Juli bis zum 
folgenden 30. Juni ſich erftredend, als nähere Grundlage für 
den geſammten Staatshaushalt, mit Königlidyer Genehmigung ?), 
herzuftellen. 

Zu diefem Ende find im Allgemeinen, und abgefehen von 
den bejonderen Erfordernifjen und der eigenthümlichen Bedeu— 
tung jener beiverlei Etats für die Feftftellung des Staats— 


1) Bgl. (Herzog) die Etatswirthſchaft in Württemberg a. o. a. O. 

2) 3. u., $. 110-112. 

3) ©. a. V. Ed. vom Novbr. 1817, $. 51; V.O. vom 17. Juni 
1818, Rbl. ©. 325; o. a. Staatscaffen- ud Rechn.-Inſtr. vom Novb, 
1818, $. 5. 
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hanshaltes in Beziehung- auf die zu bewerkftelligenden Staats, 
ansgaben einer und Staatdeinnahmen anderer Seits, biefe 
beiden nad ihren in einem allgemein vorgefchriebenen Rubri- 
fenjyftem vorgezeichneten Gattungen und Arten, ihrem nad 
Gründen der Wahrfcheinlichkeit möglichft genau zu ermitteln: 
den Zahlenbetrage, und ihrem gegenfeitigen Verhältniß, unter 
Ausſchluß der je einer befonderen überfichtlihen Nachweiſung 
vorbehaltenen Nefte, und ver, verfafiungsmäßigen Vorſchrif— 
ten gemäß, ganz außerhalb des tat für den laufenden 
Dienft zu haltenden Grunpftodsveränderungen, und, was 
allerdings eine unvolftändige Ermittlung des Staatsaufiwandes 
im Gefolge hat, unter unmittelbarem Abzuge des für die Ein- 
nahmen erforderlichen Elementaraufwandes von diefen, zunächſt 
durch die betreffenden Verwaltungsftelen in Special: Etats, 
und ſodann, auf den Grund hievon, ſowie mit Rüdficht auf 
die Verwaltungs: Ergebniffe der vorangegangenen Berwal- 
tungsperiode, namentlid den an dem Schluß verfelben ſich 
ergebenden Aftiv- und Paſſivſtand, durch vie oberfte Staats- 
rechnungsbehörde, die Ober -Rehnungsfammer, unter nadyfol- 
gender Prüfung von Eeite des Finanzminifteriums, und 
ſchließlicher Einholung der Königlihen Genehmigung, in einem 
Haupt-Etat !) nachzuweifen. Im Uebrigen beruhen die Voran- 


1) o. a. V. Er. von Novbr. 1817, $. 52; VI. Ed. vom 18. Novbr. 
1817, $. 1—5; Inftr. zu Verfaffung der jährliden Etats bei den Ga- 
meral- und DomanialsBerwaltungen, bef. gebr. in Kol., und in der Samm— 
lung der Rechn.-Vorſchr. ©. 213 ff, $. 1-3, 8, 25; 8. Go. vom 13. 
Derbr. 1818, Rbl. S. 657 ff. $. 20; 0. a. Staats-Caſſen- und Recn.: 
Inſtr. vom Novbr. 1818, $. 29. Wie bei der Gentralifation der Staats: 
Einnahmen und Ausgaben, fo fällt au hier bei den Voranjchlägen 
berjelben leicht in die Augen, wie fih, in Folge der Nichtaufnahme des 
unmittelbaren Berwaltungss, jogenannten Glementaraufwandes für ſämmt— 
lihe Staats-Einnahmen unter den Staatsaufwand, und des Vorabzuges 
deſſelben von den betreffenden Ginnahmen, der Staatsaufwand wie das 
Staatseinfommen an fih theilweife unter feiner wahren Größe barftellen 
muß. Es gilt dieß insbefondere von demjenigen, welcher, wie ber für 
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ihläge über Staats -Einnahmen und Ausgaben auf eigen, 
thümlichen formellen Vorſchriften und Anorbnungen. 


8. 17. 


3) Regelmäßig wiederkehrende Machweifung der Staats- 
Einnahmen- und Ausgaben-Ergebniffe. 


Zu weiterer Ergänzung, und zum Theil als unmittelbare 
Grundlage der bisher gedachten Grundeinrichtungen des Fir 
nanzhaushaltes, reiht ſich denſelben al8 eine ſolche weiter an 
eine fortlaufende überfichtliche Nachweiſung und Außere Con 
trole des wirklichen Ganges und Standes, fowie der Ergebs 
nifje des Staatshaushaltes, in Beziehung auf die in demfelben 
zu bewerfftelligenden Staats, Einnahmen und Ausgaben im 
Einzelnen und Ganzen. Es iſt ſolche in der Hauptſache zus 
nächſt zu bewerfftelligen eines Theild durd die Einziehung 
periodifcher, im Allgemeinen und der Regel nad, monatlicher 
Nachweiſungen hierüber, fogenannter Caſſenberichte, von Seite 
der mit der Realifirung von Staatd-Einnahmen und Ausgaben 
beauftragten Eafjenftellen, theils durch die Abnahme förmlicher 
Rechnungen von Seite legterer, je am Schluße der jährlichen 
Perwaltungsperioden, ſowie durch die nachfolgende Prüfung 
beider von Seite der hiezu niedergefegten höheren Behörden ). 
Hiebei fteht, zu Sicherung des ganzen Zwedes der Einrich— 
tung, im @inflang mit der Art und Weife der Centraliſation 
der Staats-⸗Einnahmen und Ausgaben in der Staatd-Haupt- 


— oo... 


die Einfommensquellen rein öffentlich rechtlicher und wirthichaftlicher 
Natur, wie z. B. alle Steuern, wirklich eine eigentlihe Vermehrung hie: 
dur erleidet. Val. auch Mohl W. Staats: Recht, 2r Bo. $. 277, 
Note 4, und $. 278. Ir Abſatz, und die Abh. des Verf. in der Zeit: 
Ichrift für die gefammte Staatswiffenfhaft, 7r Bd. 1851, ©. 602, 615. 

1) o. a. VI. Ep. vom Nov. 1817, $ 4; o. a. V. D. vom 17. Juni 
1818 ; 0. a. Staats-Gaffen- und Rechn.-Inſtr. vom Novbr. 1818, $. 29; 
o. a. Ed. vom Derbr, 1818, $. 2, 4, 14, 
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Caſſe, ſowie als wejentlihe Borbedingung genauer Boran- 
ſchläge über viefelben, infoweit diefe auf Erfahrungen aus 
der Vergangenheit berufen, der im Zufammenhang damit 
herzuftellenden weiteren Ueberſichten, und der verfafjungsmäßi- 
gen Erhaltung des Grundftodsvermögens, in ihrer Abhängigfeit 
von einer vollftändigen Abfonderung der durch Beränderungen 
in demfelben entftehenden Einnahmen und Ausgaben, ale all- 
gemeine Grundnorm feft, daß von den Einnahmen, wie von 
den Ausgaben, Grundftodsveränderungen, Refte, und Laufen- 
bed nad den früher angedeuteten leitenden Gefichtspunften 
ausdeinanderzubalten, dad Laufende in Einnahme und Ausgabe 
aber weiter noch ganz unter der für tie Voranfchläge hierüber 
vorgezeichneten Unterfcheidung ihrer Gattungen und Arten 
darzulegen, und für die Rechnungs-Ablegung insbefondere die— 
jelben Anfangs- und Endtermine der jährlichen Verwaltungs: 
perioden, wie für die betreffenden Etats, feftzuhalten find Y. 
Im Uebrigen beftehen biefür, zu Sichernng einer entſprechen— 
den Klarheit und Ueberſichtlichkeit, noch mancdherlei rein fors 
melle Anordnungen, welche aber als ſolche nicht hier, fondern 
anderwärts für fih in Betracht fommen. 

Sodann find, zu unmittelbarer Sicherung des Zweckes 
und Werthes der obengedadhten Einrichtung, nicht allein alle 
Eafjenbehörben, bei Vermeidung eigener Strafen, zu forgfäl- 
tiger, von Privatgeldern vollftändig getrennter Aufbewahrung 
der anvertrauten Staatögelver in den eigens hiefür angemies 
jenen Bajjenbehältern, und zu ansfchließliher Verwendung 
derfelben für die vorgezeichneten Zwecke 2), fowie zu Beobach— 
tung gewiffer Außerer Vorfihtsmaßregeln bei teren Verſen— 
dung ?) angewiefen, ſondern and; für diefelben durchaus eigene 


1) O. a. B. D. vom 17. Juni 1818; o. a. Staats » Gaffen- und 
Rechn.Inſtr. vom Nonbr. 1818, 6. 7, 24. 

2) Berf. des Finanz-Min. vom 9. März 1853, Rbl, ©. 75. 

3) 0. a, Ep, vom Decbr, 1818. $. 14, 16-19. 
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unmittelbare Unterfuhungen, theild® im Zufammenhang mit 
der Grftattung der monatlichen Bafjenberichte, fowie im Ans 
jhluß an die Rechnungsablegung, alfo auf vorausbeftimmte 
Zeitpunfte, theild außerhalb folder, unvorhergefehener Weiſe, 
je auf befondere Verfügung der zunächſt oder höher vorge: 
fegten Behörden , unter beftimmten hiefür ertheilten formellen 
Vorſchriften, angeordnet; und außerdem ift den einzelnen Caſ— 
fenbeamten nod die Reiftung beftimmter verhältnigmäßiger 
Gautionen, in der Regel im Betrag des fechzehnten Theiles 
der etatsmäßigen Jahres-Einnahme, unter Feftfegung gewiſſer 
Marimalfummen, mittelft der Berpfändung von Grundftüden, 
von Gebäuden, foweit fie nicht von der Brandverficherung 
ausgeſchloſſen find, oder Württ. Staatöfhuld-Eapitalien, nad 
eigens vorgefchriebenen, in der beftehenden allgemeinen Pfand» 
und Prioritäts-Gefeggebung begründeten Formen, zur Pflicht 
gemacht, fowie auch den betreffenden Controlbehörden die Ueber: 
wachung der dießfallfigen Leiftungen aufgetragen !). 

Endlich ift, zu Erhaltung der unentbehrlichen Einheit und 
llebereinftimmung in allen vorftehenden Einrichtungen, fowie 
zu angemefjener Handhabung diefer, beziehungsweife der Leber; 
wachung der legteren, in ihrer Handhabung durch die hinfichtlich 
einzelner Arten von Einnahmen zunächſt hiefür nievergefegten 
Oberbehörden, eine eigene obirfte Staatsrehnungs-Behörbe, 
die Ober-Rehnungsfammer, in unmittelbarer Unterorbnung 
unter das Finanzminifterium, niedergefeßt 2). 


1) ©. das Mähere in der B. D. vom 7. Nuguft 1817, Mbl. ©. 
381 ; Verf. des Fin. Min. vom 22. Kebruar 1818, Rbl. S. 85, 27. Juli 
1825, Rbl. ©. 435, 10. Februar 1839, Rbl. ©. 67, 4. Februar 1840, 
Rbl. ©. 74, und ungedrudte Verf. defjelben vom 9. Januar 1845, 
Zeit: 1851, 29. Novbr. 1854. 

» Decbr. 

2) o. a. Ed. vom Decbr. 1818, 6. 14, 11-15, 21; B.D. vom 

21. Novbr. 1849, Rbl. ©. 729 ff., $. 5. 





Zweites Buch. 
Staats-Ausgaben. 





Erſte Abtheilung. 
Allgemeine Verhältniſſe. 
$. 18. 


I. Begriff der Staatsausgaben überhaupt. 


Unter den Staatsausgaben können im Allgemeinen in 
einem weiteren Sinne alle diejenigen Ausgaben begriffen 
werden, welche überhaupt, vermöge des verfafjungsmäßigen 
Organismus des Staates, für defjen einzelne Zwede und Be— 
bürfniffe ftattfinden, im Gegenfag von Ausgaben für die. mehr 
oder minder nahe verwandten öffentlihen Zwede der inners 
halb des Staatsvereins und unter der Auffiht der Staats— 
gewalt, aber in felbftftändiger Stellung, mit eigenem mehr 
oder minder ausgedehnten, aber nad außen wohl abgegränz- 
tem Wirfungsfreife, beftehenden öffentlihen Gorporationen, 
wie insbefondere der Gemeinden und Amts + Körperfchaften. 
Der Beftimnung der Verfaffung gemäß, daß Alles, was nicht 
auf örtlihe Bebürfniffe der Gemeinden oder Anıts » Körper: 
Ihaften, fondern zur Erfüllung allgemeiner Landes - Berbind- 
lichkeiten zu verwenden fei, nur auf das gefammte Land 
vertheilt werden könne), iſt nun aller vorgedachte Aufs 


1) Bu. $. 68, 
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wand ganz auf den Staat zu übernehmen, und es ift dieß 
auch wirklich feit nenerer Zeit, nad Befeitigung mancher mit 
jener Beftimmung früher in Widerſpruch geftandenen Einrich- 
tungen, in den meiften Beziehungen ver Fall, wie denn 
ebenfo den einzelnen Staatsangehörigen mande ihnen in 
früherer Zeit aufgelegte läftige perfönlihe Dienftleiftungen für 
Etaatszwede theild in angemefjenem Verhältniß vergütet 
werden, theild, und zwar in ganz allgemeiner Beziehung na- 
mentlich die Frohmbotendienfte, zu Herftellung vollfommener 
Rechtsgleichheit, und um der hieraus entftandenen vielfachen 
Mißbräuche willen, unter gewiſſen Vorausſetzungen völlig ab: 
genommen find '). 

Indeffen werden immerhin noch jegt manche Bedürfniſſe 
des Staats nicht allein unter Beiziehung unzureichend belohn, 
ter dießfallfiger perfönlicher Dienftleiftungen der Staatsanges 
hörigen befriedigt, ſondern auch, rüdfichtlic einzelner hiefür 
erforderlihen Ausgaben, den vorgedachten Körperichaften über: 
wiefen, ſodaß die Etaatdausgaben in ihrem obengedachten 
Sinn doch zum Theil nicht allein aus Staats-, fondern aud) 
aus anderweitigen öffentlichen Mitteln ihre Dedung erhalten, 
wie bei Nachweifung verfelben im Einzelnen nod etwas näher 
darzulegen ift. 

In einem engeren und im eigentlihen Sinne find daher 
hier unter den Staatsausgaben nur diejenigen Ausgaben für 
die Zwede und Bebürfniffe des Staates zu begreifen, deren 
Beitreitung wirflid aus feinen eigenen Mitteln, jomit aus 
der Staatd-Haupt-Eaffe erfolgt. Zn 


$. 19. 
I. Natur und Arten der Staatdausgaben überhaupt. 
Die aus dem Staats - Einfommen zu beftreitenden Aus— 
gaben des Staats find im Allgemeinen die unmittelbare 


I) B. O. vom 29, Oktbr. 1837. Rbl. S. 594. 
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Beranlaffung zu Echaffung des erfteren in feinem Gefammt- 
betrage, und infoweit eigentliche® Correlat vefjelben. Sie find 
dabei im Einzelnen, ſchon vermöge der Mannigfaltigfeit ber 
hiedurch zu befriedigenden Bedürfniſſe, fehr mannigfacher Art 
und Natur, hier aber von dem Standpunkte des Staatshaus: 
haltes aus, wo fie, foweit fie nicht die Aufbringung und Be- 
reithaltung des Etantd -Einfommens felbft betreffen, in ver 
Hauptſache nur rüdfihtlih der hiedurch für jenen, je nad 
Maaßgabe ihrer ordnungsmäßigen Anoronung , entftehenven 
Aufgabe einer angemefjenen Dedung derſelben mittelft eines 
entſprechenden Staats - Einfommens in Betracht fommen, im 
Allgemeinen vorerft auch nur nad drei gemeinfamen Seiten 
ihrer Natur, welche in jener Beziehung eine wefentliche 
Bedeutung haben, in’d Auge zu faffen und zu würdigen, 
einmal nad den hiedurch zu erfüllenden Zweden, ſodann 
nach dem Grad der Negelmäßigfeit ihres Eintrittes, endlich 
nad den zu ihrer Beftreitung in Anwendung zu bringenven 
Mitteln. 

I. Rad) den Zwecken, welche mittelft des Staatsaufwandes 
erreicht werben follen, ift diefer eines Theils, nad) den einzels 
nen Gliedern des die Staatsthätigfeit vertretenden Staats— 
Drganismus, zu unterfcheiden zunächſt in denjenigen, welchen 
die Unterhaltung der verfaffungsmäßigen Organe der oberiten 
Staatögewalt, und in denjenigen, welden die einzelnen Haupt: 
zweige der Staatsthätigfeit erfordern, fobann aber näher noch 
in erfterer Beziehung in die gefeglichen Leiftungen des Staats 
an ten König und die Mitglieder des Königlichen Haufes, 
und in die Koften der ftändifchen Vertretung, in der andern, 
den einzelnen Hauptorganen und Zweigen der Stuatöthä- 
tigfeit entfprehend, vor Allem in venjenigen für die außer 
halb und beziehungsweife über den letzteren, wenn aud, 
ganz gleich jenen erfteren, in unmittelbarer Unterordnung 
unter den König niedergeſetzte oberfte Staatsbehörbe, den K. Ger 
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heimenrath ), und in den für die eben jene Thätigfeit näher 
und im Einzelnen vertretenden Verwaltungsdepartements oder 
Minifterien, wie namentlid das Departement der Auftiz für 
die Suftigverwaltung, das Departement des Innern und das 
des Kirchen und Schulweſens für die Regiminal- und Bolizei- 
verwaltung, das Departement der auswärtigen Angelegenheiten 
für die Leitung des friedlichen Verkehres mit anderen Staaten, 
das Departement des Kriegsweſens für die Ariegsverwaltung, 
und das Departement der Finanzen für die Finanzverwaltung, 
einfchließlich des weſentlich hieher gehörigen, und von hier aus 
wirklich auch vorzufehenden Aufwandes zu Erfüllung verfchies 
dener in der Vergangenheit, theild behufs der Erwerbung 
einzelner Staats-Einkommensquellen, theils behufs der Er- 
ledigung von Zahlungs-Berbindlichfeiten, übernommenen all 
gemeinen Staatslaften, wie namentlich der Staatsjchuld, mehr: 
faher Renten, und fogenannter Entfhädigungen, worüber je 
noch nähere Nachweiſungen im Einzelnen zu geben find 2). 
Andern Theile ift der Staatsaufwand nad vorftehendem Ge— 
fichtspunfte noch zu unterfcheiden in foldhen für rein perföns 
liche Dienfte, Berfonal-Aufwand, und in ſolchen zur Her: 
ftellung und Unterhaltung von materiellen Anftalten, welche 
als foldhe in das Vermögen des Staates übergehen, dasſelbe 
ſonach für immer over für einige, längere oder kürzere Zeit 
vermehren, den Real-Aufwanv. 


— — 





1) Früher gehörte hieher auch noch der Aufwand für die geheime 
Cabinets-Canzlei des Königs; feit nenerer Zeit ift derfelbe aber auf die 
K. Givillifte übernommen. S. V.O. vom 13. März 1850, Rbl. ©. 57. 

2) B. U. $. 4, 18, 54, 56; vgl. den dem Finanzgeſetz für die Jahre 
1855/58 beiliegenden Hauptfinangetat, Ziffer I, deſſen Gintheilung Hinficht: 
ih der Ausgabe-Rubriken im Weſentlichen mit der obigen Gintheilung 
übereinftimmt, und von berfelben nur infoferne abweicht, als dort der 
Aufwand für die Stantsfchuld, Menten, und Entfhädigungen unter eigenen 
Rubrifen, abaefondert von dem des Finanzdepartement, und der für Pen: 
fionen, Dutescenzgehalte, und Gratialien an Staatsdiener auch je für fi, 
abgefondert von dem der einzelnen Minifterien, aufgenommen ift, 
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1. Hinftchtlich der Regelmäßigfeit des Eintritts befteht 
unter den Staatdausgaben ein wejentlicher Unterfchied eines 
Theild, und zuweilen in beträchtliher Ausdehnung, infoferne, 
als ſolche bald nur für die regelmäßig andauernden Zwede 
und ‚Bedürfniffe, den fogenannten orbentlichen Dienft, bald 
außerdem noch für außergewöhnliche, nicht regelmäßig wieder: 
fehrende Zwede und Bedürfniſſe, den veshalb fogenannten 
außerorbentlihen Dienft, ftattfinden ). Andern Theil befteht 
ein ſolcher fortwährend infoferne, al8 ein Theil des Auf: 
wandes von einer für die betreffenden Verwaltungsperioden 
ficher vorausbeftimmten Größe, ftändiger Art, ein anderer 
aber von zufälligem, erft im Lauf einer jeven Verwaltungs: 
periode zu ficherer Beftimmung gelangenvden Betrage, unftän- 
diger Art ift 2). 

IM. Hinfihtlih der zu Beftreitung des Aufwandes in 
Anwendung zu dringenden Mittel ift verfelbe eines Theild zu 
unterfcheiden infoferne, ald er zum Theil, und allerdings feit 
neuerer Zeit zum bei weitem größten, in Geld, zum Theil 
aber auch, dem Staatseinfommen entfprechend, in Natura- 
lien, ſeit neuerer Zeit vornehmlih nur noch Holz, befteht. 
Andern Theils ift in diefer Beziehung nicht zu überfehen ver: 
jenige weder in den Etats, noch in den Rechnungen beftimmt 
und burchgreifend herportretende Unterfchieb unter ven Staats: 
ansgaben, wornad ein Theil verfelben, beftehe er nun in 
Geld oder in Naturalien, wirflid unmittelbar oder mittelbar 
aus der Staatskaſſe mittelft deren eigentlicher Einnahmen bes 


1) Es ift diefer Unterfchied der Zeit zwar nicht praftifch anwendbar, 
aber für Fünftig eintretende Fälle jeder Zeit vorbehalten, j. Finanzgefeg 
für die Jahre 1855/55, Art. 1. In mehreren der vorangegangenen Ber: 
waltungsperioden war folder aber, wegen bes Eifenbahnbaus, von großer 
Bedeutung; vgl. Finanzgejeß von 18%/as, Art. 2. 3, von 18% /a9, Art. 1. 3, 
von 18°%52, Art. 1. 6. 

2) Vgl. Berf. der Min. der Juſtiz, des Innern und der Finanzen 
vom 7. Juni 1820, .Rbl, S. 279 ff. $. 1. 
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ftritten wird, ein anderer nicht unbedeutenver Theil aber feine 
Deckung mehr verftekt in der Art erhält, daß die materiellen 
Erfordernifje für einzelne Zwede, an Gebäuden, Grundftüden, 
und wohl auch an Mobilien, einfah aus dem Grundſtocks— 
oder fonftigen unmittelbaren Vermögen des Staats abgegeben 
oder angejchafft !), oder zu dem Ende aud) bejondere Activ- 
Gapitalfonds hieraus zugewiefen 2) worden find, und nod 
werden, jenes Vermögen alſo ſodann für ſolche Zwede, ohne 
Aufrehnung des hieraus aufgeopferten Interefje unter dem 
Aufwand, benügt wird, was denn, wie bemerkt, die in den | 
Etats und Rechnungen nicht beftimmt und Far hevvortretende 
Folge hat, daß auf der einen Seite der betreffende Aufwand 
um den Betrag jenes Interefje niedriger ſich ftellt, auf ver 
andern der Ertrag des Grundftodd-Vermögens um den gleichen 
Betrag einen Abgang erleidet ?). 


1) Es ift dieß bei den meiſten Zweigen ber Staatsverwaltung der 
Fall, namentlich Hinfichtlich der zur Benügung eingeräumten Amtsgebäude 
und Inventare. Bon befonderer Bedeutung war aber in diefer Beziehung 
in neuerer Zeit die zu Gunften des Baus von Staatseifenbahnen ganz 
allgemein getroffene Anoronung, daß an dem bießfallfigen Aufwand die 
Kaufichillinge für die Baupläße der zu den Staatseifenbahnen nothwen: 
digen Gebäude und für die Girundflächen zu ben Bahnhöfen auf das 
Grundftods-Bermögen des Staats übernommen wurden, ſ. die Gejege, be— 
treffend den Bau von Eifenbahnen, vom 18. April 1843, Rbl. S. 277 ff. 
Art. 3, und vom 6. Mai 1857, Rbl. S. 29, 3. 3, und nod mehr die 
Anordnung einer vollftändigen Ueberweifung der Baukoſten der Berbin: 
dungsbahn zwijchen ABürttemberg und Baden auf den Grundftod, j. Geſetz 
in Betreff der Staatseifenbahnen vom 28. Dec. 1851, Rbl. von 1852, ©. 1. 

2) Hieher gehören befonders die Kapital-Ausftattungen einiger Pen— 
fionsanftalten aus Staatsmitteln. S. Finanzgejeg von 18992, Art. 5. 

3) Daß der Staatsaufwand demzufolge in den Staats-Finanzıtats 
und Rechnungen nicht in feiner wahren und ganzen Größe ſich darſtellen 
fann, liegt am Tage, und bürfte durch die größere Einfachheit der dies— 
fallfigen Gefhäftsbehandlung kaum vollftändig gerechtfertigt fein. Näheres 
hierüber in der o. a. Abh. des Verf. über die Mangelhaftigfeit der 
Staatsausgaben:Gtats in der Zeitjchrift für die gefammte Staatswijl., 
Br. 7, €. 601, 611. 
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UL Bewerkftelligung der Staatsausgaben überhaupt. 


$. 20. 
1) Im Allgemeinen. 


Die Bewerkfteligung der Staatsausgaben geht, als wefent- 
liches Mittel zu Berwirflihung der Staatszwecke, von der 
verfaffungsmäßigen Staatögewalt, und demzufolge von dem 
Staatsoberhaupt, ald oberſtem Inhaber derfelben, in den ver: 
hiedenen Richtungen der Etaatsthätigfeit aus, ift aber hiebet, 
zum Theil zufolge der beftehenden Staatsverfaffung, an eigen- 
thümliche Normen gebunden. Diefe dagegen, fowie die dem— 
gemäß beftehenden befonveren organischen Einrichtungen für 
den vorftehenden Zwed, find, ihrer näheren Bedeutung für 
den vorftehenden Zwed gemäß, wefentlich verſchieden hinficht- 
lich der Anorbdnung der Staatsansgaben einer, und ber Lei— 
ftung derfelben anderer Seits. 


$. 21. 
2) Anordnung der Staatsausgaben. 


In dem vielfahen Zufammenhang, in weldem die An- 
ordnung von Staatdausgaben, vermöge der Beziehung legterer 
auf die verſchiedenen Zwede und Aufgaben des Etaatd, mit 
den dießfallfigen Anordnungen der Staatögewalt fteht, ift 
ſolche an ſich, je nach der öffentlicherechtlihen Ratur der leß- 
teren, jenachdem dieſe insbeſondere dem Gebiete der Geſetz— 
gebung im engeren, oder dem der Verordnung im engeren 
oder weiteren Sinne angehören, von felbft an die hiefür ver- 
faſſungsgemäß feftftehenden Vorbedingungen und Voraus— 
ſetzungen, im erſteren Falle alſo namentlich an eine vorgän— 
gige Verabſchiedung zwiſchen der Staatsregierung und den 
Ständen gebunden ). 





1) B.u. $. 88. 
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‚Zugleich ift diefelbe aber, im Hinblid auf die tief und 
weit greifenden Folgen und Wirkungen, welche fie für bie 
ganze, wie für die einzelnen Angehörigen ver Staatögefellfchaft, 
der Erfahrung und der Natur der Sache nad, hat und haben 
muß, noch unter ganz eigene Normen geftellt. 

Adgefehen von der, zufolge ihrer etwaigen Verbindung 
mit eigentlichen gefeglihen Norfchriften in dem vorgedachten 
verfaffungsmäßigen Sinne, hiezu erforderlichen Verabſchiedung 
zwifchen Regierung und Etänden, bedarf es hiezu, rückſichtlich 
der nächſten Vorſehung eines dem betreffenden Aufwande ent: 
ſprechenden Einfommens, vor Allem, auch der Verfafjung ge- 
mäß, und wie nicht hier, fondern in der Lehre vom Staats— 
verfaffungs-Nedht näher auszuführen ift, noch einer befonderen 
Mitwirkung der Stände in der Art, daß diefe, auf den Grund 
eines ihnen, in der Regel von drei zu drei Jahren, mit ven 
gehörigen Nahweifungen über die Nothwendigkeit und Nuͤtzlich— 
feit der in der bevorftehenven Verwaltungsperiode beabfichtigten 
Staatsausgaben, von dem Finanzminifterium zur Prüfung vor- 
zulegenden, und von den einzelnen Minifterien je für ihr De: 
partement zu erläuternden Hauptfinanzetat, über die Zuläßig- 
feit jener im Ganzen und Einzelnen zu entfcheiden haben !). 

Zwar ift diefe Mitwirfung der Stände, der Natur der 
Sade und dem Flaren Sinne der Berfaffung gemäß, in zwei— 
facher Richtung befchränft: einer Seits kann denfelben eine 
Ablehnung folder Ausgaben nicht zuftehen, welche völlig auf 
eigentlichen Gefegen oder gar einer Beftimmung der Berfaf- 
fungs-Urfunde beruhen, indem ſolche eine Aufhebung dieſer 
Kormen oder zum Wenigften einen Auffchub ihrer Vollziehung 
in ſich fchlöße, was nur mit Zuftimmung der Staatsregierung 
gefhehen darf; andern Theils fann von den Ständen bie 
Zuftimmung zu einer Ausgabe dann nicht verweigert werben, 


1) 8.0. $. 110-112, 124. 
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wenn die Erfüllung einer von der Staatsregierung verfaffungs- 
gemäß eingegangenen vollfommenen Rechtsverbindlichkeik des 
Staates hiedurch bedingt ift N. 

Inſoweit aber die vorftehende Mitwirkung der Stände 
innerhalb ihrer rechtmäßigen Gränzen ftattfindet, find die zu: 
folge derfelben ergebenden Entſcheidungen über den Staats: 
aufwand im Ganzen und Einzelnen, nad) Gegenftand und 
Betrag, ſei ed nun, daß die Anfinnen ver Staatsregierung 
hiedurd) gutgeheißen oder abgelehnt, over nur modificirt werden, 
wirflich volfommen maasgebend, in der Art, daß jene den 
demgemäß verabjdiedeten Hauptfinanzetat ganz genau einzu: 
halten verbunden iſt, mit alleiniger Ausnahme der Fälle, 
wenn eines Theild entweder eine in dem Etat nicht anerfannte 
Ausgabe zu Erhaltung der Sicherheit des Staats dringend 
nothwendig wurde, die Staatsregierung alfo diefelbe, vermöge 
ihres verfafjungsmäßigen Rechtes, in dringenden Fällen zur 
Sicherheit des Staates das Nothwendige vorzufehren, dennoch 


nenn 


1) 3.U. $. 85, 88, 89. In der Hauptſache diefelbe Anficht ftellt 
auch Mohl auf in feinem Württ. Staatsredht, Bo. I, $. 109, gegenüber 
der von Pfizer, Recht der Steuerverwilligung nad) den Grundſätzen der 
MWürtt. Verfaffung, Stuttgart 1836, wornah den Ständen ein unbes 
ſchränktes Steuer-, und damit auch Staatsausgaben-Berwilligungsredht 
zuftehen ſoll, und melde offenbar zu weit geht. Auf der andern Seite 
geht aber auch die von manchen Seiten aufgeftellte Behauptung, daß die 
jogenannten Normaletats der einzelnen Staatsftellen, d. h. die in Ueber: 
einftimmung mit den Ständen feitgeftellten Grundſätze über die Zahl, die 
Rangklaſſe, und die Gehalte der hiebei anzuftellenden Beamten, in vor: 
ftehender Beziehung auch die Bedeutung, alfo die dauernde bejhränfende 
Wirkung eigentlicher Gefege haben, zu weit, indem ihnen ja doch nur die— 
jenige einer finanziellen Rihtfchnur für die betreffende Etatsperiode zu— 
fonımen fann, wie dieß nicht allein jeder Zeit von den Ständen beharrlich 
behauptet, jondern bei Gelegenheit auch ihnen gegenüßer von Gommifjären 
der Staatsregierung zugegeben worden if. S. Berh. d. K. d. U. von 
1825/20, 2tes außerord. Beil.Heft, Ite Abth., Hauptberiht, S. X; von 
1826, 18 Bril.H. ©. 217; von 1833, 2r Landtag, Bd. 19, ©. 135; von 
1836, Bd. 4, Sig. 52, ©. 19. Bol. auh Mohl a. a. O. $. 35, Ziff. 2. 
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anordnen mußte, oder der Voranfhlag einer Ausgabe nicht 
mit bollfommener Beftimmtheit feftgeftellt werden Fonnte, und 
bei der Vollziehung als zu niedrig angenommen fich erweist, 
und wenn andern Theil entweder der Zwed einer Ausgabe 
auch bei Ermäßigung ihres Betrages erfüllt werden Fann, 
oder die Borausjegung, unter welcher eine ſolche in den Etat 
aufgenommen wurde, nicht eintritt !). Auch wird, im Hin- 
blif auf den möglichen Eintritt eined durch Gründe der nächſt 
vorgedachten Art gerechtfertigten, im Haupt-Finanzetat aber 
nicht unmittelbar vorgefehenen Aufwandes, in jenen für jede 
Finanzperiode nicht allein ein befonderer Dispoſitionsfonds 
für jedes Departement, fondern auch ein allgemeiner Referve- 
fonds für den gefammten Staatshaushalt aufgenommen, um 
ſolchen Aufwand hieraus beftreiten zu fünnen. In dem neueften 
Haupt-Finanzetat für die Jahre 1855/58 ift jo namentlich der 
allgemeine Nefervefondd angenommen auf eine Summe von 
45000 fl. ?) 

Innerhalb der bisher angeveuteten, hier nicht weiter aus: 
einanderzufegenden Schranken ift es ſodann, mit alleiniger 
Ausnahme der Verwaltung der Staatsfhuld, für welde in 
diefer Beziehung, wie früher ſchon erwähnt worden, verfaj- 
jungsgemäß eigene Einrichtungen beftehen, lediglich Sade der 
Staatöregierung, und, in deren Vertretung, indbefondere der 
den einzelnen Hauptzweigen der Staatsverwaltung vorgejegten 
Minifterien, den für ihre Zwecke erforderlihen Aufwand ebenjo, 
wie andere zu Vollſtreckung und Handhabung der Gejege er— 
forderlihe Anftalten, anzuordnen ?). 

Zu diefem Ende ift zunächſt, im Zufammenhang mit der 
früher ſchon, als Grundeinrichtung des Finanzhaushaltes, er- 


1) BU. $. 89; V. d. K. d. N. von 18%/e7, 9. 3. ©. 789. Bol. 
Mohl a. a. O. $. 280. 

2) Hauptfinanzetat von 188/538, 1, 18. 

3) Du. $. 89. 


Hoffmann, Binanzredt. 1. 4 
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wähnten Herftellung von Voranſchlägen über den Staatsauf- 
wand, vor dem Anfang eines jeden Binanzjahres von Gen 
einzelnen Minifterien, je auf deu Grund des mit den Ständen 
verabfchiedeten Hauptfinangetat, eine detaillirte Nachweiſung 
aller in dem bevorftehenden Jahr für das betreffende Depar- 
tement zu beftreitenden Ausgaben zu fertigen, und demgemäß 
fofort von der Ober-Rehnungsfammer in dem von ihr zu 
bearbeitenden jährlihen Hauptetat der Staatsaufwand nad) 
den einzelnen Verwaltungsdepartements zu berechnen !), wobei 
dem ftändifchen Ausschuß verfaſſungsgemäß nod das Recht 
zufommt, jenen Etat je am Ende des ablaufenden Verwaltungs: 
jahres mit dem Finanzminifterium zu berathen ). Auf ven 
Grund dieſes Etat find fodann die einzelnen Minifterien ers 
mächtigt, je für die darin genehmigten Ausgaben, und bie 
zum Betrag der für jeden Ausgabegegenftand genehmigten 
Summen, unmittelbare Anweifungen auf die Staatd-Haupt: 
cafje zu ertheilen; es ift ihnen aber demgemäß auch ausdrüd- 
lich zur Pflicht gemacht, weder eine Vermehrung der Ausgabe 
für irgend einen Gegenftand über. ven etatsmäßigen Betrag, 
noch aud eine ganz neue Ausgabe, ohne bejondere 8. Ge- 
nehmigung zu verfügen 3); und der Ober-Rechnungsfammer, 
als oberfter Staats-Gontrolebehörde, ift ausprüdlich die Fuͤh— 
rung einer Auffiht darüber aufgetragen, daß die im Gtat 
feftgejegten Ausgaben nicht überfchritten werben ?). 
Hinſichtlich der fpecielleren Wahrnehmung und Vorjehung 
der einzelnen Staatsausgaben, und der Ertheilung der dies— 
fallfigen Anweifungen auf die Staatd-Hauptcafje befteht in: 


1) ©. a. VI. Ed. vom Novbr. 1817, $. 3. 

2) B.U. $. 188. ’ 

3) DO. a. V. Ep. vom Nov. 1817, $. 17, 51; K. Dekr. vom 13. Der. 
1818, Samml. der Rechn. Vorſchr. S. 87 ff., $. 2. 3. 

4) D. a. Staats-Caſſen- und Rechn. Inſtr. vom Novbr. 1818, $. 6; 
vo. a. Ed. vom Decbr. 1818, $. 1. 4. | 
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deſſen, ſowohl zu Erleichterung der einzelnen Minifterien in 
ihrem Geſchaͤftskreis, als auch zu Sicherung einer ſachgemäßen 
Behandlung der Sache ſelbſt, in ihrem engen Zuſammenhang 
mit den übrigen Gegenſtänden der betreffenden Verwaltungs— 
jweige, die Einrichtung, daß ſolche den betreffenden Minifterien 
für einen Theil von jenen, und namentlid alle diejenigen 
Ausgaben, für welde, in weiterer Vertretung der Staats» 
Hauptcaffe, eigene Caſſen (Special-Ausgabecafjen) beftellt find, 
nur in größeren Summen, behufs deren Abgabe an eben dieſe 
Gaffen, obliegt, weiterhin und im Einzelnen aber den für die 
unmittelbare Leitung und Beauffichtigung jener Verwaltungs: 
jweige felbft nievergefegten höheren Verwaltungsbehörden, je 
unter der höheren Leitung und Aufficht des vorgefegten Mini» 
fteriums , fei ed nun, wie namentlih in Beziehung auf Be: 
joldungen, mit, oder ohne höhere Legitimation je innerhalb 
der Etatsſätze, überlaſſen bleibt '). Hiebei ift, zu vollftäns 
diger und zeitlicher Entledigung aller Staatsausgaben im Lauf. 
der betreffenden Berwaltunggperiode, und behufs ver hievon. 
abhängigen Siherftelung eines geordneten Ganges der Ber: 
waltung, eines Theil allen Behörden, welche für ihren Ver— 
waltungszweig einer Ausgabe-Zahlungsanweifung bebürfen, 
jeitige dießfallfige Vorlage bei den zur weiteren Prüfung und 
Anweifung der Ausgabe, beziehungsweife zur Weitervorlage 
behufs legterer, verbundenen höheren Behörden, andern Theils 
eben diejen leßteren eine entjprechende Erfüllung jener Ob- . 
liegenheit ftrenge zur Pflicht gemadt. Infoweit aber je etwa 
die Vorlage oder die Brüfung und Anweiſung von Ausgaben 
dis zum Schluß des betreffenden Verwaltungsjahres unmöglich 
wäre, liegt den hiezu verpflichteten Behörden ob, zu volftän- 
diger Nachweiſung der hiedurch entjtehenden Paffivrefte, und 


1) 8.D. vom 17. Juni 1822, Rbl. S. 415 ff., 6. 8, und von dem: 
jelben Datum, Rbl. ©. 431 ff., $. 4. 
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zu Sicherung ihrer Fünftigen Erledigung mittelft Anweifung auf 
die hiezu zu verwendenden Activrefte, die Vormerkung derſelben 
in ihrem muthmaßlihen Betrage unter den erfteren Reften zu 
bewirfen, indem hiedurch allein für das fünftige Jahr die 
Befugniß zur Anweiſung derfelben auf vorjährige Activrefte 
vorbehalten werben fann !). 


5.22: 
3) Seiflung der Staatsausgaben. 


Zufolge der früher erwähnten allgemeinen Grundeinrich- 
tung des Finanzhaushaltes, der Gentralifirung des gefammten 
Staatseinfommens fowohl, als des Staatdaufiwandes, mit 
Ausnahme des fogenannten Elementaraufwandes, in der 
Staatd-Haupteaffe, ift e8 ebenviefe legtere, welcher, behufs 
der vollftändigen Bewerfftelligung von jenem, je nad Maas— 
gabe der von den zuftändigen Behörven hiezu ergebenden ord— 
nungsmäßigen Anweifungen, die wirkliche Leiftung desfelben 
obliegt ?). 

Indeſſen erleidet dieſe Obliegenheit, fowohl zu Verein: 
fahung und Erleichterung der der Staatd-Hauptcafje hiedurch 
auferlegten Geſchäftsmaſſe, ald auch zu Gewinnung eines 
flareren Ueberblicks über diefelbe, eine mehrfache Beſchränkung 
und Ermäßigung. 

Dor Allem ift, im Zufammenhang mit der zuvor er— 
‚wähnten Uebertragung des Detaild der Anordnung und Anz 
weifung gewiffer Ausgaben von den betreffenden Minifterien 
an einzelne ven letzteren untergeorbnete Mittelftellen, auch die 
ſpecielle Leiſtung verfelben den den legteren hinſichtlich ihrer 
Verwaltung untergeorbneten befonderen Bafjen je aus den ihnen 


1) D. a. Berf. der Min. der Juſtiz, des Innern und der Finanzen 
vom 7. Suni 1820; o. a. V.O. vom 17. Juni 1822, Rbl. S. 431 fi. 
2) D. a. Staats-Gaffen- und Rechn. Inſtr. vom Nov. 1818, $. 1, 11. 
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auf die größeren Anweifungen ver Minifterien von der Staats: 
Haupteaſſe aus zufommenden Mitteln übertragen . 

Sodann find, zu dem ausbrüdlichen Zwede, die Erledigung 
der Staatsansgaben auf einfacheren Mege und in fürzerer 
Zeit zu bewirfen, wie auch zugleih in die Nachweiſungen 
hierüber mehr Klarheit und Ueberſicht zu bringen, bei ſämmt— 
lichen Minifterien eigene Gaffen, Minifterial-Gaffen, errichtet, 
welche invefjen ebendemgemäß vornehmlih nur die Aufgabe 
haben, die Verwendung der Etat-Summen der einzelnen Mi: 
nifterien in eigenen umfafjenden Rechnungen nachzuweiſen, 
die wirkliche Leiftung von Ausgaben für das betreffende Minis 
fterium aber in der Regel nur foweit zu beforgen haben, als 
jene mit der Berwaltung von dieſem unmittelbar zufammen- 
hängen, und vorzugsweife an feinem Site zur Bezahlung 
anfallen, weshalb fie denn aud nur infoweit baare Zufchüffe 
aus der Staatd-Hauptcafje angewiefen und eingehändigt er- 
halten ?). 

Endlich find die in der Staatd-Hauptcaffe zu. centralifi- 
renden Staatsausgaben zu einem großen Theil mittelft fort 
laufender oder beſonderer Anweiſungen auf untergeorbnete 
Einnahme-Eafjen zu leiften, und fodann von diefen ftatt Baar 
lieferungen jener aufzurechnen 9). 


1) Ebendaf. $.4; o. a. BD. vom 17. Juni 1822, Rbl. ©. 415 ff. 
$. 8. 
2) D. a. BD. vom Juni 1822, $. 1, 4, 7, 8. 
3) D. a. Staats-Caſſen- und Rechn. Inſtr. vom Nov. 1818, $. 11, 15; 
o. a. BD. vom Juni 1822, $. 5. 
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weite Abtheilung. 


Befondere Einrichtungen 


hbinfihtlid der einzelnen Hauptgattungen und 
Ä Arten der Staatsausgaben. 


$. 23. 
I. Im Allgemeinen, 


Den bisher angeführten allgemeinen Einrichtungen und 
Verhältniffen hinfichtlich der Staatsausgaben überhanpt gegen: 
über, haben die befonderen in Beziehung auf die Staatsaus— 
gaben im Einzelnen, ihren Hauptgattungen und Arten nad, 
infoweit noch eine eigene finanzielle Bedeutung, ald fie die 
Gegenftände, die Größe, und die Art und Weiſe ihrer Leiftung 
betreffen, weshalb fie hier auch noch infoweit in Betracht 
fommen. Hiebei bedürfen aber natürlich wiederum diejenigen 
“ von benfelben näherer Berüdfichtigung, deren Anordnung und 
Leiftung von dem Minifterium der Finanzen mittelbar ober 
unmittelbar zu behandeln und einzuleiten ift. 


I. Ausgaben für die Bedürfniffe der oberften Staats- 
gemalt. 


$. 24. 


1) Ausgaben für die Bedürfniffe des Königs und der Mit- 
glieder des A. Haufes. 


Eine angemefjene Sicherftellung der perſönlichen Bedürf- 
nifje des Königs, als Staatsoberhauptes, ſowie der Mitglieder 
des K. Hanfes ift, verfchieden von der, unter ber früheren 
ftändifchen, forwie der nachgefolgten unumfchränften Regierungs» 
Berfaffung des Landes, hergebradhten einfachen Anweifung der— 
felben auf das lanvesherrlihe Gefammt-Familienfideicommiß- 
Bermögen, feit und im Zufammenhang mit der ftaatsgrund: 
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gefeglichen Erflärung des älteren Theiles diefes Vermögens, 

des, im Gegenſatz von dem erſt fpäter gegründeten, anfängs 

(ih fogenannten Kammerfchreiberei- und nunmehrigen Hof: 

domänenfammers Gute, fogenannten Kammergutes zu einem 

vom Königreiche unzertrennlichen Staatsgute, als eine befon- 
dere Verbindlichkeit des Staates erklärt, welche je eine befon- 
dere gefeglide Regelung erhalten hat, und vermöge der Vers 
faffung ald nädjfte Laft auf dem Kammergute in der Art 
kaftet, daß der hiedurd veranlaßte Aufwand vor Allem aus 
deſſen Ertrage beftritten werden muß !). 

Im Einzelnen beftehen 

I. die Ausgaben für die Bedürfnifje des Königs eines 

Theil8 in den mit Abreichung einer fogenannten Eivillifte, 

andern Theild in dem mit Ausſetzung des jene weſentlich 

ergänzenden Krondotationd-Vermögens, ald Gegenftandes freier 
föniglicher Verfügung, verbundenen Koften.” 

1) Die Eivillifte, welcher ihrem Weſen nad im Allgemeinen 
die Rüdfiht auf Herftelung einer feften Ordnung im 
Staatd- und Hofhaushalt, fowie auf möglichſte Aufhe— 
bung aller Berührungen zwifchen dem Intergfje des Königs 
hinfichtlich feiner perfönlihen Bebürfniffe und denen ver 
Finanz- Verwaltung zu Grunde liegt, fol zu dem Ende 
verfaffungsgemäß auf die Regierungszeit eines jeden Kos 
nigs theils in Geld theild in Naturalien mit den Etänden 
verabfchiedet, und fofort in diefem Betrage von Jahr zu 
Jahr an die von dem König zu beftimmente Verwal: 
tungsftelle, abgegeben werden ?). Demgemäß ift foldhe 
für die gegenwärtige Regierungsperiovde auf einen jähr— 
lihen Betrag an Geld von 777,800 fl., und an verſchie— 
denen Naturalien, nad) dem hiefür angenommenen Preis— 





1) B.u. $. 102--105. 
2) Bu. $. 104. 
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anfhlag im Gefammt-Werth von 72,000 fl., nemlich 
3000 Scheffel Dinkel zu 5 fl., 500 Schfl. Widen zu 8 fl., 
320 Schfl. Gerfte zu 7 fl. 30 fr, 7000 Schfl. Hafer zu 
3 fl., 1400 Meg buchen Holz zu 15 fl. und 800 Meß 
tannen Holz zu 11 fl., im Ganzen fomit auf einen Werths— 
betrag von 850,000 fl., unter der Beftimmung feftgefest, 
daß hievon, ohne weitere Anforderung an die Staatscaffe, 
das Erforderniß für die befonderen Dispofitiong » Kaffen 
des Königs und ver Königin, die Unterhaltungs- und Er- 
ziehungsfoften der Königlihen Kinder, die Koften bes 
Hofftaats des Königs und der Königin, und der gefammte 
Aufwand für die hieher gehörige Verwaltung, einſchließlich 
des ausbrüdlich dahin überwiefenen Theaters und Orcheſters, 
zu beftreiten feien ?). 

Zufolge der neuerlichen Hebung der Naturalienpreife, 
und der, mit Aufhebung der Naturalien » Verwaltung im 
Finanzhaushalt, eingetretenen Nothwendigkeit, ſämmtliche 
zur Givillifte gehörige Naturalien, mit Ausnahme des 
Holzes, im Accordswege anzuschaffen, und hiebei noch einen 
Aufivand für die Beifuhr verfelben zu übernehmen ?), er: 
hält indeffen der obengedachte Aufwand noch von Jahr 
zu Jahr einen Zuwachs, welcher in der gegenwärtigen 
Finanzperiode im durchſchnittlichen Voranſchlag jährlid 
angenommen iſt auf 21,120 fl., womit ſich der wirkliche 
1) Geſetz, die Feſtſetzung der Civilliſte für die Regierungszeit Sr. 
Majeftät des Königs betreffend, vom 20. Juni 1820, Rbl. S. 307. Der 
Betrag der Givillifte wurde, unter Zugrundlegung des das Jahr zuvor 
von Seite des Königs noch, vermöge unumfchränfter Mahtvollfommen- 
heit, nach eigener Entjchliegung hiefür ausgejegten Betrages von 800,000 fl., 
gegen Ueberweifung des zuvor auf dem Etat des Minifteriums des Innern 
geitandenen Theaters, feſtgeſetzt. ©. 2. d. 8. d. A. von 1820, 9. 12. 

S. 694 ff., 2tes Beil.H. ©. 126. 
2) Ungedr. Berf. des Fin.Min. vom 31. Dechr. 1849, und Verf. des— 


jelben vom 8. Juli 1852, Monatsjchrift für das Würt. Forſtweſen von 
1852, ©. 226, 


2) 
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Gefammtanfwand für die Eivillifte der Zeit berechnet auf 
871,120 fl.) 

Die Behörde, welche die Givillifte zu verwalten, und 
an welde daher die Staats-Hauptkaſſe diefelbe abzulie- 
fern hat, ift, gegenwärtig beftehender höchſter Anordnung 
zufolge, die 8. Hofvomänenfammer ?), | 
Das aus denfelben Gründen, auf welchen die Einrichtung 
der Givillifte beruht, gejchaffene, und legtere weſentlich 
ergänzende Krondotationd-Vermögen befteht in einem eigene 
gebildeten Inbegriff von Gebäuden, Grundftüden, Real: 
rechten, und Mobilien, welcher zu Anfang der gegenwär- 
tigen Regierung, gleichzeitig mit Feftfegung der Eivillifte, 
theils durch Ausscheidung aus dem bisherigen, als landes— 
herrlichem Bamilien-Fideicommiß beftandenen Kron»Eigen- 
thum, theild durch Neuanfchaffung hergeftellt wurde. Daf- 
jelbe ift dem König ald unablöslihes Staats-Fiveifommiß 
unentgeldlih und unter Befreiung von allen Beſchwerden, 
mit Ausnahme des erforderlichen, der Givillifte ausdrüͤck— 
lich überwiefenen Bau- und fonftigen Unterhaltungs-Auf- 
wands, und dagegen unter Auflegung der weiteren Ber: 
bindlichfeit, zur Benügung eingeräumt, foldyes nicht allein 
in feinem wefentlihen Beftande zu erhalten, und, mit 
Ausnahme des Falles einer zufälligen Beſchädigung oder 
des völlig unabwendbaren Unterganges eines Beſtandtheiles, 
in unverminbertem Werthe an den Regierungsnadfolger 
zu „übergeben, ſondern auch alle Verbefjerungen hieran 
unentgelvlich in dasſelbe übergehen zu laffen. Auch ift des- 
halb über diefes ganze Vermögen ein genaues Inventar 
aufgenommen, und, auf den Grund einer gleihen Nach— 
führung von Zuwachs und Abgang in eigenen Verzeich— 





1) Haupt-Fin.&tat von 185/58, 1. 1); V. d. K. d. A. von 1855, 


2r Beil.Bb. S. 37, 396. 





2) B.O. vom Fr 1817, Rh, ©, 578, Tu. II $. 1. 
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niffen, eine alljährliche Richtigftelung, fowie eine von 
fünf zu fünf Jahren wiederfehrende Hauptrevifton deſſelben 
angeorbnet ). Dabei ift jedoch der Eivillifte-Berwaltung 
freigeftellt, einzelne für vie Zwecke der Krondotation entbehrz 
liche Gegenftänve unentgeldlich an die Staats-Finanzverwals 
tung zurücdzugeben, fofern diefer Feine Laft hiedurch zuwächſt; 
auch) fann, unter den für den Staats-Grundftod in dieſer 
Beziehung feftgefesten Beftimmungen, eine Veräußerung 
oder Bertaufchung einzelner Theile vorgenommen werben ?). 

Die fortlaufende Buchführung über die Beftands- 
Veränderungen, fowie die periodiſche Nevifton des Invens 
tar, ift der Ober-Rechnungsfammer als oberfter Staats— 
Controlbehörde übertragen 9). 

Der Aufwand, welchen die Ausfegung diefer Krons 
botation dem Staate verurfadht, befteht nun eines Theils 
in den Intereſſen des aus Staatömitteln darin angelegten 
Capitals ), andern Theild in den von dem Staate fun- 
dationsgemäß hiefür zu beftreitenden fortlaufenden baaren 
Ausgaben, welche vornehmlich die für einzelne der Kron— 
ausftattung einverleibte Privat » Grundftüde an deren 
Eigenthümer vertragsgemäß abyureihenden fändigen Ent: 
Ihädigungen, ſowie die aus einzelnen Gütern und Ge— 
bäuden zu entrichtenden öffentlichen Abgaben veranlafien 3). 


1) Ungedr. (auf vorgängiges Geheimerraths-Gutachten erlaffenes) 
K. Defret (jogen. Kronausſtattungs-Edikt), vom 20. Janr. 1819; V. d. R. 
d. A. von 1823, 2ies Beil,H., 2te Abth. ©. 2. 

2) Unger. 8. Defret vom 15. Mai 1820. 

3) Ungedr. Verf. des Fin. Min. vom 8. April 1833. 

4) Die Größe des gefammten Gapitalwerthes it nicht anzugeben; 
über den der Mobilien enthält aus ver eriten Zeit Angaben Mohll's 
W. Staatsreht, Ir Br. $. 53. 

5) Detaillirte Angaben finden fih hierüber in den V. d. K. d. 2. 
von 1821, 1te8 Beil.H., 2te Abth. S. 264, von 1851/55, 2r Beil. Bd. ©. 65. 
Die in der Krondotation begriffenen K. Schlöffer fammt den dazu ges 
hörigen Gärten und Anlagen find indeſſen gefeglich frei von der Amtes 
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In dem Hanpt-Finanzetat ift jedoch nur der legtere fort- 
während fich ziemlich gleich bleibende Aufwand, und zwar 
unter dem noch andere hievon verſchiedene Ausgaben be- 
greifenden Titel von Entfhädigungen, für die gegenwär: 
tige Finanzperiode von 1855/58 im jährlich durchſchnittlichen 

Betrage von 3638 fl. 39 fr., eingebradt ". 

N. Die für die Bedürfniffe der Mitglieder des K. Haus 
jes vom Staate zu gewährenden Leiftungen find, vorbehältlid 
der Einzelnen von Jenen durch frühere Abfindung und Vers 
träge oder durch ältere hausgefegliche Beftimmungen ausge- 
fegten je bis zu ihrem Ableben, durch ein eigenes Hausgeſetz 
beftimmt, und beftehen demgemäß fortlaufend theils in Apana— 
gen und Witthumen von verfchiedenem Betrage, der Regel 
nach an Geld, ausnahmeweife auch an Naturalien und freier 
Wohnung in fogenannten Apanagefhlöffern, theils in gewiffen 
Suftentationg- und fogenannten Donativgeldern, und eintrer 
tenden Falls in den bei der Vermählung von Prinzeffinnen 
ein für allemal abzureihenden Mitgaben 9. Dabei find die 
Naturalforderungen entweder nad) den laufenden Preiſen oder 
mittelft Anſchaffungs-Accorden zu befriedigen 3). Die zum 
freien Genuß einzuräumenden Wohnungen nebft Mobiliar: 
Einrihtung und gewöhnlich hiezu gehörenden Gärten aber 


und Gemeinde-Steuer. S. Geſetz über die Ausdehnung des Amts: und 
Gemeinde-Verbandes auf ſämmtliche Theile des Staatsgebiete vom 18. Juni 
1849, Rbl. ©. 207 ff., Art. 8. 

1) Haupt-Finanzetat von 18%5/s8, I, 5, 6); V. d. K. d. A. von 1855, 
2r Beil. Bd. ©. 51. 

2) K. Hausgeſetz vom 8. Juli 1828, Rbl. ©. 567 fi., Art. 23—61, 71. 
Bol. Mohl, W. Staatsreht, ir Bd. $. 83, 84. Uebrigens ift von 
Seite der Abgeordneten-Kammer der Ständeverfammlung ſchon wiederholt 
die Bitte an die Staatsregierung gebradt worden, eine Reviflon bes 
Hausgefeges einzuleiten. 

3) Ungedr. Erlaß der Oberfinangfammer, Abtheilung für Domänen, 
som 25. Novbr. 1850; desgl. der Ober-Rechnungslammer vom 31. Dec, 
1851, 
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veranlaffen, außer dem in dem Haupt + Binanzetat nit er: 
fcheinenden Intereſſe aus dem darin angelegten Bapital, nicht 
allein einen regelmäßigen, von ben betreffenden Gameral- 
ämtern, ebenfo wie bei anderen Staatdgebäuden, wahrzuneh- 
menden Bauunterhaltungs-Aufwand, welcher deshalb mit dem 
allgemeinen Hohbauaufwand des Finanzminifteriumd ver: 
mifcht ift, fondern auch einen weiteren Aufwand für Auffeher 
und Mobiliar: Unterhaltung. Einſchließlich dieſes legteren 
Aufwandes, im Betrag von 8656 fl. 49 Fr., ift jo der Aufwand 
für die vorftehenden Leiftungen nad durchſchnittlichem Vor— 
anſchlag für die Finanzperiode von 185/58 angenommen auf 
251,626 fl. 18 fi. !) 


$. 25. 
2) Ausgaben für die Händifche Vertretung. 


Für den Aufwand, welchen die ftändifche Vertretung vers 
anlaßt, fol verfafjungsgemäß in jedem Hauptfinanzetat eine 
dem Bedarf entſprechende Summe verabfchiedet, und dieſe fofort 
in beftimmten Raten aus der Staatd-Hauptcaffe an eine eigene 
ſtändiſche Suſtentations-Caſſe abgeliefert werden, welche unter 
die Stände felbft geftellt, und deren jährlihe Rechnung durch 
eine befondere ſtändiſche Commiſſion zu prüfen, fofort aber 
in der Ständeverſammlung zum Bortrag zu bringen und zu 
juftificiren ift 2). 

Es begreift diefer Aufwand die Koften der jeweiligen 
Ständeverfammlungen und des ftändifchen Ausfchuffes, und 


1) Haupt-Finanzetat von 185/58, I, 2); V. d. K. d. U. von 1855, 
2r Beil.Bd. ©. 39 ff. In den Jahren 18%/ag belief fi die Gejammt- 
Geld» und Natural-Ausgabe an Apanagen, Donativ:, Nadel: und Suften- 
tationsgeldern, an Witthumen und Heirathgütern allein durchſchnittlich auf 
322,355 fl., 1. V. d. 8. d. A. von 18%/49, Ir Beil.Bd. S. 171. Eine 
Abnahme des Aufwandes ift demgemäß nicht zu verfennen, 

2) V. U. $. 194. 
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zwar ſowohl einen Perfonalaufmand an Taggelvern und Reife: 
foften der Ständemitglieder, fowie an Gehalten für die Prä- 
fiventen, Beamten und Diener, weldyer bei weitem den größten 
Theil ausmacht, und auch in den meiften Beziehungen gefeglich 
geregelt ift ), ald auch einen Realaufwand für die Bibliothek, 
Heizung und Beleudhtung, Mobilien, Gebäude u. ſ. w. in fi. 
Uebrigens ift der größere Theil des vorftehenden Aufwandes 
der Natur der Sade nah von Jahr zu Jahr von beträchtlich 
wechjelndem Betrag, jenachdem ein Landtag ftattfindet oder 
nicht, und derſelbe im erfteren Kalle längere oder kürzere Zeit 
andanert. In dem Haupt-Finanzetat von 185%/s8 ift folder 
demzufolge im Voranſchlag für das erfte Jahr auf 136,917 fl. 
6 fr., für das zweite nur auf 44,202 fl. 8 fr. und für das 
dritte auf 183,726 fl. 40 fr., durchschnittlich alfo auf 121,615 fl. 
18 fr. angenommen, hierunter jedoch auch der jährlihe Auf: 
wand der ftändifhen Staatsjchuld-Verwaltung an Gehalten, 
Ranzleifoften und Bafjenabgangs:Entfhädigungen im durch— 
ſchnittlichen Betrage von 13,395 fl. begriffen 2). 


I. Ausgaben für die einzelnen Hauptzweige der 
| Staatöverwaltung. 


$. 26. 
1) Im Allgemeinen. 

Der Aufwand des Staats für die einzelnen Hauptzweige 
der Staatdverwaltung wird, wie oben ſchon im Allgemeinen 
angedeutet worden, in der Hauptfache in Anjpruh genommen 
eines Theild zu Bergütung der mannigfachen perfönlichen 


1) Geſetz, die Gehalte, Taggelder und Reiſekoſten der Mitglieder der 
Stände-Berfammlung und des Ausjchufjes, fowie der ftändifchen Beamten 
und Diener betr., vom 20. Juni 1821, Rbl. ©. 319 ff.: Geſetz, betr. die 
Reifefoften der Ständemitgliever vom 31. Juli 1849, Rbl. ©. 343. 

2) Haupt-Finanzetat von 1855/58 I, 16; V. d. 8. d. A. von 1855. 
2 Beil. Br. ©. 218 ff. 
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Dienfte, welche die für jene aufgeftellten einzelnen Organe ver 
Staatsregierung zu leiften haben, andern Theils zu Bejtreitung 
ber verfchievdenen materiellen Anftalten, weldye hiefür neben 
jenen Dienften in größerem oder Fleinerem Umfang erforderlich 
find, iſt alfo in der Hauptfache eines Theils Perſonal-, 
andern Theil NReal-Aufwand. Von diefen ift nun 

I. der Perſonalaufwand bei weitem der bebeutendere, 
aber, abgefehen von den Kojten der im Tag- oder Stüd: 
lohn zu bezahlenden Dienfte niedrigerer Art, und ver 
unter ganz eigenthümlichen Verhältniffen ftehenvden niederen 
Kriegsdienfte, außer der hiefür feititehenden gemeinfamen Be- 
ftimmung, daß die dahin gehörigen Gegenleiftungen der Regel 
nad) nur in vierteljährigen Terminen aus der Staatd-Haupt: 
cafje gewährt werden, und Abweihungen hievon nicht ohne 
höhere Ermädtigung '), jowie daß ferner Vormerfungen von 
Forderungen Dritter und blofe Anweifungen auf dieſe Bezüge 
ganz unzuläffig, Bevollmächtigungen von Dritten zur Erhebung 
oder Abtretungen verfelben an foldye aber nur auf die gewöhnlichen 
Zahlungstermine, jowie auf den ganzen Betrag der darauf 
anfallenden Bezüge, und nur an einen Bevollmächtigten oder 
Geffionar zuläffig find, je nad) der Stufe der hiemit zu be- 
lohnenden Dienfte, noch wefentlih, jedoch unter gewiſſen Modi— 
ficationen bei dem Militärbienft, zu unterjcheiden in denjenigen 
für den höheren oder eigentlichen, und deshalb mit befonvderen 
verfafjungsmäßigen und gejeglichen Berechtigungen verbundenen, 
und in denjenigen für den niederen von jenen Berechtigungen 
ausgeſchloſſenen Staatsvienft ?). 

1) 8.0. vom 16. April 1822, Rbl. ©. 289 fi. $. 14; Verf. des 
Fin.Min. vom 28. Mai 1822, Rbl. ©. 361; ungedr. Verf. desjelben vom 
21. Novbr. 1837 ; bei. gebr. Erl. der Ober-Rechnungskammer vom 11, Oct. 
1822. 

2) Berf. des Fin Min. vom 22. Jan, 1857, Amtsbl. der D.Fin.K. S. 5. 


3) B. u. $. 46-50; Gejeg über die Verhältniffe der Civil-Staats— 
diener vom 28. Juni 1821, Rbl. ©. 411 ff. $. 1—11, 
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1) Der Verfonalaufwand für den höheren Staatsdienſt ift 


. ®) 


feiner Seit8 noch wefentlic zw unterfcheiden in diejenigen. 
Dienftvergütungen, welde den hiefür angeftellten Per— 
fonen während ihrer wirklichen Dienftzeit, in diejenigen, 
welche denjelben während einer etwa zufolge von Verän— 
derungen in dem. betreffenden Verwaltungszweige eins 
tretenden Entbehrlichfeit ihrer Dienfte, und - deshalb er- 
folgten zeitlihen Enthebung von leßteren, und in dies 
jenigen, welche ihnen und ihren etwaigen Hinterbliebenen 
nad) vollftändigem Dienftaustritt zu Theil werben. 

Die erſtgedachten Vergütungen, welche vie betreffenden 
Diener je von dem Tage des wirklichen Dienftantritts 
einjchließlich bis zum Abtreten vom Dienfte, mit Einſchluß 
der auf den Umzug auf eine nen anzutretende Stelle zu 
verwwendenden Tage, zu beziehen haben !), find wieder von 
dreierlei Art. Es gehören dahin: 


aa) die eigentlihen Dienftgehalte, d. h. diejenigen den 


Stuatsdienern für ihre dem Staate gewidmeten Dienfte 
ausgefegten Belohnungen, Hinfichtlih deren ihnen 
für den Fall einer Aenderung des Dienftverhältniffes 
gewifje eigenthümliche Rechtsanſprüche eingeräumt find, 
und die ebendeshalb auch in dem ganzen Dienfteins 
fommen von den nachfolgenden wejentlih unterſchieden 
werben, wenn ſolche anders nicht auch ald Befoldungstheil 
oder ftatt der Befoldung ausdrüdlid, ausgeſetzt worden 
find 2). Sie find je für die einzelnen Arten von 
Dienften theild in durchaus gleihem Betrage 3), theils 


1) Verf. ver Min. der Justiz, des Innern, und der Finanzen vom 


11. Nov. 1823, Rbl. ©. 844: 


2) O. a. Geſetz vom 28. Juni 1821, $. 12. 
3) 3. B. die Befoldungen der Minifter (in runder Summe 10,000 fl. 


einschließlich der Wohnung und Naturalien), der wirklichen Gceheimenräthe 
(ebenfo 4700 fl.), der wirklichen Staatsräthe (3000 fl.), der Direktoren 
von Gollegial-Mitteljtellen (2500 fl.) 


“ 
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nad; Claſſenabſtufungen !) geregelt, und leßtere ſodann 
theild nad Dienftalterd- oder fonftigen einen Vorzug 
begründenden perſönlichen Verhältniſſen ?), theils nad) 
der Ausdehnung der den einzelnen Stellen zugewiefenen 
Dienftbezirfe und der hiedurd) bedingten Geſchäftslaſt 3) 
gebilvet, und ®engemäß von fehr verfchiedener Höhe ®), 

- im Uebrigen aber mit ganz wenigen Ausnahmen durch— 
aus in Geld feſtgeſetzt 3). 





— 


1) Insbefondere die Bejoldungen der Räthe (bei den Minifterien 
2000, 2300 fl., bei andern Gollegial: Behörden 1500, 1800, 2000 fl.), der 
Aſſeſſoren (bei den Minifterien 1500, 1800, 2000 fl., bei andern Behörden 
800, 1000, 1200 fl.), und der Erpeditoren (bei den Winijterien 1000, 
1200 fl., bei andern Gollegialbehörden 800, 1000 fl.) bei den höheren 
Berwwaltungsbehörden, fowie die der höheren Land(Bezirfs)-Bramten in 
den verfchiedenen Departements (1100, 1300, 1600 fl.). 

2) Die nächſtzuvor gedachten Bejoldungen von Dienern bei höheren 
Berwaltungsitellen. 

3) Die der meiſten Land(Bezirfs)-Beamtenftellen. Zwar hat dieſes 
Beſoldungsſyſtem, wegen der unleugbar damit verfnüpften Nachtheile, 
namentlich der Schwierigfeit, jene Stellen ohne Beläftigung der Staats: 
caffe mit tüchtigen Beamten befeßt zu erhalten, im Jahr 1833 die Bitte 
der Kammer der Abgeordneten an die Regierung hervorgerufen, ſolches 
mit dem andern zunächft vorgedachten zu vertaufchen; die Regierung gieng 
aber nit darauf ein, und zwar vornehmlich aus dem Grunde, weil für 
das beftehende Syftem der überwiegende Bortheil jpreche, Die Größe der 
Bejoldung und den Umfang des Amtes in ein angemefjenes Verhältniß 
jeßen zu können, und auch bei dem andern die Befegung der Stellen und 
das Vorrücken in höhere Glajjen jehr verwickelt und unficher würde. ©. 
V. d. K. d. A., 2r Landtag von 1833, Bd. 19. ©. 665, von 1836, 
Br. 8. ©. 64. 

4) Bgl. eine Ueberficht der Bejoldungsnormen für die Civilſtaats— 
diener in Württemberg vom 5. 1834, wie fie in der Hauptſache aud 
noch jebt bejtehen, in der Samml. der Rechn. Vorſchr. S. 204 fi. 

5) Auf cine im Jahr 1820 von der Kammer der Abg. mit Rückſicht 
darauf, daß ein bedeutender Theil des Staatseinfommens in Naturalien 
beitehe, eingebrachte Bitte war in dem Entwurf der Dienftpragmatif vom 
Jahr 1821 die Beſtimmung aufgenommen worden, daß alle Befoldungen 
zum dritten Theil dermaßen in Naturalien beftchen follen, daß für diefen 
Theil ein entſprechendes Quantum Dinkel, der Scheel zu 5 fl. berechnet, 
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bb) Einfache Amtsaufwands-Pergütungen, d. h. die einzelnen 
Staatsdienern ausgefegten Entfhädigungen für befon- 
deren mit ihrer Amtöführung verbundenen Aufwand, 
wie Ranzleifoftend-Entjhädigungen, Echreibmaterialien- 
Averfen, Diäten und Reife, jowie Umzugskoſtens— 
Entſchädigungen, über welche letztere allgemeine Be— 
ftimmungen beftehen !). 

cc) Sogenannte Amtsemolumente, d. h. diejenigen Dienft- 
nugungen, welche mit manden Dienftftellen leviglich 
im Interefje des Dienfted oder mehr zufällig verbunden 
find, wie namentlid der Genuß von Amtswohnungen 
und der an dieſe etwa anftoßenden Gärten, wogegen 
der Bezug von Gebühren, als fogenannten Emolu; 
menten, im Allgemeinen abgeftelt, und nur noch auf 
wenigen Dienftftellen eingeräumt ift 2). 

Der Natur der Sache nad) fallen alle diefe Dienft: 
vergütungen je den betreffenden Zweigen der Staates 
verwaltung zur Laft, und fie find demgemäß aud in 
der Hauptfahe in dem Haupt-Finanzetat unter den 
entſprechenden Titeln eingebracht. 


ausgeſetzt, und dieſes Naturalienquantum den Lokal- und Bezirks-Land- 
beamten in Natura, den übrigen aber nach den laufenden Durchſchnitts— 
preifen in Geld vergütet werden ſolle; biejelbe fiel aber, zufolge jpäterer 
Meinungs-Aenderung der Kammer hierüber, weg. ©. V. d. K. d. A. von 
1820, 1te8 Beil.H. am Schluß ©. XXXI, 9. 11. ©. 1122 ff.; von 1821, 
H. 9. Beil. ©. 438. 9.12. ©. 1066, 1092, und Beil. ©. 614 ff. Auch 
ein jpäterer modificirter Antrag in diefer Richtung erhielt feine Zuftims 
mung S. V. d. 8. d. A. von 18%/er. 9. 5. ©. 1333, 1361 f. Bei 
der nunmehrigen Befeitigung des Natural-Einfommens des Staats könnte 
von einer derartigen Negulirung gar nicht wohl mehr die Mede fein. 

1) V.O. vom 17. Juni 1822 (Diätenregulativ) Rbl. ©. 425 ff., und 
vom 2. Juli 1848 (MNenderungen hierin) Rbl. ©. 309; Berf. der Min. 
des Innern und der Fin. vom 10. Juni 1830 (Diäten und Reiſekoſten 
der KanzleisAijfiftenten) Rbl. S. 271; Edict vom 28. Febr. 1818 (Um: 
zugsfoiten) Rbl. ©. 93 fi. 

2) Befanntm. des Fin.:Min. vom 2. Mai 1818, Rbl. ©. 219. 


Hojfmann, Binangredt. 1. 5 


66 


b) Die ven höheren Staatsdienern während einer Quiefcenz 
ausgefegten Quieſcenz⸗-Gehalte beftehen geſetzlich je nad 
dem Lebensalter jener in einem Fleineren oder größeren 
Theil der Befoldung; es ift jedoch dieſer verſchieden, je- 
nachdem ein folder Gehalt nad den bis zum 7. Septbr. 
1849 beftandenen älteren '), oder nad) den unter jenem 
Datum ergangenen neueren gejeglihen Bejtimmungen ?) 
zu bemefjen if. Auch dieſe Quieſcenzgehalte fallen als 
Ergänzung der vorgedachten Dienftvergütungen eigentlich 
je denjenigen Verwaltungszweigen zur Laſt, welchen die 
betreffenden Diener angehören ; fie find aber in dem Haupt; 
Sinanzetat, der Gefhäftsvereinfahung wegen, alle ju- 
jammen ohne Unterfhien auf einen eigenen Gtatetitel 
gebradt, und hier in gegenwärtiger Finanzperiode von 
1855/55 im Ganzen nad durchſchnittlichem Voranſchlag 
nur angenommen auf 22000 fl. 3). 

ce) Die nad völligem Austritt aus dem Staatsdienfte den 
höheren Staatsbienern und nad ihrem Tode ihren Hinters 
bliebenen zu Theil werdenden Dienftvergütungen, fogen. 
Penſionen, find auf einen beftimmten Theil ver Bejoldung 
von jenen je nah dem Dienftalter verjelben feft- 
gelegt, jedoch, je nach den bei ihrer Berechnung, zufolge 
der Anftellung, beziehungsweife Beförderung ver betref- 


— — — — 


1) O. a. Dienftpragmatif von Juni 1821. 8. 18—21. 

2) Gefeg, betreffend die Abänderung einiger gefeglihen Beſtimmungen 
über Quieſcirung und Benfionirung von Givilftaatsdienern, vom 7. Septbr. 
1849, Rbl. S. 531 ff. Art. 1; Gefeb, betr. die Abänderung, bezichungs- 
weife Grgänzung des MilitärsPenfionsgefehes von demfelben Datum, Mbl. 
S. 536 fi. Art. 1—3; Gefeg in Betreff nachträglicher Beſtimmungen zu 
den vorgedachten Gejeken, vom 24. Mai 1853, Rbl. ©. 139, Ark. 1. 

3) Haupt-Finanzgetat von 185%/s5, L 7; V. d. K. d. A. vom 1855, 
2r Beil. Bd. ©. 64. Der Aufwand an Duiefcenzgehalten war früher, 
nad. den neuen Organifationen zu Anfang gegenwärtiger Regierungs- 
periode, viel größer, noch in den I. 18%/26 92,200 fl. V. d. K. d. A. 
von 182%, 5. 8. ©. 183, Beil. 
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fenden Diener, zu Grunde zu legenden älteren H, over, 
zugleih mit denjenigen in Betreff der Quiefcenzgehalte 
erlaffenen, neueren ?) gejeglichen Beftimmungen, unter 
gleihen Bejoldungs - und Dienftalterd-Verhältniffen ſehr 
verschieden, mit Ausnahme der MWittwen- und Waifen- 
Penfionen, für welche ein eigener Fonds aus Beiträgen 
der Berehtigten gebildet, und deshalb die Kortdauer der 
älteren gefeglihen Beftimmungen ausdrücklich vorbehalten 
ft I. Wie die Quieſcenzgehalte, jo find aud die Pens 
fionen, obwohl fie, gleich jenen, denjenigen Verwaltungs: 
zweigen, welden die Berechtigten unmittelbar oder mittels 
bar angehörten, zur Laft zu legen wären, ohne Unter 
ſchied alle je auf einen Titel des Haupt-Finanzetat 
eingebradt, und dabei überbieß noch i. e. ©. fogenannte 
vorübergehende, d. h. ſolche Benfionen mit aufgenommen, 
welche nicht für frühere Staatsdienſte, alfo zufolge gefeh- 
liher Beitimmung und hierauf gegründeter Anfprüche, 
fondern zufolge bejonverer Verträge bei Erwerbung neuer 
Landestheile, Herrfhaften u. dgl. ), auf die Staatecaffe 
zu übernehmen waren, alſo dem Staat in vorliegender 
Beziehung nicht zur Laft fallen ®), Demgemäß find in 


1) D. a. Dienfipragmatif vom Juni 1821, $. 23—26, 32—36; 
B.D., die Penfionen der Militärperfonen und ihrer Wittwen betreffend, 
vom 13. Septbr. 1819, Rbl. ©. 553 fi. 

2) D. a. Geſetz vom 7. Septbr. 1849, Rbl. ©. 531 ff., Art. 6—8; 
desgl. von demjelben Dat., Rbl. ©. 536 ff. Art. 4—9; desgl. vom Mai 
1853, Art. 1. 2. 

3) D. a. Gef. vom 7. Sept. 1849 (erftes), Art. 8; desgl. (zweites) 
Art. 10. 

4) 3. B. in früherer Zeit zufolge der durch den Reichsdeputations— 
hauptſchluß vom 25. Febr. 1803 an Württemberg erfolgten Ueberweifung 
von Stiftern, Abteien, und Klöftern, jowie der fäuflihen Erwerbung meh: 
rerer Standesherrſchaften, in neuerer Zeit zufolge der Erwerbung der dem 
Fürſil. Hauſe Ihurn und Taris zugeftandenen Rechte Hinfichtlid der 
Boftanftalten an den Staat. 

5) Auf dieſes für eine richtige Darftellung bes wirflichen Staats: 

5* 
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dem Haupt-Finanzetat für die Finanzperiode von 1855/58 
im durchfchnittlihen VBoranfchlag aufgenommen 
Eivilpenfionen . 2: 2 2 2.020..8390,150 fl. 
worunter vorübergehend noch 74,500 fl. 

Militärpenfionen . » 2 2 220. 232,960 fl. 
Penfionen für Kirhen- und Schuldiener 71,466 fl. 

im Ganzen . . 2.0. 694,576 fl. ). 

2) Der Berfonalanftwand für den niederen Staatsdienſt, 
mit den oben gedachten Ausnahmen, befteht der Regel 
nah nur in Dienftgehalten für die eigentlihe Dienft- 
zeit, welde analog ven Bejoldungen für höhere Staats- 
diener geregelt, auch zum Theil mit Amtsaufwandg- 
Entfhädigungen und Emolumenten verbunden find. Es 
fommen aber zu denfelben, zufolge befonderer Berwilligung 
im Gnadenwege, auch noch mandyerlei Gnadengehalte, ſo— 
genannte Gratialien, welche im Fall einer unverſchuldeten 
Dienſtuntüchtigkeit niederer Diener zu ihrer und ihrer Hin— 
terbliebenen Unterftügung je nad) dem Grade der Dürftigfeit 
ein für allemal over fortvauernd bewilligt werden fünnen ?). 


aufwandes in den Staatsausgaben-Etats ungünftige Verhältnig ift in 
ganz allgemeiner Richtung in der früher angeführten Abh. des Verf. über 
die Mangelhaftigkeit der Staatsausgabens&tats, Zeitjchr. für die gefammte 
Staats-Wiff. 7r Bd. ©. 615, 619, auch ſchon näher aufmerffam ge: 
macht worden. 

1) Hauptsffinanzetat von 1855/58, 1. 6); V. d. K. d. A. von 1855, 
2r Beil.Bd. ©. 52 ff. Auch hier zeigt ſich, der im neuerer Zeit vom 
Staate nad manden Richtungen hin, insbefondere zu Gunften der Kirchen- 
und Schuldiener, übernommenen erhöhten und erweiterten Verbindlich 
feiten ungeachtet, in Folge der beträchtlichen Abnahme der vorübergehenden, 
fowie der im Zufammenhange mit den Organifationen zu übernehmen ger 
wejenen vielen Ergänzungspenfionen, eine nicht unbeträdhtlihe Abnahme, 
wie denn in den Jahren 1823/26 der Aufwand an Penfionen nod 774,400 fl. 
betrug, worunter aber 84,866 fl. an Religioſen Fatholifcher Confeſſion von 
aufgehobenen Klöftern, und 155,776 fl. Grgänzungspenfionen, 

2) D. a. Dienftpragmatif vom Juni 1821, $. 30. 
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Auch ift hiezu im Haupt-Finanzetat ein eigener Fonds 
ausgefegt, jedoh unter Anweifung nod anderer ver 
wandter Ausgaben auf denjelben, und zwar, einfchließlich 
legterer, im jährlichen Belauf von 92,300 fl. ®. 

1. Der Realaufwand ift der Natur der Sache nad bei 
den einzelnen Zweigen der Staatöverwaltung, zufolge der vers 
ſchiedenen Aufgabe derfelben, und der hierin begründeten eigen» 
tbümlihen Bedürfniffe, ſehr verjchiedener Art, und beruht 
ebendemzufolge auch infoweit in der Hauptfache je auf eigen; 
thümlichen Normen und Grundfägen. Nur ein fleiner Theil 
bievon, das Bedürfniß an Amtsgelaffen, Schreibmaterialien, 
Heizungs» und Beleuchtungsmaterial, ift mehr oder weniger 
allen Verwaltungszweigen gemein; dieſes wird aber, ganz 
abgefehen davon, daß, mit wenigen Ausnahmen, für feinen 
Verwaltungszweig das Interefje aus den demfelben zur Vers 
fügung geftellten Staatsgebäuden, wie überhaupt aus irgend 
einem fonftigen berartigen Vermögenstheil im Etat in Auf: 
vehnung fommt, und diefer nicht baare Theil des Staats— 
aufwandes, wie fonft, fo auch hier’ außer Berechnung gelafjen 
ift, in großer Ausvehnung theild durch die der Staatd-Finanz- 
verwaltung, in Verbindung mit der rein finanziellen Gebäude: 
verwaltung, mit wenigen Ausnahmen zufommende umfafjende 
Vorforge für das Hochbauweſen des Staates überhaupt, nad 
den hiefür aufgeftellten, betreffenden Orts näher anzuführenden 
allgemeinen Grundfägen, theild durch die obengedachten Amts— 
aufwands-Entfhädigungen und Schreibmaterialien-Averjen bes 
friedigt. 

Im Allgemeinen ift daher hierüber nur noch als rein 
thatfächliches Verhältniß fo viel ausbrüdlih hervorzuheben, 
dag für größere Arbeiten oder Lieferungen, joweit fie nicht im 


1) Haupt-Finanzetat von 1855/58, I. 8); V. d. K. d. A, von 1855, 
2 Beil. Bd. ©. 64. 
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Intereſſe eines Dienſtzweiges, wie z. B. bei der Eifenbahn- 
Verwaltung, ausnahmsweife in eigene Regie übernommen, 
fomit unmittelbar durch eigene Diener beforgt werben, jeber 
Zeit eine unter Eröffnung möglichft freier und aysgedehnter 
Concurrenz einzuleitende VBerdingung, für diefe aber, einem 
feit neuerer Zeit in den verfhiedenen Zweigen ber Staatsver- 
waltung ziemlich allgemein angenommenen Grundſatze gemäß, 
der Regel nad, an der Stelle des früher allgemein üblichen 
öffentlichen Adftreiches, der Weg der Eubmiffion mit freier 
Auswahl unter den Bewerbern gewählt wird, welcher, 
indem er die bei erfterem auf Seite ver Bewerber fo 
häufig ſich einftellende Leidenſchaftlichkeit und Leichtfertigfeit 
in Angeboten möglihft entfernt hält, und eine ruhige Ueber— 
legung und Berechnung derſelben eher fihert, als der für beide 
Theile vortheilhaftere und zweckmäßigere erfcheint !), und eine 
Ausnahme hievon nur dann ftattfindet, wenn nad Art und 
Umfäng einer Arbeit oder Lieferung eine andere Verdingungs— 
weife, oder bie freie Ueberlaffung auf Rechnung an hiezu 
geeignete Perfonen zwedmäßiger erſcheint, überdieß aber bei 
allen Accorden die Arbeiten und Lieferungen nicht allein nad 
der Bolführung einer forgfältigen Prüfung, fondern aud zum 
Theil während leßterer einer Ueberwachung und Leitung unter- 
worfen, und, foweit zu jener Prüfung die eigenen technischen 


1) Im Hinblid Hierauf wurde ſchon bei einer im Jahr 1848 von 
dem Minifterium des Innern mit Mitgliedern des Gemwerbeftandes über 
feine Interefjen gepflogenen Berathung die Einfchlagung des obengedachten 
Meges für die Berdingung öffentlicher Arbeiten und Lieferungen als drin: 
gender Wunſch ausgefprodhen, und im Jahr 1850 von dem Rocal-Gewerbe- 
verein in Stuttgart an ebenjene Behörde die Bitte gerichtet, es möchte 
jolder Hiefür als Rogel vorgefchrieben werden; auch die Gentralitelle für 
Gewerbe und Handel ſah fich wiederholt zu deſſen ausprüdlicher Empfeh— 
lung veranlaßt. ©. Gewerbeblatt aus Württemberg vom I. 1850. ©. 167, 
3. 1851. S. 187, I. 1852. ©. 285. 
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Beamten des Staates nicht zureihend erfcheinen, Sachver—⸗ 
ftändige aus dem Gewerbsſtande hiezu beigezogen werben. 


s. 27. 
2) Ausgaben für den Geheimenrath. 


Der für den Geheimenrath erforverliche, vollftändig aus 
Staatsmitteln zu beftreitende Aufwand befteht, außer dem auf 
den allgemeinen Baufonds des Finanzminifteriums übernom- 
menen Gebändeanfivand, lediglich in Bejoldungen der Collegial- 
mitglieder und des Kanzleiperfonals, fowie an KRanzleifoften. 

Sein Betrag ift in dem Haupt-Finanzetat von 185%: 
im durdjchnittlihen Voranſchlag angenommen auf 31,664 fl. 
54 fr. )). 

Die Ausbezahlung ift auf unmittelbare Anweifungen bes 
Geheimenraths-Präfidinmd aus der Staatd-Hauptcaffe feldft 
zu bewirfen ?). 


$. 28. 


3) Aufwand für das Departement der Jufliz, oder die 
Rechtspflege. 

Der für die Rechtspflege erforverlihe Aufwand Liegt 
großen Theild dem Staate ob. Zwar ift den Amtsfürper: 
haften gefeglicd, die Verbindlichkeit aufgelegt, in ſolchen Amts— 
ftädten, wo es an Amtsgebäuden für die Unterbringung ber 
Oberamtsgerichte und ihrer Beamten mangelt, für deren Her: 





1) Haupt-Finanzetat von 185%/s8, I. 9); der Aufwand war früher 
höher, wie er denn in den Jahren 1825/26 noch 44,777 fi. 51 fr. im Durch⸗ 
ſchniti Betrug; die Verminderung rührt vornehmlich von der Einziehung 
fänmntlicher Geheimeratgöftellen und deren Erſetzung durch blofe Staats: 
rathöftellen her. 

2) Ungedr, Berf. des Fin. Min. vom 2. April 1845. 
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ftellung gegen einen aus der Staatscaſſe an fie zu entrichtenden 
Miethzind Sorge zu tragen !), und den Gemeinden der Auf- 
wand für die ihnen übertragene niedere Nechtöpflege, foweit 
überhaupt ein folcher hieraus befonders erwächst, insbefondere, 
foweit er nicht den Betheiligten obliegt, fowie mit Ausnahme 
der Befoldungen der Gerichts, und Amtsnotare, für die frei— 
willige Gerichtöbarfeit ?) und das Unterpfandsweſen 3), zuges 
wieſen; es ift aber die erftgedachte Verbindlichkeit feit neuerer 
Zeit, zufolge der allmähligen Anschaffung von Oberamtögerichts- 
gebäuden, wo fie früher mangelten, allen Amtskörperſchaften, 
bis auf eine ), abgenommen, und die weiterangeführte der 
Gemeinden lediglih ein Ausflug der ihnen nur in ihrem 
eigenen Intereſſe eingeräumten öffentlich-rechtlichen Stellung 
im Gtaate. 

Zu dem dem Staate obliegenden Aufwand gehören dem— 
gemäß 

1) die Bejoldungen, Kanzlei-, Reife und Umzugsfoften 
des Juſtizminiſteriums, der höchſten, mittleren, und Bezirks— 
Suftizbehörden des Staates, alfo des Obertribunaleg, der 
Kreisgerichtöhöfe, der Oberamtögerichte, und der Gerichtd- und 
Amtsnotariate, vorbehältlih des der Staatscaffe unter den 
Steuern zufließenden theilweifen Erfages durch Gerichts- und 
Notariats:Sporteln. 

2) Die fogenannten Griminalfoften, d. h. die ftrafgerichts 


1) Edikt, die Zahl und die Gehalte der bei der Bezirfs-Berwaltung 
anzuftellenden Juftize und Regierungsbeamten betreffend, vom 31. Decbr. 
1818. $. 37. Beil. V. zu der BO. vom 31. Decbr. 1818, Rbl. von 
1819, ©. 17 fi. 

2) Geſetz über die Notariatsfporteln vom 4. Juli 1842, Rbl. ©. 261 ff. 
Art. 105 Geſetz über das Notariatswefen vom 14. Juni 1843, Rbl. 
S. 375 ff. Art. 55. 

3) Geſetz in Betreff der einzelnen Unterpfandsbehörden durch Hülfs— 
beamte zu leiftenden Unterftügung, vom 30. Juli 1845, Rbl. ©. 257 fi. 
Art, 9. 

4) V. d. 8, d. A, von 1855, 2r Beil.Bb. S. 209, 
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lichen Unterfuhungsfoften, ver Aufwand für die Unterhaltung 
der oberamtsgerichtlihen Gefängnißgeräthichaften, und vie all- 
gemeinen Koften der Schwurgerichts-Sitzungen, vorbehältlich 
der der Staatscaffe zu Theil werdenden, daher unter den Staats— 
einnahmen einfommenden Grfagleiftungen von Unterfuchungs- 
foften dur die Schuldigen )). 

2) Die Koften der gerichtlihen Strafanftalten und ihrer 
Perwaltung, insbefondere die Befoldungen und Kanzleifoften 
des Strafanftalten-Collegiums, und der Gefammtaufwand für 
die beiden Zuchthänſer, die beiden Arbeitshäufer, die beiden 
Zudtpolizeihäufer, die beiden Kreisgefängniffe, die Eivilfeftungs- 
Etrafanftalt, und die Anftalt für jugendliche Verbrecher, je 
über Abzug des diefen Anftalten aus dem Betrieb von Ges 
werben, für welche fie im Beſitz eigener Fonds ſich befinden, 
und vorbehältlih der von vermöglihen Strafgefangenen zu 
ihrem Unterhaltsbevarf an die betreffenden Strafanftalten 
ſelbſt gefeglich zu leiftenden Beiträge %, fowie der in den Straf: 
anftalten entftehenden, und von den Schuldigen aud an dieſe 
zu erjegenden befonderen Unterfuchungsfoften 9). 

Zu Beftreitung alles dieſes Aufwandes ift, ohne den, mit 
Ausnahme der Strafanftalten, auf den allgemeinen Baufonds 
des Finanzminifteriums angewiefenen baulichen Aufwand, für 
die gegenwärtige Finanzperiovde von 1855, im durchſchnitt⸗ 
lihen VBoranfchlag eine Summe angenommen von 1,143,490 fl. 
7 


1) Strafproceß-Orbnung vom 22, Juni 1843, Rbl. ©. 459 Fi. Art. 
441—446; Geſetz über das Verfahren in Strafjahen, welche vor die 
Schwurgerichte gehören, vom 14. Aug. 1849, Rbl. S. 399 ff. Art. 181. 

2) Strafgefepgbuh vom 1. März 1839, Rbl. ©. 101 fi. Art. 26; 
Berf. des Juſtiz. Min. vom 2. Nov. 1825, Rbl. ©. 673. 

3) Berf. der Min. der Juftiz und der Finanzen, vom 20, Dct. 1827, 
Rbl. ©. 483. 

4) Haupt-Finanzetat von 1855/58, I. 10); V. d. 8. d. A. von 1855, 
2r Beil, Bd. S. 68 ff. 
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Für die fpeciele Leiftung und Verrechnung dieſes Auf- 
wandes find, neben der Minifterialcaffe des Juſtizdepartement, 
je nad) unmittelbarer Anweifung der betreffenden Oberbehörven, 
aufgeftellt die Oberamtögerichte mit den von ihnen zu führenden 
Inquifttionsfoftens:Gaffen !), und die befonderen Verwaltungen 
und Gafjen der einzelnen Strafanftalten 2). 


$. 29. 


4) Ausgaben für die Departements des Innern, und des 
Kirchen- und Schulwelens, die gefammte Polizei- und 
Regiminal-Perwaltung. 


Die im Staatsorganismus enge verbundene Bolizeis und 
Regiminal-Berwaltung nimmt bei den an erftere mehr und 
mehr zunehmenden Anfprühen, zumal in ihrer nenerlichen 
Unterordnung unter zwei befondere Minifterien, das des Innern, 
und das des Kirchen» und Schulwefens, nahezu den beveutend- 
. sten Aufwand unter allen einzelnen Hauptzweigen der Staats— 
verwaltung in Anſpruch. Zwar ift ein Theil des vießfallfigen 
Aufiwandes, feiner rein oder doch vorzugsweife örtlichen Beziehun— 
gen twegen, den Gemeinden und Amtsförperfchaften geſetzlich zu- 
gewiefen. Es haben namentlich die erfteren, neben dem Aufwand 
für die ihnen, als Ausfluß der ihnen verfafjungsgemäß ein: 
geränmten öffentlich rechtlichen Stellung im Staate, über; 
tragene Ortspolizei und deren Anftalten, wie namentlich die 
Elementar-Unterrihtsanftalten, die Straßen, Brunnen, Feuer— 
löfhanftalten, die Armen- und Gefundheitspflege n. f. w., noch 
aus dem Kreiſe der allgemeinen Polizei die Verpflegungsfoften 
der wegen allgemeiner PBolizeivergehen in Ortsgefängniſſen 


— 





1) Verf. ver Min. des Innern und der Fin. von 27. Febr. 1819, 
Rbl. ©. 97 ff.; o. a. BO. vom 17. Juni 1822, Rbl. ©. 415 fi. $. 8. 

2) v. a. Staats-Caſſen- und Rechn.-Inſtr. vom Nov. 1818, $. 4; 
o. a. BO. vom 17. Juni 1822, a. a. O. 
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Verhafteten, vorbehältlih des Regreſſes an die Echuldigen !), 
wie aud) einen nicht unbeträchtlichen Theil des Unterhaltungss 
Aufwandes der über ihre Marfungen ziehenden Staatöftraßen ?), 
fegteren gewifjermaßen als Erfag für den ihnen aus deren Bes 
nügung, und die hiedurch mögliche Erfparniß an dem Vicinal— 
firaffen-Aufwand vorzugsweije erwachſenden Vortheil, zu be- 
ftreiten; den Amtsförperfchaften ift, unter Zuweifung ber ober; 
amtlichen Polizei- und Disciplinar-Gelpftrafen, der Aufwand 
für die Einrichtung und Unterhaltung der oberamtlichen Ge- 
fängniffe, wie auch die Verpflegung der Gefangenen in dens 
felben, vorbehältlih des Negrefies an die Schuldigen 9), und 
ein Theil der Medicinal-Bifitationgfoften 9) aufgelegt. Auch 
den einzelnen Staatdangehörigen liegt unter dem Namen 
Landfolge die Verpflichtung ob, bei Streifen zur Verfolgung 
von gefährlichen Perſonen und reißenden Thieren unentgelvlic 
mitzuwirken 5). Immerhin und offenbar haftet aber bei weitem 
der größte Theil des eigentlih landespolizeilihen und regimi— 
nellen Aufwandes auf dem Staate ſelbſt. Es gehört dahin 
namentlich: 

1) der allgemeine Aufwand an Befoldungen, Kanzleis, 
Reife» und Umzugsfoften bei jedem ber beiden Minifterien, 
und den denfelben je für ſich untergeorbneten zahlreichen Mittels 
und Glementarftellen, wie eines Theild von den einen, ven 
vier Kreisregierungen, dem Mevdicinal-Eollegium, den Eentral: 

1) Berwaltungs-Edift für die Gemeinden, Oberämter und Stiftungen, 
vom 1. März 1822, Rbl. ©. 131 fi. $. 18. 

2) Weg-Ordnung vom 23. Oetbr. 1808, Rbl. von 1809, ©. 19 fi. 
$. 4, und Geſetz, betr. die Baulaft an Brüden, vom 11. Derbr. 1833, 
NE. ©. 495 ff. 

3) D. a. Verwaltungs-Edikt vom März 1821, $. 18, 107; Geſetz, 
die Koften der Gefangenen-Transporte betr., vom 26. März 1824, Rbl. 
S. 331, 

4) Verf. des Minifteriums des Innern vom 16. Juli 1827, Rbl., 
S. 326, und vom 1. Juni 1830, Rbl. ©. 251. 

9) Gen.=Refer. vom 11. Septbr. 1807, $. 41. Rbl. ©, 456, 
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ftellen für Landwirthfghaft, und für Gewerbe und Handel, ver 
Ablöfungs-Kommifftion, von den andern, den Oberämtern, ven 
Oberamtsphyfifaten, und den Straßenban-Infpektionen, andern 
Theil dem evangelifchen Gonfiftorium, dem m fatholifihen Kirchen⸗ 
rath, und dem Studienrath; 

2) der beſondere Aufwand für die einzelnen vorzugsweiſe 
materiellen Anſtalten und das hiebei angeſtellte Perſonal in 
den dem Departement des Innern angehörigen eigenthümlichen 
Verwaltungszweigen, namentlich: 

a) für die Sicherheitspolizei, wie das Landjäger-Corps, die 
Gefangenen-Transporte, und die polizeilichen Beſchäfti— 
gungs⸗Anſtalten; 

b) für die Medicinal-Polizei, wie Irren-Anſtalten, die Hei— 
lungs- und Sicherheitd-Anftalten bei Epivdemieen und 
Epizootieen, die Hebammenſchulen, und die orthopädifchen 
Anftalten ; 

c) für Armen» und andere milde Zwede, wie die Beiträge 
zu den Zweden der Gentralftelle des Wohlthätigkeits— 
Vereins, und den Franfen-Anftalten in der Hauptftadt ; 

d) für Förderung der Landwirthſchaft, wie Beiträge an die 
einzelnen Oberamtsbezirfe zu landwirthichaftlihen Zweden, 
mancherlei fonftige Unterftügungen landwirthichaftlicher 
Zwecke und Interefjen, die Beranftaltung des alljährlichen 
landwirthichaftlichen Weftes, und ganz befonders die Lands 
geftüts-Anftalt ; 

e) für die Förderung von Gewerben und Handel, wie ſolche 
theils durch mannigfache dießfallfige Anftalten der Eentral- 
ftelle für Gewerbe und Handel, theild und ganz beſonders 
durd den ausgedehnten Straßen, Brüden-, und Flußbau 
bewerfftelligt wird. 

3) Der befondere Aufwand für die vorzugsiveife materiellen 
Anftalten in den dem Minifterium des Kirchen- und Schul: 
Weſens angehörigen eigenthümlihen Verwaltungszweigen, 
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worunter jedoch in dem Haupt-Finanzetat ohne genaue Aus- 
einanderhaltung zweierlei ihrem Rechtsgrunde nad wohl von 
einander zu unterfcheidende Arten von Aufwand begriffen find, 
nämlih: eines Theild der rein oder doch vorzugsweife auf 
allgemeinen politifcyen oder befonvderen wohlfahrtspolizeilichen 
Erwägungen beruhende Aufwand für einzelne kirchliche An- 
ftalten, wie das fatholifche Landesbisthum, nebft Priefterfeminar, 
die katholiſch-theologiſchen Convikte, und die iſraelitiſchen Kirchen— 
zwecke, ſodann für verſchiedene allgemeinere Bildungs-Anſtalten 
nach allen Richtungen, wie die Landesuniverſität, die Gymnaſien 
und Lyceen, die polytechniſche Schule, die Baugewerbsjchule, 
die gewerblichen Fortbildungsfchulen, die land» und forftwirth: 
ſchaftlichen Lehranftalten, die Thierarzneifchule, die allgemeinen 
Anftalten für das Volksſchulweſen überhaupt, die Kunftfchule 
nebft dem Mufeum der bildenden Künfte, die Staats-Waifen- 
häufer, Zaubftummen> und Blindenanftalten, die allgemeirten 
wiſſenſchaftlichen Sammlungen, insbefondere die öffentliche 
Bibliothek, das Münz-, Kunft- und NaturalienEabinet; andern 
Theild die der Staatscaffe, in Vertretung des allgemeinen 
Staatsgutes, theild ald allgemeine mit Einziehung des altwürt- 
tembergifchen evangelifchen Kirchengutes zum Staatsgut über: 
nommene, theild als jpecielle Laft einzelner Beftandtheile des 
lesteren, privatredhtlich obliegende, und biefem feinem vecht- 
lihen Grunde nad) eigentlih unmittelbar von dem Ertrage 
des Staatögutes zu beftreitende, und zu dem Ende ebenjo 
hierauf anzumweifende Aufwand an Befoldungen für Geiftliche 
und Schullehrer evangelifcher und Fatholifcher Confeſſion, für 
verjchiedene andere beiverfeitige Firchliche Bedürfniffe, und für 
die evangelifch-theologifhen Seminare, ganz abgefehen von 
dem auf gleihen Rechtsgründen beruhenden, aber von ber 
Finanzverwaltung, in Verbindung mit dem allgemeinen Hoch— 
bauweſen des Finanzminifteriums, aus dem hiefür ausgejegten 
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Fonds wahrzunehmenden und zu beftreitenden Bau-Aufwand 
für Kirchen- und Schulzwecke '). 
Der ganze vorgedachte Aufwand aller Art ift nun, eins 


1) Auf das obengedachte Rechtsverhältniß bezieht fich hinſichtlich der 
Leiftungen zufolge der Einziehung des vormaligen allgemeinen evange: 
liſchen Kirchengutes die in der B.U. $. 77 zugefagte Herftellung einer 
abgefonderten Verwaltung und zu dem Ende vollitändigen Ausſcheidung 
von jenem. SHinfihtlich des als fpecielle Lat einzelner Theile des Staats— 
gutes zu betrachtenden kirchlichen und Schul-Aufwandes ift die oben und 
auch ſchon früher in der mehrangeführten Abhandlung über die Mangel: 
haftigfeit der Staatsausgabens@tats a. a.D. ©. 619 angebeutete, hieraus 
abgeleitete Forderung für feine Behandlung wirflih ſchon zu Gunften der 
fatholifchen Kirche von einzelnen Seiten her in der Ständeverfammlung 
angefprodhen worden. ©. 3. d. K. d. U. von 1827, 9.4. ©. 1103 ff., 
vom 2ten Landtag von 1833, Bo. 9, Sig. 52, ©. 41 fi., und von 1839, 
Br. 9, E 511 ff. Die Beitimmung, wornach die vom Staate abzurei- 
chenden Befoldungen der Geiftlihen und Schullchrer in den Gamteralamts= - 
Rechnungen fperiell zu verrechnen, und in gleicher Weife auch in ven 
Cameralamts-Grundbüchern vorzutragen find, ſ. Inftr. zu Berfajlung der 
Nechnungen bei den Gameralverwaltungen vom 31. Mai 1819, beſ. gedr. 
in Fol., und in der Samml. der Rechn.-Vorſchr. ©. 436 ff., $. 76, 77, 
fowie der unmittelbare Verkehr zwifchen der Finanzverwaltung und den 
Oberkirchenbehörden über die Befoldungs-Angrlegenheiten, welder in neuefter 
Zeit rückſichtlich einer Entfhädigung für Naturalbejoldunge-Theile zu einer 
formlichen Uebereinkunft zwischen denſelben geführt hat, ſ. Dienſt-Inſtruction 
der KreisfinangsKammer vom 17. Jan. 1823, Rbl. ©. 119 ff., $. 16, 
ungedt. Erl. der Oberfinanz-Kammer, Abtheitung für Domänen, vom 13. 
Sept. und 8. Dctbr. 1855, jchließt fogar gewiſſermaßen eine wirkliche 
Anwendung des obenangeführten Rechtsgrundes in fih. Auf anderem 
mehr öffentlihem Rechtsgrunde beruhend, und daher auch in der Beftreitung 
anders zu behandeln find offenbar die Leiſtungen des Staats für Bedürfniſſe 
der Fatholifchen Kirche, für welche feine örtliche Fonds vorhanden find, oder 
die vorhandenen nicht zureichen, insbeſondere für die Koſten höherer Lehr: 
anftalten, wofür die BU. $. 82 auch die Ausjcheidung eines eigenen 
Kirhenfonds aus dem Staatsgute zufagt, fowie die zu Gründung des 
Bisthums ausgefehte, und bis zu jener Ausſcheidung auf die Gameral- 
ämter Rottenburg und Horb mit Unterpfandsreht auf Domanial-Güter 
und Gefälle angemwiejene bleibende Ausftattung an jährlichen Einfünften, 
ſ. 8. Bundations-nftrument für das Bistum Rottenburg vom 14. Mai 
1828 in der Sammlung der W. Kirhengefege, Ir Theil, ©. 1067 ff. ob⸗ 
wohl fi Hieraus auch eigene Rechtsanſprüche an das Staatögut ergeben. 
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Schließlich eines vorübergehenden Aufwandes im Departement 
des Innern für die in neuerer Zeit gejeglich angeordnete um- 
fafjende Grunblaften-Ablöfung, Dagegen ohne Einrehnung des 
mit wenigen Ausnahmen auf ven allgemeinen Baufonds des 
Finanzminiſteriums überwiefenen Hochbau-Aufwandes, und 
unter Abzug des bei einzelnen Berwaltungszweigen, wie den 
Srrenanftalten, den polizeilihen Befhäftigungs-Anftalten, dem 
Landgeftüt, und der land» und forſtwirthſchaftlichen Afademie 
in Hohenheim, aus dem damit, unter Benügung eigens hiezu 
überlafjener Capital-Fonds, und zum Theil auch beträchtlicher 
Staatögüter, verbundenen wirthichaftlihen Betriebe fih er- 
gebenden, und henjelben zu Beftreitung ihres Aufwandes un- 
mittelbar angewiefenen Einkommens, für die gegenwärtige 
Finanzperiope von 186/ im durchſchnittlichen Voranſchlag an- 
genommen für den Antheil des Departement ded Innern 
1,625,810 fl. 22 fr., für den des Departement des Kirchen- 
und Schulwefens 1,655,679 fl. 10 fr., im Ganzen aljo auf 
3,281,489 fl. 41 fr. '). 

Außer dem vorftehenden Aufwand gehört feiner Natur 
nad weiter noch hieher der in dem Haupt-Finanzetat unter 
einem eigenen Titel abgejondert aufgeführte vorübergehende 
Aufwand für die gefeglichen Entſchädigungen an Privatberechtigte 
für aufgehobene Bannrechte in dem neuerlichen durchſchnitt— 
lien Anfchlag zu 14,066 fl. 40 fr. 2). 

Für die fpecielle Leiftung des obigen Aufwandes find, 
neben der beiden Minifterien gemeinfhaftlihen Minifterials 
caffe, noch hinfichtlic des Antheils des Departement des Innern 
aufgeftellt die Verwaltungen der polizeilichen Beſchäftigungs— 
Anftalten, die Landgeſtüts-Caſſe, und die Irrenhaus-Defonomies 
Verwaltungen, hinſichtlich des Antheild des Departement des 


1) Haupt-Finanzetat von 18%%/s8 1, 12. 13). 
2) Dajelbft I, 17). 
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Kirhen- und Schulweſens die Caſſe der Univerfität, die der 
land: und forftwirthichaftlihen Afademie, die Defonomie-Ber- 
waltungen der Seminare, Gonvicte, " Waifenhäufer, Taub— 
ftummen- und Blinden-Anftalt, und für die Befoldungen ver 
Geiftlihen und Schullehrer die Cameralämter )). 

Außerdem find noch die Bafjen der Amteförperfchaften, 
bie Amtspflegen, für die fpecielle Ausbezahlung der Strafien- 
und Brüdenbaufoften ?) fowohl, als and, der Landjägerfoften 9), 
je innerhalb der betreffenden Oberamtsbezirfe, und auf Ned: 
nung der ihnen für diefe obliegenden Stenerlieferungen an 
die Staats-Hauptcaffe, in Anſpruch genommen. 


$. 30. 


5) Ausgaben für das Departement der auswärtigen An- 
gelegenheiten, die Leitung des friedlichen Verkehrs mit 
anderen Staaten. 


Der Aufwand für ven vem Departement der auswärtigen 
Angelegenheiten zunächſt angewiefenen, und durch weitere Zus 
weifung der K. Samilien-Angelegenheiten, fowie des theilmweife 
damit zufammenhängenvden Lehend- und Staatsarchiv: Wefeng, 
in etwas erweiterten Gejchäftsfreis ift, feiner ganzen Natur 
nad, in Vergleihung. mit dem der übrigen Berwaltungsvepars 
tements, und im Ganzen, am fleinften, liegt aber auch dem 
Staate ganz allein ob. Es gehören zu demfelben: 

1) die Befoldungen und Kanzleifoften des Minifteriums, 


1) ©. a. Staats-Caſſen- u. Redhn.=Inftr. vom Nov. 1818, $. 4; 
o. 0. V.O. vom Juni 1822, Rbl. ©. 415 ff., $. 8; o. a. Cam.⸗-Rechn. 
Inſtr. vom Mai 1819, $. 76, 77. 

2) Verf. der Min. des Innern u. der Fin. vom 4. Juni 1821, Rbl. 
©. 307 ff.; o. a. VD. vom 17. Juni 1822, $. 8. 

3) Berf. des Min. des Innern vom 9. Juli 1821, Rbl. ©. 439; 
vom 11. Juni 1823, Rbl. ©. 455, vom 31. Mai 1826, Rbl. ©. 253, 
und vom 19. Aug. 1828, Rbl. ©. 685. 
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des eine eigene Section von letzterem bildenden Lehenrathe, 
und des demjelben untergeordneten Staatsarchives, ſowie der 
-fogenannten Filialarchive ; 

2) die Bejoldungen, Repräſentations- und Nebenfoften 
der Geſandtſchaften, ſowie für Confulate und befondere Sen— 
dungen ; 

3) der Aufwand zu Erfüllung der Bundespflichten. 

Für alle dieſe Ausgaben ift in dem neueften Haupt: 
Binanzetat nah durdfchnittlihem Voranſchlag eine Summe 
angenommen von 121,846 fl. 12 fr. !), bei deren fpeciellen 
Leiftung außer der Minifterialcafje feine weiteren befonderen 
Gafjen mitzuwirken haben. 


$. 31. 


6) Ausgaben für das Departement des Ariegswefens, die 
Airiegs-Verwaltung. 


Eine der beveutendften Stellen unter den Staatsaus— 
gaben nimmt der Aufwand für das Kriegsvepartement ein, 
obwohl den einzelnen Staatsangehörigen für fi) perſönlich 
ſowohl, als aud den Gemeinden und Amtskörperſchaften 
immerhin aud) noch einige Laften für dieſen Zweck aufgelegt 
find, den Staatsangehörigen perfönlich, foferne fie nicht allein 
für die von ihnen, auf gejegmäßigen Ruf, dem allgemeinen 
Kriegsdienfte zu winmende Zeit und Kräfte eine, felbft bei 
den neueren wejentlichen Verbefferungen, größern Theild unter 
allen Umftänden ungenügende 2), ſondern aud für die Vers 
pflegung, welde fie auf Anforvern ven bei ihnen nöthigen 
Falls hiezu einquartirten Truppen zu gewähren haben, fowie 
für VBorfpannsleiftungen an das Militär, der feit neuerer Zeit 





1) Haupt-Finanzetat von 185/58, I. 14). 

2) ©. nähere Angaben hierüber in Kapff, Sammlung der Württ. 
Kriegsgefebe, Ir Theil, Tübingen 1851, Ein. ©. LXXXU. Note 15. 

Hoffmann, dinanzrecht 1. 6 
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hiefür feftgefegten höheren, vem wirflihen Aufwand und Werthe 
näher fommenden Taxen ungeachtet, eine wenigitend nicht 
unter allen Umftänden zureichende !) Vergütung erhalten, den 
Gemeinden und Amtsförperichaften aber, zufolge des ihnen 
beider Seits aufgelegten Antheild an ven Refrutirungs-Koften ?), 
und, zuweilen wenigftens, vermöge des bejondern Aufwandeg, 
welhen ihnen die im Fall einer Unzulänglichfeit der legtzunor 
gedachten Vergütungen gewöhnlid aus ihren Mitteln hiezu 
gewährten Aufbefferungen verurjachen. 

s Zu dem aus der Staatdcaffe zu beftreitenden Aufwand 
des Kriegsvepartement gehört nun demgemäß: 

4) der allgemeine Aufwand des Kriegsminifteriumd an 
Bejoldungen und Kanzleifoften; 

2) der Aufwand für die einzelnen Abtheilungen des 
activen Militärs, insbefondere das Corps-Commando, die Ad— 
jutantur des Könige, das Gouvernement der Bundesfeftung 
Um, den General-Quartiermeifterftab nebft der allgemeinen 
Kriegöfchule, die Garde zu Pferd, die Reiterei, die Artillerie, 
und Infanterie, die Disciplinar-Compagnie, und das Platz— 
ftabsperfonal, an Gehalten, Pferdsrationen und andern Dienft- 
aufwands-Entfhädigungen, Löhnungen, Menagegelvern, Bläten 
und Verfhidungsjulagen, an Belleivungs-, ET 
Kranfenpflegs und fonftigen Naturalverpflegungs-Koften, an 
Koften der Remontirung, des Arfenals, der Garniſons⸗Kirchen 
und Schulen, der Militär-Strafanftalt, der Refrutirung und 
Einreihung, und der größeren Kriegsübungen; 

3) der unter ven Militärpenfionen nicht begriffene Auf- 


1) Bol. Befanntmahungen der Min. des Innern und des Kriegs— 
weſens vom 30. Juli 1849, Rbl. ©. 353 ff., und 13. Sepibr. 1855, 
Rbl. ©. 194. 

2) Geſetz über die Verpflichtung zum Kriegedienfte vom 22. März 
1843, Rbl. S. 321 ff., Art. 106, 107; Bollz.-Inftr. hiezu vom 30. Der. 
1843, Rbl. von 1844, ©, 17 ff. $. 194, 195. 
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wand zu Belohnung aus dem Dienfte ausgetretener Militärs 
und früherer Verdienfte unter ven Waffen, wie für dag Ehren: 
invaliden-Gorps, Benefiz- und Landinvaliden-Gehalte, Ordens: 
penfionen und Gratialien. 

Für allen diefen mannigfachen Aufwand ift für die neuefte 
Sinanzperiove von 18/.6, einſchließlich des größeren Theiles 
des baulihen Aufwandes, nach durchſchnittlichem Voranſchlage 
eine Summe angenommen von 2,692,723 fl. 20 fr. Y. 

In der Leiftung desjelben wird die Staatd-Hauptcafje, 
neben der Minifterial-Gafje, noch mittelbarer Weife durdy 
die bei den einzelnen Zweigen ver Kriegsverwaltung aufger 
ftellten Specialreciner, wie Regiments-Quartiermeiſter, Arjenals 
commifjäre, Spital» und Gafernens Verwalter, unterftügt 2). 
In Beziehung auf die außerhalb der Garnifonen zu leijtenden 
Zahlungen werben aud) vie betreffenden Amtskörperſchafts— 
Gafjen zu einer Beihülfe auf Rechnung ihrer Steuerlieferungen 
in Anfprud genommen 3). 


7) Ausgaben für das Departement der Finanzen, die Finanz- 
Verwaltung. 


$. 32. 
A) Im Allgemeinen. 


Das® Departement der Finanzen nimmt zu Erfüllung der 
ihm für den ganzen Kreis ver Staatsthätigfeit obliegenden 
hochwichtigen Aufgabe, der Aufbringung und Bereithaltung 

1) Haupt-Finanzetat von 185/58, I. 14); V. d. K. d. A. von 1855, 
2r Beil.Bd. ©. 131. 

2) D. a. Staats-Caſſen- und Rechn.-Inſtr. vom Nov. 1818, $. 13; 
Befanntm, des Kriegsmin. vom 25. Aug. 1829, Rbl. ©. 341 ff., 8. 6; 
besgl. vom 4. Sept. 1848, Rbl. ©. 435. 3. 3. 4). 

3) Allgemeine Kriegsdienft:Ordnung für die K. Truppen, betr. bas 
Gafjen: und Rechnungsweſen vom 16. Juni 1844, in vo. a. Samml, der 
W. Kriegsgefege, Ir Bd., ©. 2804 ff., $. 7. 

6* 
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bed gefammten Staatsbedarfs, einen fehr beträchtlichen Auf- 
wand in Anfprud. Dieſer Aufwand zerfällt nun aber zunächft 
in zwei weſentlich verſchiedene Theile; der eine ift für die 
ebenzuvorgedachte Aufgabe der Finanzverwaltung in deren 
nächſtem Kreife erforderlih, der andere aber für die damit 
nahe zufammenhängende weitere Aufgabe, die Erfüllung ver 
auf dem Staate, theils zufolge der früheren Erwerbung von 
Einkommensquellen, theils zufolge der früher hiemit bewirkten 
Erledigung von Ausgabe-Verbindlichkeiten, laſtenden allgemei— 
nen Rechtsverbindlichkeiten, wie ſie an die Staatsſchuld, und 
die vom Staate zu erfüllenden Anſprüche auf gewiſſe Renten 
und Entſchädigungen ſich anknüpfen. Beiderlei Ausgaben ſind 
deshalb auch wirklich in dem Hauptfinanzetat und in der 
Leiſtung völlig abgeſondert von einander. | 


$. 33. 


B) Ausgaben für die nächſte Aufgabe der Finanzverwaltung, die 
Aufbringung und Bereithaltung der Staatseinnahmen. 


Wie ſchon früher angedeutet worden, ift ver Aufwand 
‚für die nädfte Aufgabe der Staatd-Finanzverwaltung, die 
Aufbringung und Bereithaltung des zu Dedung des Etaats- 
aufwandes erforverlihen Staatseinfommens, in dem Finanz- 
haushalt durdgängig bei allen zu Gewinnung eines Leber: 
blides hierüber dienenden Grundeinrichtungen desfelben wefent- 
lich unterfchieden in denjenigen, welcher durch die unmittelbare 
Verwaltung der einzelnen Staatseinnahme-Quellen, behufs 
der Gewinnung eines Einfommens hieraus, fowie durch die 
hierauf fpeciell haftenden Laften veranlaßt wird, den foger 
nannten Elementar-, und in den noch weiter hiedurch erwach— 
jenden allgemeinen Aufwand. 

Der erftere Aufwand ift, wegen feines engen Jufammen- 
hanges je mit denjenigen Staatdeinnahmen, durch welche er 
veranlagt wird, nicht aus der Staatd-Hauptcafje, ſondern aus 
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den betreffenden Special-Einnahmerafjen zu leiften, erfcheint 
daher, wie früher fhon als Hauptgrund einer unvollftändigen 
Darftelung des Staatsaufwandes daſelbſt hervorgehoben wor- 
den ift, fowohl in dem Haupt-Finanzetat, als aud in den 
Nachweiſungen über die wirflihen Ergebniffe des Finanzhaus- 
haltes, nicht bei den übrigen Staatsausgaben, fondern bei 
den Staatdeinnahmen, als Gegenftand eines Abzuges von den- 
jelben ), und fommt ſonach auch hier umfomehr erft im Zu- 
fammenhang damit näher in Betracht. Nur foviel ift nod) im 
Allgemeinen hier ſchon darüber zu bemerken, daß die Prüfung, 
die demzufolge etwa nöthige Ermäßigung, und die Zahlungs: 
Anweiſung desjelben bei den betreffenden Elementarftellen, je 
innerhalb ver hiefür in dem Etat feitgejegten Beträge, und 
mit Ausnahme neuer Ausgaben, fowie von Dienftgehalten 
und andern Belohnungen, welche jeden Falls höherer Genehs 
migung bebürfen, durchaus je den jenen Elementarftellen un- 
mittelbar vorgejegten leitenden und auffehenden Mittelftellen 
zufommt ?). 

Zu dem weiteren, dem allgemeinen Aufwand des Finanz 
bepartement, welder in dem Haupt» Finanzetat unter den 
übrigen Staatdausgaben allein eine Stelle einnimmt, und 
auch, gleich dieſen, aus der Staats-Hanptcaffe zu beftreiten, 


1) Wie jhon früher angedeutet worben, fteht biefe Ausipeidung in 
ihrer Allgemeinheit und Unbedingtheit einer Flaren und vollftändigen Nach— 
weilung des Staatsaufwandes im Ganzen wejentlih im Wege, und ift 
hiebei die rechtliche und wirthichaftliche Verſchiedenheit des vorſtehenden 
Aufwandes, und die hierin begründete Ginwirfung auf die eigentliche Größe 
des Staatsaufwandes überjehen, dieß aber befjer bei dem betreffenden Ber: 
waltungszweigen felbit näher nachzuweiſen. 

2) D. a. Staats-Gaffen- und Rechn.-Inſtr. vom Nov. 1818, $. 9; 
Dienft-Inftruftion für die (vormaligen) Kreis-Finanzkammern (in feinen 
allgemeinen Normen, der Aufhebung diefer Stellen ungeachtet, noch immer 
vollfommen gültig) vom 17. Jan. 1823, Rbl. ©. 119 ff. $. 12, 21,3. 5: 
desgl. für den Bergrath vom 6. Febr. 1835, Rbl. ©. 71 ff., $ 9 
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übrigens, vermöge feines großen Theild nahen Zufammen- 
hanges mit dem Staatdeinfommen, auch noch infoweit wenig» 
ſtens betreffenden Ortes in Betracht zu ziehen ift, werden nun 
gerechnet: 

1) die Befoldungen, Kanzlei- Reife und Umzugsfoften 
des Minifteriumd und der demfelben untergeorbneten Mittels 
ftellen, mit Ausnahme der den in Verwaltung des Finanzs 
bepartement ftehenven öffentlihen Berfehrs-Anftalten vorge: 
fegten, insbefondere ver Eifenbahn- und der Boft-Gommiffton '), 
alfo namentlih der Oberfinanzfammer, Abtheilung für Do: 
mäÄnen, Forfte, Bauten, und das Bergwefen (Bergrath), ver 
Ober-Rehnungsfammer, der Staatscafjen-Verwaltung, des 
Steuercollegiums, des ftatiftifchstopographifchen Bureau, und 
der Ablöſungs-Caſſen-Commiſſion, für die Finangperiode von 
1855/58 im Ganzen durdfchnittlih angenommen zu 252,899 fl. 
40 fr. 9) 

2) Der Aufwand für das gefammte auf den allgemeinen 
Baufonds des Finanzminifteriums angewiefene Staatshochbau— 
weien, im gegenwärtigen durchſchnittlichen Voranſchlag zu 
308,420 fl. 3) 

3) Der (folgewidriger Weife) nicht als Elementarauf- 
wand behandelte Aufwand für die Vorbereitung eines defini— 


1) Es ift diefe Ausnahme ganz gerechtfertigt durch die Natur ber 
vorftehendeg Verwaltungszweige, vermöge deren die hiefür aufgeftellten 
Gentralbehörden wejentliche Glieder ihres ganzen wirthfchaftlichen Organis— 
mus bilden. ©. auch die o. a. Abh. des Verf. über die Mangelhaftigfeit 
der Staatsausgaben-Etats, in der Zeitfchr. für die gefammte Staatswiſſ., 
Br. 7, ©. 618. 

2) V. d. K. d. N. von 1855, ir Beil.Bd., S. 203 fi. und 465. 

3) Ebendaf. S. 207 ff., 466. Auf diefe Weife ift, wie zum Theil 
ſchon nachgewieſen worden, zum Theil nody nachzuweiſen bleibt, hier nicht 
allein der größte Theil des Hochbau-Aufwandes für die übrigen Verwal: 
tungsdepartements, mit Ausnahme des Kriegsdepartement, fondern au 
ber dem eigentlihen Glementaraufwand zugehörige bauliche Aufwand für 
einen großen Theil des Domanial-VBermögens eingebradt. 
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tiven Grundſteuer-Cataſters, für die periodifche Nevifion ver 
in Anwendung ftehenden Steuercatafter, und für Steuernach— 
läffe, durdfchnittlich angenommen zu 69,546 fl. 40 fr. H. 


4) Der lediglich polizeiliche Aufwand für den Bergbau 


mit 2000 fl. ?) 

9) Der ebenfo zu würdigende Aufwand für das Münz- 
wefen, das nad feiner regaliftifchen Seite betreffenden Orts 
bei den Staatseinnahmen noch befonders in Betracht kommt, 
mit 1294 fl. 3) 

Im Ganzen ift demgemäß der allgemeine Aufwand für 
die Finanz Verwaltung neuerlich im Durchſchnitt angenommen 
zu 649,625 fl. ®) 

Für die fpecielle Leiftung diefes Aufwandes find, neben 
der Minifterial-Eaffe, rüdfichtlih des Hochbau-Aufwandes vie 
Gameralämter 5), des Eatafteraufwandes eine Cataſter-Caſſe ©), 
des Bergbau-Aufwandes das Bergamt ’), und rüdfichtlic des 
Miünz-Aufwandes die Münz-Eafje 9 aufgeftellt. 


C) Ausgaben zu Erfüllung allgemeiner Schuldverbindlichkeiten 
des Staat. 


a) Staatsfchuld, 


J 
74 


$. 34. M 


aa) Begriff und Beſtand der Staatsfhuld überhaupt. 
Unter ver Staatsſchuld, wie fie zu Anfang diefes Jahrs 
hunverts, nach dem Umfturz der früheren ftändifhen Verfaſſung 


1) V. d. K. d. N. von 1855, 2r Beil. Bd., ©. 209, 466. 
2) Ebendaf. ©. 211, 466. 

3) Daf. ©. 212 fi. 466. 

4) Haupt-Finanzetat von 185/58, I, 15). 

5) O. a. Gam.:Rehn.Inftr. vom Mai 1819, $. 76, 78. 

6) Berf. des Fin.-Min. vom 23. Nov. 1819, Samml. der Rechn.⸗ 
Vorſchr., ©. 91; o. a. BD. vom 17. Juni 1822, Rbl. ©. 415 ff., $. 8. 
7) DO. a, Dienft:Inftr. für den Bergrath vom Febr. 1835, $. 3. 

8) Inftr. für den MünzsGaffier vom 15. Mai 1827, Samml. der 
Rechn.-Vorſchr., ©. 769. 
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und Gründung der neuen unumfchränften Staatsregierung, 
aus mehreren bis dahin abgefondert beftandenen, nun aber 
zu einem Ganzen verfchmolzenen öffentlihen Schuldverbindlich— 
feiten gebildet, und in der Folge, nach Herftelung der neuen 
ftändifchen VBerfaffung, und einer wiederholten Vermehrung der 
Staats-Schuldverbindlichfeiten, in neuer eigenthümlicher Weife 
geordnet, fichergeftellt, und nad Außen abgegränzt worden ift U, 
find hier, im Gegenfag von ſolchen einfachen Zahlungsverbindlich- 
feiten des Staats, welche ihm für anderwärtige Gegenleiftungen 
irgend einer Art an den laufenden Dienft obliegen, und ihre 
Erledigung nad allgemeinen rechtlichen und finanziellen Grund- 
fägen erhalten müffen, diejenigen dem ganzen Staate oblies 
genden Schulpverbinvlichfeiten desſelben zu begreifen, welche 
ein erworbenes Recht auf die Staatsſchuldenzahlungs-Caſſe 
zur VBerzinfung und Tilgung aus ihr fchon haben, oder auf 
diefelbe hiezu durch gemeinfchaftlihe Verabſchiedung zwifchen 
der Staatsregierung und den Ständen erft noch übernommen 
werben 2). Sie bilvet in diefer Abgränzung eine abgefondert 
für ſich beſtehende Maffe von Schuldverbindlichfeiten, welche 
in Beziehung auf ihre Verwaltung überhaupt, und ihre Vers 
zinfung und Tilgung insbefondere, nicht allein unter ganz 
eigenen Normen fteht, fondern fogar auch noch durch die Vers 
fafjung felbft, zu vollftändigerer Sicherftellung jener Zahlungs: 
Leiftungen, in völliger Abweichung von allgemeinen Verwal: 
tungs-Normen und Grundfägen, ganz unter die Leitung und 
Verantwortlichkeit, ſowie unter die befondere Gemwährleiftung 
der Stände geftellt ift 9). 


1) Nähere und gründliche Nahweifungen über die Entftehung und 
den ganzen weiteren Entwidlungsgang der Staatéſchuld enthält eine Ab: 
handlung von R. Mohl, Erörterungen über die württemb. Staatsſchuld, 
in ber Zeitfhrift für die gefammte Staatswiſſenſchaft, Ir Bd., 3. 1846, 
©. 620 ff. 

2) Revidirtes Staatsihultftatut vom 22. Febr. 1837, Rbl. €, 
105 ff., $. 1. 

3) B.U. $. 119, 120, 
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Ihrem näheren Beftande nad ift an diefer Staatsfchulo 
vor Allem zu unterfheiden eines Theils die darunter begriffene 
Summe verzinsliher Paffivcapitalien, wie fie von ihrem Ge: 
fammtbetrag bei der Uebernahme durch die Etände am 1. Juli 
1820 von 20,814,244 fl. 30 fr., zufolge ihrer Vermehrung 
feit diefem Zeitpunfte, zunächſt und bis zum Jahr 1834 durch 
Uebernahme von den neuen Landeötheilen um den Gefammt- 
betrag von 6,708,500 fl., in ganz neuerer Zeit aber exft, feit 
. dem Jahr 1845, durch Anlehen zu Dedung außerordentlicher 
Bedürfniffe, insbefondere für den Eifenbahnban, bis zum 
Sahr 1852 von einem Gejammtbetrag von 33,007,600 fl., 
zufammen um 39,726,100 fl., alfo, mit Hinzurechnung von 
diefem, von einer Gefammtihuldfumme von 60,540,344 fl, 
33 fr., über Abzug der feit obigem Zeitpunft bis auf bie 
Gegenwart ftattgehabten Abzahlungen, ſich feftgeftellt hat, 
und denn insbefondere nad; dem neueften Rechnungs-Abſchluß 
auf 1. Juli 1856 ſich belauft auf 50,129,592 fl. ), andern 
Theild das vom Staate ausgegebene, und ausdrücklich ale 
Theil der Staatsfhuld anerfannte und vorgemerfte Papiers 
geld im urfprünglidn Betrag von 3,000,000 fl.?) Jene vers 
zinslichen Baffiv-Gapitalien find ſodann, abgejehen vorerft noch 
von der bei der Verzinfung erft zu erwähnenden verjchiedenen 
Höhe des Zinsfußes, weiter zu unterſcheiden hinfichtlich des dem 
Staate hiefür zufommenden Auffündigungsredhtes, fowie hins 


1) Aktenmäßige Notiz. Cine allgemeine BVeröffentlihung hierüber, 
wie fie, weiterhin betreffenden Orts anzuführender gefeglicher Vorfchrift 
zufolge, je nah Erledigung der neueften Jahresrehnung der Staatsfchuldens 
Zahlungscafje erfolgen foll, hat nad der legten vießfallfigen Befanntm. 
des Fin.-Min. vom 31. Decbr. 1855, Staatsanzeiger vom 3. 1856, ©. 192, 
wornach der Stand auf 30. Juni 1954 49,126,592 fl. betrug, nicht mehr 
ftattgefunden. 

2) Geſetz, betr. die Ausgabe von Staatspapiergeld, vom 1. Juli 1849, 
RE. ©. 265, Art. 1; Nachtrag zu diefem Geſetz vom 10, Mai 1850, 
Rbl. ©. 235. 
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fihtlih der Form der Hiefür ausgeſtellten Schulbfcheine, und 
der hieran fih anfnüpfenden eigenthümlichen Rechtsverhältniffe. 

In der erften Beziehung find zu unterfcheiden die von 
Seite des Staats Fündbaren Capitalien, wozu bei weitem bie 
meiften, und insbefondere alle diejenigen gehören, welche unter 
der im Jahr 1845, Hinfichtli des Kuͤndigungsrechtes auf 
Seite der Gläubiger, fowie der Verjinfungs- und Tilgungs- 
Anfprühe, verwandelten 31, procentigen Staatsſchuld, ſowie 
den damals und in den darauf folgenden Jahren bis auf die 
neuere Zeit aufgenommenen Staatsanlehen begriffen find, und 
die nicht Fündbaren oder doch von jener Seite, ihrer Beftims 
mung wegen, zur Zeit nicht heimzahlbaren Eapitalien, be- 
ftehend namentlich in dem Brautfchat-Eapital der verewigten 
Königin Catharina, den Gapitalien der Penſionsfonds für 
Hinterbliebene von Bivilftaatsdienern, für Schullehrer und 
deren Hinterbliebene, für Gymnaftallehrer und deren Hinter: 
bliebene, und den Gapitalien der geiftlichen Wittwen-Caſſe, 
ſodann in den Einſtands-Cautionen der Militär-Einfteher, den 
Gapitalforderungen der Fatholifchen Kirchenpflegen in Stutt- 
gart und Ludwigsburg, und in den vom Fürftenthum Ell— 
wangen herrührenden halbainfenden Gapitalien !). 

In der andern obengedachten Beriehung befteht unter den 
Gapitalien ein wefentlider Unterfchied infoferne, als hiefür 
zwar feit neuerer Zeit durchaus nene, den Darlehensbebin- 
gungen entiprechende Schuldſcheine %, viefe aber theild, wie 
früher gefeglich allein zuläßig war 3), auf den beftimmten 
Namen der Gläubiger (Namenfcheine), theild, zufolge eines 


1) Geſetz, betreffend die Abänderung einiger Beflimmungen bes revi- 
dirten Staatsfhuldftatuts vom 22. Febr. 1837, vom 4. Septbr. 1853, 
Rbl. S. 360 F., Art. 1. 2. 

2) V. d. 8. d. A. von 1847, Nechenfchaftsbericht des ſtändiſchen 
Ausſchuſſes von 1845 bis 1847, ©. 141. 

3) ©. a. revid. Staatsjhuldftatut vom 22. Febr. 1837, Art. 9, 
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bei Eröffnung der Staatsanichen für den Bau von Staats- 
Gifenbahnen, behufs ausgedehnterer Mitwerbung von Dar— 
fehensluftigen, nad dem Vorgang anderer Staaten, gemachten 
Anerbietens, und einer zu dem Ende eigens verabfchiedeten 
gefeglichen Norm !), auf den Inhaber (Inhaberſcheine, Scheine 
au porteur) ausgeftellt find, und hieran auch je eigenthümliche 
Rechts-Anſprüche und Verbinplichfeiten, ſowohl, wie weiterhin 
nachzuweisen ift, Binfichtlich der Art und Meife der Zinfens 
Erhebung, al8 auch hinfichtlidy einer etwaigen Uebertragung 
oder Erneuerung derfelben, alfo ihrer Befit-Berhältniffe, ftch 
anfnüpfen, weldhe für ihren Gredit von weſentlicher Bedeu— 
tung find. 

Die Bapitalien der erfteren Art, den Nachfrage-Verhält— 
niffen zufolge bei weitem die Fleinere Zahl ?), find bei ver 
Staatsfchulden: Zahlungscaffe auf das befonvere fchriftliche 
Verlangen der Gläubiger, d. h. jedes durch die Einfchreibung 
bezeichneten Eigenthümers over eines Dritten, welcher zur Ver: 
mögens-Verwaltung überhaupt, oder zu Bewirfung einer Um— 
ſchreibung insbefondere bevollmächtigt ift, oder aber ſich als 
Rechtsnachfolger des Eingefchriebenen urkundlich ausweist, jeder 
Zeit ohne irgend eine Gebühren-Anforderung auf einen anderen 
Namen umzufchreiben 3; und ebenfo find die Schuldfcheine 
hiefür, fie mögen urfprünglih jchon auf den Namen oder auf 
den Inhaber ausgeftellt, und ſodann erft fpäter auf erfteren 
eingefchrieben worden fein, im Fall fie verloren gehen, gegen 
Erfag der Ausfertigungsfoften neu auszuftellen, nachdem fie 


1) Gefeß, betr. die fünftige Form der Staatsichuldfcheine, vom 22. 
Juni 1843, Rbl. ©. 419, lit. a. 

2) V. d. K. d. A. von 18%/u9, Ir Beil. Br., S. 374. j 

3) D. a. Staatsfhulpftatut vom Febr. 1837, Art. 9; Vorfchriften; 
betr. die Ginfchreibung der Staatsfchuldfcheine, bef. gebr. und in ten ®. 
d. 8. d. A. von 1847, 0. a. Nechenich Bericht des ſtänd. Ausſchuſſes, 
$. 7-9; 8. d. 8. d. A. von 1851/55, Ir Beil.Br., ©. 783. 


92 


zuvor auf gejegliche Weife außer Kraft gefegt worden ), zu 
welchem Behuf je der Betheiligte zunächft an die Staatsſchulden— 
Zahlungscafje mit der Bitte um ein Zeugniß darüber fid zu 
wenden hat, daß er der anerfannte Inhaber der betreffenden 
Schulvforderung fei, die Staatsſchulden-Zahlungscaſſe aber 
ermächtigt und verpflichtet ift, nach Ginficht des Staatsfchuld- 
buchs, das erbetene Zeugnig Namens der Staatsjchulden- 
Verwaltung auszuftellen, und zugleich zu bemerken, ob von 
Ceite legterer der Kraftlos-Erflärung Nichts im Wege ftehe ?). 
Auch find die Scheine auf Verlangen der Gläubiger, gegen 
Zurüdgabe, in folde auf den Inhaber, jedoch, zu Verhütung 
allzugroßer Gefhäftslaft, nur einmal umzuwandeln 9). 

Für die Gapitalien der anderen Art, zu welden die in 
ber neueren Zeit behufs des Eifenbahnbaus aufgenommenen 
Staatsanlehen urfprünglih ſchon, zufolge der bei den dieß— 
fallfigen Verhandlungen ausgefprochenen Wünfche, zum größeren 
Theile gehören, find die auf den Inhaber lautenden Schuld: 
heine je in Eummen von 100, 300, 500 und 1000 fl., nad) 
eigens näher vorgefchriebenem Bormular, auf mit gewifien 
Mafferzeihen, Randverzierungen und Stempeln verfehenem 
Papier ausgeftellt, auch denſelben behufs der Zinfen-Erhebung 
in ähnlicher Weife bezeichnete Zinsabfchnitte (Coupons) für 
eine beftimmte Zahl von Jahren, nebft fogenannter Zingleifte 
(Talon) beigelegt, gegen welche nad Ablauf jener Zeit weitere 
Zins⸗Abſchnitte ausgegeben werben, infoferne bis dahin das Recht 
aus dem Schuldſchein nicht auf irgend eine Weife erlofchen ift *). 

1) O. a. Staatsfhuldftatut vom Febr. 1837, Art. 9; Geſetz, betr. 
die auf den Inhaber lautenden Staatsfchuldfcheine, vom 16. Septbr, 1852, 
Rbl. ©. 223 ff. Art. 17. 

2) V.O. vom 15. Aug. 1843, Rbl. ©. 341, $. 1. 2. 

3) D. a. Gefeß vom 22. Juni 1843, lit. b; Bekanntm. des Fin.Min. 
vom 24. Juni 1843, Rbl. S. 420, 3. 5. 

4) O. a. Geſetz vom 22. Juni 1843, lit. a; o. a. Befanntm. vom 
24. Juni 1843, 3. 1. 2; o. a. Geſetz vom 16. Septbr. 1852, Art. 23. 
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Hinfihtlih diefer Staatsſchuldſcheine, zu deren Ueber: 
tragung von einem Befiger auf einen andern ed der Natur 
der Sache nad) gar feiner Mitwirkung der Staatsſchulden— 
Zahlungscaffe bevarf, fteht nun zwar in den obengedadhten 
Beziehungen geſetzlich auch feft, daß, im Fall ein ſolcher oder 
die hiezu gehörigen Zinsabfchnitte befhädigt und dadurch zum 
Umlaufe untauglid geworden find, von deſſen Inhaber, for 
ferne der eine oder die andern von dieſem nur nod in voll 
fommen erfennbarem Zuftande der Staatsſchulden-Zahlungs— 
cafje vorgelegt werben, und hiedurch der Beweis feines Beſitzes 
geliefert wird, die Aushändigung einer neuen Urkunde, bes 
ziehungsweife neuer Zinsabfchnitte, gegen den Erfah der Koften 
der Ausfertigung verlangt werden Fann, und es find zu dem 
Ende, auf ein diesfallfiged an die Staatsſchulden-Zahlungs— 
cafje zu richtendes Gefuh, von diefer nur vorerft die ihr 
damit gegen Befcheinigung auszufolgenden Urkunden hinfichtlich 
ihrer Aechtheit zu prüfen, und ſodann, mit einer Aeußerung 
hierüber, der ftändifchen Auffichtöbehörde vorzulegen, von diefer 
aber fofort, wofern fein Anftand obwaltet, die Einleitung zu 
Ausfertigung der neuen Urfunde zu treffen '). 

Dagegen find hier für den Fall, daß dem Inhaber eines 
Staatsfhuldfheins auf ven Inhaber viefer, oder ein Zindab- 
ſchnitt, oder die Zingleifte hiezu verloren geht, oder ſonſt ab» 
handen fommt, zu möglichfter, ebenjowohl mit der rechtlichen 
Natur diefer Schulvfcheine, ald mit der NRüdfiht auf die 
Aufrehthaltung ihres Credits, und der Sicherheit und Be— 
quemlichkeit des Verkehres mit denfelben vereinbaren Sicherung 
feiner Rechte hieraus, zu welch legterer jene eben ihrer Natur 
gemäß zu dienen beftimmt find 2%), ganz eigenthümlihe Maaß— 
regeln vorgezeichnet : 

1) D. a. Geſetz vom 16. Septbr. 1852, Art. 4; BD. vom 14. Decbr. 


1853, Rbl. ©, 485 ff. $. 6. 


2) Verh. der dritten verfaflungberaihenden Landes-Berfammlung vom 
3. 1850, Beil.Bo. ©. 105. 
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1) Bei dem Verluſt eines ſolchen Schuldſcheines hat 
a) vor Allem der Betheiligte, zu Wahrung feiner Rechte aus 
demjelben, der durch das Geſetz ausſchließlich hiezu als 
zuftändig erflärten Gerichtsſtelle, dem Stadtgericht Etutt- 
gart, Anzeige Hievon zu maden, und feine Angabe foviel 
möglich zu bejcheinigen, um hier die entjprechenden Falls 
auf den Grund hievon zu verfügende Zahlungsfperre für 
die betreffende Urfunde bei der Staatsſchulden-Zahlungs— 
cafje zu veranlaffen, und nebendem ift ihm noch jelbft 
überlaffen, von diefer Anrufung des Gerichtes diejenigen 
öffentlihen Cafjen over Banquiers, bei welden die ab- 
handen gefommene Urfunde in der Zwifchenzeit zur Ein— 
löfung fommen fönnte, gleichzeitig zu benadrichtigen, 
wodurch diefe fofort verpflichtet werden, ſobald die Urkunde 
eingelöst werben wollte, die vorgedachte Gerichtöftelle um 
Meifung in der Sache anzugehen, und bis zu deren Ein: 
lauf die Einlöfung der Urfunde im Anftand zu laſſen. 
b) Wird nun die Angabe des Anrufenden von der Gerichts: 
stelle auf den Grund der hiefür beigebrachten Belege als 
zureichend erfannt, und demzufolge bei der Staatsſchulden— 
Zahlungscafje die erforderlihe Zahlungsfperre verfügt, 
jo hat diefe ihrer Seits nicht allein bis zum Austrag der 
Sache jeder Zahlung an einen etwaigen Weberbringer 
ber Urkunde fih zu enthalten, und jene Weifung zu 
Sicherung ihrer genauen Befolgung in dem Staatsſchuld— 
buche vorzumerfen, ſondern auch legtere zugleich auf Kojten 
des Anrufenden zur öffentlichen, wie zur befonderen Kennt- 
niß der etwa noch zur Rüdzahlung von Staatscapitalien 
namhaft gemachten Agenten zu bringen, und wenn es ſich 
von einem nicht gefündigten Schuldſcheine handelt, defjen 
etwaige Inhaber aufzufordern, folhen binnen fünf Jahren 
— der Berjährungszeit aufgefündigter Bapitalforderungen, 
bei Verluft feines Rechtes aus der Urfunde, der Staats- 
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hulden-Zahlungscaffe vorzulegen; auch hat fie überdieß 
noch einen ſolchen Schuldſchein in Das nächſte zu ver- 
öffentlihende Verzeihniß der gefündigten Scheine, jedoch 
getrennt von diefen, und unter Hinweiſung auf das 
hiebei obwaltende Verhältnig, aufzunehmen, was ſodann 
für den Inhaber auch noch, je aus Veranlafjung einer Zing- 
erhebung, diefelbe Mahnung an jene Vorlage zur Folge hat, 
wie für den Inhaber eines aufgefündigten Schuldſcheines. 
c) Weiterhin aber ift von ver Staatsjhuldenzahlungscaffe, 
und ebenfo von jedem ihrer Agenten, falls nun wirklich 
der Schuldſchein innerhalb der vorgedachten Frift zu ihnen 
gebracht wird, folcher gegen einftweilige Beſcheinigung in 
Perwahrung zu nehmen, fofort, — von jenen Agenten durch 
Vermittlung der Staatsfhulden-Jahlungscafje, die Ge: 
richtöftelle unverzüglich hievon zu benadrichtigen, und 
ebenfo von dem hierauf ergehenven, jeden Falls, durch 
entiprechende Friftanberaumung für den Anrufenden, binnen 
einer beftimmten Zeit fichergeftellten gerichtlichen Erkennt— 
niß, weldes der Zurüdforderung des Schuldſcheines ge- 
feglih unter allen Umftänvden nur demjenigen gegenüber 
ftattgeben fann, der folhe in böfem Glauben an fid) ge 
bradyt hat, der Inhaber wieder in Kenntniß zu jegen, 
fowie nad) Maaßgabe hievon, auf fruchtlojes Verftreichen 
der Frift auf Seite des Anrufenden, entweder jenem die 
Urkunde zur freien Verfügung zurüdzugeben, oder deren 
Betrag, wenn folder fällig ift, auszubezahlen. Im 
dem Fall dagegen, wenn fi Fein Inhaber melvet, ift 
von der Staatsfhulden - Zahlungscafje der Gerihtsftelle 
Anzeige hievon zu machen, und, wenn vemzufolge der 
Staatsſchuldſchein durch gerichtlihes Erkenntniß für 
kraftlos erklärt wird, dem Anrufenden, ſofern der Schuld— 
ſchein gekündigt iſt, der Betrag desſelben auszubezahlen, 
ſofern dieß aber nicht der Fall iſt, ein neuer Schuldſchein 
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in gleihem Nennwerth, jedoch unter einer neuen Nummer, 

audzuhändigen; dad Eine, wie das Andere, kann fogar, 

wenn der Betheiligte den Verluft der Urkunde befcheinigt, 
vor deren Rraftloserflärung, gegen Leiftung genügenver 

Eicherheit- von deſſen Seite durch Fauftpfandsbeftel- 

lung oder Württ. Staatsobligationen, in dem zu dem 

Ende von der ftändifhen Berwaltungsbehörde zu beftim- 

menden Belauf, für den Fall feiner fpäter eintretenden 

ErjagsBerbindlichfeit, gefchehen. 

Geht dagegen der Staatsſchulden-Zahlungscaſſe felbft ein 
Staatsſchuldſchein verloren, fo kann fie, ſelbſt ohne gerichtliche 
Ermädtigung, dem ſich meldenden Inhaber vesfelben bie 
Zahlung verweigern, und ihm die Betretung bed Rechtsweges 
überlaffen, und fie hat ſodann Erfteres öffentlich befannt zu 
machen, jowie ihren Agenten zur Nachachtung zu eröffnen ; 
eine etwaige Klage des Inhabers wird fodann hier geſetzlich 
einfach durch die Einrede entfräftet, daß verfelbe ven Schuld— 
fein in böfem Glauben erworben habe Nur wenn fie vie 
Stellung des Inhabers eines nichtgefündigten Schulpfcheines, 
beziehungsweife die Kraftloserflärung der Urfunde herbeiführen 
will, hat fie zu dem Ende auch gerichtliches Verfahren auf 
dem vorgedachten Wege einzuleiten . 

2) In Beziehung auf vernichtete over verloren gegangene 
Zinsabjchnitte liegt den Betheiligten, zu Sicherung ihrer Rechte 
hieraus, gleiche Anzeige und Nachweiſung bei der Gerichts— 
ftelle, beziehungsweife der Staatsfchulden-Zahlungscaffe und 
ihren Agenten, wie in Beziehung auf Staatsſchuldſcheine, ob, 
und den beiden legteren ebenſo au, in Folge hievon, im 
Ball der Lieberbringung jener, die Zurüdbehaltung derfelben 
bis zu gerichtlicher Verfügung hierüber; eine gerichtliche Kraft: 
Ioserflärung findet hier, da ihre Ungültigfeit nah Ablauf 
zu 1) O. a. Geſetz vom 16. Septbr. 1852, Art. 5, 8, 9, 11, 12, 14, 15; 
o. a. BD, vom 14. Decbr. 1853, $. 9, 11, 16. 
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der Verjährung ihrer Gültigfeit — drei Jahre nad) der Ber- 
fallzeit — ſchon fraft des Gefeges eintritt, nicht ftatt 1). 

3) Sollte endlich dem Inhaber eines Schuldſcheines bie 
dazu gehörige Zinsleifte verloren gehen oder abhanden fommen, 
fo hat er zu Wahrung feiner Rechte aus derſelben, unter 
Vorlegung des erfteren, der Staatsfhulden-Zahlungscafie Ans 
zeige hievon zu machen. Von dieſer iſt fofort eine öffentliche 
Aufforderung an den etwaigen Inhaber von jener zu erlaffen, 
folhe binnen der Frift von neunzig Tagen von dem Berfall- 
tage des legten mit derſelben ausgegebenen Zinsabfchnittes, 
oder, wenn der Aufruf erft nad diefem Berfalltage erfolgt, 
vom Tage der Aufforderung an gerechnet, bei Verluſt feines 
Rechtes aus der Urfunde, ver Caſſe vorzulegen, und ift dieſe 
Aufforderung fogar in dem Falle, wenn fie früher noch ale 
ein Jahr vor dem Berfalltage des letzten Zinsabjchnittes 
ergehen mußte, dreißig Tage vor dem legteren noch einmal 
zu wiederholen. Lauft jene Frift fruchtlos ab, fo ift dem An- 
rufenden auf wiederholte Vorlegung des betreffenden Schuld 
fcheined eine neue Zingleifte, jedoch zu möglichfter Sicher: 
ftellung der Schulden-Zahlungscafje dafür, daß fie mit der— 
felben dem wahren Berechtigten und nur dieſem ein Recht 
hieraus verleihe, in einer fie von der älteren mit dem Schuld» 
ſchein ausgegebenen, nun ungültigen, augenfällig unterfchei- 
denden Ausftelung, und unter ihrer ausbrüdlichen Bezeihnung 
als neuer, wie auch diesfallfiger Vormerfung im Schuldbuch, 
audzufolgen, wenn anders nicht in der Zwifchenzeit ver Haupt» 
ſchuldſchein gekündigt oder für fraftlos erklärt wurde, oder ver- 
jährt, wo fie unterbleibt, da demzufolge die damit ausgegebene 
Zingleifte gefeglich für jeven Inhaber kraftlos wird. Auf die 
Meldung eines Inhabers der Zindleifte binnen der anberaumten 


1) D. a. Gefeg vom 16. Septbr. 1852, Art. 19-21; o. a. BD. 
vom 14. Decbr. 1853, $. 20-25; Verh. der verf.berath. Verf. von 1850, 
Beil.Bd. ©. 109. 


Hoffmann, Finanzregt. 1. 7 
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Friſt ift aber diefelbe von der Staatsfchulden-Zahlungscaffe 
in Verwahrung zu nehmen, und gerichtlicdes Erfenntniß hins 
ſichtlich ihrer ebenſo, wie in Beziehung auf Schulpfcheine und 
Zinsabfchnitte, zu veranlaffen '). 

Im Uebrigen fteht den Inhabern von Etaatsfchuldfcheinen, 
welche auf den Inhaber lauten, das Recht zu, jeder Zeit auf 
folden Scheinen durch die StaatsfhuldensZahlungscafje ſo— 
wohl eine Einfchreibung auf ihren Namen, und zwar nad) 
ihrer Wahl, unter Zurüdgabe ver Zinsabfchnitte nebft ver 
Zingleifte an die Caſſe, oder unter Beibehaltung berfelben, 
vormerken, als auch eine folde Bormerfung wieder zurüd: 
nehmen zu lafjen, letzteres jedoch, um mögliche VBerwidlungen 
in Beziehung auf die Verjährung folder Schuldſcheine zu be— 
feitigen, nur infolange, als ber eingefchriebene Schein nicht 
gekündigt worden ift ?), wie er denn auch ohnehin der Natur 
der Sache nad) zum Gegenftand des Verfehrs in der Weife, 
wie fonftige auf den Inhaber lautende Papiere, nicht mehr 
fi eignet )). Es ift zu dem Ende der betreffende Schuld: 
ſchein im erfteren Fall von dem Inhaber desjelben, im andern 
aber von demjenigen, auf welchen foldher eingefchrieben ift, 
oder welcher fi als Bevollmädhtigter, fei e8 zur Vermögens: 
Verwaltung überhaupt oder zur Aufhebung. der Einfchreibung 
insbefondere, oder ald Rechtsnachfolger des Eingefchriebenen, 
urkundlich ausweist, der Staatsſchulden-Zahlungscaſſe vorzu- 
legen ), und in dem einen, wie in dem andern Falle das 
betreffende Berlangen, zu Sicherung der für fpätere etwa 


1) O. a. Gefe vom 16. Septbr. 1852, Art. 23, 24; 0. a. VD. 
vom 14. Decbr. 1853, $. 29—32; 0. a. Verh. der verf.berath. Verf. von 
1850, Beil.Br. ©. 110. 

2) D. a. Gefeh vom 16. Sept. 1852, Art. 16; o. a. V.O. vom 14, 
Decbr. 1853, $. 17. 

3) D. a. Berf. der verf.berath, Verf. von 1850, Beil.Bd. ©. 108. 

4) D. a. Vorfhriften in dem Rech.Ber. des ftänd, Ausfchufles vom 
J. 1847, $. 1, 3, 5. 
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hierüber entftehende Rechtöftreitigfeiten erforderlichen Beweis— 
mittel Y, jchriftlich zu ftellen, fofort aber vie Einfchreibung, 
beziehungsweife deren Aufhebung bei der Staatsſchulden⸗ 
Zahlungscafje nach eigend vorgejchriebener Form auf dem 
Schuldſchein vorzumerfen ?). 


bb) Berwaltung der Staatsjhulb. 
$. 35. 


aaa) Im Ullgemeinen, 


Die Berwaltung der Staatsfhuld ift, wie oben ſchon 
erwähnt worden, verfaffungsgemäß den Ständen übertragen, 
jedoch vorbehältlih eines Oberaufſichts-Rechtes der Staatd- 
regierung 3). Es ftehen demzufolge im Allgemeinen hinfichtlich 
der Drganifation der Verwaltung, der Beifhaffung und Ber 
reithaltung der erforberlihen Zinfens und Tilgungs-Fonds,— 
fowie der Rechenſchafts-Ablegung über die Verwaltung folgende 
Einrichtungen gefeglich feft: 
1) Die Organifation der Verwaltung betreffend, ift 

a) zu unmittelbarer Handhabung des den Ständen zufoms 
menden Verwaltungsrechtes, zur Zeit der Ständeverfamns 
lung jeveömal eine unter dem Zufammentritt beider 

Kammern 4u wählende eigene Staatsſchuld-⸗Verwaltungs— 

Bommiffton niederzufegen, in Abwefenheit jener aber der 

ftändifhe Ausſchuß berufen; der einen oder dem andern 

fommt daher zunädft die Leitung der Verwaltung der 

Einnahmen und Ausgaben der Schulden-Zahlungscaſſe, 

und die unmittelbare Verfügung an biefelbe zu. Die 

eigentlihen Beamten der legteren, der Gaffier, ver Con—⸗ 





1) DB. d. 8. d. A. von 185%/, Ir Beil. Bo., ©. 783, 
2) D. a. Vorſchr. im Rech.Ber. von 1847, $. 4, 6. 
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troleut, und die Buchhalter, find au von den Ständen 
zu wählen, von dem König aber nod zu beftätigen; fie 
find als folde den Etänden und in deren Abwejenheit 
dem ſtaͤndiſchen Ausſchuß untergeordnet, und haben daher 
nicht allein ven Dienfteiv ald Staatsdiener zu leiften, ſon— 
dern aud eine Berpflihtung auf die Staatsfchuldgefege, 
und insbefondere gegen die Stände dahin einzugehen, 
daß fie allein von der ftändifhen Behörde Zahlungs: 
Berfügungen annehmen, im Uebrigen aber gleiche Ver: 
pflihtungen und Rechte mit anderen Staatsdienern !). 

b) Zu Ausübung des Oberauffihtsrechtes der Staatsregies 
rung ift von dieſer ein Commiſſär aufzuftellen, welder 
von der Caſſe und den Gafjebüchern jeder Zeit Einficht 
zu nehmen die Befugniß hat, und von weldem insbes 
fondere aud alle Staatsſchuldſcheine, um Gültigfeit zu 
haben, mitunterzeichnet fein müfjen 2). 

c) Die Koften der Stantsfhuld-Verwaltung an Befoldungen 
und KanzleisErforderniffen find von der verfafjungsgemäß 
zu Beftreitung des ftänpifchen Aufwandes überhaupt be- 
ftimmten Caſſe zu tragen 3), und in erfterer Beziehung, 
gleich den Gehalten, Taggelvern und Reifefoften der Mit: 
glieder der Ständeverfammlung und des ftändifchen Aus- 
ſchuſſes, gefeglich beftimmt ). . 

2) Behufs ver Bereitftellung der der Schulden-Zahlungs- 
cafje zu Erfüllung ihrer Zinjenzahlungs- und Schulventilgungs- 
Berbindlichfeiten nothiwendigen Eumme von Mitteln haben 

a) die Etände, beziehungsweife ver ftändifche Ausſchuß, ie 
ſechs Wochen vor Ablauf des Etatsjahrs einen ordent— 
lihen Etat über die Ginnahmen und Ausgaben der 


—— 





1) D. a. Staatsfhulbftatut vom 22. Febr. 1837, Art. 10. 
2) Dafelbft, Art. 12, 9. 

3) Dafelbft, Art. 5. 

4) D. a. Gejeg vom 10, Juni 1821, $. 3. 


b) 


c) 





vgl. 
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Staatsihulvden-Zahlungscafje für das fünftige Jahr vor: 
zulegen U). 

Auf den Grund diefes Etat find ſodann, durch gemein- 
Tchaftliche Uebereinfunft zwifchen dem Finanzminifterium 
und den Ständen, begiehungsweife dem ftändifchen Aus- 
ſchuſſe, jolde Staatseinfünfte, auf deren Erhebung mit 
Eicherheit gerechnet werden kann, in erfchöpfenden Sunmen 
zum unmittelbaren Bezug bei ven betreffenden Einbringern 
anzumweifen. Letztere find demzufolge ihrer Seitd dafür 
verantwortlich, daß fie die der Staatsſchulden-Zahlungs— 
cafje bei ihnen angewiefenen Summen unter feinem Vor— 
wand an eine andere, als dieſe Cafe, oder nur auf eine 
von derfelben im gejeglihen Wege ansgeftellte Anweifung 
verabfolgen. Sollten aber je die angewiefenen Einfünfte _ 
die angenommene Größe zufammen nicht erreichen, fo ift 
der jährlie Minderbetrag jedesmal auf Anweifung des 
Binanzminifteriums von der Staatd-Hauptcafje aus dem 
allgemeinen Refervefonds zuzulegen, wogegen in dem Falle, 
wenn fie jene Größe überfteigen, der Mehrbetrag an die 
Staatö-Hauptcafje in der Art zurüdzuerftatten ift, daß 
er hier an dem für das fünftige Jahr neu anzumeifenden 
Betrage an den Staatseinfünften abgezogen wird, und 
ift daher zwifchen der Staatd-Hauptcaffe und der Staats 
ſchulden-Jahlungscaſſe mit dem Schluß jeden Jahre ur- 
Fundliche Abrechnung hierüber zu treffen 2). 

Außerdem ift der Staatsfchulden-Fahlungscafje, zu Siches 
rung eines ungeftörten Fortganges ihrer Thätigfeit, ein 
Betriebsfonds von 150,000 fl. zugewiefen 3). Auch ift 


1) D. a. Staatsfhuldftatut vom 22. Febr. 1837, Art. 11. 
2) V. U. $. 116; o. a. Staatsjchuldftatut vom 22. Febr. 1837, Art. 4; 
die neuefte Verf. des Fin.-Min. in Betreff der Einnahmen für das 


Jahr 1856/57 vom 12. Juli 1856, Staatsanz. ©. 1573, 


3) Fin.⸗Geſetz für die Jahre 18%/as vom 15. Aug. 1845, Rbl. ©. 281. 


Art. 5 


102 


fie, rüdfichtlich des ald Theil der Staatsſchuld anerfannten 
Staatspapiergeldes, zu Sicherſtellung feiner Einlöfung 
auf alle Fälle, mit einem eigenen baaren Einlöfungsfonde 
von 500,000 fl. verfehen, um die Staatd-Hauptcaffe in 
Erfüllung ihrer Verbindlichkeit in jener Beziehung zu 
unterftügen U. In Erwägung indeſſen, daß letzterer 
Fonds nad bisheriger Erfahrung für jenen Zwed nicht 
in Anſpruch genommen zu werben pflegt, ift neuerlich auch 
noch das Finanzminifterium ermächtigt, denfelben, im Fall 
eintretenden Bebürfnifjes, ganz oder theilweife als einen 
unverzinslichen Vorfhuß der Staatsfchulven » Zahlungs: 
caffe an die Staatd-Hauptcaffe zeitweife ſich ausfolgen 
zu laffen, wogegen, bei etwa eintretendem Mangel an 
Staatscafjen -Vorräthen, und nad vollftändiger Ers 
Ihöpfung des Bonds zur Einlöfung präfentirten Papier: 
geldes, die weiter hiezu erforderlichen Mittel auf Rechnung 
der Staatsfchulden-Zahlungscaffe von der Staatsfchulden- 
Berwaltungsbehörde durch Aufnahme von verzinslichen 
Anlehen zu bewirken find 2). 

3) Behufs einer ordnungsmäßigen Rehenfchafts-Ablegung 


der Staatsfchuld-Verwaltung, und hiemit zu klarer und offener 
Darlegung ihres jeweiligen Ganges und Standes, ald wejent- 
licher Bedingung ihres Erevits, ift 


a) eine Flare und einfache Behandlung der Buchführung bei 
der Caſſe, fowie die Offenhaltung berfelben für jeden 
Gläubiger ausdrücklich vorgefchrieben 9). Hiebei ift in 
erfterer Beziehung vorzüglich von Bedeutung das bei ber 
Caſſe angeordnete Schuldbuch 9), welches neuerlich, zufolge 


1) D. a. Geſetz vom 10. Mai 1850, Art. 2. 
2) Geſetz, betr. den Fonds für die Ginlöfung des Staatspapiergeldes, 


vom 17. Septbr. 1855, Rbl. S. 198, 


3) D. a. Stantsfhulpftatut vom 22. Febr. 1837, Art. 9. 
4) Borfchriften für die Buchführung der Staatsihulden-Zahlungs:- 
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der Einziehung aller alten, und der Ausgabe neuer 
Staatsſchuldſcheine, eine vollftändige Erneuerung erhalten, 
und dabei im Wefentlihen die Einrihtung hat, daß in 
demfelben die einzelnen Schuldſcheine, mit Angabe der 
hiefür beftehenden eigenthümlichen Vertrags: und fonftigen 
Verhaͤltniſſe, je unter eigenen demgemäß gebildeten, mit 
fortlaufenden Literä bezeichneten Abtheilungen, und inners 
halb diefer wieder je unter eigenen fortlaufenden Ziffern, 
wie beide auch auf den Schulpfcheinen zu deren Einzeln: 
Bezeihnung dienen, dagegen, da jeder Schulofchein auf 
den Namen zu einem auf Inhaber und umgefehrt legterer 
zu erfterem werben fann, ohne weitere Trennung dieſer 
beiden Arten, eingetragen find ), je bei den einzelnen 
Gapitalpoften aber eintretenden Falls die etwa auf Ver: 
langen vollzogene Einschreibung derfelben auf den Namen, 
wenn fie bisher auf den Inhaber lautete, fowie eine 
etwaige Umfchreibung und deren Aufhebung, unter Ber 
ziehung auf die dafuͤr übergebenen, in beſondere Vers 
wahrung zu nehmenden Urfunvden 9, und auf gerichtliche 
Anordnung einer Zahlungsfperre, dieſe 3), fowie vie 
etwwaige Ausfertigung einer neuen Zingleifte für eine ver 
Iorene ) (neu andgefertigte Schuldſcheine erhalten eine 
neue Nummer), anzumerfen ift. 

b) Die Eafje ift von Monat zu Monat durch ein Mitglied 
der Ober-Rechnungskammer in Anmwefenheit eined von 
der ftändifchen Verwaltungsbehörde abzuorbnenden Mit: 
gliedes derſelben zu revidiren ; auch ift von ihr von Monat 


caffe, genehmigt durch K. Decret vom 21. Mai 1822, in der Sammlung 
der Rechnungs-Vorſchriften, ©. 1037. 
1) D. a. Rechenſch.Ber. des ftänd. Ausſchuſſes von 1847, &. 142, 
2) D. a. Borfchriften im Rechenſch.-Ber. $. 2, 3, 5, 8, 9. 
3) D. a. BD. vom 14. Deebr. 1853, $. 11. 
4) Ebendaſelbſt, $. 31. 
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zu Monat ein Caſſenbericht an den ſtändiſchen Ausſchuß 
in doppelter Ausfertigung zu erſtatten, ſofort von jener 
Behörde das eine Exemplar dem Finanzminiſterium mit— 
zutheilen, und das eine wie das andere neben dem Caſſier 
und Controleur von den vorgedachten Caſſenrevidenten zu 
beglaubigen !). 

c) Die Iahresrehnung der Staatsfhuldenzahlungscafje ift 
von der Ober-Rechnungsfammer abzunehmen und zu prüfen, 
fodann von Commiffären der Staatsregierung und ber 
Stände gemeinſchaftlich abzuhören, und endlich -hinfichtlich 
ihrer Gefammt-Ergebniffe durd den Drud öffentlich bes 
fannt zu machen ?). 


$. 36. 
bbb) Berzinfung der Staatöfchuld. 


Die Berzinfung des in verzinslidhen Baffiv - Capitalien 
beftehenven Haupttheiled der Staatsſchuld ift ihrem gegens 
wärtigen Beftande nad) binfichtlic des Zinsfußes, ſowie ver 
Abtragung der demgemäß verfallenden Zinfe, folgendermaßen 
geregelt: 

Der Zinsfuß beruht feinem jegigen Beftande nad auf 
weſentlich neuen, unter völliger Aufgebung ber vordem beftans 
denen, feftgeftellten rechtlichen Grundlagen 3), in der Hauptſache 
auf den feiner Zeit, zufolge verfafjungsmäßiger Verabſchiedung 
zwifchen der Staatsregierung und den Ständen, abgefchloffenen 
“einzelnen Anleheng-Verträgen, und den hierin feftgefegten bes 
fonderen bießfallfigen Zufagen. Nur für die von Eeite der 
früher gedachten mehrfachen öffentlichen Anftalten, vermöge 


1) D. a. Staatsfhulbftatut vom 22. Febr. 1837, Art. 11, 12. 

2) Ebendaſelbſt, Art. 13; vol. die o. a. neuefte Befanntmachung 
auf den 30. Juni 1854 vom 31. Dechr. 1855. 

3) Intereffante Nachmweifungen über die mehrfachen Aenderungen in 
dem Binsfuß bis auf die neuere Zeit giebt Mohl in o. a. Abh. 
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ihrer befonderen Verwaltungs » Einrichtungen, bleibend oder 
vorübergehend hier angelegten und noch anzulegenden, auch 
ebendemzufolge von Seite der Staatsfhuld-Verwaltung uns 
auffündbaren Capitalien beruht er zum Theil noch auf den 
früher im Wege der Gefeggebung feftgefegten ), und, nad 
ihrer Befeitigung für die übrige Staatsfhuld, im Vertrags 
wege bis auf Weiteres beibehaltenen ?) Beftimmungen. Ders 
felbe ift demzufolge von mehrfach abweichender Höhe, und zwar 
beträgt er nad) dem neueften Rechnungsabſchluß auf den 30. 
Suni 1856 °): 

5 Procent für die Summe von . . . 515,920 fl. 

unauffündbares Brautichag Capital ver 

verewigten Königin Gatharina ; 

A'/g Procent für eine Gefammtfumme von 26,935,600 fl. 

insgefammt durch neuere Darlehens-Ber- 

träge von den Jahren 1847, 1849, 1852 

und 1855 aufgenommege Schuld; 

4 Procent für eine Gefammtfumme von 5,550,200 fl. 

theild unaufkündbare Eapitalien der oben» 

erwähnten Art, theild im Jahr 1846 auf- 

genommene Schuld; 

3a Procent für eine Gefammtfumme von 17,123,700 fl. 

theils im Jahr 1845 aus bisher von Seite 

der Gläubiger fündbarer in eine unauf- 

fündbare verwandelte, theils in demfelben 

Jahre neu aufgenommene Schuld; 

2"/g Procent für eine Summe von . . 4172 fl. 

von dem Fürftenthum Ellwangen her 

rührende fogen. halbzinſende Bapitalien. 


1) D. a. Staatefhuldftatut vom 22, Febr. 1837, Art. 6. 

2) D. a. Rechenſch.-Ber. des ftänd. Ausjchuffes vom Jahr. 1847, 
©. 158 ff.; B.d. 8. d. N. von 1851/55, Ir Beil.Bd., S, 711. 

3) Aktenmäßige Notiz. 
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Die Abtragung der demgemäß anfallenden Zinfen ift, einer 
für die neneren Bapital-Anlehen durchgängig getroffenen, und 
fofort auch auf die Altere, namentlich die im Jahr 1845 ver- 
wandelte Schuld übertragenen Einrichtung zufolge, in halb» 
jährigen Raten, je auf beftimmte, über alle Monate des Jahrs 
möglichft gleich vertheilte Termine !), und zwar, nad) der freien 
Mahl der Gläubiger, durch die Staatsfchulden-Zahlungscaffe 
jelbft, oder irgend eine der mit derfelben in Verbindung ftehen- 
den, in den einzelnen Landesbezirken aufgeftellten Einnahme: 
Caſſen, Eameralämter oder Oberamtöpflegen, auf Rechnung 
jener, zu bewerfftelligen 9. Dabei befteht aber hinfichtlich 
der Art des Ausweifes über die Zinsforberungs-Berehtigung 
ein wefentliher Unterfchied zwifchen den gegen Scheine auf 
den Namen und den gegen foldye auf den Inhaber ftehenven 
Gapitalien: 

Zur Zinserhebung aus apitalien der erſtgedachten Art 
bedarf e8 je befonderer Befcheinigigig von Seite des Gläubigers, 
fowie eines jedesmaligen Ausweifes vesfelben über den Beſitz 
des betreffenden Capitals, mittelft Vorzeigung des Schuld— 
ſcheins 9), und nur, wenn zu ven Schulpfcheinen Zinsabſchnitte 
beigegeben worden find, tritt die nacdhbemerfte für Zinfen aus 
Gapitalien der andern Art durchaus feftftehende Behandlung ein. 

Für die Erhebung der leßteren Zinfen bevarf es, der 
Natur der Sache nad), nur einfady der Uebergabe der dem 
Schuldſchein beigelegten Zinsabfhnitte, und zwar find für bie 
baare Einlöfung derfelben außer den vorgedachten Caſſen auch 





1) O. a. Rechenſch.-Bericht des ftänd. Ausfchuffes vom Jahr 1847, 
©. 148. 

2) Befanntm, der Staatsfchulden-Zahlungscafje vom 25. Juli 1821, 
3.3. b, Rbl. ©. 579; Bekanntm. vom 19. Mai 1845, Rbl. ©. 171, 
3. 2, und vom 26. Juni 1846, 3. 3, Rh. ©. 301. 

3) Ebenangef. Befanntm. a. a. O.; Staatsfhuldftatut vom 22. Febr. 
1837, Art. 9, 
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noch einzelne auswärtige, auf den Zinsabfhnitten beſonders 
bezeichnete Wechſelhäuſer, gegen beſondere Belohnung aus 
Staatsmitteln, unter Ausfegung entfprechender Vorfchüffe, be 
auftragt !); zur Sicherftelung für den Sal etwaiger Neflama- 
tionen fann jedoch die Einlöfung von den hiezu angewiejenen 
Special-Einnehmecaffen des Staates davon abhängig gemacht 
werden, daß der Empfänger auf der Rüdfeite des Zinsab- 
Tchnittes feinen Namen beifegt, und derſelbe ihnen als folvent 
befannt ift 2). 

Uebrigens fteht, im Einflang mit den in neuerer Zeit in 
Württemberg in Betreff der Verjährung bevungener Zinfen 
überhaupt aufgeftellten gefeglichen Normen 9), noch ausdrücklich 
feft, daß Zinsabfchnitte, welche nicht binnen drei Jahren, von 
dem Verfalltage an gerechnet, zur Einlöfung gebracht werden, 
außer Kraft treten, und zwar ohne vorgängige öffentliche 
Aufforderung, die eine große Geſchäftslaſt und Verwidlung 
herbeiführen würde, auch überbieß wegen des Befanntfeind 
des BVerfalltermines überflüßig ift, und diefe Verjährung auch 
gegen Minderjährige, ſowie die dieſen gleichgeftellte Perſonen 
lauft, Wiedereinfegung in den vorigen Stand aber nicht ftatt- 
findet ). 

Gehören dagegen Zinsabfihnitte zu einem aufgefündigten 
Staatsfhuldfhein, fo find foldye, infoweit fie erft nach dem 
für die Einlöfung der Hauptfchuld beftimmten Tage fällig 
werben, vornemlich zu dem Zwed, um den Inhaber des Schuld: 


1) ©. a. Belanntm. vom 19. Mai 1845, 3. 2; besgl. vom 26, 
uni 1846, 9. 3. 

2) D. a. Befanntm, des Fin.-Min. vom 24. Juni 1843, 3.3; Berf. 
desfelben vom 26. Juni 1846, Rbl. S. 303, und vom 15. Oectbr. 1847, 
Rbl. S. 399; Rech.-Ber. des ſtänd. Ausfchuffes vom I. 1847, ©. 149. 

3) Geſetz, betr. die Ginführung einer Fürzeren Berjährungsfrift für 
gewiffe Forderungen, vom 26. Mai 1852, Rbl. S. 112 Fi, Art. 1. 

4) D. a. Geſetz vom 16. Septbr. 1852, Art. 19, 22; B. d. Verf. 
berath. Verf. von 1850, Beil.Bod. ©. 109. 
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ſcheins hiedurch auf die, vielleicht von ihm überfehene Auf: 
fündigung, und die demzufolge ihm drohenden Nachtheile auf- 
merffam zu maden, von den Einlöſungs-Caſſen infolange 
zurückzuweiſen, bis jener zur Ablöfung vorgelegt worben, ober 
die hiefür beftimmte Verjährungsfrift abgelaufen ift, alfo die 
Nachtheile nicht mehr abzuwenden wären !); infoweit biefelben 
aber bei der Ablöfung nicht mit abgeliefert worden, find deren 
Beträge, in Betracht und zu Sicherftellung der möglicher Weife 
ihren Inhabern gegenüber von dem des Edhulpfcheines zus 
ftehenden eigenthümlichen Rechte, bei jener an der Hauptforberung 
abzuziehen, alsdann aber dem fpäter ſich meldenden Inhaber 
auch vor ihrem Berfalltage ſchon auszubezahlen ?). 

Die gegen Ausbezahlung der einzelnen Zinsbeträge ein: 
gelösten Zinsabfchnitte werden bei der Staatsfchulden-Zahlungs- 
cafje, beftehenden Anorbnungen zufolge, zu Befeitigung dieß— 
falfigen Mißbrauchs, mit Rüdfiht auf die gefeglihe Ver— 
jährunggzeit derfelben, drei Jahre nad; Entledigung der Rechnung 
des betreffenden Rechnungsjahres und nie früher, urkundlich 
vernichtet; ebenfo die gleichzeitig mit der Ablöfung des Capitals 
mit den betreffenden Schuldfheinen zurüdgegebenen; wegen 
Vernichtung der gefchriebenen Zinsquittungen je nad Ablauf 
einer beftimmten Zeit befteht eine folche Verfügung, als wegen 
möglicher fpäterer Reklamationen bevenflih, nicht ®). 


$. 37. 


ece) Tilgung der Staatsſchuld. 


Neben einer geordneten Berzinfung ift auch eine allmählige 
regelmäßige Abzahlung der Staatsſchuld beſonders vorgejehen, 


1) D. a. Gefeß vom 16. Sept. 1852, Art. 18; o. a. Berh., a. a. O. 
S. 109. 

2) O. a. Geſetz vom 16. Septbr. 1852, Art. 18. 

3) V. d. 8, d. A. von 1854, Ir Beil.Bd., ©. 29 ff., 3. 1. 2. 3, 
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fomweit dem Staate überhaupt eine Kündigung verfelben zu- 
fteht, und unter Aufrehthaltung der in Betreff der Hinterlegung 
der Einftands-Bautionen von Militär-Einftehern bei der Staats» 
ihulden-Zahlungscafje und deren Zurüdzahlung von da ber 
ftehenden gejeglidhen Beftimmungen ). 

Zwar ift für alle von Seite des Staates auffündbare 
Gapitalien ein Auffündigungsredht auf Seite der Gläubiger, 
zufolge der hierüber in fammtlichen Anlehensverträgen feit dem 
Jahr 1845, nad) den Vorgängen von diefem Jahr, feftgefegten 
Beftimmungen, ausdrücklich ausgefchloffen 9. Dagegen ift da— 
felbft zugleich durchaus eine Zurüdbezahlung der Schuld binnen 
eines beftimmten Zeitraumes, wie namentlid für die im Jahr 
1845 umgewandelte und neu aufgenommene Schuld binnen 
vierzig, längftens fünfzig, für die vom Jahr 1847 binnen 
längftens fünfzig, für die vom Jahr 1849 ebenfo, vom Jahr 
1847 an gerechnet, für die vom Jahr 1852 fpäteftens inners 
halb fünfundvierzig, und für die vom Jahr 1855 innerhalb 
fünfzig Jahren, ausdrücklich in der Art zugefegt, daß ein eigener 
Zilgungsfonds hiefür ausgefegt, und nad Maafgabe ver 
durch denjelben dargebotenen Mittel von Jahr zu Jahr eine 
entsprechende Schuldſumme durch das Loos zur Heimzahlung 
beftimmt, diefe aber, nad) gehöriger öffentlicher Befanntmachung, 
je innerhalb drei Monaten darauf bewerfftelligt werde, vor: 
behältlih außerordentlicher Tilgungen, fowie befonderer Be- 
ftimmung über die Verwendung der durdy foldye ſich ergebenden 
Zins⸗Erſparniſſe 9). 5 


1) O. a. Geſetz vom 4. Septbr. 1853, Art. 2. 

2) gl. o. a. Bekanntm. vom 19. Mai 1845, 3. 5; desgl. vum 26. 
Suni 1846, 3. 7; o. a. Gefeß vom 30, Juni 1845, Art. 1. 3. 

3) Vgl. o. a. Befanntm. vom 19. Mai 1845, 3. 6. Hiebei fann 
nicht unerwähnt bleiben, daß zwar ein fünfundvierzigjähriger Tilgungs: 
zeitraum im Wefentlihen au ſchon nach den Staatsſchuldſtatuten vom 
22. Juni 1820 und 22, Febr. 1837 angenommen war, und ebendemzufolge 
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Es befteht jener Tilgungsfonds demzufolge, und wie er 
zu dem Ende von Jahr zu Iahr in der früher gedachten Weife 
bereitzuftellen ift, im Allgemeinen und der Regel nad in 
einer für jedes Jahr der Tilgunggzeit, nad Maafgabe des 
bei dem betreffenden Zinsfuß für die Abzahlung der urfprüng- 
lichen Gapitalfunnme ald nothwendig fich ergebenden Bedarfes, 
planmäßig berechneten, und bei gleichem jährlihem Aufwand 
für die Zinfen und die Tilgung zufammen, von Jahr zu Jah, 
zufolge der mit der allmähligen Ablöfung felbft ſich ergebenven 
Zinfen-Erjparniffe, progreifiv zunehmenden Summe N). 

Die Kündigung der zufolge der Verloofung abzubezahlenven 
Gapitalien ift mittelft vollftändiger öffentlicher Befanntmadhung 
der legteren, unter genauer Bezeichnung verjelben nad Literä 
und Numern der Schulvfcheine, aber unter abgefonverter Aufs 
führung der auf Namen und der auf Inhaber ausgeftellten, 
in dem Staatsdanzeiger und den gelejenften öffentlihen Blättern 
von Etuttgart, Frankfurt und Augsburg zu bewirken 2). Die 
Empfangnahme der aufgefündigten Gapitalien fann ſodann, 
wie zugleih mit der Auffündigung befannt zu machen ift, 


auch im Jahr 1845, alfo 25 Jahre feit der Uebernahme der Staatsfhuld 
in ihrem damaligen Beftand, für die ganze in jenem Zeitpunft noch vor: 
bandene Staatsjchuld deren vollfländige Ablöfung binnen etwa 20 Jahren 
in Ausfiht genommen werben durfte, nun bei Verwandlung derfelben 
‚ aber foldhe den neu aufgenommenen Anlehen hinfichtlich der Tilgung völlig 
gleichgeftellt, diefe alfo wieder auf 45 Jahre hinausgerückt, und der Til- 
gungsfonds neu beftimmt und daher entfprechend herabgejegt wurde, tie 
denn auch folder, nachdem er nch in den Jahren 18%/a5 für den dama— 
ligen Reit der Staatsfehuld auf 386,880 fl. verabfchienet war, f. Haupt: 
Finanzetat von 18%%/a5, Rbl. von 1842, ©. 285, nun, nah Vermehrung 
der Staatsfhuld um 7 Millionen, im Ganzen duchichnittlih nur noch 
auf 276,950 fl. verabfchiedet wurde, f. Haupt: Finanzetat von 18%/a8, 
Rbl. von 1845, ©. 285. Vgl. auch Mohl, a. Abh., ©. 695. 
1) Dal. die Tilgungsplane für die Anlehen von den Jahren 1852 
und 1855, in den ©. d. K. d. A. von 1855, 2r Beil. Bd., ©. 48, 49. 
2) D. a. Geſetz vom 16. Septbr. 1852, Art. 1; o. a. BD. vom 
14. Decbr. 1853, $. 1, 2. 
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durch die Gläubiger, in der Regel nad ihrer Wahl, bei ver 
StaatsfhuldensZahlungscaffe oder den für deren Einlöfung 
außerdem noch beftellten Agenten je von dem öffentlich vers 
fündigten Tag an erfolgen, unter dem, für den Fall ver Nicht 
ablieferung der zu einem Schuldſchein gehörigen Zinsabfhnitte, 
feftgefegten fchon obengedachten, und, für den Fall der Nichts 
zurüdgabe der Zingleifte, dem weiteren Vorbehalt, daß als— 
dann die Schulden-Zahlungscaſſe auf Koften des Gläubigers 
in den öffentlihen Blättern unter genauer Bezeichnung ders 
felben befannt zu machen hat, wie ſolche in Folge der Ein- 
löfung des Hauptſchuldſcheines kraftlos geworben fei. Bei 
der Einlöfung von Namenfcheinen bedarf es außerdem noch, 
zu Belegung der Rechnung der Staatsfhulden-Zahlungscaffe, 
befonderer Beſcheinigung der Abzahlung !). 

Um aber die Staatsfchulden -Zahlungscaffe gegen die 
nachtheiligen Folgen zu fihern, welche für fie aus einer Nicht- 
zurüdgabe aufgefündigter Schulvfcheine zur Einlöfung, wegen 
der hiedurch verhinderten oder doc, verzögerten vollftändigen 
und regelmäßigen Entledigung ihrer Verbindlichkeiten noth- 
wendig entftünden 2), fteht geſetzlich feft, daß nicht allein mit 
dem für die Rüdzahlung der Hauptfchuld beftimmten Tage 
die Berzinfung aufhöre 3), fondern aud die gegen Scheine 
auf Inhaber ftehenden apitalien, wenn jene der Staats» 
Ihulden-Zahlungscafje oder einem ver für deren Einlöfung 
beftellten Agenten nicht binnen fünf Jahren von dem verfündigten 
Tag der Rüdzahlung an gerechnet, vorgelegt werden, für 
Sedermann, auch Minderjährige und die ihnen gleichgeftellten 
Perſonen, erlöfchen, und eine Wiedereinfegung in den vorigen 


1) A. BD. vom 14. Dechr. 1853, $. 2—4. 

2) D. a. Verh. der verf.berath. Berj. von 1850, Beil.Bo,, S. 105. 

3) DO. a. Staatsſchuldſtatut vom 22. Dee. 1837, Art. 7; 0.0. BD. 
vom 14. Decbr. 1833, 8. 2. 
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Stand hiegegen nicht ftattfindet ). Es foll daher bei jeder 
Bekanntmachung von Bapital-Auffündigungen auf diefen Nach— 
theil mittelft näherer Darlegung desſelben ausdrücklich auf— 
merffam gemacht werden ?), und außerdem noch innerhalb ver 
dreißig Tage, die den legten ſechs Monaten der ebengedachten 
Frift vorangehen, ein öffentlicher Aufruf an die unbefannten 
Befiger der nicht zur Einlöfung gebrachten Schuldſcheine er- 
laffen werben, in’ weldem fie an den feftgefegten Rechtsnach— 
theil erinnert werden, und zwar in denfelben öffentlihen Blättern, 
in welden die Kündigung der Gapitalien befannt gemadt 
wird, fo daß ohne die vorgängige Erlafjung dieſes Aufrufes 
der Ablauf der Verjährung nicht eintritt, und, wenn der Aufs 
ruf erft nach Verfluß der erwähnten Frift erfolgt, die Ver— 
jährungsfrift erft mit ſechs Monaten von dem Tage an endigt, 
an welchem verjelbe erlafjen wurde 9. Hiezu fommt nod 
die in dem Geſetz weiter vorgefehene Erinnerung der Ins 
haber aufgefündigter Echulvfcheine an deren Uebergabe zur 
Einlöfung mittelft der vorgejchriebenen Zurüdweifung der hiezu 
gehörigen Zinsabjhnitte ?). 

Bon den eingelösten Schulpfcheinen werden, beftehenver 
Anordnung gemäß, die auf den Inhaber ausgeftellten, zur 
Verhütung etwaiger Mißbräuche, mit Rüdfiht auf die vor- 
gedachte Verjährungszeit, fünf Jahre nad Entledigung der 
Rechnung des Jahres, in welchem vie Ablöfung vollzogen 
wurde, vernichtet, die zur Zeit der Ablöfung oder je irgend 
einmal auf den Namen audgefertigten oder eingefchriebenen 
aber noch länger aufbewahrt °). 


on. 


1) O. a. Geſetz vom 16. Sept. 1852, Art. 3, 22. 

2) D. a. V.O. vom 14. Decbr. 1853, $. 2. 

3) D. a. Gefeh vom 16. Septbr. 1852, Art. 3; 0. a. B.D. vom 14. 
Deebr. 1853, $. 5. 

4) Ebendaj. Art. 18. 

5) V. d 8. d. A. von 1854, Ir Beil.Bp., ©. 34, 3. 5, 6. 
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$. 38. 
cc) Gefammt-Aufwand für die Stantsfhuld. 


Der dem Bisherigen zufolge durch die Staatsſchuld, 
behufs ihrer Berzinfung und Tilgung, alfo abgejehen von 
den früher erwähnten, der ftändifchen Suftentations-Eaffe 
überwiefenen Berwaltungsfoften i. e. S., erwachſende Staats- 
aufwand ift für die neuefte Finanzperiode von 185%/, im 
durchſchnittlichen Voranfchlag folgendermaßen angenommen: 

1) Zinfenzahlungsfondg . . . . 2,083,456 fl. 8 fr. 
2) Tilgungsfonds . . 2» 2... 519,500 fl. 
3) Provifion und Porti für die auf aus— 
wärtigen Wechjelplägen zu leiftenven 
Sablunder- .- 3. = x 4,000 fl. 
ufammen 2.2.2. 2,606,956 fl. 8 fi. '). 
Hievon ift aber der für das vom Jahr 1852 zum Eifenbahn- 
bau aufgenommene Anlehen von 4,500,000 fl. erforberliche 
Tilgungsfonds, gefeglicher Verabſchiedung zufolge, auf ven 
Grundftod zu übernehmen ?) mit durhfchnittlihen 38,666 fl. 
40 fr. 3), ſodaß in dem Haupt-Finanzetat zur Dedung aus den 
laufenden Staatsdeinnahmen nur nody einfommen 2,568,289 fl. 
28 fr. ®). 


% 


$. 39. 
b) Wenten. 


Unter dem Namen „Renten“ haften auf ver Staatscaffe, 
und find unmittelbar aus der Hauptcaffe zu bezahlen mehr, 
fadhe, von der Staatsſchuld wefentlich verſchiedene, auf ältere 
und neuere Rechtstitel ſich gründende fefte, von Jahr zu Jahr 


1) V. d. K. d. A. von 1855, 2r Beil.Bv. ©. 46 fi. 
2) D. a. Gejeh vom 28. Derbr. 1851. 

3) V. d. K. d. A. a. a. O. 

4) Haupt-Finanzetat von 185/68 I, 3. 

Hoffmann, Finanzrecht. 1. 8 
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wieberfehrende Zahlungsverbinvlichfeiten.. Es werben deren 
dreierlei unterſchieden: immerwährende, lebenslänglihe, und 
(ehenfällige, welche denn auch je eine eigenthümliche rechtliche 
und finanzielle Bedeutung haben. 

I) Die immerwährenden Renten beruhen urſprünglich 
vornehmlich auf den, zufolge des Reichsdeputations-Haupt—⸗ 
ſchluſſes vom 25. Febr. 1803, in Verbindung mit den hiedurch 
für die Landes-Verlufte auf dem linken Rheinufer durd 
Säfularifationen erhaltenen Entfhädigungen, anderen Beſchä— 
digten gegenüber auferlegten und übernommenen fortdauernden 
Zahlungsverbindlichfeiten ), foweit diefe nicht, wie in ber 
Folge vielfach geſchah, aus Grundftodsmitteln abgefauft wurden, 
befinden fich jedoh zum Theil durd Abtretung in zweiter 
Hand; eine derſelben ift aber erft in neuerer Zeit, durch Leber; 
nahme des zum Andenfen der fünfundzwanzigjährigen Regie- 
rung von König Wilhelm im Jahr 1841 gegründeten Landes- 
ſtiftungs-Capitals von 160,000 fl. für Anftalten zu Beförderung 
des Aderbaued und der Induftrie auf den Grundftod gegen 
vierprocentige Verzinſung ?), entftanden. Ihr Gefammtbetrag 
ift für die Binanzperiode von 18°5/:8 im durchſchnittlichen Vor— 
anfchlag angenommen nod) zu 52,857 fl. 16 fr. 3). 

2) Die lebenslänglichen Renten, welche vornehmlih auch 
auf dur den vorgedachten Reichsdeputations-Hauptfhluß auf- 
erlegten Berbindlichfeiten beruhen, und ihrer Natur nad) mit 
der Zeit erlöfchen ), betragen, nachdem legterer Fall eben in 


1) Bol. Auszug aus dem Meichsvep.Hauptfhlug in Reyſcher, 
Sammlung der Staatsgrundgejehe, Ir Bd., S. 619 ff., insbefondere 
©. 622. - 

2) V.O. vom 8. Mai 1842, Rbl. ©. 307 ff. 

3) V. d. K. d. A. von 1855, 2r Beil. Bd. ©. 50; Haupt-Finanzetat, 
von 1855/58 I. 4); Vgl. Verh. d. zweiten verf.berath. Berf. von 1850, 
ir Beil. Bd., ©. 41. 

4) D. a. Auszug aus dem Reichsdep.Hauptſchluß a. a. DO. ©. 639, 
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der abgelaufenen Finanzperiode bei zweien erfolgt ift, feit 
neuerer Zeit für drei Perfonen noch 6,724 fl. 25 fr. . 

3) Die lehenfälligen Renten, auch Kammerlehenszinfen 
genannt, find im MWefentlihen nichts Anderes, als Zinfe aus 
Rauffillingen für Güter, welde, nachdem fie zuvor fchon 
dem Staate lehenbar gewejen, für venfelben aud noch mit 
dem nusbaren Eigenthum erworben worben find, ſodaß nun 
die vormaligen Lehenträger ftatt des nußbaren Eigenthums 
jene Zinfe als Lehensnugung zu genießen haben, während dag 
Eapital felbft als Surrogat des Lehens fortbeiteht, und fie 
fallen ſonach auf Abdfterben des Mannsftammes der berechtigten 
Bamilien dem Staate anheim, find aber demungeachtet fchon, 
foweit fie zu einem vertragsmäßigen höheren Zinsfuß verzinst 
werden müfjen, und dabei die Hoffnung auf einen Heimfall 
nicht nahe vorlag, in Anwendung des oberlehenherrlichen Rechtes, 
durch Rüdbezahlung des Capitals aus Grundftodsmitteln ab- 
gelöst worden 2). Sie betragen feit neuerer Zeit im Ganzen 
noch 3041 fl. 59 fr. 9). 


$. 40. 
ec) Entfhädigungen. 


Als fogenannte Entfhädigungen find unter dem Staats— 
aufwande theild gewifje in früherer Zeit, zufolge der im all 
gemeinen Interefje angeoroneten Aufhebung einzelner Privat: 
berechtigungen, deren Befigern und den Rechtsnachfolgern von 
diefen ausgeſetzte ftändige Leiftungen aus der Staatscaffe, 
theild die oben ſchon unter dem Aufwand für das Staats— 
Oberhaupt erwähnten fortdauernden Ausgaben für einzelne 
Deftandtheile ver Krondotation begriffen. Die erfteren Leiftun- 





1) ©. wie in Note 1. 

2) B. d. 8. d. A. vom 2n Landtag von 1833, Bd. 18, ©. 44. 

3) V. d. K. d. A. von 1855, 2r Beil.Bd. u. o. a. O., und vgl. 
die o. a. Verh. der zweiten verf.berath. Verf. von 1850, a. a. D. 
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gen, welche hier allein nody in Betracht fommen, und deren 
Gewährung auf der Staats-Hauptcaſſe unmittelbar obliegt, 
find ihrem Rechtsgrunde nad) viererlei, Entſchädigungen für 
Rammerftener-, für Umgelvg-, für Weggelds- und für Land- 
gefährts-Berechtigungen. 

1) Die Entfhädigungen für Kammerfteuer-Berechtigungen 
find größtentheild Ueberrefte der — einzelnen vormaligen Reichs— 
ftänden und Gliedern des vormaligen unmittelbaren Reichs— 
adels, neben ſchon früher bezahlten Averfalfummen, in jährlichen 
Renten ausgefegten Abfindungen für die Aufhebung ver Bes 
rehtigung zum Bezug von fogenannten Kammerfteuern, und 
beruhen auf den zwiſchen der Staatd-Finanzverwaltung und 
den Berechtigten abgefchloffenen und von den Ständen ger 
nehmigten Finanz Ausgleihungen !). Seit neuerer Zeit ber 
tragen fie, nad) mehrfachen Ablöfungen, jährlich noch 11,960 fl. 
58 fr. 9). 

2) Die Entfhädigungen für Umgelvd > Berechtigungen 
gründen fi in der Hauptfache auf die zu Anfang ver Regie 
rung von König Friedrich verfügte Erhebung der bis dahin 
dem landesherrlihen Kammergut nur in fingulärer Weife, und 
neben ihm auch anderen Berechtigten zugeftandenen Umgelds— 
abgabe zu einer allgemeinen Verbrauchsabgabe an den Staat, 
und die deshalb hiemit verbundene Zufiherung billiger durch— 
ſchnittsmäßiger Vergütungen an Jene hiefür, foweit befondere 
Rechtstitel zu ihrem Bezuge vorlagen 3), in Folge deren fie 


1) O. a. Verb. der zweiten verf.berath. Verf. von 1850, ir Beil. 
Bd., S. 43. 

2) Haupt.Finanzetat von 1855/58, I, 5); V. d. K. d. A. von 1855, 
2: Beil.Bd. ©. 51. In der Finangperiode von 18%/36 betrugen fie noch 
durhfchnittlih 30,041 fl. 11 fr, ſ. V. d. K. d. A. vom 2ten Landtag 
1833, Bd. 18, ©, 49, 

3) Organif.Manifeft vom 18. März 1806, Samml. der Gen.Refkr. 
von 1806, ©. 6 ff., $. 27. 
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fofort allmählig im Wege befonderer Uebereinfunft feftgefeßt 
wurben. Sie belaufen fic neuerlich noch auf 33,090 fi. 9. 

3) Den Entfhäpdigungen für Weggelds-Berechtigungen liegt 
die bei allgemeiner Aufhebung der bisher von Gemeinden und 
Amtsförperfchaften erhobenen MWeggelver im Jahr 1821 ge- 
ſetzlich ertheilte Zufage einer Entfhädigung aus ber Staats— 
cafe ?) zu Grunde, welche fofort nad einem dreijährigen 
Durchſchnitt ausgefegt wurde; fie belaufen ſich neuerlich noch 
auf 1812 fl. 17 fr. 9). 

4) Die Entfhädigungen für Landgefährts-Berechtigungen 
ftügen fih auf die in der neueren Schäfereigefeßgebung an— 
geordnete Aufhebung des in den alten Lanbestheilen von 
frühen Zeiten her beftandenen fogenannten Landgefährte, und 
die damit, folhen Privaten gegenüber, auf deren Grundbeſitz 
jene Berechtigung übergegangen war, verbundene Zuficherung 
einer Entſchädigung biefür, welche fofort im Wege gütlicher 
Uebereinfunft feftzufegen war 9). Es belaufen fih dieſelben 
neuerlih noch auf 125 fl. 9). 

Eine Ablöfung diefer verfchiedenen Entfchädigungen ift unter 
annehmlidhen Bedingungen je mit Genehmigung des Finanzminis 
fteriums in freier Uebereinfunft zuläßig 9); fie fann aber, ber 
Staatd-Einfommensquelle entfprehend, auf welder viefelben 


1) Haupt-Finanzetat von 1835/58 I. 5); V. d. K. d. N. von 1855, 
2r Beil.Bd. ©. 51. 

2) Geſetz über die Straßenbau-Abgaben vom 28. Juni 1821, Rbl. 
©. 361 ff., $. 1. 

3) Haupt=Finanzetat von 1855/58, und V. d. K. d. A. von 1855, 
a. o. a. O. 

4) Geſetz, das Schäfereimefen betr. vom 9. April 1828, Rbl. ©. 
177 ff. Art. 12. 

5) D. a. Haupt-Finanzetat von 1855/58, und V. d. K. d. A. von 1855, 
a. a. O. 

6) Ungedr. Verf. des Fin.Min. vom 7. Aug. 1832, 26. Juni 1838, 
und 18. Febr. 1842.- 
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haften, anerfanntermaßen nur aus entbehrlihen Stenermitteln 
bewirft werben H. 


Dritte Abtheilung. 
g. 41. 


Gefammibetrag der Stants-Ausgaben, und deren Verhältniß 
zu den Stants-Einnahmen. 


Den in dem Bisherigen dargelegten Größen-BVerhältniffen 
der einzelnen Haupt-Oattungen und Arten von Staatdauss 
gaben gemäß, wie diefelben neueftens im Wege verfafjungss 
mäßiger Verabſchiedung zwiſchen Regierung und Ständen nad 
durchſchnittlichen Voranſchlägen bemeffen, hiebei aber theilweife, 
wie betreffenden Orts fchon hervorgehoben worden ift, zufolge 
einer Vorausgleihung durch ein gegemüberftehendes unmittels 
bares Einfommen fowohl, ald aud der Nichtberechnung von 
Intereffen aus den den einzelnen Staatszwecken gemwidmeten 
- StaatssBermögenstheilen, unter ihrer wahren Höhe, und theils 
weife auch wiederum, zufolge einer Aufrechnung mander auf 
dem Staatövermögen unmittelbar laftenden, und veshalb 
eigentlih au von deſſen Ertrag vorweg abzuziehenden Auss 
gaben, über jener berechnet find, ftellt fi der Gefammtbetrag 
berfelben für die gegenwärtige Finanzperiode von 185%, im 
jährlichen Durchſchnitt auf 12,714,725 fl. 10 kr. . Zur 
Dedung diefer Aufwandsfumme find aber im Ganzen an 
Staatseinnahmen nad) gleihem Voranſchlag und Durchſchnitt 
audgefegt 12,718,371 fl. 14 kr., fo daß folde nicht allein 
vollftändig hergeftellt erfcheint, fondern noch ein Ueberſchuß ſich 
ergiebt von 3,646 fl. 4 fr. 3). | 


1) Finanzgeſetz für die Jahre 18%%s2 vom 1. Juli 1839, Nbl. ©. 
435 ff., Art. 8; deßgl. für die Jahre 18%%/a5 vom 30. Juni 1842, Mbl. 
©. 337 ff., Art. 7; deßgl. für die Jahre 18%/8, Rbl. S. 281 f., Art. 6. 

2) Finanzgeſetz für die Jahre 189%/58 vom 17. Septbr. 1855, Art. 1. 

3) Ebendaſ. Art. 2. 
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Die an die vorftehende Berechnung nahe ſich anfnüpfende, 
in finanzieller, wie in nationalöfonomifcher Beziehung hoch— 
wichtige Frage von der Angemefjenheit der Größe des Staats- 
aufwandes im DVerhältniß zu der des Volks-Einfommeng !) 
ift bis jegt, foweit fie überhaupt in Anregung fam, vornehmlich, 
im Hinblid auf die bedeutenden Schwierigfeiten einer richtigen 
Berehnung des legteren, unerörtert geblieben 2), obwohl es 
an Berfuchen folder Berechnungen, fogar officieNer Art, nicht 
eben mangelt ?). 

4) Bol. Fulda, Handbuch der Finanzwiffenfchaft, Tübingen 1840, 
$. 40; Schön, die Örundjäge der Finanz, Breslau 1832, ©. 20 ff.; 
Rau, Grundfäge der Finanzwiſſenſchaft, Ite Ausgabe, Heidelberg 1850, 
$. 36, 37. 

2) Es fam dieſe Frage wirflih nachdrücklich in Anregung gleich auf 
dem erften Landtage nach Herftellung der beftehenden VBerfaffung, im 
Jahr 1820; fie wurde aber eben hier, vornehmlih aus dem obenange- 
führten Grunde abgelehnt. ©. V. d. K. d. N. von 1820, 9. 15, ©. 
115 ff. Letzteres erhielt damals auch noch eine befondere Billigung von 
Herzog in einer Abhandlung: Gedanfen über die Berechnung des 
National-Einfommens, als Grundlage der Beſtimmung der Staats-Ab- 
gaben, in deſſen ſtaatswirthſchaftlichen Blättern, viertes Heft, Stuttgart 
1822, ©. 25 ff. 

3) Die erſte öffentlich befannt gewordene Berechnung diefer Art war, 
befchränft auf, die Gränzen von Alt-Württemberg, von Fulda, in deſſen 
Schrift: Ueber National-Ginfommen, Stuttgart 1805, S. 52 fi. Später 
veröffentlihte Memminger eine folhe für ganz Württemberg in feiner 
weiteren Ausdehnung, nebft Bemerfungen von Fulda, in den Württem: 
bergiichen Jahrbüchern, 2r Jahrgang, 1819, ©. 248 ff. aus welcden fie, 
ihren Ergebniſſen nah, übergieng in des Erſteren Beichreibung von 
Württemberg, 2te Auflage, Stuttgart und Tübingen, 1823, S. 408 fi. 
Eine nad neueren rundjägen angeitellte weitere Berechnung, weldhe den 
damaligen Oberfinangrath, nunmehrigen Staatsrath von Shmidlin zum 
Berfaffer Hat, ift endlich mitgetheilt in der von dem ftatiftifch-topographi: 
fhen Bureau herausgegebenen dritten Auflage der ebengedachten Schrift, 
Stuttgart und Tübingen 1841, S. 522 ff. 


_—n or — — 


Drittes Buch. 


Staat83-Ginnahmen. 


.— — — 


Erſte Abtheilung. 
Allgemeine Verhältniſſe. 
5. 42. 
I. Begriff der Staats-Einnahmen überhaupt, . ö 


Unter ven Staats-Einnahmen find im Allgemeinen einfach 
alle diejenigen Einnahmen zu begreifen, welche zu Beftreitung 
der Staats-Audgaben der Staatscaffe zufließen. 


$. 43. 
1. Ratur und Arten der Staats-Einnahmen überhaupt, 


Die der Staatscaffe gegenwärtig gefeglich zufließenven 
Einnahmen find ihrer rechtlichen und wirthichaftlihen Natur 
nad mehrfach zu unterfcheiden, und zwar indbefondere nad 
den Quellen, aus welchen fie fließen, nad) der Negelmäßigfeit 
ihres Eintritts, und nad) dem Material, aus welchem fie 
beftehen. 

1. Ihren Quellen nad; theilen fie fih, — und es ift dieß 
die finanziell wichtigfte Unterfcheidung, der Verfaſſung gemäß, 
in den Ertrag des Kammerguts, und foweit dieſer zu Ber 
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fireitung des Staatsaufwandes nicht zureiht, in das weiter 
noch erforderliche Einfommen aus Steuern }). 

Unter dem Ertrag ded Kammergutes find nun aber, bei 
näherer Betrachtung, mehrere wefentlid verfchiedene Gattungen 
von Staats-Einfünften begriffen, und daher als ſolche hier 
auseinander zu halten: 

Vor Allem gehört hieher der Ertrag des ‚unmittelbaren 
Staatövermögens, des Kammergutes i. e. ©. oder der Domänen 
i. w. ©., wie folder aud in dem Haupt-Finangetat für fi 
beſonders aufgeführt ift 9). 

Sodann gehören hieher weiter die Einfünfte aus aus— 
ſchließlichen nugbaren Hoheitsrechten, Regalien, von welchen 
jedvod in dem Hanpt-Finanzetat ein großer Theil mit den— 
jenigen aus Domänen völlig vermifcht ift, und nur die finanziell 
wichtigeren, die allerdings and beträchtliche Staatsvermögens- 
Theile in fi) begreifenden öffentlihen Verfehrsanftalten ale 
eigene &infommensquellen, abgeſondert von un aufge⸗ 
führt ſind. 

Endlich find in dem Haupt-Finanzetat ganz mit dem 
Ertrag der Domänen vermifcht mandherlei gebührenartige oder 
ſolche Einfünfte, welche leviglih aus Veranlaffung einzelner 
zufälliger Handlungen der Staatsverwaltung, zum Theil auch 
als Bergütung hiefür bei einzelnen Perfonen zur Erhebung 
fommen, alfo von ver fhon oben gedachten in ver Verfaffung 
begründeten anderen wichtigen Hauptgattung von Individuals 
beiträgen, den nad Maaßgabe des Bedarfes, und weſentlich zu 
vollftändiger Dedung von diefem anzulegenden Stenern, wohl 
ſich unterfcheiden, und den vorgedachten Hauptgattungen von 
Staatd-Einfünften auch noch als eine folde ſich anreihen. 

Zu allen diefen Hauptgattungen von Staats-Einfünften 


1) B. u. $. 103, 109. 
2) Haupt⸗Finanzetat von 1866/6 II, 


122 


famen in der neueren Zeit ausnahmsweiſe und nur vorüber: 
gehend, als Dedungsmittel für den außerordentlichen Aufıvand 
zur Herftellung von Eifenbahnen, ſowie auch zur Beftreitung 
außerorventlicher Kriegsbebürfniffe, nod mehrfache Anlehen, 
von weldyen jedoch das legte in der abgelaufenen Finanzperiode 
von 185%5; zur vollftändigen Realifirung fam, ſodaß fie in 
der Gegenwart unter den Staats-Einnahmen eine Stelle nicht 
mehr einnehmen. Es find daher die Staatseinnahmen gegen» 
wärtig ihren Quellen nad im Allgemeinen zu unterfcheiven 
in foldhe aus dem Kammergut i. e. oder Domänen i. w. ©,, 
aus Regalien, aus Verwaltungs-Gebühren, und aus Steuern. 
1. Nach der Regelmäßigfeit ihres Eintrittes unterfcheiden 
fie fich einer Seits infoferne, als fie zum einen, und zwar im 
Ganzen zum bei weitem größeren Theile regelmäßiger Weife 
als Mittel zu Befriedigung des Staatsbedarfes dienen, zu 
einem andern, wie in neuerer Zeit die Staatsanlehen, nur 
außerorventliher MWeife die Dedungsmittel zu  Beftreitung 
außerordentlicher Benürfniffe oder für den ebendeshalb foge- 
nannten außerorventlihen Dienft bilden, anderer Seite infos . 
ferne, als fie, wie die Staatö-Ausgaben, entweder von vor 
aus beftimmter oder unbeftimmter Größe find ’). 
| II. Dem Material nah, aus weldem die Staats-Ein- 
fünfte beftehen, find dieſelben noch zu unterfcheiden in Geld— 
und Natural-Einfünfte, von welden die legteren jedoch nur 
unter den Einfünften aus Domänen vorfommen. 


M. Bewerkfielligung der Staats-Einkünfte überhaupt. 
g. 44. 
1) Im Allgemeinen. 


Die Aufbringung der Staatd,Einfünfte aus den verfaf- 
fungsgemäß hiezu eröffneten Quellen, mittelft der hiezu dienen- 


1) D. a. Ctats-Inftr, vom 17. April 1819, $. 4. 
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den eigenthümlichen Einrichtungen, fommt im Allgemeinen, 
wie oben fchon erwähnt worden, ald die Hauptaufgabe der 
finangiellen Thätigfeit, vem mit diefem Hauptzweige ver Staates 
thätigfeit überhaupt beauftragten Hauptgliede des Staatöverwal- - 
tungs⸗Organismus, dem Finanzminifterium, in unmittelbarer 
Unterordnung unter den König, und mit Hülfe der weiter unter: 
georpneten VerwaltungssOrgane, unter den durch vie Verfaffung 
feftgefegten Beftimmungen zu, ift aber, in ihrer näheren 
Bewerfftelligung, weſentlich zu unterfcheiden in die Anordnung 
der Einkünfte, und in die Vollziehung der dießfallfigen Anord⸗ 
nungen, und in beiden Beziehungen je an eigenthümliche 
Normen gebunden. 


$. 45. 


2) Anordnung der Staats-Einnahmen überhaupt. 


Die Anordnung der Staats-Einnahmen aus ven hiezu 
offenftehenvden Quellen bildet der Natur der Sache nad) die 
nächſte Aeußerung der finanziellen Thätigfeit für die oben- 
gedachten Zwede, und ift deßhalb, fowie zu Sicherung eines 
angemefjenen Erfolges, unter eigene bindende Normen geftellt. 

1) Einige allgemeine fundamentale Anordnungen find hie: 
für getroffen in dem oberften Staatsgrundgeſetz, der Verfaf- 
ſungs-⸗Urkunde; e8 find diefelben aber ihrem Wefen nah nur 
von ganz allgemeinem Inhalt. 

Die erforderlichen näheren Anordnungen find 

2) infoweit die Rechte der Staatsangehörigen hiedurch 
berührt werben, biefelben alfo in das Gebiet ver Geſetzgebung 
i. e. ©. gehören, ganz allgemein, und abgeſehen noch von 
den ganz eigenthümlichen verfaffungsmäßigen Beftimmungen 
hinſichtlich der Steuern, völlig an diejenigen allgemeinen Be— 
dingungen gefnüpft, welde für die Erlaffung von Gefegen 
i. e. S. überhaupt feftftehen. Es fommt vaher zwar dem 
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Staatsoberhaupt die dießfallfige Initiative, und zu dem Ende 
dem Finanzminifterium die Vorbereitung neuer vießfallfiger 
Gefege zu; es ift aber jeder Entwurf eines folden von dem 
Minifterium zunächft einer Berathung und Begutadhtung von 
Ceite der oberften Staatsbehörde, des Geheimenrathes, zu 
unterwerfen, und begleitet von benfelben dem König vorzulegen, 
fodann die Zuftimmung der Stände eigens hiezu einzus 
holen, und derfelbe zu dem Ende bei den leßteren zu näherer 
Berathung und Beihlußnahme einzubringen, und erft, wenn 
biefe erfolgt, die Staatöregierung überhaupt mit den Ständen 
über Form und Inhalt des Gefeges vollftändig übereingefom- 
men ift, durch den König endlich allein letzteres zu fanftioniren, 
und, unter Beziehung auf die Vernehmung des Geheimen 
rathes und die Zuftimmung der Stände, zu verfündigen !). 
Eine Ausnahme von diefen Erforderniffen fann nur vermöge 

- des Rechtes des Königs, in dringenden Fällen zur Sicherheit 
des Staates das Nöthige vorzufehren, eintreten 2). 

3) Anordnungen, welche nicht in das Gebiet der Gefeh- 
gebung i. e. ©. gehören, fondern nur zur Vollftredung und 
Handhabung der Gefege dienen, oder Überhaupt den Rechts— 
zuftand der Staatsangehörigen nicht unmittelbar berühren, — 
Verordnungen i. w. ©., ftehen zwar dem König allein ohne 
Mitwirfung der Stände zu 3); es beftehen aber hinfichtlich 
der dießfalfigen Mitwirfung der unter dem Staatd-Oberhaupt 
für die finanzielle Thätigfeit nievergefegten verfchiedenen Organe, 
und der hiebei einzuhaltenden Formen immerhin, mit Rüdfiht 
auf die Bedeutung der Verordnungen, mehrere eigenthümliche 
allgemein verbindende Normen: 

a) Verordnungen in wichtigeren Angelegenheiten, wie nament— 

lid in foldyen, welche auf die Staatsverfaffung, auf die 


1) Vu. $. 58, 59, 88, 90, 172, - 
2) Dafelbft, $. 89. 
3) Dafelöft,. $. 89. 90. 
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Drganifation der Behörden, die Abänderung der Territorial- 
Eintheilung, oder die Verwaltung im Allgemeinen ſich 
beziehen, fowie auch ſolche in Gegenftänven der Geſetz— 
gebung oder behufs allgemeiner Anordnungen, Verord- 
nungen im Sinne der Berfaffungsurfunde oder i. e. €. 
find von dem Minifterium nicht allein dem König vorzu- 
legen, fondern aud zuvor noch dem Geheimenrath zur _ 
Berathung zu übergeben, und erft nad) diefer, mit dem 
dießfallfigen Gutachten dem Erfteren zu unterbreiten. Auch 
müffen dieſe Verordnungen durchaus von dem Minifter 
unterzeichnet werden, wodurch er für deren Inhalt vers 
antivortlid wird N). 

b) Verordnungen dagegen, welche Feine Anorbnungen von 
der ebengedachten Bedeutung enthalten, fogenannte Ver: 
fügungen oder Normal-Erlafje, fünnen einfah von den 
betreffenden, zunächſt lediglich zur Vollziehung aufge: 
ftellten, und daher hier erft näher zu erwähnenden Ders 
waltungs-Organen innerhalb ihres Geſchaftskreiſes erlafjen 
werden. Indeſſen bevürfen auch von diefen Verordnungen 
i. w. ©. ganz allgemein diejenigen einer höheren Sanftios 
nirung, welche allgemeine Dienftinftruftionen, neue or: 
ganifche Anordnungen und Berwaltungsgrundfäge ent: 
halten, und ebenſo authentifhe Erklärungen verjelben beir 
etwaigen Zweifeln über deren Sinn. Nur in dringenden 
Fällen ift hier auch untergeorbneten Organen geftattet 
und fogar zur Pfliht gemacht, nöthigenfalls proviforifche 
Verfügungen zu treffen; fie haben aber alsdann dem 
Minifterium unverzüglich Anzeige hievon zu machen. Die 
Stellung begründeter Anträge und Vorfchläge zu neuen Ans 
orbnungen oder zu Verbefjerung der beftehenden fteht unterger 
oroneten Organen je in ihrem Geſchäftskreiſe völlig frei '). 


1) B.u. $. 58. 51. 
1) DO. a. Dienfts:Inftr. der (vormal.) Kreisfinanzgfammern vom 17, 
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c) Im Uebrigen find die vorgedachten Organe der Finanz- 
verwaltung bei der Vorbereitung und Erlaſſung von 
beiverlei Arten von Anordnungen ganz an biefelben 
Formen der Gefhäftsbehandlung gebunden, wie bei der 
Vollziehung diefer Anorbnungen. 


»3) Wollziehung der Anordnungen in Beziehung auf die 
Staats-Einnahmen überhaupt. 


A) Organe der Vollziehung, Finanzbehörden. 
$. 46. 


a) Aeußere Anordnung derfelben. 


Die Vollziehung ver zu Recht beftehenden Anorbnungen 
hinfitlid der Staats-Einnahmen, behufs der wirfliden Auf- 
bringung und Bereithaltung der legteren, bildet, neben ver vor— 
gedachten, eine ganz wejentlihe und ergänzende weitere Auf- 
gabe ver finanziellen Thätigfeit, und ift daher, zu Sicherung 
eines entjpredhenvden Erfolges, auch an mehrfache dahin ab- 
zielende Normen Hinfichtlih der Organe verfelben, ſowie ver 
Geſchäftsformen und des materiellen Berfahrens, welde von 
jenen hiebei einzuhalten find, gebunden. 

Die Organe insbefondere aber find namentlich hinſichtlich 
ihrer äußeren Anordnung, ihrer. Dienftverhältniffe als folder, 
und derer von dem fie vertretenden Dienftperfonal eigens 
geregelt. 

Was nun zunädft diefe ebengedachte äußere Anoronung 
ver Vollziehungs⸗Organe betrifft, fo ift 

1) an die Spige der legteren das ſchon in ganz allgemeiner 
und in der vorgedachten befonvderen Beziehung mehrfad ers 
wähnte Finanzminifterium geftelt, und denn hier demjelben 


— — 





Janr. 1823, 8. 20, 21; deßgl. für den Bergrath vom 6. Febr. 1835, 
5. 14, 15. 
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bie höhere Leitung und Beauffihtigung der Volljiehung, und 
in einzelnen wichtigeren Beziehungen letztere fogar felbft un- 
mittelbarer Weiſe übertragen. Beſetzt ift dasjelbe, außer dem 
Minifter oder Departementschef als Borftande, mit einigen 
Referenten, Räthen und Affefjoren, welche in ihrem Zufammen; 
tritt mit Erfterem ein eigenes Collegium, das fogenannte Ober: 
Finanzcollegium, bilden, nebft dem erforberlihen Kanzleiper- 
fonal'). Eine Ausnahme von diefer legten Unterordnung unter 
das Minifterinm befteht, wie bei der gefammten inneren Ver—⸗ 
waltung, verfafjungsgemäß nur infoferne, als ſowohl bei Re— 
curſen von Verfügungen des Minifteriums, als auch bei ſolchen 
von Straferfenntnifjen der denſelben zunächſt untergeorbneten, 
weiterhin zu erwähnenvden Gollegial-Mittelftellen, der Geheime: 
rath unter Ausschluß des Minifteriums zu entfcheiden hat 2). 

2) Die nächſte Etufe nad dem Minifterium nehmen ein 
die für die verfchievenen einzelnen Zweige der Etaatdeinfoms 
mens-Verwaltung nievergefegten Gollegial» Mittelftellen 3). 
Diefelben bilden hier die nächften vollziehenden Organe des 
Minifteriums, und find als ſolche theild mit der unmittelbaren 
Leitung und Beauffichtigung der Vollziehung durch die ihnen 
weiter untergeorbneten, und vorzugsweife hiezu aufgeftellten 
Elementar-Bezirks- und Lofalftellen, theils Hinfichtlich einzelner 
wichtigeren Gegenftände aud) mit der Vollziehung felbft uns 
mittelbarer Weiſe beauftragt ). Beſetzt find dieſelben, mit 
Rückſicht auf dieſe ihre höhere und umfaſſende Stellung, mit 
einem feiner Befähigung nad verſchiedenartigen, eine ent 


1) O. a. V. Ed. vom 18. Nov. 1817, 6. 41; BD. vom 21. Nov. 
1849, Rbl. ©. 729 ff. $. 1, 2. 

2) B.U., $. 60. 

3) D. a. V. Ed. vom Nov, 1817, 8. 44, 47; o. a. BD. vom 21. 
Nov. 1847, $. 2; V.O. vom 17. Juli 1851, Rbl. ©. 183, $. 2, 3. 

4) D. a. Dienft-Inftr. ‘der Kr. Fin. Kammern vom Janr. 1823, $. 1; 
beögl. des Bergrathes vom Febr. 1835, 6. 1, 2. 
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ſprechende Arbeitstheilung geftattenden Dienftperfonal, einem 
Vorſtand, gewöhnlich mit dem eines Titel Direftord, einer ent: 
ſprechenden Anzahl von Referenten, Räthen und Affefforen, für 
bie materielle Gefhäftsbehandlung, welche mit jenem ein Eol- 
legium bilden, und einem befonveren Kanzleiperjonal !). 

3) Die unterfte Stufe in dem eigentlichen Finanzbehörden— 
Organismus nehmen ein die Glementar«, Bezirfs- oder Lofals 
Stellen, welchen, in unmittelbarer oder auch mittelbarer Unter: 
orbnung unter die vorgedachten Mitteljtellen, die unmittelbare 
Bollziehung vorzugsweife obliegt. Diefelden find durchaus mit 
einem Amtsvorftand, und zum Theil außer-diefem noch mit einem 
weiteren demfelben untergeorbneten, bald zu deſſen Unterftügung 
überhaupt, bald für befondere nad) adminiftrativen Rüdficgten feit- 
geftellte und von einander abgegrängte Geſchäftskreiſe, in größerer 
oder Eleinerer Anzahl aufgeftellten Subaltern-Perſonal bejegt. 


b) Organiſche Dienft-Verhältniffe der Finanzbehörden. 


$. 47. 
aa) Im Allgemeinen. 


Als wefentlihe Borbedingung eines vorbnungsmäßigen 
Fortganges der Gefhäftsthätigfeit, beftehen fefte und beftimmte 
Normen hinſichtlich der organifchen Dienftverhältnijje ver 
Finanzbehörden in allen ihren Beziehungen, aljo eines Theils 
in ihren inneren, andern Theils in ihren äußeren Beziehungen 
zu einander. Die erſteren Verhältniſſe ſtehen der Natur der 
Sache nach im Zuſammenhang mit dem äußeren Umfang und 
der Perſonalbeſetzung der Behörden, und ſind demzufolge bei 
dem Miniſterium, den Mittelſtellen, und den Elementarſtellen 
je auf eigenthümliche Weiſe geregelt. Die. äußeren Dienſt— 
verhältniffe der Behörden find aber, da fie durch die gegen- 


1) o. a. V. &. vom Nov. 1817, $. 45. 48; vo. a. V.O. vom 21. 
Nov. 1849, $. 3; deßgl. vom Juli 1851, $. 4. 
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feitige Stellung derſelben beftimmt werben, von wefentlich 
verfchiedener Art gegenüber von vorgefegten, gleichftehenven, 
und untergeordneten. 


$. 48. 
bb) Dienft-Berhältniffe im Innern der Binangbehörden. 


Unter den vorgevadhten dreierlei Stufen des Finanzbe- 
hörden-Organismug fteht 

I. in dem Minifterium der Minifter oder Departementds 
chef, ald unmittelbarer Vorſtand desſelben als Behörde für 
ih, an der Spitze, und unter feiner Leitung und Auffiht auch 
das hier aufgeftellte früher erwähnte Perfonal. 

Lepteres nimmt aber hiebei, je nad) der ihm übertragenen 
Gefhäftsthätigfeit, jenachdem dieſe nemlich, wie die der Refe— 
venten, höherer, oder wie die des Kanzleiperfonals, mehr unter: 
geordneter Art ift, eine verſchiedene Stellung ein, indem erfterem, 
in unmittelbarer Unterordnung unter den Minifter, die mate- 
rielle Bearbeitung der verfchiedenen in den Gejhäftsfreis des 
Minijteriums gehörigen Gegenſtände, dem anderen aber, unter 
der unmittelbaren Leitung und Aufficht eines feiner Seits dem 
Minifter unmittelbar untergeorpneten KRanzleivorftandes, ver 
mechaniſche Geſchäftsbetrieb obliegt. 

Behufs ununterbrochener nachdrücklicher Handhabung der 
Ordnung und Pflichtmäßigkeit in dem geſammten Geſchäfts— 
gang iſt, abgeſehen von den von anderen Seiten her zu tref— 
fenden, in der Verfaſſung und eigentlichen Straf-Geſetzen be— 
gründeten allgemeinen Straf-Verfügungen, dem Miniſter, gleich 
den übrigen Miniſtern, ſeinem eigenen Dienſtperſonal gegenüber 
ganz dieſelbe Strafbefugniß eingeräumt, wie gegenüber von 
dem in dem ganzen Departement überhaupt angeſtellten Dienſt— 
perfonal, deren weiterhin nähere Erwähnung zu thun ift '). 

1) V.O. vom 30. DOftbr. 1821, Rbl. S. 797 H., Aut. 1, 3, 7, 
1013. = 

Holfmann, dinanzrecht. 1. 9 


130 


2) Bei ven Mittelftellen kommt jedem Vorfiand die oberfte 
Leitung der Geſchäfte, und in Fällen feiner Abwefenheit oder 
fonftigen Verhinderung feine dießfalfige Vertretung bis auf 
weitere höhere Anoronung dem älteften Rathe zu !). 

Das weitere Dienftperfonal unterſcheidet ſich hinſichtlich— 
der ihm übertragenen Dienftverrichtungen in der Hauptſache 
ebenfo, wie dasjenige des Minifteriums; theilweife bilvet je- 
doch hier das fogenannte Reviſorat noch einen eigenen Zweig 
des Kanzleidienfted, und die nähere Aufficht über das Kanzlei- 
perjonal fann der Borftand nad feinem Gutvünfen irgend 
einem Angehörigen des legteren übertragen ?). 

Zu Sicherung einer entſprechenden Wirkſamkeit bei den 
Mittelftellen ift zwar den fämmtlichen Angehörigen derſelben 
je für fid) eine angemefjene Thätigfeit in dem angewiefenen 
Gejhäftsfreife befonvders zur Pflicht gemacht, dem Vorſtand 
als ſolchem aber die allgemeine Auffiht hierüber eigens über: 
tragen. Unterbrechungen diefer Thätigfeit dürfen daher ohne 
fein Vorwiffen nie, und aud mit diefem nur unter gewiſſen 
rechtfertigenden Borausfegungen ftattfinden; einen Urlaub 
namentlih Fann er den einzelnen Angeftellten nur zu Reifen 
innerhalb Landes und bis auf vierzehen Tage ertheilen, wo- 
gegen über diefes Maas hinaus höhere Genehmigung dafür 
vorbehalten bleibt; macht aber Krankheit oder legale Abwejen- 
heit eines Kanzlei- Angehörigen die Aufftellung eines außer- 
ordentlihen Arbeiterd nöthig, jo kann der Vorſtand einen 
folhen aud) nur bis auf vierzgehen Tage gegen das gewöhnliche 
Zaggeld annehmen, wogegen bei längerer Dauer die Ger 
nehmigung des Minifteriums einzuholen if. Die Beeidigung 


DO. a Dienſt-Inſtr. der Kr.Fin. Kammern vom Janr. 1823, 6.23; 
deßgl. des Bergraths vom Febr. 1835, $. 17. 
2) O. a. Dienft: Infir. der Kr.Fin. Kammern vom Janr. 1823, 
6. 28. 
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fammtlicher Angehörigen fommt Tlediglih dem Worftand vor 
dem Collegium zu !). 

Um der Handhabung von Ordnung und Pflichtmäßigfeit 
im Dienfte erforberliben Falls geeigneten Nachdruck geben 
zu fünnen, ift den Borftänden der Mittelftellen gegenüber von 
dem Kanzlei- nnd Diener-Perfonal bei Verfehlungen im Dienfte 
eine Strafgewalt bis auf den Betrag von fünfzehen Gulven, 
und gegen bie nieberen Officianten neben dem noch, jedoch 
nicht gleichzeitig damit, auf eine kurze einfache Freiheitsftrafe 
bis zu dreitägigem Gefängniß-Arreft infoweit eingeräumt, als 
Warnungen und Verweiſe fruchtlos geblieben find, und vor- 
hältlich des Rechtes einer Beſchwerdeführung für die Betheilig- 
ten. Daß legtere Recht ift eintretenden Falls in der Art aus: 
zuüben, daß der Geftrafte innerhalb acht Tagen, von Eröff- 
nung der befchwerenden Verfügung an, fchriftlih feine Ber 
ſchwerde vorzulegen hat, worauf fie von dem Departementds 
Chef mit Ausführung der Gründe, auf weldhen die Etraf- 
verfügung beruhte, dem Geheimenrathe behufs dießfallfiger 
Anträge an den König zur Entſchließung hierüber vorzulegen 
ift; dabei hemmt die Ergreifung dieſes Recurfes die Voll: 
ziehung der Strafe, mit Ausnahme der Fälle, in welchen eine 
gegen einen niederen DOfficianten verhängte Arreftftrafe zur 
Erhaltung des Anfehens der Norgefegten nad dem pflicht- 
mäßigen Erachten der legteren ungefäumt zu vollziehen ift. 
Gegenüber von den Gollegialmitgliedern fteht dagegen dem 
Borftande nur die Befugniß zu Ertheilung fchriftliher und 
mündliher Verweiſe zu; bewirken diefe Feine Aenderung, fo 
ift er bei eigener Verantwortlichkeit verpflichtet, vem Departe- 
mentschef behufs weiterer Maafregeln Anzeige zu machen ?). 
Hinſichtlich etwa erforderlidher höherer Strafverfügungen gilt 


1) D. a. Dienſt-Inſtr. der Kr.Fin.Rammern vom Janr. 1823, $. 47. 
2) D. a. V.O. vom 30. Oftbr. 1821, Art. 2, 3, 6, 7, 10-13. 
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lediglich daſſelbe, was für diefen Fall untergeorbneten Stellen 
gegenüber vorgefchrieben ift. 

3) Bei den Elementarftellen liegt, infoweit fie nur mit 
einem Beamten befegt find, dieſem natürlich die gefammte 
Geſchäftsthätigkeit unter feiner ausfchließlihen Verantwort— 
lichfeit ob; find aber neben dem Amtsvorftand noch weitere Ber 
amte regelmäßig von Staatswegen aufgeftellt, jo fteht erfterem 
der Natur der Sache nad die unmittelbare Beauffihtigung 
verjelben zu; die weiteren Dienftverhältniffe richten ſich nad) 
den, der Art ded Geſchäftskreiſes gemäß, hiefür ertheilten 
befonderen Vorfchriften. 


$. 49. 
ce) Aeußere Dienft-Verhältnifie der Finanzbehörden. 


Die Finanzbehörden find, gleich anderen Etaatsbehörden, 

I. vorgejegten Behörden gegenüber, ihrer ganzen Stellung 
zufolge, im Allgemeinen und in der Hauptfahe zu ftrengem 
Gehorjam im Dienfte, und demgemäß zu genauer Einhaltung 
der ihnen von da zufommenden allgemeinen und befonderen 
Weiſungen verpflichtet, jedoch unter einigen wichtigen näheren 
Beftimmungen: 

1) Wie andere Staatsbehörden, haben ſie verfafjungsgemäß 
bei eigener Perantwortlihfeit nur die ihnen von den 
hiezu geeigneten Stellen in der orbnungsmäßigen Form 
zufommenden Weifungen zu befolgen, und, wenn fie im 
Zweifel find, ob die Stelle, welche ihnen einen Auftrag 
ertheilte, dazu befugt geweſen fei, bei der ihnen für den 
betreffenden Geſchäftskreis zunächſt vorgejegten Stelle 
hierüber anzufragen ). 

2) Finden fie bei dem Inhalte einer höheren Verfügung 





1) B.U., $. 53; vol. vo. a. Dienft-Inftr. der Kr.Fin.Kammern vom 
Janr. 1823, $. 50. 
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Anftände, fo haben fie ſolche auf geziemende Weife, und 
unter Wermeidung jeder nachtheiligen Verzögerung ver 
verfügenden Stelle vorzutragen, im Fall eines beharren— 
den Beſcheides aber die Verfügung zu befolgen !). 

3) Bei der Erledigung von Adminiſtrativ-Juſtizſachen find 
fie, gleich den eigentlichen Juſtizbehörden in Juftizfachen, 
unabhängig, alfo durd die Meinung der höheren Be- 
hörden und felbft des Minifteriums über die Anwendung 
zweifelhafter Gefegesftellen nicht gebunven, fo daß ihneu 
foldye nur etwa zur Notiz mitgetheilt werden fann ?). 
I. Die Stellung gleichftehender Behörven, in welcher ſich 

alle von einer und derſelben Dienftitufe befinden, begründet 
im Allgemeinen der Natur der Sache nad) fein eigenthüms 
liches organifcdhes Dienftverhältniß derfelben zu einander. 

I. Höheren Behörden liegt gegenüber von den ihnen 
bald hinfichtlih des betreffenden Verwaltungszweiges an fidh 
fowohl, als auch in PerjonalsAngelegenheiten, bald nur in 
eriterer Beziehung untergeordneten 3), und zwar zunädjft je 
den unmittelbar, den etwa weiterhin und mittelbar unterge- 
ordneten gegenüber aber nur im Ball der Unzuſtändigkeit oder 
Unsulänglichfeit ver zunächſt vorgefegten, ob: 

1) unter ausſchließlichem Worbehalt für die in Perſonal— 
Angelegenheiten vorgejegten Behörden, die Sorge für bie 
orbnungsmäßige Erhaltung des Perſonalbeſtandes, ind 
bejondere: | 

a) die vorbereitende, beziehungsweife unmittelbare Einleitung 
der Befegung der Behörden mit dem ihnen orbnungs- 
gemäß zufommenden Perſonal, in der Regel unter Vor: 


1) BU... e. a. O. 

2) Ungedr. Verf. des Fin. Min. vom 28. April 1846; vgl. Erl. des 
Geheimen-Raths vom 9. Febr. 1844 in den V. d. KR. d. A. vom J. 
1845, Rechenſch.Ber. von 1843—1845, ©. 20. 

3) Bol. V.O. vom 27. Aug. 1852, Rbl. ©. 191, $. 3. 
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behalt der wirflihen Anftellung und Dienftgehaltäbes 
willigung zu höherer oder höchfter Entfheidung, alfo mit 
Beihränfung auf Vorſchläge hiezu, weldye aber verfaj- 
fungsgemäß zu der Anftellung aller eigentlihen Staats— 
diener, namentlich, die Eollegial-VBorftände jelbft ausge— 
nommen, verjenigen bei den Gollegialbehörven und ver 
Bezirfsbeamten, von den vorgefegten Eollegien ausgehen 
müſſen, und in welchen jedesmal alle Bewerber aufjus 
zählen, ſowie die verfafjungsmäßigen und geſetzlichen 
perfönlihen Befähigungs-Erforderniffe zu beachten find, 
wogegen die Beftelung von bloßen Amtsverweſern, fos 
weit ed nicht bei bedeutenderen Stellen, wie namentlich 
denjenigen von Bezirfsbeamten, von einem längeren als 
einem vierwöchigen Zeitraume fich handelt, den betreffenden 
Mittelftellen überlaffen, und nur in dem ebengebadhten 
Falle dem Minifterium vorbehalten bleibt '); 

b) die Berpflihtung der nenangeftellten untergeorbneten 
Beamten und Diener, mit Ausnahme derer bei den Mit- 
telftellen, welden gegenüber, wie oben ſchon erwähnt 
worden, diefer Aft eben hier vorzunehmen ift, ſowie bie 
Sorge für ordnungsmäßige Uebergabe ver betreffenden 
Stellen, fo jedoch, daß dieſe an ſich felbft auch auf Be— 
zirföftellen im Allgemeinen und ver Negel nad) ven Be- 
theiligten ganz allein überlaffen bleibt, unter Führung 
eined ber vorgefegten Behörde mit gemeinfhaftlichem 
Berichte vorzulegenvden genauen Protofolles über etwaige 
Anftände 2); 

c) die gejegmäßige Einleitung und Vollziehung einer durch 
die Umftände gebotenen, und dabei vermöge der Dienft: 
1) BU, $. 43; 0. a. Dienftpragmafif vom Juni 1821, $. 3; o. a. 

Dienft:Infir. der Kr. Fin. Kammern vom Janr. 1823, $. 18. 3. 2, 5. 


2) O. a. Dienft:Inftr. der Kr.Fin. Kammern vom Janr. 1823, $. 18, 
3. 3, 4; Ungedr. Berf. des Fin,Min. vom 10. Juli 1850, 
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verhältnifje der einzelnen Angeſtellten zuläffigen Auf- 
hebung ihres bisherigen Dienftverhältnifjes durch Su— 
ſpenſion, Verfegung, Zurüdfegung, Entlaffung, over Pen- 
fionirung, und wenn Gefahr auf dem Verzuge haftet, 
fogar bis zu Bewerfftelligung derſelben die einftweilige 
Unterfagung ihrer Verrichtungen ); 
2) die Sorge für eine orbnungsmäßige Thätigfeit der unter: 
geordneten Behörden, und zu diefem Ende insbefondere: 
a) die Führung genauer Aufficht über die Gefhäftsführung 
jener, theils mittelft der Einziehung fchriftlicher Berichte, 
je unter ftrenger Wahrnehmung der hiefür im einzelnen 
Fall oder ein für allemal anberaumten Termine, behufs 
deren bei wiederholter Nichteinhaltung Ordnungsftrafen 
zu verfügen, und das Minifterium wie die Mittel: 
ftellen ausdrüdlih au Abordnung eigener Boten auf 
Koften der Säumigen ermädjtigt find ?), theild mittelft 
der Vornahme unmittelbarer Vifttationen, zu deren Ver— 
fügung die Mittelftellen den betreffenden Elementarftellen 
gegenüber, fowohl bei deren periodifcher Wiederholung, 
je nad) Maasgabe der hiefür beftehenden befonderen Vor— 
fchriften, unter nachfolgender Berichterftattung an das 
Minifterium über den Erfund, ald auch außerorventlicher 
Weiſe, in diefem Ball aber der Regel nad) nur auf vorgängige 
Genehmigung des Minifteriums, und nur in dringenden 
Fällen ohne ſolche, unter gleichzeitiger Anzeige bei jenem 
hievon 3), und wenn ber Betheiligte in Perſonalſachen 
nicht untergeben ift, einer Mittheilung an vie in biefer 


1) D. a. Dienft:Inftr. der Kr.Fin.K. vom Jan. 1823, $. 18, 3.9; 
vgl. Strafprocef-Orbnung vom 22. Juni 1843, Rbl. ©, 459 ff., Art. 453, 

2) Ungedr. Verf. des Fin. Min. vom 16. Febr. 1843; o. a. BD. 
vom 30. Dctbr. 1821, Art. 8. 

3) D. a. Dienft:Inftr, der Kr.Fin.Kammern vom San. 1823, $. 18, 
3. 6 und $.46. Ungedr. Berf. des Fin. Min. vom 31. März 1822, 5. Nov, 
1839; o. a. BD. vom 27. Aug. 1852. $. 3. 
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Beziehung vorgefegte Mittelftelle, befugt find; ebenfo 
die erforderliche Anweifung, Belehrung, und Zuredt- 
weifung der untergeorpneten Stellen, nad Maasgabe ver 
Gefege und der vorliegenden befonderen BVerhältniffe, 
fowie die Beilegung und Entſcheidung von Streitigfeiten 
unter denjelben ); 

b) die Entſcheidung über Urlaubsgefuche von Beamten, weldye 
im Allgemeinen bis zu vier Wochen für Reifen im 
Lande den Vorſtänden der betreffenden Mittelftellen, bie 
auf diefelbe Zeit außerhalb Landes dem Minifterium, für 
längere Zeit in oder außerhalb Landes aber nur dem 
König zufommt 2); 

c) die Ahndung von Dienftfehlern und Dienftvergehen in 
ven hiezu geeigneten Fällen 3), alfo namentlih mit Aus— 
nahme der einer gerichtlichen Beftrafung anheimfallenden, 
binfichtlicy deren den vorgejegten Dienftbehörden nur die 
Eröffnung und Einleitung der Unterfuhung mit der Ver: 
pflihtung zufteht und obliegt, hiebei Alles, was in Rüd- 
fiht auf das Verbrehen und den Schuldigen zu Begrüns 
dung der gerichtlichen Unterfuhung erforderlich ift, zu 
erforichen, die nothwendigen Belege und Ueberführungs— 
mittel zu den Akten zu bringen, erforberlihen Falls 
Zengen abzuhören und zu beeidigen, auch den Verdächtigen 
jelbft zu feiner vorläufigen, fohriftlihen oder mündlichen 
Berantwortung aufzufordern ?). Für den nächſtgedachten 
Zwed find den vorgefegten Behörden auf deren verfchie- 
denen Dienjtftufen je eigene Strafbefugniffe eingeräumt: 

aa) dem Departements-Chef ftcht gegen fammtliche Diener 
bei den ihm untergeoroneten Stellen wegen Dienft- 


1) D. a. Dienft:Inftr. der Kr.Fin.Kammern, $. 18, 3. 7. 

2) Ungedr. Verf. des Fin.Min. vom 15. Juli 1823. | 

3) D. a. Dienſt-Inſtr. der Kr. Fin. Kammern vom Jan. 1823, $.18, 3.7. 
4) Val. a, Strafproceß-Ordnung vom Juni 1843, Art, 449. 
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verfehlungen, welche in unmittelbarer amtlicher Berüh— 
rung mit ihm begangen werben, biefelbe Strafbefugniß, 
wie gegen die bei dem Minifterium Angeftellten, zu. 
Auch ift er befugt, in dem Fall, wenn er aus zu 
feiner Kenntniß gekommenen Berhandlungen wahrzu- 
nehmen gehabt hat, daß eine ihm untergeoronete Ber 
hörde oder der Vorſtand derſelben in einem nad) feiner 
Ueberzeugung ahndungswürdigen Falle das der einen 
oder dem andern zuftehende Strafrecht nicht ausgeübt 
habe, hierüber berichtliche Anzeige einzufordern, und je 
nad dem Ergebniß das Weitere zu verfügen. Außerdem 
fteht ihm die Aufftelung einer Affiftenz anf Koſten fänmi- 
ger oder durch eigenes Verfchulden in Gefhäftsrüdftände 
gerathener Gollegialmitglieder, Erpeditoren, und Beamten 
auf Antrag oder vorgängiges Gutachten des vorge: 
fegten Gollegiums zu. Dagegen kann gegen die Ge— 
fammtheit eines Collegiums ein durch Anfegung von 
Geldſtrafen auszuübendes Strafredht nicht in Anwen— 
dung kommen; vielmehr ſind hier nur Zurechtweiſungen 
und Verweiſe nach Beſchaffenheit der Umſtäͤnde zu— 
läßig ). 


bb) Den Mittelſtellen, jedoch nicht den Vorſtänden für ſich 


— — 


allein, ſondern nur den Collegien ſelbſt, ſteht das Recht 
zu, je innerhalb der ihnen im Allgemeinen eingeräumten 
Strafbefugniß, und vorbehältlich des allgemeinen außer— 
gerichtlichen Rekursrechtes, Strafen gegen die unter— 
geordneten Behörden und Diener zu erkennen, und es 
erſtreckt ſich dieſe Strafbefugniß insbeſondere auch über 
die Oberämter je in denjenigen Geſchäftszweigen, in 
welchen dieſe nach den beſtehenden Verwaltungs⸗-Ein— 
richtungen an ſie zu berichten haben; Gefängnißſtrafen 


1) O. a. V.O. vom 30. Oetbr. 1821. Art. 4, 5. 
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dürfen jedoch von ihnen aud ganz allgemein nur gegen 
niedrigere Diener erfannt werben ). Hiebei liegt dem 
betreffenden Oberamt die erforderliche Unterfuhung 
infoweit ob, ald es von der vorgefegten Mittelftelle 
befonderen Auftrag hiezu erhält, und nicht ausdrüͤcklich 
eine Ausnahme hievon feftfteht 2). 

ec) Unter den Glementarftellen fteht aud einzelnen von 
denselben eine Strafbefugniß gegen untergeordnete Diener 
bis zu einem befonvers feftgefegten Maaße zu, und 
anßerdem find nod die Oberämter im Allgemeinen, 
und ſoweit nicht befondere ausdrückliche Ausnahmen 
feftftehen, gegen niedere Diener im Finanzfady wegen 
Vergehen im Dienfte, auf erhaltene Mittheilung und 
unter Rückſprache mit den betreffenden Finanzbehörden, 
innerhalb der Gränzen ihrer Strafbefugniß Strafen 
zu erfennen beredhtigt ®). 


$. 50. 
c) Organifhe Dienft-Verhältniffe des Behörden-Perfonals 
für ſich. 

Im Interefje des gefammten Dienftes im Gebiete Der 
finanziellen Thätigfeit fteht hinſichtlich der organiſchen Dienit- 
verhältniffe des Finanzbehörden-Perſonals, analog denen in 
anderen Gebieten ver Staatsthätigfeit, im Allgemeinen Fol— 
gendes feit: 

I. Auf die Uebertragung einer Dienftftelle dur vie 
Finanzgewalt fteht zwar feinem Staatdangehörigen irgend ein 
Recht zu; es follen aber hiebei der Verfaffung gemäß, wie 





1) O. a. V.O. vom 30. Oetbr. 1821, Art. 6; o. a, DienitsInftr. 
der Fr. Fin.Kammern vom Jan. 1823, $. 14. 3. 7; ungedr. Verf. des 
Fin, Min. vom 23. Geptbr. 1828, 

2) Verwaltungs-Edikt für die Gemeinden, Oberämter unt Stiftungen 
vom 1. März 1822, 6. 102. 
3) Ebendaſelbſt. 
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dei Anftelungen im fonftigen Staatsdienfte, Kandeseingeborene 
vorzugsweife berüdfichtigt, und, mit Ausnahme der niederen 
Dienfte, je nad) der Bedeutung der Stellen und ver hierin 
begründeten Bildungs-Erforberniffe, beftimmte Nachweiſe über 
das Vorhandenfein der legteren durch die Erftehung eigener 
Prüfungen, ald Vorbedingung der Anftellung, gefordert werben, 
fo daß ohne jene und die hiedurch erwiefene Tüchtigfeit Nie- 
mand eine foldhe erlangen fann ). Jene Prüfungen find zu 
dem Ende feft geregelt, und demgemäß von verfchiedener Art 
und Ausdehnung, eines Theild für allgemeine Verwaltungs: 
ftellen, und für diefe wiederum, nad) dem Grade der für die 
verfchievdenen Dienft-Categorieen erforderlichen Bildung, niedere 
und höhere, legtere namentlich für alle Gollegial:, Erpeditorenz, 
und Bezirfsbeamtenftellen, andern Theils für die mandyerlei 
tehnifchen Dienftzweige, wie namentlih, unter fcharfer Ab: 
ſonderung derfelben, für Baur, Forft-, Hütten: und Salinen,, 
und Poft-Verwaltungsftellen, übrigens je noch größern Theils 
in zwei durch eine dazwijchenliegende einjährige Probedienft- 
laufbahn getrennte Akte getheilt, von weldyen der eine mehr 
das theoretiihe Wiffen, der andere die praftifche Tüchtigfeit 
erforichen fol 2. Außerdem find für die Gejuhe um Anz 





1) BU. $. 44. 

2) Näheres hierüber enthält: die BD. in Betreff der (allgemeinen) 
Dienftprüfung im Departement der Finanzen, vom 10. Febr. 1837. Rbl. 
S. 92 ff.; BD. in Betreff der Staatsprüfungen im Baufah vom 22. Aug. 
1843, Rbl. ©. 643 ff.; V.O. in Betreff der Forfivienftprüfungen vom 
24. San. 1840, Rbl. ©. 53 f.; VD. in Betreff der Dienftprüfungen im 
Berg-, Hütten: und Salinenwejen vom 30. Decbr. 1852, Rbl. von 1853, 
S. 1ff.; VD. in Betreff der Poftdienftprüfungen vom 9. Febr. 1853, 
Rbl. ©. 41 ff. Die Vorſchriften in Betreff der allgemeinen Finanzdienſt— 
prüfungen bieten vornehmlich nach der praftifchen Seite von diefen gegrüns 
dete Besenfen dar, fowohl was die Prüfungs-Anforderungen, als auch bie 
Vorbedingungen für die Zul ſſung zur Prüfung, und die Behandlung ber 
legteren betrifft. Nähere Auseinanderjegungen hierüber enthält eine Abt. 
des Verf. über die Grforbernifje praftifcher Dienftprüfungen u. ſ. mw. in 
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ftellung oder Beförderung im Finanzdepartement eigene formelle 
Vorschriften aufgeftellt N. 

1. Mit der Anftellung jelbft tritt jeder Diener in bes 
ftimmte Bflihten und dagegen auch in gewiffe Rechte aus der 
übertragenen Stelle ein, über welche jedoch, beftimmt ausge— 
ſprochener Maßen, beider Seits, vermöge ihrer öffentlich-recht- 
lihen Natur, in Streitfällen die Entjheidung nur den vor- 
gefegten Behörden unter Vorbehalt des Recurfes bis an den 
Geheimen:Rath, mit Ausfchluß einer Berufung —* den Rechts⸗ 
weg, zukommt 2). 

1) Die Pflihten, auf welde jedem Angeſtellten, feiner be- 
fonderen bienftlihen Stellung gemäß, in der Hauptſache 
ein förmlicher Dienfteid nad eigens hiefür anfgeftellten 
allgemeinen Vorfchriften abzunehmen ift 3), find theilg 
allgemeine, welche den Dienern, ohne Rüdfiht auf ihre 
befondern Dienftzweige, theils befonvdere, welche ihnen 
vermöge des legteren Verhältnifjes obliegen. Unter den 
allgemeinen hier allein in Frage fommenden fteht natürlich 

a) ald hödfte oben an Treue und Gehorfam gegen ven 
König als Staatsoberhaupt, eifrige, fleißige und genane 
Erfüllung der Dienftobliegenheiten nad Worfchrift der 
Gefege und Verordnungen, fowie nad) den Weifungen 
der zuftändigen Behörden, und, wie aud die Verfaſſung 
ausdrüdlidy fordert, gewiflenhafte Wahrung eben dieſer 
ſelbſt ®). 


— — — — 


der Zeitſchrift für die geſammte Staatswiſſenſchaft, 2. Br. J. 1845, 
©. 673 ff. 

1) Befanntm. des Fin.Min. vom 7. Aug. 1823, Rbl. S. 591; Berf. 
jämmtlicher Min. vom 20. Aug. 1828, Rbl. ©. 709; Berf. des Fin. Min. 
vom 12. Septbr. 1834, Rbl. S. 517, und vom 6. Mai 1853, Rbl. ©. 142. 

2) Ungedr. Berf. des Fin.Min. vom 5. Aug. 1823, 

3) Gedr. VBorfchriften für die WBerpflichtung der Angehörigen des 
Finanzdepartement, Stuttgart 1838. 

4) Vgl. den Eingang der einzelnen Eidesformulare in den vo. a. 
Borfhriften: Vu. 8. 45. 
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b) Weitere von ſelbſt einleuchtende allgemeine Dienftpflichtent, 
auf deren Verlegung veshalb befondere gerichtliche Strafen 
haften, jind: Beobachtung der Amtsverfchwiegenheit, Uns 
beftechlichfeit, Nichtannahme von Geſchenken in Partei: 
ſachen, und, mit gewifjen Fleinen Ausnahmen, von Seite 
Untergebener überhaupt, Enthaltung von jedem Misbrauch 
ver Amtögewalt, jowie von allen Täuſchungen bei Amts: 
bandlungen, Unterlafjung jeder Art von Verkürzung der 
öffentlichen Einfünfte, Nichtverlaffung des Amtes, und 
Nichtbetheiligung bei unerlaubten Verbindungen !). 

c) Endlich gehört hieher nody beſonders die im Intereſſe 
des Dienftes auferlegte Unterwerfung unter gewifje privats 
rechtlihe Beichränkungen, insbefondere Hinfichtlich der 
Einlaffung in eine ehelihe Verbindung, des Betriebs 
von Privat-Gewerben und fremden Privatgefhäften, und 
der Erwerbung liegender Gründe. Zu einer ehelichen Ber: 
bindung darf fein Diener höherer wie untergeorpneter 
Dienftftufe ohne vorgängige Anzeige bei dem Minifterium 
und hierauf erfolgte Entſchließung ſchreiten; es joll dieſelbe 
indefjen hiebei nur alddann nicht zugegeben werben, wenn 
fie entweder aus Nüdjichten für vie Ehre des Staats— 

‚  dienfted oder nad) den ökonomiſchen Verhältniffen eines 
Dienerd nicht als zuläßig erjcheint ?), und iſt in legterer 
Hinſicht eines Theild von denjenigen mit Penſionsrecht 
angeftelten Dienern, von welchen befannt ift, daß jie 
üble Haushälter find oder viele Schulden haben, ober 
welche wegen ihres geringen Dienjteinfommeng eine Fa- 
milie nicht anftändig zu erhalten vermöchten, wenn fie 
nit dur ihre Verheirathung in den Befig eined ver: 
hältnigmäßigen Vermögens gelangen würden, ein nad 


1) Strafgefeßbuch von 1839, Art, 406—427. 
2) D. a. Dienftpragmatif vom Juni 1821, $. 9; Vollziehungs-V. O. 
hiezu vom 16. April 1822, Rbl. ©. 289 fi. $. 2. 
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ven Umftänden des einzelnen Falles zu beftimmenber, 
andern Theil von den widerruflich angeftellten Kanzlei- 
Erpebitoren, und den Amtsgehülfen der Elementarftellen, 
je mit der Braut, der Nachweis von mindeſtens ſechs— 
taufend Gulden rentirenden Vermögens zu liefern, und 
im Betrag hievon eine Caution in Activ-Gapitalbriefen 
zu ftellen ). Der perfönlihe Betrieb von Gewerben ift 
den eigentlichen fowie ruhenden Staatödienern, mit deren 
Dienft er unvereinbar erfcheint, ganz unterfagt; die Theil- 
nahme an dergleihen Unternehmen aber bleibt venfelben 
nur infoweit unbenommen, als fie dem Dienft-Interefje 
feinen Eintrag thut; und fremde Privatgeſchäfte dürfen nur 
übernommen werden, wenn fie mit der Dienftpflicht ver- 
einbar find, und infoferne dem amtlichen Berufe fein 
Eintrag hiedurch geſchieht 9. Die Erwerbung liegender 
Gründe endlich ift den auf Lofal- und Bezirfsftellen ans 
geftellten eigentlichen Staatsdienern je innerhalb des 
Amisbezirfes verboten, mit Ausnahme eines Wohnhaufes 
und Gartens zum eigenen Bedarf, und auch hievon ift 
Anzeige zu machen 3). 

2) Zu den ällgemeinen Rechten, welche ven Angeftellten während 
der Dienftbefleivung zufommen, gehört, wie bei anderen 
Staatsdienern, vornehmlich: 

a) der Anſpruch anf einen beftimmten Gehalt, nebſt den 
mit den betreffenden Stellen verbundenen Amtsaufwands⸗ 
Entfhädigungen und Emolumenten, je nah Maasgabe 
der früher bei vem Perfonal-Aufwand für die einzelnen 
Zweige der Staatsverwaltung angeführten allgemeinen 
dießfallfigen Normen, und unter der weiteren Beftimmung, 
dag nur der Gehalt, und aud diefer nicht über den 


1) Bei. gedr. Verf. des Fin. Min. vom 3. Mai 1853. 
2) O. a. Dienftpragmatif vom Juni 1821, $. 4. 
3) Ebendajelbit. | 
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dritten Theil, zu Gunften von Gläubigern in Bejchlag 

genommen werben darf '); 

b) das Recht auf den mit der übertragenen Stelle verbuns 
denen Titel und Rang ?); 

c) endlich räumt die Strafgefeggebung den Dienern ver 
Finanzverwaltung, gleidy anderen öffentlihen Dienern, 
einen beſonderen Schug gegen Angriffe auf ihre Per: 
fon ein ®). 

I. Hinfichtlicd des Dienftaustrittes der Diener der Finanz- 
verwaltung fteht zwar, wie für andere Staatsdiener, im All- 
gemeinen feft, daß jeder ſolcher, mit Verzichtleiftung auf Gehalt, 
Titel und Rang, den Dienft auffündigen fann, und fofort 
nach Ablauf eines VBierteljahres feine Stelle, und nad ver 
Rechenſchafts⸗Ablegung über feine Amtsführung unter allgemein 
vorgefchriebener Sicherheitdleiftung das Land verlaffen darf 9); 
infoferne aber jener durch eine Auffündigung von Seite 
der Staatöregierung veranlaßt, oder bei der erfteren Auffündis 
gung Rechte vorbehalten werden follen, ift die dießfallſige 
Behandlung der betreffenden Diener, ſowohl rückſichtlich ver 
Vorausfegungen und der Art und Weife jener, ald auch rüd- 
fichtlich der demzufolge zufommenden Penſions- und fonftigen 
Ansprüche, jehr verfchieden in dem früher zum Theil fchon 
betreffenden Orted angedeuteten Maaße, je nachdem ihnen vie 
Rechte von eigentlihen Eivilftaatsdienern zufommen ober ab» 
gehen °). 





1) ©. a. Dienftpragmatif vom Juni 1821, $. 11. 

2) Rangordnung vom 18. Dctbr. 1821, Rbl. ©. 751 ff.; vgl. Mohl, 
MWürtt. Staatsredht, 1. Br. ©. 258 fi. 

3) Bolizeiftrafgejeg von 1839, Art. 9, 10; Strafgeſetzbuch von 1839, 
Art. 162—166, 170—179, und Geſetz, betr. vie Abänderung einiger Be: 
fimmungen des Ießteren, vom 13. Aug. 1849, Rbl. ©. 515 ff. Art. 23—25. 

4) D. a. Dienftpragmatif vom Juni 1821, $. 10. 

5) ©. das Nähere hierüber in der BU. $. 46-49, ber 0. a. 
Dienftpragmatif vom Juni 1821, $. 1--6. 23—-48, und o. a. Geſetz vom 
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B) Allgemeine Gerhäftsformen bei Vollziehung und Handhabung 
der Anordnungen in Betreff der Staats:Einnahmen. 


a) Im Innern der Finanzbehörden. 


$. 51. 
aa) Im Innern des Minifteriums. 

Die Formen der Gefchäftsbehandlung im Innern des 
Minifteriums find 

I im Allgemeinen wefentlich bedingt dur die früher 
erwähnte eigenthümliche Organifation desſelben, und die hierin 
begründete Arbeitötheilung hinſichtlich der materiellen und fors 
mellen Gefchäfte, auch demgemäß mit Rüdfiht auf deren befons 
dere Aufgabe und Bedeutung, je in beiden Beziehungen eigen- 
thümlich geregelt. 

I. Die bei vem Binanzminifterium, zufolge feiner Stellung 
und Aufgabe im Finanzverwaltungs-Organismus, vorfommen- 
den materiellen Gefchäftsgegenftände find, nachdem fie dem 
Departements Chef zunächſt zur Einficht vorgelegt worden, 
ſoweit derſelbe ſolche nicht zur eigenen Bearbeitung zurüd- 
behält, einer von ihm nad) Materien feftgefegten Austheilungs- 
Ordnung gemäß, ven einzelnen Referenten zur Bearbeitung 
zuzutheilen. Letzteren liegt ſodann ob, jene Gegenftände recht— 
zeitig zu bearbeiten, und auf den Grund einer genauen aften- 
mäßigen Ermittlung der betreffenden Thatfachen und Verhält- 
niffe, fowie einer wohlerwogenen Würdigung derfelben, Anträge 
hierüber fhriftlih, und mit Ausnahme der Fälle, wo die Erledi— 
gung fehr zweifelhaft ift, in der Form der nachfolgenden Aus: 





7, Septbr. 1849, Art. 3—9. Seit neuerer Zeit wird indefjen unter den 
Dienern, welden keine eigentlihe Staatsdiener-, und demzufolge meder 
Penftons: noch gewijfe Rechte auf Beibehaltung des Amtes zuftchen, noch 
ein weiterer wichtiger in der Dienftpragmatif nicht vorgefehener Unterjchied 
- infoferne gemacht, als fie zum Theil dem $. 4 jener gemäß nur auf vor: 
gängiges Gollegialgutachten und eine vierteljährige Auffündigung entlafjen 
werben können, zum Theil aber auch in täglich widerruflicher Anftellung ftehen. 
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fertigung,, zu ftellen, fo wie fie aud in dem Fall, wenn fie in 
ihrem Gefchäftstheile Aenderungen im Interefje der Verwaltung 
nöthig erachten, ſolche ohne Außere Veranlaffung in gleicher 
Weiſe in Antrag zu bringen haben. Die einen, wie die an- 
deren Anträge unterliegen fofort der Prüfung und Entſchei— 
dung des Departements-Chefs. Diefe findet nun aber theils 
im Bureaumwege, ohne Beiziehung irgend eines, oder nur mit 
der des betreffenden Referenten, theils auf den Grund einer 
eollegialifchen Berathung ftatt. Der Bureaumeg bildet die 
Regel, und bleibt für alle diejenige Gegenftände vorbehalten, 
für welche nicht von dem Departements-Chef collegialifche Be: 
rathung ausdrücklich angeordnet wird, oder foldhe, allgemeinen 
Berwaltungs- und Rechtsgrundſätzen zufolge, wie bei Berwals 
tungs⸗Rekurſen, oder befonderen verfaffungsmäßigen oder gefeß- 
lichen Vorschriften gemäß, wie bei einem Antrage auf Entlaffung, 
Zurüdfegung, oder mit Verluft der Umzugsfoften verbundene 
Derjegung eines dem Minifterium felbft angehörenden Dienerg, 
eintreten muß. Jene Berathung hat in einer Conferenz des 
Departements-Chefs mit den Minifterialreferenten unter dem | 
Vorſitz des erfteren vor fid zu gehen, wobei bie betreffenden 
Referenten die Gegenftände der Berathung mit ihren hierauf - 
bezüglihen Anträgen vorzutragen, die übrigen aber dieſe An- 
träge reiflich zu erwägen, und auf Aufforderung ihre Stimme 
hierüber abzugeben haben, aud Jedem freigeftellt ift, feine 
von der der Mehrheit abweichende Anſicht zu Protokoll zu 
geben. Uebrigens ift ver Departements-Ehef, feiner verfaffungs- 
mäßigen Stellung gemäß, infoweit ald nicht collegialifche 
Berathung ftattfinden muß, an die Anficht ver Mehrheit feines- 
wegs gebunden, fondern ganz frei befugt, nach feiner eigenen 
gewiffenhaften Ueberzeugung zu entfcheiden !). 


1) V. Edikt vom 18. Novbr. 1817, €. 41; bef. gedr. Vorſchrift zur 
Geſchaͤftobehandlung bei dem Finanz-Minifterium vom 27. Novbr. 1832, 


Hoffmann, Finanzrecht. 1. 10 
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IM. Der mehanifche Gejchäftsbetrieb bildet den Inbegriff 
ber fogenannten Ranzleigefhäfte, weldhe, in ihrer Trennung 
in den Dienft des Sefretariats, der Regiftratur, und bed 
Schreibtiſches, im Wefentlihen viefelde Einrihtung haben, 
wie bei ven Mittelftellen ). 


8§. 52. 
bb) Im Innern der Mittelſtellen. 


Auch bei den Mittelftelen find die Formen der Geſchäfts— 
behandlung 

I. im Allgemeinen, ver Organifation der legteren gemäß, 
unter Trennung ded materiellen und des formellen Geſchäfts— 
betriebes geregelt, die Vorftände aber hiebei noch ausdruͤcklich 
angewiefen, auf möglichfte Einfachheit in der Geſchäftsbehand— 
lung und Abſchneidung aller unnöthigen Weitlänfigfeiten ihre 
befonvere Aufmerfjamfeit zu richten 2). 

II. Die materiellen Gejhäftsgegenftände find, einer von 
dem Vorſtande feftzufegenden Austheilungsorpnung gemäß, 
unter Vorbehalt aller einer befonderen rehtlihen Würdigung 
bedürfenden für den Iuftitiar, und nad) vorgängiger Einfiht 
der betreffenden Aften durch den Vorſtand, den einzelnen Res 
ferenten zu gleicher Bearbeitung, wie bei dem Minifterium, 
zuguweifen. In wicdtigeren Fällen hat der Borftand zu dem 
Ende auch nod neben dem orventlihen Referenten einen 
Eorreferenten zu beſtellen. Zugleich hat verfelbe hiebei aber 
auch, zu Sicherung einer zeitlichen Erledigung der Gefchäfte, 
darauf zu jehen, daß nicht durd) Verwendung mehrerer Gollegial- 
mitglieder zu Bearbeitung eines und deſſelben Gegenftandes 
Geihäftsrüdftände entftehen, und ein jchriftlicher Verkehr unter 


$. 1-12, welche in ber obigen Ausdehnung heute noch praftijche Anwen- 
dung findet. 

1) D, a. Vorſchrift vom 27. Novbr, 1832. $. 15—21. 

2) D. a. Dienſt-Inſtr. der Kr.Fin.Kammern vom Jan. 1823, $. 47. 
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ben einzelnen Referenten, als ver Einfachheit des Geſchaͤfts— 
ganges befonders hinderlich, durch mündliche Ruͤckſprache und 
durch Akten-Einſicht möglichft vermieden werde. Für die 
Entſcheidung über die Anträge der Referenten ift iheils ver 
Bureaumweg, theild collegialifche Behandlung vorgejchrieben. 
Der erftere ift es indeſſen hier der Regel nad) nur für ein« 
fachere Gegenftände, wie für blofe Anzeigen, Mittheilungen, 
und Vollziehungen, ſowie für lediglich einleitende und vor 
bereitende Verfügungen, weldye auf die definitive Entſcheidung 
in der betreffenden Angelegenheit feinen wejentlihen Einfluß 
haben; und nur dann, wenn bei Gegenftänden, die demgemäß 
an ſich der collegialifchen Behandlung angehören, Gefahr auf 
dem Berzuge haftet, oder der Erfolg von Bewahrung eines 
Geheimnifjes hierüber abhängt, hat der Vorſtand aud hier 
entweder allein oder mit Beiziehung des ordentlichen Referenten 
die geeigneten gejegmäßigen Vorkehrungen zu treffen, und 
erft, jobald eine längere Bewahrung des Geheimniffes nicht 
mehr nothwendig ift, dann aber aud) alsbald die Sache dem 
Collegium mitzutheilen. Dagegen foll au hinſichtlich ver an 
fi die bureaumäßige Erledigung geftattenden Gegenftände 
eine Ausnahme von diefer, und ftatt ihrer collegialifche Be— 
handlung immer dann eintreten, wenn ber Gegenftand oder 
feine Ausführung ſehr wichtig oder jehwierig, oder ed von 
SInterefje ift, daß das ganze Collegium alsbald Kenntniß davon 
erhalte. Die collegialifche Erledigung bildet demgemäß bei allen 
Gegenftänden von Bedeutung die Regel, und es ift der Bors 
ftand, wie jeder einzelne Referent dafür verantwortlich, daß 
fein Gegenftand, bei weldhem bureaumäßige Behandlung ord- 
nungsgemäß nicht eintreten fann, jener erfteren entzogen 
werde. Diefe hat nun in ordentlichen Sigungen der Referenten, 
auf deren Vorträge, unter dem Vorſitz des Vorftanded vor 
fich zu gehen; der Vorftand hat aber hiebei nur im Fall einer 
Stimmengleichheit eine entfcheidende Stimme, und daher ledig: 
10 * 
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(ih die vom Collegium durch Stimmenmehrheit gefaßten Be- 
fhlüffe zur Volziehung zu bringen. In Fällen jevoh, wo 
nad feiner Ueberzeugung ein Beſchluß mit ven beftehenden 
Gejegen oder Verorbnungen im Widerſpruch fteht, oder wo 
er von der Vollziehung einen unerfeglihen Schaden befürchtet, 
ift er nicht nur befugt, fondern fogar verpflichtet, unter Be- 
nachrichtigung des Gollegiums und dießfallfiger Vormerfung 
im PBrotofolle die Vollziehung einzuftellen, und dem Minis 
fterium unverzüglich Anzeige hievon zu machen. Uebrigend 
unterliegen jowohl die im Bureauwege, ald aud die durch 
collegialifhe Behandlung zur Erledigung kommenden Entwürfe 
der Referenten, für deren Uebereinftimmung mit ven Befchlüffen 
leßtere ftrenge verantwortlich find, noch einer Revifion und 
dem Vidit des Vorftandes, und liegt diefem überhaupt ob, ſich 
fortwährend in einer Ueberfiht über die ganze Verwaltung 
zu erhalten, den Gang derfelben zu verfolgen, und feine Auf: 
merffamfeit darauf zu richten, daß die Verordnungen und 
Befehle im Wirfungsfreife der betreffenden Gollegialftele ges 
hörig vollzogen werben N). 

II. Der formelle oder mechanische Geſchäftsbetrieb ift 
unter die einzelnen Zweige des Kanzleivienftes gewöhnlich und 
in der Hauptjache folgendermaßen vertheilt: 

1) dem Sefretariat liegt ob, fowohl über die collegialifch, 
als auch über die im Bureaumwege erledigten Geſchäfts— 
gegenftände beſondere Brotofolle, beziehungsweife Verzeich- 
nifje zu führen, die befchlofjenen Ausfertigungen auf Ber 
langen zu entwerfen, die Reinfchriften aller Ausfertigungen 
zu collationiren und zu contrafigniren, die Erledigung 
der einzelnen Gegenftände bei ver Regiftratur vorzumerfen, 


1) D. a. Dienft- Inftr. der Kr.Fin. Kammern vom San. 1823, 
$. 23, 25—33, 37—42, 47; Ungedr. Berf. des Fin. Min. vom 11. Febr. 
1823. 
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und dieſer die erledigten Akten orbnungsgemäß einzu: 
händigen 5. 

2) Die Regiftratur hat vornehmlidy eines Theils ſowohl die 
von außen einfommenden Gefhäftsgegenftände, als auch 
die von den Referenten von Amtswegen in Antrag ges 
braten Verfügungen in ein Tagbuch einzutragen, und 
nebft den hierauf bezüglichen, fchon bei ihr befindlichen 
Aften alsbald dem Vorftand zur Einleitung der weiteren 
Behandlung vorzulegen, andern Theil die ihr vom 
Sefretariat eingehändigten erledigten Aften forgfältig zu 
fammeln, zu orbnen, und unter der geeigneten Vormer— 
fung in den zur Ueberficht hierüber zu führenden Büchern, 
Repertorien, ſowie unter genauer Einhaltung des in dem 
Geſchäftskreis der Behörden begründeten, eine gehörige 
Ueberfiht gewährenden Regiftraturplaneg, der Actenfamm- 
(ung einzuverleiben, au reponiren, und zu verwahren ?). 

3) Das Reviforat hat, wenn ein foldjes bei der Behörve 

befteht, vornehmlih der ‘Prüfung der gegen biefe von 

untergeordneten Stellen abgelegten Rechnungen, je nad 

Maasgabe der hiefür beftehenden allgemeinen, betreffenven 

Orts erft näher zu erwähnenden, und der befonderen 

Vorſchriften ſich zu unterziehen, wie auch nad Anweifung 

des Vorſtandes und Eollegiums andere auf das Rechnungs: 

weſen ſich beziehende Arbeiten zu beforgen ?). 

Auf dem Schreibtifch find die im Collegium entworfenen 

und genehmigten Ausfertigungen in’s Reine zu fehreiben 

(munbdiren) ®). 


4 


— 


1) D. a. Dienſt-Inſtr. der Kr.Fin.Kammern vom Jan. 1823, 8. 56; 
Ungeor. Berf. des Fin.Min. vom 1. März 1845. 

2) D. a. Dienft:Inftr. der Kr. Fin.Kammern $. 57. Ungedr. Berf, 
des Fin.Min. vom 13. Febr. und 11. Mai 1837, 

3) €. a. Dienſt. Inſtr. $. 58, 

4) Ebendaſ. $. 60, 
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$. 53. 


cc) Im Innern der Elementarftellen. 


Zufolge der ganzen Organifation der Elementarftellen ift 
hier im Allgemeinen, und ungeadtet der hier, vermöge ihres 
eigenthümlichen Gefchäftsfreifes, zum Theil beftehenden mehr: 
fachen Bertheilung defjelben inter die für denfelben organiſch zu— 
fammenwirfenden Beamten, von befonderen Formen der inneren 
Geſchäftsbehandlung nicht die Rede; nur die dem Zweck ents 
jprechende Behandlung der Regiftraturen bildet bei denſelben 
ganz allgemein eine wichtige mechanische Gefhäftsaufgabe, für 
welche deshalb größten Theild eigene allgemeine Normen be: 
ftehen 4. 


b) Allgemeine Gefchäftsformen der Volziehung im äußeren Verkehr der 
Dehörden. 


$. 54. 


aa) Im Allgemeinen. 


Die Finanzbehörden haben in den ihnen angewiejenen 
Geſchäftskreiſen, zu Erfüllung der hierin begründeten Aufgabe, 
nothwendiger Weife jn mehrfachen äußeren Verkehr zu treten, 
theil8 mit anderen Behörben, theild mit den Staatdangehöri- 
gen, und es ift biefer in beiven Beziehungen, je nad) feinen 
Zweden, hinfichtlid der hiebei zu beobadhtenden Formen, um 
deren ungweifelhafter Wichtigfeit für die Sache felbft willen, 
je an eigenthümlihe Normen gebunden. 


1) Bol. bef. gedr. Borfchrift des Finanz Minifteriums zu Einrichtung 
und Fortführung der Gameralamts-Regiftraturen vom 22, März 1840; 
desgl. zu einem RegiftratursPlane für die K. Forſtämter vom 19. April 
1836 ; bef. gebr. VBorfchrift des Bergraths zu Cinrihtung und Fortführung 
ber Regiftraturen bei den K. Hütten» und Salinen-Aemtern vom Mai 1850; 
Regiftraturplan für die Umgelds-Gommifjariate vom 22. April 1844 5 Verf. 
der Poſt-Commiſſion, betr. die Ordnung der Regiftraturen bei den Poſt— 
ämtern, vom 17. Juli 1855, Amtsbl. ©. 186 ff. 
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$. 55. 
bb) Im Berfehr mit andern Behörden. 

Die Formen des Gefchäftsverfehres der Finangbehörben 
mit anderen Behörben find der Natur der Sache nad ver: 
ſchieden, je nachdem dieſe über ihnen, ihnen gleich, oder unter 
ihnen ftehen. 

I. Der Berfehr mit untergeordneten Behörden befteht der 
Regel nad in der Ertheilung von Befehlen und Weifungen 
an biefelben, wofür ſich die Form der diesfallfigen Erlaffe von 
felbft ergiebt, und nur nody, foweit dieſe von Mittelftellen 
ausgehen, die Vorschrift befteht, daß fie, je nachdem die darin 
enthaltene Verfügung zunädft von dem König, oder von dem 
Minifterium ausgegangen ift, zur Bezeihnung deſſen, am 
Schluß mit dem Beifag „Auf Befehl des Königs”, oder „Auf 
unmittelbaren Befehl“ zu verfehen find '). 

II. Der Berfehr mit vorgefegten Behörden ift ver Regel 
nad durch jogenannte Berichte zu bewerfftelligen, für welche, 
abgefehen von denjenigen Beftimmungen, welche für gewiſſe Beis 
berichte zu Eingaben von Staatdangehörigen feftgefegt und be- 
‚treffenden Orts noch zu erwähnen find, in rein formeller Beziehung 
in der Hauptfache folgende allgemeine Vorschriften feftftehen: 

1) Es ift ſich hiebei zur Verhütung von Unbequemlichfeiten 
in Sammlung ver Aften eines beftimmten Papierformates 
zu bedienen ?). 

2) In einem und demfelben Berichte dürfen, zu Vermeidung 
von Beichwerlichfeiten im Gefhäftsgang, und von Vers 
wirrungen in den Regiftraturen, nicht mehrerlei Gegen: 
ftände aufgenommen werden, wenn fie nicht im eigent- 
lichften Sinne zufammenhängen 3). 

1) O. a. Dienft-Inftr. der Kr.Fin.Kammern vom San. 1823. $. 52. 

2) Gen.Reffr. vom 22. April 1806, Samml. der Gen.Reffr. von 


1806, ©. 31; ungedr. Verf. des Fin.Min. vom 28. März 1837. 
3) Dekr. des vormal. Ober: Fin. Depart. von 2. Mat 1807, Rbl. S. 118, 
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3) Die an den König, das Minifterium, und die Mittelftellen 
zu erftattenden Berichte find, vornehmlich zu Sicherung 
der Ordnung in den Regiftraturen, gleich auf der erften 
Seite mit einer fogenannten Rubrif zu verjehen, in wel- 
cher der Gegenftand des Berichtes gedrängt und beftimmt, 
aud) die etwa in der Sache früher verhandelten, ſowie 
die um ihrer Beziehung auf den Gegenftand willen bei- 
zufchließenden Aften Furz bezeichnet werben }). 

4) Eine befondere Anrede des Königs oder der Stelle ift 
zu unterlaffen; es ift daher fogleidh mit dem Vortrage 
des Gegenftandes links auf der erften Geite des halb- 
gebrochenen Blatted anzufangen, auch auf den folgenden 
Geiten die ganze Breite, mit Ausnahme eines rechts 
freizulafjenden breiten Raumes,’ zu überfchreiben 2). 

5) Die Bericht erftattenden Behörden reden, find fie mit einem 
Beamten befegt, in der erften Perfon von dieſem, oder. 
im Namen der Stelle, höhere im Gefammtnamen ver 
Stelle, over auch als Unterzeichnete 3). 

6) Der Vortrag felbft ift, wenn der Beriht an den König 
geht, an diefen felbft, außerdem an vie betreffende Stelle 
zu richten, und dabei einfah, in einer ber ſchuldigen 
Ehrfurht, Ehrerbietung, und dem Anftande gemäßen 
Sprache, aber ohne gefliffentliche Herbeiziehung und Häu— 
fung von Ehrenworten, wie „allerhödhft, allergnäbigft 2c.”, 
welhe nur in angemefjenen Beziehungen zu gebrauchen 
find, abzufaſſen; auch ift in Abficht auf Einfachheit und 
Reinheit der Schreibart empfohlen, Wörter aus fremden 
Spraden, wo es ohne Unventlichfeit und ohne gefucht 





1) BD. vom 24. Decbr. 1816. Rbl. ©. 407, 3. I; ungedr. Berf. 
bes Fin.Min. vom 27. Decbr. 1821. 

2) a. BD, vom 24. Deebr. 1816. 3. II. 

3) Daj. 3. II und IV. 
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zu fein, geſchehen kann, und wo fich ebenfo gut deutſche 
Ausdrüde finden laffen, zu vermeiden ). 

7) Zum Schluß ift nad) dem Ende des Tertes die Formel 
„Eid (Mich) damit“ unter Anfügung von Ort und Zeit 
zu fegen, und ſodann unmittelbar die Unterfchrift des 
Amts-Vorſtands beizufügen; in Berichten der Mittelftellen 
find dabei aud noch die Namen der Mitglieder des 
Collegiums, welche der betreffenden Sitzung beigewohnt 
haben, und die betreffenden Referenten zu bezeichnen ?). 
IM. Zwiſchen gleihftehenden Behörden ift der Geſchäfts— 

verkehr behufs Hegenfeitiger Mittheilungen und Wünfche im 
Erfuchungsfiyle, der von höheren mittelft fogenannter Noten, 
welche gleich den Berichten mit einer Rubrif zu verfehen find, 
zu bewerfftelligen 2). Mit auswärtigen Behörben ift ein un- 
mittelbarer Verkehr nur unter Beichränfung auf foldhe gleicher 
Gategorie, fowie für ſolche Gegenftände geftattet, welche zu 
dem Geſchäftskreiſe der denfelben einleitenden Stelle gehören, 
und worüber dieſe vermöge ihrer Inftruftion oder zufolge 
erhaltener beſonderer Weifung verfügen kann, vorbehältlid 
vorgängiger Einholung bejonderer Weifung bei der vorgejegten 
höheren Stelle in allen Zweifelsfällen ®). 


cc) Berfehr mit den Staatsangehörigen. 


$. 56. 
aaa) Im Allgemeinen. 
Der Berfehr der Finanzbehörden mit den Staatsange- 
hörigen ift, je nad ven vielfad verfchievenen Zwecken und 


1) DO. a. BD. vom 24. Decbr. 1816, 3. V. VI; ungebr. Verf. des 


Fin.Min. vom 3. April 1819. 


2) A. BD, vom 24. Decbr. 1816, 3. VII; o. a. DienftsInftr. der 
Kr.Fin.Kammern vom Jan. 1823. $. 44. 

3) A. Dienft.Inftr. $. 51; ungedr. Verf. des Fin.Min, vom 7, und 
24. März; 1823, 

4) BD. vom 2, Mai 1817, Rbl. ©. 221. 
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Veranlafjungen deſſelben, an mancherlei entſprechende be- 
fondere Formen gebunden. Es ftehen indeſſen auch gewiffe 
allgemeine Formen feft, welche ſonach in allen Fällen jenes 
Verfehres oder doch in der Mehrzahl derfelben zu beachten 
find. Diefelben lafjen fi, nach den beiden hauptfädhlichften 
Beranlaffungen dieſes Verlehrs, die denn allerdings in der 
Wirklichkeit auch vielfach mit einander zufammentreffen, in 
diejenigen für Mittheilungen der Finanzbehörden an die Staats: 
Angehörigen, und im diejenigen für Anbringen der Legteren 
an Erftere unterfcheiden. 


$. 97. 


‚bbb) Mittheilungen der Finanzbehörden an die Staatd: Angehörigen. 


Die Mittheilungen der Finanzbehörden an die Staats: 
Angehörigen find im mehrfach verfchiedener Weife zu bewerf- 
ftelligen, je nachdem fie allgemeine finanzielle Normen, Ber 
kanntmachungen ohne diefe Bereutung, oder lediglich Weifungen 
und Beſcheide an einzelne Perfonen zum Gegenftande haben. 

1) Für die Eröffnung ganz allgemeiner Normen, alfo 
namentlich von Gefegen und Verorbnungen, ſowie von foldhen 
allgemeinen Verfügungen des Minifteriumsd und der Mittel: 
ftellen, nady welchen fi die Staats-Angehörigen in ihrer Ge- 
jammtheit eintretenden Falls zu richten haben, ift, vorbehält- 
lich einer in einzelnen Fällen etwa noch hiefür erforberlichen 
und demgemäß anzuorbnenden befonderen und zuverläßigeren 
Art der Bekanntmachung, die Einrüdung in das Regierungs- 
blatt ald regelmäßiges Mittel bezeichnet '). 

2) Zu anderen amtlichen Befanntmahungen der Finanz- 
behörden in Beziehung auf Gegenftände ihrer Verwaltung, | 
wie 3. B. Anfündigungen von Verkaͤufen und Berpachtungen 


1) 2.D. vom 22. Janr. 1807, Rbl. ©. 1; ungedr. Verf. des Fin.⸗ 
Din, vom 28, März 1832, 
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von Staatd-Eigenthum, von Auf» und Abſtreichs⸗Accorden 
u. |. w., ift der amtlihe Theil des Staatsanzeigers beftimmt, 
und nöthigenfalld außerdem nur nod eine Benüsung der 
Lofalblätter zuläßig ). 

3) Die Eröffnung von fpeciellen Weifungen und Bes 
fcheiden, welche lediglich einzelne Staatd-Angehörige für fi 
betreffen, ift, wenn diefe von höheren Behörden ausgehen, 
in der Regel durch die betreffenden lementarftellen, gleich 
denjenigen von dieſen jelbft, zu bewirken; venfelben ift dabei 
die Wahl einer angemefjenen Form Hiefür völlig überlaffen ; 
' nur gegenüber von dem ftandesherrlichen Adel befteht ein 
eigenes Kanzlei-&eremoniell 2); ganz allgemein bedarf ed aber 
hiebei der Natur der Sache nad in irgend erheblichen Ange- 
legenheiten ver Erhebung eines Inſinuationsdokumentes. 


$. 97. 


eco) Anbringen der Staatd:Angehörigen an die Finanzbehörden. 


Die Bitten und Wünſche der Staats» Angehörigen in 
Finanz » Angelegenheiten können, zu möglichfter Erleich— 
terung bderfelben, gleich anderen eigentlihen Verwaltungs— 
Saden, 

I. infoweit fie in den Gefchäftsfreis des Minifteriumg 
oder einer Mittelftelle gehören, mit einigen Beſchränkungen 
nad) freier Wahl der Betheiligten, entweder in eigener Perſon 
mündlich bei dem betreffenden Bezirfsanıt, oder, unter gewiffen 
Formen, ſchriftlich angebracht werben 3). 

1) Mündlihe Anbringen bei dem betreffenden Bezirksamt 
ſind völlig unzuläßig allein bei Beſchwerden gegen das— 


1) Berf. des Juſtiz. Min. vom 2. Febr. 1850, Rbl. ©. 45; ungebr. 
Verf. des Fin.Min. vom 6. Janr. 1852. 
2) Ungedr. Berf. des Fin.Min. vom 23. Octbr. 1826. 
3) B.O. vom 30, März 1834, Rbl. S. 327 fi, $. 1 und 2. 


u’ 
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jelbe in Fällen wo ed an fid ald zuftändig zu betrachten 
ift. In dem Ball aber, wenn die Umftände, welche dem 
Anbringen eines Bittftellerd zu Grunde liegen, fehr vers 
widelt find, oder die mündlihe Erzählung eines Bitt- 
ftellers fo dunfel ift, daß ver Beamte hiedurd die nöthige 
Aufklärung nicht erhält, erleidet das Recht zu ſolchen 
Anbringen wenigftend die Beichränfung, daß Jener den 
Bittfteler anweifen fann, eine verftändlihe Darftellung 
des Faktums fchriftlich beizubringen. Im llebrigen hat 
das Bezirfsamt, wenn der Betheiligte ded mündlichen 
Nortrages ſich bedienen will, diefen von demfelben zu 
Protokoll zu nehmen, letzteres von ihm unterzeihnen zu 
laffen, und ſolchem einfach feine eigene Aeußerung über das 
Vorbringen anzufügen, fofort aber beides in biefer ein- 
fahen Form an die höhere Behörde einzufenden. Dem 
Ermefjen des Bezirfsamtes bleibt hiebei überlaffen, nad 
Beichaffenheit der Sache entweder eine Abjchrift, oder “ 
einen Auszug des aufgenommenen Protofolles bei den 
Amtsaften zurüdzubehalten. Ein Gebührenbezug irgend 
einer Art fteht dem Bezirfsbeamten für dieſes Geſchäft 
nicht zu D. | 

Schriftliche Eingaben müfjen, infoweit ſolche dem vorbe- 
merften zufolge geboten find, oder von dem Betheiligten 
freiwillig gewählt werden, im Allgemeinen in entſprechen— 
der Form abgefaßt werden, unter Beachtung der in 
diefer Beziehung, der Gleihförmigfeit wegen, beftehen- 
den ausbrüdlichen allgemeinen Vorfchrift, daß die An- 
rede an die Amtöftelle, welche angegangen wird, mit 
dem Beifage „Königlich“ zu richten, und ald Schlußformel 
einfach bei dem Geheimen:Rath und dem Minifterium 
das Wort „Ehrerbietig”, bei den Mittelftellen „Ber: 


1) D. a. DD. vom 30. März 1834, $. 3, 4, 
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“ 


ehrungsvoll” zu gebrauden ift, worauf, ohne weitere 
Beifäge, die Unterfchrift des Bittftellerd zu folgen hat "). 
Insbeſondere dürfen fie eines verſtändlichen und geord- 
neten Bortrages nicht ermangeln, und find fie deßhalb, 
wenn dieß mangelt, dem Bittfteller von der betreffenden 
Behörde wieder zurüdzugeben. Auch müfjen fie jeven- 
falls dem zuftändigen Bezirföbeamten zur Einbegleitung 
mit Beibericht an die höhere Behörde übergeben werben, 
vorbehältlich der gefeglich feftftehenven befonderen Beftim- 
mungen für Straf-Recursfchriften, und nur, wenn fie 
eine Erinnerung, oder eine Beſchwerde über das zuftän- 
dige Bezirksamt enthalten, fünnen fie an die höhere Bes 
hörde, für welde fie beftimmt find, unmittelbar abge— 
fendet werben; übergibt ein. Bittfteller außerdem eine 
Eingabe dem zuftändigen Bezirfsamte nicht zur Beibe— 
rihte-Erftattung, fo ift er von der Behörde, an welche 
jene gerichtet worden, in eine Strafe von einem Gulden 
und dreißig Kreuzer zu nehmen. Die Verfaffung fhrift 
licher Eingaben fteht in der Negel Jedem, der feine Ge- 
danfen in einem fchriftlichen Auffag verftändlich und ger 
oronet vorzutragen weiß, für fi oder für Andere zu; 
völlig ausgefchloffen von diefer Befugniß find allein alle, 
aud die in widerrufliher Weiſe angeftellten Staats— 
diener, foferne der Gegenſtand nicht fie ſelbſt oder gejeh- 
li von ihnen zu vertretende Perfonen betrifft. Zur Ver: 
faffung von Recurefchriften in ftreitigen und StrafsAld- 
miniftrativfachen, welche bei höheren Behörden einzureichen 
find, bleibt dagegen die Befugniß befchränft auf eigentliche 
Rechtsanwälte, immatrifulirte Gerichts- und Amts-Notare, 
und auf Berwaltungs-Aftuare, jedoch mit Ausnahme 
derer in eigenen, fowie in den Angelegenheiten gefeglich 


1) B.O. vom 17. Juni 1846, Rbl. ©. 287. 
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zu vertretender Perfonen, für welche, die gehörige Bes 
fähigung überhaupt vorausgefegt, die vorgedachte Befug- 
niß auch hier vorbehalten bleibt. Werben Eingaben von 
anderen als hiezu berechtigten Perſonen verfaßt, jo ift den— 
jelben die hiefür empfangene Belohnung wieder abzufordern, 
und folde den Parteien zurüdzuerftatten, zugleich aber 
find leßteren die Eingaben zurüdzugeben, um fie in ord- 
nungsmäßiger Form einzureichen. ever, ber für einen 
Andern eine Eingabe verfaßt, hat am Schluß von diefer 
feinen Namen, Stand, und Wohnort, jowie ven Betrag 
ver hiefür angefegten Gebühr anzugeben, für deren Be- 
mefjung eigene Tax-Normen feftftehen; es bleibt zwar 
eine vertragsmäßige Erhöhung der tarmäßigen Gebühr 
. vorbehalten, es ift aber ſodann von dem Verfafjer am 
Schluß der Eingabe ver Betrag der legteren zu bemerken, 
und dabei durch die Partei anerfennen zu lafien, daß 
eine Uebereinfunft in vorgedachter Richtung flattgefunden 
habe, ſowie daß dem lienten von dem tarmäßigen Ber 
trage Eröffnung gemacht worden fei. Verfaßt ein Bitt: 
fteller feine Eingabe felbft, jo hat er dieß an der bezeich- 
neten Stelle derjelben mit den Worten „Selbft verfaßt” 
zu bemerfen. Ein fremder Schriftverfaffer, welcher in 
einer Eingabe die obengedachten Angaben ganz oder theil- 
weiſe unterläßt, verfällt in eine Strafe von drei Gulden, 
die von der Stelle anzujegen ift, an welche die Eingabe. 
gerichtet worden, und biefelbe Strafe ift auch gegen ben 
Bittfteller zu verhängen, wenn er die von einem Anvern 
verfaßte Schrift als jelbft verfaßt bezeichnet. Wird mehr, 
al8 die tarmäßige Gebühr in Anrechnung gebracht, ohne 
daß eine höhere Belohnnng durch Uebereinkunft feitgejegt 
worden, fo ift von dem Schriftverfafjer das ungebührlich 
Bezogene zurüdzuerftatten, und bei einer größeren Leber: 
ſchreitung kann derſelbe überbieß noch mit einer Ordnungs⸗ 
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ftrafe belegt werben. Unrichtige Angaben des tarmäßigen 

Gebührenanfages, welde den Verdacht einer betrüglichen 

Abſicht begründen, fowie Klagen der Parteien wegen 

Üeberforderung find an die Gerichte zum ftraf-, beziehungs- 

weiſe civilrechtlichen Berfahren zu verweifen N. 

II. Gegenftände, welde in ven Gefchäftsfreis der Elemen— 
tarftelen gehören, können bei diefen auch, mit der obenge- 
dachten Beihränfung wegen unflarer Baffung, nad freier 
Wahl mündlich oder fchriftlich angebradht werben; im leßteren 
Fall ift die gegenüber von höheren Stellen vorgefchriebene 
Form der Anrede, und die Schlußformel „Hochachtungsvoll“ 
anzuwenden ?). 

IU. Zur Anahme ordnungsmäßiger mündlicher Anbringen 
der Staatsangehörigen find die Elementarftellen, allgemein 
feftftehenden Grundſätzen gemäß 3), die ganze Woche hindurd) 
zu jeder ſchicklichen Etunde verbunden. Dabei ift als aus 
brüdlicher Wille des Königs ausgefproden, daß die Staats- 
angehörigen, wenn fie zur Betreibung und Erledigung ihrer 
Angelegenheiten vor jenen Behörden erfcheinen, hier mit 
Schonung, Gedult, und Anftand, zu behandeln feien, und ein 
entgegengejeßtes Benehmen nicht nur nicht zu dulten, fondern 
vorfommenden Falls ftrenge zu ahnden jei ?). Ebenfo ift aber 
auch auf die Verlegung der einer Behörde gebührenden Ach— 
tung, foferne fie anderd nit als Amtsehre-Beleidigung ger 
richtliher Strafe unterliegt, eigene polizeiliche Strafe geſetzt °). 


1) ©. a. V.O. vom 30. März 1834, $. 8—15, 17, 18. 
2) D. a. BO. vom 17. Juni 1846. 

3) Berwaltungs-Edift vom März 1822, $. 119. 

4) Ungedr. Berf. des Fin.Min. vom 27, Novbr. 1830. 
5) Pol.Strafgef. vom 3. 1839, Art. 9. 
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C) Moterielles Verfahren bei Vollziehung der Anordnungen 
binfihtlih der Staats-Einnahmen überhaupt. 


8. 59. 
a) Im Allgemeinen, 


Zu der materiellen Volziehung und Handhabung der Anord- 
nungen in Betreff ver Staats. Einnahmen gehört im Allgemeinen 
ganz wejentlih eines Theils die jenen entjprechende eigent- 
liche Verwaltung ver legteren, mittelft geeigneter Sicherftellung 
und Benügung der hiezu angewiefenen Quellen behufs der 
Gewinnung eines finanziellen Einfommens, andern Theils die 
wirflihe unmittelbare oder mittelbare Cinbringung dieſes dem— 
zufolge fi ergebenden Einkommens, nebft der Leiftung des 
duch die Verwaltung unmittelbar veranlaßten Aufwandes. 
Beide Berrihtungen find wefentlid ergänzende Beftandtheile 
der Vollziehung, dabei aber Hinfichtlich ihrer Bedingungen und 
Erfordernifje, fowie ihrer Bedeutung wohl von einander zu 
unterfcheiden, foferne die erftere die Aufgabe hat, die betreffenden 
Einnahmequellen zwar je nur nad Maaßgabe und in Anwens 
dung der hiefür feftgefegten allgemeinen und befondern Normen, 
dabei aber mit einer dieſe bedingenden richtigen und Flaren 
‚Einfiht in die den legteren zu Grunde liegende Natur ihrer 
Gegenftände, und zum Theil mit felbftftändiger und ergänzen; 
der Erwägung ihres befonderen Verhaltens im einzelnen Fall, 
in entſprechendem Maaße und zugleih möglihft nachhaltig 
nugbar zu machen, fomit das Soll der Einnahmen hieraus 
feftzuftellen, ver anderen aber nur noch die einfache Realis 
firung der Legteren in dieſer ihrer Feftftellung, das Hat vom 
Soll, zufommt. 

Beide Verrichtungen find in ihrer Anordnung, wie in 
der Vollgiehung von diefer, ganz weſentlich beftimmt durch die 
eigenthümliche Natur der einzelnen Gattungen und Arten der 
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Staats-Einnahmen und deren Quellen, weldye ven Gegenftand 
verfelben bilden, und bieten ſonach viele Verſchiedenheiten dar. 
Indeſſen ift ihnen aud; je Mehreres ganz gemein, was benn 
nun hier in Betracht fommt. 

An der erfteren Verrichtung, der Verwaltung der Staate- 
Einnahmen und ihrer Duellen nad Maaßgabe ver hiefür 
feftftehenden Normen und Grundfäge, find hier zu dem Ende 
insbefondere als eigenthümlihe Hauptafte eigens hervorzuheben 
einmal die erforderliche nächfte und fpecielle Anwendung jener 
Normen und Grundfäge im Einzelnen, ſodann die Führung 
entſprechender Aufficht auf die Einhaltung derſelben von Seite 
der für den vorliegenden Zweck zur Folgeleiftung Verbundenen, 
endlih die wegen Ungehorſams ver leßteren erforderliche An— 
wendung von Zwangsmitteln. 


b) Eigentlihe Verwaltung der Staats - Einnahmen und ihrer Quellen im 
Allgemeinen. 


$. 60. 


aa) Specielle Anwendung der dießfallfigen Normen. 


Die vielerlei Normen in Betreff der Gewinnung von 
Staatd-Einnahmen aus den hiezu angewiefenen Quellen find 
zum Theil ganz genau maaßgebend für diefe, und erfordern 
deßhalb, ſobald eine ordnungsmäßige Eröffnung derſelben an 
die Betheiligten ftattgefunden hat, zu ihrer fpeciellen Anwen- 
dung feine weitere höhere Thätigfeit; zu einem andern Theil 
laffen fie dagegen in diefer Beziehung, der Natur ihrer Ges 
genftände zufolge, der freien Erwägung, nad) Maaßgabe ber 
hiebei erft noch mäher zu berüdfichtigenden Befchaffenheit 
der einzelnen Fälle, ein mehr oder minder weites Feld offen; 
auch ift dieſer Unterfchien bei der Organifation der Boll- 
ziehungsbehörven, der Beſetzung derjelben, und der Ausdehnung 

Hoffmann, Finanzrecht 1. 11 
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ihres Befugnißfreifes ganz weſentlich berüdfichtigt. Unter 
diefen näheren Beftimmungen ift nun aber im Allgemeinen 

I. die fpeciele Anwendung der Normen an fi lediglich 
Sache der betreffenden Finanzbehörden, jedod mit der allge 
meinen Beſchränkung, daß die Erledigung von Anftänden bei 
Anwendung zweifelhafter, einer authentifhen Erklärung be; 
dürfenden Normen, fowie die Geftattung von Ausnahmen von 
den beftehenden Vorſchriften, insbefondere die Entſcheidung 
von Gnadenfachen, infoweit den untergeorbneten Stellen eine 
Befugniß hiezu nicht ausprüdlid eingeräumt ift, nur dem 
Minifterium, theils mit, theild ohne Königliche Genehmigung, 
zufommt !). Eine Ausnahme von diefer ausfchlieglichen Zus 
ftändigfeit der Finanzbehörden kann nur infoferne eintreten, 
als der Verfafjung gemäß feinem Staatsbürger, weldyer fid 
dur einen Aft der Staatögewalt in einem auf einem be 
fonderen Titel beruhenden Privatrecht verlegt glaubt, der Weg 
zum Richter verfchloffen werden fann, und wenn in biefer 
Beziehung zwifchen den Verwaltungs und Yuftigbehörben ein 
Streit über die Zuftändigfeit entfteht, und dieſelben auch in 
der oberften Inftanz über eine Anficht ſich nicht zu vereinigen 
vermögen, auf vorgängiges Gutachten des Geheimen Rathes 
dem König die Entſcheidung hierüber zukommt ?). 

I. Das nähere Berfahren bei der Anwendung, nament- 
lich in ftreitigen Fällen, ift, abgejehen von den früher anger 
führten Formen des dießfallfigen Geſchäftsverkehres, im Allger 
meinen an feine weitere Norm gebunden, ald daß in allen 
dazu geeigneten Fällen, zu Vereinfahung der Sache, ftatt 
fchriftlicher mündlihe die Sache erfchöpfende Berhandlungen 
mit den Betheiligten hierüber vorzunehmen, wie auch, foweit 
die betreffenden Normen nicht ohnedieß Recurs-Formalien und 





1) O. a. Dienfts:Inftr. der Kr.Fin.Kammern vom Janr. 1823, $. 22, 
3. 2—4; desgl. des Bergrathe, 8. 15. 
2) B. u. $. 95 und 59, $. 3. 
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Batalien enthalten, von ven Bezirföftellen zur Vollziehung ver 
gegebenen Entſcheidungen Termine unter Androhung der Exe— 
eution zu geben find, um zutreffenden Falls eine etwaige Bes 
Thwerbe-Ausführung zu befchleunigen !); dabei find aber bie 
höheren Behörden ausdrücklich verpflichtet, fowohl auf Anrufen 
der Betheiligten, al8 von Amtswegen, fobald fie auf glaubhafte 
Weife Beranlaffung hiezu erhalten, dafür zu forgen, daß nicht 
allein die Beamten in der gefeglidhen Ausübung ihres Bes 
rufes, fondern auch die Bürger gegen Beeinträchtigungen und 
Bedrückungen von Seite jener Schub erhalten 2). 

IN. Eine wirkliche Berufung der Betheiligten von den 
Entfheidungen der Finanzbehörden ift, foweit nicht beſondere 
Beftimmungen Eigenes hierüber feftfegen, den allgemeinen 
Beftimmungen der Berfaffung über das ftaatsbürgerlihe Be- 
jhwervereht gemäß, je an bie betreffende höhere Behörde, 
nöthigenfalls ftnfenweife bi6 an das Minifterium, und wenn 
fih der Bejchwerbeführer in einem auf Geſetze oder auf 
einen befonberen Zitel gegründeten öffentlichen Rechte vers 
legt glaubt, auch noh an den Geheimen Rath geftattet, 
welcher in diefem Halle die Vorftände des Obertribunals zuzu— 
ziehen hat; aud ift die Recursbehörde verfaffungsgemäß ver- 
pflidhtet, in dem Fall, wenn fie die angebrachte Recursbe- 
ſchwerde ungegründet findet, ven Beſchwerdeführer über bie 
Gründe ihres Urtheils zu belehren 9. Behufs möglichft 
ſchleunig zum Ziele führender Handhabung dieſer Rechte und 
Verbindlichkeiten ift 

1) den allgemeinen Vorſchriften über die Form von Anbringen 
gemäß, den Betheiligten freigeftellt, ftntt der Recurs⸗Aus— 
führung eine einfache Angabe ihrer Beſchwerde dem Be- 


1) Ungedr. Berf. des Fin, Min. vom 8. Mai 1851, 3. 1, 9. 
2) DO. a. Dienft:Inftr. der Kr.Fin.Kammern vom Janr. 1823, 6.18, 
3. 10; desgl. des Bergraths vom Febr. 1835, $. 12. 
3) 2.U. 6. 3638, und 60, 
11 * 


164 


ziefdamt mit der Erklärung zu Protofoll zu geben, daß 
fie höheres Erfenntniß nad) der Lage der Sache erwarten, 
eine Recursfchrift aber von dem Recurrenten, bei einer von 
der Recursbehörde zu erfennenden Legalftrafe von einem 
Gulden und dreißig Krenzern, derjenigen Behörde, welche 
ihm das bejchwerende Erfenntniß eröffnet hat, der Regel 
nad alfo dem betreffenden Bezirksamt, zur weiteren Be— 
förderung zu übergeben !). 

2) Letztere Behörde hat fofort jede ſolche Beſchwerde gegen 
eine von ihr oder in der Necurs-Inftanz von einer höheren 
Behörde gefällte Entfcheivung mit den betreffenden Acten 
binnen acht Tagen, vom Zeitpunfte der Einbringung an 
gerechnet, der nächft vorgefegten Stelle vorzulegen, und 
diefe hat, wenn fie zur Entſcheidung zuftändig ift, bie 
möglichft baldige Erledigung ſich angelegen fein zu laſſen, 
außerdem aber, wofür Vorftand und Referent befonderd 
verantwortlich ift, die Acten binnen adıt Tagen von dem 
Einlauf bei vem Minifterium einzubringen, von weldem 
fie fofort, wenn eine Beſchwerde gegen eine von ihm 
jelbft gegebene Enſcheidung gerichtet ift, und zur Erle 
digung durch den Geheimen Rath fi eignet, aud als— 
bald diefem übergeben werben; dabei ift in ven Begleis 
tungsberichten zu Recurſen an die höheren Stellen feine 
Darftelung des Falles felbft aufzunehmen, fondern auf 
einfache Acten-Vorlegung, unter Hinmweifung auf bie in 
den Acten nievergelegten Entfcheidungsgründe, ſich zu bes 
ſchraͤnken, woferne nicht der Inhalt der Recurd-Eingabe 
der erfennenden Behörde Anlaß zu Berichtigungen und Er- 
läuterungen gibt; auch haben ſich die Behörven, gegen 
deren Entjheidung Beſchwerde geführt wird, eines Ins 
ftruftoriumd über etwaiges nened Vorbringen in ber 


1) ©. a. B.D. vom 30. März 1834, €. 6, 14, 19. 
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Recursſchrift zu enthalten, den Kal ausgenommen, wenn 
ed ſich von der Eonftatirung einfacher Thatfachen handelt, 
deren Relevanz feinem Zweifel unterliegt h. 

3) Die Recursbehörde hat, wenn fie weitere Inftruftion für 
nothwendig hält, die Bezirfsbeamten unmittelbar damit 
zu beauftragen, foferne nicht eine Erläuterung oder über: 
haupt eine weitere Aeußerung der nächſt vorhergehenden 
Behörde, gegen deren Entſcheidung der Recurs gerichtet 
ift, oder die Beiziehung der bei der zulegt genannten Ber 
hörde vorliegenden Acten als nothwendig ſich darftellt. 
Ihre Entſcheidung hat ſie an diejenige Inſtanz auszu⸗ 
ſchreiben, welche zuletzt in der Sache erkannt hat 9). 


$. 61. 


bb) Aufſicht über vie Ginhaltung der Normen, und Wahr— 
nehbmung von Uebertretungen. 


Die Erfüllung der weiteren wefentlihen Aufgabe ver 
Finanzbehörden behufs der Vollziehung, über Einhaltung der 
finanziellen Rormen hinfihtlih der Staats-Einnahmen, nad 
Maafgabe ihrer einfachen Beftimmungen oder einer befonvern 
Anwendung auf ven einzelnen Fall, zu wachen, liegt, der Natur 
der Sache nad, allen zu ihrer Bolziehung aufgeftellten, ins— 
befondere aber, ihrer allgemeinen Aufgabe gemäß, den Elemen- 
tarbehörben ob, wobei ihnen in einzelnen Verwaltungszweigen 
ein eigenes Hülfsperfonal zur Seite fteht. Es ift ein foldhes 
namentlich in etwas allgemeinerer Richtung in der zunädhft 
zu Ueberwachung der Befolgung ver beftehenden Steuergefege 
aufgeftellten militärifch eingerichteten Steuerſchutzwache info» 
ferne bereit geftellt, al8 verfelben, neben ver Nachforſchung 
nad Berfehlungen gegen jene, auch noch eine befondere gleiche 


1) DO. a. Berf. des Fin.Min. yom 8, Mai 1851, 3. 2-5. 
2) Ebendaſ. 3. 7 und 8, 
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Mitwirkung in andern Zweigen ber Finanzverwaltung, für 
welche ein ſolches Hülfsperfonal nicht eigens befteht, fowie 
überhaupt die Anzeige und Hülfeleiftung in Betreff fonftiger 
Üebertretungen, welde fie bei Ausübung ihrer orbentlichen 
Dienftverrihtungen wahrnimmt, obliegt‘). Außerdem ift es 
aud dem allgemeinen polizeilihen Hülfsperfonal, insbefondere 
dem Landjäger-Gorps, zur Pflicht gemacht, im Fall dasfelbe bei 
feinen orbentlihen Dienftverrichtungen vergleichen Webertretuns 
gen wahrnimmt, oder Kunde davon erhält, oder die Webers 
treter jelbft über der That antrifft, Anzeige hievon zu machen, 
oder nach Befinden ver Umftände die Angefchuldigten wor die 
Behörde zu bringen, jeden Balls aber den betreffenden Beamten 
und Dienern auf Berlangen Beiftand zu leiften ?). 


$. 62. 
ec) Anwendung von Z3wangdmaasregeln gegen die 
Ungehborfamen, insbefondere Strafverfügungen. 

Bei Riteinhaltung der hinfichtlich der Staate-Einnahmen 
feftftehenden Normen von Seite der durch fie öffentlichsrechtlidh 
Verbundenen, alfo abgefehen von hieraus folgenden lediglich 
privatrechtlichen Berlegungen, die nur vor dem ordentlichen 
Richter zu verfolgen find, haben ald weiteres Mittel zu Errei⸗ 
hung der betreffenden Zwecke, und um jenen Normen überhaupt 
die erforberlihe Wirffamfeit zu fihern, Zwangsmaasregeln 
gegen die Ungehorfamen einzutreten. Es beftehen diefe, wie in 
andern Zweigen ber Staatd-Berwaltung, theils, fo weit möglich, 
in nadträgliher direkter Nöthigung der Ungehorfamen zur 
Folgjamfeit, theild in der Zufügung von Strafen. 

Hinfichtlid der Strafzufügung fteht nun im Allgemeinen 
Folgendes ausdrüdlich feft: 


1) Bei. gedr. Dienftanweifung für die K. W. Steuerfhugwache vom 
15. April 1853, 2r Abſchn., $. 24, 38, und Ir Abjchn. 3. VL VIII. 

2) Dienft-Infir. für das Landjäger-Gorps vom 5. Juni 1823, $. 47, 
Pb. S. 444, 
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I. Die Zuerfennung von Strafen wegen Webertretung 
von Finanzgefegen fommt im Allgemeinen, je auf den Grund 
der von dem betreffenden Bezirfd-Polizeiamt (Oberamt) hier: 
über, ganz wie über polizeiliche Webertretungen, zu führenden 
Strafunterfuhung, bis auf einen Betrag von fünfzehn Gulden 
oder adhttägige Gefängnißftrafe, und in Beziehung auf Regal- 
und Gonfiscationsftrafen bis auf eine Summe von fünfzig 
Gulden eben jener Stelle, über dieſen Betrag hinaus aber 
der betreffenden Finanz-Mittelftelle innerhalb ihres allgemeinen 
Strafmanßes, alfo bis auf den Betrag von dreißig Gulden 
und viergehntägiges Gefängniß zu; Straferfenntniffe, welche 
diefes Maaß überfteigen, find dagegen den Gerichten, und 
zwar zunächſt dem betreffenden Bezirfögerichte, im Fall der 
Verwirkung einer mehr als zweijährigen Gefängnißftrafe aber 
dem betreffenden Kreiögerichtshofe übermwiefen, wo die Gefäng- 
nißftrafe wegen foldher Vergehen, woferne nicht nad) Befchaffen- 
heit des Falles Arbeitshausftrafe zu erfennen ift, bis auf ſechs 
Jahre erftredt werden kann, und demgemäß von der betreffenden 
Finanz-Mittelftelle dahin zu übergeben "). 

II. Gegen die von einer Strafbehörde gefällten Strafer: 
fenntniffe ift, zur Sicherung der Rechte der Staatsangehörigen 
fowohl, als auch des Strafjwedes felbft, eine förmliche An— 
fechtung bei ber nächfthöheren zuftändigen Behörde, wie gegen 
andere Berwaltungsftrafen, infoweit vorbehalten, daß ſolche, 
wenn fie den Geſetzen oder deren Sinn wibderftreiten, von 
jenen Behörden von Amtswegen oder auf Anrufen der Be- 
ftraften abgeändert oder aufgehoben werben können. 

Bon Amtswegen ift ſolches eines Theils, nad Analogie 
ber Vorſchriften für gerichtliche Strafjahen, im Wege ber 

1) D. a. Berw.&d. vom März 1822, $. 89, 98, 99; o. a. BD. 
vom 8. Mai 1818, J.; Gefeß, betr. die Beftrafung der Berfehlungen. 
gegen die Finanz- und Porjigefege, vom 2. Oetbr. 1839, Rbl. ©. 607; 
o. a. Inſtr. der Kr. Fin.Kammern vom Janr. 1823, $. 19, 3. 4, 
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Revifion, alfo im Rechtswege!), andern Theil im Gnaden- 
wege zuläßig, und es find in dieſer Beziehung die höheren Etraf- 
behörven ausdrücklich angewiejen, foldye Fälle, in welchen eine 
mildernde Abänderung einer Strafe zwar nicht nad) ftrengem 
Recht begründet erfcheint, aber gleihwohl aus Billigkeitsgründen 
zur Empfehlung im Wege der Gnade ſich eignet, an das 
Minifterium vorzulegen ?), welches feiner Seite theils jelbft- 
ftändig für fih, theils mit ®. Genehmigung hierüber zu er- 
fennen hat. 

Den Beftraften fteht zu jenem Ende auch fowohl ver 
Rechts-, ald der Gnadenweg offen, fo jeboch daß lehterer 
den erfteren ausfchließt, durch feine Betretung alfo auf dieſen 
verzichtet wird 3). 

1) Der Rechtsweg ift mehrfach; e8 gehört dahin vor Allem 
der ordentliche außergerichtliche Strafrecurs, ſodann aber 
auch noch die Bitte um Wievereinfegung in ben vorigen 
Stand, und die Nichtigfeitsbefchiwerde, ſo jedoch, daß nur 
ber erftere eigens und beſonders geregelt, die beiden ans 
deren aber an die Analogie der diesfallfigen ftrafgerichtlichen 
Normen gebunden find ®). | 

Auch der Recurs ift indefjen nur gegen Straferfennt- 
niffe der unteren Stellen, wo die Perfönlichkeit des Ber 
amten und des Geftraften leichter hierauf einwirft, und 
jelbft die Art der Gefhäftsbehandlung einer augenblid- 
lihen Aufwallung oder fonftigen MUebereilung Raum 
geben fann, unter allen Umftänden und ohne Rüdficht 
auf die Größe der Strafe geftattet, gegen ſolche von 


1) Bol. Mayer, das Strafverfahren der AdminiftrativsBehörben in 
Württemberg, Ulm 1842, ©. 135 ff. 

2) D. a. Dienft:Inftr. der Kr.in.Kammern, $. 19, 3. 3; o. RR 
Berf. vom 8. Mai 1851, 3. 9. 

3) B.D. vom 11. Juli 1819, Rbl. ©. 429. 

4) Dal. Mayer, Strafverfahren, ©. 133 fi. 
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höheren, den Finanz Mittelftellen aber, wo bie Strafe 
nicht durch einen Einzelnen, fonvern zufolge collegialifcher 
Berathung erfannt wird, nur das Vergehen und bie 
Beweife vesfelben vor Augen ftehen, auch ebendeßhalb 
dem Straferfenntniß die DVermuthung der Förmlichkeit 
und Gerechtigkeit ebenfo, wie einem civilgerichtlichen Ers 
fenntniß zur Seite fteht, und von wo aus der Recurs 
wie früher erwähnt worden, verfafjungsgemäß an ben 
Geheimenrath geht), zu Verhütung einer verberblichen 
Geſchäftsanhäufung bei diefer oberften Lanvesftelle, nur 
in Fällen, wo es ſich von einer Freiheitöftrafe von mehr 
als acht Tagen oder von einer Geldbuße von mehr als 
breißig Gulden, auch unter allen Umftänden nur einmal 
offen geftelt?), und im Uebrigen an folgende Normen 
gebunden: 

a) Um im gejeglich geeigneten Falle von dem Rechtsmittel 
des Recurſes Gebraud zu machen, hat der Angeſchul— 
digte binnen zweimal vierundzwanzig Stunden von Eröff- 
nung des Erfenntnifjes an der Behörde, welche legtere vor: 
nahm, Anzeige hievon zu machen, fodann aber ven Recurs 
innerhalb ver vom Geſetz, je nad) der Stufe der Strafs 
behörde, feftgefegten Friſt, gegen oberamtliche Erfenntnifje 
binnen fünfzehn, gegen folde einer Mittelftelle binnen 
vreißig Tagen, je bei dem betreffenden Oberamt entweder 
Ichriftlich, den früher angeführten allgemeinen Vorſchriften 
für Eingaben gemäß, oder mündlich mit ber einfachen 
Erflärung, daß er höheres Erfenntniß nad) der Lage der 
Sache erwarte, auszuführen. ine Verfäumniß diefer 
Friſten, fowie eine Umgehung der anzugehenven Stellen 


1) o. a. BD. vom 8. Mai 1818, 3. 12, 13; DB. U. $. 60. 

2) Geſetz in Betreff der Strafrecurfe vom 26. Juni 1821, Rbl. €. 
369 ff., I. Abſchn. $. 13—15, 27; 0. a. Verw. Ed. vom März 1822, 
$. 109. Vgl. die B. d. 8. d. A. von 1821, 9. 12, Beil. S. 670 fi. 
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zieht den Verluft des Beſchwerderechtes nach fi, und 
eine Wiebereinfegung in den vorigen Stand ift in dieſer 
Beziehung nur im Fall unverfhuldeter Berhinderung 
zuläffig ; jeder Geftrafte ift daher bei der Eröffnung des 
Straferfenntnifjes über die Nothfrift zu Anmeldung bes 
Recurfes, bei der legteren aber über die weiteren Form: 
lichfeiten, fowie über die Folgen einer vießfallfigen Ver— 
faumniß ausdrücklich zu belehren, und zur unterfchriftlichen 
Befräftigung, daß foldhes gefchehen fei, zu veranlaffen ; 
auch ift die hierüber aufzunehmende Urfunde dem amt- 
lichen Berichte beizufchließen, und die Zeit der Einreichung 
der Necursfchrift auf der Vorderſeite derfelben von Amts⸗ 
wegen zu beglaubigen '). 

b) Durch einen in geſetzlicher Ordnung eingelegten Recurs 
wird in der Regel die Volziehung der Strafe bis zum 
Ablauf des zu Ausführung desjelben beftimmten Terming, 
durch die Wahrung des legteren aber dieſelbe ebenfo bis 
zur Entſcheidung der Recursbehörde gehemmt, unbeſchadet 
einer Sicherheitsleiftung in den gefeglich hiezu geeigneten 
Fällen. Eine Ausnahme hievon findet ganz allgemein 
dann ftatt, wenn es fi von Aufrehthaltung des obrig- 
keitlichen Anſehens handelt, indem in biefem Fall, des 
ergriffenen Recurſes ungeachtet, eine Einthürmung bis 
auf dreimal vierundzwanzig Stunden vollzogen werden 
kann ?). 

c) Die den Recurs vermittelnden, fowie die Recurs⸗Behörden 


1) D. a. Geſetz vom 26. Juni 1821, $. 15—19, 21; o. a. BD. 
vom 30. März 1834, $. 6 und 19. An den vorftehenden Vorfchriften ift 
ſchon, wohl nicht mit Unrecht, die bebeutende Ränge der den Mecurrenten 
eingeräumten Friften, fowie der Umſtand, daß das Geſetz für fchriftliche 
Beichwerde-Ausführungen von Perfonen, die hiezu nicht in der Lage find, 
feine gehörige Sorge trägt, ald Mangel erfannt worden. ©. V. d. K. d. 
A. von 1839, Bd. 12, ©. 659. 

2) D. a. Geſetz vom Juni 1821, $. 22, 
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ſelbſt find in Beziehung auf ihre dießfallſige Wirkſamkeit, im 
Interefje von deren Beſchleunigung, an biefelben Vorſchriften 
gebunden, welche in diefer Beziehung für die außergericht- 
lichen Eivilrecurfe feftftehen; die Mittelftellen haben daher 
hier bei einem Recurs an den Geheimen Rath dieſem 
die betreffenden Acten unmittelbar vorzulegen, fowie dieſer 
auch feine Erkenntniffe unmittelbar an jene ausfchreibt, 
und eine Ausnahme in legterer Beziehung nur dann 
eintritt, wenn der Geheime Rath zu einem Antrag auf 
Milverung oder Erlaffung der Strafe im Weg der Gnade 
fi veranlaßt findet, wo er fein NRecurd-Erfenntnig mit 
den Gründen für den Begnadigungsvortrag dem Mini: 
fterium mittheilt!). Im Uebrigen find die Recursbehörden 
im Allgemeinen, nad der Lage der Sache, zur Beitäti- 
gung, Milderung, oder Schärfung der an fie gebrachten 
Straferfenntniffe berechtigt ?). 

2) Hinfihtlih des Gnadenweges ftehen im Allgemeinen 
folgende Beitimmungen feft: 

a) Die Betretung desſelben fteht jedem Verurtheilten offen ; 
wird jedoch für venfelben, ohne befonderen Auftrag, von 
einem gejeplic vermutheten Sachwalter ein Begnadigungs- 
gefuh gegen ein noch nicht rechtsfräftiges Erfenntniß 
eingereicht, fo ift der Verurtheilte zunächft über feinen 
Beitritt zur Erklärung anfjufordern, und erft im Fall 
von jenem ſolches als gültig anzunehmen). 

b) Die Begnadigunsgefude find in ver Regel bei dem 
Bezirksamt, weldes das Straferfenntniß eröffnet hat, 
einzureichen, und von diefem fofort, wenn fie ein von ihm 
jelbft gefällted Erfenntniß betreffen, unmittelbar, andern 


1) D. a. Berf. des Fin.Min. vom 8. Mai 1851, insbei. 8. 9; vol, 
o. a. Gejeh vom 26. Juni 1821, $. 18. 

2) D.a. Geſetz vom 26. Juni 1821, $. 20, 

3) BD. vom 3, April 1835, Rbl. ©. 209 ff., $. 1. 
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Hals durch die höhere Behörde, welche erfannt hat, 
bei Vermeidung einer Orbnungsftrafe binnen acht Tas _ 
gen mit Begleitungsbericht an das Minifterium einzus 
jenden !). | 
c) Die fhriftliche oder mündlidhe Erflärung, den Gnadenweg 
betreten zu wollen, hemmt in der Regel die Vollziehung 
eines rechtöfräftigen Erfenntniffed. Die Behörde, welcher 
diefe Vollziehung obliegt, hat jedoch dem Berurtheilten 
fofort eine unerftredliche Frift von zehn Tagen unter dem 
Präjudiz der Strafvollziehung anzuberaumen, um inner 
halb derſelben ihr jelbft dad Begnadigungsgefuh zu übers 
reihen. Ein wiederholte Begnadigungsgefuh, mag das 
frühere ganz oder theilmeife abgejchlagen worden fein, 
hält den Vollzug der Strafe nicht auf, ed wäre denn, 
daß foldyes durch neue, erft nach Uebergabe des früheren 
Geſuches eingetretene ganz erheblide und gleichbald zu 
bejcheinigende Thatſachen genügend könnte gerechtfertigt 
werden. Auch in dem Fall, wenn von dem Miniſterium 
auf ein ihm vorgelegtes Begnadigungsgeſuch, welches es 
für unſtatthaft hält, dem Bittſteller eröffnet worden iſt, 
daß es in der Beſchaffenheit der Sache keinen Grund 
finde, dasſelbe mit empfehlendem Berichte an den König 
zu bringen, bleibt zwar dem auf dieſe Weiſe Abgewieſenen 
unbenommen, den Vortrag ſeines Geſuches an den König 
zu bringen; es wird aber der Vollzug der Strafe nur 
dann hiedurch gehemmt, wenn dieſes Begehren ſogleich 


1) O. a. V.O. vom 3. April 1835, 8. 2,3. Nach einer in Gemaͤßheit höchſten 
Auftrags von dem Präſidium des GeheimenRaths unterm 10. Septbr. 1836 
den Ständen gemachten Eröffnung ift indeſſen die Androhung von Ordnungs— 
ftrafen wegen Nichteinhaltung der Ginfendungsfrift in dem befchränfenden 
Sinne genommen, daß diefe Strafe auf ſolche Fälle Feine buchitäbliche 
Anwendung findet, in welden eine Inftruirhng erforderlich ift, oder fonft 
die Nachweifung von eingetretener Nothwendigkeit der Ueberfhreitung bes 
Termins gegeben wird. S. V. d. K. d. X. von 1839, Rech.Ber. ©. 162, 
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bei Eröffnung der abweifenden Verfügung angebracht 

wird D. 

II. Die Bolziehung der Straferfenntniffe, hinſichtlich 
deren Feine aufhebende Entfcheidung im Rechts- oder Gnaden- 
wege erfolgt ift, ift, foweit fie auf Gefängnißftrafe gehen, 
auf diefelbe Weife, wie die von polizeilichen foweit fie aber 
auf Geldftrafen gehen, weldye der Regel nad) einen Staatseins 
fommens-Theil bilden, einfad mittelft Einbringung berjelben 
nach den hiefür aufgeftellten allgemeinen Normen zu bewerf- 
ftelligen. 

$. 63. 
c) Wirklicht Einbringung und Bereithaltung der Staats- Einnahmen im 
Allgemeinen. 

Behufs der wirflihen Verfügbarkeit der aus den vers 
ſchiedenen geſetzlich angeordneten Einfommensquellen, zufolge 
deren ordnungsmäßiger Verwaltung, anfallenden Staates 
einnahmen für die hiemit zu beftreitenden Staatsausgaben, 
find diefelben je durch die hiefür neben oder in Verbindung mit 
den eigentlihen Elementar-Verwaltungsſtellen niedergeſetzten 
unmittelbaren Erhebungsftellen, Special-Einnahmecafjenftellen, 
einzubringen, und fofort, über Abzug des von den vorgefegten 
Berwaltungsbehörden, vermöge ihrer dießfallſigen Befugniß, 
mit oder ohne höhere Genehmigung hierauf angewiefenen, und 
demgemäß hievon bezahlten unmittelbaren oder Elementar— 
Berwaltungsaufiwandes, an die Staatd-Hauptcaffe einzuliefern, 
jo dag fih hier das geſammte Staats-Einfommen mit ben 
obengedachten Ausnahmen zur Verfügung vereinigt ?). 

In Rüdficht hierauf nun, und damit die Staatsein- 
nahmen von jenen Erhebungsftellen aus wirklich rechtzeitig bei 
der Staatd-Hauptcafje eintreffen, und dieſe hiedurch im Stande 
erhalten werde, ihre Zahlungs-Berbindlichfeiten gehörig zu 

1) O. a. B.D. vom 3. April 1835, $. 4, 5, 11. 

2) D. a. Caſſen- und Rechn.Inftr. vom Novbr. 1818, $. 1, 3, 8. 
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erfüllen, ift den erfteren nicht allein ein zeitlicher und pünft- 
licher Einzug der ihnen hiezu überwiejenen Einnahmen, mit 
forgfältiger Beachtung der hierauf fich begiehenden allgemeinen, 
namentlid der ereeutiönsgefeglichen Normen, fowie eine ent: 
ſprechende Bezahlung der unmittelbar hierauf angemwiefenen 
Ausgaben, ſondern auch eine gleichmäßige Ablieferung der von 
den erfteren über Abzug der legteren fich ergebenden Ueberfchüffe 
an die StaatssHanptcaffe zur befonderen Obliegenheit gemacht, 
über deren Erfüllung fie fi) im Allgemeinen anf viefelbe 
Weiſe zu verantworten haben, wie die Speciel-Ausgabecaffen- ' 
ftellen über die Leiftung der bei ihnen zur Zahlung angewiefenen 
Staatsausgaben, alfo eines Theils durch alljährliche Rechnungs⸗ 
ablegung, andern Theil durch die monatliden Caſſenberichte!). 
Dabei ift ver Betrag der von zu ihnen ftellenden Gautionen im 
Allgemeinen auf ein Marimum von 2,000 fl. feftgefest 2). 
Die den Erhebungsftellen vorgejegten Verwaltungsbehör- 
ven haben ſodann ihrer Seits im Allgemeinen eines Theile, 
auf den Grund der vorgedachten Nahmelfungen von jenen, 
über die ordnungsmäßige Einbringung und Ablieferung ber ven- 
jelben überwiefenen Einnahmen zu wachen, und die demzufolge 
erforberlihen dießfallſigen Weifungen an fie zu erlaffen, andern 
Theil aber auch erforderlihen und zuläffigen Falls für ein- 
zelne Einnahme-Ausftände auf Anfuchen Borgfriften zu ertheilen, 
beziehungsweife ebenſolche, ſowie aus Gründen der Billigfeit 
oder aus Gnade zu gewährende Rachläſſe bei dem Minifterium 
zu begutachten, foweit ihnen nicht eine Befugniß zu dießfall- 
figer felbftftändiger Verfügung eingeräumt ift?). In Fällen, 


1) V. Ed. vom 18. Nov. 1817, $. 53; VI. Ed. vom 18. Nov. 1817, 
$. 7; o. a. Staatd-Gaffen: und Nechn.Inftr. vom Nov. 1818, $. 1, 3, 
6, 19, 20; o. a. Ed. vom 13. Derbr. 1818, $. 14, 15. 

2) D. a. Verf. des Fin.Min. vom 27. Juli 1825, 3.1. 1. 

3) O. a. Dienft:Infir, der Kr. Fin.Kammern vom Janr. 1823, 8. 13, 
3.44, und $. 14; desgl. für den Bergraih vom Febr. 1835, $. 10 - 12. 
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wo die Uneinbringlichfeit eines Einnahmepoftens einem Ber: 
ſaͤumniß der Erhebungsftelle zugufchreiben ift, hat die vorgefepte 
Verwaltungsbehörde wegen eines dießfallfigen Erfaganfprudyes 
an jene zu entfcheiden; aud hat fie in jenem Falle zu Siche— 
rung bes Anſpruchs erforderlichen Falls nicht allein die Amts. 
Caution mit Beſchlag zu belegen, fondern auch die Inbehaltung 
eines verhältnigmäßigen, jeden Falls aber nicht über ein 
Dritttheil zu fteigernden Theiled der Befoldung zu verfügen !). 


1) D. a. Dienft:Inftr. der Kr.Fin.Kammern vom Sant, 1823, $. 13, 
3. 8; desgl. des Bergraths vom Febr. 1835, $. 10; Verf. des Fin.Min. 
vom 3. Janr. 1825, Samml. der Rechn. Vorſchr. ©. 417, und vom 4. Febr. . 
1840, Rbl. ©. 74. 


weite Abtheilung. 


Stants-Einnahmen aus dem Kammergute i. e. S., 
den Domänen i. w. S. 


Erſter Abſchnitt. 
Im Allgemeinen. 


8. 64. 


I. Beſtand und Sicherſtellung des Kammergutes i. e. S., 
der Domänen i. w. S., als Quellen von Staats- 
Einnahmen überhaupt. 
(Grundſtocks-Verwaltung.) 

Theils zufolge der verfaſſungsmäßigen Erklärung des aus 
ſämmtlichen zu dem vormaligen Herzoglich Württembergiſchen 
Familienfideicommiß gehörigen, ſowie den, nach der Erhebung 
des Landes zum Königreich, während der unumſchränkten Re— 
gierungsperiode, vornehmlich im Zuſammenhang mit den neuen 
Landes⸗Erwerbungen), ſowie ver Einziehung des Altwürttem- 
bergifchen evangelifchen Kirchengutes ?), neueriworbenen Grund: 





1) Dgl. Mohl, Staatsr. von Württ., 1. ©. 141 Fi. 

2) Gen.Reffr. vom 2. Jan. 1806, Samml. der Gen.Reftr. von 1806, 
©. 3. Kurz vor der Ginziehung des Kirchengutes, im Jahr 1799—1800, 
belief ſich deſſen Vermögen an eigenen freien Gütern auf etwa 9 Millionen 
Gulden, das an Lehengütern, Theilgebühren, Gülten u. |. w. auf etwa 
21 Mill,, das an Gebäuden auf 1,100,000 fl., und das an Activcapitalien 
auf 860,000 fl., denen jedoch ungefähr 680,000 fl. Baffiv-Gapitalien gegen- 
über jtanden. Bol. Baulus, Sophronizgon, 9.1, 2, Franff. a. M. 1819, 
X. ©. 138; Eiſenlohr, Einleitung in die evangeliſchen Kirchengefege, 
in der Sammlung der legteren. Tübingen 1835, ©. 171. 
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ftüden, Gefällen, und nugbaren Rechten, mit Ausſchluß des 
fogenannten Hofvomänenfammergutes, beftandenen K. Kammer—⸗ 
gutes zu einem vom Lande unzertrennlihen Staatsgute !), 
theild zufolge fpäterer ähnlicher Erwerbungen aus eigenen 
Mitteln, ift der Staat im Beſitz eines beträchtlichen eigenen 
Vermögens. 

Waren jene früheren, vorzugsweife durch äußere politische 
Ereignifje herbeigeführten oder doc ermöglichten, und dabei, 
wie insbefondere die des Kirchengutes, in beträchtlichem Maaße 
belafteten Erwerbungen von jehr beveutendem Umfang, fo 
find ed die neueren, welche durchaus nur aus den eigenen 
Mitteln des Staates zu bewirfen waren, und dabei nicht allein 
auf die bisherigen Gattungen und Arten von Vermögenstheilen, 
ſondern aud auf ganz neue, wie indbefondere die zu den 
neuen öffentlichen Verkehrsanſtalten gehörigen ſich erftredten, 
nicht weniger. Zwar waren aud) fie zu einem großen Theile, 
und insbefondere die letztgedachten, wegen ver hiezu erforder⸗ 
lihen bebeutenden Anlehen, nur unter Uebernahme beträdhts 
licher Laften auf den Staat ?), oder aus dem Erlös von ver 
äußerten Theilen des Staatögutes 3) zu bewirken, und es ift 
Erfteres auch jegt noch; in mehrfacher anderer Beziehung, fo 


1) Bu. 21, $. 107. 

2) Außer dieſen Anlehen, im Ganzen im Belauf von etwa 30 Mill. 
Gulden, darf hier no in Betracht kommen die Uebernahme von manchen 
Renten, Befoldungen und Penſionen, und ähnlichen Laften bei neueren 
Grundſtocks⸗, befonders größeren Herrſchafts-Erwerbungen, die Ueberweis 
fung des oben bei den Staatsausgaben an Renten erwähnten Landes: 
ftiftungs- Gapitals zum Grundſtock gegen defjen Verzinfung, welche unter 
jenen Ausgaben einfommt, |. vo. a. B.D. vom 28. Mai 1841, jowie von 
Erloſen aus verkauften Pfarrgütern ſowohl, als von Activcapitalien evan— 
geliiher K. Gollaturpfarreien an die Grundſtocks-Verwaltung, gegen Bers 
zinfung aus der Staatscaffe, ſ. ungedr. Verf. des Fin.Min. vom 6. Decbr. 
1827, und 17. März 1846, 

3) ©, die Angaben bei den einzelnen Hauptbeftandtheilen des Staats- 
guts. 


Hoffmann, Binangredt. I. | 12 
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namentlich durch die meuerlih im Vertragswege angeorbnete 
Ueberweifung ver Grundgefäll-Ablöfungscapitalien evangelifcher 
Pfarreien an den Grundftod, gegen deren Berzinfung aus 
der Staatscafje !), und die Zuweifung von Entſchädigungen für 
bie Uebernahme auf anderen Perjonen laftender Leiftungen 
für öffentliche Zwede auf den Staat ?) der Fall, und infos 
ferne die hiedurch bewirkte Vermehrung offenbar nur jcheinbar, 
zumal die hiegegen auf die Staatscaffe übernommenen Aus- 
gaben, mit Ausnahme der Zinfen aus den vorgedachten Grund- 
gefal-Ablöfungscapitalien, nicht aud unmittelbar aus dem 
Ertrag des Staatsgutes, ald Elementar-Aufwand hiefür, ihre 
Dedung erhalten. Gleihwohl und abgejehen hievon find bie 
neueren Erwerbungen zum Staatsgut immerhin ver Art, daß 
fie eine wirfliche Bermehrung deſſelben herbeigeführt haben, 
indem fie nicht allein an die Stelle von veräußerten früheren 
Beftandtheilen traten, fondern and; laufende Staatseinfünfte 
die Mittel hiezu boten, und durch die einen, wie durch bie 
anderen Erwerbungen wefentlihe Berbefjerungen im Bejtand 
des Staatöguts nad allen Theilen hin bewirkt wurden. 

Wie nun demzufolge das unmittelbare Bermögen des Staats 
bis auf die neuefte Zeit in privatwirthichaftlicher Beziehung fich 
geftaltet Hat, befteht dasſelbe theild aus mancherlei beweglichen 


1) Vertrag zwifchen der K. evangelifchen Oberfirhenbehörbe und der 
K. Staatsfinang-Verwaltung vom 28. Mai 1855 in den V. d. K. d. N. 
von 1855. 2. Beil. Br. ©. 230. 

2) Zu erwähnen ift hier noch der bei der Uebernahme von Brüden, 
welche Theile von Staatsitraßen bilden, auf den Staat je von den ber 
treffenden Gemeinden an die Staatscaffe zu bezahlenden gefeglihen Ent: 
ſchaädigungsſummen, foferne folde, wenn jene, wie allerdings nicht leicht 
der Fall ift, mit der Neuherftellung der Brüden nicht zufammentrifft, 
dem Grundſtock zufließen, während der feiner Zeit vermöge der übernome 
menen Laft erforderliche Aufwand aus dem allgemeinen Staatsfirafen- 
Baufonds zu beftreiten iſt. ©. Gefeß, betr. die Baulaft, welche Theile 
von Staatsftraßen bilden, vom 11. Decbr. 1833, Rbl. ©. 495; ungedr. 
Berf. des Fin.Min. vom 25. Ocibr. 1836. 
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Gütervorräthen, theild aus Immobiliar-Befigungen verfchiedener 
Art, theild aus Activ-Capitalforderungen, ift aber, vermöge 
der verfchiedenen Natur diejer feiner Beftandtheile, für ven 
Finanzhaushalt überhaupt, und indbefondere ald Quelle eines 
Einfommens, von fehr verfchiedener, und fogar zum Theil, 
unmittelbarer Weife wenigftens, ganz ohne Bedeutung. 

Die beweglihen Güterporräthe find zu einem großen 
Theile einer unmittelbaren Benüsung für verfchiedene allge 
meine Staatszwede gewidmet. Dahin gehören namentlid) 
einmal bie unter dem Krondotations-Vermögen begriffenen, 
jowie die in den Apanagefchlöffern befindlichen Mobitien aller 
Art, ſodann die den einzelnen Zweigen der Staatöverwaltung 
je für ihre beſonderen Zwecke und Aufgaben zur Verfügung 
geftellten, zum Theil Tehr beträchtlichen und werthvollen beweg— 

4 Er lichen Bermögenstheile aller Art, wie Hausgeräthe, wiſſenſchaft— 
— liche Sammlungen, Waffens und andere Kriegsvorräthe, end— 
lich das beträchtliche baare oder doch wenigſtens jeder Zeit in 
baare Mittel umfegbare Betriebs- und Vorraths-Capital der 
Finanzverwaltung, weldes in derjenigen Zeit, wo die zu 
Dedung des Staatsaufivandes beftimmten Staatseinfünfte 
noch nicht flüfftg Mind, insbefondere zu Anfang eines jeven 
Berwaltungsjahres, zu ununterbrochener Erfüllung und Ber 
frienigung ver in jener Beziehung vorliegenden Verbindlich: 
feiten und Bedürfniffe dient ). Letzteres wird gewöhnlich 
aus den Leberjchüffen der fogenannten Reftverwaltung, aljo 
den von der eben abgelaufenen Verwaltungsperiode nod vor— 
handenen Geld- und NaturaliensBorräthen und Activreften 
über Abzug der zunächft hievon abzutragenden PBafftvrefte ger 
bildet, und ift der Zeit bi8 auf Weiteres auf die Summe von 
zwei Millionen Gulden feftgejest, war jedoch in nenefter Zeit 
zufolge feines Herabfommens in ver legten Finanzperiode von 


1) Dgl. V. d. 8. d. A. von 1820, 1. Beil.H., Anhang, S. AU 
12* 
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185%/55, nicht mehr vollftändig in diefem Betrage vorhanden, und 
fol daher nunmehr, foweit fein Betrag nicht zureicht, zunächft, 
wie fchon früher erwähnt worden, durch Vorſchüſſe aus dem 
bei der Staatsfhuldenzahlungscafje baar vorräthigen Papier: 
geld-Einlöfungsfonds von 500,000 fl., und im Uebrigen durch 
einen unverzinslichen jobald ald möglich wieder zu erftattenden 
Vorſchuß aus dem Grundſtocksvermögen ergänzt werden I). 
Alte diefe beweglichen Gütervorräthe gewähren num dem Staate 
zwar in ihrer unmittelbaren Benügung je einen eigenthümlichen 
Vortheil für die betreffenden Zwede, find daher auch Gegen- 
ftand befonderer Vorſorge für ihre Erhaltung von Seite der— 
jenigen Behörden, unter deren Verwaltung fie ftehen, und 
von diefen zu dem Ende, foweit fie nicht in Geld beftehen, 
und ſonach nicht einen Gegenftand ver Nachweiſung in den 
Rechnungen bilden, in eigenen Inventarien in Ueberſicht zu 
erhalten, aber ebenvemgemäß, abgefehen von dem etwaigen 
Erlös ans entbehrlih oder abgängig gewordenen Mobilien, 
welcher in der Negel zu theilweifer Dedung der etwaigen 
Wiederanſchaffungs-Koſten dient, nicht Quelle eines finanziellen 
Ertrages. Ein anderer Theil dieſes beweglichen Staatöver- 
mögens ift dagegen wirklich rentirender Art; es find dieß 
jedoch, abgefehen von einzelnen wenigen, meift nur vorüber- 
gehend durch ifolirte Vermiethung benügten, und demzufolge 
eigene Inventarzinfe gemwährenden Gegenftänden dieſer Art, vor 
nehmlich nur die ftehenden und umlaufenden Gewerbs-Bapitale, 
welhe in enger Verbindung theils mit einzelnen Grundbe— 





„1) Binanzgefeg für die Jahre 18% vom 11. März 1852, Rbl. 
©. 40, Art. 7; o. a. Fin. Geſ. von 18°%/, vom Septbr. 1855, Art. 5. 
Bis zu der Finanzperiode von 1892/45 war dieſes Betriebscapital, vorbes 
hältlich weiter Erhöhung, auf 1,400,000 fl. feftgefest, ſ. Fin. Geſ. vom 
30. Juni 1842, Rbl. ©. 337, Art. 6; für die Finanzperiode von 18%/ag 
wurde 28 fodann unter gleihem Vorbehalt erhöht auf 1,836,645 fl., |. 
Fin.Gef. vom 15. Aug. 1845, Rbl. ©. 281, Art. 5. Das ebengedadhte 
Finanzgeſetz von 1899/52 ftellte es endlich auf die obige Summe feft. 
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fisungen und ähnlichen unbeweglichen Vermögenstheilen, theile 
mit den feit neuerer Zeit in großartiger Ausdehnung auf Staats: 

rechnung betriebenen öffentlihen Verkehrs-Anſtalten zur dies» 
fallſigen Benügung ftehen, und deshalb auch nur in dieſer 
Verbindung in Betracht fommen. 

Der unter dem unmittelbaren Staatsvermögen begriffene 
Smmobiliarbefig ift zwar zum Theil auch einer unmittelbaren 
Benügung für einzelne Staatdzwede gewidmet, wie nament— 
lich die unter dem Krondotations-Vermögen begriffenen Ges 
bäude, Grundftüde, und dinglihen Nedte, die zu Apanage— 
fchlöffern beftimmten Gebäude nebft dazu gehörigen Gärten, 
und die zahlreihen zur Aufnahme der verfchiedenen ihrer bes 
bürfenden Staatsanftalten, ſowie zu Amts-Lokalen und Woh: 
nungen verwendeten Gebäude, nebft dazu gehörigen Grund» 
ftüden. Bei weitem der größere Theil dieſes Vermögens dient 
aber, in Verbindung mit den hiezu mitwirfenden, zu dem be- 
weglichen Vermögen gehörigen ftehenden und umlaufenden 
Betrieb8-Bapitalien, zu Gewinnung eines eigentlichen finan- 
zielen Ertrages. Indeſſen ift diefes wirklich rentirende, aus 
Mobilien und Immobilien gemifchte Vermögen in rechtlicher 
und wirthichaftlicher Beziehung, und der ihm demzufolge unter 
den Staats-Einfommensquellen im Finanzhaushalte zufommens 
den eigenthümlichen Bedeutung nad), immerhin noch mehrfad, zu 
unterjheiden: einmal in dasjenige, welches mehreren allgemeinen 
Staatsanftalten, wie namentlich den verfchiedenen Strafanftals 
ten, der land- und forftwirthichaftlihen Academie in Hohenheim, 
ven Irrenheilanftalten, dem Landgeftüte, und den polizeilichen 
Beihäftigungsanftalten je für die ihnen, im Zufammenhang mit 
ihrer eigenthümlichen Beftimmung, zugewiefenen Gewerbs— 
Unternehmen übergeben ift "), und hier, neben Erfüllung jener 

1) Am 1. Zuli 1851 beliefen fih namentlich nur die eigentlichen 


Betriebs-Fonds der Sitrafanftalten auf 89,306 fl., der Academie in Hohen- 
heim auf 109,745 fl., der Srren-Anftalten auf 39,832 fl,, der Landgeſtüts— 
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Zwede, in dem mittelft jener erzielten Einkommen einen 
Beitrag zu Dedung des befonderen Aufwandes liefert, fo 
jedoch, daß fi hiedurch denſelben einfach nur der leßtere 
in feiner Beredinung unter dem allgemeinen Staatsauf— 
wand ermäßigt, fo daß er gar nicht unter dem Gtaatd- 
Einfommen zum Vorſchein kommt; fodann in die beträchtlichen 
Bauanlagen und Betriebsfonds, welche bei der Ausübung 
einzelner nugbaren Regalien, insbefonvdere bei dem Betrieb 
der ihrem Weſen nad) dahin gehörenden vorgedachten Verkehrs— 
anftalten, zur Benügung fommen, und von welchen erftere 
ausdrüdlih ald ein Theil des Kammergutes bezeichnet find "), 
deren Ertrag aber eine bejondere Stelle in dem Hauptfinanz- 
etat einnimmt; endlich in die abgefonvert von den ebengedach— 
ten Dermögenstheilen, und, mit wenigen Ausnahmen, in rein 
privatwirthichaftliher Nutzung ftehenden wirflid jogenannten 
Domänen i. w. ©., das Kammergut i. e. ©., unter welden, 
in ihrem gegenwärtigen Beitande, ihrer wirthichaftlichen Natur 
nad) weiter unterfchlevden werden: einmal die Domänen i. e. S., 
dv. h. das nutzbare Staatdeigentbum an Gebäuden und 
Gütern verfchiedener Art, joweit ſolches nicht in Verbindung 
mit anderen Arten von Domänen zur Nugung fommt, ſodann 
Forſte und damit verwandte oder in näherer Verbindung 
ftehende Vermögenstheile, wie namentlih Jagden, Flößereien 
und Holjgärten, ferner Eifens Berg- und Hüttenwerfe, Sa— 
linen, und eine Bleich- und Appretur-Anjtalt Cin Weiffenau). 

Die dem Staate zuſtehenden verzinslihen Activ-Kapital- 
und verwandten Forderungen bilden, vermöge des aus ihnen 
als ſolchen hervorgehenden Einkommens, und obwohl fie zunächſt 
zu anderen, ald zu dieſen Zweden entftanvden find, feit neuerer 


Anftalt auf 254,657 fl., der polizeilihen Beihäftigungsanftalten auf 
21,888 fl. 40 fi. ©. V. d. 8. d. A. von 185,5, 2, Beil.Bd., ©. 873. 
1) D, a, Geſetz vom 28, Decbr. 1851, im Eingang. 
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Zeit, in Folge der Hauptveranlaffung hiezu, der umfafjenden 
Grundgefäl-Ablöfungen, einen ſehr beträdgtlichen, ven vorge: 
dachten Domänen in eben jener Rückſicht nahe verwandten, 
und daher mit ihnen hier ald Quelle von Staatseinfommen 
zufammenzufafjenden Staatsvermögenstheil. 

Unter den Domänen, i. w. ©. oder dem Kammergut 
i. e. ©. find ſonach hier als eine eigenthümlihe Quelle von 
Einnahmen lediglich die vorgedachten, großen Theild beweg— 
liche Gütervorräthe mit fi) vereinigenden, und in der Haupt 
ſache in rein privatwirthfchaftlicher Benügung, fowie unter 
allgemeinen Brivatrechts - Verhältniffen ftehenven verſchieden⸗ 
artigen Grundbefigungen und Gewerbeanlagen zu begreifen, 
deren Ertrag demgemäß eine eigene abgefonderte Etellung neben 
den übrigen Hauptgattungen von Staate-Einfünften einnimmt, 

Auf diefem Einfommen, nebft demjenigen, welches aus 
den ihrer rechtlichen und wirthfchaftlihen Natur nah mehr 
ven Regalien, rüdfichtlich des darin angelegten, ausdrücklich 
als ergängender Beftanbtheil des Kammergutes erklärten Grund» 
und Betriebscapitald aber auch ebenjenem angehörenden öffents 
lichen Verfehrsanftalten ſich ergiebt, haften nun aber beträcht- 
liche unmittelbare Laften und Verwaltungskoſten, jogenannter 
Elementar- Aufwand, von theild allgemeiner, theild befonderer 
Art und Beveutung. Zu den unmittelbaren Laften ber erfteren 
Art gehören ald folden, und baher abgefehen von denen, 
welche auf einzelnen Staatsgutstheilen, vermöge ihrer eigens 
thümlichen rechtlichen Verhältniffe, für fich insbeſondere haften, 
eines Theild die zufolge der Erwerbung von ganzen Staats: 
gutscompleren übernommenen mehrerwähnten Leiftungsverbind- 
lichkeiten, wie insbeſondere Kirchen: und Schuldiener-Befoldungen, 
und Kirchen-, Pfarr- und Schulhaus-Bauaufwand, ſowie die 
auf der Staatscafje haftenden Renten, wohl zu unterſcheiden 
in biefer Beziehung von den nur zu ihrer Sicherftellung auf 
das ganze Staatögut oder einzelne Theile defjelben beſonders 
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angewiefenen Staatsausgaben, wie der K. Civillifte, ven 
hausgefeglihen Beiträgen an bie Mitgliever des K. Haufes, 
und den jährlichen Leiftungen zu Ausftattung des Bisthumsg, 
wiewohl fie, gleich legterem und anderem allgemeinem Staats; 
aufwand, auf das allgemeine Einfommen des Staates anges 
wiesen find, ſowie die obengedachten, wirklich vertragsgemäß 
unter dem Elementar-Aufwand auszubezahlenden Zinfen aus 
Orundgefäll-Ablöfungscapitalien der evangeliſchen Pfarreien, 
andern Theild die in Folge der neuerlichen gejeglihen Aus; 
dehnung des Amts- und Gemeindeverbandes auf fämmtliche 
Theile des Staatögebieted (Geſetz vom 18. Juni 1849, und 
von dem Minifterium des Innern erlafjene Bollziehungs-Inftr. 
vom 8. Septbr. 1849, Rbl. ©. 207 ff., 561 ff.) aus ven 
einzelnen Theilen des Staatöguted an die betreffenden Ges 
meinden und Amtsförperfchaften zu entrichtenden Amts- und 
Gemeindeftenern, hinfichtlicd, deren jedoch der Staatscaffe, außer 
ver gefeglichen Befreiung aller Gebäude und Grundftüde, welche 
ihrer Hauptbeftimmung nad zu öffentlichen Zwecken dienen, 
ohne dem Eigenthümer einen öfonomifhen Nuten abzumwerfen, 
fowie ber in der Kronbotation begriffenen Schlöffer, ſammt 
den dazu gehörigen Gärten und Anlagen, von der Gebäudes, 
beziehungsweife Grundfteuer, und der auf Staatsrechnung bes 
triebenen Hüttenwerfe und Ealinen von der Gewerbfteuer, eine 
Erleihterung noch dadurch zu Theil wird, daß die auf Gebäude, 
Grundftüde und Gefälle, welche ald Befoldungstheile verliehen 
find, fallenden, unter Ausnehmung derfelben von der für die Ges 
meinden und Amtsförperfchaften zu erhebenden Einfommens 
fteuer, von den einzelnen Nutznießern, diejenigen öffentlichen Laften 
aber, deren Beftreitung an fi) den Amtsförperfchaften und Ge- 
meinden zu Gunften ihrer Angehörigen obliegt, vor Ausdeh— 
nung ded Amts- und Gemeinveverbandes auf die Befigungen 
des Staats aber dem Staate ald Marfungs-Inhaber oder Gutd- 
eigenthümer oblag, nun, eben in Folge derjelben, von den betreffen- 
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den Gemeinden und Amtsförperfchaften zu übernehmen find N. 
Zu der anderen obengedachten Art von unmittelbaren Laften 
gehört vornehmlich der beträchtliche wirthichaftliche, theild pers 
fönlihe, theils ſächliche Verwaltungsaufwand, welcher jedoch, 
abgejehen von dem dem allgemeinen Staatsverwaltungs-Aufs 
wand ($. 26) analogen, ganz durch die eigenthümliche wirth— 
ſchaftliche Natur der einzelnen Hauptbeftandtheile des Staats, 
vermögens bedingt, alfo befonderer Art ift. 

Aus der obengedachten verfafjungsmäßigen Unzertrenns 
lichfeit des vorftehenden gefammten Staatöguted vom Staate 
fowohl, als aud) und ganz befonderd aus der mehr erwähnten 
Belaftung deſſelben mit vielfachen dinglichen und dabei großen 
Theild im Staats-Änterefje liegenden Rechtsverbindlichkeiten 
ergiebt ſich von felbft die Nothwendigfeit einer Erhaltung feines 
weſentlichen Beftandes, welche denn auch wirklich als oberfter 
Grundfag für diefe Einfommensquelle des Staates feſtſteht. 
Es ift nemlich 

1) im Allgemeinen durch die Verfafjung die Erhaltung 
des Kammergutes in feinem wejentlichen Beftande ausbrüdlid 
zur feften Rorm erhoben, und demgemäß zu deren Sicherftellung 
weiter noch feftgefegt, daß dasfelbe von der Staatsregierung 
ohne Einwilligung der Stände weder durch Veräußerung vers 
mindert, nody mit Schulden oder fonft einer bleibenden Laſt 
beſchwert werden darf, zugleich aber doch audy noch beftimmt, 
daß als eine Verminderung defjelben der Fall nicht anzufehen 
jei, wenn zu einer entſchieden vortheilhaften Erwerbung ein 
Gelvanlehen aufgenommen, over zum Wortheil des Ganzen eine 
Veräußerung einzelner minder bedeutender Beitanbtheile deſſel— 
ben unter Wiederverwendung des Erlöfes hierauf vorgenommen 
werde, wie auch außerdem unter Veräußerung der Fall nicht 


1) Bel. gebr. Anweifung des Fin.Min. vom 6. Febr. 1850, $. 11, 
37, 38; ungebr.,Erl. ber Oberfin.Kammer, Abtheilung für Domänen, 
vom 28. April 1851; vgl. V.O. vom 23, Det. 1849, Rbl. ©. 693 fi, 
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zu begreifen fei, wenn vom König ein heimfallendes Kammer: 
lehen zur Belohnung ausgezeichneter Verdienſte um den Staat 
wieder verliehen werde ". 
| 2) Die demgemäß zuläffige Veräußerung einzelner Bes 
ftandtheile des Kammergutes ift nun zwar wirklich hinſichtlich 
mehrerer Gattungen und Arten vefjelben, wie betreffenden 
Orts noch näher nachzuweiſen bleibt, um der finanziellen Unvor— 
theilhaftigfeit von diefen willen, ausbrüdlich anbefohlen, aber, zur 
Verhütung von Mißgriffen fowohl, als auch zur Erhaltung voll 
ftändigen Ueberblids, ganz allgemein von einer Genehmigung 
des Finanz-Minifteriums, und, mit Ausnahme gewiffer unbe: 
deutenden Gegenftände, auch noch der des Königs abhän- 
gig 9). Dabei foll fie in der Regel, auf den Grund einer 
mehrjährigen Neinertragsberehnung oder einer Werthsab- 
ſchätzung, im öffentlichen Aufftreih, unter den für leßteren 
im Ball feiner Anwendung zu Beftftellung ungewiffer Ausgaben 
und Ginnahmen der Domänen-Berwaltung vorgejhriebenen 
Sicherheitsvorkehrungen ($. 66, 68), und ſodann unter fol- 
genden allgemein vorgezeichneten Bedingungen ftattfinden: 

a) der Berfaufögegenftand wird ohne Meßgewährung, und 
in feinem vermaligen Zuftand an den PVerfäufer über: 
geben, fo daß dieſer weder in Hinfiht auf das Meg, 
noch auf den Eulturzuftand eine Entſchädigung zu fordern 
berechtigt ift 3). 

b) Die bisherige Steuerfreiheit des Berfaufsgegenftandes 
erlifht von nun an, fowohl was die Staatsfteuern, als 
was die etwa vermöge feiner bisherigen Beftimmung 
geſetzlich hiefür erlafjenen Gemeinde- und Amtöförper: 


1) B. u. $. 107, 

2) Dienft:Inftr. der Kr.Fin.Kammern vom Janr. 1823, €. 21, 3.6; 
besgl. des Bergraths vom Febr. 1835, $. 15. 

3) Berf. des Fin.Min. vom 8 Janr. 1835, 3.1, Samml, der Cam.⸗ 
Geſetze II, 729, 
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Ihafte-Anlagen betrifft, infomweit nicht eine derartige Bes 
ftimmung aud) fernerhin diefe Befreiung begründen follte !). 

c) Sämmtlihe auf dem Verfaufsgegenftande haftende Laften 
gehen mit demfelben auf ven Käufer über ?). 

d) Die Vermeffungs-, Vermarkungs- und Berfaufsfoften, 
nebft Sporteln, Accife, und Erfenngebühren, hat der Käufer 
au Übernehmen 9). 

e) Der Kauffhilfing ift entweder baar. over in Zielern zu 
bezahlen; letztere dürfen aber nicht zu flein fein, und 
womöglich nicht über drei bis vier Jahre hinaus fid 
erftreden; and ift bis zu gänzlicher Abbezahlung des 
Kaufihillings ein Pfandrecht auf dem Berfanfsgegenftande 
vorzubehalten, und zu dem Ende ein von fämmtlichen 
Mitglievern der Unterpfandsbehörde beglaubigter Auszug 
aus dem Unterpfandsbud über den dießfallfigen Eintrag 
dafelbft beizubringen ®). | 
3) Hinfitlih der Wiederverwendung des Erlöfes aus 

veräußerten Kammergutstheilen zum Grunbftod find zwar, 
abgejehen von der früher gedachten neuerlichen geſetzlichen 
Verweiſung -eines beträchtlichen Tiheiles des Eifenbahnbau- 
Aufwandes auf Grundſtocksmittel, ausprüdlich, wie betreffenden 
Orts erft noch näher anzuführen bleibt, nicht allein einzelne 
Arten von Grundvermögen, jondern auch gewiſſe Laften ein- 
zelmer folder Vermögenstheile zur vorzugsweifen Erwerbung 
beziehungsweife Ablöfung aus verfügbaren Grundftodsmitteln 


1) Ungedr. Berf. des Fin.Min. vom 15. Jan. 1821; o. a. Verf. des: 
jelben vom Janr. 1835, 3. 2; o. a. Anw. bes Fin.Min. vom 6. Febr. 
1850, $. 38. 

2) D. a. Berf. vom 8. Janr. 1835, 8. 3. 

3) Ebendaf. 8. 4. 

4) Derf. des Fin.Min. vom 25. Janr. 1826, Samml. der Medhn.- 
Vorſchr., S. 444, Note; Berf. defjelben vom 25. März 1826, Samml. 
der Cam. Geſetze U, ©. 523; ungedr. Erl. der Oberfin.Ranmer, Abth. 
für Domänen, vom 15, Septbr. 1851, 
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anempfohlen; als allgemeine Regel hiefür, behufs verfaſſungs— 
mäßiger Erhaltung des Grundftods, fteht aber, wiederholt 
ausgeſprochener Maaßen, nur die eine negative Beftimmung 
feft, daß die Ablöfung von Renten oder Entſchädigungen, 
welde nicht fpeciel auf dem Grundftode haften, nicht aus 
defjen Mitteln gefhehen darf ). Es find fomit die vießfall- 
figen Anordnungen, mit der eben bemerften Ausnahme, im 
Einzelnen ganz der Finanzverwaltung, und Namens biefer 
auch lediglich dem Finanzminifterium, in der Regel mit ver 
Verbindlichkeit zu Einholung der K. Genehmigung hiezu, über: 
laſſen 2). Uebrigens ift nicht allein von Seite ver Finanzs 
verwaltung der Grundfag thatfächlih anerfannt, daß zu ge 
nügender, Erfüllung ver bießfallfigen verfaffungsmäßigen Ber 
ftimmungen fein Erlös aus Grundftods-Beftandtheilen anders, 
als wieder zum Vortheil des Grundftods zu verwenden fei ?), 
fondern es beftehen, zu Eicherung der verfafjungsmäßigen 
Wiederverwendung, auch nod im Allgemeinen folgende zum 
Theil früher ſchon angeveutete formelle Einrichtungen : 


1) Finanzgefeß für die Jahre 183%, vom 1. Juli 1839, Art. 8, 
Rbl. ©. 440; desgl. für die Jahre 18%2/a5, Art. 7. 

2) O. a. Dienft:Inftr. für die Kr.Fin.Kammern vom Janr. 1823, 
$. 21, 3. 6; desgl. für den Bergrath vom Febr. 1835, $. 15. Indeſſen 
fanden die von der Finanzverwaltung feit dem Beftehen der ftänbifchen 
Wirffamfeit angeordneten Wiederverwendungen von Grundſtocks-Erlöſen 
in der Ständeverfammlung, und namentlih früher in der Kammer der 
Standesheren, mehrfahe Anfechtung. Diefe Kammer brachte daher aud 
endlih im Jahr 1836 in einer Separat-Adreſſe an die Staatsregierung 
die Bitte um Ginbringung eines Geſetzes-Entwurfes behufs der Verab- 
ſchiedung feiter Orundfäge über Ausgaben zu Erwerbungen für den Grund» 
ftod im Sinne der Verfaſſung. ©. V. d. 8. d. St. von 1836, 9. 4. 
S. 1830. Die Regierung gieng aber in der wohlbegründeten Erwägung, 
daß es an den Bellimmungen der Berfafjung für fi völlig genüge, und 
bie Feftjeßung näherer Beſtimmungen in einer jede Verſchiedenheit ber 
Anfichten ausfchließgenden Meife eine nicht leicht zu löfende Aufgabe wäre, 
nicht hierauf ein. ©. V. d. K. d. St. von 1839, 9. 2. ©, 399, 

3) V. d K. d. St. von 1836, H. 4. ©, 1315, 
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a) Sämmtliche Erlöfe aus Grunpftodstheilen, fowie fämmt- 
liche Ausgaben für Erwerbungen zum Grundftod werben 
in der Staatöhanptcafje vereinigt, und zwar getrennt 
von den übrigen Staats-Einnahmen und Ausgaben 4. 
Außerdem ift 

b) bei der Staats» Haupteafje ein eigenes Grundſtocksbuch 
zu führen, in weldhem alle Erlöfe aus Grunpftodstheilen, 
und aller Aufwand für die Erwerbung von ſolchen, fowie 
alle hieraus entftehenden Aftivs und Paffivrefte, in fort- 
dauernder Ueberſicht erhalten werden ?). Endlich ift 

c) den Ständen, beziehungsweife dem ftänvifchen Ausſchuß 
verfafjungsgemäß in jevem Jahr eine genaue Berechnung 
über den Erlös aus Grundſtocks-Veräußerungen, und 
über deſſen Wiederverwendung zum Grundftod zur Eins 
fiht und Prüfung vorzulegen ?). 


I. Berwaltung der Domänen überhaupt, 


$. 65. 
1) Im Allgemeinen, 


Die Verwaltung der Domänen begreift durchaus ganz 
wejentlich, neben der finanziellen Benügung derſelben behufs 


1) Staats:Gafjen- und Rehn.Inftr. vom Novbr. 1818, 6. 7, 18, 24; 

Erl. der Ober-Rechnungsfammer vom 3. Juni 1826, Samml. der Rechn.⸗ 
Vorſchr. S. 444. Note. 
2) Derf. des Fin. Min. vom 25. Nov. 1818, 6. Ort. 1819, und 
31. Janr. 1820 in Shmidlin, Handbuh des Staats-Caſſen- und 
Rechnungsweſens, ©. 174; V. d. K. d. A. von 1820, 9.15, Beil. ©. 120, 
und von 1821, 1. Beil,H., ©. 5, und 9. 9, ©. 819. 

3) B. u., $. 107. Zu Beurtheilung der Zweckmäßigkeit von Ders 
äußerungen und bes Werthes von neuen Erwerbungen werden den Ständen 
auch alle hiezu erforderlichen Aktenftücde von der Finanzverwaltung mit 
getheilt. ©. V. d. K. d. St. von 1836, 9. 4, ©. 1316. Die von der 
Kammer der Standesheren in diefer Nüdficht bei der Regierung einge: 
brachte Bitte um Mitteilung eines aus den Amtsgrundbühern zufammens 


190 


der Gewinnung eines’ finanziellen Ertrages, auch noch, zumal 
ba hier die Nachhaltigkeit des letzteren hiedurch bedingt ift, 
die geeignete Vorſorge für die Erhaltung des vollfommenen 
Beftandes von jenen in fih, und ift demgemäß das Eine wie 
das Andere ausdrücklich als Gefammtaufgabe der hiefür auf: 
geftellten Organe, der Domanial-Berwaltungsbehörden, be: 
zeichnet ). Hiebei tritt nun der früher ſchon gedachte beveu- 
tende Unterſchied zwifchen, der eigentlichen Verwaltung, und 
der Realifirung, Einbringung, beziehungsweife Leiftung ver 
diefer zufolge anfallenden Einnahmen und unmittelbaren Aus— 
gaben ganz befonders hervor, fo daß nicht allein eigene Normen 
für das Eine, wie für das Andere, jondern theilweife auch je 
eigene Organe auf der Stufe der Elementar-Verwaltung hiefür 
beftehen. Webrigens find jener Organe, auf der Stufe von 
Elementar- wie von Mittelftelen, je eigene niedergejegt für 
die einzelnen Hauptgegenftände und Zweige der Domänen- 
Verwaltung, mit der eigenthümlichen Einrichtung, daß die 
Mittelftellen, der völligen gegenfeitigen Trennung und Abgrän: 
zung ihres bejonderen Gejchäftsfreifes ungeachtet, äußerlich 
je noch Abtheilungen einer unter der Gefammtbenennung 
„Dberfinanzfammer ” der unmittelbaren Leitung des Mini: 
fterd untergebenen Centralbehörde bilden, und dabei mit biefem 
in näherer äußerer Verbindung ftehen, als andere Mittel- 
ftellen, foferne hier wichtigere Gegeyftände, welche zur Vorlage 
an das Minifterium fi eignen, mit Umgehung eines Schrift: 
wechſels von dem Minifter felbft in unter feinem Borfig zu 
haltenden Gollegialberathungen, oder nach Befhaffenheit ver 


zutragenden Inventars oder yon jummarijhen Auszügen aus jenen ift 
aber, im Hinblick auf den hiezu erforderlichen Zeit: und Müheaufwann, 
und die nicht zu bezweifelnde Zwedlofigkeit derjelben, abgelehnt worden, 
S. V. d. K. d. St. von 1833, 9. 7, ©. 2259, von 1836, 9.4, ©. 1316, 
9. 6, ©. 1830, und von 1839, H. 2, ©. 398. 

1) D. a. Dienſt-Inſtr. der Kr.Fin,Kammern vom Janr, 1823, $. 2, 
lit. b; desgl. des Bergraths vom Febr. 1835, $. 2. 
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Sache auf den Bureauvortrag der Referenten erledigt werben 
follen ). 


2) Eigentlihe Derwaltung. 
$. 66. 


a) Im Allgemeinen. 


Die eigentliche Domanial-Berwaltung ift, bei der großen 
wirthſchaftlich⸗techniſchen Verſchiedenheit ihrer Objefte, hinficht- 
lich der beiden hierunter begriffenen Aufgaben, der Erhaltung 
des vollflommenen Beftandes, und der finanziellen Benügung 
derfelben, je an entjprechende eigenthümlidhe Normen und 
Grundfäge gebunden. Im Allgemeinen ift aber, den gemein: 
famen Berhältniffen derfelben gemäß, den Domanialverwals 
tungsbehörben austrüdlidy zur Pflicht gemacht: 

1) die Unterhaltung und fortwährende Ergänzung der 
in beiden Beziehungen wefentlih zur Grundlage dienenden 
Beichreibungen über das zur Verwaltung anvertraute Vermögen 
nah allen Berhältniffen, insbejondere eines Theild eigener 
fogenannter Amtsgrundbücher, d. 5. überſichtlich georbneter 
fortlanfender Beichreibungen der Grundbefigungen aller Art, 
nebft angehörenden Rechten und Verbindlichkeiten, andern Theile 
befunderer Inventare über etwaiges Mobiliarvermögen, je in 
einer der bejonderen Natur von beiden im Einzelnen ent: 
ſprechenden, und demgemäß befonders vorgefchriebenen Art und 
Form, unter Nachtragung der hierin eintretenden wichtigeren 
Aenderungen, und Hinweifung auf die hHiefür vorliegenden 
Urkunden, und zwar fowohl den betreffenden Elementar-, als 
auch den diefen zunächſt vorgefegten leitenden und beaufſich— 
tigenden Mittelftellen, in der Art, daß zu beiderfeitiger Ueber— 
einftimmung jedesmal zunächſt von erfteren dießfallfige Entwürfe 


1) D. a. B.D. vom 21. Novbr. 1849, $. 2, 3,5; V.O. vom 31. Aug. 
1850, Rbl. ©. 325. 
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zu fertigen, ſodann diefe bei den anderen zu prüfen und richtig 
zu ftellen, und endlich vemgemäß bei beiden die Nachträge felbft 
zu machen find Y. Sind etwa diefe Befchreibungen unbrauchbar 
geworden, fo haben die Elementarbehörden dieſelben nad der 
Anweiſung der höheren zu erneuern, jedoch, ſoweit die Beamten 
hiezu auf ihre eigenen Koſten nicht verbunden erachtet werden 
können, alſo ein Aufwand hiefür auf die Amtscaſſe zu übernehmen 
wäre, und derſelbe den Betrag von zweihundert Gulden über— 
fliege, oder im Etat nicht vorgefehen wäre, nur nad) vor- 
gängiger Genehmigung des Minifteriums 9. Sodann ift es 

2) allgemeine Aufgabe der Domanial-Berwaltungsbehörs 
den, je innerhalb ihrer Stellung und der hierin begründeten 
allgemeinen Befugniß, die bei der Verwaltung zu berüdfic; 
tigenden allgemeinen und bejonderen öffentlihen und Privat— 
Redhtsverhältniffe, unter welchen die Domänen ftehen, gehörig 
wahrzunehmen, und hiebei Rechtöftreitigfeiten möglichft zu ver- 
- hüten 9). 

3) Endlich ift von denfelben der mit der Berwaltung 
der Domänen überhaupt an fi, und zufolge der auf legteren 
haftenden befonderen öffentlihen und privatrehtlihen Verbind— 
lichfeiten insbefondere verbundene Aufwand, der fogenannte Ele: 
mentaraufwand, unter Anwendung zwedmäßiger Sparfamfeit, in 
der Art gehörig wahrzunehmen, daß die betreffenden Elementar- 
ftellen für eine angemefjene vorläufige Feftftellung jenes Auf: 
wandes, die vorgefegten Mittelftellen aber für die Prüfung, 


1) DO. a. Rehn.Inftr. der Gam. und übrigen Dom.Berwaltungen 
vom Mai 1819, $. 5; o. a. Dienft-Inftr. der Kr.Fin.Kammern vom 
Sant. 1823, $. 3; desgl. des Bergraths vom Febr. 1835, $. 3; Berf. 
des Fin.Min. vom 30. März 1832, Samml. der Rechn. Vorſchr. S. 439, 
Note; Ungedr. Berf. defjelben vom 21. Novbr. 1851. 

2) D. a. Dienft:Inftr. der Kr. Fin.Kammern vom Janr. 1823, $. 2; 
desgl. des Bergraths, $. 2; 0. a. Berf. des Fin.Min. vom 10. Janr. 1845, 
Beil.Prot. 3. 1. 

3) D. a. Dienſt-Inſtr. der Kr.Fin.Kammern und bes Bergraths a. a. O. 
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Ermäßigung und Zahlungsverfügung deſſelben, innerhalb ber 

früher ($. 33) angeführten allgemeinen diepfallfigen Befugniß 

von Stellen ihrer Dienftftufe, zu forgen, in Beziehung auf 
bie im Allgemeinen einer höheren Ermädtigung bedürfenden 

Etatöslleberfihreitungen jedoch jene hiebei nur dann einzuholen 

haben, wenn die Ausgabe bei einem Etatsſatz von fünfzig 

Gulden und darunter mehr ald das Doppelte deſſelben, von 

einundfünfzig bis hundert mehr ald das Anderthalbfache des— 

felben beträgt, und von mehr ald Hundert Gulden, ſolchen um 
mehr als zehn Procent überfteigt !). 

Infoweit für die eine oder andere Ausgabe der Verwal- 
tung der Abſchluß von Nccorden angemefjen erſcheint, wird 
foldhe, wie früher ($. 26) angeführt worden, neuerlid ange: 
nommenen Grundfägen zufolge, in der Regel im Wege ber 

Eubmiffton, nur ausnahmsweife noch auf dem früher ganz 

allgemein die Regel bildenden des öffentlichen Abftreiches bes 

werfftelligt. Für den letzteren find aber folgende allgemeine 

Normen aufgeftellt: 

a) die Verhandlungen hierüber follen zeitig und in zus 
reichender Ausdehnung öffentlich befannt gemacht werben, 

b) Die urfundlihen Schägungen, weldye demſelben zur Grund— 
lage dienen, dürfen nur ſachverſtändigen, rechtlichen, und 
verpflichteten in der Sache nicht betheiligten Perfonen 
übertragen werden. 

c) Bei Vornahme ver Verhandlungen felbft find, zu Er: 
zielung entjprechender Ergebnifje, die betreffenden gejeß- 
lihen und apminiftrativen Vorſchriften auf's Genaueſte 
zu beobachten, auch unerlaubte Einverftändnifje unter den 
Licitanten möglihft zu verhüten. Dabei find diefe für 


1) D. a. Dienſt-Inſtr. der Kr. Fin. Kammern vom Janr. 1823, $. 2, 
lit. c. d, $. 12, 14, Ziff. 1. $. 21, 3. 5; desgl. des Bergraths vom 
Febr. 1835, $. 2, 9, 15; 0. a. Verf. des Fin.Min. vom 10. Janr. 1845, 
beil. Prot. 3. 30, 54. 

Hoffmann, Binanzredt. 1. 13 
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ihre Angebote nur infoweit verbindlich zu machen, als 
nad; denſelben feine weitern erfolgen. Zu Verhütung von 
Nachgeboten aber ift jede Verhandlung erft dann zu fließen, 
wenn das hierüber aufgenommene Protokoll von ven 
Urfundsperfonen unterzeichnet ift, und daher auf Angebote, 
welche zwar nad) bereits erfolgtem legten Streih und 
Zufhlag, jedoh nod vor. jener Schlußhandlung ange- 
bracht werden, der Abftreih auf der Etelle zu erneuern. 
Im Uebrigen ift die Genehmigung ver höheren Behörde 
vorzubehalten. 

d) Bon legterer ift zu dem Ende genaue Prüfung darüber 
anzuftellen, ob alle Erforberniffe bei der Verhandlung 
beobachtet, und die Interefien der Verwaltung auf feine 
Weiſe verlegt worden feien, und demgemäß die Entſcheidung 
zu geben. 

e) Auf Nadgebote, welde, der ebengevadhten Maasregeln 
ungeachtet, angebradyt werben, ift, in Betracht, daß durch 
ihre unbedingte Annahme der Zweck der Verhandlung 
verfehlt würde, in der Regel Feine Rüdficht zu nehmen; 
im Fall aber je ein foldes aus erheblichen Gründen 
ftatthaft, und es deßhalb ven Umftänden angemefjen er 
fcheint, daß der Nachbieter, unter Vorbehalt eines noch— 
maligen Abftreihs, für fein Nachgebot verbindlich ge- 
macht werde, ift vor Annahme deſſelben vie Sache 
von der vorgefegten Collegialſtelle beſonders zu erwägen, 
und erft dann darüber zu entſcheiden "). 


$. 67. 
b) Erhaltung des vollkommenen Beflandes der Domänen. 
Der Natar der Sache nad ift zwar die Erhaltung deg 
vollkommenen Beftandes der Domänen weſentlich bevingt durch 
1) B.O. vom 8. Janr. 1821, Rbl. S. 23; Verf. des Fin. Min, vom 


28. Decbr. 1841, Samml. der Gam.Gejeße, II, ©. 966; o. a. Verf. des 
felben vom 10. Janr. 1845, Beil, 3. 5. 
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die Art ihrer finanziellen Benügung, und dieſe deshalb, neben 
der Rüdfiht auf ihren nächſten Zwed, die Gewinnung eines 
entiprehenden Einkommens, durchaus ald wefentliche Aufgabe 
jener erfannt; e8 beftehen aber zu dem Ende auch noch manche 
unmittelbar Hierauf abzwedende Einrichtungen, und es find 
diefe auch theil® allgemeiner Art, theils befonverer je für vie 
einzelnen Gattungen und Arten von Domänen, nad Maas: 
gabe ihrer eigenthümlichen Natur. 

Im Allgemeinen gehört hieher 

1) die ununterbrodene Sorge für Erhaltung und wor 
möglid, Berbejferung des Zuftandes, und der hierin begrüns 
deten Ertragsfähigfeit der einzelnen Domänen !); ſodann 

2) eine gleihe Worforge für gehörige Entfernthaltung 
aller Eingriffe in jenes Eigentum, insbefondere durch Sicher 
ftelung der Gränzen von Grundbefigungen, zu weldem Ende 
die betreffenden Elementarftellen , infoweit fie das hiezu Er 
forderlihe nicht felbft zu bewirken vermöchten, oder ein befon- 
derer Koftenaufiwwand hiezu nöthig wäre, die geeigneten dieß— 
fallfigen Anfragen oder Anträge an die Mittelftellen zu machen, 
diefe aber die erforverlihe vießfallfige Auffiht zu führen, und 
innerhalb ihres Befugnißkreifes die geeigneten Weifungen zu 
ertheilen haben 2); endlich 

3) im Fall eines wirklichen Eingriffes in das Staats, 
Eigenthum oder der Entftehung eines Rechtsſtreites hinſichtlich 
deſſelben die Verfolgung der vießfallfigen Anfprühe auf dem 
geeigneten, insbeſondere dem gerichtlichen Wege. 

In legterer Beziehung ift es zunächſt Obliegenheit ver 
Elementarftellen,, den vorgefegten Mittelftellen unter Darftel- 
lung der factifchen Berhältnifje Anzeige hievon zu maden; 


1) O. a. Dienft»Inftr. für die Kr.Fin.Kammern vom San. 1823, 
$. 2, 3. 3; desgl. für den Bergrath, $. 4. 
2) Ebendaſ. 


13 * 
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den betreffenden Mittelftellen aber liegt hierauf ob, die geeig- 
neten dießfallfigen Weifungen an erftere zu erlaffen, dem— 
gemäß namentlich Etreitigfeiten über geringfügige Gegenftände 
in allen geeigneten Fällen, alfo mit Ausschluß folder, wo es 
fih, neben Erftreitung des Rechtes dem einzelnen Gegner gegen- 
über, hauptſächlich von der Fefthaltung allgemeiner Grundſätze 
handelt, womöglich mittelft Vergleiches zu erledigen, andere 
dagegen durch die Elementarftellen oder wirkliche Rechtsanwälte 
auf dem eigentlichen Rechtswege zu verfolgen, erforberlichen 
Falls Appellation bei ven höhern Gerichten einzulegen, und 
nur in zweifelhaften Fällen Vergleiche hierüber abzufchließen ; 
Alles dieß jedoch nur mit befonderer Genehmigung des Mi- 
nifteriums, fo bald ver Streitgegenftand über hundert Gulden 
beträgt, und es ſich dabei von einem ftreitigen, für fünftige 
Fälle präjudicirlichen Rechtsſatze handelt, auch der Proceß nicht 
durch die betreffende Clementarftelle ohne Aufftelung eines 
Rechtsanwaltes mündlich verhandelt werden fann. Uebrigens 
ift den Mittelftellen die möglichfte Befchleunigung der Figfal- 
prozeffe ernftlih anempfohlen, und zu dem Ende zur Pflicht 
gemacht, dafür zu forgen, daß die in jenen und insbefondere 
in allen anhängigen und in gerichtlidhen Terminen ftehenven 
Prozeſſen umlaufenden Actenftüde fogleid und vorzugsweife 
erledigt, daß ferner alle in Fiskalprozeſſen aufgeftellten An— 
wälte dazu verpflichtet werben, jedes nicht durchaus nothwen- 
bige Friſtgeſuch zu vermeiden, fi) den zu fertigenden Arbeiten 
innerhalb des erften Termines zu unterziehen, audy in Fällen, 
in welchen berichtlihe Anzeige zu machen ift, ſolche jedesmal 
fogleih nad Infinuation der Auflage zu erftatten, und daß 
endlich befondere Hinderniffe, welche der Betreibung eines 
Fiskalprozeſſes im Wege ftehen follten, unverweilt zur Anzeige 
gebracht werden, damit das Weitere zu Hebung folder An- 
ftände oder Auswirkung längerer Friſten eingeleitet werben 
fann, Auch ift dem Finanz» Minifterium am Schluße ber 
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erften Hälfte jedes Kalenderjahres eine Anzeige über die Er; 
ledigung, und zu Anfang vefjelben eine Ueberfiht über: ven 
Stand der Prozefje vorzulegen )). 


$. 68. 
c) Finanzielle Benübung der Domänen, 


Der eigentliche Endzwed der Verwaltung der Domänen, 
die Gewinnung eines finanziellen Ertrages aus denfelben, ift 
durch ihre finanzielle Benügung bedingt, dieſe aber, ver 
wirthfchaftlic -technifhen Natur jener entſprechend, ſehr ver: 
fchiedener Art. 

Im Allgemeinen fteht daher hierüber nur Folgendes feft: 

1) Soweit eine Benügung durd Verpachtung irgend 
wirthſchaftlich zuläffig ift, findet längft hergebrachtermaßen, 
um ihrer größeren Einfachheit, und der mit einer Selbftver: 
waltung, der Natur der Sache nad), verbundenen Misftände 
willen, in der Regel nicht leztere, fondern erftere, in eben 
diefem Fall aber immer Special», nie General »Berpadhtung 
ftatt 2). 

2) Die eine, wie die andere Benügungsart ift der Natur 
der Sache nad) durch mehr oder minder genaue Borfchriften 
geregelt, und es find hiebei vie Elementarftellen einer mehr 
oder minder einjchränfenden und maasgebenden Aufficht und 
Leitung durch die vorgefegten Mittelftellen, leztere aber 
in Handhabung jener, neben den in dem bereits ($. 33, 
66) näher angeführten Befugnißfreis Hinfihtlih der An— 


1) D. a. Dienſt-Inſtr. für die Kr.Fin.Kammern vom Janr. 1823, 
$. 2, 3. 3; desgl. für den Bergrath vom Febr. 1835, $. 4; ungedr. 
Berf. des Fin.-Min. vom 7. Juli 1823, 11. April 1825, 16. März 1830, 
und 1. Juli 1851; o. a. Verf. desfelben vom 10. Janr. 1845, beil. 
Prot. 3. 1. 

2) VBgl. o. a. Dienft-Inftr. der Kr.Fin.Kammern vom Jan. 1823, 
$. 4, und 21, 3. 3. 
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orbnung des Glementaraufwandes, und in ber früher anges 
führten allgemeinen organifchen Stellung der Mittelftellen, 
insbefondere hinfichtlih der Erlafjung von allgemeinen Anord— 
nungen ($. 45, 49), begründeten Befchränfungen, auch eben 
einer ſolchen vornehmlich noch hinfichtlidh aller mit beveutendem 
Aufwand verbundenen Einrichtungen für eine andere, als vie 
bisherige Benuͤtzungsart infofern unterworfen, als fie hiezu 
immer höhere Genehmigung einzuholen haben '). 

3) Infoweit bei der finanziellen Benügung Accorde Ans 
wendung finden müffen, find folde an diefelben Normen und 
Grundfäge gebunden, welde für deren Anwendung zur Feſt— 
ftelung von Berwaltungsausgaben beftehen ($. 66) 2). 


$. 69. 


3) Einbringung der Einnahmen aus der Domanial-Werwal- 
tung, und Leiſtung des Elementaraufwandes für dieſelben. 


Die wirkliche Realifirung der aus der Domanial:Verwal- 
tung fidy ergebenden Einnahmen und Ausgaben, die Einbrins 
gung der erfteren, und bie Leiftung ver leßteren, ift theild den 
auch für die eigentliche Verwaltung an ſich aufgeftellten Behörden 
mit legterer, theils abgefondert hievon eigenen Epecial-Eaf- 
fenftellen übertragen. In beiden Fällen finden auf fie hin— 
fihtlich ihrer zwedentfprechenden Beforgung, fowie ihrer Leber: 
wahung die im Allgemeinen hiefür aufgeftellten, früher 
($. 63) erwähnten Normen Anwendung. Außerdem find 
- aber hier noch, mit Nüdfiht auf die eigenthümliche, vorzugs— 
weife privatsrechtlihe und wirthihaftlihe Natur der vorliegen: 
den Einnahmequellen, fowohl den Eajjenftellen, al8 aud den 
vorgefegten Berwaltungsftellen mehrfache eigene Vorfchriften 
hiefür ertheilt. 


1) DO. a. Dienft »Inftr. für die Kr.Fin.Kammern vom Janr. 1823, 
$. 21, 3. 6. 


2) O. a. BD, vom 8. Sant. 1821. 
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Erftere find rüdfichtlih ihrer Verpflichtung zu pünftlicher 
und rechtzeitiger Einbringung der anfallenden Ginnahmen 
eines Theild zu genauer Beachtung der beftehenven allgemeis 
nen Erecutionsgefeßgebung ſowohl, ald auch der für gewifje 
privatrechtlihe Forderungen gefeglih (Gefeg vom 6. Mai 
1852, Rgbl. ©. 112) beftehenden kürzeren Berjährungsfriften, 
foferne fie auf diejenigen der Domanial-Verwaltung auch An- 
wendung finden, ausdrüdlid angewiejen, andern Theils, behufs 
näheren und möglichſt überfichtlihen Ausweifes über die Er 
füllung jener Berpflitung, im Hinblid auf die derfelben im 
Wege ftehenden manderlei Schwierigfeiten, und die hieburd 
gebotene befonvere Thätigfeit hiefür, neben den im Allgemei- 
nen ($. 63.) und zum Theil noch insbefondere vorgefchrie: 
benen dießfallfigen Nachweiſungen, noch durchaus dazu vers 
pfliditet, von Jahr zu Jahr auf den Redynungstermin ein 
von den einzelnen Schuldnern beurfundetes Verzeichniß über 
die Activausftände aufzunehmen, und nebft den zu deren Recht— 
fertigung dienenden Urfunden der vorgefegten Verwaltungs— 
ftele vorzulegen ). 

Die legteren Etellen find dagegen angewiefen, die 
Thätigfeit der untergeoroneten Caſſenſtellen in Erfüllung ihrer 
ebengedachten Pflicht, insbefondere auf den Grund der zuvor 
angeführten Berzeichniffe, vornehmlih in ver Richtung zu 
prüfen, ob bei allen Ausftänden die Anwendung der geeignes 
ten Mittel zur Einbringung nachgewieſen fei, und fofort vie 
weiteren demzufolge nöthigen Weifungen zu erlaffen, in Hins 

1) D. a. Rechn.-Inſtr. für die Cam. und übrigen Dom. » Verwal: 


tungen vom Mai 1819, $. 15; Verf. der Ober-Rechnungskammer vom 


1334, befonders gedruckt, und in der Samml. der Rechn.-Vorſchr. 
S. 460 ff., Note; Inftruftion für das Gtats- und Rechnungsweſen 
der HüttensAemter vom 4. Juni 1821, bej. gedr. und in vorged. Samml. 
S. 689 ff., $. 41; Erl. des Bergraths vom 22. Novbr. 1833. ebendaj. 
©. 721; ungedr. Erl. der Oberfinanz= Kammer, Abtheil. für Dom. vom 
17. Juni 1852. 
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fiht auf die den Mittelftellen im Allgemeinen zufommenve 
Befugniß zur Ertheilung von-Borgfriften und Nadläffen aber, 
in Erweiterung derfelben, ganz allgemein ermächtigt, erftere 
foweit fie den Betrag von taufend Gulden überfteigen je bis 
zum Schluß des Etatsjahrs gegen Leiftung vollftändiger Si— 
herheit zu ertheilen, und ſolche Ausftände, deren Bezahlung 
auf feine Weife mehr zu hoffen, und auf deren baldmöglichfte 
Entfernung aus den Ausftandöverzeihniffen deshalb aller Ber 
dacht zu nehmen ift, in abgäangige Verrechnung zu decretiren !). 


$. 70. 
I. Finanzieller Gefammt-Ertrag der Domänen i. w. ©. 


Der finanzielle Ertrag des gefammten Domanial» Ber: 
mögens ift nad dem Voranſchlag in dem SHauptfinanzetat 
für die Jahre 185/58, einfchließlic des nicht dahin gehörigen, 
bier jedoch damit vermiſchten Ertrages aus einzelnen unter: 
georbneten Regalien und Gebühren, und ohne den zum Theil 
auf Rechnung von jenem zu bringenden Ertrag der öffent- 
lichen Verfehrsanftalten, in jährlihem Durchſchnitt rein ans 
genommen auf einen Betrag von 3,339,459 fl. 34 fr. 2), 
welcher fi, bei Hinzurechnung jenes Ertrages, ſowie bei Ueber; 
tragung einzelner vollftändig hier in Abzug gebrachten, aber, 
wie jpäter betreffenden Orts nachzuweiſen ift, anderen Staatd- 
Einfommenstheilen und Staatsverwaltungszweigen zur Laft 
fallenden Theile des Elementar-Aufwands, nod um ein Bedeu— 
tendes höher, dagegen, bei vollftändigem Abzug der der vorlies 
genden Einfommensquelle zur Laft fallenden Ausgaben, noch 
viel niedriger ſich berechnen würde. 


1) D. a. Dienft-Inftr. für die Kr.Fin.Kammern vom Janr. 1823, 
6. 13, 3. 1,2, 7; desgl. für den Bergrath vom Febr. 1835, $. 10; 
o. a. Verf. des Fin.-Min. vom 10. Janr. 1845, beil. Prot. 3. 25, 55. 
2) Haupt-Finanzetat von 1855/58, IT. A, 
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Zweiter Abſchnitt. 


Einnahmen aus Domänen i. e. S. 
g. 71. 


Il. Im Allgemeinen, 


Die im engeren Sinne fogenannten Domänen, auf alter 
geihichtliher Grumdlage bis auf neuere Zeit der wichtigfte 
Hauptbeftanptheil des Staatsgutes ald der Inbegriff des ges 
fammten beträcdhtlihen Staats-Eigenthums an nugbaren Ges 
bäuden, Gütern, und Grundgefällen, namentlih an Zehnten 
und Theilgebühren, fowie den verſchiedenartigen Gefällen aus 
Lehen: und Zinsgütern, unter welchen ſich die Zehnten allein 
noch vor etwa achtzehn Jahren über eine Fläche von 1,107,822 
Morgen Aderland, 76,258 Morgen Wiefen und 50,754 
Meinberge erftredten !), find, nachdem von der Finanz-Ver— 
waltung früher fon, fowohl zur Bereinfahung der Domas 
nial-Berwaltung, al8 aud zur Erleichterung des Grundeigen— 
thums, die Ablöfung mancher jener Gefälle zu günftigen 
Bedingungen freiwillig für fich zugegeben worden war ?), 
nun ſeit neuerer Zeit, zufolge der durch die umfafjenden 
Grundlaften-Ablöfungsgefege aus den Jahren 1848 und 1849 3) 
herbeigeführte Ablöfung jener, durch welde viefer ganze 
Befit befeitigt worden, und ebendamit zugleidy die mit feiner 


1) 2. d. K. d. A. von 1839, Bd. 10, ©. 13. 

2) Bgl. hierüber des Berf. Domanial- Verwaltung des Württ. 
Staats, ©. 78 ff., 108 ff. 114 Fi. 

3) Geſetz, betreffend die Befeitigung der auf dem Grund und Boden 
ruhenden Grundlaften, vom 14. April 1848, Rbl. ©. 165 ff.; Geſetz, 
betr, die Erläuterung und theilweife Abänderung einiger Beftimmungen 
biefes Gefeßes, vom 24. Aug. 1849, Rbl. ©. 485 ff.; Geſetz, betr. die 
Ablöjung der Zehenten, vom 17. Juni 1849, Rbl. ©. 181 ff.; Gefeß in 
Betreff nahträgliher Beltimmungen zu leßterem Geſetz, vom 27. Juli 
1849, Rbl. ©. 313 ff.; Geſetz, betr. die Ueberrefte älterer Abgaben, vom 
29. Aug. 1849, Rbl. ©. 480 ff. 
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finanziellen Benügung in engem Zufammenhang geftandene 
Naturalverwaltung an Früchten und Wein, welche zuvor auch 
fhon, zu Erleichterung der Pflichtigen, wie zu Vereinfachung 
der Verwaltung, in Beziehung auf Früchte möglichft befchränft, 
und in Beziehung auf Wein eigentlich ſchon völlig befeitigt 
war !), zum vollftändigen Stilfftand gefommen ift ?), in ihrer 
Zurücdführung auf die beiden zunächſtgedachten Hanptbeftand: 
theile, Gebäude und Feldgüter, nebft landwirthfchaftlichen 
Bewerbeanlagen, unter Befeitigung jeder Natural-Berwaltung, 
nur nod von verhältnigmäßig feinem Umfang ?) ; dabei ift über: 
dieß noch Hinfichtlich diefer beiden Hauptbeftandtheile in einzel: 
nen Beziehungen eine Beftandsverminderung aud ferner ale 
zuläffig erfannt, wie im Einzelnen näher nachzuweiſen bleibt. 
Die Verwaltung diefer Domänen im engeren inne 
ift, infoweit foldye nicht, wegen des näheren Zufammenhanges 
jener mit anderen Beftandtheilen des Staatsguts, fei eg nun 
behufs einer von biefen unzertrennten gewerblichen, oder auch 
behufs einer hievon mehr oder weniger abgefonderten ein- 
faheren Benügung, den für deren Verwaltung, ald eigenen 
für fi beftehenden Berwaltungszweig, nievergefepten Be— 
hörden zufommt ?), zu unmittelbarer Beauffihtigung und Leis 
tung, in weiterer Unterordnung unter das Finanz. Minifterium, 
einer befonveren Abtheilung der unter dem Collectiv-Namen 
„Dberfinanzfammer“ niedergefegten Gentrals Mittelftelle, ver 
deshalb fogenannten Abtheilung für Domänen, unter theil- 
1) Bergl. des Berf. DomanialsBerwaltung, ©. 124, 140, 142 ff. 
2) Im Jahr 1855 waren fowohl alle Zehnten und Theilgebühren, 
als au alle Gefälle von Lehen» und Zinsgütern zur Ablöfung angemel- 
det, und alle Naturalverwaltungs:Ginrihtungen vollftändig befeitigt. ©. 
V. d. K. d. X. von 1855, 2r Beil.Bo., ©. 227, 229. 
3) Welche bedeutende Einſchränkung die Domänen und der ganze 
hierin begründete Verwaltungszweig erlitten haben, ergiebt ſich aus einem 
einfachen Weberblid über die früheren Ginrichtungen des letzteren. Dal. 


bes Verf. Domanial:VBerwaltung ©. 71 fi. 
4) O. a. Dienft:Inftr. der K. F.ſtammern vom Jan, 1823, $. 4,3.1. 
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weifer Mitwirfung einer anderen, der Abtheilung für Bau- 
ten »), zur unmittelbaren Beforgung aber, in nächſter Unter 
ordnung unter diefe Stellen, 65 Bezirfd-Elementarftellen, den 
fogenannten Gameralämtern ), unter theilweifer - Beihülfe 
anderer, weiterhin noch näher zu erwähnenden Beamten, insbes 
fondere der Bezirfsbau-Infpektoren, und dagegen in organifcher 
Berbintung mit mehreren anderen wefentlid tavon verſchiede— 
nen Geſchäftszweigen, insbefondere der Einbringung der Forft- 
und Fagdgefälle, fowie der Einfünfte aus einigen Regalien 
und Gebühren, der Verwaltung und mittelbaren Einbringung 
der neueren direften Steuern aus Gapitalzinfen, Renten, und 
Dienfteinfünften, der theild mittelbaren, theils unmittelbaren 
Einbringung der fämmtlichen indireften Steuern, mit Aus 
nahme des Zolls, der Leiftung der auf allen diefen Einfünf- 
ten haftenden Elementar-, ſowie ver Ausgaben an Befoldungen 
von Geiftlihen und Schullehrern aus der Etaatscaffe, endlich der 
Bejorgung des Etats-Caſſen- und Rechnungsweſens hinſichtlich 
aller diefer Einnahmen und Ausgaben, je in Unteroronung unter 
die für diefe Verwaltungs: und Gefchäfts-Gegenftände niederge— 
ſetzten Mittelftellen, übertragen, fo jevody, daß in Perfonal-An- 
gelegenheiten die Abtheilung für Domänen ihre fpeciell vorge— 
jegte Behörde bildet °). Legtere Behörde, welche hinſichtlich ihres 
vorftehenden Wirfungsfreifes an die Stelle der früher hiefür, 
in Verbindung mit der gefammten Etaatsforft- und Hodhbaus 
Berwaltung, und der von jenem ausgeſchloſſenen ) Leitung 


1) D. a. BD. vom 21. Nov. 1849, $. 2. 

2) Die Gameral: Aemter find ſchon von früherer Zeit her angeorb> 
net; ihre Zahl wurbe aber von einer früher größeren, bis zum Jahr 1819 
noch 87, allmählig, foviel möglih unter Gleichftellung ihrer Bezirke mit 
denen der Juflizs und Polizeiverwaltung, bis auf obige zurüdgeführt. ©. 
BD. vom 4. Juni 1819, Rbl. ©. 293, $. 1, 2, und vom 6. März 1843, 
Rbl. ©. 211. 

3) D. a. BD. vom 27. Aug. 1852, $. 3. 

4D.a. BD. vom 21. Nov. 1849, $. 5. 
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bes dießfallſigen Etats-Caſſen- und Rechnungsweſens, nieder 
gefegten vier Kreis-Finanzfammern einnimmt !), ift demgemäß 
nit einem Vorſtand, einer entſprechenden Zahl von Eollegials 
Mitgliedern, und dem erforberlichen Kanzlei: und Diener-Ber: 
fonal bejegt ?), wogegen fid der Perfonalbeftand der Games 
ralämter auf einen Amtsvorftand, Bameralverwalter, in ber 
Stellung eines Bezirfsbeamten ?), nebft einem aus der Staats, 
cafje befolveten, jedoch vorerſt nur in eventueller Weiſe in 
eigentlihe Staatödiener-Rechte eingefegten Amtsgehülfen, dem 
Cameralamts-⸗Buchhalter 9), welcher aud in Verhinderung des 


1) Die Kreisfinanzfammern wurben ihrer Seits in's Leben gerufen durch 
das V. Ev. vom 18. Nov. 1817, $. 47, und traten hiebei an die Stelle 
mehrerer Gentral:Gollegien, welche bisher für einzelne Zweige der Doma- 
nialsBerwaltung niedergefegt waren, namentlich der Seftion der Krondo- 
mänen, ber des Landbauweſens, und theilweife auch der der Staatsrecdhnuns 
gen, fo daß bei denfelben je für ihren Kreisbezirk ſämmtliche Gefchäfte 
jener Stellen vereinigt wurden, fpäter aber, zufolge einer BD. vom 
1. Oftb. 1827, Rbl. ©. 411, auch noch an die Stelle des bis dahin vorerft 
noch für einige Theile der Staatsforfiverwaltung beibehaltenen Forftrathes. 
In der Folge ergiengen zwar von Seite der Stände mehrfache Anträge 
auf die MWiederaufhebung dieſer Kreis-Stellen, und Niederfegung eines 
Gentral-Gollegiums an ihrer Stelle; die Regierung gieng aber vornehmlich 
deshalb nicht darauf ein, weil unmöglich alle Gejchäfte der Finanzkam— 
mern von einer Gentralftelle beforgt werden könnten, bei einer Gentralift: 
rung alfo Nealfektionen gebildet werden müßten, was nur Gefchäftsver- 
mehrung und Berzögerung zur Folge hätte, bei der Kreiss@inrichtung 
aber überdieß eine genauere und nähere Aufficht auf die Elementarftellen, 
und ein befjeres Ineinandergreifen der Geſchäfte gefichert fei (vgl. Mohl, 
W. Staatsreht II. ©. 57), bis fie endlich in der neueren Zeit felbit, in 
ber ausdrüdlich ausgefprochenen Nbficht, Bereinfahungen im Staate-Dr- 
ganismus, welche zu Abkürzung des Gefchäftsganges führen, baldmöglichſt 
eintreten zu laffen, bie jegige Einrichtung in’s Leben rief. ©. o. a. 
V.O. vom 21. Novbr. 1849, Eingang. 

2) O. a. BD. vom 21. Nov. 1849, $. 3. 

3) DO. a. BD. vom 4. Juni 1819, $. 10—15, und BD. vom 
28. Juni 1824, Rbl. ©. 417 ff. (Befoldungsverhältniffe); Verf. des Fir 
nanz:Min. vom 7. Febr. 1839, Rbl. S. 109 (Diätenberechnung). 

4) D. a. BD, vom 4. Juni 1819, $. 6, 7, und Berf. des Fin.- 
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Amtsvorftandes denfelben zu vertreten hat"), in neuefter Zeit 
mit einem voranfhlagsmäßigen Aufwand, einfchließlid der 
Amtds Diener und einzelner Unterofficianten, von 179,224 fl. 
25 fr. 2), beſchränkt. 

Für die Verwaltung ſelbſt in ihrem eigentliden Sinne 
find, außer den früher ($. 66, 67, 68) angeführten allge: 
meinen Normen für die Domanial: Verwaltung überhaupt, 
nur noch je hinfichtlicy der beiden hierunter begriffenen Haupt- 
vermögenstheile für fi, ver eigenthümlihen wirthſchaft— 
lihen Natur derjelben gemäß, eigene Vorſchriften aufgeftellt, 
und außerdem allein hinſichtlich der Ergänzung der Amts— 
grundbücher ebenjene allgemeinen Worfchriften dahin nod 
näher beftimmt, daß zu Sicherung einer Gleichförmigkeit 
berjelben die dießfallfigen Entwürfe, zugleid mit Vorlage der 
Rechnungen zur Prüfung, der Rechnungs-Controlbehörde eins 
zufenden, und fofort nad ihrer Richtigſtellung durch dieſe 
eines Theil hier in den SKanzleieremplaren nachzutragen, 
andern Theild den einzelnen Cameralämtern je zum Cintrag 
in ihrem Amts-Exemplar zurüdzugeben find ?). 

Für die Einbringung der Domanial-Einnahmen i. e. S., 
und die Leitung der hiedurd) veranlaßten Ausgaben, welde in 
enger Verbindung mit legterer den Cameralbeamten übertras 
gen ift, befteht, neben ven allgemeinen vießfalljigen Vorfchriften 
binfichtlih der Domanial-Einfünfte und Verwaltungs-Ausga- 
ben überhaupt ($. 69), noch zu ihrer weiteren Unterftügung 
die eigenthümliche gejeglihe Anorpnung, daß den Cameral- 
ämtern das Recht zufteht, zu Beitreibung aller aus der Dos 


Min. vom 17. Septbr. 1839 (Gehalts: Verhältnifje); Gefep vom 22. Juli 
1839, Rbl. ©. 507 (Dienftverhältnifie). 

1) D. a. V.O. vom 4. Juni 1819, $. 7; Verf. des Fin. Min. vom 
28. Decbr. 1830, Rbl. von 1831, ©. 35. 

2) 2. d. 8. d. A. von 1855, 2r Beil.Bo., ©. 228. 

3) Ungedr. Berf. des Fin.Min. vom 20, Juli 1843. 
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manial-Berwaltung fi) ergebenden Einnahmen felbft die Ber- 
ſonal⸗Execution durch Prefjer anzuwenden, und für den Fall 
der Unamvendbarfeit oder Fruchtlofigfeit von dieſer den Orte: 
obrigfeiten und in höherer Inftanz den Gerichtsbehörten die 
Verpflichtung beſonders auferlegt ift, auf Anrufen die weiter 
erforderliche Hülfe zu leiſten ). Dabei ift aber jenen Etellen 
in erfterer Beziehung, im Hinblid auf das aus einem Zahlungs: 
befehl der zuftändigen DOrtsobrigfeit im Concurs geſetzlich er: 
wachſende Vorzugsrecht, ausprüdlih zur Pfliht gemadt, im 
einzelnen Fall immer näher zu erwägen, ob es nicht, wie bei 
bedeutenden unbevorzugten Forderungen, zumal je nad ben 
Vermögensverhältniffen der Schuldner oder ihrer Bürgen, leicht 
der Fall fein mag, zu Sicherung einer Forderung den Borzug 
verdiene, von der Perfonals Erecution Umgang, und fogleich 
die Rechtshülfe der Ortsobrigfeit in Anſpruch zu nehmen, ſomit 
demgemäß die geeigneten Schritte zu thun ?). Hinſichtlich der 
Ueberwachung der Thätigfeit der Kameralämter in vorftehen- 
der Beziehung durch die Abtheilung für Domänen finden 
lediglich die früher angeführten allgemeinen Normen Anwen: 
dung, mit der einzigen Modififation, daß legterer die Bewil- 
ligung von Nadläffen aus Gründen der Billigfeit bis auf 
den Betrag von fünfundzwanzig Gulden zufommt ?). Im 
Uebrigen bietet diefe befondere Aufgabe der Verwaltung hier 
weder im Allgemeinen, noch hinſichtlich der beiden bejonveren 
Gegenftände derjelben etwas weiteres Eigenthünliches dar. 
Der Gefammtertrag der Domänen i. e. ©. ift nad) dem 
neueſten Voranſchlag für die Finanz »Periove von 186/56, 


1) Exec.Geſetz vom 15. April 1825, Art. 13, 14, Rbl. ©. 282; 
Berf. des Fin. Min. vom 6. Septbr. 1836, Samml. der Cam.-Geſetze 
II. ©. 798. y 

2) Ungedr. Erl. der D.Fin.K., Abth. für Dom. vom dar. Mai 1851. 

3) D. a. Berf. des Finanz Min. vom 10. Janr. 1845, beil. 
Prot. 8. 26. 
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einfchließlih des damit vermifchten, feiner rechtlichen Natur 
nad; aber theild dem Einfommen aus Regalien, theild dem 
aus Gebühren angehörenden Einfommen aus fogenannten 
Hoheitd- und obrigfeitlihen Rechten, fowie desjenigen an 
Zinfen aus in der Verwaltung der Gameralämter ſtehenden 
Activ » Kapitalforderungen, insbejondere den neueren Gefäll- 
ablöfungs-S chuldigfeiten, welche betreffenden Orts noch näher 
anzuführen find, im jährlihen Durhfhnitt rein angenommen 
auf 1,020,459 fl. 34 fr., ohne jene beiden Einfommensarten 
aber nur auf 83,572 fl. 7 fr. !), wobei jedoch nicht überfehen 
werden darf, daß der gefammte allgemeine Amtsaufwand ver 
Cameralämter, weldyer, dem Gefchäftsfreis der legteren gemäß, 
zu einem großen Theil anderen Berwaltungszweigen und den 
hieraus hervorgehenden Einnahmen zur Laſt fällt, ganz bier 
aufgerechnet, und vom Rohertrag in Abzug gebradt ift 2). 


I. Gebäude. 


$. 72. 
1) Sefland des Stantseigenthums an nutzbaren Gebäuden. 


Der Staatöbefig an Gebäuden, welche, völlig abgeſon— 
dert von anderen VBermögenstheilen, für fi ifolirt einen 
Gegenftand finanzieller Benügung, und als foldye der Domä- 
nen-Berwaltung i. e. ©. bilden, ift bei der offenbaren Un— 
vortheilhaftigfeit dejjelben von geringer Ausdehnung. Auch 
fteht in dieſer Rüdficht längft der Grundfag feft, daß für andere 
Zwede überflüffige Gebäuve, foweit dieß immer zu angemeſſe⸗ 


1) Sauptfinanzetat von 185%/s8, I. A. 1. Noh im Jahr 18%8/as 
inmittelbar vor ver Ablöfung belief ſich der Ertrag noch, einjchließlich der 
obengedachten Beimifchungen, nach dem Voranſchlag auf 1,847,278 fl. 5 Fr. 

2) V. d. K. vd. A. von 1858, 2r Beil.Bo., ©. 225 fi, 
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nen Preifen bewirft werben kann, zur Veräußerung gebracht '), 
und neue daher nur, foweit fie für irgend einen fonftigen 
Staatszweck nothwendig oder nuützlich erfcheinen, angeſchafft 
werden, wobei ſodann, ſoweit dieß mittelſt eines Neubaus zu 
bewerkſtelligen iſt, in der Hauptſache dieſelben Normen in 
Anwendung kommen, wie bei den weiterhin anzuführenden 
Hauptausbefjerungen von Gebäuden. 

Es fteht nun aber mit der Verwaltung biefer rein finan- 
ziel nugbaren Gebäude in enger organischer Verbindung auch 
noch die der Staatsgebäude überhaupt, ohne Rüdfiht auf 
deren Beftimmung zu allgemeinen oder bejonderen Zweden 
der Staatöverwaltung, foweit ihre Erhaltung auf den 
Hochbaufonds des Finanz» Minifteriums angewiefen ift ?), 
wie dieß der Regel nah der Fall, und eine Ausnahme 

nur infoweit erleidet, ald jene Gebäute, um der Eigenthüms 
lichfeit ihres Zmwedes willen, den für die Handhabung von 
lezterem überhaupt aufgeftellten Berwaltungsbehörden zur 
Verwaltung übergeben find, wie die Gebäude ver Kriegsverwal— 
tung, der Etrafanftalten, des Landgeftüts, und der land» und 
forſtwirthſchaftlichen Academie, bei welchen jene Ueberweiſung 
wirklich durch den Zuſammenhang, die Einheit, und größere Ein— 
fachheit, welche die betreffende Gebaͤude-Verwaltung hiedurch 
erhaͤlt, vollkommen gerechtfertigt erſcheint, und uͤberdieß noch 
der Umſtand dafür ſpricht, daß es ſich hiebei nicht blos von 
deren baulichen Unterhaltung im Allgemeinen, ſondern auch 
von einer den beſonderen Zwecken der betreffenden Verwal—⸗ 
tungszweige möglichft entfprechenden, und ebendarum nicht 
unabänderlihen Einrichtung der Gebäude handelt, daß daher 


— — 


1) Verf. des Fin. Min. vom 25. Janr. 1826, Samml. der Rechn.⸗ 
Vorſchr. ©. 442, Note, $. 2, 3; ungedr. Verf. defjelden vom 19. Janr. 
und 12, Novbr. 1826, 31. Juli und 2. Aug. 1827, und 29. Der. 1829. 

2) D. a. Dienſt-Inſtr. der Kr.Fin.Kammern vom Janr. 1823, 


$. 15, 8. 1. 
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die Befriedigung diefer nicht immer genau vorauszuſehenden 
Berürfniffe außerdem leicht eine nachtheilige Verzögerung erleiden 
fönnte, auch überdieß mande Bauarbeiten hier theilweife durd) 
das eigene Perſonal ver betreffenden Staatsanftalten mit nicht 
unbedeutenden Erfparniffen beforgt werden können, wie bieß 
bei einer Trennung ded Bauwefens von ihren Verwaltungen 
nicht auf gleihe Weife zu bewirken wäre !). 

Der Beftand des Staatdeigenthums an in abgefonderter 
Nutzung durd die Domanial » Verwaltung i. e. ©. ftehenden 
Gebäuden ift nicht anzugeben, und ebenfowenig aus neuefter 
Zeit der von den neben jenen behufs ihrer Erhaltung ihrem 
Wirfungsfreis angehörenden Staats» Gebäuden; im Jahr 
1854 betrug indeſſen die Gefammtzahl von beiven zufammen 
noch 4586 ?). 


2) Werwaltung der Gebäude. 


$. 73. 
a) Im Allgemeinen, 


Für die Verwaltung der Staatsgebäude überhaupt bildet 
eine allgemeine Grundlage vie Unterhaltung einer mehrfadhen 
Ueberfiht über die Art und Befchaffenheit verfelben im Ein- 
zelnen. Es dient hiezu: 

1) die ausdrücklich vorgefchriebene Aufnahme und Forts 


1) B. d. K. d. A. von 1826, 28 Beil.H., Ite Abth., S. 61, und 
9. 5, ©. 1226, von 1830, 9. 3, ©. 721. 

2) Aftenmäßige Notiz. Im Jahr 1835 belief ſich die Anzahl noch 
auf 5969, ſ. 8. d. 8. d. N. von 1836, Bd. 10, Ite Abth., ©. 122, von 
1839, Br. 9, ©. 191, und im Jahre 1847 auf 5251, ſ. Verh. ber 2ten 
verfaffungsberath. Verf. von 1850, 2r Beil.Bv., ©. 204. Eine Haupts 
veranlafjung‘ zu einer beträchtlichen Abnahme war in neuerer Zeit die 
zufolge der Grundgefäll-Ablöfung eingerretene Entbehrlichfeit jo vieler 
für vie Orundgefäll: Verwaltung nothwendig geweſenen Gebäude, wie 
Zehntſcheunen, Fruchtkäften und vergl. ©. V. d. 8. d. N. von 1855, 
2r Beil.Bo., S. 207. 


Hoffmann, Binanzredt. I. 14 
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führung einer genauen Beſchreibung derſelben, namentlich der 
Größe und des innern Gelaſſes, womöglich mit Angabe des 
Jahres der Erbauung derſelben, jowie der vorliegenden Baus 
verbindlichfeiten, nebft einer jummarifchen Nachweiſung der von 
Jahr zu Jahr hierauf verwendeten befonderen Koften, in den 
cameralamtlihen Amtsgrundbüdern unter einer eigenen Abs 
theilung verjelben !)5 

2) die ebenfo vorgefchriebene Führung eines eigenen Ver: 
zeichnifjes über die vom Staate zu unterhaltenden Gebäude, 
unter näherer Angabe ihrer Größe, der Zahl der Stodwerfe, 
and ded Gelafjes an Zimmern, Küchen, Kellern u. ſ. w., 
fowie der vorliegenden Buauverbindlichfeiten, ſowohl bei den 
betreffenden einzelnen Gameralämtern, ald auch bei der höhe- 
ren. Behörde, je auf den Grund der von den erfteren bei 
Vorlegung der alljährlihen Baukoſtens-Verzeichniſſe zu erftat- 
tenden Anzeigen über dieöfallfige Aenderungen 2); 

3) endlich iſt noch über jedes einzelne Gebäude bei dem 
betreffenden Cameralamt eine befondere in's Einzelne gehende 
Beſchreibung herzuftellen und zu unterhalten 3). 


b) Erhaltung des guten Beflandes, 
$. 74. 


aa) Jm Allgemeinen. 


Zu gehöriger Erfüllung der, zu Sicherung des Zwedes, 
wie zu angemefjener Beſchränkung des Banaufwandes, hoch— 
wichtigen Aufgabe der Erhaltung des guten Beſtandes ver 
Staatögebäude find, in Betracht der hiezu erforderlichen eigen: 
thümlihen Kenntniffe, den obengedadhten Domanial Berwal- 


1) O. a. Rechn.-Inſtr. der Cam. Verwaltungen, vom Mui 1819, 
$. 28 und Beil, Lit. A. Nr. 4. 

2) Ebendaf. Beil. Lit. E. $. 2—5. 

3) Ungedr. Berf. des Fin.Min. vom 2. März 1847. 
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tungsbehörden eigene technifche Behörden an die Eeite, und 
diefe zum Theil fogar ganz an die Stelle von jenen geſetzt. 

Eines Theils ift die unmittelbare Leitung dieſes Ver: 
waltungszweiges, ſowohl nad) feiner wirthſchaftlich-techniſchen, 
als audy nad feinen rechtlichen Beziehungen, einer eigenen 
für fi abgefonderten, großen Theils aus Technifern befegten 
Gollegial-Abtheilung der Oberfinanzfamımer, der für Bauten, 
zur felbftftändigen Behandlung in unmittelbarer Unterordnung 
unter dad Minifterium zugetheilt !). 

Andern Theild find den Cameralämtern, je mehreren zus 
fammen, eigene techniſch gebildete Elementarbeamte, Bezirks— 
bauinfpeftoren, der Zeit im Ganzen dreizehen, unter beiver- 
ſeitiger dienſtlicher, und letztere auch noch unter perſönlicher 
Unterordnung unter vorgedachte Mittelſtelle, mit höheren 
Staatsdiener-Rechten, fixem Gehalt, und beſonderen mit eige— 
nen Weiſungen zu angemeſſener Beſchränkung der Dienſtreiſen 
verbundenen Amts- und Reiſekoſtens-Entſchädigungen zur Seite 
geftellt ?), ſodaß ſich beide in die für die vorſtehende Aufgabe 
auf ihrer Dienftftufe zu beforgenden Geſchäfte näheren Vor— 
ſchriften gemäß zu theilen haben, wofür in der Finanzperiode 
vom 1855/55 im durchſchnittlichen Voranſchlag ein jährlicher 
Gejammtaufwand angenommen ift von 23,020 fl. 3). 

Die Aufgabe felbft ift der Natur der Sache nad näher 
zu erfüllen eines Theild dur gehörige Bewahrung der Ges 
bäude gegen Beihädigungen, andern Theild durch eine ent— 
Iprechende Ausbeſſerung der lezteren, wofür denn aud je 
eigene allgemeine Normen aufgeftellt find. 


1) D. a. BD. vom 21. Novbr. 1849, $. 2. 

2) B.D. vom 30. März 1819, Rbl. S. 149 (Drganifation) ; ungedr. 
Erl. der O.F.K. Abtheil, für Bauten vom 3. Oftbr. 1855 (Diätenbe: 
zuge-Negulativ). 

3) 3. d. 8. d. A. von 1855, 2r Beil.Bp., S. 208. 
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$. 75. 
bb) Bewahrung ber Gebäude gegen Befhäpdigungen. 


Die vorbeugende Abwehr: von Beichädigungen an den 
Staatögebäuden wird theild durch die Art ihrer Anlage, theile 
durch gewiffe ihren Bewohnern auferlegte Berpflichtungen, 
theil8 durch eine regelmäßige Beauffihtigung von Eeite ver 
Elementars-Baubehörden zu bewirfen geſucht. 

1) In der erſtgedachten Beziehung ift es vor Allem eine 
in der ganzen Stellung der höheren und untergeordneten Baus 
behörven begründete Aufgabe derſelben, auf eine entjprechende 
Aufführung und Einrichtung der Gebäude bei Neubauten und bei 
Hauptausbejjerungen überhaupt forgfältigen Bedacht zu nehmen, 
und hiefür die damit zufammenhängenve, betreffenden Orts noch 
näher zu erwähnende wiederholte techniſche Erwägung der 
dießfalfigen Entwürfe von befonderem Werthe. Ausdrücklich 
ift aber diefen Behörden zur Pflicht gemacht, ihr Augenmerk 
darauf zu richten, daß zu den Bauten des Etaatd nur aus— 
getrodnetes geflößtes, oder in dem der Verwendung vorange- 
gangenen Jahre gefälltes Holz, und wohl auefgetrodnete 
Schnittwaare verwendet, und wenn je in bejonderd dringenden 
Fällen nicht vollfommen ausgetrodnetes Holz verwendet wers 
den müßte, in dem neuen Gebäude wenigftens das Gipfen 
der Wandungen, ſowie das Legen der Böden auf das nächſte 
Jahr außgefegt werde). Ebenſo ift die Verſehung aller 
wichtigeren, und vermöge ihrer Lage, Bauart, und Umgebuns 
gen der Gefahr einer Entzündung durd Blig beſonders aus— 
gefegten Gebäude mit ſoliden Bligableitern angeordnet ?). 
Nebendem ift, zum Theil auch als Mittel zur Bewahrung 
gegen äußere Beihädigungen, eine Bezeihnung der Staatd- 


1) Berf. des Fin.Min. vom 28, April 1835, Rbl. S. 206. 
2) Verf. defjelben vom 21. April 1835, Samml. der Gam.:Gefege 
II, ©. 752. 
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gebäude mit dem Staatdwappen, und zu dem Ende feit neue 
rer Zeit durchaus die Anbringung eiferner Wappenſchilde an 
denfelben vorgefchrieben ). Im Uebrigen ift vie Staats - Fir 
nanzverwaltung noch, gleih Privaten, ay die allgemeinen 
baupolizeilihen Vorfhriften gebunden, und eine Abweichung 
hievon dur ausdrüdlidh bei der höheren Regierungsbehörde 
nachzuſuchende Dispenfation bedingt 2). 

2) Den Bewohnern von Staatsgebäuden ift eine genaue 
Aufſicht über letztere, insbeſondere aber die Verhütung jedes 
durch Unachtſamkeit, Muthwillen, oder unordentlichen Gebrauch 
möglicher oder nothwendiger Weiſe entſtehenden Schadens, 
wie auch die Unterlaſſung aller eigenmächtigen Veränderungen 
in der Einrichtung der Gebäude zur Pflicht gemacht, und des— 
halb befonvdere Haftung für alle durch die Ausbefferung einer 
folhen Beſchädigung, oder durch eine etwa nothwendig wer: 
dende Befeitigung unbefugter Weife vorgenommener Verän— 
derungen entitehende Koften auferlegt. Auch find diefelben 
verbunden, alle Feine Ausbeſſerungen, wie namentlid die Er: 
haltung der Benfter, mit Ausnahme der Verbleiung und des 
Rahmwerfs, der Läden, mit Ausfchluß des Rahmwerks an 
Faloufieen, die Befeftigung der Befchläge, und die Anfhaffung 
neuer Kloben und Worreiber, die Ausbeſſerungen an den 
Schlöſſern, das Ausfpänen alter Böden, die Fleinen Aus— 
befferungen an Badöfen, Küchen, Mafchfeffeln, Heerden und 
Bußfteinröhren, das Weiffen der Zimmer, Fluren, Gänge und 
Treppengehäufe, das Anftreihen der Küchen, das Reinigen der 
Kamine, und das Säubern der Winkel, ferner an fogenann- 
Slidarbeiten die Ausbefjerung der Böden, des Pflaſters, der 
Wandungen von Dielen und Brettern, Raufen, und wenn 
ein Bewohner über ſechs Jahre in einem Gebäude fi 

1) Ungedr. Verf. deſſelben vom 13. Jan. 1841. 


2) Bekanntm. der Min. des Innern und der Fin. vom 30. Januar 
1837, Rbl. S, 66, 
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befindet, auch die Herftelung neuer Böden und Pflafter, der 
Tröge, Krippen, Raufen und der Wandungen von Dielen und 
Brettern in den Stallungen, und zwar Alles dieß je ganz, end« 
lih aber noch, wenn zu einem Gebäude ein Grundftüd, Gars 
ten und dergl. mit Umzäunung ſich befindet, unter allen Um— 
ftänden vie Neuherftellung, wie die Ausbefjerung der legteren, 
mit Ausnahme der Mauerarbeiten, je zum vierten Theil auf 
fi zu übernehmen. Zu Abwendung unbegründeter Entſchul—⸗ 
digungen und Einreden bei einer zur Laft fallenden Nichts 
erfüllung jener Berpfliditungen, ift jedem Bewohner eines 
Staatsgebäudesd diefes bei feinem Einzuge, unter Zugrund: 
legung der vorliegenden Beſchreibung, und der erforderlichen 
Ergänzung derfelben, urfundlih, im Cameralamts-Sitze durd) 
den Gameralbeamten, außerhalb vefjelben durch den zu dem 
Ende befonders hiemit zu beauftragenden Ortsſteuerbeamten, 
zu übergeben, und hiebei zugleih ein Eremplar jener Bes 
ſchreibung, nebft einer Belchrung über die bei Benügung des 
Gebäudes zu beobachtenden VBerhaltungsregeln und zu über: 
nehmenden Ausbefjerungen, zuguftellen ). Hinfichtli der 
Känzleigebäude find aud den Beamten und Dienern der bes 
treffenden Behörden eigene allgemeine Verhaltungs-Vorſchriften 
zu Verhütung eined Brandes, fowie hinfichtlicy der Bereithals 
tung von Löſchwerkzeugen und Flüchtungsmitteln ertheilt ?). 
3) Eine periodische Befihtigung der Staatsgebäude ift den 
Glementarbaubehörben eines Theild regelmäßig alljährlich ven 
Eommer über (welcher Zeitpunft jedoch in der Wirklichkeit wegen 


1) V.O. vom 10. Oftbr. 1817, Rbl. ©. 481 ff., $. 1-4, 6; desgl. 
vom 28. Novbr. 1820, Rbl. €. 637 ff.; Verf. des Fin.Min. vom 25. 
Febr. 1835, Rbl. S. 125, vom 5. Juli 1836, Rbl. S. 274, 27. Auguft 
1836, Rbl. ©. 440, 6. 6, 7, vom 2. Juli 1836, 7/un März 1839, 15. 
April 1845, und 19. Septbr. 1850, 2r Ergänzungsbd. zum Regbl., €. 
418, 337, 338, 340; ungedr. Erl. der O.F.K., Abiheil. für Bauten vom 
5. Septbr. 1855. 

2) Verf; ſämmtl. Min. vom 10. Fbr. 1848, Rbl. ©. 56 ff., S. 1-5. 
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der gleichzeitig vorzunehmenden Prüfung der neu ausgeführten 
Bauarbeiten nie eingehalten werben fann, und daher immer 
weiter hinausgefhoben wird), andern Theil bei jeder mit dem 
Bewohner eines Staatögebäudes vor ſich gehenden Beränter 
rung aufgetragen. Erftere ift dur den betreffenden Game: 
ralbeamten unter Zuziehung der geeigneten Handwerksleute, 
und je nad Verfluß mehrerer Jahre in den von der höheren 
Behörde zu bezeichnenden Gameralamtd-Bezirken unter Mitwirs 
fung des Berirfsbauinfpektors vorzunehmen; Obliegenheit dieſer 
beiven Beamten ift aber hiebei, nicht allein jedes nothwenbige 
Baubedürfniß vorzumerfen, fondern auch forgfältige Unterfuchung 
darüber anzuftellen, ob nicht irgendwo eine Unorbnung zum 
Nachtheil der Gebäude beftehe, und ob insbefondere die den 
Bewohnern obliegenden Berbindlichfeiten von denfelben gehörig 
erfüllt werden, und die etwa deshalb erforderlichen Verfügun— 
gen zu treffen !). Die bei einer Veränderung des Bewohners 
eines Gebäudes vorzunehmende Beftchtigung vdefjelben liegt 
auch dem Gameralbeamten ob; hiebei ift das Gebäude in 
allen feinen Theilen genau und urkundlich unter Vergleichung 
ber vorliegenden Gebäubebefchreibung, in wichtigeren Fällen 
unter Beiziehung des Bauinfpeftord oder eines tüchtigen Werk— 
meifters, zu. unterfuchen ; werben aber hiebei dem abtretenven 
Bewohner zur Laft fallende Befhädigungen aufgefunden, fo 
ift hievon forgfältige Wormerfung zu machen, und jenem eine 
entiprehende Echadend-Erfagleiftung, oder die Verbeſſerung 
der Mängel aufzuerlegen, im Weigerungsfall jogar geradezu 
das Erforderliche für deſſen Rechnung ausführen zu lafjen ?). 

1) D. a. B.D. vom 10. Octb. 1817, $. 4; Berf. des Fin.Min. vom 
30. März 1818, Rbl. ©. 137, $. 1; 0. a. Berf. desjelben vom 27. Aug. 
1836, 6. 8; Berf. desjelben vom 23. Mai 1837, Sımml. ver Gameral: 
Geſetze I, ©. 815; o. a. Erl. der D.F.R., Abtheil. für Bauten, vom 
3. Ditbr. 1855, 8. 3, 4. 


2) D. a. BD. vom 10. Octbr. 1817, $. 4; 0. a. Berf. des un 
Min. vom 27. Aug. 1836, $. 1—5, 7. 
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Neben der periodifchen Unterfuhung der eigentlichen 
Staatögebäude fol eine ſolche auch hinſichtlich derjenigen Ge- 
bäude ftattfinden, für welde ver Finanzverwaltung nur eine 
jubfiviäare Baulaft obliegt, und zwar an Orten, wo ohnehin 
eine Jahresvifitation von Staatsgebänden durd die Staats: 
baubeamten vorzunehmen ift, durch diefe, in anderen, wo leztere 
nicht etwa eine fonftige Beranlaffung hiezu erhalten, durch 
den beſonders hiemit zu beanftragenden Ortsfinanz (Steuer)- 
Beamten, unter Berichterftattung an das Gameral » Amt. 
Würden hiebei fleinere Baugebredhen bemerkt, deren Hebung 
bem Prineipal-Baupflihtigen obliegt, und durch deren Nichts 
beadhtung noch größere herbeigeführt werden fünnten, welche 
ſodann auf Koften des ſubſidiär Baupflichtigen, hier alfo des 
Staates, ausgebefjert werden müßten, fo fol von dem Game; 
ralanıt aldbald ihre Hebung auf Koften von jenem angefons 
nen, und wenn dieß ohne Erfolg bleiben würde, an bie zu: 
ftändige Behörbe das Geſuch um deſſen amtlihe Anhaltung 
hiezu gerichtet werden; auch joll über die wirflihe Beobach— 
tung von all Diefem in den jährlihen Bauvifitationd-Protos 
follen jedesmal befondere Nachweiſung gegeben werben !), 

Unabhängig von der bauamtlihen Bifitation der Staats: 
gebäude ift die feuerpolizeilihe, welcher fie von Geite der 
Dberamtsfeuerfhau, mit Ausſchluß der Drtsfeuerfhau, unters 
worfen find ?). 

Bei Ausbruch eined Brandes in Orten, in welden fid 
Staatsgebäude befinden, liegt dem betreffenden Cameralbeamten 
ob, erforberlihen Falls fi dahin zu begeben, um wegen der; 
felben die erforberlihen Rettungsanftalten zu treffen 3). In 


1) Berf. des Fin.Min. vom 12. Aug. 1845, 2r Erg.Bd. zum Rbl., 
©. 346. 

2) D. a. Bekanntm. ber Miu. des Innern und ber Finanzen vom 
30. Janr. 1837. ; 

3). Ungebr, Berf. yom 15, Juni 1808, 
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Beziehung auf Ranzleigebäude find für dieſen Fall übervieß 
den betreffenden Beamten und Dienern eigene allgemeine Ber: 
haltungs⸗Vorſchriften ertheilt "). 


8. 76. — —— 
cc) Ausbeſſerung von Gebäudebeſchädigungen. 
Für die Bewerkſtelligung der Ausbeſſerung derjenigen 
Beihädigungen von Staatögebäuden, weldhe der vorerwähns 
ten Norfehrungen zu ihrer Verhütung ungeadhtet unvermeids 
licher Weife fi) ereignen, ift vor Allem, unabhängig von den 
Verwaltungs-Einricbtungen für diefen Zwed, von Bedeutung 
die gefeglihe Aufnahme jener in die allgemeine Brandvers 
fiherungs-Anftalt 2), vermöge der demzufolge im Fall eines 
Brandfhadens von jener anzufprehenden Entſchädigung; den 
Baubehörven ift jedoch in diefer Beziehung noch, zu mög» 
lichfter Ermäßigung des damit verbundenen Aufwandes, eines 
Theils ein Gebraud von der gefeglih zuläffigen Ausnahme 
aller feuerfeften Beftandtheile, der Grundmauern, Kellermauern, 
und Gewölbe fowohl, als auch der dem Feuer widerftehenden 
Stofmauern, von der Verfiherung ?), andern Theil eine 
angemefjene Bedachtnahme auf Aenderung der einer in jener 
Beziehung günftigen Elafjen-Eintheilung von Staatögebäuden 
im Wege ftehenden baulihen Einrichtungen ) anbefohlen. 
Von Seite der Verwaltung für ſich aber find, zur Eiche 
rung einer zwedmäßigen Behandlung vorftehenvder Aufgabe, 
theils hinſichlich der Anordnung, theils hinfihtlid der Aus: 
führung, theils hinſichtlich der Zahlungs-Einleitung jener 
Ausbeſſerungen, mehrfache Einrichtungen getroffen: 
1) D. a. Verf. ſämmtl. Min. vom 10. Febr. 1848, $. 6—14. 
2) Vgl. Geſetz, betr. die veränderte Einrichtung der allgemeinen 
Brandverfiherungs:Anitalt vom 14. März 1853, Rbl. ©. 97 ff. Art. 1. 
3) Berf. des Fin.Min. vom 22. Mai 1833, Samml. der Gamerals: 


Geſetze II, ©. 691. 
4) Ungedr, Erl. der O.F.K., Abth. für Bauten, vom 31. Jan. 1855. 
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I. Behufs der Anordnung von Banausbefjerungen ift 
1) foweit nit außerordentliche und dringende Nothfälle 
eintreten, in welchen fogleih Hülfe nothwendig erfcheint, 
und welde deshalb die nachbemerfte befondere Behand: 
lung fordern und geftatten, alljährlih in jedem Games 
ralamtöbezirf, auf den Grund der bei ver Gebäude-Beau- 
genfheinigung gemachten Wahrnehmungen, und hierüber 
anfzunehmenden genauen Notizen, ein eigener Jahresbau— 
überſchlag, und zwar wenn der Bezirfsbauinfpeftor bei 
der Beangenfcheinigung mitwirfte, durch dieſen, fonft 
aber durch das betreffende Gameral-Amt, vorbehäftlich 
einer nachfolgenden Prüfung durch ten Bauinfpeftor, 
nebft den erforberlihen, nad) eigenen technifhen Vor— 
Ihriften zu entwerfenden Riffen, auszufertigen, und auf 
den Quartaltermin Martini (11. Novbr.) jeden Jahres 
(welcher Termin jedoch wegen der obenerwähnten Ver: 
zögerung der Beaugenfcheinigung auch nie eingehalten 
werden kann) der höheren Stelle vorzulegen. In diefen 
Ueberſchlägen ift jede einzelne als nothwendig erfannte 
Banansbefjerung, und der nad) möglichft forgfältiger Vor— 
ansberehnung und Veranfchlagung hiefür anzunehmenve 
FKoftenaufwand abgefonvert für jedes einzelne Gebäude, 
unter Begründung ihrer Nothwendigfeit, und einer ge: 
nauen, jede Ungewißheit oder abweichende Auffaffung und 
Deutung ausſchließenden Befchreibung der hiegu erfor; 
derfihen Arbeiten, ſowie unter Beifhluß eines Berzeich- 
niffes der örtlihen Baumaterialienpreife und Taglöhne, 
nachzuweiſen, und hiebei allenthalben fowohl die genaue 
Erfüllung der den Bewohnern der Gebäude obliegenven ges 
jeglichen und vertragsmäßigen, fowie der fonftigen zu Recht 
beftehenden Bauverbindlichfeiten genau wahrzunehmen, 
als auch in allen Theilen die möglichfte Sparfamfeit zu 
beobachten. Uebrigens folfen in den Jahren, in welden 
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der Buuinfpeftor an der Gebäude » Beaugenfcheinigung 

nicht Theil nimmt, nur unauffchieblide, und die für die 
gewöhnliche und nothwendige Erhaltung von Gebäuden 
ih ergebenden Ausbefjerungsbebürfniffe, in der Regel 
alfo außer der Dadunterhaltung nur Heine Flidarbeiten 
berückſichtigt, alle anderen aber jovielmöglih fo lange 
aufgejhoben werden, bis wieder eine Beaugenfheinigung 
unter jener Theilnahme ftattfindet '). 

Auf gleiche Weife find aud die dem Staate vermöge 
einer ſubſidiären Baulaſt obliegenden Bauausbeſſerungen 
einzuleiten, und zwar haben die Baubeamten zu dem 
Ende, ſobald ſie bei der periodiſchen Baubeſichtigung 
Baugebrechen von größerem Belang entdecken, für deren 
Hebung vorausſichtlich die ſubſidiär Baupflichtigen in Anz 
ſpruch genommen werden, und durch welche bei Verzöge— 
rung einer Abhülfe weiterer Schaden entftehen könnte, über 
die nöthigen Bauarbeiten fogleih, und ohne ein Ges 
ſuch der principal Baupflichtigen abzuwarten, einen befon- 
deren Koſtensvoranſchlag zu entwerfen, und der höheren 
Behörde vorzulegen, worauf es dieſer fofort obliegt, die 
weiteren geeigneten Verfügungen zu treffen, und wenn 
etwa einem Dritten eine Mitverbindlichfeit obläge, mit 
diefem. über feine Theilnahme an dem LKoftenaufwand 
Rückſprache zu nehmen ?). 

2) In eigentlichen BauNothfällen, aber auch nur in viefen, 


.— 


1) D. a. BD. vom 30. März 1818, $. 1; o. a. Rechn. Inſtr. für 
die Sam. u. f. w. Berwaltungen vom Mai 1819, Beil. Lit. E., $. 6,7; 
Verf. des Fin. Min. vom 6. April 1819, Eamml. der Rechn. Vorſchr. €. 
1214 ; dgl. v. 23. Mai 1837, Samml. der Cam. Geſ. IH, €. 815; Ungedr. 
Verf. desjelben vom 11. Oct. 1839; Verf. desjelben vom 13. fyebr. 1843, 
und 28, Juni 1845, Samml. der Cam. Geſ. II, €. 982, 1075; bei. gebr. 
Berf. desfelben vom 28. Dechr. 1843; ungedr. Erl. der O. F. K., Abtheil. 
für Bauten, vom 29, Mai 1850, 30. Aug. 1854, 25. Mai 1855, 8. 1. 

2) D. 9. Berf. des Fin, Min. vom 12. Ang. 1845, 
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und deshalb unter vollftändigem Ausſchluß aller nicht 
dringenden und wohl aufjdhieblihen Baugefuche, ift von 
dem Sameralamt, unter näherer Darlegung verfelben, ein 
Partikular⸗Anſchlag über den zur Erledigung erforderlichen 
Aufwand zu fertigen, und nad vorgängiger Prüfung 
und Begutachtung desſelben durch den Bezirfsbauinfpeftor 
der höheren Behörde zur Prüfung und Genehmigung vor— 
zulegen; nur wenn die Ausführung folder Nothfallbau- 
ten nad; dem jeden Falls nicht zu überfchreitenden 
Boranfchlag einen Aufwand von nicht mehr als fünfzehn 
Gulden erfordert, fünnen folde von dem Cameralamt 
und Bezirfsbanamt gemeinfhaftlih ohne jene höhere 
Genehmigung angeoronet werten !). 

3) Der höheren Behörde liegt fovann ob, die ihr vorgelegten 
Ueberſchläge in abminiftrativer und technifher Beziehung 
zu prüfen, und fofort, infoweit ſich dieſelben nur auf 
nothwendige Ausbefjerungen beziehen, audy für eine Aus; 
befjerung den Betrag von taufend Gulden nicht über: 
fteigen, über ihre Vollziehung zu entfcheiven. Auch ihr 
ift hiebei die Beobadhtung möglichfter Eparfamfeit, und 
die Rückſicht auf alleinige Herftellung des Nothwendigen, 
außerdem aber noch beſonders möglichfte Beſchleunigung 
der Sache anempfohlen, damit die Arbeiten im Frühjahr 
fogleih mit dem Eintritt günftiger Witterung begonnen, 
und noch bei guter Jahreszeit vollendet werden fünnen. 
Diejenigen Weberfhläge, welche fih auf eine höhere 
Eumme belaufen, hat fie, gleich denjenigen über Neu: 
bauten, dem Finanz Minifterium, und zwar bie regelmäßis 
gen jährlichen nebft einer fummarifchen Anzeige der von 
ihr jelbft genehmigten Ueberfchlagsfumme, auf den Quar— 


1) D. a. Erl. der O. F. K. Abtheil. für Bauten, vom 29. Mai 1850, 
und 30. Aug. 1854. 
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taltermin Lichtmeß (2. Gebr.) jeden Jahres, zur Prüfung 
und Genehmigung vorzulegen, und nad Maasgabe lez- 
terer aud die erforderlidhen Anoronungen bei den be— 
treffenden untergeorvneten Behörden zu treffen '). 
1. Behufs der Ausführung der auf die oben angeführte 
Weiſe angeordneten Bauausbefjerungen hat 

1) das betreffende Gameral- Amt ſolche, jenahdem fie von 
ihm allein oder gemeinfchaftlic mit dem Bauinſpektor bean- 
tragt worden find, ſogleich nady ihrer Genehmigung in der 
einen oder anderen vorgedachten Weife, unter Hinweifung 
auf die Bauslleberjchläge und Riffe, und erforderlichen Falls 
näherer Erläuterung derſelben, als fefte, ohne befonvere 
Ermädtigung der Behörde bei Verluſt des Verdienſtes 
nicht zu überfchreitende Norm und Richtſchnur, anerkannt 
tüchtigen Handwerfsleuten, und zwar Fleinere Ausbeſſe— 
rungen. einfach denjenigen, von weldhen man ſich fowohl 
tüchtiger Arbeit, als auch billiger Verdienſt-Anrechnung 
verſichert halten kann, unter allgemeiner Anbedingung 
einer entſprechenden, in der Regel vierjähriger Gewähr— 
leiſtung, alle bedeutendere Arbeiten aber im Wege des 
Accordes, ſei es nun auf den Grund öffentlichen Abſtreiches 
nach Procenten der Ueberſchlagspreiſe, unter ausſchließ— 
licher Zulaſſung ſolcher Meiſter, welche ſich nicht allein 
durch ein oberamtlich beglaubigtes gemeinderäthliches Zeug— 
niß über gutes Verhalten und den Beſitz der erforderlichen 
Mittel, ſondern auch durch das Zeugniß eines im Staats⸗ 
dienſt angeſtellten oder zu demſelben befähigten Bautech— 
nikers über ihre techniſche Tuͤchtigkeit befriedigend ausweiſen 
können, ſowie auch, vorbehältliher nachheriger höherer 


1) O. a. Verf. des Fin. Min. vom 6. April 1819; o. a. Dienft: 
Inſtr. für die Kr.Fin.Kammern vom Janr. 1823, $. 13; Verf. des Fin.: 
Min, vom 14, Febr. 1826, Samml. der Rechn. Vorſchr., S. 1225; uns 
gebr. Verf. desfelben vom 8. Derbr. 1842. 
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Genehmigung und gehöriger Auswahl unter den zur 
Uebernahme ©eneigten, joweit fie überhaupt über Tüch— 
tigfeit und das erforderlihe Vermögen ſich ausgewiefen 
haben, oder, wie neuerlich grundſätzlich ald Regel feft- 
fteht, auf dem der Eubmiffion, an den Wenigftfordernden 
zu übertragen !). 

Bei der Berdingung bedeutenderer Bauarbeiten felbft 
find gewiſſe allgemein vorgezeichnete Bedingungen, vorbe- 
hältlic der durch die vorliegenden befonderen Verhältniffe 
gebotenen Modificationen und Ergänzungen, unter Berüd: 
fihtigung der befonderen Berhältniffe des Bauweſens 
und der Dertlichfeiten zu Grunde zu legen, von welchen 
bier folgende ald die allgemeineren und wichtigeren be- 
merft werben: 

a) Jeder Bauunternehmer hat eine von der höheren Behörde 
je nad) der Befchaffenheit des Bauweſens, vem Betrage 
der Ueberſchlagsſumme, und ven übrigen Verhältniffen 
zu beftimmende entfprechente Sicherheit in beſonders vor- 
gefchriebener rechtögültiger Form zu leiften, die erſt nad) 
unbeanftandeter Uebernahme der Arbeiten zurüdgegeben 
wird. 

b) Es ift von ihm außerdem für die gute und vorſchrifts— 
mäßige Ausführung der Bauarbeiten, und für die Güte 
der angewendeten Materialien nicht allein unmittelbar, 
fondern aud noch auf eine beftimmte Zahl von Jahren, 
und zwar namentlih für Maurer-, Steinhauer: und 
Zimmerarbeit auf acht, für alle anderen anf vier Jahre, 


— — — — — — 


1) Verf. des Fin.Min. vom 21. Deebr. 1825, Samml. der Cam.⸗ 
Geſ. I, ©. 518: ungedr. Verf. desfelben vom 25. Septbr. 1832; Verf. 
desjelben vom 14. Juni 1836, bei. gebr., und im In Erg. Bd. zum ME. 
S. 408 ff., $.1—5; o. a. Verf. desjelben vom 23. Mai 1837; Berf. 
des Fin.Min. vom 26. Mai 1842, 2r Erg.Bd. zum Rbl., ©. 343; uns 
gedr. Erl. der O.F.K., Abth. für Bauten, vom 15. Novbr. 1850, 
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in der Art Gewährfchaft zu leiften, daß er die bei der Un— 
terfuhung und Uebernahme des Bauweſens nad feiner 
Vollendung nicht ald gut und vorfchriftsmäßig erfundenen 
auf eigene Koſten nad der Vorfchrift herzuftellen, oder 
nad der Beihaffenheit der Umſtände einen verhältnißs 
mäßigen Abzug am Verdienſte zu gewarten, und bei 
nothwendig werdenden Abänderungen und Verbefferungen 
überdieß nod allen denjenigen Schaden, der durch 
etwaigen Ausbrud anderer mit den feinigen in Berbins 
dung ftehenden Arbeiten verurfacht würde, zu übernehmen, 
innerhalb jener weiteren Zeit aber jedes etwa an ber 
Arbeit fich ergebende Gebrechen auf feine Koften unents 
gelvlich zu verbefjern hat, injoferne von ihm nicht erwies 
fen werben fann, daß foldyes aus einer außerhalb feiner 
Verſchuldung liegenden Urſache entftanden fei. 

c) Alle übernommenen Geſchäfte find von dem Unternehmer 
felbft zu beforgen, dürfen mithin nicht durch Unteraccorde 
Anderen übertragen werben. 

d) In Beziehung auf die Zeit der Ausführung der übers 
nommenen Arbeiten ift ein je nad dem Umfang und der 
Art derfelben feftzufegender Termin bei Vermeidung 
eined Berbienftabzuges für jeven Tag feiner Ueberſchrei— 
tung einzuhalten, in dem Fall aber, wenn eine Vers 
fchiebung dieſes Termines nöthig werden follte, ſolche 
ohne Einſprache zu befolgen. 

e) Die Riffe und Ueberſchläge find als eine unabweichliche 
Richtſchnur, bei ftrenger Verantwortlichkeit für jede eigen- 
mächtige Abweihung, und bei Vermeidung des Nach— 
theils, für foldhe Arbeiten Feine Bezahlung zu erhalten, 
und diefelben auf eigene Koften nad der Anorbnung der 
Baubehörde abändern zu müſſen, pünftlih zu befolgen. 
Wird aber während der Ausführung Ted Bauweſens von 
der Baubehörde eine Abweihung von dem Ueberſchlag 
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für nöthig befunden, fo darf feine Einſprache hiegegen 
erhoben werben; auch find für die in diefem Fall außer 
dem Accord angeordneten Arbeiten nur foldhe Preife an- 
zufprehen, welche, unter Abzug der Abftreichsprocente, 
mit denen des Ueberſchlages in gleihem Verhäliniß ftehen, 
und deren Feitfegung nad dieſem Maapftab auf den 
Grund eines Gutachtens des Baubeanıten der höheren 
Behörde zufteht, ohne daß dem Bauunternehmer eine 
Einfpradhe hiegegen zufommt; nad dem Ermeſſen des 
Baubeamten kann aber mit dem Unternehmer aud) eine 
befondere Uebereinfunft hierüber abgefchloffen werben. 
Ebenſo find die von dem etwa aufgeftellten Banführer 
behufs vorfhriftsmäßiger Ausführung der Arbeiten ges 
ftellten Anforderungen genau zu befolgen, jedoch vorbes 
hältli einer Berufung an den Baubeamten bei verjchies 
dener Anſicht; dabei find ſolche Arbeiten, welche nad 
Maas, Gewicht, oder Zahl in Anrechnung kommen, jedes» 
mal aufzunehmen, ſolche aber, welche im Taglohn aus— 
geführt werden müfjen, vor dem Angriff dem Bauführer 
zu Aufnahme einer Taglohnslifte anzuzeigen. Bei den 
bedungenen Preiſen hat es unter allen Umftänven fein 
Berbleiben. 

f) Glaubt ein Unternehmer je, daß ihm bei dem Angriff 
der übernommenen Arbeiten irgend etwas mehr zuge⸗ 
muthet werde, als in ven Beſtimmungen bed Koften- 
voranſchlags, der Bauplane, oder Accorde gegründet, oder 
den Accorbspreifen gemäß fei, oder glaubt er überhaupt 
aus irgend. einem Grunde höhere, ald die accordsmäßigen 
Mreife in Anſpruch nehmen zu fünnen, fo hat er feine 
dießfallfige Anforderung ſchon zur Zeit des Angriffes der 
Arbeiten zu begründen, und diefe Begründung der Baus 
behörve zu übergeben, indem ein ſolcher Anſpruch ſpäter 
feine Berüdfichtigung findet. 
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g) Für den Fall einer Nichteinhaltung der Accordöbedingun—⸗ 
gen von Seite eined Bauunternehmer bleibt der Fir 
nanzverwaltung das Nedt vorbehalten, einen tüchtigen 
MWerfführer (Balier) auf Koften von Jenem aufjuftellen, 
oder lezterem das Geſchaft völlig abzunehmen, und ohne 
Nüdficht anf höhere Accordpreife, und unter deſſen Haf- 
tung für alle weiteren Koften, einem andern zu übertra- 
gen, wobei mit diefem eine fchriftliche Uebereinkunft über 
die Preife der betreffenden Arbeiten zu treffen, und der 
Unternehmer hievon in Kenntniß zu fegen ift H. 

2) Während der Ausführung find die Bauarbeiten durch die 
Baubehörde gehörig zu überwachen, und wenn ſich etwa 
hiebei je eine Weberfchreitung der höheren Orts geneh- 
migten Ueberfchläge ald nothwendig ergeben follte, dieß— 
fallfige höhere Weifung einzuholen 2). Behufs jener 
Ueberwachung ift, foweit Bauausbefjerungen auf den 
Grund gemeinfchaftliher Anträge des Cameralamtes und 
des Baninfpeftord vorzunehmen find, durd den lezteren 
bei dem Angriff jener den Handwerfsleuten, fowie dem 
aufzuftellenden Bauführer an Ort und Stelle die erfor 
derliche Anleitung zu geben, und während der Ausführung, 
bei Hauptausbefferungen je nad) vierzehn Tagen, fonft 
vrei bi8 viermal im Ganzen, dafelbft nachzuſehen; bei 
Neubauten find, foweit ihre Leitung einem technifchen 
Mitglied der Banabtheilung übertragen wird, im Anfang 
auch nod alle wichtigeren Grundanlagen, das Ausfteden 
des Baugrundes und die Fundamentirung, zu leiten, und 
ift jofort bis zum Auffchlagen des Dadyes alle vierzehn 
Tage, und fpäter je nad brei bis vier Wochen nachzu— 
1) D. a. Verf. des Fin.Min. vom 14. Juni 1836; ungedr. Berf. 

desjelben vom 13. Mai 1841; ungedr. Erl. ver O.F.R., Abth. f. Bauten, 

vom 25. Mai 1855, 8. 3. 

2) D. a. Verf. des Fin.Min. vom 25. Septbr. 1832. 
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ſehen ). Diefe Leitung und Ueberwachuug von Baus 
arbeiten ift aber in allen den Fällen, wo nad der Per: 
fönlichfeit der Handwerfsleute und nad der Art eines 
Bauweſens eine ununterbrochene Aufiicht geboten erfcheint, 
noch weiter jo weit nöthig zu ergänzen durch Aufftellung 
eined Bauführers 2); derſelbe ift ſodann währefid feiner 
Dienftleiftungen in abminiftrativer Beziehung dem be- 
treffenden Gameralamte, in tedhnifcher dem das Bauweſen 
leitenden Beamten mit der Verpflichtung untergeoronet, 
bie jenes betreffenden Weifungen des legteren pünktlich 
zu befolgen, auch dabei in ganz widerrufliher Stellung, 
im Genuß eines von der höheren Behörde feftzufegenden 
Taggelves, und in Beziehung auf feine Dienftleiftungen 
an eine eigene, mit Ruͤckſicht auf die bisher erwähnten 
Normen abgefaßte Inftruftion gebunden ?). 

3) Nach vollendeter Ausführung find die Bauarbeiten fobald 
al8 möglid, einer genauen Prüfung zu unterwerfen, und 
zwar, foweit fie von minderer Bedeutung find, gelegents 
ih der alljährlien Gebäudebeaugenjcheinigung durch 
den Cameralbeamten, beziehungsweije den Bauinjpeftor, 
ſolche bedeutendere aber, welche deshalb unter der Leitung 
eines Mitgliedes der Bauabtheilung ausgeführt werden, 
durch den Adminiftrativreferenten ver legteren in Ver— 
bindung mit Erſterem %. Im Fall hiebei eine Arbeit 
nicht gut oder vorfhriftmäßig erfunden wird, ift gegen 


1) O. a. Erl. der O. F.K. Abth. f. Bauten vom 3, Octbr. 1855. 
3.3. lit. b. c. 

2) Ungedr. Berf. des Fin. Min. vom 6. Mai 1848. 

3) Beſ. gedr. Inftr. für die Bauführer bei Staatsbaumefen vom 
10. Deebr. 1855; ungedr, Erl. der O.F.K., Abth. f. Bauten, vom 30, 
Sanr. 1856. 

4) O. a. V.O. vom 30. März 1818, 8.7; ungedr. Verf. des Fin. Min. 
vom 20. Novbr. 1852; o. a. Erl. der O.F.K., Abth. f. Bauten, vom 
3. Oetbr. 1855, 3. 3. lit. b. 
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den betreffenden Bauunternehmer vertragsmäßige Vers 
fügung nad Beihaffenheit der Umftände zu treffen !). 

Die Baurifjfe find im Original bei dem Gameralamt, 
und in einer nad der Vollendung des Bauwefens durch 
den Bezirfsbaubeamten zu fertigenden Abzeihnung auch 
nod) bei der Bauabtheilung in eigenen Actenfächern und 

Mappen forgfältig aufzubewahren ?). 

I. Behufs ver Bezahlung des Bauverbienftes, deren 
möglichfte Beſchleunigung hinſichtlich der Preisftellung der Baur 
unternehmer von großer Bedeutung ift, find durch die Cameral- 
ämter auf den Grund der einzelnen mit den erforderlichen 
Mepurfunden, nad vorgängiger Prüfung durch den Baus 
injpeftor, zu belegenden, und durch legteren Beamten auch 
für fich zu prüfenden und zu benrfundenden Handwerks-Rech— 
nungen fobald ald möglih, von Hauptausbefjerungen und 
Neubauten namentlid alsbald nad der Vollendung, übers 
fiytlihe den Koſten-Ueberſchlägen gegenüberzuftellende Koften- 
verzeihniffe (Baufoftens- Confignationen) zu fertigen, und 
der höheren Behörde zur Prüfung vorzulegen, von dieſer aber 
fofort, nach möglichſter Beſchleunigung legterer, unter Angabe 
der Urfachen etwaiger Leberjchlags »Heberjchreitungen, dem 
Minifterium zur Anweifung auf den allgemeinen Baufoftens- 
fonds zu übergeben. Uebrigens follen bei bedeutenden Baus 
arbeiten zur Erleichterung der Bau⸗Unternehmer ſchon während 
der Ausführung jener, wie folhe nad und nad) fortjchreitet, 
Abſchlagszahlungen an dem Arbeitd- und fonftigen Verdienſte, 
und zwar, mit Ausnahme desjenigen von größeren Bauaus- 
führungen, welche unter der Leitung des Bezirfsbauinjpeftord 
ausgeführt werden, bis auf fieben Achttheile defjelben, infoweit 
er den Ueberſchlagspreiſen entjpriht, und ven Boranichlag 





1) DO. a. Berf. des Fin.Min. vom 14. Juni 1836, $. 35. 
2) Bei. gebr. Verf. des Fin.Min. vom 28. Decbr. 1843. 
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nicht überfteigt, aud die Ausführung vorfähriftsgemäß beurs 
fundet ift, und jener fonft feine Hindernifje im Wege ftehen, 
von ven zuvorgedachten größeren Bauausführungen aber der 
Regel nady nur bis auf drei Wiertheile des Verdienſtes oder 
des accorbsmäßigen Betrags, Über diefe hinaus dagegen nur 
nad) befonderer gutächtlicer Aeußerung des Bezirfsbanz und des 
Gameralamtes und befonderer Entſcheidung der höheren Behörde 
ftattfinden, und das Weitere ſodann endlich erft dann ausbe— 
zahlt werten, wenn die Bauarbeit durch den betreffenden Baus 
beamten geprüft, übernonmen, und demgemäß die Anmweijung 
des Gefammtkoftenbetrages erfolgt ift !). 


. 7 7. 
c) Finanzielle Benügung der Gebäupde. 

Bei der finanziellen Benügung von Gebäuden, foweit 
foldhe überhaupt hieher gehört, fommen, neben Anbedingung 
der den Bewohnern von Staatsgebäuden überhaupt obliegens 
den Verbindlichfeiten, nnr die allgemeinen Normen der finan- 
zielen Benüsgung der Domänen i. e. ©., unter den durch bie 
befondere Beihaffenheit der Nupungs-Gegenftände gebotenen, 
und im einzelnen Falle nad) Anordnung der höheren Behörde 
näher zu beftimmenvden Modififationen, in Anwentung, fo daß 
ſich hiernihts Eigenthümliches darüber bemerfen läßt. Außerdem 
bleibt der höheren Behörde die Genehmigung der Miethver: 
träge jeder Zeit vorbehalten ?). 





1) D. a. BD. vom 30. März 1818, $ 7; o. a. Berf. des Fin.Min. 
vom 6. April 1819; o. a. Rechn. Inſtr. vom Mai 1819, $. 78, und Beil. 
lit. E, $. 9-12; Verf. des Fin. Min. vom 25. Janr. 1820, Samml. der 
Rechn. Vorſchr. S. 1218; 0. a. Dienft:Infir. für die Kr.Fin.Kammern 
vom Janr. 1823, $. 15; 0. a. Verf. des Fin. Min. vom 14. Juni 1836, 
$. 34; ungedr. Berf. defjelben vom 5. Decbr. 1837, 31. Mai unt 8. Derbr. 
1842; ungedr. Erl. der O.F. K. Abth. fe Bauten vom 3. Juli 1850. 

2) D. a. Dienſt-Juſtr. für die Kr.Fin.Kammern vom Janr. 1823, 
$. 4. lit. a. d. 
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$. 78. 
3) Sinanzieller Ertrag der Gebäude. 


Der finanzielle Ertrag der den Domänen i. e. ©. ans 
gehörigen, abgefonvert für fih, namentlih alfo aud außer 
einer Verbindung mit Etaatsgütern benügten Gebäude, ift, 
einfchließlich der der Forftverwaltung aufgerechneten und hieher 
vergüteten Hausmiethe für die Amtswohnungen der Oberförfter 
und Revierförfter, welche jedoch für erftere nur je 100 fl., für 
legtere je 80 fl. beträgt ?), in den Finanz-Etats- und Rech— 
nungen vermifcht mit demjenigen von jenen, jo daß fi 
darüber nichts Sicheres angeben läßt. 


M. Staatögüter, 


$. 79. 
1) Beſtand des Stantsgüterbefites. 

Unter den zu den Domänen i. e. ©. gehörigen ſogenann— 
ten Etaatsgütern werden mehrere, theild vermöge ihrer wirth— 
ihaftlihen Natur, theils vermöge ihrer finanziellen Benügungss 
art, verwandte Grundvermögenstheile zufammenbegriffen, wie 
einmal fogenannte Maiereien, oder Domänen im engften Einne, 
d. h. mehr oder weniger gefchlofjene, aus Feldgütern verſchie— 
dener Art, ald Gärten, Aderland, Wieſen, Weiden u. ſ. w. 
zufammengefegte, zum Theil mit Weide- und anderen Grund» 
gerechtigfeiten ausgeftattete oder wohl and, belaftete, und mit 
den nöthigen Wirthihaftsgebäuden verfehene Grundbefigungen, 
fodann einzelne Güterparcellen verfchiedener Art und Größe, 
wie Gärten, Aeder, Wieſen, Weiden, Weinberge, Seeen, Fiſch— 
und Krebswaſſer u. ſ. w., endlich fogenannte Gewerbe, d. 5. 
kleinere Güter-Complere und Gebäude, mit welchen einzelne 
Gerechtſame, wie 3. B. Weiderechte, oder gewerbliche, bejons 


1) V. d. K. d, A, von 1855/58, 2, Beil. Bo, S. 237, 238, 
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ders landwirthichaftlich-technifche Einrichtungen verbunden find, 
wie Schäfereien, Mühlen, Bäder, Ziegelhütten, Bierbrauereien 
u. ſ. w. ). 

Der Beſtand dieſer Staatsgüter iſt von früherer Zeit 
her bis auf die neuere ziemlich bedeutend; nad) einer Zuſammen— 
ſtellung im Jahr 184/45 betrug das Areal der Maiereigüter 
14,399 Morgen, das von einzelnen Barcellen 21,671 Morgen, 
und außerdem waren 436 einzelne Fifhwaffer und 61 Schaf: 
weiden im Befig des Staats 2); aus neuefter Zeit läßt ſich 
aber, da feine neuere amtliche Zufammenftellungen vorliegen, 
und inmerhin einzelne Aenderungen hierin wieder ftattgefun: 
den haben mögen, etwas Näheres und Beftimmteres mit 
Sicherheit hierüber nicht angeben. 

Veränderungen in dieſem Beitande find in gewifjen Rich— 
tungen immerhin als zuläfftg erfannt. Zwar ift eine Ber: 
äußerung von demjelben feit geraumer Zeit ſchon, nachdem 
folder durch lange fortgefegten energifchen Betrieb des Verkaufes 
aller als minder nüglih erkannten Beftandtheile befjelben, 
wie namentlid, aller einzelmen Feldgüter, welche zufolge genauer 
Berehnung in ihrem Pachtertrag nur ein unbeveutendes 


— — — —— 


1) O. a. Rechn. Inſtr. vom Mai 1819, $. 28, 50. Die Torfgruben 
find zwar mit ihrem Ertrag auch den Gütern beigezählt, ſ. V. d. K. d. 4. 
von 1851/55, 2. Beil.Bd. ©. 257, der Berwandtjchaft ihrer Erzeugnifie 
mit denen der Waldungen wegen aber rihtiger in eine Abtheilung mit diefen 
zu ftellen, wie fie diefe Stellung auch in den Berwaltungsvorjchriften 
einnehmen, ſ. o. a. Dienft:Inftr. für die Kr.Fin.Kammern vom Janr. 
1823, $. 5, 3. 6. 

2) Berh. der 2ten verf. beraih. Berfamml. von 1850, 2. Beil. Bd. S. 204. 
Im Jahr 1820, vor der damals begonnenen planmäßigen Ausicheidung 
ber als unnüg erkannten Beftanbtheile des Staatsgüterbefiges, betrug nach 
aftenmäßigen Notizen noch das Areal der Maiereien 38,746 Morgen, das 
ber einzelnen Güter und Gewerbe 14,405 Morgen, woraus fi eine Zu: 
nahme der leßteren, und eine beträchtliche Abnahme der erfteren, als Folge 
einer veränderten Art ber Benügung, ber in mehr zerftüdelten Theilen, 
ergiebt. 
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Interefje gewährten, und in den Händen von Privaten eine 
vortheilhaftere Benügung erwarten ließen, ferner aller Schä— 
fereien mit den dazu gehörigen Gebäuden und Grundftüden, 
Fiſchwaſſer und ähnlicher Grundftüde, endlich aller Gewerbe, 
wie Mühlen, Ziegelhütten, Brauereien, je aus Gelegenheit 
der hierüber vorzunehmenvden PBadhtverhandlungen, zu nur 
einigermaßen entfprechenden Preifen )) eine umfafjfende Bes 
reinigung erlitten hat, und die Gelegenheit zu vortheilhafter 
Miederanlegung von Grundftodderlöfen feltener geworden, 
vorzugsweife nur noch auf einzelne Güter, und außerdem auf 
den Fall befchränft, wenn entweder bei einzelnen Gemeinden 
ber Mangel an fänflihem Felverbefig eine Bermehrung des— 
felben durch Fäufliche Heberlaffung von Staatsgütern in hohem 
Grade wünfchenswerth macht, oder wenn bei einzelnen Grund: 
ftüden der Pachtertrag mit dem gebotenen Kauffhilling in 
offenbarem Misverhältniß fteht *); aus Gründen diefer Art 
ergiebt fich invdefjen immerhin da und dort noch Neranlaffung 
zu BVerfäufen. Auf die Erwerbung von Gütern aus Grund- 
ftodsmitteln wird dagegen nur in befonders günftigen Fällen, 
wie namentlid aus Gelegenheit der Erwerbung größerer, aud) 
in anderer Beziehung, 3. B. wegen dazu gehörigen größeren 
Waldareald, erwünfchter Gütercomplere, Bedacht genommen. 


2) Verwaltung der Staatsgüter. 
$. 80. 


a) Im Allgemeinen. 
Die eigentliche Verwaltung der Staatsgüter ift nad ihren 
beiden Hanptaufgaben, der Erhaltung des guten Beltandeg, 
und der finanziellen Benügung derſelben, lediglih Sade der 





1) D. a. Berf. des Fin.Min. vom 25. Janr. 1826. 
2) D. x. Verf. des Fin.Min. vom 10. Janr. 1845, beil. Prot. 3.44; 
D. d. 8. d, A. von 1836, Bd. 10, ©. 20, von 1839, Bd. 10, ©, 12. 
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früher gedachten befondern Domanial-Berwaltungsftellen, ohne 
eine andere höhere technifche Beihülfe, als welche ihnen hiebei, 
neben der für die Unterhaltung der dazu gehörigen Gebäude, 
auch noch für die Straßen: und Wafferbauten zu Theil wird, 
foweit diefe dem Staat überhaupt als Güterbefiger, und nicht 
den betreffenden Gemeinden zur Laft fällt '). 

Allgemeines Mittel zu Erfüllung der Aufgabe biefer 
Verwaltung ift nun ganz wefentlih eine vollftändige und 
genane Ueberfiht und Kenntniß des Beftandes ihrer Objekte. 
Zu Herftellung und Erhaltung der legteren ift nun 

1) eine Beſchreibung von jenen in den mehr angeführten 
Amtsgrundbüchern der Berwaltungsftellen, mit Bezeihnung 
der Lage, des Umfangs, der Laften, und des von Jahr zu Jahr 
über Abzug des Koftenaufwandes ſich ergebenden Ertrages, ans 
geordnet ?). Sodann find bei jenen Stellen 

2) eigene Domänenliften zu führen, und in denfelben 
fowohl die Maiereien, als auch die einzelnen Güterparzellen 
und Gewerbe in Beziehung auf ihre Größe und Beftanvtheile, 
die hiezu gehörigen Gerechtfame, die darauf haftenden Grund, 
laften, den Werth der hiezu gehörigen Inventare, und die 
Grtragsverhältnifje nachzuweiſen. In legterer Beziehung ift 
hiebei einer Seitd der Aufwand anf die einzelnen Güter an 


1) In den Jahren 1819 bis 1833 war zur landwirthſchaftlich-⸗tech⸗ 
nifhen Unterftügung und Berathung der Domanialverwaltungsftellen ein 
eigener Domäneninfpeftor aufgeftellt. Seit letzterer Zeit ift ihnen aber, 
wie früher, die Verwaltung - ber Domänen ihrem ganzen Umfang nad 
übertragen, und es ergiebt fich hieraus von felbft das Bedürfniß einer 
höheren und ausgebehnteren landwirthſchaftlichen Ausbildung auf Seite 
ber hier anzuftellenden Beamten; indefjen dürfte tiefem Bedürfniß durch 
bie hiefür aufgeftellten Anforderungen faum genügend entſprochen fein. 
Bol. die Abh. des Verf. über die wirthichaftlichen Mängel in den Zeit: 
padhiverhältniffen der Staatsgüter u. f. w. in ber Zeitfchr. für die ges 
fammte Staatswiſſ., 5. Bd. 3. 1848, ©. 718 ff. und insbefondere ©. 733. 

2) D. a. Rechn. Inſtr. vom Mai 1819, $. 28, und Beil. Lit. A, 
Nr. 4, 
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Hochbau⸗, Umzannungs-, und Uferbaufoften, ſowie für Brunnen, 
Wege, und die Brandverfiherung, an Diäten der Camerals 
beamten, und an Bahtfhillings-Nadläffen, anderer Eeits das 
Einfommen aus denfelben, zufolge der Leiftungen der Pächter 
an Paͤchtſchillingen, Inventarzinfen, Banbeiträgen, Melios 
rationen u. ſ. w., in Berechnung zu bringen. Zur Vervolls 
ftändigung diefer Liften follen aber die bei den einen weſent— 
lihen Beftandtheil der Verpachtungs-Einrichtungen bildenden 
alljährlichen amtlichen Befihtigungen der verpachteten Etaats; 
güter aufzunehmenden Notizen dienen !). Letztere betreffen 
deshalb in vorliegender Beziehung eines Theild die den Ertrag 
bedingenden Berhältniffe, wie namentlid die Größe und Bes 
Ihaffenheit des betreffenden Gutes, die darauf befindlichen Wohns 
und Deconomie » Gebäude nad) baulichen Zuftand, Einrichtung, 
Nothwendigkeit oder Entbehrlichfeit, die dazu gehörigen Felder 
nad) ihrer Eintheilung in Gärten, Aeder, Wiefen, Weiden u.f.w., 
ihrem Mefgehalt, und ihrem Zufammenhang (ob gefchlofen 
oder zerftüdelt), die mit dem Gute verbundenen nußbaren 
Rechte und Laften, wie auch fonftigen etwaigen nachtheiligen 
Verhältniffe, endlich die herrfchende Bodenart, und die Lage 
ded Guts, andern Theild den Pachtertrag, wie ſich folcher 
zufolge des Pachtzinſes und des demfelben gegenüberftehenven 
Aufwandes, namentlih für Leiftungen an den Pächter, und 
an fonftigen Verwaltungsfoften, ergiebt 2). Enpli find für 
den vorliegenden Zwed noch beſonders wichtig 

3) die Slurfarten, welde auf den Grund ber allgemeinen 
Landesvermeffung zunächſt für die Zwede der Eteuerverwals 


1) Bel. gedr. Berf. des Fin.Min. vom 8. Juni 1839. 

2) Infir. zur Befichtigung der Staatsgüter vom 20, Mai 1834, bef. 
gedr., und Samml. der Cam. Geſetze II, ©. 713 ff. $. 3, 8, 16, 21. Ins 
befjen bleiben bei diefen Notizen offenbar manche wichtige Momente über: 
gangen, und ihre Benügung ift zudem noch, foweit fie gehen, eine un: 
vollftändige, Vgl. die o. a, Abh. des Berf. a, a, O, ©, 731. 
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tung, ald Grundlage einer fünftigen neuen Grundftener-Res 
gulirung, aufgenommen worden find, und fortgeführt werden, 
von welchen aber feiner Zeit auch für die Zivede der Domanial- 
Berwaltung, foweit fie hiefür erforderlich find, eigene Abdrücke 
von ber höheren Steuerbehörde mitzutheilen waren !). 


$. 81. 
b) Erhaltung des guten Buflandes der Stantsgüter, 

Der Natur der Sache nah und anerfanntermaßen ift 
für die Erhaltung des guten Zuftandes der Etaatögüter die 
Art und Weife ihrer Benügung von ganz vorzugsweifer, wenn 
auch mittelbarer Bedeutung, und dieſelbe denn auch wirflid) 
mit ganz befonderer Rüdficht hierauf geregelt. Indeſſen ift 
für diefen Zweck aud noch eine ganze Reihe unmittelbarer 
Vorkehrungen ausvrüdlih in der Art anbefohlen, daß die 
wirflihe Anordnung derſelben, insbefondere rüdfichtlih des 
damit verbundenen Aufwandes, je nach den vorliegenden Ners 
hältnifjen den Domanial-Berwaltungsbehörben innerhalb ihres 
allgemeinen Befugnißfreifes überlaffen bleibt 2), jedoch hiebei, 
infoweit die Güter verpachtet find, und jene Vorkehrungen 
offenbar eine Erhöhung des Ertrages derſelben bewirfen, alfo 
unmittelbar zum Vortheil der Pächter gereihen, dieſe ſoviel 
möglich zur Ausführung auf ihre Koften veranlaßt, oder wenigs 
ſtens dazu verbindlich gemacht werben, die Zinfen aus dem 
aus Staatsmitteln hierauf zu verwendenden Gapital bis zu 
dem Ende der Bachtzeit zu übernehmen 9). Zu jenen unmittels 
baren Vorfehrungen gehört insbeſondere: 


1) Inftr. für das Bureau des Primär: (Glementar:) Gatafters vom 
28. Juli 1830 (mit Nachträgen und Erläuterungen vom Jahr 1833 — 1840), 
Stuttgart 1841, $. 91, 92. 

2) D. a. DienftsInftr. der Kr.Fin.Kammern vom Jan. 1823, 8.12, 
3.4. 

3) Ungebr, Berf. des Fin.Min. vom 27, März 1832, 
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1) die Erhaltung und Sicherftellung der Gränzen Y; 

2) die Unterhaltung und Berbefjerung der Wirthſchafts— 
gebäude, je nad) Maasgabe der vorliegenden befonderen Ber 
bürfniffe, welche im der Regel zwar, ven früher erwähnten 
diesfallfigen allgemeinen Normen und Grundſätzen hinfichtlic 
der auf den allgemeinen Baufonds des Minifteriumsd ange- 
wiefenen Gebäude gemäß, insbefonvdere alfo aud aus jenen 
Mitteln zu behandeln ift, in dem Fall jedoch, wenn ſich ein 
Pächter für die Dauer der Pachtzeit unter fichernden Bedin— 
gungen gegen eine billige Averjal-Entjhädigung zur Webers 
nahme geneigt zeigt, vemfelben durch befondere Uebereinfunft 
mit oberfinanzfammerlicher Genehmigung überlaffen werden 
fann ?); 

3) die Herftellung und Unterhaltung der erforderlichen 
Umzäunungen, infoweit nicht, wie gewöhnlid, der Pächter 
hiezu verbunden ift, und zwar, wo es thunlih und räthlich 
ericheint, mittelft der Anlage lebendiger Gehäge °); 

4) die orbnungsmäßige Unterhaltung der Wege und Ufer, 
mit der eben erwähnten Befchränfung, jowie die der Brüden 
und Wafferbauten, fo jedoch, daß die Behandlung der legteren, 
foweit fie von einigem Belang find, und eine dießfallfige Ver: 
binvlichfeit überhaupt auf der Staatscaſſe haftet, nur infolange, 
bis darüber entſchieden ift, ob ein derartiges Bauweſen aus— 
geführt werden fol, unter die Leitung der Abtheilung für 
Domänen geftellt, weiterhin aber der für Bauten überlafjen 
bleibt ); 

5) Verſuche mit der Obft-Eultur in den hiefür geeignet 
fheinenden Gegenden, woferne folde daſelbſt noch nicht ein» 
geführt ift, und ein Pächter Sinn hiefür zeigt 9; 

1) D. a. Dienft-Inftr. der Kr.Fin.Kammern, $. 3, 3. 3. 

2) D. a. Inſtr. vom 20, Mai 1834, $. 21. 

3) Ebendaſ., $. 4. 


4) Ebendaf., $.7; ungedr. Verf. des Fin.Min. vom 25, Septbr. 1850. 
5) DO, a. Inſtr. vom 20, Mai 1834, $, 15, 
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6) die Befeitigung nachtheiliger Gutsverhältniffe, namentlich 
Urbarmachung öder Flächen, Austrodnung von Eümpfen, foferne 
e8 ohne unverhältnißmäßige Koften gefchehen fann, Abgrabung 
unnöthiger Wege, und Entfernung nachtheiliger Servituten 
durch Uebereinkunft mit den Betheiligten );3 

7) die Verfiherung der bei einzelnen Etaatögütern befind- 
lihen dem Staate gehörigen Mobiliars- und Inventarftüde 
bei der Württ. Rrivatfenerverfiherungs-Gefelfchaft, jedod in 
Betracht, daß der Etaat, bei der Zerftreutheit des größeren 
Theiles feines Mobiliarbefiges in allen Theilen des Landes 
umher, ſich als Eelbftverficherer betradhten darf, mit Beihräns 
fung auf die unverhältnißmäßig größere Werthe auf eins 
zelnen Bunften in fi) vereinigenvden Inventare der Bäder ?). 


c) Sinanziele Zenützung der Stantsgüter. 
$. 82, 


aa) Im Allgemeinen. 

Geftügt auf eine langjährige eigene Erfahrung, auf deren 
Grundlage die finanzielle Benügung der Staatsgüter ganz 
allmählig und vorzugsweife zu ihrem heutigen Stande fid) 
entwidelt hat, fteht für jene im Allgemeinen die Norm feft, 
daß ſolche in der Regel nur mittelft Verpachtung zu bewerf; 
ftelligen fei, eine Selbftverwaltung nur ganz ausnahmsweife 
mit befonverer Genehmigung des Finanz-Minifteriums ftatts 
finden dürfe ®). 

Demgemäß ift nun wirflid eine Selbftverwaltung nur 
hinſichtlich ganz weniger einzelnen Beftandtheile des Domanials 
Vermögens i. e. ©., für welde fie etwa zufolge befonverer, 








1) O. a. Inſtr. vom 20. Mai 1834, $. 16. 
2) Ungedr. Erl. der O.F.K. Abth. f. Dom. vom 4. März und 26. 
Juni 1852, 
3) DO. a. Dienft:Inftr. für die Kr.FinKammern vom San. 1823, 
$. 4, 3.1, lit. e, und $. 21, 3. 3. 
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möglicher Weife nur vorübergehender wirthſchaftlicher Verhält- 
nifje !), oder aber wohl aud um anderer, wenn auch den 
Finanzen an ſich vielleicht zum Theil mehr oder minder frem- 
den Zwede willen, wie 3. B. namentlih für das Bad zu 
Wildbad Hinfihtlih der dem Staate gehörigen Badanftalten 
und Beherbergungsräume ?), nothwendig erjcheint, in der gedach— 
ten Weife angeordnet, diefelbe aber hiebei, eben weil fie je den 
vorliegenden eigenthümlichen Zweden, und hierin begründeten 
Erforderniffen entjprehen, und demgemäß nad mehr oder 
minder häufig wechſelnden Rüdjichten eingerichtet fein muß, 
durch feine allgemeine Normen, fondern durch befondere dies— 
fallſige Verfügungen der höheren Domanialbehörde innerhalb 
ihres allgemeinen Befugnißfreifes geregelt ?). 

Dagegen ift die Berpadhtung der Staatsgüter in mehreren 
Beziehungen dur allgemeine Normen geordnet, weldye eines 
Theils auf die Feftftellung der Pachtverhältniſſe, andern Theile 
auf die Handhabung derſelben fidy beziehen, wie denn auch 
diefe beiden die Hauptaufgaben in dem vorftehenden Berwals 
tungszweige bilden. 


$. 83. 
bb) Feſtſtellung der Pacht-Verhältniſſe. 

Für die die nächfte Grundlage der finanziellen Benügung 
der Staatsgüter im Wege der Verpachtung bildende Feſt— 
ftelung der Pachtverhältniſſe beftehen fowohl in Abſicht auf 
die Art und Weiſe der Vorbereitung der Verpachtung, ale 
auch auf die unmittelbare wirklihe Vornahme derjelben, fowie 


1) 3. B., außer den Torfgruben, bei größeren auf Gras und Schilf 
benügten Weihern im Gameralamtsbezirf Tettnang, j. Verh. der verf. 
berath. Verſ. von 1850, 2r Beil.Bo., ©. 205. 

2) V. d. K. d. A. von 1855, 2. Beil.Bd. ©. 226; vgl. die von 
1851/55, 2. Beil. Bo., S. 257. 

3) DO. a. Dienft-Infir. für die Kr.Fin.Kammern vom Janr. 1823, 
6. 4, 3. 6, lit. e. 
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in Anfehung der hiebei zu Grunde zu legenden Pachtbedin— 
gungen nur wenige vereinzelte allgemeine Vorſchriften, und 
es bleibt daher, ſoweit diefe Feine nähere Beftimmungen hierüber 
treffen, den Verwaltungsbehörden überlaffen, diefelben je nad 
der Natur der einzelnen Pacht-Objekte überhaupt, und deren 
beſonderen lofalen Berhältniffen im einzelnen Falle zu ergänzen. 
Jenen Borfchriften gemäß ift nun 

I. zur Vorbereitung der Verpachtung bei bedeutenderen 
Staatögütern, insbefondere bei Maiereien, der beftehenven 
Praris gemäß, eine möglichft genaue Befchreibung des Pacht: 
objeftes, und eine Ertragsberechnung hievon, unter Zuziehung 
fachverftändiger Perfonen, und Benügung aller etwa fonft 
vorhandenen glaubwürdigen Notizen, durd das Cameralamt 
zu fertigen, wenn fi anders die höhere Behörde folches nicht 
felbft vorbehält }). 
UI. Die Verpachtung felbft ift, um eines Theils, wenn 
der nächte Verſuch verfelben mißlingen folte, zu weiteren 
Verhandlungen Zeit zu gewinnen, und andern Theil ven 
neuen Pächter in den Stand zu fegen, daß er noch zu rechter 
Zeit die erforderlichen Einrichtungen und Anftalten zum Pacht— 
antritt treffen könne, nad der befonderen Anordnung ver 
höheren Behörde ein Jahr oder doch wenigſtens ein halbes 
Jahr vor dem Ende der bisherigen Pachtzeit, nad} zeitig, alfo 


1) Zur Zeit der Aufftelung eines eigenen unmittelbaren Domänen: 
Inſpektors gehörte die Fertigung der Ertragsanſchläge zu befjen eigen: 
thümlichen Aufgaben. Bei Aufhebung diefer Stelle war nun zwar bie 
Aufftellung eigener Vorfchriften für die Pachtertragsanſchläge, ebenfo wie 
früher fhon, als ein wefentliches Bedürfniß erfannt, und eine eigene 
Gommiffion hiefür aufgeitellt worden; es brachte dieſe jedoch ihre Aufgabe 
nicht zur Loͤſung; auch ift feit diefer Zeit nichts Weiteres hiefür gejchehen, 
und denn aud demzufolge bis jegt eine wefentlihe Grundlage angemefjener 
Berpachtungen, bejonders Hinfichtlih der Würdigung der Pachtſchillings— 
Angebote, fhwanfend und unſicher. Vgl. die o. a. Abh. des Verf. über 
die wirthichaftlichen Mängel in den Zeitpachtverhältniffen der Stantsguter, 
Beitichrift für die gefammte Staatswiſſ., Bd. 5, S. 726, 
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mindeftend vier Wochen vorangegangener öffentlier Bekannt— 
mahung, auf den Grund öffentlihen Aufftreihes ven für 
fegteren feftftehenden allgemeinen Vorſchriften gemäß, vorzu- 
nehmen; die Concurrenz ift jedoch hiebei immer auf folde 
Perſonen zu bejchränfen, welche fid über ven Beſitz des zur 
Gautionsftellung, und zu einem ſchwunghaften Betrieb erfor 
derlihen Vermögens, fowie der nöthigen intelleftuellen Be— 
fähigung durch obrigfeitliche Zeugniffe auszuweisen vermögen '). 
Nebenvdem bleibt unter allen Umftänden die Genehmigung des 
Pachtvertrages der höheren Behörde vorbehalten ?), und legtere 
hiebei ausvrüdlich befugt, ven Baht dem Meiftbietenden dann 
nicht zuzufchlagen, wenn ein anderer tüchtigerer Pachtliebhaber 
vorhanden ift 3). Die Verpachtung von Gärten bei Amts— 
wohnungen, foweit fie nicht ald Zugehör von diefen angejehen 
werden, an die betreffenden Beamten fteht jener auch ohne 
vorgängigen Aufſtreich zu ®). 

II. Die ausdrücklich vorgefchriebenen Pachtbedingungen 
find theils allgemeine, welche auf alle oder doch die Mehrzahl 
der Staatsgüter, theild befondere, welche nur auf gewifje Arten 
derſelben Anwendung finden. 

1) Die erfteren find im Weſentlichen folgende: 

a) Zur Verhütung von Entſchädigungsklagen wird der Badhts 
gegenftand ohne eine Meßgewähr, und in feinem vers 
maligen Zuftande an den Pächter übergeben, fo daß 
biefer weder in Beziehung auf das Meß, noch in Ber 
ziehung auf den Eulturzuftand irgend eine Entſchädigung 
zu fordern berechtigt ift °). 


| ——— um. 


1) D. a. Dienft-Inftr. für die Kr.Fin.Kammern vom Janr. 1823, 
.$.4,3.1. lit. a; ungedr. Verf. des Fin.Min. vom 7. Febr. 1820, 21. April 
1823, und 27. Mär; 1832, 

2) D. a. Dienft-Inftr. für die Kr.Fin.Kammern vom Janr. 1823, 
$. 4, 3. 1. lit. a. 

3) D. a. Berf. des Fin.Min. vom 10. Janr. 1845, beil. Prot. 3. 3. 

4) Ebendaſ. 

5) O. a. Verf. des Fin. Min. vom 8. Janr. 1835, 3. 1. 
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b) In Abfiht auf die Erhaltung des Pachtgegenftanvdes in 
feinem guten Zuftande ift der Pächter, neben den ihm 
in diefer Beziehung durch den Pachtvertrag etwa noch 
beſonders auferlegten Verpflichtungen, gehalten, alle den 
Bewohnern und Nupnießern von Staatögebäuden und 
deren Zugehören an Gärten u. f. w. obliegende Ber: 
binvlichkeiten zu erfüllen, insbejondere aber jede eigen- 
mächtige Veränderung an Gebäuden und Gütern zu unter: 
lafjen !); auch bleibt ihm verboten, das an Grunpftüden, 

‚ welde an Flüffen, Bächen, und Eeeen liegen, wachſende 
Uferholz vor dem Eintritt feiner Haubarfeit zu Dann, 
und die Wurzeln deſſelben abzugraben ?). 

c) Zu Eicherftellung des etwa dem Pächter anvertrauten 
Inventard und des Pachtſchillings hat derfelbe für eine 
dem einfachen Anfchlag des erfteren und dem anderthalb: 
fachen Betrage des legteren gleihfommende Summe durch 
Epecials-Unterpfänder in ausprüdlich vorgefchriebener rechts» 
gültiger Form Sicherheit zu leiften, wobei jevod der 
höheren Behörde vorbehalten bleibt, die Cautionsſumme 
auf den einfachen Betrag des Pahtihillings und des 
Inventaranfchlages ausnahmsweiſe in dem Kal herab: 
zufegen, wenn der Pächter neben befonderd guten Zeugs 
niffen nachzuweiſen im Stande ift, daß ein großer Theil 
feines Vermögens Thon zum Anfauf des Inventard und 
zu Beftreitung der übrigen Koften des Pacht-Antritts 
erfordert werde 3). 

d) Für den Fall, daß ein Pächter die Pachtbedingungen nicht 


— — 





1) Ungedr. (amtliche) Belehrung würt. Cameralbeamten vom J. 1811, 
6.6; 0. a. BD. vom 2. Oct. 1817, 28. Nov. 1820 u. ſ. mw. 

2) Verf. des vormal. landw. Depart. der Oberfinangfammer vom 
1. März 1811, Rbl. ©. 109; Verf. des Fin. Min. vom 8. Oct. 1821, 
Samml. der Cam. Geſ., I, ©. 384. 

3) Berf. des Fin.Min. vom 27. Juli 1825, Rbl. ©. 437, 
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genau erfüllen, namentlih den Pachtſchilling nicht auf 
die Verfallzeit berichtigen, oder daß er während ver Pacht— 
zeit in Concurs gerathen, oder mit Tod abgehen würde, 
ift der Finanz-Berwaltung die Auflöfung des Pachtes 
vorbehalten; im erfteren Fall ift hiebei der Pächter übers 
dieß verbunden, den bei der Wiederverpadhtung ſich ers 
gebenden Minvererlöß zu erfegen '). 

e) Die Verleihungsfoften hat ver Pächter zu übernehmen ?). 

2) Beſondere Pachtbedingungen find nur für die Meiereien 
vorgezeichnet, und hier im Wejentlihen folgende: 

a) die Pachtzeit wird, in Anerfennung der Wortheile einer 
langjährigen Berpadhtung, auf achtzehen Jahre feitgefeßt ?). 
Sie kann aber fogar überdieß noh, nad Ablauf von 
legteren, wenn anders nicht die Erhaltung der Wirth: 
Ihaftsgebäude, die Befeftigung der Ufer u. f. w. unver: 
hältnigmäßige Koften verurfadhen, oder in einer dieſer 
Beziehungen ein Hauptbauwefen bevorfteht, oder andere 
bedeutende Koften auf das Gut aufzumwenden find, wegen 
deren eine Fortfegung der bisherigen Pachtverhältniffe 
nicht räthlidy erfcheint, oder überhaupt zweifelhafte Fälle 
eintreten, wo ſodann ein Bachtverlängerungsgejud immer 
der Entjheidung des Minifteriumsd anheimzuftellen ift, 
auf den Wunſch des Pächters dur die Ober-Finanzfammer 
um neun bis achtzehen Jahre verlängert werden, wenn 
ver Pächter duch anfehnlihe Gutsverbeſſerungen, zu 
welchen er nad den Padıtvertrage nicht verbunden war, 
den Gutdertrag erhöht, mamentlid die Dreifelderwirthr 
ſchaft verlaffen, und ein entſprechendes Fruchtwechſelſyſtem 
mit gutem Grfolge eingeführt hat, oder wenn berjelbe 
im Laufe der nädhft vorangegangenen ſechs Pacht-⸗Jahre 
1) D. a. Berf. des Fin.Min. vom 7. Febr. 1820, 


2) D. a. Verf. deſſelben vom 8. Janr. 1835, 3. 4. 
3) D. a. Berf. des Fin.Min. vom 7. Gebr. 1820. 
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bedeutende Unglüdsfälle erlitten hat, welche ihn in feinen 
Vermögensumftänden zurüdgebraht haben, dabei aber 
doch zu Fortfegung des Pachtes noch hinreichende Mittel 
befigt, in dieſen beiden Fällen jedoch aud nur dann, 
wenn ber Pächter zugleich ald ein fleißiger, ruhiger und 
ordnungsliebender Mann befannt ift, und mit Bezahlung 
des Pachtgeldes immer richtig eingehalten hat, fowie 
wenn derfelbe entweder zu Bezahlung des bisherigen 
Pachtzinſes, oder im Falle legterer etwa dem durch eine 
genaue Ertragsberehnung auszumittelnden höheren Rein- 
ertrag nicht entſprechen follte, zu einer angemefjenen 
Pachtgelds⸗Erhöhung ſich verfteht '). 
b) Um die zu Sicherung der nadhhaltigen Ertragsfähigfeit 
des Gutes erforverlihe Düngermaffe zu erzeugen, wird 
der Pächter verpflichtet, eine gewiffe, der Größe und den 
übrigen Berhältniffen von jenem entfprechende, und daher 
im einzelnen Balle feftzufegende Zahl groß gewachſenen 
Viehs zu halten; auch wird demjelben verboten, Dünger, 
Etroh oder Futter, die auf dem Gute erzeugt wurden, 
zu verfaufen, und demgemäß insbefondere zur Pflicht 
gemacht, alle bei feinem Abgang von dem Pachtgut vors 
hanvenen Vorräthe jener Art ohne Entjhädigung zurüd- 
zulaffen 2). 
c) Der Pachtſchilling wird, um ihn in einem richtigen Ber: 
hältniß zu dem nad den Produftenpreifen wechjelnden 
Gutsertrage zu erhalten, und ebendadurd Nadıtheile für 
die Finanzverwaltung, wie für den Pächter abzuwenden, 
1) D. a. Dienft:Infr. für die Kr.Fin. Kammern vom Sun. 1823, 
$. 4. lit. b; Verf. des Fin.Min. vom 11. Febr. 1834, 1. Erg.Bd. zum 
Mb. ©. 407. 

2) O. a. amtliche Belehrung für Gameralbeamte vom J. 1811, 
8.6. Der erſte Theil diefer Bedingung entfpricht indeſſen als unficher und 


zu ſehr befchränfend ihrem Zweck nicht ganz. Vgl. o. a, Abh. des Verf. 
a. a. O. ©. 723. 
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zu einem verhältnißmäßigen Theil in denjenigen Getreide: 
arten feftgefegt, welche vorzugsweife auf dem Parhtgute 
gebaut werden, und auf die zum Abfag dienenden Frucht: 
ſchrannen fommen; ed wird aber dem Pächter hiebei 
die Abtragung der Naturalſchuldigkeit in Geld nad den 
jeweiligen Burdfchnittöpreifen auf ven vorgedachten 
Schrannen, und deshalb va, wo fein Dinfel, ſondern 
nur Kernen auf legtere fommt, dad Verhältuiß des Din- 
feld zum Kernen zum Voraus feitgefegt ). 

d) Pachtnachläſſe werden nur im Fall einer feindlichen 
Fouragirung oder eines Hagelſchadens gewährt, im erfteren 
Fall rückſichtlich alles fowohl auf dem Aderfeld, ald auf 
Wiefen und in Gärten, im andern aber nur in Anfehung 
des auf den Getreidefeldern (den Winters und Sommer: 
feldern) entftehenden Schadens; in beiden Fällen findet 
jedoch ein Nachlaß überdieß nur dann ftatt, wenn ber 
übrig bleibende Theil des rohen Ertrages nad) den bei 
der Pachtertrags-⸗Berechnung zu Grunde liegenden Frucht— 
preifen weniger, als drei BViertheile des in jener Berech— 
nung angenommenen Rohertrages beträgt, und es ift 
demgemäß eintretenden Falls ald Schaden, für welden 
mit der vorbemerften Beſchränkung Nachlaß einzutreten 
hat, der Unterſchied zwiſchen dem in Folge der Beſchä— 
digung übrig bleibenden und dem in der Ertragsberehnung 
angenommenen Rohertrag zu betrachten, und ein Nachlaß 
an dem Paͤchtſchilling in demfelben Berhältniß zu ber 
willigen, in weldem der Pächter an dem in der mehr 


1) Verf. des Fin.Min. vom 4. und 11, Octbr. 1821, 1. Erg.Bo. 
zum Rbl. ©. 406; ungedr. Erl. der D.F.R. Abth. f. Dom. vom 9. Janr. 
1854. Indeffen find in neuerer Zeit gegen die obige Regulirung des 
Pachtſchillings vom Standpunkte der Pächter aus Einwendungen erhoben 
worden, die einige Beachtung verdienen dürften. S. Wohenblatt für 
Land» und Hauswirthſchaft, I. 1854, ©. 30, 57, 77 ff. 
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erwähnten Berechnung angenommenen Rohertrag Berluft 
erlitten hat !). 

e) Im Uebrigen find die Pächter, zu möglichſter Eicherftellung 
gegen die durch die Pachtherrſchaft für ſich alfein bei Weiten 
nicht abzuwendenden nachtheiligen Einwirfungen der Hagels 
fhäden auf ihre wirthſchaftlichen Verhältniffe, verbunden, 
den ganzen Rohertrag des Pachtgutes bei der naterländifchen, 
oder wenn fie ed vorziehen, bei einer andern in MWürt- 
temberg conceflionirten Hagelverfiherungs-Gefellfchaft vers 
fihern zu laffen, und zum Nachweis hierüber von Jahr 
zu Jahr rechtzeitig die zu verfichernden Erträge nad Maas; 
gabe der Felverbeftellung anzugeben, fowie die Beſcheini— 
gung über die bezahlte Werfiherungsgebühr (Prämie) 
zur Einſicht bereit zu halten 2). 


$. 84. 
ec) Handhabung der Pahtverhältnifie. 
Ganz wefentlid zu möglidyfter, namentlid einer nachhal— 
tigen Eicyerftellung des durd die Verpachtung der Staats— 


1) Ungedr. Verf. des Fin. Min. vom 28. Juni 1821. Michtiger 
fonnte es zwar erjcheinen, wenn behufs der Nachlaßbewilligung geſchätzt 
würde, was ein vom Hagel beiroffenes Feld ertragen hätte, wenn es hie— 
von verfchont geblieben wäre; diefe Schägung wäre aber immer fehr uns 
fiber, und würde eine genaue Kenntniß des Felderzuftandes vor dem Hagel: 
ſchlag vorausfigen ; die vorgefchriebene Schäßungsweife verdient jomit den 
Vorzug. Beträgt aljo 3. B. nach der Grtragsberehnung der Nohertrag 
6050 fl., die Pachtrente 1500 fl., und bleibt zufolge einer Beihädigung 
nad den in jener Berechnung angenommenen Preifen nur ein Rohertrag von 
3000 fi. übrig, jo werden an dem hiernach fich ergebenden Schaden von 3000|. 


u 1m — 750) 750 fl. erſetzt. Daß nicht der ganze Unterfchied zwis 
fhen dem wirflihen Ertrag und dem in der Ertragsberehnung angenoms 
menen vergütet wird, ift in der Natur der Sache begründet, weil unter 
jenen, dem NRohertrage, der ganze Bewirthfchaftungsaufwand begriffen if, 
welcher auf das Nijifo des Fächters ftattfindet, und für den diefer Deshalb 
umjoweniger eine Vergütung erhalten fann, als ihm jo in manden Fällen 
eine den ganzen Pachiſchilling überfteigende Entſchädigung zu Theil würde, 
2) Ungedr. Grlaß der O.F-R. Abth. fe Dom. vom 21. Mai 1855. 
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güter zu gewinnenden Einfommend ift eine gehörige Hands 
habung der Pachtverhältniſſe felbft. Hiezu bedarf es num 
aber insbefondere der Erhaltung einer fortdauernden Befannts 
fhaft mit dem Zuftande der Etaatsgüter in ihren Pachtver— 
hältniffen, alfo ihrer Bewirthfchaftung turd vie Pächter übers 
haupt, ſodann einer Anhaltung der Pächter zu vollftändiger 
Erfüllung ihrer Verbindlichfeiten gegenüber von der Pacht— 
herrſchaft, endlich in der Gewährung der den Pächtern ihrer 
Seite von Eeite jener ertheilten befonderen Zuficherungen. 

I. Zu Erhaltung einer fortlaufenten Befanntfhaft mit 
dem Zuftande der Etaatsgüter in der Bewirthichaftung durch 
ihre Pächter, nicht allein wichtig für eine angemefjene Hands 
habung ver beftehenden, fondern and für eine entfpredhende 
Begründung fünftiger Pachtverhältniffe, fowie ald Grundlage 
für die geſammte Verwaltung dieſes Vermögenstheiles übers 
. haupt, ift, neben einer zuweilen nöthigen Bald auf befondere 
Anordnung vorkommenden Anfitellung eines eigenen Gutsauf— 
fehers ), eine alljährliche amtliche Befichtigung derſelben, fo; 
weit fie vermöge ihrer Bedeutung hiezu fih eignen, wie 
namentlich aller Domänen, Bäder, Edäfereigüter, Biers 
brauereien, Mühlen, und Ziegelhütten, fowie der einen beträcht— 
lichen Unterhaltungsanfwand veranlafjenden einzelnen Grund; 
ftüde, je durch das betreffende Cameralamt, und nad einem 
Zeitraum von vier bis fünf Jahren, nad dem Ermeſſen der 
höheren Behörde, in der Regel: jedody aus Veranlaſſung eines 
fonftigen örtlichen Gefchäftes, wie einer Sameralamts-Vifitation, 
oder einer neuen Verpachtung, oder bedeutender Bauten, welche 
bie Abfonderung eines Mitglieds der höheren Behörde ohnehin 
erfordern, durch ein folhes angeordnet ?). Hiebei ift in Ans 


1) In dem Hauptfinanzetat von 1855/55 ift für Güterauffcher ein 
jährlicher Aufwand vorgejchen von 1643 fl. 57 fr., ſ. B. d. K. d. A. von 
1855, 2. Beil.Bv., ©. 229. 

2) Verf. des Fin.Min. vom 20. Mai 1834, Rbl. ©. 413; Verf. 
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fehung des Zeitpunftes in der Art abzuwechſeln, daß bie 
Bifitation das Einemal in bie Zeit vor der Ernte, das Anderes 
mal in das Epätjahr nad) erfolgter Beftellung der Winterfaat, 
dad Drittemal in die Zeit nah der Frühlingsfaat fat '). 
In materieller Beziehung aber ift, außer dem oben ſchon, theils 
als Material zu Vervollftändigung der Domänenliften, theils als 
Gegenftand einer Verbefjerung von Eeite der Pachtherrſchaft, 
Erwähnten, bei Meiereigütern vornehmlid im nacdhbemerfter 
Meife, bei anderen Staatsgütern nad Analogie hievon auf 
die ihrer Natur nad etwa noch weiter oder befonders zu er; 
hebenden wefentlihen Verhältniſſe ?) zu richten, und zwar: 
1) auf die perfönlihen Verhältniſſe des Pächters, nament- 
lich feine häuslichen und Bamilienverhältniffe, fein und 
feiner Samilie Benehmen im Allgemeinen und in ber 
Wirthſchaft insbefondere, feine Vermögensumftände, fein 
Verhalten in Beziehung auf Entrihtung der Pachtſchuldig⸗ 
feit, die Zahl, Zufammenfegung, und die Heimath-Ber- 
hältnifje des Gefindes 3); 
2) auf die zum Wirthichaftsbetrieb unmittelbar vorhandenen 
Mittel, namentlich den Viehftand, die Größe, Zufammen- 
fegung, und Befchaffenheit defjelben, die Größe und ven 
Zuftand des weiteren landwirthichaftlihen Inventars, und 
hier insbefondere die Befchaffenheit der verfchiedenen land— 
wirthfchaftlihen Werkzeuge, und die Menge, Befchaffen- 
heit, und Behandlung der Duͤngungs- und Befjerungs- 
mittel, mit Rüdjicht darauf, ob vom Pächter fein Fütter, 
Stroh, und Dünger verkauft, oder zu andern Zwecken 
verwendet werde ); 
deſſelben von gleichem Datum, Samml. der Cam. Geſ. I, ©. 711, 3.1, 
3, 4; o. a. Inſtr. von demſelben Dat., 3. 1, $. 1. 

1) D. a. zweite Verf. vom 20. März 1834, 3. 3. 

2) D. a. Inftr. von demf. Dat. $. 2, 


3) Ebendaf., $. 20. 
4) Ebendaſ., $. 11, 14, 17—19. 
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3) auf den Betrieb felbft nah allen Richtungen, namentlich 
binfichtlich der gehörigen Sicherftellung des Gutes gegen 
Beihädigungen, indbefondere auch der ber einzelnen Grund» 
ftüde dur Markfteine und Berzäunungen, der entſprechenden 
Erhaltung der Wege, Dohlen und Brüden, fowie der Ufer, 
und der eigentlichen Bewirthſchaftung, alfo des eingeführten 
Felderſyſtemes, ver Art der Beaderung, und der Anwendung 
der hiezu aufgeftellten Werkzeuge, des Zuftandes des Wiefen- 
baus, der Obſtbaumzucht u. ſ. w., je mit Rüdfiht auf 
bie dem Pächter etwa in der einen oder andern Beziehung 
auferlegten beſonderen Verbindlichkeiten "). 

Die Ergebniffe diefer Befichtigung find aber fofort von 
dem vifitirenden Beamten der höheren Behörde vorzulegen, 
unter Anfnüpfung der etwa hiebei zu ftellenden, zu höherer 
Erwägung und Entfcheidung geeigneten Anträge, fowie unter 
Anzeige der von ihm felbft, vermöge eigener Befugniß, ind, 
befonvere in den nachbemerften Beziehungen getroffenen Ans 
orbnungen ?). 

I. Die Anhaltung der Pächter zu Erfüllung ihrer Vers 
bindlichfeiten als folder hat 

1) zunächſt zu beginnen behufs des Eintrittes in das Pacht— 
verhältniß Hinfichtlich feiner nädften NWorbedingung, der 
Einlegung der auferlegten Pachtcaution, welche zu dem 
Ende von der höheren Behörde zu prüfen, von dem bes 
treffenden Gameralamt aber unter fiherem Verſchluß 
aufzubewahren, und an Amtsnahfolger und Amtsverweſer 
immer befonters zu übergeben ift ®). 

2) Hinfichtlid der während des Pachtes zu erfüllenden eigent- 
lichen Rechtsverbindlichkeiten ift ſolche im einzelnen Falle 


1) O. a. Infte. vom 20. Mai 1834, 6: 4—7, 9, 12, 13, 15. 

2) D. a. jweite Verf. vom 20. Mai 1834, 3. 6. 

3) D. a. Dienft:Inftr. für die Kr.Fin.Kammern vom Janr. 1823, 
$. 4, lit. d; ungedr. Erl, der O.F.K. Abth. für Dom: vom 4, Juli 1850, 


248 


zu richten vornehmlich eines Theil auf bie vertrags— 
mäßige Behandlung des Gutes, andern Theil anf die 
zeitige und vollftändige Entrihtung des Pachtſchillings. 
In der erfteren Beziehung, in welder, wie ſchon bemerft 
worden, vornehmlich die periodische Befihtigung zu den 
erforderlichen Beobadhtnngen und Wahrnehmungen zu 
benügen ift, bilden der Natur der Sache nad) die im 
Pachtvertrag hiefür feftgefegten allgemeinen und befon; 
deren Beftimmungen wefentlich die Anhaltspunfte, nad) 
welchen die Behörden ſich zu richten, und erforderlichen 
Falls gegen die Pächter einzufchreiten haben ); in der 
andern ift, außer dem ohnehin befannten Gang und Etand 
der Pachtſchillings -Abtragung an das Gameralamt, im 
Fall eines Rüdftandes auch noch bei der Viſitation dag 
Verhältniß der verfäuflihen Vorräthe zu demfelben zu 
beachten, und demgemäß die geeignete Nachforſchung hiers. 
über zur Beachtung bei der weiteren Einbringung anzus 
ſtellen ?), auch behufg der vertragsmäßigen Zugeldrehnung 
der Pachtfrucht-Schuldigkeit, infoweit die amtlichen Frucht— 
preis-Anzeigen in den öffentlichen Blättern feine genügende 
Anhaltspunfte hiefür darbieten, der Schrannenmeifter des 
betreffenden Fruchtmarftes zu Fertigung vierteljähriger 
Zufammenftellungen über die Fruchtpreiſe gegen ent— 
iprechende Belohnung zu veranlafen 3). Iſt dagegen ein 
Pächter durchaus nicht geneigt oder im Stande, feine vers 
tragsmäßigen Berbindlichfeiten zu erfüllen, fo hat vie 
höhere Behörde, nad) vorgängiger dießfallfiger Bebrohung, 
die vertragsmäßige Entfegung vom Pacht, und Wieder 
verpachtung des Gutes anzuordnen ®). 


1) O. a. Inſtr. vom 20. Mai 1834, 8. 4, 6, 7, 20. 

2) Ebendaſ., $. 18. 

3) Ungedr. Erl. der D.F.R. Abth. für Dom. vom 15. Septbr. 1852, 
4) ‚Ungedr. Verf. des Fin,Min, vom 7. Febr, 1820, 
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3) Außer diefen eigentlichen Rechtsverbindlichkeiten bleibt in 
der vorliegenten Beziehung immer aud) noch weſentlich 
zu berüdfihtigen das Verhalten des Pächterd zu ben; 
jenigen Anforderungen, welche an ihn zu Behauptung 
einer fonftigen tüchtigen Stellung in feinem, wie in dem Ins 
terefje des Staates ald Pachtherrſchaft fowohl, als auch 
in nationalöfonomifcher Beziehung zu ftellen find, und ift 
denn auch derfelbe zu diefem Zweck, vornehmlich wieder auf 
den Grund und aus Veranlaffung der bei der Bifitation 
gemachten Wahrnehmungen, durch die Vifitationsbeamten 
erforderlichen Falls zu einer entfprechenderen Bewirthfchaf- 
tung des Gutes, und namentlich, je auf nähere dießfallfige 
Erwägung, zu einer Aenderung der biöherigen Wirth- 
fhaftseinrihtungen, wie 3. B. in Beziehung auf Frucht: 
folge, Art und Zufammenfegung des Vichftandes, Felder 
beftelung, Tantwirthfchaftlihe Werkzeuge, Dünger: Ges 
winnung, Behandlung, und Verwendung aufjuforvern !). 
IM. Hinfichtlid der Gewährung der den Bächtern ertheilten 
in Zufiherungen ift e8 im Allgemeinen und in 
der Hauptſache Aufgabe der höheren Verwaltungsbehörde, vie 
demgemäß Überhaupt und Insbefondere bei Meiereigütern wegen 
Hagelſchadens und feindlicher Fouragirung zu bewilligenden 
VBahrfhilings-Nahläffe eintretenden Falles auf viesfalljige 
Anträge der Cameral-Aemter feftzuftellen 2). 
$. 85. 
3) Finanzieller Ertrag der Stantsgüter. 

Der finanzielle Ertrag der Staatsgüter ift für fi, aber 
einjchließlih noch von dem der für ſich benüßten Gebäude, 

1) D. a. Inſtr. vom 20. Mai 1834, $. 9—11, 14, 17. Dieje den 
DomanialsBerwaltungsbeamten auferlegte Wirffamkeit erfcheint indeflen, 
Angefihts des bei denfelben im Allgemeinen vorauszufikenden Grades 
ber Befähigung, bedenflih. Bgl. o. a. Abh. des Berf. a. a. O. ©. 732, 


2) D. a. Dienſt-Inſtr. für die Kr.Fin.Kammern vom Janr. 1823, 
$. 13, 3. 3, 
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für die Jahre 185%, im jährlihen Durchſchnitt folgender: 
maßen angenommen: 
1) Rohertrag, worunter aus eigener 
Arminiftration von Gebäuden na: 
mentlich von®ädern 16,865 fl. 27 fr., 
aus Gütern 1,537 fl. . . . . 375,493 fl. 58 fr. 
Befonderer Elementaraufwand an 
Eteuern (22,404 fl. 10 fr.), Brand: 
ſchadensbeitrag (14,115 fl. 55 kr.), 
Diäten und Taggeldern (2709 fl.), 
Umzäunungsfoften, für Erhaltung 
der Güterwege, Uferbaufoften 
(35,380 fl. 52 fr), Meliorationgs 
foften, für Vermehrung des Guts— 
inventard,Hagelverficherungsbeitrag, 
Abgaben an Bäder (148 fl.), und 
Abgang » » 2 202.022. 107,697 fl. 26 Er. 
3) Reinertrag alfo . . 2 2... 267,796 fl. 32 fr.!) 
wobei aber wohl zu beachten bleibt, daß der ganze Gebäude: 
Unterhaltungsaufwand nicht hier, fondern auf dem Etat des 
Finanz Minifteriums unter dem allgemeinen Baufonds des» 
felben in Aufrehnung gebracht ift, der vorftehende Reinertrag 
alfo bei einem Abzug von jenem, wie er zu deſſen richtiger Berech— 
nung ftattfinden müßte, nicht unbeträchtlich fidy vermindern würde. 


* 


Dritter Abſchnitt. 
Einnahmen aus Forften, und damit verwandten 
VBermögenstbeilen. 
$. 86. 
Il. Im Allgemeinen. 
Entſchieden bei weitem den wichtigften und bebeutenpften 
eigenthümlihen Beftandtheil des Staatsgutes, nicht allein in 


1) V. d. 8. d. A. von 1855, 2, Beil, Bd, ©. 226, 


2 


— 
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finanzieller, fondern aud), vermöge ihrer Einwirfung auf bie 
gefammte Volkswirthſchaft nach diefer Richtung, ſowie von 
berfelben aus, bilden die Staatöforfte, und die ihnen ver 
wandten untergeorpneten Domanialvermögenstheile, die Jagd— 
rechte des Staats, die auf Staatdrechnung unterhaltenen Brenn- 
holgmagazine, oder fogenannten Holzgärten nebft ven hiezu 
gehörigen Holzfloß-Anftalten, und einige Torfgruben. 

Die Verwaltung dieſes Gefammtbeftandtheiles des Etaats- 
gutes ift, in weiterer Unterorbnung unter das Binangzminifterium, 
unter die unmittelbare Auffiht und Leitung einer eigenen 
Abtheilung der Ober-Finanzfanımer, der nad ihrem Haupt— 
gegenftand fogenannten Abtheitung für Forſte geftellt, welche 
in diefer Beziehung die Stelle der früheren Kreis-Finanzfammern 
einnimmt, und, ähnlich der Abtheilung für Domänen, außer 
einem Borftand, mit mehreren großen Theil forſtlich-techniſchen 
Referenten, und dem erforderlichen Kanzleiperfonal befegt ift ); 
für die unmittelbare Verwaltung find aber hinfichtlid der 
Forfte und Jagden einer und der Holzgärten anderer Seits 
je eigene Behörden niedergeſetzt. 

In materieller Beziehung fteht für die Verwaltung in 
ihrem eigentlihen Sinne, außer den allgemeinen Normen der 
DomanialsBerwaltung ($. 66, 67, 68), jedoch mit einer in 
der Natur der Berhältniffe begründeten principiellen Abweichung 
von denfelben, nur der eine allgemeine Grundſatz gemeinſchaft— 
lich feft, daß die finanzielle Benügung auf eigene Rechnung 
ftattfindet, wogegen fie im llebrigen, um der wirthichaftlich- 


1) D. a. BD. vom 21. Novbr. 1849, $. 2, 3. Bor Errichtung 
der Kreis-Finanzfammern war die unmittelbare Leitung dieſes Verwal: 
tungszweiges auch einer Gentralbehörbe im Finangbepartement, ber vor— 
maligen Seftion der Kronforfte übertragen; nah Grrichtung jener blieb 
diefe Behörde zwar noch bis zum Jahr 1827 unter dem Namen „Korftrath“ 
beftehen, fie hatte fih aber nun mit den Kreis-Finanzfammern in ihren 
bisherigen Geſchaͤftskreis u theilen. S. BD, vom 28. Febr. 1822, 
Rbl. ©, 128, | 
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technifchen Verſchiedenheit ihrer Objekte willen, je hinſichtlich 
der Hauptarten ber legteren an eigene Normen gebunden ift. 
Ebenso beftehen für die Einbringung der Einnahmen und die 
Leiftung der hierauf haftenden unmittelbaren Verwaltungs: Auss 
gaben, außer den früher ($.69) angeführten allgemeinen, zum 
Theil noch je gewiffe befondere Einrichtungen. 

Der Gefammtbetrag der vorftehenden Einnahmen, eins 
cließlid, derjenigen von den Holzgärten, ift für die nenefte 
Finanzperiode von 185%/;8 rein angenommen in runder Summe 
auf 1,127,000 fl. h. 


I. Forfte, 
8. 87. 

1) BSeſtand des Staats-Eigenthbums an Sorften. 

Der Forftbefig des Staats beläuft ſich nad, der neneften 
aur DOcffentlichfeit gelangten Berehnung hierüber vom Jahr 
1850 auf 583,393 Morgen ?) Laub: und Navelholzwaldungen, 
alfo etwa ein Drittheil der damals auf 1,841,665, nad; einer 
fpäteren Zufammenjtelung der Landes: VBermefjungs-Ergebniffe 
aber auf 1,919,311 Morgen berechneten Geſammt-Waldfläche 
des Landes 3), mit einem im Ganzen wie von den einzelnen 
Morgen zunehmenven ?), nad dem neueften befannten Schlag— 
ergebniß vom Jahr 1855 auf 325,840 5), und nad dem 
durchſchnittlichen Echlagergebniß der vorangegangenen fünf 
Jahre auf 312,286 Klafter fi berechnenden 6), nad der in 


1) Hauptfinanzetat von 1855/58, II, A. 2. 

2) Monatsjchrift für das Würt. Forfimefen vom 9. 1850, ©. 176. 

3) Württ. Jahrbücher vom 3. 1852, H. 2, ©. 12; o. a. Monatss 
fhrift vom 3. 1854, ©. 106. 

4) A. Monatsjchrift vom 9. 1853, ©. 46. 

5) Daf. vom 3. 1856, ©. 254. 

6) Daf. vom I. 1852, S. 99, von 1853, S. 205, von 1854, 
S. 187, von 1855, ©. 254, 
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der neneften Zeit im dem größeren Theil der Etaatsforften 
einer neuen Taxations-Inſtruktion gemäß vorgenommenen 
Revifion der Wirthſchaftsplane aber auf ein nachhaltiges jähr— 
liches Quantum von 301,345 Klaftern gefhägten ) Holzs 
ertrage, woraus fid die finanzielle und nationalöfonomifche 
Bedeutung dieſes Staatsvermögenstheild von felbft näher erz 
geben dürfte. 

In der That wird nun aud dem Forftbefiß des Staats 
in beiden vorgedachten Beziehungen ausdrücklich ein hoher 
Werth beigelegt, und demzufolge nicht allein feiner Beſtands— 
Erhaltung eine befondere Fürforge gewidmet, fondern aud) 
noch foviel immer möglid auf feine angemeſſene Vermehrung 
hingewirft, und einer Verminderung defjelben durch Verfauf 
nur ganz ausnahmsweife ftattgegeben. 

Behufs jener Vermehrung ift ausdrücklich feftgefest, daß 
jede ſich darbietende vortheilhafte Gelegenheit zur weiteren 
Erwerbung von Waldungen benügt, und ganz beſonders dann 
hierauf Bedadht genommen werben folle, wenn Privatgrunds 
ftüde von Staatswaldungen eingefchloffen find, over die Ab- 
gränzung der legteren ftören, mögen ſolche bereits ald Wald 
bewachſen, oder erft hiezu anzulegen fein ?), auch den Clemens 
tarsForftbehörven aufgetragen, fo oft fich Gelegenheit zu einer 
folhen Erwerbung zeigt, zeitig die erforderliche Einleitung 
hiezu zu treffen, und zu dem Ende, unter Angabe der Fläche, 
Lage, und Beichaffenheit des Holzbeftandes, der Servituten, 
und der Holzpreife, und unter Nachweiſung der übrigen hiebei 
in Betracht kommenden Verhältniffe, an die vorgefegte Ber 
hörde Bericht hierüber zu erftatten ?), und es hat die nun feit 


1) 3. d. K. d. A. von 1855, 2. Beil.Bv., ©. 234, 

2) Ungedr. Berf. des Fin.Min. vom 21. Octbr. 1836, 

3) Desgl. vom 14. Novbr. 1837. Die Waldwerthsberechnungen wur: 
den in diefem Falle bis auf neuere Zeit auf den reinen Gelvertrag der 
Waldungen, und deshalb auf einen eigens hiefür zu entwerfenden Wirth: 
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geraumer Zeit ſchon fortgefegte Vollziehung dieſer Anordnung 
wirklich bis jetzt eine beträchtliche Vermehrung des Staats— 
waldbeſitzes bewirkt ). Neben dieſer ertenfiven Vermehrung 
des Staatswaldbeſitzes ift aber auch noch eine intenfive in der 
Art als Gegenftand möglichften Beftrebens erfannt und bes 
zeichnet, daß, neben der betreffenden Orts erft näher zu erwäh- 
nenden Verbeſſerung von jenem durch feine Behandlung und 
insbefondere durch eigentliche Eulturen, die auf den Staats— 
waldungen haftenven jhädlichen Laften und Gerechtſame foviel 
möglich durch Ablöfung gegen eine ihrem Werthe entfprechende 
Entſchädigung befeitigt werden. Dieje Ablöfung war in neuerer 
Zeit, zufolge der hier ergangenen umfafjenden Örundentlaftungss 
Gefepgebung, durch Ausgleihung bei Gefällablöfungen in 
ausgedehnten Maaße zu bewirken), Soweit diefe aber eine 
Anwendung hiezu nicht finden kann, ift fie früher aufgeftellten 
Normen gemäß einzuleiten. Dabei ift die Größe der Ent: 
Thädigung im Allgemeinen nad dem Werthe der abzulöſenden 
Nugungen, hinfichtlid der Bauholzberechtigungen aber in der 
Art zu berechnen, daß fie eines Theild den Werth des zum 
näcdften Neubau ſowohl, als aud zu den bis dahin nod) 
vorfommenden Ausbefjerungen erforderlichen Gerechtigkeitsholzes, 


ſchaftsplan geftüßt. Uebrigens wurde natürlih bei den flattfindenden 
Unterhandlungen immer, wo fich Gelegenheit zeigte, auch noch ein befjeres, 
und überhaupt das vortheilhaftefte Preisverhältnig zu erzielen geſucht, 
ohne eben hiebei an das Ergebniß jener Berechnungen fih zu halten. 
S. ungedr. Berf. des Fin.Min. vom 9. Janr. 1823. 

1) Wal. die näheren Nachweiſungen aus dem Zeitraum der Jahre 
183/51 in der Monatsjchrift vom 3. 1853, S. 42, 43. 

2) D. a. Geſetz vom April 1848, Art. 15; ungedr. Erl. d. O. F. K. 
Abth. f. Forte vom 30. Mai 1851 und 15. Det. 1852; Erl. derfelben 
vom 22. Juli 1853, Monatefchr. ©. 241. Es haben demzufolge die 
Reiftungen an Berechtigte feit dem 3. 18%7/n8 bis zu der neueiten Gtats- 
periode nach dem zu Geld berechneten Roranichlag abgenommen um einen 
jährlichen Werthsbetrag von 107,060 fl. 44 fr. ©. V. d. K. d. 9. von 
1851/55, 2. Beil. Br. ©. 277, von 1855, 2. Beil. Bd. S. 243, 
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andern Theils ein Bapital in fi begreift, weldyes an Zinfen 
und einfahen Zinfen hieraus in jeder der vom nächften Neu— 
bau anfangenden Wiederkehrs-Perioden eine Eumme gewährt, 
bie dem in jeder foldhen Periode erforderlihen Aufwand für 
Gerechtigkeitsholz zu Neubau und Ausbefjerungen gleihfommt, 
für dieſen befonderen Zwed aber zunäcft der Umfang ver 
betreffenden Berechtigung aus den vorhandenen Lagerbüchern, 
Rechnungen, und fonjtigen Urfunden auszumitteln, ſodann durch 
einen vom Gameralamt zu beanftragenden Bauverftändigen 
die wahrfcheinlihe Dauer der Gebäude bis zum nächſten Neu- 
bau, und der Umfang der bis dahin erforderlichen Ausbefjerungen, 
fowie die Dauer der Fünftigen Wiederkehrs-Perioden unter 
Zuziehung des Nevierföriters und nachfolgender ‘Prüfung von 
Seite des Bezirföbaubeamten zu fchägen, auch das Erforderniß 
an Holz zu berechnen, endlich durd das Gameralamt auf viefe 
Grundlagen hin die Abfaufsfumme nad) eigens zu dem Ende 
unter Zugrundlegung eines vierprocentigen Zinsfußes aufger 
ftellten Tabellen jo zu berechnen, daß jowohl ver Betrag ver 
Leiftungen bis zum nächſten Neubau und der bis dahin erfor; 
berlihen Ausbefjerungen, als auch das Capital für den Auf: 
wann bei den fpäter wiederfehrenden Neubauten und Aus— 
befjerungen je auf feinen baaren Werth zur Zeit der Ablöfung 
zurüdgeführt wird 9. Das Objeft der Entſchädigung befteht 
balv und in neuerer Zeit vorzugsweife in Geld, bald und 
wie befonders früher der Fall war, in einer beftimmten zu 
vollem Eigenthum abzutretenden Waldflähe, und es follte 
Letzteres damals namentlich dann ftattfinden, wenn der Berechtigte 
ohne eine ſolche Abtretung hinfichtlih der Befriedigung feines 
Bevarfes an Holz oder anderen unentbehrlichen Forjtproduften 
gefährdet erjchien, oder die Ablöfung hiedurch erleichtert werden 


1) Verf. des Fin.Min. vom 6. Aug. 1840, beſ. gedr. und Summl. 
der Cam. Geſ. IL, ©. 928; desgl. vom 13, Juni 1831, ebendaſ. S. 636; 
desgl. vom 26. Decbr. 1843, 2. Erg. Bd. zum Rbl. ©. 359 ff. am Schluß. 
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mochte!). Bei den zu dem Behuf zu fertigenden Walpwerthe- 
Berechnungen fol indefjen, mit möglichſter Bermeidung ver; 
widelter, — auf entfernte Perioden hinausgehenver Ertrags— 
und Zinsberehnungen, der wirflihe Werth des Holzes und 
des Grund und Bodens, der fi gewöhnlih durd einfache 
Berechnungen oder durch Anſchläge ausmitteln läßt, zu Grunde 
gelegt werben %). Etatt einer vollftändigen Ablöfung wurde 
bei Holzberechtigungen zuweilen aud nur eine Firirung vor: 
genommen, wodurd allerdings die Interefjen der Forſt-Ver— 
waltung mit denen der Berechtigten häufig wohl nod mehr, 
als durch eine Ablöfung, in Einklang gebracht werden mochten, 

Einer ausnahmsweifen Veräußerung von Etaatöwaldun- 
gen wird, unter Beobadhtung der allgemeinen Grunpftods- 
veräußerungs-, und der vorgedachten eigenthümlichen Werthö- 
berehnungs-Normen, nur noch aus bejonderer wirthſchafts— 
polizeilicher oder finanzieller Rüdficht ftattgegeben, aus ber 
einen dann, wenn eine Öemeinde Mangel an Grunpbefig hat, und 
eine Vermehrung defjelben dur Erwerbung von Fulturfähigem 
Waldboden zu Verbeſſerung ihres Nahrungsftandes beiträgt, 
aus der andern dann, wenn entweder fleinere Waldftüde wegen 
ihrer Entlegenheit von anderen Staatswaldungen nit ohne 
unverhältnigmäßigen Koften-Aufwand unter gehörige Aufficht 
geftellt werden können, und deshalb einer Beſchädigung durch 
Holzdiebftähle, WeidesErcefje und vergl. in einem verderblichen 


— —— — 





1) Die Ablöſung von Waldgerechtigkeiten gegen Ueberlaſſung von 
Waldflächen fand jeit dem Anfang der gegenwärtigen Regierungsperiode 
in mehreren Oegenden des Landes mit gutem Grfolge jtatt, namentlid 
im Schönbuch, im Schwarzwald, im Ellwanger, und im Altvorfer Wald. 

2) Verf. des Fin.Min. vom 28. Febr. 1824, Samml. der Gam.Gef. 
II, 486; ungeor. Verf. defjelben vom 28. Febr. 1834. Mieverholte, auf 
den Umftand, daß die Württembergijche Boritgejeßgebung den Privat- 
Waldeigenthümern eine nachhaltige Benügung vorfchreibt, fich beziehende 
Bemerfungen gegen obige Berechnungsweife find enthalten in Widen- 
mann's forlilihen Blättern, H. 9, ©. 49, und 9. 6, ©. 84, 
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Grade blosgeftellt find, oder überhaupt der Ertrag folder klei— 
nen Waldparcellen mit dem Berwaltungs » Aufwand und mit 
dem Intereffe aus dem zu erzielenden Kaufſchilling fehr im 
Misverhältniß fteht !). 


2) Verwaltung der Staatsforfte. 
$. 88. 
A) Im Allgemeinen. 


Der Verwaltung der Staatsforfte liegt im Allgemeinen 
anerfanntermaßen der richtige und wohlerwogene Zwed zu 
runde, eined Theild die Staatswaldungen mittelft der hier 
zu bewerfitelligenden Holzerzeugung als eine ergiebige Quelle 
von Ginfünften nahhaltig zu benügen, andern Theil durch 
ebenjene ihre Erzeugniffe den Bedarf des Landes hieran 
möglichft ficher zu ftelen ). Ein wefentlihes Mittel hiezu 
bildet aber die zuvor ſchon erwähnte Bewirthichaftung der 
Staatsforfte auf eigene Rechnung des Staats, und dieſe 
findet wiederum im Allgemeinen eine weſentliche Unterftügung 
in der Einheit und dem inneren Zufammenhang, welder ihr 
durch die weiter ſchon gedachte Gentralifation des ganzen 
hierin begründeten Berwaltungszweiges gegeben iſt ?). 


— — 


1) V. d. K. d. St. von 1836, H. 1/7 ©. 155. 

2) Ausdrücklich ausgeſprochen iſt dieß ſogar in den beſonderen Be— 
ſtimmungen zum Verfaſſungs-Entwurf vom 8. März 1817, S. 30, in 
Reyſcher, Samml. der Württ. Staatsgrundgeſetze, Ir Theil, Stuttgart 
und Tübingen, 1830, S. 436. 

3) Dieſe Einheit, welche früher bei den Kreis-Finanzkammern von 
Anfang an vielfach zu vermiſſen, und deren Erlangung durch Rückkehr 
zu der obengedachten früheren Centraliſation der Verwaltung das Ziel häufig 
und beharrlich ausgeſprochener Wünſche war, ſ. V. d. K. d. A. von 
1826, H. 1, ©. 180, und H. 3, ©. 848, von 1833, Bd. 14, 88ſte 
Sitzung, ©. 30, von 1842, Br. 8, 103te Sikung, ©. 5, von 1845 44ſte 
Sitzung, S. 4, Wochenblatt für Land» und Hauswirthfchaft vom Jahr 
1848, ©. 149, Entwurf einer Forftorganifation in Württemberg, bearbeis 
tet von der Organifations-Gommiffton, Stuttgart 1849, ©. 82, darf wohl 


Hoffmann, Binanzredt. 1. 17 
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Hinfichtlic ihrer Bewerfftelligung felbft beftehen nun aber 
weſentlich verfdierene Einrichtungen für die eigentlihe Ver— 
waltung, und für die Nealifirung der demzufolge fid) ergeben: 
den Einnahmen und unmittelbaren Ausgaben. 


B) Eigentlihe Verwaltung ter Stadtsforfte. 
$. 89. 
a) Im Allgemeinen, 

In der vorgedachten centralifirten Unterordnung ift die 
Berwaltung der Staatsforfte zu ihrer unmittelbaren Bewerfftels 
ligung, alfo auf der Stufe der Elementa Verwaltung, unter 
zweierlei hiefür niedergefegte Organe vertheilt. Es find dich 
eines Theild die Forftämter, im Ganzen 26, welchen in naäch— 
fter Unterordnung unter die Abtheilung für Forfte, je inners 
halb der ihnen angewiefenen Bezirke, neben Hanphabung der 
Forſt- und Jagdpolizei, insbefondere der polizeilichen Leitung 
und Beauffihtigung ver gefammten Privat-Waldwirthſchaft, 
ſowie der Forſtſtrafrechtspflege in erfter, beziehungsweife zweis 
ter Inſtanz, vorzugsweife die Controle und nähere örtliche 
Beauffihtigung der eigentlihen Wirthſchaftsbeamten obliegt !), 





in ihrer nunmehrigen Herftellung durch die obengedachte Gentralifation ald 
ein bedeutender Fortſchritt und Vorzug der Berwaltung nicht genug aner: 
fannt werden. . 

1) V.O. vom 21. Janr. 1822, RE, €. 21 f., $. 1, 2; Dienfts 
Inſtr. für die Oberföriter vom 11. März 1822, bef. gedr., und in der 
Samml. der Gam.Gef. I, 423 ff. Der nächſtvorangegangenen Forſt— 
Drganifation vom Jahr 1818 zufolge, beftanden nur 24 Forſtämter, f. 
BD. vom 7. Juni 1818, Rbl. S 281 ff., $. 2, und diefe waren ſeiner 
Zeit an die Stelle von 20 Oberforfiämtern getreten, welche zudem nad 
ganz bejonders für die Jugbverwaltung in Anfprud genommen waren. 
©. %.D. v. 3. Nov. 1810, Beil, zu Nr. 53 des Rbl., S. 57 ff. Tie 
Vermehrung diejer Stellen in neuerer Zeit hatte ihren Grund vornehmlich 
in der Vermehrung der Forſtverwaltungs-Geſchäfte zufolge der in ihr 
getroffenen neuen Anorbnungen zu planmäßiger Regılung der Koritinuguns 
gen und Gulturen, und des den Forſtämtern zugewieſenen beträchtlichen 
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andern Theild eben dieſe lezteren, die unter der Verpflichtung 
zu befonderer Mitwirfung bei der Forft- und Jagdpolizei, in 
nächfter Unterorbnung unter die Forftämter, je innerhalb ver 
ihnen angewiefenen #orftreviere hiezu aufgeftellten Revier: 
förfter, nenerlich im Ganzen 163, nebſt einem eigenen ihnen 
zunächſt untergeordneten verfchiedenartigen , betreffenten Orts 
nod näher zu erwähnenden, zunächſt für den Forſtſchutz, for 
weit es aber diefer fein Hauptberuf geftattet, auch nod zur 
Beihülfe bei den. eigentlichen wirthſchaftlichen Gefchäften be- 
ftimmten Hülfsperfonal!). Erftere, die Forftämter, find je 
mit einem Amtsvorftande, Oberförfter, in der Etellung eines: 
Bezirfsbeamten mit diefer entfprechenden Gehaltsverhältnifien ?), 


Antheils an deren Vollziehung. In neuerer Zeit ift, im Hinblid auf bie 
hier eingetretene und noch in Ausficht genommene Grleihterung der— 
jelben in lezterer Beziehung wieder eine Verminderung der Forftämter in 
Anregung gefommen. ©. o. a. Entw. einer Forftorganifation, ©. 51 ff.; 
V. d. K. d. A. von 181/53, Zr Beil.Br. ©. 273. 

1) O. a. B.O. vom 21. Janr. 1822, 8. 1, 3; V. d. KR. d. A. von 
1855, 2r Beil.Bd. S. 237; Dienſt-Inſtr. für die K. Förſter vom 11. 
März 1822, def. gedr., und in der Samml. der Cam. Geſ. II, S. 402 ff., 
$. 1. Auf obige Zahl find die Mevierförfter feit dem 3. 1849: zurüdge- 
führt, nachdem fie zufolge der Organifation vom 9. 1822 bis dahin 170 
betragen hatte. Nach der vorangegangenen Organijation vom Jahr 1818 
belief fih die Zahl der Mevierförfter nur auf 151, ſ. o. a. BL. vom 
7: Juni 1818, $. 2; es waren aber neben denſelben 157 Unterförfter auf: 
geftellt, welchen eine mehrfache Unterftügung der erfteren oblag, |. Dienſt⸗ 
Inſtr. derfelben vom: 31. Deebr. 1818, Samml. d. Cam. Geſ. II, 251 ff.; 
vor jener Organiſation, zufolge ver vom Jahr 1810, waren es anfangs 
214 und fpäter fogar 189 Förſter und 243 Unterförfter, dieſe beiden aber 
ganz bejonders durch die Jagd in Anſpruch genommen, ſ. Bekanntm. des 
Fin.Min. vom 31. Octbr. 1811, Rbl. S. 597 ff. Neuerlih iſt wieder: 
eine beträchtliche Verminderung der Nevierförfterftellen. im Anregung ges 
kommen. ©. o. a. Entw. einer Forftorganifation S. 32 ff., und ©. d. 
K. d. A. von 1851/58, 2r Beil. Bd. S. 273. 

2) D. a. V.O. vom. 21. Janr. 1822, $. 2, 6, und Verf. des Fin. 
Min. vom 6. Octbr. 1836, Rbl. S. 532 (Gehalt nebit Kanzleifojten-Ent: 
Ihädigung, Wohnungsgenuß-und Pferdsration); Berf. des Fin. Min. ‚vom 
3, Sepibr. 1839, Rbl. ©. 573, lit, a (Pferde-Averſalentſchädigung); 
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fowie einem aus Etaatömitteln aufgeftellten, und in die ande 
ren Beamten dieſer Categorie, insbejondere den Cameralamts— 
buchhaltern angewiefene dienftlihe Stellung eingefegten Amts; 
gehülfen, dem Forftamts-Affiftenten '), befegt. Die Revierförfter 
als Einzelnbeamte ftehen dagegen, neben ver Einfegung in 
eigentliche Staatsdiener-Rechte, in eigend für fie nad drei 
Claſſen feftgefegten, erft in neuefter Zeit angemefjen verbefjer- 
ten Einfommensverhältniffen 9. Es ift demzufolge der ganze 
Aufwand für beiderlei Elementarforftftellen in der neueften 
Finanzperiode von 185/58 jährlich angenommen auf 290,035 fl. 
25 fr. ?) 

Zu Sicherung einer entfprehenden Wirffamfeit dieſer 
Elementar-Organe der Forftverwaltung je nad) Maasgabe ver 
ihnen hiefür in ihrem befonderen Kreife ertheilten Dienftvors 
fhriften ift, neben den allgemeinen organiſchen Einrichtungen 





1852, Meonaleſchr. S. 145 ——— * Pferbsration Bu neue 
Negelung der Diäten-Anfprüde). 

1) DO. a. V.O. vom Janr. 1822, $. 2, und o. a. Verf. des Fin, 
Min. vom 1. Sept. 1839 (Gehalt, Wohnungsgenuß,, und Pferbsration); 
o. a. Verf. desfelben vom 5. Septbr. 1825 (Diätenbezug); o. a. Geſetz 
vom 22. Juli 1839 (dienftliche Stellung); Berf. des Fin. Min. vom 29. 
Nov. 1852, Rbl. ©. 424, und Erl. der O.F.K., Abth. f. F., vom 14. 
San. 1853, Monatsſchr. ©. 4 ff. (Aufhebung der Vferdsrationen, und neue 
Megelung der Befoldung, ſowie der Diäten-Anjprüde). 

2) D. a. B.O. vom Janr. 1822, $. 6 (Gehalt, Wohnungsgenuß, 
Pferdsration, Anbringgebühren); o. a. Berf. des Fin. Min. vom 6. Oetb. 
1836 (Schreibmaterialien und Wohnungs» Entfchädigung); o. a. V. O. 
vom 3. Sept. 1839 (Wohnungs= und Pferdehaltungs = Entfhädigung) ; 
Gel. der O.F.K., Abth. f. F., vom 27. Aug. und 19. Nov. 1852, Mor 
natsihr. ©. 257, 364 (Menderung der Pferdehaltungs = Entjchädigung) ; 
Erl. ver O. F. K., Abth. fe F. vom 18, Orb. 1855, Monatsſchr. S. 402 
(allgemeine Verbefferung, wonach die bisherigen drei Beſoldungs-Claſſen 
von 750, 600, 450 fl. auf 900, 750 und 600 erhöht worden find). 

3) V. d. K. d. A. von 1855, 2r Beil.Bv., ©. 240 ff. und 498. 
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für diefen Zwed (8. 49, M.2), eine fo häufig, als es von 
dem Minifterium auf vießfallfige Anträge der nächft vorge: 
ſetzten Abtheilung für Forfte im einzelnen Falle als Beduͤrfniß 
erfannt wird, und außerdem auch noch unerwarteter Weife wie- 
derfehrende Vifitation der einzelnen Forſtamtsbezirke durch bie 
technischen Referenten der Borftabtheilung in der befonderen Ei— 
genſchaft als Forftinfpeftoren oder durch andere Gommifjäre in der 
Art angeorbnet, daß diefe hiebei fowohl den Wirthidhafts- und 
Eulturbetrieb, als aud den Forfthaushalt im Ganzen und in 
feinen einzelnen Theilen, fowie die bdienftlihen Verhältniſſe 
des Forftperfonals zu unterfuchen, zu dem Ende insbejondere 
auch die Waldungen mit dem Verwaltungs» und Schutzper⸗ 
fonal zu begehen, und wenn fie Misgriffe und Mängel be- 
merfen, die geeigneten Belehrungen foviel möglich ſchon an » 
Ort und Stelle zu ertheilen haben ). Ebenfo ift ven Ober 
förftern, den weiter untergeordneten Organen , indbefondere 
den Revierförftern gegenüber, neben der befonders vorgeſchrie— 
benen örtlihen Beanffihtigung gewiffer VBerwaltungsgefchäfte 
der lezteren, überhaupt nod) die Benügung jeder günftigen Ges 
legenheit zum Beſuch der Waldungen zur Pflicht gemacht 2). 
Den Nevierförftern ihrer Seits aber ift no, ald eigenthüm— 
liches Hülfsmittel für die über fie und ihre Wirthſchafts— 
führung zu handhabende Aufficht, die Führung eigener tabella- 
riſch eingerichteter Tagbücher zu Nachweifung der auswärtigen 
Dienftverrihtungen, fowie zu Aufzeihnung der wichtigeren - 
Waldarbeiten, nnd der in wirthfchaftlicher und naturhiftorifcher 
Beziehung denfwürdigen Greigniffe überhaupt auferlegt ?). 
Auch ift den Oberförftern gegen alle ihnen untergeorbnete 


1) Berf. des Fin.Min, vom 7. Juni 1850, Monatsihr. ©. 2 ff., 
und vom 31. Decbr. 1853, daf. von 1854, ©. 2 fi. 

2) D. a. Erl. der DER., Abth. f. F., vom nn 1852, 

3) Erl. verjelben vom 26. Novbr. 1852, Monatsſchr. ©. 365, und 
vom 25, Noybr, 1856, daf. ©, 1. 
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Forftviener eine Disciplinarftrafbefugniß wegen unbereuten; 
derer Dienftverfehlungen, wie namentlih Dienftnadyläffigfeit, 
Unfleiß, und Verſäumniſſe, innerhalb des ihnen rückſichtlich 
ver Forſtpolizei eingeräumten Etrafmaaßes, alfo bis zum 
Betrag von zehen Gulden und höchſtens drei Tagen Gefäng- 
niß eingeräumt, fo jedoch, daß leztere Strafe nur ausnahms— 
weise gegen die Forftichußdiener in folden Fällen in Anwen» 
dung fommen foll, wo e8 die Erhaltung des amtlichen Anſehens 
fordert; überhaupt fommt ihnen die Befugniß zu Adminiftrativ- 
Unterfuhungen gegen jene Diener allein mit Ausſchluß der 
Oberämter zu; foweit fie aber die wegen eines Dienftverges 
hend verſchuldete Strafe nicht felbit zu erkennen Haben, find 
von ihnen, wie von den Oberämtern in dieſem Falle, zwei 
Gemeinderathsmitgliever als Urfundsperfonen beizuzichen !). 
Endlich ift noch, um der hieron zu beforgenden Unterſchleife 
und Gollifionen mit den Intereffen der Forftverwaltung und 
den Pflichten hiefür willen, allen Beamten und Dienern der 
ElementarsForftverwaltung, den Oberförftern und Revierförftern 
ſowohl, ald auch den Forftfchugdienern, jede Theilnahme an der 
Einbringung der Fort» Einnahmen, fowie jeder Handel mit 
Holz, insdefondere aud) eine Veräußerung von Befoldungsholz, 
die Haltung von Schafen, oder die Pachtung einer Schafweide 
innerhalb des anvertrauten Forſt- beziehungsweife Huthbezirfes 
ftrenge unterſagt ?). 

Für die Nerwaltung der Etaatsforfte felbft, welde 
au), wie die der anderen Domänen, wefentlid, eines Theile 


1) V.O. vom 29. Juli 1827, Rbl. S. 323; Berf. des Fin.Min. v. 
16. Aug. 1831, Rbl. ©. 417; Bergl. Berwalt.Ed. vom März 1822, €. 
‚102, und o. a. Dienſt-Inſtr. für Oberförfter vom März 1822, $. 4. 

2) D. a. Dienft-Iuftr. für Oberförfter vom März 1822, $. 56; desgl. 
für Börfter vom März 1822, 6. 43-45; Inſtr. für die Forftwarthe und 
Waldſchützen vom 11. März 1822, bef, gebr,, und Samml. der Gam.Gef. 
IL. 396, $. 15—17; Berf. des Fin.Min. vom 21. Decbr. 1824, Ir Er⸗ 
gänz. Bd, zum Rbl. ©. 451, und vım 28, April 1828, Rbl. ©. 297.. 
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die Eorge für die Erhaltung des guten Beftandes, andern 
Theils die für die finanzielle Benügung derſelben in fid bes 
greift, find im Allgemeinen noch von Bedeutung die mehrfachen 
Einrigtungen zu Erhaltung einer gehörigen Ueberſicht hierüber. 
Es find zu dem Ente 

1) vor Allem den Forftämtern fowohl, ald auch den Res 
vierförftern, je von deren Bezirken, beziehungsweife Nevieren, 
bie bei der allgemeinen Randesvermeffung, je nad) vorgängiger 
Unterfuhung, Berichtigung, und Befchreibung der Gränzen ber 
Etaatswaldungen, aufgenommenen Blurfarten von der höheren 
Eteuerbehörde, und die betreffenden Blätter des großen topos 
graphifchen Atlaffes vom Lande in einer entfpredyenden Zus 
fammenftellung nad) den einzelnen Revieren, nebft den Flaächen— 
verzeichniffen, von dem ftatiftifch »topegraphifchen Bureau zur 
Benügung mitgetheilt, unter der ausdrücklichen Beftimmung, 
daß beide von denfelben forgfältig aufbewahrt und möglichſt 
fhonend behandelt, insbefonvdere zu dem Ende behufs einer 
etwaigen Beziehung hierauf bei Anträgen auf einzelne Aen— 
derungen in dem Staats-Waldbeſitz nicht jene Flurkarten felbft, 
ſondern ftart ihrer beſondere Blurfartenabdrüde mit einer nüs 
heren Bezeichnung des betreffenden Gegenſtandes angefhloffen, 
etwaige Befigveränterungen aber in denfelben durd den bes 
treffenden Oberamtsgeometer je nach der jährlihen Ergänzung 
der Flurkarten der Gemeinden nachgetragen und eingezeichnet, 
und dieſelben zu dem Zweck jenem durch das betreffende Forſt— 
amt überſandt werben follen '). 

Eodann find für den vorliegenden Zweck wichtig 


1) Nachtrag zu den Forfidienft:Inftruftionen vom 3. 1822, vom 26. 
Mai 1837, bef. gedr. und Samml. der Cam. Geſ. II. 817 f., $. 3; Verf. 
des Fin. Min. vom 2, Mai 1846, ekendaf. ©. 1092 ff., 3. 4; Erl. der 
DER, Abıh. f. F. vom 27. Mai 1851, Monatsſchr. S. 155, und vom 
7. April 1854, daſ. ©. 121. Vgl. auch Baulus, über den Nutzen bes 
topogr. Ntlafjes von W., mit befonderer Rückſicht auf die Forſtkarten, 
Monatsihr. von 1851, ©. 317 Fi. 
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2) die zunächſt zu Feftftelung der Forſtnutzungsplane 
° hergeftellten und regelmäßig fortzuführenden Waldbeſchreibun— 
gen, foferne in venfelben zu dem Ende Mefgehalt, Lage, 
Boden, Holzbeftand, fowie die Umtriebgzeit, und Bewirthſchaf— 
tungsweife der betreffenden Waldungen nadjgewiefen ift ". 
3) Endlich gehören hieher die genauen Befchreibungen 
der auf den einzelnen Etaatswaldungen haftenden Holz, 
Weider, Trieb, Gräferei-, und Streugerechtſame, wie fie eines 
Theils in den Amtsgrundbüdern der betreffenden Gameral: 
ämter unter einer eigenen Abtheilung derſelben, andern Theile 
in Goncepten over Abfchriften hievon bei den Forftämtern und 
Revierförftern aufgezeichnet, bei jeder Veränderung auf den 
Grund gegenfeitiger Mittheilungen hierüber zu ergänzen, und 
von zehen zu zehen Jahren mittelft ebenfolher Vergleihung 
richtig zu ftellen find 2). 


b) Erhaltung des guten Beflandes der Staatsforfte. 
$. 90. 
aa) Im Allgemeinen. 

Die Erhaltung des guten Beſtandes der Staatsforfte ift 
der Natur der Sache nad) nur zu bewirken eines Theils durch 
eine angemefjene, der Erzeugung ihrer nugbaren Gegenftände, 
insbefondere des wichtigſten derfelben, des Holzes, entiprechende 
Anziehung und Pflege jener, die fogenannte Forftbehändlung 
(Holzzucht, Waldbau), andern Theild durd eine gehörige Ab— 
wendung von äußeren Bejhädigungen derſelben, den eigent- 
lichen Forftihug, wogegen eine angemefjene, d. h. eine auf 
dasjenige Maas bejchränfte Forftbenugung, innerhalb deſſen 


1) Vorſchr. der O.F.R., Abth. f. F. für die Abſchätzung und Ein- 
rihtung der Staatsforfte in W. vom 16 Aug. 1850, be. gedr. und Mo: 
natsfchr. S. 33 ff., $. 31—33. 

2) D. a. Inftr. f. Oberförfter von 1822, $. 22, 35; o. a. Nachtrag 
hiezu vom Mai 1837, 8. 12; Erl. der O.F.R., Abth. f. F. vom 22. Juli 
1853, Monatsihr. ©. 242. 
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fie ohne Gefährbung obiger Aufgabe zuläffig erfcheint, von 
eigener hoher Bedeutung biefür, aud eigens mit Rückſicht 
hierauf geregelt ift, immerhin aber nur in mittelbarer Meife 
hiezu dient, und deshalb auch nicht hier, fondern im Zufams 
menhang mit ihrem nächſten und unmittelbaren Zwede, ver 
finanziellen Benügung der Forfte, näher in Betracht kommen 
fann. 
$. 9. 

bb) Anziehung und Pflege der Forſte, Forfibehandlung. 

Der anerfaunten nationalöfonomifhen Bedeutung ver 
Staatsforfte, nnd der hierin von felbft begründeten Beftim- 
mung derjelben gemäß, den Bedarf des Landes an dem wid 
tigften Borfterzeugniß, dem Holz, von hier aus foviel möglich, 
fiherzuftellen, ift im Allgemeinen ald Hauptzwed ihrer Ber 
handlung ausdrüdlic bezeichnet die Erzeugung der größtmög— 
lichen Holzmaſſe auf ven möglichft befchränften Flächen '). Die 
Erfüllung diefer Aufgabe ift nun aber wieder der Natur der 
Sache nad) auf verfchiedene Weife zu bewerfftelligen, je nach: 
dem die Erzeugung an der Etelle vorhandener zur Nutzung 
fommenden Waldungen mittelft diefer, oder an Orten, wo 
feine foldhe vorhanden oder die vorhandenen ald Mittel zu 
Erzeugung neuer nicht geeignet find, erfolgen fol, in beiven 
Fällen indeſſen auf gewiffe gemeinfame Grundlagen zu ftüßen. 

1) Diefe allgemeinen Grundlagen beftehen in einer vor 
Allem nad) Maasgabe der Standorts» Verhältniffe, zugleich 
aber auch noch mit Rüffiht auf die örtlihen Bedürfniffe und 
die Berwerthungs » Gelegenheit zu erwägenden, und deshalb 
auf wirthſchaftlich-techniſche Grundſätze zu ſtützende Eins 
theilung der betreffenden Waldfläche in Wirthichaftsbezirke, 
Diftrifte, Abtheilungen, und Unterabtheilungen, von weldyen 

1) Techn. Anweifung für den Bollzug der Dienft » Initr. des Württ. 


Borfiperfonals vom I. 1818, vom 7. Janr. 1819, beſ. gedr. und in der 
Samml, der Gam.Gef, 11, 269 ff., $. 1, 6, 
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die erfteren je aus mehr oder minder genau zufammenhängen- 

„pen, in ber Regel den einem Reviere angehörigen Staats— 
waldungen zu bilden find, unter Benügung der Ergebniffe 
der Landesvermeſſung hinfihtlih des Flächengehaltes, und, im 
Zufammenhang damit, in einer auf eine forgfältige Erhebung 
ber flimatifhen und Standorts-Verhältniſſe, fowie der bei 
den Erzeugniffen zu erreihenten Zwede zu ftügenten Bes 
ftimmung der Holzarten, Betriebsarten, und Umtriebszeiten 
jener Waldungen, wobei in lezterer Beziehung, dem obenges 

dachten allgemeinen Zwed der Forftbehandlung gemäß, dem 
ſchlagweiſen Hochwaldbetrieb als dem gewöhnlich den größten 
Holzertrag abwerfenden der Regel nad der Vorzug gegeben 
werden foll, wie die eine und die andere zugleich als wefentlicdye 
Vorbereitung für die der Forftbenugung zu Grunde zu legenden 
Holz-Ertrags-Ermittlungen, und daher in näherem Zufams 
menhang mit jener angeordnet ift "). 

2) Infoweit fodann viefer Beftimmung gemäß neue 
MWaldbeftände an die Etelle bereit vorhandener anzuziehen 
find, fteht die diesfallſige Forſtbehandlung der Natur der Sache 
nad) und den hiedurd gebotenen techniſchen Grundfägen ges 
mäß in enger Nerbindung mit der Forftbenügung, jo daß «6 
hiebei nur infoweit, ald die Nachzucht von Hoch- und Mittel: 
Waldungen nidt von dem Eintritt von Eaamenjahren abs 
hängig gemadt werden fol, einer Nachhülfe durch Eulturen 
betarf, die fovann an dieſelben Normen, wie die in dem 
nachbemerften Falle vorzunehmenten, gebunden bleiben. 

3) Soll dagegen demgemäß die Anziehung von Waltungen 
an Drten erfolgen, wo Feine hiezu geeigneten Beftände 
fi) befinden, wie fie insbefondere auf allen holzlofen Plätzen 
der Etaatswaldungen ausdrüdlid empfohlen ift (fogenannte 


1) D. a. Vorſchr. für die Abſchätzung und Einrichtung ber Staats: 
forfte in W. vom Aug. 1850, $. 6-15. 
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Eulturen) h, fo find hiebei zu Sicherung eines Erfolges, abges 
jehen von den rein technifchen, in ven allgemeinen Erforders 
niffen des Waldbaus begründeten, und daher hier nicht näher 
anzuführenden Maasregeln ?), mehrere eigens hiefür vorges 
zeichnete Verwaltungs-Normen zu beobachten: 

a) Tor Allem ift, in Betracht, daß das Gelingen einer 
Eultur jeder Zeit zunädft von vollfommener Eicherung 
und Schonung des Gulturplages abhängt, biefer aber 
durd den Hieb und die Abfuhr der denfelben umgeben» 
den Holzbeftände vielfach gefährdet würde 3), fowie zu 
Erzeugung möglichft gleicher Beftände in weiterer Ers 
firedung, jene mit der Forftbenügung foviel möglich in 
planmäßige Verbindung zu bringen. Für diefen Zweck 
ergiebt fi) allenthalben ein diesfalljiger Plan, fogenanns 
ter Gulturplan, von felbft aud der Ueberſicht der Wulds 
flächen und Betriebs:Elafjen, ſowie aus der Waldbeſchrei— 
bung, wie diefe beiden auf den vorgedadhten allgemeinen 
Grundlagen zu Feftftelung der Forftnugungsplane her: 
zuftellen find, foferne aus der eriteren die vorhans 

dene öde Eulturflähe, aus der anderen aber dasjenige 


1) D. a. Dienſt-Inſtr. für die Förfter v. März 1822, 8. 24. Welche 
umfaſſende Beachtung dieſe Vorſchrift bis jegt gefunden hat, geht daraus 
hervor, daß in den Jahren 1830 bis 1352 affein 32,287 Morgen ganz 
öde Flächen aufgeforitet, und 267,709 Morgen nahgebefjirt worden find, 
mit einem Gefammtaufwand von 2,047,514 fl. S. Monatsſchr. vom J. 
1853, ©. 41. 

2) Es find. wirklich ſolche Regeln aufgeitellt in der o. a. techn. Ans 
weifung vom 7. Janr. 1819, fowie in der o. a. DienftsInftr. f. d. F. von 
1822, a. a. O., der o. a. Verf. des Fin.Min. vom 2. Mai 1846, 3. 3, 
und dem Erl. der O. F. K. Abth. f. F. vom 15. Febr. 1856, Monatsſchr. 
©. 33; dieſelben gehören aber nicht näher hieher, abgeſehen davon, daß 
die erſtgedachten bedeutendſten wegen der ſeitherigen Fortſchritte in Wiſſen— 
ſchaft und Praxis nicht mehr als maasgebend zu betrachten find. Bgl. 
MWidenmann, forfil. Blätter, H. 7, ©. 11. 

3) ©. a, Dienft:Infir. für die Förfter vom 3. 1822, $. 21. 
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fi) ergiebt, was zu Verbeſſerung der mangelhaft beftod; 
ten Flächen gefchehen fol. Es find daher auf den Grund 
diefes Gulturplanes von Jahr zu Jahr zunächſt durch die 
Revierförfter auf einen beftimmten Termin Gulturpläne 
in der Form von Koftensüberfchlägen, welchen die wirk— 
lichen Koften feiner Zeit gegenübergeftelt werben, zu 
entwerfen, und dem Forftamt einzureihen, von dieſem 
aber fofort diefelben gründlich, in allen Fällen von Belang 
fogar an Ort und Stelle zu prüfen, und ſodann der 
höheren Behörde auch auf beftimmten Termin zur Ges 
nehmigung vorzulegen ). 

b) Die Volziehung der genehmigten jährlihen Gulturpläne 
liegt den betreffenden Nevierförftern nad der Weifung 
des vorgefegten Forftamtes ob?). ES find zu dem Ende 
die hiezu erforderlihen ulturarbeiten nad Maasgabe 
bed hierüber vorliegenden Roften »Ueberfchlages entweder 
im Accord auszuführen, oder Lohnarbeitern unter befons 
derer Aufficht zu übertragen ?), und in diefem Falle ins- 
befondere auch Forftftraffchulpner behufs der Abvervienung 
ihrer Schuldigfeiten hiezu zu verwenden d. Bon dem 





1) D. a. Vorſchr. für die Abſchätzung und Einrichtung der Forfte 
vom Aug. 1850, $. 40, 54; vgl. ungebr. Verf. des Fin.Min. vom 8. 
Detbr. 1827, und o. a. Nachtrag zu den Forftdienftsdufte. vom I. 1822, 
vom 26. Mai 1837, $. 13, 

2) O. a. Dienft:$nftr. f. d. Förſter von 1822, $. 28; desgl. f. d. 
Oberförfter, $. 28. 

3) D. a. Dienft:Inftr. f. d. F., $. 28. 

4) O. a. Dienſt-Inſtr. f. 8, $. 25, 28; desgl. für OF., $. 32; 
Perf. des Fin.Min. vom 6. Nov. 1835, Samml. der Gam.Gef. II., 771. 
Indefjen foll in neuerer Zeit zur Bewirfung von Eriparnifjen am Cultur— 
Foftenaufwand eine Verwendung von Straffhuldnern nicht mehr in glei: 
her Ausdehnung, wie früher, ftattfinden. S. V. d. K. d. A. von 1855, 
2r Beil.Bd. ©. 243. Gleihwchl kamen noch im Jahr 1854 an Korft: 
ftrafen allein 18,344 fl. 46 fr., und im Jahr 1855 an foldhen und ans 
beren NAusjtänden 17,433 fl. 20 fr. zur Abverbienung. S. Monatsjhrift 
von 1855. ©. 145 ff., von 1856, ©. 216, 
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hiezu erforderlihen Saatgut find die Eicheln und Bucheln 
in Maftjahren mittelft der bei ver Verwerthung der Maft 
hiezu auszubedingenden, und von den Nevierförftern 
unter Mitwirfung des Forftichugperfonald zu überneh- 
menden Naturallieferungen an folden unter Controle 
ded Forftamtes, und außerdem im Accord mit höherer 
Genehmigung !), die Navelholzfaamen aber von einer ver 
zu deren Selbfterzeugung in eigenen Augflenganftalten 
auf Staatsrehnung je unter der Auffiht des betreffen, 
den Forſtamtes aufgeftellten Holzfaamenverwaltungen 
gegen Bergütung der von hier aus zu berechnenden 
Selbftfoftenpreife ?) beizubringen. Der Bedarf an Pflänz- 
lingen ift, foweit er aus den zu deſſen Sicherftellung in 
den einzelnen Revieren zu unterhaltenden Saatjchulen 
oder unmittelbar aus den Staatswaldungen nicht befrie- 
digt werden fann, durch Anfauf aus Eaatfchulen anderer 
Reviere, wo ſolche entbehrlich find, und fodann zu dem 
Ende der höheren Behörde Anzeige hievon erftattet wers 
den fol, oder nöthigen Falls auch von Privaten zu deden ; 
in dem lezteren Fall haben aber die betreffenden Forſt— 
ämter darauf zu ſehen, daß die Verkäufer mittelft eines 
von dem betreffenden Nevierförfter auszuftellenden Zeug- 
nifjed über die rechtmäßige Erwerbung ver Verkaufsge— 
genftänve fich ausweisen ?). 

c) Nach Beendigung des Gejchäftes find von den Reviers 
förftern Koftenverzeichniffe hierüber nad) vorgejchriebenem 
Formular, den Voranfchlägen gegenüber, zu fertigen, und 
1) ©. a. Dienſt-Inſtr. f. F., 9 25, 26; desgl. f. O.F., $. 39. 

2) Bei. ger. Rehn.Borichr. fur die HolzfaamensBerwaltungen vom 
16. Mai 1840; Erl, der O.F.K., Abth. f. F., vom 27. April 1852, Mo⸗ 
natsſchr. ©. "108. 

3) 2. a. Dienſt-Inſtr. f. d. F., $. 26; Verf. des Fin. Min. vom 


8. Mai 1838, Samml. der Cam.Geſ. II. 845; El. der O.F.K., Abth. 
f. F., vom 20. März und 1. Sept. 1852, Monatsihr. ©. 66 und 261. 
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mit den erforderlichen Belegen dem vorgefegten Forſtamt 
zu übergeben, von diefem aber diefelben, nad vorgängi- 
get Prüfung, nebft einer Nachweiſung über die Aus— 
führung der betreffenden Eulturen, der höheren Behörde 
zur Genehmigung vorzulegen ). Indefjen find im Ins 
tereffe der Arbeiter, fowie ebendemzufolge zu Erzielung 
angemefjener Materials und Arbeitspreife, ſchon während 
der Ausführung Abfchlagszahlungen an die Lieferanten 
und Arbeiter nah Maasgabe der genehmigten llebers 
ſchläge und auf Anweifung der Revierförfter, nad vor- 
gängiger dießfallſiger Legitimation des vorgefegten Forfts 
amtes, zuläffig 9). 


$. 92. 
cc) Abwendung äußerer Beſchädigungen der Staaté— 
forfte, Forſtſchutz. 

Abgeſehen von der ſchon obengedachten, für den vorſte— 
henden Zweck auch höchſt wichtigen Befchränfung der Forft- 
benugung auf ein entſprechendes Maas, ift unmittelbarer 
Weiſe hiefür im Allgemeinen vor Allem von Bereutung die 
Aufftellung eines eigenen Forftichußperfonals an fogenannten 
Horftwarthen, Walvihügen, und Forſtwächtern, welches in 
unmittelbarer Unterordnung unter den betreffenden Revier 
förfter, und unter der dem lezteren nad Möglichfeit ſelbſt 
obliegenden eigenen unmittelbaren Theilnahme daran 3), vor- 
zugsweife die Aufgabe hat, eine nähere vießfallfige Aufſicht 
über tie Staatdwaldungen, je innerhalb beftimmter Hutbezirke, 


1) D. a. Dienft:Inftr. f. F., $. 28; desgl. f. O.F., 9. 32; 0. a. 
Verf. des Fin. Min vom 8. Oct. 1827; 0. a. Nachtrag zu ben Forftdienfts 
Inſtr. vom Mai 1837, €. 13. . 

2) O. a. Dienft:Infir. f. 8, $. 28; Erl. der O. F.K., Abth. r F., 
vom 9. Mai 1851, Monatséſchr. ©. 129 Fi. | 

3) D. a. Dienft-Inftr. f. Fr-$l 2. 
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zu führen, und vornehmlih dieſelben gegen widerrechtliche 
Angriffe jeder Art zu ſchützen !). Demfelben ift jedody in 
diefer Beziehung, neben der allgemeinen Verpflitung zu 
Einhaltung der nadhbemerften mehrfachen bejonderen Bor: 
fhriften für feine Wirkſamkeit gegenüber von den verfchiedenen 
einzelnen Veranlaffungen und Arten von Befchärigungen, und, 
gleich, dem eigentlichen Elementar-Berwaltungsperfonal ($. 89), 
zur Enthaltung von gewiſſen dem forftlichen Intereſſe wider: 
ftrebenden Erwerbsarten, ſowie neben einer (feit nenefter Zeit) 
allgemeinen Entziehung jedes Anſpruches auf Forftitraf-Anbrings 
gebühren, und der dafür gewährten Ansfiht auf Prämien, 
weldhe nad der Würdigkeit und dem Dienftfleiße überhaupt 
bemefjen werden follen ?), eine mehrfach verſchiedene vienfts 
lihe Stellung eingeräumt. 

Die Forftwarthe, ald welche nur in einzelnen größeren 
Mevieren, je nad) dem vorliegenden befonveren Bedürfniß, 
neben dem fonftigen Schugperfonal, junge Männer vom Forfts 
fache vorzüglid zu dem Zweck, um neben den Verrichtungen 
von Forftfhugdienern nody den Revierföritern zur Beihülfe in 
ihrem Wirthichaftsbetrieb, namentlich bei den Forſt-, Cultur-⸗, 
und Nutzungs-Geſchäften zu dienen, angeftellt, und vie aud) bei 
Gelegenheit vorzugsweife zu Revier-Amtsverwefereien berufen 
werben jollen, gegenwärtig ine Ganzen 71 an der Zahl 3), 


1) DO. a. Dienfl:Inftr. für Forſtwarthe und Waldſchützen vom 11. 
Mai 18:2, $. 1, 2; Dienft » Anweijung für die K. W. Forſtſchutzwache 
vom Juni 1852, bef. gedr. und Monutsihr. ©. 161 ff., $. 1. 

2) D. a. Dienftanw. der Forſtſchutzwache vom Juni 1852, $. 44; 
Erl. ver D.F.R., Abıh. f. F. v. 7. Decbe. 1855, Monatsjhr. ©. 403 ff. 
Ueber die Nothwendigkiit einer Aufhebung der Anbringgetühren im In— 
tereffe des Forſiſchutzes filbft war lange ſchon beinahe nur eine Stimme. 
©. o. a. Entw. einer Forftorganijation, ©. 25. 

3) D. a. BD. vom 21. Janr. 1822, €. 4; ungedr. Berf. des Fin. 
Min. vom 30. Mai 1823 und 5. April 1834; V. d. K. d. A. von 1855, 
2: Bril.Bo. ©. 238. Durch die Anftielungss und Beſötderungs-Verhält⸗ 
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find glei anderen Forſtſchutzdienern in einem widerruflichen 
Dienftverhältniß,, fowie in dem Genuß eines firen Jahresge- 
haltes, und in gewijjen Fällen beftimmter Diäten !). 

Die Waldſchützen, welche in allen Revieren, wo nicht vie- 
weiter anzuführende Forſtſchutzwache eingeführt ift, noch als regel: 
mäßiges Forſtſchutzperſonal, und felbft in jenen, foweit fie einen 
beveutenveren Umfang haben, als Gehülfen zu techniſchen Ge— 
Tchäften, fogenannte techniſche Waldſchützen, beftehen, und nicht 
allein aus den Männern vom Forftfache, fondern aud aus den 
örtlich angefefjenen für den Dienft tauglichen Gemeindegenoſſen, 
oder auch aus außerhalb des Reviere geborenen unverhei- 
ratheten Leuten, von welchen vorauszuſetzen ift, daß fie den 
Dienft gehörig verfehen, und mit dem angewiefenen Gehalte 
ausreichen werden, genommen werden fünnen, gegenwärtig im 
Ganzen 432 an der Zahl ?), find im Ganzen in ähnliche Dienft- 
verhältnifje, wie die Forſtwarthe, größten Theils aber in einen 
geringeren Gehalt als dieſe eingefegt ?). 
nifje im Forſtfach hat indefjen das Inftitut der Forſtwarthe längft obige 
Bedeutung verloren. ©. o. a. Entw. einer Forftorgan. ©. 13. 

1) O. a. V.O. vom 21. Janr. 1822, $. 6, ungedr. Berf. des Fin. 
Min. vom 3. Septbr. 1839, und o. a. Erl. der O.F.K., Abth. f. F. vom 
Decbr. 1855 (Oehaltsverhäliniffe, die demgemäß jeit dem Jahr 1839 bie 
jegt unverändert, jägrlid 300 fl., ftehengeblieben find); ungedr. Verf. des 
Fin.Min. vom 13. Janr. 1848 (Diätenbezug). 

2) D.a. BD. vom 21. Janr. 1822, 6.4; V. d. 8. d. A. von 
1855, 2 Beil.Bd., ©. 238. Der Anftellung bürgerlicher Waldſchützen 
wird indefjen, der von ſolchen aus dem Forfifache gegenüber, injoferne längft 
enifchieden der Vorzug gegeben, als die eingeräumte Hfonomijche Stellung 
mehr ihren Anſprüchen und Bedürfniſſen entipriht. ©. o. a. Entw. einer 
Forſtorganiſation, ©. 14. 

3) D. a. BD. vom Janr. 1822 (Ochaltsverhältnife); ungedr. Verf. 
vom 23. Janr. 1846, und o. a. Erl. ver O.F.K., Abth. f. F., vom Derbr. 
1855 (Grhaltsverhältniffe, welche in neuejter Zeit zu Abhülfe eines längſt 
gefüglten dringenden Bedürfniffes durch Aufftellung von neun Glafjen, 
von 150 fl. in Abftufungen von je 25 fl. bis zu 300 fl. aufiteigend, ine 
wejentliche Aufbejjerung erlangt haben. Vgl. o. a. Entw. einer Forſtor⸗ 
ganifation, ©. 16. . 
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Die Borftihugwächter, welche bis jegt nur in ſechs Forft- 
amtsbezirfen und in einigen Revieren von einem weiteren auf: 
geftellt find "), wo durchaus eine Verftärfung des Forſtſchutzes ala 
befonvderes Beduͤrfniß erfannt worden ift, bilden in jedem Forft- 
amtöbezirf für fi, wie von allen zufammen, ein zufammenhän« 
gendes militärisch organifirtes Ganzes, indem eines Theil die 
betreffenden Reviere nad) der Anordnung des Forftamtes je in 
einen oder mehrere Hutbezirfe eingetheilt, leztere fodann je 
mit einer nad Bebürfniß größeren oder Fleineren, unter den 
Befehl eines Poftenführers geftellten Mannfchaft befegt, und 
diefe Poſten behufs ihrer Leitung und Ueberwachung je von 
den Revieren den betreffenden Nevierföritern, vom ganzen 
Forftamtsbezirf aber dem Forftamt unter Beigebung eines eige- 
nen Korftwachtmeifters untergeoronet find, andern Theil ver ganz 
zen Forſtſchutzwache, gemeinfchaftlic mit der Steuerſchutzwache, 
ein aftiver Offizier des Militärs ald Commandant in milis 
tärifcher Beziehung mit einer eigenen Disciplinar⸗Strafgewalt 
vorgefegt ift, welcher als ſolcher der Forftabtheilung ebenjo, wie 
dem Steuercollegium als wirkliches Gollegialmitglied angehört. 
Auch ift in diefer NRüdficht die Aufnahme unter die Forft- 
Ihugwade an eigene entſprechende Bedingungen gefnüpft, und 
allen ihren Angehörigen eines Theild militärifcher Gehorfam 
auferlegt, andern Theild eine eigene angemefjene Dienftkleis 
dung und Bewaffnung mit näheren Vorfihriften für den Ge: 
brauch der lezteren, fowie eine ber anderer derartiger Corps 
analoge Löhnung verliehen, rüdfichtlih ihrer Dienftthätigfeit 
aber nicht allein eine nähere Vorſchrift für gehörige Erfor— 
fhung der auf die Gewißheit einer begangenen llebertretung 
fi) beziehenden Umftände, namentlich der hiebei benügten 
Waffen, Werkzeuge, und Fuhrwerke, ertheilt, und für dieſen 

1) In dem Bezirk Schorndorf, Kirchheim, Tübingen, Reichenberg, 
Leonberg, drei Mevieren des Bezirkes Urach, und dem Bezirf Neuenbürg. 

Hoffmann, Finanzrecht. 1. 18 
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Zweck nod ein befonders bezeichneter Controle-Waldhammer 
zum Anfchlagen der aufyefundenen Stöde von entiwendeten 
Stämmen eingehändigt, jondern auch behufs ver Controle 
jener Thätigfeit die Führung eines eigenen Dienftbuches zur 
Pflicht gemadt )). 

Die näheren Einrihtungen für den Forſtſchutz felbft, bei 
deren Handhabung das angeführte Forftichugperfonal ganz 
vorzüglich mitzuwirfen hat, find nad den Beranlaffungen ver 
hiedurch abzumendenden Beſchädigungen zu unterfdeiden in 
folhe gegen Beſchädigungen durch Menſchen, dur Thiere, 
und dur reine Elementar-Ereigniffe. 

I. In der erſtgedachten Beziehung find, abgefehen von den 
Maasregeln zur Abwendung von Beſchädigungen aus Berans 
laffung des wirklichen Bezuges der Walvderzeugniffe, welche 
einen wejentlihen Beftandtheil der Ginrichtungen für ven 
legteren bilden, fowie von den allgemeinen und öffentlichen in 
der Inſtiz- und Polizei» Gewalt begründeten Echuganftalten 
des Etaated für das forftlihe Grundeigentfum und deſſen 
Erzeugniffe überhaupt, deren Handhabung invefjen großen 
Theils auch den Porftämtern und Revierförftern in ihrer 
Eigenschaft ald Organe der Forftpolizei zufommt, vornehm⸗ 
lich folgende befondere wirthfhaftlihe Vorkehrungen von Ber 
deutung : 

1) die Sorge für fortwährende genaue Begränzung der 
Etaatsforfte, nad) Maasgabe ver hiefür feftitehenven 
allgemeinen gefeglihen Normen. Behufs derſelben ift 
zunächft dem Forftfchugperfonal zur Pflicht gemacht, die 





8—13, 21, 2r Abſchn. $ 28 — 48; beſ. gedr. Dienftanweilung für ben 
Gommandanten der Forft: und Steuerfhußwace, Stuttgart 1855. Nähere 
Mitiheilungen über den günftigen Erfolg diefer Anftalt aus amtlichen 
Duellen enthält die Monatsjchrift vom I. 1852, ©. 194 ff, und vom J. 
1856, ©. 12 fi. | 
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Gränzen in dem angewiefenen Bezirk fleißig zu begehen, 
und jede Beſchädigung, Verrückung oder Befeitigung 
von Gränzzeichen dem vorgefegten Nevierförfter anzu: 
zeigen. Diefem aber lient, neben gleicher Begehung ber 
Gränzen in dem ganzen Revier, in dem vorgebachten 
Ball, fowie bei eigener Entvedung von Mängeln, welche 
eine Berichtigung nothwendig machen, zur Einleitung 
fejterer ob, Koftenvoranfchläge hierüber durch das Forjtamt 
zur Genehmigung vorzulegen, fofort ſolche, wo feine Anz 
ftände obwalten, felbftftändig, außerdem nad Maasgabe 
der hiezu bei den Forftamt einzuholenden, und von dies 
fem, nöthigen Falls unter Rüdfprade mit dem Bezirks— 
Polizeiamt, zu ertheilenden Weifung, durch die örtliche 
Untergangsbehörde bewerfftelligen zu laffen, und endlich 
über die Koften derſelben ein Verzeichniß in vorgeſchrie— 
bener Form nebft den erforverlichen Belegen, mit Ruͤck— 
ſicht auf die gefegliche Theilmahme der Nebenlieger, durch 
das Forſtamt zur höheren Genehmigung und Zahlungs- 
verfügung vorzulegen ). Kinigermaßen verwandt und 
zufammenhängend hiemit ift die unter dem Namen „Ber: 
hängung“ alfgemein befannte eigenthümliche Bezeichnung 
einzelner Dijtrifte der Staatsforfte, wodurd ein in wirth— 
Ichaftlihen Rüdlichten begründetes Verbot des Zutritts 
zu lezteren, deren „Bannung” rückſichtlich gewiſſer 
Nugungen, wie namentlih der Walpweide, Walpitreu, 
und der Maft, Fundgegeben wird, und rüdfichtlih deren 
dem betreffenden Nevierförfter obliegt, foldye erforderlichen 
Falls herzuftellen, und den Vorftehern der betreffenden 


1) O. a. Dienft-Inftr. für die Forſtwarthe und Waldſchützen, $. 3; 


besgl. f. die Forſtſchutzwache, $. 17; desgl. f. die Förſter, $. 19; desgl. 
f. die O.F., $. 41; 0. a. Nachtrag zu diefen Dienft:Inftr. vom Mai 1837, 
$. 17; Verf des Fin. Min. vom 29. Aug. 1840, und 29. Aug. 1842, 2r 
Ergänz. Bd. zum-Rbl. ©. 355, 357. 


18 * 


2) 


3) 
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Gemeinden noch eigens befannt zu machen, die Forft- 
ämter aber die viesfallfige Thätigfeit der Revierförfter 
befonders zu überwachen haben !). 
Sodann gehört hieher 

das Verbot jeder Art von Anfievlung von Waldarbeitern, 
wie Holzhauern, Theerſchwelern, m u. ſ. w. in den 
Staatswaldungen ?). 

Eine weitere wichtige Anorbnung Biefür ift die unent- 
geldliche Unterftügung der ärmeren Claſſen mit dem in 
den Staatdwaldungen fi ergebenden, dürren Lejeholz, in 
der Art, daß dasfelbe in den hiezuggad Orts⸗ und Zeit 
verhältnifjen von den Forſtämtern unter Rüdfprache mit 
ven betreffenden Revierförftern ald geeignet erkannten 
Waldungen mit befonderer Ermächtigung derfelben an 
beftimmten Tagen von derartigen Perſonen je für fi 
allein, ohne Anwendung von fihneidenden Werkzeugen, 
Eteigeifen, von eigentlihen Fuhrwerken, auch innerhalb 
ver Waldungen felbft von Handfarren und Handſchlitten, 
unter ausjchließliher Verwendung von Haus mitzubrin- 
gender Stride zum Zufammenbinden, und unter: dem 
Verbot des Umbrechens oder Abbrechens dürrer Aeſte 
und Bodenftämme von mehr ald zwei Zoll Durchmeſſer 
am diden Ende, fowie des Liegenlafjens von Holz auf 
die folgenden Tage, unentgelvlih eingefammelt werden 
darf, zu welchem Ende die Forftämter, je auf den Grund 
der von den betreffenden Gemeinderäthen von drei zu Jahren 
zu übergebenden Berzeichniffe der Bittfteller, unter Nüd- 
ſprache mit den Revierförftern, und beiberfeitiger forgfäl- 
tiger Erwägung der Zahl der Bittfteller, der Austehnung 
der Waldfläche, und des Vorrathes an dürrem Holz, 


1) O. a. Dienft-Inftr, f. F., $- 13; desgl. f. O.F., $. 34 


2) Ungedr. Verf. des Fin.Min. vom 29. Janr. 1826, 
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über die Ermächtigung jener Perfonen im Einzelnen zu 
entfcheiden, die Revierförfter aber demgemäß lezteren zu 
ihrem Ausweis hierüber gegenüber von dem Forſtſchutz— 
perfonal fogenannte Refeholzzettel in fortlaufender Num— 
mernfolge auszuſtellen haben, vorbehältlih des Anſatzes 
eines von dem Forftamt zu beftimmenden Preifes für 
den Fall, wenn die Vorräthe geftatten follten, das Holz 
in größeren Maffen nah Wagen oder Karren abzu— 
geben ®). 

4) Ebenfo gilt dieß von der bei ver Veräußerung der Forfts 
Erzeugniffe, demnhiefür anfgeftellten , weiterhin erft im 
Zufammenhang anzuführenden Normen gemäß, allgemein 
vorgefehenen Rüdficht auf die Bebürfnifje, wie auf die er: 
forderlihe Goncurrenzfähigfeit der unbemittelteren Klaffen. 

5) Endlich ift aber von befonderer Wichtigfeit die unmittel- 
bare forgfältige Aufficht darüber, daß feine Haupt: oder 
Nebennugung ohne Ermächtigung von Eeite der hiezu 
befugten Borftbehörde aus den Etaatswaldungen bezogen, 
und überhaupt feine widerrechtlichen Eingriffe und Ber 
[hädigungen in denfelben begangen werben, fowie eins 
tretenden Falls die Sorge für Erlangung der hiefür 
gebührenden gefeglihen Genugthuung, was denn nun 
vorzugsmeife dem Foritfhugperfonal je in den ihm angewie— 
fenen Hutbezirfen obliegt. In diefer Beziehung ift dem— 
felben aber im Allgemeinen, und abgefehen von den dies— 
fallfigen befondern und als foldyen mehr lofalen Vorſchriften 
der Forſtſchutzwache, zur Pfliht gemacht: 

j 92. a. Dienſt-Inſtr. f. 8, $. 16; desgl. f. O.F., $. 37; Verf. 

des Fin. Min. vom 10, Septbr. 1827, und 10. Juni 1830, tr Erg. Bd. 
zum Mbl. ©. 457, 460; desgl. vom 26. Febr. 1828, Samml. dee Gam. 
Gef. I1., 548; o. a. Nachtrag zu den Forſtdienſt-Inſtr. vom Mat 1837, 
$. 16; ungedr. Berf. des Fin.Min. v. 1. April 1848; Erl. der O.ER., 


Abtheil. für F, vom 9. Janr. 1857, Amtsblatt der D.Fin.Kammer, 
S. 7 ff. 
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a) eine möglihft genaue und pünftlide Erforfhung der zur 
Kunde gekommenen Forftvergehen und ihrer Thäter in 
Beziehung auf Zeit, Ort, und den hiedurch angerichteten 
Schaden, je unter Anwendung der hiefür nach allgemeinen 
Rechtsgrundſätzen zu Gebot ftehenden Hülfsmittel 4); 

b) eine entjprechende regelmäßige Anzeige der auf dieſe 
Weiſe ermittelten Bergehen, und zwar der auffallenderen 
und fchwereren alsbald, anderer am Schluß des Mo; 
nates, mittelft fchriftlicher Verzeichnung derfelben in einem 
nad) eigens vorgefchriebenem Bormular anzulegenven fo- 
genannten Rugregifter, und wenn feine entbedt worden 
find, ftatt ihrer die Einfendung von Fehlregiftern an den 
vorgejegten Revierförfter, von welchem tie einen, wie die 
anderen, nebft einer gleichen Anzeige von den Ergebniffen 
feiner eigenen unmittelbaren Aufficht, ſogleich dem Forſt⸗ 
amt behufs des demjelben, wie früher ſchon erwähnt 
worden, gejeglich zufommenden, hier aber nicht weiter in 
Betracht Fommenden biesfalljigen Strafverfahrens vor- 
zulegen find 2); 

c) ein perfönliches Erfcheinen bei den von den Forftämtern 
zu dem vorgeduchten Zwed zu veranftaltenden periodischen 
ftrafgerichtlihen Verhandlungen, ven fogenannten Forfts 
Nuggerihten, behufs der den Angeſchuldigten gegenüber 
etwa erforderlichen weiteren Vernehmlaſſung ?). 

II. Zur Abwendung von Beichätigungen durch Thiere ift 

1) in Beziehung auf eigentlihen Wildſchaden, neben dem 


1) O. a. Dienſt-Inſtr. für die Forſtwarthe und Waldſchützen vom 
März 1822, $. 9, 10; 0. a. Dienſt-Anw. für die Forſtſchutzwache vom 
Juni 1852, $. 2—9. 

2) O. a. Dienſt-Inſtr. f. Forſtw. und Waldſch., $. 8, 9; Dienftanw. 
rd. Forſtſchutzwache, $. 23, 24; Dienſt-Inſtr. f. d. F., $. 2; desgl. f. d. 
O.F. $ 3. 

3) D. a. Dienft:Inftr. f. Forſtw. und Waldſch., $. 11; Dienftanw. 
für die Forſtſchutzwache, $. 14, 15; Dienſt-Inſtr. f. F., $- 2. 
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durch die Jagdgeſetzgebung verliehenen allgemeinen Schutz 
hiegegen, noch beſonders den Pächtern der Jagden in den 
Staatswaldungen gegenüber, den für diefe Pachtverträge 
anfgeftellten allgemeinen Borfchriften gemäß, für den 
Ball eines erheblihen Schadens jener Art den Forſtäm— 
tern ausdruͤcklich diefelbe Befugniß vorbehalten, welche 
gefeglih, je auf den Antrag des betreffenden Gemeindes 
rathes, dem Oberamt gegenüber ven Jagdberechtigten 
zufommt, vorbehältlicy einer Befchwerbe bei der höheren 
Forſtbehörde mit anfichiebender Wirfung, aber endgültiger 
Entfheidung von jener '); bei einer Selbftverwaltung 
der Jagd in Staatswaldungen fommt dem betreffenden 
Revierförfter die erforderliche Thätigfeit hiegegen mittelft 
des ihm in diefem Ball übertragenen Jagdbetriebes zu. 
2) Hinfihtlid des Mäuſeſchadens ift dem Forſtſchutzperſonal 
zur Pflicht gemacht, bei eintretender Gefahr eines foldhen 
ungefäumt dem Nevierförfter Anzeige, und ebenfo dieſem 
in einem foldyen Fall und bei eigener Wahrnehmung von 
ſolchen Waldverheerungen, dem vorgefegten Forftamt An— 
zeige hievon nebft nach der Dertlichfeit zu bemefjenden 
Vorfhlägen zu Hebung des Uebels zu machen ; die hierauf 
von hier aus, beziehungsweife auf die der höheren Be— 
hörde hierüber zu erftattenden Berichte ‚von dieſer er: 
gehenden Weifungen find aber fofort durd die Revier 
förfter unmittelbar unter Mitwirfung des untergeord- 
neten Schußperfonaled zu vollziehen ?). 
- 3) In Beziehung auf Beihädigungen durch Infekten ift ven 
Forftämtern, den Revierförftern, und dem Forſtſchutzper— 





— nn. 


1) Erl. der O.F.K., Abih. f. F., vom 1. Decbr. 1855, — 
S. 410 ff., dazu gehörige Jagdpachtbedingungen, $. 13. 

2) D. a. Dienſt-Inſtr. f. Forſtw. und Waldſch., $. 17; besgl. für 
bie Forſtſchutzwache, $. 19; desgl. für die F., $. 35; desgl. für d. O.F., 
$. 48, 
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fonal gleiche Thätigfeit, wie in ebengedachter Beziehung, 

zugleid, aber weiter noch auferlegt, darüber zu wachen, daß 

die von Inſekten fi nährenden Vögel nicht zu fehr ver- 
mindert werden ); aud den Pachtern von Jagden in 

Staatswaldungen ift ausdrücklich zur Bedingung gemadıt, 

jene Vögel bei Vermeidung der gejeglichen Strafen nicht 

weggufchleßen oder wegzufangen, fowie die Eier oder 

Sungen berfelben nicht auszunehmen, unter Vorbehalt 

der Befugniß, andern Falls nad Umftänden ven PBadıt- 

vertrag ohne Entihädigung aufzuheben). 

IM. Bon nachtheiligen ElementarsEreigniffen find es vor; 
nehmlich Waldbrände, gegen melde dem Forftfchugperfonal, 
fowie den Förftern und Oberförftern ausdrücklich zur Pflicht ge: 
macht ift, unverweilt alles Erforberlihe an Ort und Stelle zu 
Hemmung ihrer weiteren Verbreitung und zu ihrer Tilgung 
nah Maasgabe der allgemeinen Beftimmungen ber Wald: 
feuer-Ordnung zu thun ®). 


c) Finanzielle Benügung der Staatsforfte. 
$. 93. 
aa) Im Allgemeinen. 

Die finanzielle Benützung der Etaatsforfte ift ed ber 
Natur der Sache nad, wodurch die früher erwähnte national- 
öfonomifche und finanzielle Bedeutung derfelben, abgejehen 
von dem im der erfteren Beziehung befannten hodhwichtigen 
Einfluß ihres Beftandes auf das Klima, und ebendamit auf 
die Aruchtbarkeit des Bodens, ihre Verwirklichung erft erhält. 





1) A. e. a. O. 

2) Die zu o. a. Erl. der O.F.ſ., Abth. f. F., vom Dechr. 1855 
gehör. Jagdpachtbedingungen, $. 7. 

3) O. a. Inſtr. der Forſtw. und Waldſch., $. 6; desgl. der Forft- 
(Gupwadı, $. 16; desgl. f. 8, $. 34; desgl. f. O.F., $. 47; vgl. Gen. 
Meifr. vom 14. Jui 1807, Rbl. ©.-337, und anliegende BWalvfeuer- 
Ordnung, 2r Theil, $. 30—46, Ir Theil, $. 47 u, 48, 
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Die nächſte Aufgabe für diefen Zweck ift nun ganz wefentlich 
die rein forftlihe Benügung der Forfte anf ihre Natur» Er; 
zeugniffe, die deshalb i. e. ©. fogenannte Forftbenugung, 
wodurd jene fofort Gegenftand einer eigentlihen finanziellen 
Benügung werben fünnen, und an fie fchließt fi ſodann als 
weitere Aufgabe für den vorftehenden Zweck ebendiefe finan- 
ziele Benüsung der forftlihen Erzeugniffe unmittelbar an. 
Für beide beftehen daher auch je eigene Einrichtungen. 


bb) Forſtbenützung i. e. ©. 
8. 94. 
aaa) Im Allgemeinen. 

Dem oben ausgehobenen allgemeinen Zwed der Staats, 
Forftverwaltung gemäß ift Hauptgegenftand, wie der Eorge 
für Die gute Beftande-Erhaltung, und zu dem Ende naments 
lid) der Behandlung, jo aud der finanziellen Benügung der 
Forfte das Holz, dieſes fomit auch die Hauptnutzung derfelben, 
während ihre weiteren Erzeugniſſe dieſem hiebei weſentlich 
untergeoronet, nur Nebennugungen find '). Hinſichtlich beider 
Nupungen bildet nun aber, aud dem obengedachten Zweck 
gemäß, die Sicherftellung verfelben für die Zufunft in zum 
wenigften gleicher Ausdehnung, wie bisher, alfo deren Nach— 
haltigfeit und Gleihmäßigfeit nethwendiger Weife ven leitenden 
Grundſatz, foweit fie überhanpt wirthſchaftlich begründet er: 
fcheinen, und diefem. vemgemäß find denn auch hiefür je eigene 
Einrichtungen getroffen. 

$. 95. 
bbb) Saupt:Rutungen. 

Dem zuvorgevaditen leitenden Grundſatze der Haupt 
nugungen gemäß liegt diefen durchaus eine umfafjende plans 
mäßige Regelung in den einzelnen Revieren und Korftbezirken 


— ·— — 





1) ©. a. Dienſt-Inſtr. f. O.F., 8. 35. 
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zu Grunde, indem auf ihr die wirflihe Anorbnung ber von 
Sahr zu Jahr regelmäßig wiederkehrenden Hauptnugungen 
wesentlich beruht, wie diefelben fofort demgemäß wirklich mitselft 
eigener Vorkehrungen gewonnen werden. 

-I Die die Grundlage der Hauptnugungen bildende um— 
faffende planmäßige Regelung verfelben ift, zufolge der in 
neuerer Zeit an die Stelle der früheren ), unter entſchiedenem 
Bortfchritt gegenüber von denſelben, hiefür aufgeftellten Nors 
men ?), und obwohl leztere, woferne nicht etwa von ber höheren 
Forſtbehörde in diefer Beziehung im Einzelnen etwas Anderes 
beftimmt wird, erft mit Ablauf der den früheren gemäß geord— 
neten Wirthſchaftsperioden mittelft Herjtellung neuer Nutzungs— 
plane nad Maasgabe von ihnen zur Anwendung fommen fols 
ten 3), in der Hauptfache ebendiefen gemäß jest ſchon feftgeftellt *), 
ſodaß denn auch hier nur eben diefe neueren Normen hiefür, 
ihren Hauptmomenten nad wenigftens, in Betracht fommen 
fönnen. 

Diefer Regelung nun, welche fernerhin, ſoweit nicht etwa 
‚ In einzelnen Fällen von der höheren Forftbehörde etwas An- 
dered angeordnet, namentlich etwa von derfelben im Lauf einer 
Periode, zufolge auffallender Etörungen in dem Wirthſchafts— 
plan durd bedeutende Naturereigniffe, oder beträchtlicher Aen- 


1) D. a. Dienſt-Inſtr. f. F., $ 3—5 ; desgl. f. O.F., $. 6—15; 
Derf. des Fin. Min. vom 6. April 1831, Samml. der Gam.Gef. II, 
629 ff. Vergl. die überfichtliche Darftellung in Widenmanns forfi. 
Blättern, 23 Heft, und 68 Heft, S. 33 ff., und in des Berf. Domanial- 
Verwaltung des MWürtt. Staats, $. 62, 3.1. 

2) D. a. Vorſchriften für die Abſchätzung und Einrichtung der 
Staateforfte vom 16. Nug. 1850; vgl. allg. Forſt- und Jagdzeitung, I. 
1851, €. 51 ff. 

3) D. a. Borfchriften vom Aug. 1850, $. 61. 

4) Im Jahr 1855 waren in 22 Forſten neue Wirthſchaftsblane her⸗ 
geſtellt, und von drei weiteren ſolche ſchon in der Arbeit begriffen. ©. 
V. d. K. d. A. von 1855, 2r Beil,Bo., S. 234, 
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derungen in dem Waldareal, eine wirthfchaftliche Aenderung 
als nöthig erfannt wird, immer je nad) Ablauf einer ‘Periode 
von zehen Jahren mit Eintritt des legten berfeiben nach denfelben 
Normen, jedoch unter Benügung der in der ablaufenven Pe— 
riode gemachten Erfahrungen, und aller hiefür irgend wich— 
tigen, zu dem Ende von den einzelnen Forftämtern je in ein 
nad) Revieren abgetheilted Bermerfungsheft aufzunehmenden 
Notizen, wie namentlidy über den Zuwachs und Abgang der 
Waldfläche, über bemerfenswerthe Erfahrungen am Holzertrag, 
über außerorbentlihe Natur-Ereigniſſe, ſowie der Betriebs- 
Ergebniffe von eigenen in allen Revieren, Wwo ſich hiezu geeig- 
nete Beftände finden, zu unterhaltenden Berfudhsftellen, einer 
Revifion unterworfen werben foll !), hat 
1) zur eigentlihen Begründung vor Allem 
a) als Vorbereitung die früher ($. 90) ſchon gedachte, in dies 
jer Weife aud) für die Anziehung der Waldungen und ins- 
befondere die fünftlihe, die Eulturen, eine Grundlage 
bildende Aufnahme und Eintheilung der Waldflächen, fo- 
wie die damit in Verbindung ftehende Beftimmung der 
Holzarten, Betriebsarten, und Umtriebszeiten zu dienen, an 
welche nun aber für den vorliegenden Zweck weiter noch 
eine mit Rüdfiht auf vollfommene und regelmäßige Bes 
fiodung, fowie auf eine angemefjene Alterdabftufung 
zu erwägende Beftimmung der Reihenfolge und Bertheis 
lung der Holzhiebe unmittelbar anzufnüpfen ift 9). Diefen 
Vorbereitungsarbeiten hat ſodann weiter 
b) eine Ermittlung der demgemäß in den einzelnen Wald; 
beſtänden zu erwartenden Nutzungen mittelft Aufnahme 
bes Holzvorrathes nad entſprechenden techniſchen Grund: 
fügen, fei ed nun durch ſpecielle Aufnahme fammtlicher 


1) O. a. Borfchriften vom Aug. 1850, $. 57—60. . 
2) DO, a, Vorfchr, vom Aug. 1850, $. 6—15, 


c) 


2) 
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Stämme, ober durch Probeflächen, oder durch Schätung, 
und mittelft Berechnung des zu dieſem Vorrath hinzu— 
fommenden Zuwachſes nad den hiezu ſich darbietenven 
wiffenfchaftlihen und praftifhen Anhaltspunften zu fol- 
gen, wobei jeden Falls mit aller Eorgfalt und Genauig— 
feit, und mit dem Beftreben, vie hiezu anzuftellenve 
Ehägung dem wirflidhen Ertrage fo nahe als möglich 
zu bringen, zu Werfe gegangen, und nur im Zweifel der 
niebrigere Betrag angenommen werden fol, auf welden 
mit Eicherheit gerechnet werben fann !). 

Das Ergebniß aller vorgedachten Arbeiten ift nun aber 
noch zu einer zufammenhängenven und überfihtlihen Dar- 
ftelung zu bringen in einer für jedes. Revier herzuftels 
lenden eigenen Walpbefchreibung , in der Art, daß hier 
in einem allgemeinen Theil die durch jene erhobenen 
Berhältniffe des MWirthichaftsbezirfes im Allgemeinen, 
und in einem befonderen diejenigen der einzelnen Wald: 
theile nachgewieſen werden, nebſt einer bdießfallfigen 
ſchließlichen Gefammtüberficht der ſämmtlichen Waldflächen 
und Betriebs-Claſſen, und es iſt dieſe Beſchreibung zu 
dem Ende auch bei einer Reviſion ſolange beizubehalten, 
als fie noch brauchbar, und Raum zu Nachtraͤgen darin 
vorhanden ift ?). Auf diefem Ergebniß beruht nun aber 
unmittelbar 

die Herftelung des allgemeinen Nugungsplanes, indem 
behufs derfelben nur die Ergebniffe der einzelnen Be— 
ftände nad) deren Betriebs: Klaffen und Alters-Ordnung 
zufammenzuftellen, zu näherer Ueberſicht in einzelne Zeit: 
abjhnitte, Wirthſchaftsperioden, zunächſt je von zehen, 
weiterhin je von zwanzig Jahren zu vertheilen, und dem 


1) ©. a. Vorſchr. vom Aug. 1850, $. 17— 30. 
2) Dafelbit $. 31-34. 


3) 


find 


ne 
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demgemäß in diefen Perioden von den einzelnen Betriebs, 
Claſſen des ganzen Wirthſchaftsbezirkes fi ergebenden 
Betrage nach zu berechnen, ſodann aber, infoweit die fo 
berechneten periodiſchen Erträge eine Ungleichheit zeigen, 
in den betreffenden Perioden, je mit Befhränfung anf vie 
drei nächften, in der Art auszugleichen find, daß, foweit 
es wirthſchaftliche Regeln geftatten, zunächſt ſoviel mög— 
lich die Erträge der einzelnen Betriebs-Claſſen, und, 
wenn dieß der Beſtandes-Verhäaltniſſe wegen nicht zus 
läffig ift, die Hauptfummen der Perioden möglichft gleich. 
geftellt werden }). 

Die Beforgung der vorftehenden Arbeiten felbft ift an 
fi gemeinfhaftlice Aufgabe des betreffenden Forftamtes 
und Revierförfterd, in der Art, daß dem lezteren vorzugss 
weife die Ausführung derfelben im Einzelnen, dem erſte— 
ven aber mehr nur die Leitung und Beauffichtigung, je— 
doch unter Mitverantwortlichfeit für die Ausführung 
obliegt ; in Revieren jevoh, wo die große Ausdehnung 
der Staatswaldungen oder andere Verhältniffe es nöthig 
machen, fol nad) dem Ermefjen der höheren Forſtbehörde ein 
befonvderer Tarations-Commiffär aufgeftellt, und je nad 
Umftänden aud noch dem einen oder anderen ein ober 
mehrere Gehülfen beigegeben werden; überbieß unters 
liegen die Arbeiten unter allen Umftänden ſchließlich einer 
Prüfung an Ort und Stelle durd einen der technifchen 
Referenten der höheren Behörde, und auf den Grund: 
von jener der Entſcheidung der lezteren jelbft 2). 

U. Für die von Jahr zu Jahr zu gewinnende Hauptnugung 
auf den Grund des vorbemerften allgemeinen Nußungsplas 
jährlihe Nugungspläne durd) die Revierförfter zu fertigen, 


1) O. a. Borfchr. vom Aug. 1850, $. 36—39. 
2) Dajelbit, $. 1—4, 43— 47, 
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und fofort zu Anfang des Monats September dem vorgefegten 
Forftamt, durch dieſes aber in der Mitte Eeptemberd von 
fammtlichen angehörigen Revieren der höheren Behörde vorzule- 
gen, von weldyer fie ſodann wieder den einzelnen Revierförftern 
zur Ausführung zugehen. Bei der Fertigung diefer jährlichen 
Nupungsplane ift im erften Jahre einer Periode einfady der 
zehente Theil der ganzen zehenjährigen Nutzung, im zweiten 
und den weiteren Jahren ſodann hinfichtlih der im vorange- 
gangenen Jahre in angefangenen aber nicht vollendeten Schlä— 
gen vollzogenen Nugungen’ver etwaige Mehrbetrag des Schlag— 
ergebnifjes verfelben über das hiefür im Nutzungsplane Ange: 
nommene von dem weiterhin angenommenen Nutzungsquantum 
in Abzug zu bringen, der etwaige Minderbetrag dagegen dem 
legteren zugufügen, und fo auf die noch übrige Periode zu ver: 
theilen, ſobald aber der planmäßige Hieb in einer Abtheilung er- 
folgt ift, die jährlihe Nugung in der Regel ohne Rückſicht auf 
das Edylagergebniß feitzufegen, e6 wäre denn, daß das Gr: 
gebniß der ſämmtlichen vollendeten Hiebe von der in ber 
Waldbeſchreibung angenommenen Schaͤtzung um fünfzehen 
Procent differirt hat, in welchem Falle von dem Revierförfter 
bei Borlegung des Nupungsplanes die geeigneten Anträge an 
das. Forftamt zu ftelen find, und von diefem eine bießfalljige 
Weifung der höheren Behörde einzuholen if. Im Uebrigen 
bildet hiebei die wirthichaftlihe Hiebführung den leitenden 
Grundfag. Tritt etwa zufolge des Ausbleibens von Saa— 
menjahren, oder des Anfalld von Holz außerhalb der plan: 
mäßigen Schläge, wie durd Wind und Echneebrühe, oder 
Snjeftenbefhädigungen, fogenanntem Scheidholz-Erzeugniß, eine’ 
Etörung des periodiihen Nugungsplanes foweit ein, daß des— 
halb in die nächſte Periode übergegriffen werden muß, fo ift 
zwar in dem Nugungsplane vie demzufolge für das betref- 
fende Jahr fi) ergebende Nugungsgröße zu beantragen, zus 
gleihh aber vie hiedurch veranlaßte Abweihung von dem 
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periodischen Nugungsplan zu rechtfertigen ). Infoferne indef- 
fen- unter Umftänden erhebliche Veränderungen in den Holz— 
preifen auch eine vorübergehende Beihränfung over Verftärfung 
der Holzhiebe rechtfertigen können, liegt den Borftämtern ob, 
der höheren Behörde behufs zeitiger vdießfallfiger Anordnun— 
gen rechtzeitige befondere Anzeige und der Sachlage entjpres 
chende Vorfhläge zu machen ?),. Abgefondert von dem eigents 
lihen Schlagerzeugniß, ald außerhalb ver Nugungsplane 
liegend, nnd daher erft am Schluß des jährlihen Nutzungs— 
planes ift auch noch der beiläufig zu erwartende Ertrag an 
Stod- und Wurzelholz kurz anzugeben, jedoch je nad) vorgän— 
giger Erwägung auf deu Grund des vorjährigen Verkaufs— 
Ergebniffes, inwieweit diefe Nugung nicht wegen ungünftigen 
Verhaltens von jenem für jegt zu befchränfen, oder auszu— 
fegen ſei 3). 

UI. Die Gewinnung der Hanptnugungen ift, abgefehen 
von dem außerhalb der planmäßigen Anordnung ftattfindenden 
Erzeugniß an fogenanntem Scheidholz, für defien fchleunige 
und dabei möglichft jchonende Aufarbeitung die Revierförfter 
und Forftämter im Interefje der Walvderziehung ohne befons 
dere Anweifung angemefjene Eorge zu tragen haben %), je 
nah Maasgabe der genehmigten Nugungsplane vorzugsweife 
durch Die Nevierförfter einzuleiten, und auszuführen. Zu dies 
jem Ende find zunädft * 

1) die dem betreffenden Jahre zugewiefenen Hiebflächen 


1) D. a. Vorſchr. vom Aug. 1850, $. 48-51; Erl. der O.F. K., 
Abıh. f. F., vom 2. Decbr. 1851, Monatsſchr. ©. 345. 

2) Erl. der O.F.K., Abtheil. für F., vom 22. Decbr. 1852, Monats⸗ 
jchrift von 1853, ©. 3. 

3) D. a. Vorſchr. vom Aug. 1850, $. 18; Vorſchriften zu Boll: 
ziehung der Verf. des Fin. Min. betr. die Berwerthung des Holzes aus 
Staatswaldungen vom 25. Novbr. 1850, beſ. gedr. und Monatoſchr. ©. 
149 ff. $. 5. 

4) D. a. Dienfi:Inftr. für F., $. 8; desgl. f. O.F., $. 16, 
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näher burd jenen zu beftimmen, und zwar, foweit fie 
nicht ſchon für ſich abgefonderte Diftrifte bilden, ſondern 
innerhalb eines folhen auf mehrere Jahre ſich vertheilen, 
auf den Grund einer Berehnung auf der Flurfarte, und 
der hiedurd; dargebotenen Anhaltspunfte, einfach mittelft 
Ansplattung der Schlaglinien im Walde, nur ausnahms- 
weife, wo bieß etwa nicht ausreiht, auf den Grund 
förmlicher Vermeffung, welche jedoch alsdann aud in der 
amtlichen Obliegenheit des NRevierförfterd liegt ); außer: 
dem ift von demſelben aud das zum Schlagen zu bes 
ftiimmende Stamm-, Stangen- und Bufhholz techniſchen 
Regeln gemäß mittelft des ihm hiezu übergebenen Waldham— 
merd auszuzeichnen ?); die zugewiefene Hiebfläche ift 
hiebei ftrenge einzuhalten, e8 mag der Ertrag höher over 
niedriger ausfallen, als die Schätzung ?). 

2) Die Aufbereitung des plangemäß zur Nugung beſtimm— 
ten Holzes ift, mit Ausnahme des geringen Reifigs und 
des Stods oder Stumpenholjes, welches den aufgeftells 
ten Verfaufs-Normen gemäß hiezu fi nicht eignet, und 
unter den) eigenthümlichen weiterhin betreffenden Orts 
anzuführenden Movififationen, welche hinſichtlich des 
Eichen: und Nadelftammholzes, forwie der zum Rindefchä- 
fen beftimmten Eichen eben demzufolge, alfo im Zus 
fammenhang mit dem Verkauf derſelben hiefür fid 
ergeben, durch in eigenem Accord aufzuftellende Holzhauer 
zeitig, den durch die Art der Walpbeftände gebotenen, und 
demgemäß zum Theil allgemein näher feftgefegten techniſchen 
Negeln gemäß, wie mit Nüdfiht auf die nachfolgende 


1) ©. a. Borfchr. vom Aug. 1850, $. 52; vgl. Verf. des Fin. Min. 
vom 8. Juni 1827, Samml. der Cam. Geſ. II. 535; Erl. der O. F. K., 
Abth. f. F., vom 15. Juni 1852, Monatsihr. ©. 193. 

2) D. a. DienftsInftr. f. F., $- 6. 

3) DO. a. Vorſchr. vom Aug. 1850, $. 52. 
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Berwaltung, von welcher die Forftämter deshalb ven 
Revierförftern vor dem Hieb nod auf den Grund der 
hierüber zu erhebenden Notizen Nachricht zu geben haben, 
zu bewerffteligen ). Diefe Accorde, die Holzhauerlohng- 
Accorde, find von den Oberförftern alljährlih, je nad) 
einer zuvor in einem Jufammentritt mit den Revierfürs 
ftern des Borftamtsbezirfes über die etwaigen Aenderungen 
in dem Stande der Holzhauerlöhne anzuftellenden Bera- 
thung, an hiezu pafjfenden Drten in den einzelnen Re— 
vieren, unter Zuziehung des Nevierförfters, mit den hiezu 
fi melvenden, nad) Zeugnifien und dem Gutachten von 
jenem als tüchtig erfannten Perfonen, der Regel nad) 
in einer Vereinigung derjelben zu einer Geſellſchaft, von 
welder ſodann während der Accordszeit einzelne Mitglie- 
der oder Gehülfen nur mit VBorwiffen und ausprüdlicher 
Erlaubniß des Revierförfterd aufgenommen oder entlafjen 
werben dürfen, und einen zur Vermittlung des Verfehres 
mit dem Forftperfonal beftimmten Obmann an der Epige, 
öffentlich, unter Zugrundlegung ver hiefür allgemein vors 
gefchriebenen und je nad) den örtlichen Bedürfnifjen etwa 
noch zu ergänzenden Beftimmungen, und der geeigneten 
Hinwirfung auf angemefjene Preife, für das betreffende 
Jahr abzufhließen, fofort aber der höheren Behörde zur 
Genehmigung vorzulegen, welcher hiebei noch eine Aus— 
wahl unter den Accordsliebhabern vorbehalten bleibt ?). 
Die nad technifhen Grundfägen allgemein feitgejegten 
Accordsbedingungen, welde den Accordanten einzuhändis 


1) D. a. Dienſt-Inſtr. f. F., $. 7, 11; desgl. f. DE, $. 23. 

1) D. a. Dienſt-Inſtr. f. F., $. 9; desgl. f. O.F. $. 17, 18; Nadı: 
trag hiezu vom Mai 1837, $. 8; Erl. der D.F-K,, Abth. f. 8. vom 29. 
Aug. 1856, Monatsſchr. S. 283, und allgemeine Beringungen für Holz: 
hauerlohnssAccorde vom 19. Aug. 1856, daf. ©. 324 jj., Eingang, $. 18, 
19; Erl. derjelben vom 21. Aug. 1856, Monatejchr. ©. 313, 


Hoffmann, Finanzrecht I. 19 
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gen, und von denfelben, bei beftimmten für Uebertre- 
tungsfälle feitgefegten Gonventionalftrafen, und einer 
Erſatz-Verbindlichkeit für den hiedurch angerichteten Scha- 
den, unter dem Einftehen der ganzen Geſellſchaft für beides 
einzuhalten find, betreffen, neben georbneter und geſetz— 
mäßiger Aufführung überhaupt, vornehmlich eine genaue 
Befolgung der Schlaganweifung, forgfältige Schonung 
des zum Weberhalten beftimmten und dee jungen Holzes, 
ein angemefjenes Verhalten bei ver Holzfällung, die ge: 
naue Beobachtung der von dem Revierförfter hinſichtlich 
des Stammholzes getroffenen Beftimmungen, eine zweck— 
mäßige Behandlung des Nupholzes und der Rinde, eine 
entjprechende Aufarbeitung des Brennholzes, das richtige 
Auffegen und Sortiren des Klafterholzes, das Zufammens 
fegen und Gortiren des Reiſigs, die Aufftellung des 
Abfallholzes, das Ausgraben, Aufmahen, und Segen 
der etwa auch im Accord aufzuarbeitenden Stumpen, die 
Fortſchaffung, das Tragen, Schlitten, und Geilen des 
Holzes an die Abfuhrwege, Lade- und Aufftellpläße, 
die Beifhaffung ver erforberlihen Klafterftügen und 
Wieden, die Anſchaffung der Fällwerkzeuge und des 
hiezu erforderlihen Holzes, die für die Ausführung 
ſämmtlicher einzelnen Arbeiten einzuhaltende Zeit, bie 
etwa hiezu erforderliche Errichtung von Blodhütten, das 
BDerhalten beim Feueraufmachen und bei Walpbränden, 
und die Verpflichtung zur Anzeige wahrgenommener Forſt— 
vergehen ). Die Aufarbeitung des Scheidholzes ift immer 
in dieſen Accord einzubegreifen, und nur, wenn in einem 
MWalppiftrift ein folder gar nicht befteht, in einen be— 
jonberen zu geben, woferne anders nicht wegen des ges 
ringen Betrages die Aufarbeitung befjer den Empfängern 


1) D. a, Bedingungen vom Aug. 1856, $. 1—15. 


3) 
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überlaffen wird ). Dabei ift ed aber nicht allein Oblie- 
genheit des Forſtſchutzperſonals, die accordsmäßige Aus- 
führung des Holzhiebes zu überwachen, fondern aud dem 
Revier, und jogar dem Oberförfter befonders zur Pflicht 
gemacht, zu Sicherung jener während der hiefür vorge- 
fchriebenen Zeit fleißig hiebei nachzuſehen ?). Im Uebris 
gen find, im Interefje angemefjener Accorde, zu zeitiger 
Auszahlung der Holzhauerlöhne nah Maasgabe ihrer 
ungefähren Beträge, ſchon während der Vornahme ber 
Holzſchläge Abfchlagszahlungen an die Accorvanten auf 
Anweifungen des Nevierförfterd zuläffig, und von dieſem 
daher ſolche unter ausſchließlicher Verantwortlichfeit für 
die Nichtigkeit ded darin ausgedrüdten Guthabens dem 
von den Holzhauern aus ihrer Mitte gewählten Obmann 
von Zeit zu Zeit auszuftellen; vie volftändige Auszahlung 
fann aber erſt nad Beendigung der Arbeit auf ven 
Grund eines von dem Förfter zu fertigenden und von 
dem Forftamt zu beurfundenven Holzhauerlohnsverzeich⸗ 
niſſes erfolgen ?). 

Nach Bolführung der Holznugungen und Fertigftelung 
ver Schläge ift das Ergebniß hievon in ven lezteren durch 
den Revierförfter alsbald, auf den Grund der Holzhauer: 
lohnöverzeichniße, nad) den verfchiedenen Eortimenten und 
Abtheilungen derſelben, unter deren fortlaufenvder Nume— 
rirung, nebft dem von den Empfängern jelbft aufbereiter 
ten Stodholz, in einem nad) vorgejchriebener Forın aus— 
zufertigenden Schlagaufnahms-Regiſter zu verzeichnen, 


1) Verf. des Fin.Min. vom 8. Juni 1827, Samml. der Cam. Geſ. 
IL ©. 535, 3. 1, 2; o. a. Erl. der O.F.K., Abth. f. F., vom 29. Aug. 
1856. 


2) D. a. Dienft -Inftr. für Forſtw. und Waldſch., $. 5; desgl. für 


F., 6, 7; desgl. für O.F., $. 16; Nachtrag hiezu vom Mai 1837, 


a. Dienit:Inftr. f. F., $ 9. 
19 * 
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und dieſes dem vorgejegten Forftamt zu übergeben, von 
legterem aber dasſelbe jofort auch unter möglichfter Ber 
ſchleunigung an Ort und Stelle zu prüfen, erforderlichen 
Falls zu berichtigen, und zu beurfunden, auch hiebei alles 
Bau: und Nutzholz mit dem hiezu beftimmten forftamt- 
lihen Gontrolhammer zu bezeichnen. Nur das von den 
Empfängern jelbft aufbereitete Stodholz, fowie das 
Scheidholz ift, wenn es nur unbedeutende Mengen find, 
fowie in dringenden Fällen durch den Revierförfter unter 
Zuziehung des Forftfchugdieners aufzunehmen ; das Scheid- 
holz ift aber von dem Forſtamt nody in jährlichen fortlaus 
fenden Regiftern nadgumeifen ). Ueberdieß haben bie 
Revierförfter noch eigene Fällungs-Nachweiſungen nad) 
eigens vorgefchriebener Form zu fertigen, iu melden das 
fämmtliche fowohl den Nugungsplanen gemäß, ald aud) 
in Folge von Windwürfen und ähnlichen Zufällen gefällte 
Holz aufzunehmen, dabei aber zu entſprechender Ueberſicht, 
eigens hiefür ertheilten technifchen Vorſchriften gemäß, 
das Stammholz in Klafter, das Kleinholz in Klafter oder 
Wellen zu verwandeln ift, und dieſe Nachweiſungen zugleich 
mit den Nugungsplanen des folgenden Jahres an dag 
Forftamt zu übergeben, von welchem foldhe fofort auch ver 
höheren Behörde vorzulegen find ?). 


$. 96. 


ccc) Rebennugungen. 
Zufolge der grundfäglichen Unterordnung der Forftneben- 
nugungen unter die Hauptnugungen nehmen diefelben die Thä- 


1) DO. a. Dienſt-Inſtr. f. F., $. 10; desal. f. O.F., $. 31; 0. a. 


Derf. des Yin.Min. vom 8. Juni 1827, 3. 3, 4; Nachtrag zu vorgedadh: 
ter Injtr. vom Mai 1837, $. 11; Verf. des Fin. Min. vom 22. Novbr. 
1836, 29. Janr. 1839, und 9. Mai 1843, Samml. der Cam.Geſ. I, 
803, 878, 987. 


2) D. a. Dienit »Inftr. f. O.F. $. 33; Nachtrag vom Mai 1837, 
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tigfeit der Forftverwaltung bei weitem weniger in Anfprud, 
al8 jene, zumal der Bezug bderfelben größern Theils nicht auf 
Staatsrehnung, fondern durch die Empfänger felbft zu be- 
forgen ift. Uebrigens ftehen vie verſchiedenen Arten von 
Nebennugungen in jener Rüdficht je unter eigenen Normen : 

1) Die Nutzung der Maft, worunter vornehmlih das 
Eichel- und Buchel-Erzengniß begriffen wird, ift nur, foweit 
bafjelbe nicht für die natürliche Fortpflanzung erforderlich ers 
ſcheint, alfo mit unbedingter Ausnahme aller Eulturpläge, 
Befaamungsshläge, ver innerhalb drei Jahren auf Wiederbe— 
faamung zu hauenden Hoch⸗, und ber unter zwölf Jahren 
alten oder in drei Jahren zur Abholung Ffommenden Nieder 
waldbeftände, und felbft in älteren Beftänden in dem Fall nur 
in befchränfter Weife oder gar nicht zuläffig erflärt, wenn die— 
jelben plattig, oder mit älteren Holzarten zu verbeffern, und 
fo befchaffen find, daß für einen Aufſchlag Gedeihen zu er 
warten wäre; dabei ift das Sammeln nur mittelft Schüttelns 
der Bäume und Auflefens geftattet, zum Kehren oder Fegen 
immer bejondere Erlaubniß erforderlich, und dieß jeden Falls 
nur auf Wegen und auf bleibender Weide erlaubt. Die Ge- 
winnung der Maft felbft bleibt jeden Falls, und felbft bei 
eigenem Naturalbedarf der Forft » Verwaltung an folder den 
Empfängern überlaffen, im lezteren Fall unter den jenen 
fihernden Bedingungen. Das Eintreiben von Schweinen 
darf nur in beftimmten Fällen, wie namentlih da, wo ein 
Umbrechen des Bodens angemeffen wäre, oder ald Folge bes 
fonderer Berechtigung, unter Feftfegung der Zahl und des 
Zeitraumes ftattfinden )). 

Das Einfammeln anderer Waldfaamen bedarf fchriftlicher 


$. 7; Verf. des Fin.Min. vom 19. Detbr. 1824, Samml. ber Cam. Geſ. 
II, 498; o. a. Verf. defjelben vom 8. Juni 1827, 3. 8; o. a. Vorſchr— 
vom 16. Aug. 1850, $. 53. 

1) Ungedr. Verf. des Fin, Min. vom 27. Detbr. 1829. 
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Erlaubniß des betreffenden Forſtamtes, und diefe fol nur er 
fahrenen und vertrauten Perſonen erteilt werden }). 

2) Grasnutzungen find, foweit nicht etwa befondere dieß— 
fallfige Geredhtfame beftehen, überhaupt nur da, wo fein 
Nachtheil für die Holzzucht davon zu beforgen ift, zuläffig, 
hier aber fogar, zugleih im landwirthſchaftlichen Interefje, zu 
begünftigen, jo jedoch, daß, da der Bezug immer dem Empfänger 
überlafjen bleibt, diefer nur mit großer Vorſicht, alfo nur in 
erftarften regelmäßigen Pflanzungen mittelft Eichel oder gar 
der Senſe, außerdem, bei Vermeidung beftimmter Strafen, nur 
mittelft Ausrupfens mit der Hand, je nad) den in den hiezu 
audzuftellenden Ermächtigungen, den fogenannten Gragzetteln, 
von den Revierförftern zu ertheilenden Vorſchriften, gejchehen 
darf ?). 

3) Weidenugungen follen, foweit fie grundfäglich über; 
haupt, ohne Benachtheiligung der Hauptnugungen, zugelaffen 
werben fünnen, und zugleih wegen Berehtigung hiezu zuges 
laffen werden müfjen, zur Erleichterung der Auffiht und mög— 
lichfter Verhütung von Nachtheilen, ſoviel möglich nur in größeren 
Diftriften, und unter gehörigem Schuß der dagegen zu ver- 
ſchließenden Beſtände geftattet werben ?). 

4) Hinfichtli der Laubſtreu-Nutzungen find, in Betracht 
des bedeutenden Einflufjes, welchen diefelben auf das Wachsthum 
der Holzbeftände äußern, behufs ihrer näheren Feftftellung, je 
im Zufammenhaug mit den früher gedachten Hauptnugungs- 
Planen, eigene StreunugungssPlane auf längere Zeit hinaus, 
mit näheren Beftimmungen über die Art und Weife ver Nuguns 
gen, und auf den Grund Bievon von Jahr zu Jahr im Herbft 


1) Deer. des vormal. Forfidepartements vom 28. Febr. 1809, Rbl. 
©. 78. 

2) D. a. Dienft:Infir. f. D.R., $. 35; Berf. des Fin.Min. vom 14. 
Aug. 1843, Samml: der Gam.Gef. II, 990, und vom 2. Mai 1846, daf. 
©. 1092, 8. 9. 

3) Unger. Verf. des Fin. Min. vom 15. Juni 1848. 
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durch die einzelnen Revierförfter und Forftämter nähere Anträge 
hierüber zu ftellen, aud wenn fie demgemäß ftattgefunden 
haben, beiderſeits in den betreffenden Walpbefchreibungen Nor: 
merfung hievon zu machen ). Dabei fteht noch befonvders 
feft, daß die Einfammlung von Laubftreu in den Hodhwald- 
beftänden erft nad eingelegter erfter Durchforſtung, in den 
Niederwalpbeftänden aber erft nad hälftigem Ablauf der Um: 
triebszeit ftattfinden darf, und in beiderlei Beftänten fünf 
Sahre vor Eintritt des Schlages aufhören muß, in dem Sonnen 
brand jehr ausgeſetzten Waldtheilen aber ſogar die Laubnugung 
ganz ausgefchloffen bleibt . Die Gewinnung bleibt aud) den 
Empfängern überlafjen. 

9) Das Harzreißen ift nur mit befonderer Genehmigung 
der höheren Behörde auf dießfallfige Anträge der Revierförfter 
und Forftänter zuläffig 3), feit neuerer Zeit aber, ihrer Un— 
verträglichfeit mit möglichft guter Verwendung der forftlichen 
Erzeugniffe wegen, auf wenige Reviere befchränft 9). 

6) Die Benügung von Steinbrüden, Kiess, Lehms, Thonz, 
Sande, Mergel:, und Erzgruben in Staatswaldungen ift aud) 
nur mit befonderer höherer Genehmigung zuläffig, und, wie 
betreffenden Orts noch näher anzuführen bleibt, vornehmlich, 
zu Gunften von anderen Zweigen der Staats, und insbejons 
dere aud der Finanz-Berwaltung üblid 5); die von Kohl« 
platten ift nur an unſchädlichen Orten, und deshalb an neuen 
nur mit bejonverer forftamtlicher Genehmigung geftattet ©). 

7) Das Wurzeln» und Kräuter-Sammeln zur Verwendung 


1) D. a. Borfchr. vom Aug. 1850, $. 41, 56. 

2) Erl. ver O.F.K. Abth. f. F. vom 21. Detbr. 1851, Monatsfchr. 
von 1855, ©. 105. | 

3) D. a. Dienft:Initr. f. 8., $. 15; desgl. f. O.F., $. 38. 

4) V. d. K. d. A. von 1855. 2. Beil. Br. ©. 235. 

5) D. a. Dienft:Inftr. f. F. $. 14; desgl. f. O.F. $. 36. 

6) Berf. des Fin.Min. vom 24. Decbr. 1826, Samml. d. Cam. Geſ. 
u, 532, 
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derfelben als Farb- oder ald Arzneimittel ift nur in einer bie 
Holzzucht und die betreffenden Pflanzen felbft ſchonenden Weife, 
fowie ohne fonftige Störung der Ordnung mit forftamtlicher 
Genehmigung zuläffig !). 


cc) Finanzielle Benügung der Forfi-Naturalnugungen. 


$. 97. 
aaa) Im Allgemeinen. 

Die aus den Staatsforften anfallenden Natural-Nutzungen, 
fowohl Haupt⸗ ald Nebennugungen, finden, dein dießfallſigen Ber 
bürfniffen entfprechend, eine mehrfache finanzielle Benügung, vor 
Allem zu Befriedigung der auf jenen laftenden eigenthümlichen 
rechtlichen Anſprüche, der mannigfachen Forftgeredhtfame, fodann, 
mit gewiflen Bejchränfungen, zu Befriedigung des mehrfadhen . 
eigenen Bebarfed des Staates, endlih durch ihren Verkauf 
zu Gewinnung eines frei verfügbaren finanziellen Ertrages, 
theild zu vorausbeftimmten feften Preifen, theild im Wege 
des öffentlihen Aufftreiches. Jede dieſer verfchiedenen Be- 
nüßungen ift nun aber in eigenthümlicher Weife zu bewerf- 
ftelligen hinfichtlicy der Haupt: und der Nebennugungen, und 
ed beftehen daher zu dem Ende auch in beiden Beziehungen 
je eigenthümlihe Anorbnungen. 


bbb) Finanzielle Benügung ber Hauptnugungen. 


$. 98. 
Befriedigung von Gerechtigkeitsholz-Anfprüden. 
Hinfihtlih der Gerechtigkeitsholz-Anſprüche, welche fid 
in der Hauptſache in folde auf Bau-, Nug-, und Werkholz 
für Gebäude, und Mühlenbefiger, und in ſolche auf Brennholz 
unterfcheiden, und theild ganz unentgeldlich, theil® zu ermäßigs 


1) Berf. des Fin. Min. vom 20. April 1826, ir Erg. Bd. zum Rbl. 
©. 455, und vom 28. Janr. 1841, Rbl. ©. 49. 
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ten Preifen zu befriedigen find, übrigens, wie ſchon bemerft 
worden, in neuefter Zeit durch Ausgleihung bei Gefäll-Ab— 
löfungen eine erhebliche Verminderung erlitten haben, ift 

1) im Allgemeinen zwar feftgefegt, daß diefelben, infoweit 
fie auf ungweifelhaften Rechtstiteln beruhen, in Feiner Weife 
verfümmert oder befchränft ), vielmehr vermöge ihrer Unbe— 
bingtheit vor jeder weiteren Holzverwendung befriedigt werden 
follen 2); ebenfo ift aber auch zugleich, zu Entfernthaltung 
von Misbräuchen und ungebührlihen Anforderungen in dieſen 
beiden Beziehungen, je Folgendes noch beſonders angeoronet: 

2) Hinſichtlich der Baus, Nutz-, und Werfholz-Beregti- 
gungen ift es 

a) zunächſt Obliegenheit ver Berechtigten ‚_ihren Bedarf an 
ſolchem Holz zu Neubauten, BausVeränderungen oder Aus- 
befferungen je bei den hiezu fich ergebenden Veranlafjungen 
zeitig, womöglich gegen den Herbft ſchon, gehörig nadys 
zuweiſen, und zu dem Ende, foweit es fid) von umfafjens 
den Bauveränderungen handelt, nicht allein deutliche 
Zeichnungen hierüber, fondern aud) in’s Einzelne gehende 
Ueberfchläge über den Holzbedarf hiezu, beide von Sach— 
verftändigen gefertigt, unter Nachweiſung der Nothiven- 
digfeit des Baumwejend, und der hiezu erlangten polizeis 
lihen Gonceffion, außerdem aber nur Ueberfchläge, dieſe 
wie jene ortsvorſteheramtlich beurfundet, dem betreffenden 
Revierförfter zu übergeben. 

b) Diefe Gefude find ſodann von dem Revierförſter, nad 
vorgängiger Befichtigung der Baugebrechen an Ort und 
Stelle, mit einer Aeußerung hierüber gegen das Ende 
des Jahres (15. Decbr.) dem Forftamt, und von legterem 


1) Beſondere Belimmungen bei dem Berfaffungs:-Entwurf vom 
3. März 1817, $. 31, in Reyſcher's Sammlung der Staatsgrundgefeße, 
3r Theil, ©. 436; V.O. vom 7. Juni 1818, Rbl. ©. 281 ff., $. 19. 
2) O. a. Dienſt⸗Inſtr. f. d. O.F., $. 28. 
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nad nöthigen Balls unter Ruͤckſprache mit dem Gameral: 
amt anzuftellender Prüfung der rechtlichen Begründung 
der Anjprühe, im Ball eines Mangels hieran zurüdzu: 
geben, außerdem aber, nad vorgängiger Erörterung 
etwaiger Zweifel über vie Nothmwendigfeit und Zweck— 
mäßigfeit der fraglichen Bauveränderungen, auf ven Grund 
einer zu dem Ende dem betreffenden Revierförfter unter 
Beiziehung von Sach- und Ortsfnndigen aufjutragenden 
befonderen örtlichen Unterfuhung, dem Bezirfsbaubeamten 
zur technifchen Prüfung zuzuſenden, und mit der ihm von 
bier aus zufommenden Aeußerung zu Anfang des Jahre 
(15. Jan.) der höheren Forftbehörde mit einer Gefammt- 
überficht vorzulegen, welche endlich nad, weiterer dießfall— 
figer Prüfung die Entſcheidung hierüber an das Forftamt 
zu weiterer Beforgung zu geben hat. 
c) Die Berwendung des als Gerechtfame abgegebenen Baus, 
‚Werk, und Nugholzes muß in der Regel binnen Jahres: 
frift erfolgen, und ift nicht allein von dem Forftamte, 
fondern auch von dem Gameralamte zu überwachen. 
Legterem ift zu dem Ende von dem Forftamte aftenmäßige 
Mittheilung von der Verwilligung zu madhen, und liegt 
ſodann ob, die hiezu erforderliche Gontrole in Beziehung 
auf das Holz zu Neubauten, und fomweit e8 ihm nöthig 
erfcheint, au das zu Hauptveränderungen, mittelft Ver: 
anlafjung einer genauen Unterfuhung an Ort und Stelle 
durd den Bezirfsbaubeamten, in Beziehung auf anderes 
aber durch den Nevierförfter, unter Beiziehung eines ver: 
pflichteten Werfmeifters, in beiden Fällen womöglich in 
Verbindung mit der obengedadhten Prüfung der Geſuche, 
auf Staatskoften einzuleiten. Ergiebt fi hiebei die 
Verwendung von weniger Holz, als zu dem Bauweſen 
abgegeben worden, fo hat der Revierförfter ven Empfänger 
hierüber zu vernehmen, und wenn hiedurch eine vorſchrifts⸗ 
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widrige Verwendung oder eine Entfremdung des Holzes 
an den Tag fommt, dieß dem Forftamt anzuzeigen, und 
diefes fodann jenem, den beftehenden gejeglichen Strafs 
beftimmungen gemäß, neben Anſatz einer fleinen Frevel— 
ftrafe (3 fl. 15 fr), den Erfah des dem Verwendungs— 
zweck entzogenen Holzes oder feines MWerthed zur Zeit 
der Abgabe, und zwar, foweit das Holz unentgeldlich 
abzugeben war, des ganzen, foweit nur ein niedrigerer 
Preis zu bezahlen war, je über Abzug des Bezahlten, 
ſowie die Vornahme und Vollendung des betreffenden 
Bauweſens aus eigenen Mitteln aufjuerlegen. Dafjelbe 
ift gegen den Empfänger zu verfügen, wenn das Holz 
von ihm nicht verwendet worden, jebody noch vorhanden 
ift, foferne anders nicht, obwaltender befonderer Umſtände 
wegen, das Forftamt eine Friftverlängerung zur Verwen— 
bung ertheilt hat !). 

3) Hinfichtlic der Brennholzberechtigungen ift, foweit bie 
hierauf beruhenden Holabgaben nicht alljährlih ſich gleich 
bleiben, von ven Revierförſtern zu Ende jeden Jahre 
(15. Dechr.) eine Ueberfiht und Nachweiſung über den Betrag 
vefjelben dem vorgefegten Forftamt, und von diefem der höheren 
Behörde zur Prüfung und Genehmigung vorzulegen 9. Zu 
Verhütung dießfallfiger Misbräuche aber ift ganz allgemein 
für den Fall, wenn foldhes Holz jährlich oder zeitweife nad 
dem Bedürfniß der Berechtigten abgegeben wird, eine eigene 
gefeglihe Strafe angedroht, und daher eintretenden Falls zu 
erfennen, in dem Fall dagegen, wenn das Holz nicht nad 
dem jeweiligen Bebürfniß abgegeben wird, nur dann der Verfauf 
defjelben mit einer Strafe zu belegen, wenn eine ſolche ver: 


1) Berf. des Fin.Min. vom 26. Dechr. 1843, bef. gebr. und im 
2n Erg.Bd. zum Rbl. ©. 359; vgl. Defr. des vormal. K. Forfidepar; 
tement vom 5. Mai und gr. Dctbr. 1808, Rbl. ©. 261 und 569, 

2) D. a, Min.Berf. vom 2. Mai 1846, 3. 8, 
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möge beſenderer Verträge als eine conventionelle darauf 
haftet !). 


$. 100. 
Befriedigung der eigenen Waturalbedürfniffe des Staats. 


Von dem beträchtlichen eigenen Naturalbedarf des Staates 
an Holz findet aus Staatswaldungen 

I. ein beträchtlicher Theil, das dienftliche Brennholzbedürfniß 
der verfchiedenen Bezirfsftellen, der Oberamtögerichte, Ober: 
ämter, Gameralämter, und Forftämter, fowie aus Rüdficht auf die 
unmittelbaren Intereffen der Bezirfs-Juftiz und Polizei-, und 
ganz befonderd die der gefammten Elementar- Staats + Forft- 
verwaltung, audy der perfünliche Bedarf der betreffenden Beamten 
und Diener, insbefondere der der Oberamtsrichter und Ober; 
amtmänner, der Oberamtögerichtd- und Oberamtsaftuare, der 
Gameral-Berwalter und Kameralamtsbuchhalter, der Oberamts- 
gericht⸗⸗ und Oberamtsdiener, ferner der der Oberförfter, 
Revierförfter, Borftamtsaffiftenten, Forſtwarte und Waldſchützen, 
feine Eicherftelung aus den hiezu beftimmten Revieren in ber 
Art, daß jene zunächft gedachten Amts-Vorſtände, Gehülfen, 
und Diener je zu dem Bezug eines beftimmten Quantums 
Buchenholz zu dem Revierpreis befjelben, oder wenn fie es 
wiünfchen, und es nad) dem Ermeſſen des Forftamtes zuläffig 
ift, auf Anweifung von dem leßteren theilweife aud) von an—⸗ 
derem Scheiter- und von Prügelholz nah Verhältniß ver 
Revierpreife von jenem zu diefem, und nach gleihem Verhält— 
niß auf Rechnung defjelben aud) eines beftimmten Quantums 
harten und weichen Scheiter- und Prügelholzes, und die weiter 
gedachten Forftviener zum Bezug des nad forftamtlihem Ers 
mefjen zu ihrem wirklichen Bedarf erforderlihen Brennholzes 
je zu dem Nevierpreis berechtigt find, fo jedoch, daß die Abgabe 


1) Verf. des Fin.Min. vom 22. Juni 1841, 2r Erg.Bd. 3. Rbl., 
©. 388, 
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defjelben zu Entfernthaltung von unangemefjenen Begünftigun- 
gen der Regel nad) nur in den ordentlihen Jahresſchlägen, und 
foviel möglich nur nach fpecieller forftamtlicher Eontrole in fort: 
laufenden oder dur das Loos zu beſtimmenden Numern, auch 
nur ausnahmsweife von Scheivholz, und in diefem Fall unter ſpe— 
eieller forftamtlicher Gontrole und Anmweifung erfolgen darf '). 
I. Der weitere Bedarf des Staats erhält, foweit die zu 
defjen Wahrnehmung zunächſt verpflichteten Behörden nicht einen 
anderen Weg, wie 3. B. von den Holzgärten des Staates aus, 
hiezu vorgezeichnet erhalten, oder ſelbſt vorziehen, je auf zeitig 
hierüber zu gebende Nachweiſung, mit nachbemerkter wichtiger 
Ausnahme, eine Deckung unmittelbar und einfah durch An: 
weifung von Seite der betreffenden Forftämter auf die hiezu 
geeigneten Reviere, je zu den betreffenden Nevierpreijen 2). 
II. Eine ganz eigenthümlicye Befriedigung ift endlich feit 
neuerer Zeit, zu möglichfter Bereinigung der hiebei ausein- 
ander laufenden Interefjen, vorgefehen hinſichtlich des beträcht: 
lihen KohlsHolzbedarfes der Hüttenwerfe des Staats, foweit 
foldyer überhaupt, wie in der Hauptſache der Fall ift, aus 
den Staatswaldungen bewerfitelligt wird. Es haben zu dem 
Ende 
1) die betreffenden Oberförfter und Hüttenverwalter je zu 
Ende oder zu Anfang des Jahre zu einer gemeinfamen 
Berathung darüber zufammenzutreten, aus welchen Forften, 
Revieren, und Waldtheilen der von den Hüttenverwaltern 
möglichft annähernd anzugebenvde Kohlenbevarf des kom— 
menden Jahres befriedigt, und welche Preiſe für die 
1) V. Ed. vom 31. Decbr. 1818, $.9, 10; o. a. V.O. vom 4. Juni 
1819, $. 10; o. a. B.O. vom 21. Janr. 1822, 8.6; Berf. des Fin.Min. 
vom 20. März 1838, und 30. Mai 1843, Summl. der Gam.Gej. II, 
©. 843, 989; ungedr. Derf. dejjelben vom 12. Aug. 1849; Verf. des— 
felben vom 9. Janr. 1857, Amtsbl. der Ober-Fin.Kammer, ©. 9 ff. 


2) D. a. Nachtrag zu der Forft:DienjtsInftr. von 1822, vom Mai 
1837, $. 10; o. a. Borjchriften vom Novbr. 1850, 3. 1, 
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Kohlen jelbft bezahlt werben follen, vorbehaͤltlich defini— 
tiver Feftfegung jener durch die höhere Forftbehörde unter 
Rückſprache mit der höheren Hüttenbehörve, und wenn 
diefe beiden Oberbehörden hierüber nicht fich einigen können, 
dur das Minifterium !). 

2) Das demzufolge zum Verfohlen für die Hüttenwerfe zu 
verwendende Holz ift zunächſt von dem betreffenden Forft- 
amt, unter Zuweifung von allem nicht an arme Staats» 
angehörige zur Selbftaufbereitung abzugebenden, und zus 
gleich hieher tauglichen Stodholz, übrigens durchaus nur 
von gefundem Holz, zu beftimmen, und ſodann von dem 
betreffenden Revierförfter, je unter Beiziehung des Forits 
fchugdienerd, in der Art im Aufftreih an den Meift- 
bietenden, jedoch unter Ausfchluß unzuverläfliger Perſonen 
zu verfaufen, daß dem Käufer zur Bedingung gemadıt 
wird, das erfaufte Holz unter der Aufſicht des Forftpers 
fonales zu verfohlen, und dad Erzeugnig an Kohlen zu 
den feftgejegten Kohlenpreifen an die betreffende Hütten- 
verwaltung abzuliefern, vorbehältlidh einer Genehmigung 
dieſes Berfaufes durch das Forftamt im Fall des Erlöſes von 
vier Sünftheilen des Nevierpreifes, und außerdem durd) die 
höhere Forſtbehörde 9. Die hiebei zu Grunde zu legenven 


— “— 


1) Ungedr. Verf. des Fin. Min. vom 29. Novbr. 1843, 3. 1, 2. 
Eine ſpätere Anordnung ſetzte feſt, daß die Regulirung der Kohlenpreiſe 
von drei zu drei Jahren ſtattzufinden habe. ©. forſtl. Monatsſchr. von 
1854, ©. 315. 

2) D. a. Verf. des Fin.Min. vom Novbr. 1843, 3. 3—5, 8, 16; 
o. a. Vorſchr. vom 25. Novbr. 1850, $. 7, 17. Dur dieſe Einrichtung 
it eine Beranlaflung zu Misverftändniffen zwifchen den Forſt- und Hütten: 
ftellen wegen Befriedigung des vorftchenden Bedarfes auf eine einfache 
Meile gehoben worden. ©. V. d. K. d. N. von 18!/, 28 Beil.H. 
©. 765. Indeſſen fcheint hiebet die Forfiverwaltung einigen Berluft gegens 
über von dem Mevierpreiserlös zu erleiden. S. die Nachweifungen hiers 
über aus den legten Jahren in der forftl. Monatsfchr. von 1854, ©. 315 ff., 
von 1855, S. 172 fj., von 1856, ©. 113 ff. 
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Bedingungen find, neben der Verpflichtung, feine als 
Holzfrevler befannte Perfon als Arbeiter bei der Holz 
verfohlung anzuftellen, folgende: 

a) Die Meilerftellen in einem Schlage müfjen foviel möglich, 
zufammengeftellt werden; es dürfen aber dafür Feine 
Kohlenplattenzinje bezahlt werden. 

b) Das zur Verfohlung empfangene Holz darf bei einer Con— 
ventionalftrafe vom hälftigen Werthe deſſelben in Feiner 
Weife veräußert, audy mit feinem eigenen Holze vermischt 
werben. 

c) Das Dedreid und das zu den Köhlerei-Einrichtungen 
erforderlihe Holz wirb zu feftbeftimmten Preiſen aus ven 
Staatöwaldungen abgegeben; die nöthigen Kohlvädher 
find von dem Unternehmer ganz auf feine Koften anzus 
Ihaffen. 

d) Die Kohlen dürfen aus den Meilern nur bei Nacht aus» 
gezogen werden, und find ſodann bei beftimmter Strafe, 
ehe fie abgeführt werben, mindeſtens nod) le 
Stunden lang liegen zu lafjen. 

e) Die Köhlerei muß ver Regel nad, bis Martini (11.Novbr.) 
jeden Jahres vollendet fein, und darf deshalb ohne Ges 
nehmigung des Hüttenverwaiterd und Nevierförfters über 
diefen Zeitpunft hinaus nicht fortgefegt werben; ber 
Accordant jeiner Seitd hat fih aber nad Umftänden 
gefallen zu lafjen, die Köhlerei aud) im nächſten Frühjahre 
fortzufegen, ſobald es die Witterung geftattet. 

f) Die erzeugten Kohlen dürfen bei einer Strafe von vier 
Gulden p. Zuber weder verfauft noch vertaufht, und 
ebenjowenig mit anderen vertaufcht werden; im legteren 
Falle hat der Accordant nur den Preis für die einge 
mifchte geringere Qualität im Ganzen anzusprechen. 

g) Behufs ver Ablieferung auf das betreffende Werk find 
die Kohlen vor ver Abfuhr in Anmefenheit des Forft- 


304 


fchugdieners in guten Körben zu mefjen, und für jeden 
Magen mit einem von jenem zu unterzeichnenvden Lad- 
fchein zu verſehen; auch ift von dem Accordanten ein 
eigenes Verzeichniß über die abgehenden Wägen zu führen. 

h) Bom Ladplatz aus müfjen die Kohlen bei Strafe unmittelbar 
und unter Beobadhtung der erforderlihen Vorſicht auf 
das betreffende Werk geführt werden; entzünden fich die 
Kohlenwägen unterwegs, jo zieht dieß für ven Köhlerei- 
Unternehmer eine Strafe von zwei Gulden nad fid. 
Für die Unterhaltung der Abfuhrwege innerhalb ver 
Staatswaldungen wird, foweit fie erforderlich ift, von 
der Forftverwaltung geforgt. 

i) Für die abgelieferten Kohlen erhält der Unternehmer ven 
feitgejegten Preis nad dem vießfallfigen Maaserfund auf 
dem betreffenden Hüttenwerfe, wozu hier auch gute Körbe 
zu verwenden, und worüber von dem Hütten-VBerwaltungs- 
afiiftenten over Plagmeifter Liefericheine auszuftellen, aber 
dem betreffenden KRevierförfter unmittelbar zu überſenden 
find; es fann jener auf den Grund der legteren aud 
ihon im Lauf der Ablieferung Abfchlagszahlungen aus 
der Forſtcaſſe empfangen; eine Beſchenkung der auf dem 
Merf mit dem Empfang, Meffen, und der fonftigen Con— 
trole der Kohlenlieferungen beſchäftigten Perfonen durch 
den Accordanten zieht dagegen für denfelben, neben ver 
etwaigen gerichtlihen Strafe, den Ausihluß von jeder 
Theilnahme an fünftigen ähnlichen Accorden nad ſich; 
für etwaige Berlufte an den KöhlereisIinternehmen wird 
unter feinen Umſtänden irgend ein Erſatz geleiftet oder 
ein Nachlaß gewährt '). 


1) D. a. Berf. des Min. d. Fin. vom 29. Novbr. 1843, 3. 5—7, 
9-15; El. ver O. F.K. Abih. f. F. vom 3. Janr. 1854, Mon.Schr. 


—S. 3, 3. 3, 5, 7; desgl. vom 22. Dechr. 1854, Mon.Schr. von 1855, 
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3) Zu Sicerftellung der Forftverwaltung in Beziehung auf 
volljtändige Erfüllung vorftchender Bedingungen von Eeite 
der Accordanten ift, neben der vießfallfigen Controle auf 
den Hüttenwerfen, dem Forftperfonal überhaupt die Ueber— 
wadhung ihres Betriebes, und den Forſtſchutzdienern ind; 
befonvdere überdieß no die Anwefenheit bei dem Mefjen 
der Kohlen zur Abfuhr, und die Führung eines eigenen 
Berzeichnifjes über die abgehenden Kohlenwägen zur Pflicht 
gemacht. Behufs der Zahlungen an die Unternehmer 
aber ift von den betreffenden Nevierförftern nad Ge: 
nehmigung der Accorde eine Ueberficht über die Holzgeld— 
fhuldigfeit von jenen, unter Zufchlag des muthmaslichen 
Betrages für Dedmaterial, eine folde über die muth— 
masliche bereinftige Kohlenförderung derjelben zur Abs 
lieferung, und eine Berehnung der hiernach für ſie 
muthmaslih ſich ergebenden Gefammtforderung an bie 
Foritverwaltung für die Verfohlung, je in doppelter 
Ausfertigung, für das Forftamt herzuftellen, und von 
diefem fofort das eine Eremplar hievon dem betreffenden 
Gameralamte unter Eröffnung eines Credits bis auf 
zwei Drittheile der letztgedachten Forderung zuzuftellen, 
worauf die Revierförfter während der Köhlerei auf Ver— 
langen der Accordanten nad Maasgabe der obengedachten 
Liefericheine Anweiſungen zu Abfchlagszahlungen aus- 
ftellen fönnen; mit der Beendigung ver Köhlerei ijt aber 
von den Nevierförftern eine Gefammtberehnung ver vors 
gedachten Forderungen zu fertigen, und dem Forſtamt 
zur Prüfung und Beurkundung behufs der Endabrehnung 
mit der Forſtcaſſe vorzulegen !). 


1) D. a. Verf. des Fin.Min. vom Novbr. 1843, 3. 7, 16; o. a. 
Erl. der O.F. K., Abth. f. $., vom 3. Janr. 1854. 
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$. 101. 
Verkauf des Holzes. 


Seinem nädften Zwede gemäß wird der Berfauf des 
hiezu verfügbaren Holzes in den Staatswaldungen zwar vor 
zugsweife unter Erftrebung des möglid größten Gelvertrages, 
zugleih aber in einzelnen Beziehungen doch auch noch mit 
Rüdfiht auf angemefjene Sicherftellung einzelner Holzbedürfs 
niffe, und mit entfpredyender Unterordnung des rein finans 
ziellen Intereſſe bewerfftelligt. 

Als allgemeine und mwefentliche Vorbedingung eines ent: 
ſprechenden Verkaufes ift nun hiefür vor Allem die Her 
ftellung und gehörige Unterhaltung ver erforderlichen Holzabs 
fuhrwege als eine befonderd wichtige Aufgabe der Staatsforft- 
verwaltung erfannt. Es ift deshalb auch ven Forftämtern, wo 
immer ſolche nad) reifliher Erwägung ded damit verbundenen 
Aufwandes, und der hieraus für den Abſatz erwachſenden 
Vortheile räthlich erfcheint, und nicht etwa den betreffenden 
Gemeinden obliegt, die Stellung dießfallfiger Anträge bei der 
höheren Behörde, mit Rüdfiht auf Anwendung der hiezu, und 
beſonders zur Unterhaltung dienenden, größeren Aufwand 
erfparenden einfacheren Mittel, und möglichfter Vermeidung 
von eigentlihen Kunftweg-Anlagen, zur Pflicht gemacht. Die 
nähere Ausführung ver dießfallfigen Arbeiten ift aber fodann je 
nah Maasgabe der genehmigten Anträge, foweit dieſelben 
einfacyerer Art find, den Revierförftern mittelft des Abſchluſſes 
von Accorden hierüber, oder der Verwendung von Forſtſtraf— 
ſchuldnern und beigegebenen Taglöhnern, in Verbindung mit 
der Sorge für gehörige Schonung ver Wege zur Zeit der 
Holzabfuhr, übertragen, und nur bei ſchwierigeren, namentlich 
eigentlihen Kunftftraßen» Anlagen, welde bejondere Sach— 
fenntnig und Bekanntſchaft mit dem Straßenbau erfordern, 
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an die Abtheilung für Bauten nad) Maasgabe ver hier feft- 
ftehenden allgemeinen dießfalliigen Normen überwiefen !). 

Für den Verkauf felbft ift, ven obengedachten Rüdfichten 
gemäß, feit neuerer Zeit, unter Aufgebung des früheren Ver: 
faufes nad) feften Taren, die Veranftaltung von Aufitreichen 
als Regel, und der Anjag feft voransbeftimmter fogenannter 
Revier Preife nur noch als Ausnahme 2), je unter eigenen 
näheren dießfallfigen Beftimmungen 3) feftgejegt. 

I. Im Allgemeinen ift e8 Sache des betreffenden Ober- 
förfters, wie hinfichtlich der Verwendung des Holzes überhaupt, 
fo insbefonvere in vorliegender Beziehung bei dem Holzabſtich 
näher zu beftimmen, was zum Verkauf im Revierpreis, und was 
zur Berfteigerung gebracht, und in welchen Abtheilungen Letzteres 


1) O. a. Dienft:Inftr. f. O.F., $. 21; Verf. des Fin.Min. vom 
30. Septbr. 1824, 24. Janr. 1844, und 2. Maui 1846, 3. 5, Samml. 
der Gam.Gef. II, ©. 496, 1014, 1094; ungedr. Verf. defjelben vom 
5. Septbr. 1848; o. a. Vorſchr. ver O. F. K., Abıh. f. F., vom 25. Novbr. 
1850, 3. 19; o. a. Verf. des Fin. Min. vom 21. Septbr. 1850; Erl. 
verD.F.K., Abth. f. F, vom 11. März 1853, Mon.Schr. S. 213, und 
31. Janr. 1854, M.Schr. ©. 33. 

2) Berf. des Fin.Min. vom 30. Novbr. 1836, Rbl. ©. 642, und vom 
23. Oct. 1850, Rbl. ©. 352, 3. 1. Bis zu der erften Anordnung bdiejer 
Berfaufsmweife durch die erflere Verfügung wurde das Holz aus Staates 
waldungen durchaus nah alljährlih regulirten Taren oder jogenannten 
MRevierpreifen verkauft. Dieſe Berfaufsweife Hatte aber in neuerer geit, 
bei der zunehmend geftiegenen Nachfrage nah Holz, und der hiedurch bes 
wirkten bedeutenden Werthserhöhung dejjelben, immer größere Nachtheile 
und Unbequemlichfeiten in ihrem Gefolge: eines Theils unterlag fowohl 
die jeweilige Regulirung der Preife nah den örtlichen Verkehrsverhält— 
niffen, als auch die Bertheilung des Holzes durch die Forſtbeamten großen 
Schwierigkeiten; andern Theils aber fonnte hiebei ein angemefjener Forft- 
ertrag nicht erzielt werben. Es blieb daher nichts Anderes übrig, ale 
mittelft des Verfaufes im Aufftreich der allgemeinen Goncurrenz ven möglichft 
freien Spielraum zu verfchaffen, um fo mehr, als dieſe Verkaufsweiſe 
auch fonft bereits allenthalben eingeführt war. ©. V. d. K. d. N. von 
1839, Br. 10, ©. 45 fi. 

3) D. a. Vorſchr. der D.ER., Abth. f. F., vom 25. Novbr. 1850. 
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vor fi gehen folle I). Dabei find noch für beide Arten der 
Berwerthung folgende gemeinſame Bedingungen vorgefchrieben: 

1) die Kauffchuldigfeit ift von dem Käufer baar zu bezah- 
len, vorbehältlich gewiſſer näheren Sriftbeftimmungen für 
die eine und die andere Verfaufsart. 

2) Wird die Bezahlung innerhalb der feftgefegten Frift nicht 
geleiftet, jo fällt das Holz an die Forftverwaltung zu 
anderwärtigem Verkauf zurüd, woferne nit etwa beim 
Berfauf im Revierpreis eine gefegliche oder privatrecht— 
lihe Verbindlichkeit der Forftverwaltung zur Abgabe des 
Holzes vor der Veräußerung beftand, und es hat der 
Käufer, neben dem Erfag der Koften des wiederholten 
Verkaufes, den etwaigen Minvererlöß bei legterem zu 
erftatten, an einen Mehrerlös aber ‚feinen Anſpruch zu 
machen. 

3) Bor geleifteter Zahlung darf aud die Abfuhr des Holzes 
bei einer Etrafe, welche bis auf zwanzig Procent des 
Werthes von diefem fteigen fann, weder ganz nod) theils 
weife vor ſich gehen; ift in einem einzelnen Falle eine 
Eonventionalftrafe nicht begründet, fo zieht die dießfall— 
fige Uebertretung eine Ingehorfamss oder Orbnungsftrafe 
von Eeite des Forftamtes nad ſich. 

4) Nach geleifteter Zahlung, worüber der Käufer mittelft 
der ihm hiefür auf einem fogenannten Looszettel zu ers 
theilenden befonveren Befcheinigung bei dem betreffenden 
Forftfhugdiener fi auszuweifen hat, kann die Abfuhr 
des Holzes fogleih erfolgen, foferne nicht in Folge 
ichledyter Witterung zur Schonung der Waldungen und 
ver Wege von dem Förſter andere Beftimmungen in 
diefer Beziehung getroffen werben. 

5) Indefjen liegt das erfaufte Holz nad) erfolgtem Zufchlag, 


1) O. a. Vorſchr. der O. F.K., Abth. f. F., 3. 7. 


6) 


7 
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beziehungsweiſe der Anweiſung deſſelben, auf Rechnung 
und Gefahr des Käufers im Schlag; das Forſtperſonal 
hat zwar die Hütung deſſelben unentgeldlich fortzuſetzen, 
es iſt aber deshalb den Holzkäufern freigeſtellt, bis zur 
Abfuhr noch beſonders durch vertraute Männer hiefuͤr 
zu ſorgen, über deren Zulaſſung der Revierförſter zu ers 
fennen hat. 

Für Fehler des verfauften Holzes, namentlich der Stämme, 
wird feine Gewähr geleiftet, alfo auch Fein Nachlaß zus 
geftanden. 

Die Abfuhr des Holzes muß in der von dem Reviers 
förfter beftiimmten Zeit beendigt fein, wenn nicht bei dem— 
felben weitere Frift hiezu nachgefucht, und ſolche hierauf 
ertheilt worden iſt; auch find hiebei nicht allein die 
Weifungen des Förfterd rüdfihtlih der Abfuhrmwege, 
fondern auch überhaupt die allgemeinen forftpolizeilichen 
Vorſchriften, wozu namentlidy das Verbot, Holz Morgens 
vor und Abends nad) fünf Uhr zu laden, gehört, zu bes 
folgen '). 

Die Handhabung diefer Bedingungen liegt dem Forfts 


perfonal je in feinem befonderen Wirfungsfreife ob. Fällt 
verfauftes Holz wegen deſſen Nichtbezahlung binnen ber fefts 
gefegten Frift zurüd, jo tritt, je nachdem e8 zuvor im Reviers 
preis oder im Aufftreich verfteigert worden war, je eine eigens 
thümliche Behandlung desfelben ein ?). | 


II. Was den Verfauf nah Nevierpreifen insbefondere 


betrifft, der dem anderen hier infoferne vorangeht, als das 
hiezu zu beftimmende Holzquantum, einfhließlid des oben 


1) D. a. Berf. des Fin. Min. vom 23. Dctbr. 1850, 3. 1, 3—6, 8; 


o. a. Vorſchr. der O.F.K., Abth. f. F. vom 25. Novbr. 1850, 3.7, 
23—25, und beil,. Formulare Nr. 5 und 6. 


2) O. a. Vorſchr. vom Novbr. 1850, 3. 23. 
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angeführten eigenen Bedarfes des Staats, immer zuvor von 
dem Berfaufsvorrath ausgeſchieden wird, und nur das fofort 
noch Übrige zur Berfteigerung kommt, fo find 

1) die einzelnen Fälle, in welchen folder, außer den zu den 


a) 


früher gedachten Verwendungen gehörigen, je unter beſonde— 
ren Bedingungen geftattet ift, zufolge der wegen hiedurch 
veranlaßter Misbräuche nenerlih angeoxdneten Aufhes 
bung ver früher unter gewiffen Vorausfegungen allge: 
meinen geftatteten Abgabe von Baus, fowie von Groß— 
und Kleinnugholz im Revierpreis !), nur noch folgende: 
Gemeinden, welchen ed an eigenen Waldungen oder an 
näherer Gelegenheit zur Beholzung fehlt, wird auf ihren 
Wunſch aus benachbarten Staatswaldungen Brennholz 
zur Bertheilung unter ihre unbemittelten Angehörigen im 
Ganzen, gegen Zahlungshaftung der Gemeindepflege, in 
dem Fall zum Revierpreid abgegeben, wenn das Er 
zeugniß von jenen zur Befriedigung der ganzen For: 
derung hinreicht, und es findet diefe Abgabe unter 
legterer Bedingung aud an foldye Gemeinden ftatt, deren 
Angehörige zu einem Brennholzbezuge beredhtigt find, 
infoweit diefer den Unbemittelten nicht zu gut kommt, 
oder für diefelben nicht hinreicht. Hiebei wird denjenigen 
Gemeinden, welche das Holz zur Abgabe für den Winter 
magaziniren, ganz allgemein Borgfrift bis zum Quartals 
termin Georgii (23. April) des nädjften Jahres, Ges 
meinden aber, welche es aus forftpolizeilihen Rüdfichten 
befonders verdienen, ausnahmsweiſe fogar noch weitere 
Unterftügung gewährt, worüber jedoch im einzelnen Fall 
befonderer Beriht an das Minifterium zu erftatten ift. 
Die Gemeindebehörden, welde zu dem bemerften Zwed 


1) Berf. der OER., Abtheil. f. $., vom 28. Febr. 1853, Monats: 


ſchrift ©, 73. 
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eine Holzabgabe erlangen wollen, haben dem Forftamt 
zeitig ein Verzeihniß ihrer unbemittelten Angehörigen 
und des Holzbevarfes für biefelben vorzulegen, weldes 
fofort von jenem in Gemeinfhaft mit dem Förfter zu 
prüfen, und wo ed nöthig erfcheint, zu ermäßigen ift. 
Auch find die Gemeinden verpflichtet, lediglich die ihnen 
angefegten Preife einzuziehen, und nur dann berechtigt, 
felbftbeftimmte Preife zu fordern, wenn fie das Holz aus 
den Magazinen abgeben. Dem Forftperfonal ift übers 
dieß noch zur Pflicht gemadt, Unordnungen und Beguͤn— 
ftigungen, welde ihm in Beziehung auf die BVertheilung 
des Holzes befannt werben, zur Kenntniß des Forftam- 
tes zu bringen, welches fofort das Oberamt zur Abftellung 
und Rüge zu veranlaffen, und überdieß zu erwägen hat, 
ob die Abgabe wegen dieſes Misbrauches nicht zu er- 
mäßigen oder ganz abzuftellen wäre). 

Theils im Intereffe der Forftverwaltung-, theild in dem 
ber ärmeren Claſſen ift Stod- over Stumpen-, und 
Wurzelholz, ſowie geringeres Reifig, deſſen Aufbereitung 
auf Staatsrehnung nicht angemeffen erfcheint, und die 
Nadelftren nad) Ausnugung der Prügel zu verhältniß- 
mäßigen feften Preiſen zum Verkauf zu bringen. Ins 
befonvere ift das Stodholz, felbft im Fall ver Zuläffigfeit 
feiner Benügung für Eifenwerfe, an ärmere Staasan— 
gehörige, weldye es jelbit aufarbeiten wollen, nıit Aus» 
ſchluß habitnirter Holzfrevler, und anderer dem Walde 
gefährlihen Leute, ſowie vornehmlid in dem Fall abzus 
geben, wenn die Gemeindebehörden die Abgabe für ihre 
ärmeren Angehörige wünſchen; nur infoweit es für 
diefen Zwed, und diefem untergeorpnet zum Verfohlen für 
Hüttenwerfe nicht verwendet werben fann, ift ed an andere 


1) O. a. Borfchr, yom Novbr. 1850, 3. 1, lit, co, und 8. 2, 
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Abnehmer, und zwar, foweit e8 in diefer Weiſe abgeht, 
aud) zu feiten Preifen, im Uebrigen aber im Aufftreich zu 
verfaufen. Dabei ift der Preis, unter Zugrundlegung des 
Scheiterholzpreiſes, mehrfach zu ermäßigen: zunächſt ift 
von lezterem für die Aufarbeitung je nad) der Holzgattung, 
Höhe, und Befchaffenheit der Stöcke das anderthalb bie 
dreifache des Scheiterholzmacherlohns, von dem Ueber: 
refte fodann wegen der minderen Güte ded Holzes oder 
der etwaigen Anbrüdigfeit und Fäulniß der Etöde je 
nad Umftänden wiederum ein Biertheil oder die Hälfte, 
und von dem Uebrigen wegen der Unmöglichfeit, das 
Stumpenholz fo dicht wie Scheiterholz zu fegen, noch ein 
Viertheil oder die Hälfte, im Ganzen alfo beiläufig drei 
Biertheile des Scheiterholgpreifed in Abzug zu bringen. 
Außerdem bleibt noch ganz geringes dem Diebftahl aus— 
geſetztes Scheidholzerzeugniß, fowie von Frevlern gefälltes 
Holz dem Berfauf im. Revierpreife vorbehalten, und 
zwar einfach durch denjenigen Forſtdiener, der daßfelbe 
antrifft, unter Zuziehung einer Urfundsperfon, und gegen 
fihere Zahlung !). 

c) Endlich Fann, im Interefje eines den allgemeinen Zwecken 
entſprechenden Abſatzes, ausnahmsweiſe ſowohl Bauholz, 
als auch Groß- und Kleinnutzholz eines Theils in dem 
Fall, wenn ein Staatsangehöriger desſelben unaufſchieb— 
lich bedarf, und entweder ſolches ſich unter dem Schlag— 
material nicht befindet, oder die Holzverſteigerung erſt 
ſpäter eintritt, oder ſchon vorüber iſt, andern Theils in 
dem Fall, wenn im Einzelnen eine örtliche Nachfrage 
nicht beſteht, und deshalb im Wege der Verſteigerung 
ein Abſatz nicht zu erwarten iſt, gleichwohl aber ein eins 


1) DO. a. Vorſchr. vom Novbr. 1850, 3. 1, lit. f, 5, 12; — 
Verf. des Fin.Min, vom 9. Febr. 1826. 
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zelner Kaufliebhaber für Portionen von Belang fidy zeigt, 
im Revier- oder einem befonders beftimmten Preis ab— 
gegeben, und hiezu von der höheren Forſtbehörde nicht 
allein für ven einzelnen Fall, fondern auch nah Ums 
ftänden für gewiffe Sortimente allgemein und für läns 
gere Zeit Ermächtigung ertheilt werben "). 

2) Behufs ver Feftftellung der Revierpreife, welche dem bei 
dem freien öffentlihen Aufftreihsverfauf zu erwartenden 
Erlös möglichſt entſprechen follen, find, abgefehen von 
dem ebengedachten Ansnahmsfall, Anträge durd die Forft- 
ämter für die einzelnen angehörigen Reviere, anf den 
Grund des Holzverkaufs-Ergebniſſes des lezten Jahres, 
und zugleich mit geeigneter Rüdjiht auf alle diejenigen 
Berhältniffe und Erfcheinungen, welde nad) Wahrſchein— 
lichfeit im nächſtkommenden Jahre auf den Holzhandels: 
Verkehr, und die Holzpreife, insbefondere auf ein Steigen 
derfelben einwirfen werden, nad vorgängiger reiflicher 
Erwägung mit den fänmtlichen Revierförftern des Forft- 
amtsbezirfe8 in gemeinſchaftlichem Zufammentritt am 
Forftamtsfig, bei der höheren Forftbehörde zu ftellen, und 
von diefer fofort definitive Anordnungen zu treffen, und 
zwar bei dem Slafterholz und Reifig zu Vermeidung von 
Bruchkreuzern in der Art, daß fie ſich mit der Zahl vier 
theilen lafjen ?). 

3) Hinfihtlih der Bedingungen beim Verkauf zu Revier; 
preifen fteht, neben den obengedachten allgemeinen Bers 
faufsbedingungen, nur noch das Eine befonders feft, 


1) D. a. Vorſchr. vom Nov. 1850, 3. 4; o. a. Berf. der D.E.R., 
Abth. f. F., vom Febr. 1853. 

2) D. a. Vorſchr. vom Novbr. 1850, 3. 6; Erl. der O. F. K., Abth. 
f. 8, vom 21. Octbr. 1856, Monatejhr. ©. 313. Früher waren die 
Mevierpreife je für das nächte Jahr nah dem Durchſchnitt der legten 
drei Jahre zu reguliren, wobei ſich aber manche Unzuträglichfeiten ergaben. 
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daß die Schulvigfeit von dem Käufer oder Erwerber 
innerhalb acht Tagen nad der Anmeifung an das be- 
treffende Gameralamt in deffen Amtsfig vollftändig baar 
zu bezahlen ift. Nur denjenigen Gemeinden, welche das 
für ihre unbemittelten Angehörigen aus Staatswalduns 
gen empfangene Brennholz in Magazine bringen, um fols 
ches während der fälteren Jahreszeit an die Bedürftigeren 
abzugeben, fann auf Berlangen der Geldbetrag dieſes 
Holzes gegen fortdauernde Zahlungshaftung der Gemeinde: 
pflege bis zum Ende des Kalenderjahres von dem Forfts 
amt angeborgt, und die Abfuhr des Holzes fofort geftattet 
werden. Auch Fann von der höheren Behörde für in 
Folge eines Brandes oder eines andern Unglüdes aus— 
nahmsweife an Staatsangehörige abgegebenes Bauholz 
je nad) der befonderen Befchaffenheit ver Umftände nad 
Beibringung hinreichender Bürgihaft Borgfrift ertheilt 
werben, wenn jene in wirflicher Bebrängniß ſich befinden. 
Den Empfängern von Holzabgaben im Revierpreis ift 
jeden Falls zu ihrer Legitimation ein Schein mit Be: 
zeichnung der Gelvfchuldigfeit und der Abfuhrzeit auszu— 
ſtellen. Das wegen Nichtbezahlung zurüdfallende Holz 
ift alsbald, unter Vollziehung der dießfallfigen Anſprüche 
an den früheren Käufer, und unter Ausfchluß desſelben 
hievon, zum Aufftreichsverfauf zu bringen "). 

IT. Der Berkauf im Aufftreich, welcher bei dem ganzen 
über Abzug der bisher erwähnten Verwendung zur Verfügung 
bleibenden Hole, und namentlih aud bei dem Sceivholze, 
mit der vorgedadhten Ausnahme (IM. 1, b), in Anwendung 
fommt, ift zu Sicherung angemefjener Ergebniffe im Wefent- 
lichen folgendermaßen zu behandeln: 


1) D. a. Berf. des Fin. Min. vom Octbr. 1850, 3. 3,5, 7; 0. a. 
Vorſchr. vom Nov. 1850, 3. 22, 23, 


1) 


2) 
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Derfelbe ift von dem Forftamt alsbald nad) der Schlag: 
aufnahme im Frühjahr möglihft fortlaufend, jedoch fo, 
daß nicht mehrere Aufftreiche, welche einander ftören fünn- 
ten, auf einen Tag fallen, und deshalb nad zuvor her- 
geftelltem Einverftändniß mit den benachbarten Forftäms 
tern, jowie unter Rüdfprade mit den betreffenden 
Gameralämtern zu veranftalten, auch unter Bezeichnung 
des den Verfammlungspunft bildenden Schlages hin: 
länglidy befannt madyen "). | 

Die Verkaufsverhandlung felbft ift durch den Revierförfter 
und den Buchhalter des betreffenden Gameralamtes, unter 
der Protofollführung des lezteren, und der Controle von 
diefer durch den Revierförfter mittelft Gegenbemerfung des 
Erlöfes in den Aufnahmsregiftern, unmittelbar auf dem 
Holzfchlag oder fo in der Nähe desfelben vorzunehmen, 
daß der Gegenftand des Verkaufes von den Kaufsliebs 
habern beaugenfcheinigt werden kann; nur in außeror 
dentlihen Fällen, wenn wegen : eingetretener beſonders 
fchledter Witterung der Verkauf im Freien nit thunlich 
ift, darf die Verfaufsverhandlung im Rathhaus oder in 
deffen Ermanglung in einem Wirthshaus des nächſtge— 
legenen Ortes vorgenommen werden, ed muß jedoch ald- 
dann diefer Verhandlung eine wirkliche Befiditigung des 
Holzes vorangehen. Iſt der Buchhalter wegen größerer 
Anzahl oder Ausdehnung der Reviere nit im Etande, 
die Verkäufe zeitig zu beforgen, oder überhaupt verhindert, 
penfelben anzuwohnen, jo fol für ihn ein anderer 
taugliher Mann aufgeftelt, und befonderd in Pflicht 
genommen werden. Grreicht jedoch das Preisangebot des 
Verfaufsgegenftandes nit die Eumme von hundert 
Gulden, oder find nur folde Scheidholz-Erzeugniße zu 


1) O. a. Borfchr. vom Nov. 1850, 3. 7, 10, 


3 


— 
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verfaufen, welche an einem Verkaufstag den ebengedach— 
ten Betrag nicht überfteigen, fo bleibt die Vornahme des 
Berfaufes dem Revierförfter allein, unter Zuziehung des 
Forſtſchutzdieners, und unter Vorbehalt der forftamtlichen 
Genehmigung, welde hiezu jeden Falls innerhalb ver 
nädjften drei Tage einzuholen ift, überlaffen ). 

Alles zum Aufftreich beſtimmte Holz ift je nad den ört- 
lihen Verhältniffen in kleineren Partieen, das Brennholz 
bis auf ein Klafter herab, zur Verfteigerung zu bringen. 
Handelsholz, wie Floßholz, Sägflöge u. f. w., kann jedoch 
bei größerem Belang, namentli in den Schwarzwald: 
forften, den von dem Oberförfter bei dem Abftih zu 
treffenden Beftimmungen gemäß, in größeren PBartieen 
von zwanzig bis fünfig Stüden verfauft werben ®); 
indefjen ift für diefen Fall, fowie für den Verkauf 
von Eichenftämmen, und von Eichenrinde, zu Eicherftels 
lung des Forſtintereſſe gegen die hier häufig ſich bilven- 
den Complotte der Concurrenten, oder gegen fonftige 
ungünftige Einwirfungen, und eintretenden Balls fogar 
für das Brennholz in gleiher Rüdficht eine ganz eigens 
thümliche Behandlung ald Ausnahme in der nahbemerften 
Weiſe vorbehalten. 

Als Angebot für die Aufftreichsverfäufe ift der im betref- 
fenden Jahre feftgefegte Revierpreis zu Grunde zu legen. 
Die Auffchläge bei dem Aufftreidh dürfen aber nicht we— 
niger als ſechs Kreuzer betragen, und fünnen von dem 
Forſtamte für beträcdhtlichere Holzquantitäten zu Abkür— 
zung der Verfteigerung nody angemefjen erhöht werben, 
Wird fofort bei dem Aufftreich felbft der Nevierpreis ers 
reiht oder überfchritten, fo ift die Verkaufscommiſſion 





1) DO. a. Vorſchr. vom Nov. 1850, 8. 11—13, 16. 
2) Ebendaſ. 3. 14. 
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befugt, den Kauf fogleih zu genehmigen; auch darf 
dieß dann gefchehen, wenn der Revierpreis eines Vers 
faufögegenftanded weniger ald hundert Gulden beträgt, 
und von dieſem Betrage vier Bünftheile erreicht worden 
find, vorausgefegt daß die Commiſſion fih von einer 
Verkauf: Wiederholung feinen bejjern Erfolg verfpricht, 
oder überhaupt feinen andern günftigeren Abſatzweg zu 
finden hofft. Ift aber die Verfaufscommiffton bei dem 
vorbemerften niedrigeren Erlöfe über die Zuläffigfeit der 
Verfaufs:Genehmigung nicht einig, over find von einem 
Revierpreid von weniger ald hundegt Gulden vier Fünf: 
theile desfelben nicht erlöst worden, fo ift im erſten Fall, 
wenn weniger als vier Fünftheile erlöft worden find, vie 
Entſcheidung des Forftamtes hierüber einzuholen, und von 
dieſem ſolche nad) pflihtmäßiger Erwägung zu ertheilen, je 
nad) Umftänden aud) fonftige geeignete Anordnung, wie etiva 
die eines neuen Verkaufsverſuches, zu treffen, für ſolche 
Berkaufsgegenftände dagegen, deren Nevierpreis hundert 
Gulden und darüber beträgt, und aus welchen weniger 
ald vier Fünftheile desfelben erlöst worden, von dem 
Forftamt entweder fogleidh ein nochmaliger WVerfaufsvers 
ſuch anzuordnen, oder wenn hievon Fein befjerer Erfolg 
zu erwarten wäre, gutächtliher Bericht an die höhere 
Behörde ‘zu erftatten. Ergiebt ſich endlich, daß bei einer 
Verfteigerung wirkliche Verabredungen unter den Kauf: 
liebhabern ftattgefunden haben, wodurch der außerdem zu 
erreichen gewejene höhere Preis herabgedrüdt wurbe, fo 
fol einer ſolchen Benadtheiligung mit allen dienlichen 
Mitteln entgegengetreten, namentlich von der Nichtgeneh- 
migung des Verkaufes Gebrauch gemacht, oder wenigfteng 
die Genehmigung vorbehalten," aud) in Fällen von einigem 
Belang auf den Antrag des Forftamtes zu fonftigen ges 
eigneten Gegenmaasregeln, wie einer Wiederholung des 
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Aufftreichöverfaufes, einer anderweitigen Verfügung über 
den Berfaufsgegenftand, oder einem Verkauf unter ber 
Hand, foferne hiedurch höhere als die gebotenen Preife 
zu erzielen wären, mit höherer Genehmigung gefchritten 
werde. Denjenigen Käufern, welchen das erfteigerte Holz 
feinem Preisverhältniß zufolge von ver Verfaufscommiifton 
fogleich zugefhlagen wird, ift durch den Cameralamtsbuch— 
halter, und wenn die Verfteigerung durch den Revier- 
förfter allein vorgenommen wird, durch dieſen fogleich 
ein die Numer von jenem enthaltender Looszettel unter 
Beifegung des Eteigerumgspreifes ausauftellen; dagegen 
ift diefer von denjenigen Verkäufen, welche auf höhere 
Genehmigung ausgejegt werten, dem Käufer erft nad 
deren Genehmigung durd den Revierförfter einzuhändigen, 
und ed find daher legterem vie betreffenden Zettel zu 
dem Ende von dem Gameralamt zuzuftellen . 

5) Hinfichtlih der bejonderen Beringungen des Aufftreiche- 
verfaufes fteht im Allgemeinen, außer den nachbemerften 
weiteren für den Verfauf von Nadel- und Eichenholz— 
ftämmen, fowie von Eichenrinde, im Allgemeinen nur 
eines Theild feft, daß, wenn der Zufchlag bei dem Ver: 
fauf erfolgt, der Eteigerungspreis entiveder am Verkaufs; 
tage an einem zuvor zu beftimmenden Orte im Wale 
ſelbſt, oder wo die Dertlichfeit es geftattet, nach ber 
Verfaufsverhandlung in einem nahe gelegenen Orte dem 
Buchhalter, oder innerhalb ſechs Tagen nad dem Verfauf 
dem Sameralamt in defjen Amtsfige gegen Beſcheinigung 
auf dem Looszettel vollftändig baar zu bezahlen ift, ans 
dern Theild, daß, wenn der Zufhlag auf höhere Geneh— 
migung audgefegt wird, der Legtbietende für fein Gebot 


1) D. a. Vorſchr. vom Novbr. 1850, 3. 15, 17, 18, 21; o. a. Erl. 
der DER, Abth. f. F., vom 21. CH. 1856. 


6) 


vom 
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vierzehn Tage lang verbindlich bleibt, nad Ertheilung 
jener aber fofort der Geldbetrag innerhalb ver vorbes 
merften, hier vom Tage der Genehmigungs-Eröffnung an 
laufenden Frift vollftändig an das Cameralamt zu bes 
zahlen ift. Indeſſen ift in erfterer Beziehung noch feſt— 
gefegt, daß, wenn ein Käufer an einem Berfanfdtage 
in einem oder mehreren Poſten fünfhundert Gulden oder 
darüber ſchuldig wird, die Zahlungsfrift auf defjen An- 
ſuchen von dem Forſtamt über ſechs Tage und bis zu 
vier Wochen erftredt, das Holz aber ſodann auch vor 
geleifteter Zahlung nicht abgeführt werden darf). 

Fällt verfteigertes Holz wegen Nichtbezahlung desſel— 
ben binnen ber feftgefegten Frift zurüd, fo fann ed von dem 
Gameralamt, beziehungsweife dem Förſter zu dem vollen 
früheren Steigerungspreis, der genehmigt war, an andere 
Kaufsliebhaber überlafjen werden; außerdem ift es, unter 
Vollziehung der dießfallfigen Anfprücde an den früheren 
Käufer auf's Neue zum Aufftreihsverfauf zu bringen 2). 
Die oben angebeuteten Abweichungen von ben bisher 
gedachten allgemeinen Nerfaufsnormen, wie fie bei dem 
Verkauf von Navelholzftämmen, von Eichenftänmen, und 
von Eichenrinde ftattfinden, find im Weſentlichen folgende: 


— 


1) D. a. Verf. des Fin.Min. vom Oct. 1850, 3. 1, 2; o. a. Vorſchr. 
Novbr. 1850, 3. 19, 20, Beil. Form. Nr. 5. Früher wurde ı 


nur ein Aufgeld von dem Aufftreihs:Kauffdilling erhoben, das von der 
erften Anordnung der Aufftreicheverfäufe im Jahr 1836 bis zum Jahr 
1845 nur auf fünf Proc. feftgefegt war, und fofort zufolge einer Min.s 
Verf. vom 29. Detbr. 1845 nur auf zwanzig, und einer weiteren vom 
6. Febr. 1849 auf fünfzig Procent ſich erhöhte, der übrige Theil des 
Kauffhillings aber gegen Sicherheitsleiſtung angeborgt; dieſe theilweife 
Anborgung hatte indefjen nicht allein finanzielle Nachtheile, fondern aud, 
wegen der hiedurch außer Verhaͤltniß zum wirklichen Bedarf herbeigeführten 
Preisfleigerung, volkswirthſchaftliche Mißſtände im Gefolge. S. V. d. 8. 

d. A. von 1851/5, Ir Beil. Vd., S. 249. 


2) O. a. Vorſcht. vom Novbr. 1850, 8. 23, 
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a) Die in größeren Partieen (Xoofen) zum Verkauf fommen- 
den Nabelholzftimme find hiezu in der Art noch auf dem 
Stocke zu bringen, daß die Fällung des Holzes zwar 
alsbald, nachdem der Verfauf perfekt geworben, erfolgen 
fann, bei diefem aber dennoch die Zeit, bis zu weldyer 
das Holz zur Uebergabe an den Käufer fertig jein wird, 
nur ungefähr und ohne einen Redtsanfprud der Käufer 
auf Einhaltung dieſer Frift, alfo nur mit Zuficherung 
möglichſt baldigen Beginnend der Aufbereitung, anzu— 
geben if. Der Zufchlag foll in dem Fall unmittelbar 
nad dem Verkauf erfolgen, wenn ein Preis erzielt wird, 
welcher der Berfaufscommiffion annehmbar erfcheint, und 
gewiß genehmigt werden darf. Nach erfolgtem Zuſchlag 
haben die Käufer auf Verlangen noch wegen des Min- 
bererlöfes bei etwa nöthig werdendem Wiederverfauf oder 
wegen anderer Anjprüde der Finanzverwaltung Eicherheit 
zu leiften. Die Fällung ift ſodann nad) eigens hiefür feſtge— 
jegten Vorſchriften unter der Leitung und auf Rechnung der 
Horftverwaltung, alfo ohne alle Einmiſchung der Käufer, 
vorzunehmen, jedod unter dem Vorbehalt, daß mit forft- 
amtlicher Genehmigung auf ven Wunfc der Käufer für 
deren etwaige befondere Zwede Abweichungen hievon zu: 
gegeben werben können, foferne diefelben zu Bezahlung 
des vollen Steigerungspreifes der betreffenden normalen 
Eortimente ſich verbindlid mahen. Gegen Abweichungen 
des wirflihen Ecdjlagergebnifjed der vor dem Verkauf 
ausgezeichneten Stämme hinfihtlih der Zahl, Staͤrke, 
und des Meßgehaltes gegenüber von dem Ausgebot fteht 
ven Käufern eine Einwendung, beziehungsweije ein Ent— 
Shädigungs-Anfprud) nicht zu, und ebenfowenig dann, wenn 
während des Hiebes einzelne dazu ausgezeichnete Etämme 
aus wirthſchaftlichen Gründen übergehalten werden müffen, 
und dagegen, wie alödann gejhehen ſoll, eben jo viele 
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andere Stämme von möglichft gleicher Beihaffenheit fub- 
ftituirt werben; und anderer Seits find fie verbunden, 
einen etwaigen Mehranfall von Etämmen in einem Loos 
nad) der Numerfolge der Stämme bis zu zehen Procent 
der im Berfaufsprotofoll genannten Stammzahl für den 
Steigerungspreis anzunehmen.  Behlerhaftes Holz ift 
übrigens der Käufer nicht verbunden anzunehmen, ohne 
jedoch deshalb dafür andered anjprechen zu können; es 
wird indeffen von der Forftverwaltung für Fehler nur in; 
ſoweit Gewähr geleiftet, und fomit Nachlaß am Kaufſchil— 
ling zugeftanven, als ſolche bis zur Uebernahme durch den 
Käufer zum Vorſchein fommen, und es ift deshalb vie: 
ſem nad der Aufbereitung und Uebernahme von Eeite 
des Revierförfterd durch Lesteren ein Termin hiezu unter 
dem Präjudiz zu ftelen, daß ihm bei deſſen Verſäumung 
eine Einrede gegen die Berechnung der Holzgeldſchuldig— 
Feit nicht mehr zuftehe, und etwaige Einreden hiegegen ſchon 
im Berlauf der nächſtfolgenden drei Tage ſchriftlich zur 
endgültigen Entfheidung durch das Forftamt anzubringen 
feien '). | | | 

Das Eihenftammholz ift je in der zum Berfauf gün- 
ftigften Zeit, mit Rüdfiht auf die dießfallſigen verſchie— 
denen Wünjche der Gerber und Holzhändler, einzeln auf 
dem Stock nach dem kubiſchen Inhalt, und in der Art 
zum Verkauf zu bringen, daß von der Forftverwaltung 
hiebei auch nur für diejenigen Sehler, welche bei ver 
Fällung Schon fihtbar find, gehaftet, und leztere erft 
nad dem Zufchlag auf Rechnung und nad) der Weifung 
der Forftverwaltung vorgenommen wird, aud dieſer 
hiebei, neben den faulen Stämmen, das Aft- und Gipfel: 


-b 


— 


1) Erl. der O. F.K. Abthl. f. F., vom 11. Oetbr. 1854, PMon.: 
Schr. ©. 305 fi. ; 


Hoffmann, Binanzredt. 1. 21 
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holz, fowie die Stumpen vorbehalten bleiben, bie 
Käufer ihrer Seits aber erft nad Bezahlung des Kauf- 
ihillings die gefauften Etämme beſchlagen dürfen N). 

Die Eichenrinde ift vor dem Holzſchlag nad) einer Abs 
Ihägung am Stod, auf den Grund einer von dem Re 
vierförfter zu Anfang des Jahre bei dem Forftamte zu 
erftattenden Anzeige über das zu erwartende Rinde-Er- 
zeugniß, durd jenes von fämmtlihen Revieren des 
Bezirkes an feinem Sige zum Verkaufe zif bringen, und 
zwar die Grobrinde nad Klaftern, die Glanzrinde nad) 
Buͤſcheln, deren ſechsunddreißig auf ein Klafter gerechnet 
werben, je unter Zugrundlegung eined Revierpreifes ale 
Ausgebot, welden die Forftämter je nah den örtlichen 
Verhältniffen, unter Berüdfihtigung des Preiſes des 
Eichenholzes, und nad der Qualität der zur Nutzung 
fommenden Rinde, in den jährlichen Holzpreisliften vor: 
zufchlagen haben, ver aber ohne Genehmigung des Mi— 
nifteriums in feinem Falle unter ven Revierpreis der 
eihenen Echeiter einfchließlich des Hauerlohnes geftellt 
werben darf. Wird dieſes Ausgebot bei dem Aufſtreich 
erreicht, fo Fann das Forftamt den Verkauf fogleich ges 
nehmigen ; im andern Fall hat das Echälen in der Regel 
zu unterbfeiben, und das Forftamt weiter zu erwägen, 
ob der Hieb des betreffenden Eichenholges außer ber 
Saftzeit vorgenommen, oder für das folgende Jahr zu: 
rücgeftelt, und ver Ausfall auf andere Weife gebedt 
werden fol. Das Schälen, Trodnen, und Aufbinden 
oder Aufflaftern der Rinde hat auf Rechnung und 
Gefahr der Käufer zu erfolgen. Der Erlös darf unter 
genügender GSicherftellung bis nad dem Abjtih ans 


€ 


— 


— — 


1) Ungedr. Erl. der O. F. K., Abthl. f. F., vom 10. Novbr. 1854, 
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geborgt, muß aber vor Abfuhr der Rinde baar erlegt 
werben !). 

7) Nach Beendigung der jährlichen Aufftreichverfäufe ift von 
jedem Forftamte ein vom Cameralamt zu fertigendes 
Verzeichniß der Aufftreihsfoften an die höhere Forftbehörde 
einzufenden 2). Im lezterer Beziehung ift indeffen ven 
Forft: und Cameralbeamten dringend empfohlen, in jeder 
geeigneten Weife, insbefondere durch vollftändige Vers 
wendung der zu Verkaufsverhandlungen anberaumten 
Tage zu diefen, ſowie durch Vermeidung jedes Mißver— 
hältnifjes in ven GeldsTransportfoften, Botenlöhnen, 
Ausruferlöhnen und Befanntmachungsfoften, auf ange- 
mefjene Beichränfung der Holzverfaufs - Koften Hinzus 
wirfen 3). 


$. 102. 


ccc) Finanzielle Benügung der Mebennugungen. 

Bon den verfchiedenen Arten der Verwendung der Yorfts 
nugungen findet bei den Nebennugungen 

I. die zur Befriedigung von Berechtigungs - Anfprücden 
vornemlich ftatt hinfichtlic der Maft, der Walpftreu, Gräferei, 
und Weide. Auch in Beziehung auf diefe Anſprüche gilt zwar 
im Allgemeinen der Grundſatz, daß die Befriedigung berfelben 
auf feine Weiſe rechtöwidrig erfchwert oder befchränft werben 
ſolle ); jedody find hiebei immerhin diejenigen Beichränfungen 


— — — — — 


1) Erl. ver O.F.K., Abihl. f. F, vom 25. Febr. 1851, Monaiſchr. 
S. 65, und vom 8. Novbr. 1853, daf. S. 529; ungedr. Verf. des Fin.⸗ 
Min. von demſ. Dat. 

2) D. a. Vorſchr. vom Novbr. 1850, 8. 26; Erl. der O.F. K., 
Abthl. f. F., vom 23. Juni 1851, Monatſchr. S. 156. 

3) Erl. der O.F. K., Abthl. f. F, vom 6. April 1852, Monaiſchr. 
S. 106. 

4) O. a. Beilage zum Berf.Entwurf vom I. 1817, a. o. a. O.; 

o. a. BD. vom Juni 1818, $. 19; Berf. des Fin.Min vom 28. Febr. 
1831, Samml. der Cam. Geſ. I, ©. 626. 
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zu handhaben, welde die Holzzucht fordert, und es ſoll des- 
halb aud) in dem Falle, wenn Geredytfame von der Art find, 
daß die erfte und Haupt-Beftimmung der Etaatswaldungen 
barunter leiden müßte, mit den Berechtigten womöglich eine 
Uebereinfunft über die erforderliche Einſchränkung derſelben 
abgefchlofjen werben, woferne nicht eine völlige Ablöfung zu 
Stande zu bringen ift !). Behufs der entfprechenden Aus— 
übung dieſer Berechtigungen bedarf e8 befonverer Erlaubnißs 
fcheine, welche von den betreffenden Revierförftern, den bei 
dem Forftamt im Frühjahr (15. März) hiezu einzuholenden 
Weiſungen gemäß, auszuftellen, und von welden die Forſt— 
ſchutzdiener in Kenntniß zu fegen find; auch ift folde von 
den Revierförftern und Forftfhugdienern immer noch gehörig 
zu überwachen ?). 

II. Zur Befriedigung von Staatsbebürfniffen dienen, je 
gegen befondere Vergütung an die Forftfaffe, und unter den 
zu Sicherung des fonftigen Forft-Intereffe erforderlichen weis. 
teren Bedingungen, vornemlich nur folgende Nebennugungen: 

1) Zu Beilhaffung des für die StaatöftraßensUnterhaltung 
erforderlihen Materiald dürfen die hiezu in den Staates 
waldungen fih findenden tauglihen Steinbrüdhe und 

Kieögruben in folgender Weife benügt werden: Der bes 

treffende Straßenbau-Infpektor hat zu dem Ende zunächſt 

dem Forftamte Anzeige hievon mit Bezeichnung des erforder: 
lichen Slächenraumes zu machen. Sofort ift lezterer in 

Gegenwart des Forſt- und des Etraßenbaubeamten zu 

vermeffen, und zu verfteinen, und das darauf befindliche 

Holz für die Forftcafje zu verwerthen. Die eigentliche 

Entſchädigung der lezteren befteht aber in einer für den 

Pag die Zeit feiner Benügung über zu entrichtenden 

1) ©. a. Dienft:Inftr. f. OF, 9 35; 0. a. Verf. des Fin. 


Min. vom 28. Febr. 1831. 
2) D. a. Dienſt.-Inſtr. f. F., $. 13. 
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jährlichen Abgabe von einem Gulden und dreißig Kreu— 
zern, und in einer bei dem Aufhören jener für die etwa 
nöthige weitere Ausfülung des Platzes, fowie für vie 
Wiederanpflanzung überhaupt abzutragenden Averfalfumme 
von fünfzehn Gulden vom Morgen; außerdem ift der Ac⸗ 
cordant der Materiallieferung für jede muthwillige Bes 
Ihädigung des Waldes verantwortlih, und folde Leute, 
weldhe als Waldfrevler berüdfichtigt find, bleiben von 
dem Lieferungs-Accord ganz ausgeſchloſſen; auch dürfen 
in den Steinbrüdhen nicht blos die oberen Steine her 
ausgenommen, fondern es müſſen jene bi8 auf den 
Grund, oder eine folhe Tiefe, welde die Straßenbau- 
Inspektion als angemefjen erkennt, ausgebrochen, und 
der ausgebrochene Plag mit Abraum, foweit folder zus 
reiht, wieder gehörig ausgefüllt werden ). 

In gleicher Weife ift diefe Nutzung für die Zwecke 
der Hüttenwerfe zuläfftg ®). 

2) Erzgruben, welche fih in den Staatswaldungen finden, 
dürfen von den Hüttenverwaltungen des Staats nad) 
Beduͤrfniß benügt werden, und es ift fogar den Forft- 
behörden die Erleichterung und Begünftigung dieſer 
Nutzung befonders zur Pflicht gemadt. Zu dem Ende 
find jene Verwaltungen zunächſt befugt, ohne befonvere 
Erlaubniß in ven Staatöwaldungen nad Erzen zu fuchen, 
und zu fhürfen, und hiebei nur verpflichtet, die zum Auf: 
ſuchen und zum Schürfen beftimmten Berfonen mit bes 
ſonderen Erlaubnißfcheinen zu verfehen, denſelben jede 
unnöthige Waldbefhädigung zu unterfagen, und wenn 
fie fi dennod eine foldhe zu Schulden fommen laffen, 


1) Berf. des Fin.Min. vom 21. April 1835, Samml. d. Gam.- 
Geſ. U, S 750. 

2) Berf. des Fin.Min, vom 4. April 1843, Samml, d. Gam,s 
Geſ. II, ©. 984, 
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den Erlaubnißfchein wieder abzunehmen. Sol ſodann 
wirflih ein Grubenbau in Staatswaldungen eröffnet 
werben, fo bevarf ed zuvörderſt einer befonveren dieß— 
fallfigen Anzeige der Hüttenverwaltung bei dem Forftamt, 
worauf erft das auf dem hiezu beftimmten Felde ftehende 
Holz ſoweit nöthig zn fällen ift. Für den durch ven 
Grubenbau entgehenden Walvertrag aber hat die Hütten; 
cafe ter Forſtcaſſe, folange jener dauert, vom Morgen 
jährlih einen Gulden und dreißig Kreuzer, und wenn 
die Grube ohne Wiederanwuhs des Feldes mit Holz 
verlaffen wird, eine Averfalfumme von fünfzehn Gulden 
für die von der Forftverwaltung zu beſorgende Wieder: 
anpflanzung abzutragen; auch müſſen new ausgebaute 
Gruben, ehe fie verlaffen werben, foweit dad Material 
zureicht, oder foweit diefelben wieder mit Holz anwachſen 
fönnen, und Gefahr hiedurch befeitigt wird, auf Koften 
der Hüttenverwaltung ausgefüllt werden; außervem ift 
den Hüttenverwaltungen zur Pflicht gemacht, Waldbe— 
ſchädigungen durch Schürfer und Bergleute durd) ftrenges 
Verfahren gegen Schuldige foviel möglich zu verhüten "). 
II. Die Veräußerung von Nebennugungen ift, foweit 
jolhe in der früher gedachten Unterorbnung unter die Haupt- 
nugungen überhaupt in den einzelnen Revieren vorkommen, 
und daher gewöhnlich mit Ausfhluß der nur zufolge einer 
Berechtigung zuzulaſſenden Weidenugungen , in mehrfad) 
verſchiedener Weife, theils zu feftbeftimmten Preiſen, theils 
auf den Grund eines Aufitreihd zu bewerffteligen, hin» 
fihtlih ihrer Ergebniffe aber, bei ver häufig geringen Bes 
deutung derfelben, ganz allgemein nur infoweit, als der Erlös 
mehr ald zwanzig Gulden beträgt, höherer, und außerdem 


1) Verf, des Fin. Min, vom 22. Mai 1833, Samml. d, Gam.Gef. II, 
S. 6%, 
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nur forftamtliher Genehmigung unterworfen ), unter ber 
weiteren Beftimmung, daß der Erlös ver Regel nad, und 
woferne nicht aus rechtlichen oder thatſächlichen Gründen eine 
Ausnahme eintreten muß, unter Anderem z. DB. eine andere 
Zahlungszeit durch befondere Nechtstitel begründet ift, oder 
vor dem Vollzug des Bezuges der Betrag der Schuldigkeit 
nicht beftimmt werden könnte, auch ſodann für bie richtige 
Zahlung zur beftimmten Verfallgeit Sicherheit durch Bürgfchaft 
binnen acht Tagen von der Anweifung an gerechnet geleiftet, 
und diefe Eicherftellung dem Revierförfter, der für deren Beibrins 
gung verantwortlich ift, eingehändigt wird, vor dem Bezug 
der Nutzung, und längftend binnen acht Tagen von der erfolgten 
Anweifung an gezahlt werden muß, und andern Falls der Ber: 
faufsgegenftand ebenfo, wie Holz in diefem Ball, zu freier 
Verfügung der Forftverwaltung zurüdfält 2). 
Im Einzelnen ift N 
1) die Maft in der überhaupt geftatteten Ausdehnung durch 
den betreffenden Revierförfter an den Meiftbietenden, unter 
vorzügliher Berüdfichtigung unbemittelter, bei befhränfter 
Nutzung aber nur ganz ausſchließlicher Zulaffung vertrauter 
Verfonen, und Ermächtigung derſelben durch eigene Lefes 
zettel, gegen Ablieferung eines beftimmten Quantums 
von Eicheln und Bucheln zur Benügung bei Gulturen 
zu verpachten; foweit aber diefelbe hiezu nidyt erforderlich 
wird, ift fie an den Meiftbietenden zu verfaufen ?). 
2) Die Navelholzfaamen find, foweit ihre Sammlung zu: 
läffig, und Nachfrage darnady vorhanden ift, aud zum 


— — ·— 


1) Verf. des Fin. Min. vom 18. Auguſt 1846, Samml. d. Cam.⸗ 
Geſ. I, S. 1102; ungedr. Verf. desſ. vom 16. Sept. 1847. 

2) Ungedr. Verf. des Fin.Min. vom 1. Aug. 1848; Erl. d. D.R.K., 
Abthl. f. F, vom 11. März 1851, Mon.Schr. ©. 70 fg., 3. 4. 

3) D. a. Inſtr. f. F., $. 25; desal. f. O.F., $. 39; Verf. bes 
Fin.Min. vom 7. Juli 1829, Ir Erg.Bd. zum Rbl. ©. 459; ungebr, 
Verf. dest. vom 27. Octbr, 1829,, 
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Einfammeln gegen Naturallieferungen an gutem gereis 
nigtem Saamen unter Auffiht über ihre gehörige Be: 
handlung viftriftweife zu verpachten '). 

3) Die mit der Maft verwandten, aber mehr außer Zu: 
fammenhang mit der Bewirthichaftung der Forſte und 
insbefondere ihrer Benügung ftehenden Nusungen an 
wildem Obft, wie Waldkirſchen, Aepfeln und Birnen, 
jowie an Wachholverbeeren, find durch den Revierförfter 
einfach gegen Geld an den Meiftbietenden zu verpadhten ?). 

4) Die Grasnutzungen find, wo ed, wie auf größeren 
Plägen, angemefjen ift, mittelft Aufftreihs, außerdem 
aber gegen eine nad der Beftimmung des Forftamtes 
zum voraus anzufegende mäßige Gebühr, vorzugsweife an 
minder Bemittelte, unter Austellung fogenannter Gras- 
zettel zur Ermächtigung, durd den Revierförfter zu 
veräußern 9). Wo indefjen die Gefammtheit oder eine 
Elaffe von Gemeinde-Angehörigen diefe Nutzung zu bes 
ziehen wünfcht, ift von dem Forſtamt darauf hinzuwirken, 
daß fie im Ganzen an die Gemeindebehörden zur Inter; 
austheilung überwiefen werde ?). 

5) Für die Laubftreu-Nugungen find, ſoweit diefelben nicht 
beftimmter Berhältnifje wegen zu feiten Taren abgegeben 
werden müfjen, durch die Forftämter von Jahr zu Jahr, 
je nad Maasgabe der örtlihen Strohpreife Vorſchläge in 
dem Berhältniffe zur höheren Genehmigung zu ftellen, 
daß für einen mit zwei Pferden befpannten Wagen Laub 
der vierte Theil eined Yuderd Stroh (= 18 Etr.), und 


1) Defr. des vormal. Forftdepart. vom 28. Febr. 1809, Rbl. ©. 78, 
Verf. des Fin.Min. vom 8. Mat 1832, Samml. der Gam.Gef. II, ©. 649. 

2) D. a. Dienft:Inftr. f. F., $. 17; desgl. f. O. F., $. 39. 

3) D. a. Dienſt. Inſtr. f. F., $. 13; desgl. f. O.F. $. 34; o. a. 
Berf. des Fin.Min. vom 14. Aug. 1843, und vom 2. Mai 1846, 3. 9. 

4) O. a. Erl, der O. F.K., Abth. f. F., vom 11. März 1851, 3. 3. 
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für andere Fuhren nah Verhältniß Mehr oder Weniger 
berechnet wird, da aber, wo etwa örtliche Verhältniffe 
die Anwendung dieſes Preismaasftabes nicht zulafjen, 
die erforderlichen Abweichungen näher zu begründen ;. aud) 
bier ift aber im Sal einer Betheiligung der Gefammt- 
heit oder einer Claſſe von Gemeinde-Angehörigen auf 
Ueberweifung diefer Nugung im Ganzen an die Ge 
meindebehörde hinzumirfen ). 

6) Harznugungen find zu angemefjenen Preifen zu ver 
pachten ?). 

7) Die Steinbrühe und ähnliche auf mineralifhe Etoffe zu 
benügende Waldpläge find einfah im Aufftreih gegen 
Geld zu verpadhten ). Für Kohlplatten find dagegen 
feft beftimmte Zinfe, für eine neue, alfo im erften Jahr, 
zwei Gulden, für ältere zu einem Brand fünfzehn, zu 
mehreren in einem Jahre dreißig Krenzer zu erheben, 
ohne daß jedoch hiedurch aud ein Recht anf Dedmittel 
oder befondere Wegherftellungen begründet wird 9. 

8) Das Sammeln von Kräutern und Wurzeln kann bei 
geringerer Bedeutung mit befonderer forftamtlider Er- 
laubniß unentgeldlic) geftattet, außerdem aber, wie unter 
Umftänden das Sauerfleefammeln, von dem Revierförfter 
an den Meiftbietenden verpachtet werben ®). 

9) Die außer näherem Zufammenhang mit den übrigen, 
und insbefonvdere auch den Hauptnugungen der Forfte 





1) ©. a. Erl. der O.F.Kt., Abth. f. F. vom 21. Det. 1821; desgl. 
vom 11. März 1851. 

2) D. a. Dienft:Infir. f. 8., $. 15; desgl. f. D.E., $. 38. 

3) D. a. Dienft:Inftr. f. F., $. 14; desgl. f. O.F., $. 36. 

4) Verf. des Fin.Min. vom 24. Decb, 1826, Ir Erg.Bd. zum Mb. 
©. 456. 

5) O. a. Dienſt-Inſtr. fr F., $. 18; o. a. Verf. des Fin.Min. vom 
20, April 1826, 
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ſtehenden Erzeugniffe an Holzpflanzen ans den Saatfchulen 
der einzelnen Reviere find, foweit fie für letztere entbehrt 
werben können, zu den von ber höheren Behörde beftimmten 
Preiſen zunächſt an andere Forfte und Reviere, die ihrer bes 
dürfen, außerdem aber auch an Privaten abzugeben '). 


$. 103. 

c) Einbringung der Einfünfte aus den Staatöforften, und 
Reiftung der daranf haftenden Elementar- Ausgaben. 
Unter vollftändiger und grundfäglicher Abfonderung der 

eigentlichen Verwaltung der Staatöforfte hievon, ift die Ein- 
bringung der verfhiedenen Einnahmen aus den Staatöforften, 
und die Leiftung des dießfallfigen unmittelbaren Berwaltungs- 
Aufwandes den mehrgedachten Elementar-Stellen der Domas 
nialsBerwaltung i. e. ©., den Gameralämtern, als ein ergän- 
zender Beftandtheil ihres Gefammtwirfungsfreifes übertragen 2), 
und den eigentlichen Forfibeamten, Oberförftern und Revier- 
förftern, wie dem eigentlichen Forftfchugperfonal dagegen, 
zu Verhütung dießfallfiger Unterfchleife, neben dem Verbot 
von jedem Handel mit Holz und anderen Walverzeugniffen, 
der Einzug von forftlihen Einnahmen bei ftrenger Strafe 
unterfagt ?). j 
Behufs der Volziehung der vorftehenden Aufgabe felbft 


1) Berf. des Fin.Min. vom 5. April 1843, Samml. der Cam. Geſ. 
1, ©. 985; Erl. der O.F. K., Abth. f. F, vom 20. März 1852, Mon.: 
Schr. ©. 66. 

2) DO. a. V. vom Juni 1819, $. 3. Bei diefer Anordnung wurden 
die Befoldungen der Gameralbeamten mit Nüdficht hieranf im Ganzen 
geregelt, f. o. a. V., $. 8; nur der Bezug einer ForftftrafsEinzugsgebühr 
wurde ihnen hiebei befonders eingeräumt, f. daſ. $. 10; dieſe wird aber 
neuangeftellten Gameralbeamten au nicht mehr zugeftanden. ©. V. d. 
K. d. A. von 1855, 2r Beil.Br. ©. 241. 

3) O. a. Dienft.Inftr. für Forftwarthe und Waldſchützen, $. 15, 16; 
besgl. f. F., $. 43, 44; desgl. f. O.F., $. 56; Verf. des Fin. Min. vom 
21. Mai 1844, Rbl. ©. 280, 
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find die Einnahmen im Allgemeinen, je auf den Grund ber 
von den zuftändigen Behörden genehmigten Protokolle und 
Urkunden über den Berfauf von Holz und von Nebennuguns 
gen, einzubringen, und zu dem Ende den Gameralämtern, je 
nah Abſchluß der betreffenden Berfaufsprotofolle, beziehungs— 
weife nad; Genehmigung der Nutungsabgaben zu den hiefür 
beftimmten Preiſen, eben jene PBrotofolle, beziehungsweife bie 
über diefe Abgaben zu fertigenden Aufnahme-Regifter, oder 
beglaubigte Auszüge aus denſelben durch die Nevierförfter 
zuzuftellen '). Hinfichtlicd der unter Mitwirfung der Cameral— 
amtsbuchhalter erzielten Aufftreichsverfaufs-Erlöfe für Holz 
beftehbt aber weiter noch zur Bequenlichfeit der Käufer die 
eigenthümliche Einrichtung, daß foldhe durch ebenjene Beamte, 
infoweit die Käufer felbft eine Baarzahlung wünfchen, nad) 
dem Berfauf, je den hierüber bei dem Beginn desjelben zu 
treffenden Beftimmungen gemäß, im Walde felbft oder in einem 
diefem nahegelegenen Orte einzubringen, und fodann fogleid) 
nad der Zurüdfunft im Amtsfig nebft den noch übrigen nicht 
baar eingelösten Looszetteln dem Kameralverwalter abzuliefern 
find, der feiner Seits die Richtigkeit der Ablieferung durch 
das Ergebniß des innerhalb der nächſten ſechs Tage vorzus 
nehmenden Einzuges der weiteren Erlöfe zu controliren hat ?). 
Zu gleichem Zwed, und zugleich einer Erleichterung ver Gamerals 
ämter fann auch der Einzug des Erlöfes aus dem von den 
Revierförftern ohne Mitwirkung ver Sameralamtsbuchhalter 
zum Verfauf zu dringenden, und dem für die einzelnen Käufer 
einen Preis von zehn Gulden nicht erreichenden Holze von 


1) Erl. ver O.F.K., Abthl. f. F, vom 21. Novbr. 1855, Mon, Schr. 
©. 361. 

2) D. a. Berf. des Fin.Min. vom Dftbr. 1850, 8. 2; o. a. Bor: 
fhriften zum Holzverfauf vom Novbr. 1850, 3. 19; ungedr. Berf. d. 
Fin. Min. vom 2. April 1850 (Sicherung des Transportes der bei dem 
Holzverfauf baar eingegangenen Gelder). 
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geringerer Bedeutung, fowie der Geldbeträge für die das Jahr 
über von den Revierförftern im Aufſtreich verfauften over 
verpachteten oder an Einzelne zu feften Breifen überlaffenen 
Nebennugungen, foweit fie nicht auf längere Zeit durch Vertrag 
oder andere Rechtstitel feftgeftellt, oder von Staatd-Behörben, 
oder, insbefondere auch Namens fchuldiger Gemeindeangehörigen, 
von Eorporationscaffen zu bezahlen find, von dem Gamerals 
amt nad) feiner Wahl einem mit Rüdficht auf die Schulpner 
hiezu ſich eignenden Ortsſteuerbeamten oder Cameralamts— 
Unterpfleger, mit der Weiſung zu Beſchleunigung derſelben, 
und alsbaldiger Ablieferung des Geldes, nöthigen Falls auch 
unter Auflegung einer Cautionsleiſtung zur Sicherſtellung 
ber zum Einzug übertragenen Geldbeträge, gegen eine Ein— 
zugsgebühr übertragen werben !). Im Uebrigen ift die Ein- 
bringung der forftlihen Einfünfte an die allgemeinen vießfall- 
figen Normen für die Einnahmen aus Domänen überhaupt 
($. 69), und aus Domänen i. e. ©. insbefondere ($. 71) 
gebunden. 

Das Gleiche gilt von der Zahlungsleiftung der Elementars 
Ausgaben, insbefondere an Gehalten und Diäten, Forftfulturs 
foften, Holzhauerlöhnen, welche je auf den Grund der dieß— 
fallfigen Zahlungs-Berfügungen ver höheren Behörde), und 
der etwa, wie 3. B. hinfichtlih nur im Allgemeinen und auf 
nähere Nahweifung genehmigter Taglöhne, außerdem noch 
erforderlichen forftamtlichen Beurfundungen 3) zu bewerfftelligen 
ift. Auch ift hiebei, weil folche, wegen der hier zu einem großen 
Theile, wie namentlid bei den Forftkulturfoften, Holzhauer- 


1) D. a. Erl. der O.F.K., Abthl. f. F., vom 11. März 1851; Erl. 
derfelben vom 19. März 1857, ABl. der O.F. Kr., ©. 25. 

2) D. a. Dienft.Inftr. für die Kr.Fin.Kammern vom Janr. 1823, 
$. 12. 

3) D. a. Erl. der D.E.K., Abthl. f. F, vom 4. Dez. 1855, Mon.: 
Schr. ©. 406, 
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löhnen, und Megarbeitslöhnen, je nad Maasgabe der von 
den Revierförftern hiefür ertheilten Anweifungen zu leiftenven 
Abfchlagszahlungen, in vielen größeren oder Fleineren ‚Theil: 
beträgen bewerfftelligt werden muß, zu ihrer Erleichterung 
theil8 eine vießfallfige Vertretung der Empfangsbereghtigten 
durch einzelne Bevollmädhtigte, theils durch ihre Uebertragung 
im Einzelnen an die im Orte der Empfänger oder in der 
Nähe verfelben befindlichen Unterbeamten, insbefondere die 
Ortöfteuerbeamte, zugelaffen. Dem Forftperfonal, fowie den 
etwa aufgeftellten Arbeitsauffehern ift aber die Empfang: 
nahme und Ausbezahlung von Löhnen für Arbeiter aud) 
ſtrenge unterjagt '). 


$. 104. 
3) Sinanzieller Ertrag der Staatsforfte, 

Nah dem Voranſchlage für die neuefte Finanzperiode 
von 185%/;8 ift der finanzielle Ertrag der Staatsforfte für ſich, 
alfo mit Ausschluß der denjelben als jolden fremden Einnah— 
men aus mancherlei fogenannten forfthoheitlihen Rechten, 
folgendermaßen angenommen; 

1) Robertrag . 2 2 2 200000. 2,311,107 fl. 20 fr. 
worunter an Holjertrag 2,274,015 fl. 

32 fr., für Aederih (Maft) 81 fl. 

10 kr., für Holzfaamen und Holz: 

pflanzen 2,152 fl. 10 fr., für Harz- 

iharren 105 fl. 45 fr., für Laub, 

Gras und Kräuter 25,000 fl., und 

an Zinfen aus verliehenem Wald— 

boden, Grad» und Waideplägen 

9,516 fi. 15 ft. 

2) Elementar-Aufwand . . . .  1,206,553 fl. 30 fr. 


1) O. a. Dienft.Infir. f. F., 9.9; o. a. Erl. der O. F. K., Abthl. 
f. F., vom 9. März 1851. 
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worunter Befoldungen, und andere 

Perfonalbezüge, fowie fonftiger all: 

gemeiner Dienft- und Verwaltungsd- 
Aufwand für die Forftämter, Revier: 
förfter, und das Forftichußperfonal 

439,962 fl. 29 kr., an Abgaben 

7,000 fl., an Renovationd- Stein- 
faßs und Kartirungsfoften 4,679 fl., 
an Holzberechtigungen 39,070 fl. 
31 fr., Eulturfoften 9,500 fl., Weg- 
baufoften 75,000 fl., Holzmacher⸗ 
löhne 480,000 fl. 

3) Neinertrag alfo . » » . . .  1,104,553 fl. 50 fr.!) 
der jedoch, in diefer feiner Berechnung, rüdfichtlicd des Um— 
ftandes, daß unter dem Elementar⸗Aufwand eines Theile der: 
jenige für die Forftämter und Nevierförfter, obwohl er zum Theil 
der Forftpolizei zur Laft fallt, ganz, andern Theil der Ges 
baude-Aufwand verhältnißmäßig zu niedrig, und für die Ein; 
bringung der Forfteinnahmen und Leiftung der darauf haftenden 
Ausgaben durd die Bameralämter gar nichts in Aufrechnung 
gebracht ift, noch eine Berichtigung erhalten Fönnte. 

1) B. d. K. d. A. von 1855, 2r Beil. Bd. S. 247, 248, 414. Auf 
nahezu übereinftimmende Beträge berechnet ſich der Reinertrag aus der näch— 
ſten Vergangenheit, jo namentlih in dem ganzen Zeitraum von 1830 bis 
1850 im jährlihen Durchſchnitt auf 1,126,975 fl. und pr. Morgen nah 
dem jeweiligen Waldbeſitzſtand 1 fl. 55 fr., nach Einführung des Aufſtreichs— 
Verfaufes vom Holz aber 2 fl. 54 fr., wobei noch rüdfichtlich des Zurüd: 
bleibens des obigen neueften Boranfchlages Hiegegen zu berüdkfichtigen 
bleibt, daß im demfelben die meue beträchtliche längft als nothwendig er: 
fannte Erhöhung des Aufwandes an Bejoldungen eingebracht if. Im 
Uebrigen Bleibt bei dem Grtragsverhältniffe der Staatsforfte noch zu bes 
rüdfichtigen, daß bei der Verwaltung derfelben mehrfach auf den möglichen 
Ertrag verzichtet wird, und ihr eben auch in der, Gegenwart noch mande 
Dpfer zu Befeitigung von Mißftänden und Mängeln aus der Bergangens 
heit obliegen, deren Wirkungen erft mit der Zeit hervortreten. ©. forftl. 
Monatsfchr. von 1855, ©. 186 ff. ; 
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II. Sagden, 
$. 105. 


1) Beftand des Staats-Eigenthums an FIagden. 


Das mit dem Waldeigenthum des Staats in nächſter und 
hauptfächlicher Verbindung ftehende Jagd-Eigenthum veffelben 
befteht bei weitem in der Hauptfache nur in den ihrem frü- 
heren Umfang gegenüber ſehr verminderten Jagbberechtigungen 
auf eigentlihes Wild, wie ihm ſolche zufolge der neueren 
Geſetzgebung über das Jagdweſen, gleich anderen Grund: 
befigern, leviglih auf dem eigenen Grundbeſitz zuftehen, und 
abgefondert hievon nicht mehr beftellt werden fünnen ), und 
außerdem, feit der gleichzeitig mit biefer Befchränfung er- 
folgten vollftändigen Aufhebung der früher weiter noch hieher 
gehörigen nugbaren Rechte, als Jagddienſte, Iagdfrohnen, 
oder anderer Leiftungen für Jagdzwecke, und namentlich aud) 
der früher manden Gemeinden und einzelnen Perſonen obge— 
legenen, oder mit einzelnen Grundbefigungen oder Dienften 
als befondere Laſt verbundenen Verbindlichkeit zur Haltung 
von Jagdhunden ?), nur noch in einigen ganz untergeorbneten 
Nebennugungen von Ffleineren Waldthieren, wie Scneden, 
Ameifeneiern, und wilden Bienen. 

Der Beſtand des Jagdeigenthums ift fomit lediglich durch 
den Umfang des Staats-Örundbefiged bevingt, mit dieſem 
einer Zu- oder Abnahme unterworfen. Die Nutung aus 


1) Geſetz über das Jagdweſen vom 17. Aug. 1849, Rbl. ©. 466 ff. 
Art. 1, und Gefeß, betr. die Negelung der Jagd, vom 27. Oft. 1855, 
Rbl. ©. 223 ff. Art. 1. Früher und vor diefer neuen Regelung erſtreckte 
fih das Staatsjagd-Eigenthum beinahe über die Hälfte des ganzen Staates 
gebietes. Vergl. Memminger, Beichreibung von Württemberg, 3. Aufl, 
©. 416. 

2) Geſetz, betr. die Befeitigung der Weberrefte älterer Abgaben, vom 
24. Aug. 1849, Rbl. ©. 480 ff. Art. 5. 
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demſelben erhält jedoch nod) einigen Zuwachs zufolge der von 
Seite der Finanzverwaltung zu Gunften des Staatd-Grund- 
befiged mehrfach in Anwendung fommenven gejeglihen Be: 
flimmung, wornad) in dem Falle, wenn ein einzelnes over 
mehrere zufammen nicht mehr als fünfzig Morgen haltende 
Grundftüde von einem oder mehreren Grundftüden von größe: 
rem ald dem ebengedachten Flächyengehalt eingeſchloſſen werden, 
dem Befiger der größeren Fläche das Net zu Ausübung der 
Jagd auf diefen Enclaven gegen Entridtung eines Pacht: 
Thillings an die Grundeigenthümer zufteht, welder in Er: 
manglung eines Uebereinfommend nad dem Berhältniß des 
jeweiligen Pachtſchillings der Gemeindejagd, oder wo eine 
Verpachtung nicht befteht, nah. dem Verhältniß des Padt- 
ſchillings der der Enclave nächſtgelegenen Gemeindemarfung 
ermittelt wird), je gegen Entrichtung diefes Pachtſchillings 2). 

Indeſſen hat der Nupungswerth der Jagden in neuerer 
Zeit durch die allgemeine Abnahme des Wilpftandes in Folge 
der neueren Jagd-Geſetzgebung beträchtlich verloren ?). 


2) Verwaltung des Staatseigenthums an Iagden. 
8. 106. 


a) Im Allgemeinen, 


Zufolge des vorzugsweifen Zufammenhanges des Jagd— 
eigenthums des Staats mit dem Waldeigenthum deſſelben ift 
defjen gefammte Verwaltung wie von jeher fo auch jegt den 
Staatöforftbehörden mit denfelben Befugniffen, melde ihnen 
hinfifchtiich der Forftverwaltung zukommen, übertragen ). Die 


1) O. a. Geſetz vom Oft. 1855, Art. 3. 

2) 2. d. K. d. N. von 1855, 2r Beil.Bd., ©. 244. 

3) Ebendaſelbſt. 

4) D. a. V.O. vom 21. Nov. 1849, $. 2; o. a, DienftsInftr. 
f. F., $ 1; desgl. f. O.F., 9. 1; 0. a. V.O. vom 4. Juni 1819, $. 3, 
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derfelben hieraus erwachſende Geſchäftsaufgabe ift jedoch zu- 
folge der feit längerer Zeit ſchon ald Negel angeordneten Ver— 
pachtung der Jagden höchſt einfach. Don befonderen Vor: 
fehrungen zu Erhaltung des guten Beſtandes ift vermöge ver 
Natur und Benügungsweije des Nupungsobjeftes gar nicht 
die Rede; nur ein Jagdſchutz ift von dem Forftperfonal foviel 
möglich zu handhaben, und außerdem liegt demſelben auch 
noch die Handhabung der allgemeinen jagdpolizeilihen Vor— 
ſchriften Hinfichtlih der Jagvausübung ob '). Uebrigens ift 
bie für die Verwaltung noch übrige finanzielle Benützung 
binfichtlich der eigentlichen Jagden und der weitergedachten 
Nebennugungen je an eigene Normen gebunden. 


8. 107. 
b) Finanzielle Benügung der eigentlichen Zagden. 


Zufolge der neueren gefeglichen Regelung der Jagd über: 
haupt ift die finanzielle Benügung der Staatsjagden außerhalb 
volftändig eingefriedigter und fonft abgeſchloſſener Grundſtücke 
nur je bei einer Ausdehnung ihres Areals auf eine zuſam— 
menhängende Grundfläche von mehr als fünfzig Morgen zu 
freier Verfügung der Finanzverwaltung unter den allgemeinen 
jagdpolizeilichen Vorſchriften anheinıgeben, außerdem aber 
gefeglih vorgezeichnet ?), und fie befteht demgemäß, und in 


1) D. a. DienftsInftr. für die Forſtwarthe und Waldſchützen, $. 1, . 
8; desgl. f. 8, $- 1, 25 desgl. f. O.F., 8. 1, 3; Erl. der O.F. K., 
Abth. f. F., vom 1. Decbr. 1855, und ein weiterer von demſelben Datum, 
Monatsihr. ©. 406 ff. und 410 ff. 

2) D. a. Gefeg vom Det. 1855, Art. 2. Die Jagd» Gefekgebung 
vom Jahr 1849 war in vorftehender Beziehung gegenüber von der Staats: 
finanzverwaltung noch weiter und offenbar zu weit gegangen, indem fie 
biefelbe hinſichtlich der Jagdbenügung ganz eigenthümlichen, auf andere 
Orundbefiger nicht ausgedehnten Beihränfungen unterwarf, zu welchen 
ein zureihender Grund in der That nicht vorlag. Vergl. o. a. Geſetz 
vom 17. Aug. 1849, Art. 9, und V. d. K. d. N, von 1854, Ir Beil. Bd. 
©. 225. 


Hofimann, dinanzrecht 1. 22 
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Berüdfihtigung der bei einzelnen Arten des Jagb- Areals 
wahrzunehmenven befonderen Intereffen, theils, obwohl nur 
ganz ausnahmsweiſe, in einem Eelbftbetrieb auf eigene Rech— 
nung, theils und in der Hauptfadhe in einer je nad) ber 
Ausdehnung des Jagd⸗Areals freien oder gefeglid gebotenen 
Verpachtung, theils endlich in einer von der Finanzverwal- 
tung ganz unabhängigen, aber anf Mitrehnung vderfelben zu 
bewirfenden Ausübung durch die betreffende Gemeinde. 

I. Ein Jagdbetrieb auf eigene Rechnung, unter früheren 
Regierungen und Jahrhunderte hindurd die Regel, ift, wie 
dieß von dem Anfang der gegenwärtigen Regierungsperiode 
an der Fall war), nur ganz ausnahmeweife noch als zu- 
läffig erfannt auf ſolchen an ſich zu freier Verfügung ftehen- 
den Jagdarealen in Staatdwaldungen, für welde das Finanz: 
Minifterium folde auf den Antrag der Forftbehörde aus übers 
wiegend forftwirthfchaftlihen Gründen räthlich findet”). In: 
foweit aber je diefe Ausnahme ftattfindet, liegt die Ausübung 
der Jagd dem betreffenden Revierförfter gegen beftimmte Schuß— 
und Fanggeld-Entfhädigung, unter der unmittelbaren Auffiht 
und Leitung des Forftamtes, der Verpflihtung zu genauer Beob- 
achtung der jagdpolizeilichen Vorſchriften, insbeſondere auch der 
Führung einer zu dem Ende aus der Forftcaffe zu bezahlenden 
Sagdfarte, und feinem Ausjhluß von jeder Theilnahme an 
irgend einem Jagdpachte ob. Das erlegte Wild ift mittelft 
Aufftreichsverfaufes zu verwerthen 9). 

U, Die Benügung der Jagd durch Verpachtung bildet 
zwar die Regel, ift aber, abgefehen von einigen allgemeinen 

1) Erl. des vormal. Forftrathes vom 5. Decbr. 1818, Ir Erg.Bd. 
zum Rbl. ©. 441. 

2) Verf. des Fin.Min. vom 25. Sept. 1849, Rbl. S. 610 ff. 3. 4. 

3) O. a. Dienſt-Inſtr. f. F. 9. 29-31; desgl. f. O.F., $. 42-44; 
ungebr. Verf. des Fin. Min. vom 26, Nov. 1849; 0. a. Erl. der O. F. K., 


Abıh. f. F, vom 1. Decbr. 1855, Monatsihr. S. 406 ff.; desgl. von 
demj. Dat., dal. ©. 410 ff. 3.4. 
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bießfallfigen Normen, verfchieden zu behandeln, je nachdem 
fie gejeglicher Vorfchrift oder freier Verfügung zufolge ftattfindet. 

1) Im Allgemeinen find nur folde Verfonen, welche die 
polizeiliche Ermächtigung zum ſelbſtſtändigen Jagdbetrieb 
haben, ald Pächter zugelafjen, und dieſe ſodann bei der 
Ausübung der Jagd ganz an die allgemeinen jagd⸗, fowie 
ebendemgemäß an die felds, forfts und ficherheitspolizeis 

lichen Vorſchriften gebunden ). 

2) Geſetzlicher Beſtimmung zufolge hat ſich die Finanz-Ver— 
waltung für ſolche Grundſtücke, welche einzeln oder meh— 
rere zuſammen nicht mehr als fünfzig Morgen halten, 
und von einem oder mehreren zufammenhängenden Pri- 
vatgrundftücden von mehr als fünfzig Morgen eingefchloffen 
find, auf Verlangen in ver oben ($. 105) ſchon er: 
wähnten Weife einer Jagdpachtung zu unterwerfen ?). 

3) Bei Verpachtung der unter freier dießfallfiger Verfügung 
der Finanzverwaltung ftehenden Jagden in den Staats— 
forſten ſowohl, als auf jonftigem Grundeigenthum des 
Staats ſind außer denjenigen Perſonen, welchen die po— 
lizeiliche Ermächtigung zum Jagdbetrieb mangelt, auch 
noch aus dienſtlichen Gründen die Forſtamts-Aſſiſtenten 
und die Forſtſchutzdiener jeder Art völlig ausgeſchloſſen, 
und leztere nur ausnahmsweiſe mit beſonderer Zuſtim— 
mung des vorgeſetzten Forſtamtes als Stellvertreter für 
die Jagdpächter oder deren Theilhaber innerhalb ihres 
Hutbezirkes zugelaſſen, die Revierförſter aber wenigſtens 
durchaus auf die Jagden in ihrem Revier beſchränkt. 
Im Uebrigen iſt zwar der Weg des Aufſtreichs unter 


1) O. a. Geſetz vom Det. 1855, Art. 7—13, 15, 17; o. a. Erl. 
ber O. F.K., Abth. f. F. vom 1. Decbr. 1855, Monatsfhr. ©. 410 Fi., 
die dazu gehörigen Jagdpachtbedingungen, $. 6—9, 19. 

2) D. a. Geſetz vom Det. 1855, Art. 3. 

22° 
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den allgemeinen dießfallfigen Borfchriften, und unter der 
ausdrüdlihen Verbindlichkeit jedes Steigererd für fein 
Angebot bis zur Genehmigung, hiefür vorgefchrieben, 
ber Finanzverwaltung aber hiebei die Wahl unter den 
Eteigerern in der Art vorbehalten, daß fie den Pacht 
auch Jemanden überlaſſen fann, der nicht der Meiftbie- 
tende ift. Die Pachtbedingungen find, den hiefür auf: 
geftelten allgemeinen Vorſchriften gemäß, außer den in 
der Jagd» Gefeßgebung begründeten, und der Üebernahme 
der Verpachtungskoſten durch die Pächter, im Interefje 
möglichfter Vereinfachung folgende: 

a) Hinfihtlih des Pachtobjektes wird für das angegebene 
Meß der Diftrifte und ihrer Abtheilungen feine Gewähr: 
haft geleiftet; die umzäunten Flächen, wie 3. B. die 
Pflanzſchulen, und diejenigen, welde fpeciel bezeichnet, 
und mit Gräben umfriedigt find, bleiben jeden Falls 
von dem Pacht ausgenommen, ebenfo die Nubungen 
von wilden Bienen, Ameifen, und Echneden; dagegen 
fteht dem Pächter das gefegliche Net zu Ausübung der 
Jagd auf den nicht mehr als fünfzig Morgen haltenven 
Enclaven gegen Entrihtung der durch das Geſetz zuge 
fiherten Pachtſchillinge an die Gutseigenthümer zu. 

b) Dem Pächter ift nur der Beitritt von einem unbejdol: 
tenen Theilhaber und einem Stellvertreter, infoweit dies 
felben zufolge der Austellung einer Jagdkarte an fie 
biezu ſich eignen, unter folidarifher Verantwortlichkeit 
derfelben für Einhaltung der Pachtbedingungen, ein Af- 
terpacht ohne Genchmigung der Pachtherrſchaft aber nicht 
geftattetz auch darf die Jagd ohne Beifein des Pächters, 
Theilhabers, oder Etellvertreters von Niemanden, und 
felbft in jenem nur von Berfonen, welche im Beſitz von 
Jagdfarten find, ausgeübt werben. 

c) Das Forftperfonal handhabt ſoviel möglid, den Jagdſchutz, 
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hat aber gegen die Pächter außerdem feine Berbind- 
lichfeit hinſichtlich der Jagdausuübung. 

d) Die Dauer der Pachtzeit iſt auf einen beſtimmten Zeit— 
raum, gegenwärtig ganz allgemein vom Ende des Jah— 
res 1852 bis zum 30. Juni 1862, feſtgeſetzt; im Fall 
aber ein Pächter Staatsdiener iſt, und verſetzt wird, oder 
mit Tod abgeht, oder in Gant geräth, und der Theil— 
haber den Pacht nicht fortſetzen will, löst fi der Pacht⸗ 
vertrag auch bei fonftiger Erfüllung der Pachtbedingun— 
gen auf. 

e) Erfüllt ein Pächter, Theilhaber, oder Stellvertreter die 
Pachtbedingungen nicht, oder verliert der Pächter und 
der Theilhaber die zu Uebernahme eines Pachtes und 
zur Theilhaberſchaft daran gefeglich erforderlichen perfön- 
lihen Eigenfchaften, fo ftcht der Finanzverwaltung das 
Recht zu, den Padtvertrag aufzuheben; ver Pächter hat 
aber alsdann den etwaigen Minvererlös bei einer Wie— 
derverpadhtung auf den Reſt der Pachtzeit, fowie die 
Koften von jener zu erfegen, und wegen dieſer Pacht— 
aufhebung in feinem Fall einen Entfhädigungs-Anfprud, 
zu maden; nöthigenfall8 kann auch der Theilhaber für 
jene Grfagleiftung in Anfprud genommen, und er wie 
der Stellvertreter fann aus den vorangeführten Gründen 
von der Theilnahme am Pacht ausgeſchloſſen werden. 

f) Das Pachtgeld, welches dem Jahre nady feftgefegt wird, 
ift fogleih nad) Uebergabe des Pachtobjeftes im Voraus 
foftenfrei abzutragen; ein Nachlaß kann unter feinen 
Umftänden, insbefondere aud nicht wegen etwaiger po— 
lizeiliher Anordnung einer Treibjagd, oder irgend einer 
Verminderung des Jagdareald angefprodhen werten; aud) 
darf der Pächter wegen etwaiger Entſchädigungs-Anſprüche 
aus dem Pachtvertrag ein Zurüdbehaltungsreht hinſicht⸗ 
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(ih des verfallenen Pachtſchillings nicht in Anwendung 

bringen. 

g) Für alle aus dem Pachtverhältniß entſpringende Geld: 
verbindlichfeiten hat der Pächter einen tüchtigen Bürgen 
zu ftellen, und dieſer fi als Selbſtſchuldner und Eelbft- 
zähler verbindlich au machen '). 

II. Eine Jagdausübung durch die betreffende Gemeinde 
auf Mitrehnung der Finanz-Verwaltung hat gefeglid Hin- 
fihtlid derjenigen nicht mehr als fünfzig Morgen haltenven 
Grundftüde des Staats einzutreten, welde weder vermöge 
ihrer Einfriedigung zu freier Verfügung vorbehalten, nody als 
Enelaven von angränzenvden Güterbefigern, bießfallfigem ges 
feglihen Anfprud zufolge, in Pacht übernommen find, und 
zwar ift folde Verpachtung der Regel nah im Wege des 
öffentlihen Aufftreihe auf mindeftend drei Jahre vorzu: 
nehmen ?). 


$. 108. 
c) Webennugungs-Gegenflände. 


Von den obengedachten untergeorbneten Nugungen ber 
unter der Jagd als foldyer nicht begriffenen Fleineren Thiere 
find die Ameifeneier und die Waldfchneden, wo nicht Verträge 
und Herfommen etwas Anderes vorfchreiben, durch ven be- 
treffenden Förſter an den Meiftbietenden zu verpachten, bie 
wilden Bienen aber den zur Uebernahme Geneigten gegen die 
forftordnungsmäßige Gebühr im Belauf des hälftigen Ers 
tragswerthes, unter bießfallfiger Anweifung von Seite jenes 
Beamten, zu überlafjen 3). 


meinen Jagdpacht-Bedingungen. 

2) D. a. Geſetz vom Diet. 1855, Art. 4, 5. 

3) ©. a. Dienſt-Inſtr. f. F., $. 18; desgl. f. O. F., $. 40; vergl. 
Forft-Ordnung vom 1. Juni 1614, Theil IM, Tit. XIV, „Bon Imen.“ 
Samml, der Gam.Gef. I, ©. 282, 
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$. 109. 


3) FSinanzieller Ertrag des Staats-Eigenthums an JIagden. 


Zufolge der neuerlihen Abnahme des Nupungswerthes 
der Jagden ift der finanzielle Ertrag aus dem Etaatd-Eigen- 
thum an foldyen nur noch höchft unbedeutend. In der neneften 
Finanzperiode ift er, ohne die Einnahmen an jagdpolizeilichen 
Strafen, im durhfchnittlichen Vorauſchlag angenommen jährlich 


Ihn. = 5% 20. 2,886 fl. — 
worunter Ertrag der Selbſtadminiſtration 
33 fl. 24 fr. 


Pachtertrag 2724 fl. 49 fr., und Neben» 
nugungen 15 fl. 32 fr. 
2) der Glementaraufiwand zu 225 fl. 30 fr. 
worunter Pachtgelder von fremden Jagden 
192 fl. — 
Schußgelder 28 fl. 
3) der Reinertrag alfo . .» . . 2,660 fl. 30 fr.). 


IV. Holzgärten nebft Flößereien, 
$. 110. 


1) Bwec und Beftand der Holzgärten nebfl den dazugehörigen 
Holzflößereien. 

Sowohl um dem Holzreihthum einzelner Gegenden des 
Landes einen vortheilhaften Abfag nad anderen holyarmeren 
zu verfhaffen, als aud und insbeſondere um den, zufolge 
feiner Eoncentrirung auf einigen wenigen Bunften, außerdem 
fhwerer zu befriedigenden beträdhtlihen Holzbedarf einzelner 


1) V. d. K. d. A. von 1855, 2r Beil.Bd. ©. 244, 414. Zehn 
Jahre früher befief fi der jährl. Ertrag im durchſchnittlichen Voranſchlag 
noch auf 21,000 fl, Hauptfin.Etat von 18%/a8 IT. 1, 
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Zweige der Staatöverwaltung zu angemefjenen Preifen von dort 
aus ficherzuftellen, werben feit längerer Zeit ſchon ) an meh: 
reren, theild vermöge jener Bedarfsverhältniffe, theild vermöge 
ihrer Lage an zum Holsfloßtransport zu benügenden fließenden 
Gewäflern vorzugsweife hiezu geeigneten Orten eigene Brenn: 
holzeNiederlagen, jogenannte Holsgärten, von verſchiedener Aus— 
dehnung auf Staatsrechnung eben mit der Beftimmung unters 
halten, das für jene Zwede erforderliche, vorzugsweife mittelft 
des vorgedachten FTransportmitteld aus Gegenden der ange— 
führten Art beizufchaffende Holz aufzunehmen, und nad Berarf 
abzugeben. Es find diefer Holzgärten feit neuerer Zeit, nach Aufs 
hebung mehrerer folher ?), noch fünf, die in Biffingen und Bie- 
tigheim, weldye vornemlic dur Beiflößung auf der Enz aus 
den Schwarzwald, die zu Waiblingen und Nedarrems, welche 
vornemlicdy durd) Beiflößung auf der Rems aus dem Welzheimer 
nnd Schurwald, und der zu Etuttgart, welder von diefen vier 
Heljgärten, und zum Theil auch aus einzelnen Waltgegenven 
unmittelbar turd andere Trangportmittel Holz zugeführt erhält, 
babei aber den organifhen Mittelpunkt des ganzen Verwal— 
tungszweiges bildet, fo daß jene andere Holzgärten in dem 
untergeoroneten Verhältniß von Filialholzgärten zu ihm ftehen. 

Das diefem Holzgartenbetrieb gewitmete Etaatsvermögen 
befteht einmal in ven Holzlagerungsplägen nebft den zum 
Theil dabei befindlichen Dienftgebäuden, fodann in den mans 
herlei Sloßeinrichtungen an und auf den zum Flößen dienen; 
den Flüffen und Bächen, wie namentlidy den zum Theil dem 
Staat eigenthümlid angehörenden Holy Aufftel- und Eins 


1) Nach altenmäßigen Notizen in Berg, Bilfingen, Reiblingen und 
Nedarems ſchon zu Anfang des vorigen Jahrhunderts, in Stuttgart und 
Baihingen im Jahr 1784, in Frievrihshall im Jahr 1842. 

2) Der Holjgarten zu Berg wurde fhon im Jahr 1823, der zu 
Daihingen im Jahr 1851, und der zu Friedrichshall endlich in neuefter 
Zeit aufgehoben. ©. 2, d. K. d. A. von 1855, 2r Beil,Bd. ©. 245, 
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wurfplaͤtzen, den als Floßwaſſer-Behälter dienenden Seeen 
und Waſſerſtuben, den Floßgaſſen an Waſſerwerken, den 
Holzfachen, Rechen, und anderen Vorrichtungen zum Auffangen 
und Loslaſſen des Holzes, ſowie mancherlei Waſſerbauten zur 
Zuſammenhaltung und Vertiefung der Fahrwaſſer, endlich in 
dem aus Mitteln der Reſtverwaltung gebildeten, beſonders 
wegen der bei dem Floßholz von dem Ankaufe bis zu der 
Verflößung und dem ſofortigen Verkauf abzuwartenden läns 
geren Zeit!) erforderlichen nicht unbedeutenden, ſeit neueſter 
Zeit auf eine Summe von 90,000 fl. feſtgeſetzten Betriebs— 
Eapital ?). 

Ein ganz wefentlihes Hilfsmittel zum Betrieb bilvet 
aber außerdem nod das hiebei unmittelbar in Ausübung 
fommende, dem Etaat vermöge des Wafjerregales ausſchließ— 
lich zuftehende Scheiterholz-Floßrecht auf den vorgedachten 
Gewäffern. 

In neuerer Zeit vielfach angefochten megen angeblichen 
nachtheiligen Zurückwirkens des Holzgartenbetriebes auf den 
Verkehr der betreffenden Holzerzeugungss und Verkaufs-Ge— 
genden, fowie theilweife auch ver Flößerei auf die fonftige 
Benügung der Floßgewäffer, ift der Beftand der Holsgärten 
mit lezterem Hülfgmittel immerhin, im Hinblick auf die eben 
aus diefer Veranlafjung erhobenen bisherigen überwiegend 
günftigen Ergebniffe ihres Betriebes, nicht allein in finanzieller, 
fondern auch, vermöge ver hiedurch herbeigeführten günftigen 
ausgleichenden Wirfung auf die Holzpreife in den Ankaufs— 
und BVerfaufsgegenden, und der durch denfelben geſchaffenen 
vielfahen erwünſchten Gelegenheit zu Arbeitöverdienft, in 
volfswirthichaftliher Beziehung, fowie vornemlid um des 


1) Bei dem Enzfloß tritt die Berflößung und ſonach aud ber 
Berfauf erſt zwei, bei dem Remsfloß ein Jahre nach dem Anfauf des 
Holzes ein. 

2) V. d, K. d. A, von 1855, 2r Beil. Br. ©. 245. 
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durch fie ſicherer zu deckenden Bedarfe für den Eifenbahnbetrieb 
willen, für jest auch fernerhin bis auf Weiteres noch als 
zwedmäßig erfannt '). 


2) Werwaltung der Holzgärten. 
8. 111. 
a) Im Allgemeinen. 


Für die Verwaltung der Holzgärten find unmittelbarer 
MWeife, und in nächſter Unterordnung unter die Oberfinanz- 
fammer, Abtheilung für Forfte, mehrfache Beamte und Dier 
ner aufgeftellt: eines Theil bei den Holzgärten, und zwar 
bei dem Hauptholzgarten in Etuttgart ein eigener Haupt: 
beanter, Holjverwalter, ein vemfelben in der bienftlichen 
Etellung der Cameralamtsbuchhalter zur Seite geftellter Buch— 
halter, beide mit feftem Gehalt, und, aud in Unterorbnung 
unter ihn, ein eigener Naturalverwalter, Holzmeſſer, in 
widerruflihem Dienftverhältnig mit feftem Wartgeld und 
einem Meßgebührenbezug, bei jedem der Bilialholzgärten 
aber, in Unterorbnung unter den Holzverwalter, ein Unter- 
rechner mit einer beftimmten Zühlgebühr als Belohnung, und 
ein Mefjer mit theils fefter, theils nah dem Holzquantum 
wechjelnder Belohnung ohne Meßgeld und überhaupt jeden 
weiteren Gebührenbezug ; andern Theild an jedem der beiden 
Floßgewäſſer auf einer beftimmten Station ein eigener Floß— 
infpeftor mit feftem Dienftverhältnig und Gehalt; dazu kommt 
aber nod in einzelnen Beziehungen eine Beihülfe von Seite 
ber betreffenden Forftbehörden und Gameralämter. 

Die Holzgarten-Verwaltung felbft zerfällt in materieller 
Beziehung, analog anderen Zweigen der DomanialBerwals 
tung, in die Erhaltung des guten Beftandes der Holzgärten 


1) V. d. 8. d. A. von 185/55, 2r Beil.Bd. S. 291 ff. 
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nebft deren Zubehör, namentlid, der Floß-Einrichtungen, an- 
dern Theil in die finanzielle Benügung derfelben. 

In der erfteren Beziehung liegt der Holzgarten-Verwal— 
tung in Stuttgart die Sorge für Unterhaltung der Holzgarten- 
Anlagen, wie namentlid der Bauten, der Umzäunungen, und 
der Planirung der Aufftellpläge, den Floßinſpektoren aber, 
je in Gemeinfchaft mit den betreffenden Gameralämtern, die 
nächſte Eorge für die bauliche Unterhaltung der unter ihrer 
Auffiht ſtehenden Floßftragen, und der hiezu gehörigen Waf- 
ferbauten !), mittelft geeigneter Anträge bei ver höheren Be— 
hörde, und Vollziehung der von da oder entſprechenden Falls 
von der Abtheilung für Bauten ergebenden dießfallſigen 
Weifungen, nad Analogie der für das Etaatshochbauwefen 
und das Straßenbauwefen in den Staatsforften feftftehenden 
Normen, ob, wogegen die Leiftung des dießfallfigen Aufwan— 
des, unter eigend controlirter Mitwirfung des Kloß-Infpeftorg, 
und Beihülfe der betreffenden Gameralämter ?), und unter 
Rüderfap des für die floßbare Erhaltung der Floßwaſſer 
überhaupt erforderlichen Aufivandes von da für Rechnung der 
Forftverwaltung vermöge der ihr obliegenden Handhabung des 
Floßregals 3), bei der HolggartensBerwaltung ſich vereinigt, 
und hier auch das Betriebscapital in dem Gaffenvorrath, den 
Activausftänden, und dem Werth der unveräußerten Holzvor— 
räthe feine Nahweifung, bei einem Abmangel aber feine 
Ergänzung aus der Etaatscafje erhält. 

Die finanzielle Benügung oder ber dießfallfige Betrieb 


1) Vergl. bei. gebr. Inſtr. des Floßinſpeltors bei dem Enzicheiterfloß, 
angeordnet durch ungedr. Verf. des Fin.Min. vom 19. Juli 1839 und 
ungedr. Erl. der vormal, Fin.K. f. d. Schwarzwaldfreis vom 3. Aug. 
1839, 3. 12. 

2) D. a. Verf. des Fin. Min. vom 19. Juli 1839; ungebr. Erl. ber 
O.F.K., Abth. f. F., vom 14. Juli 1856. 

3) Ungedr, Verf. des FimMin, vom 4. Aug. 1841, 
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der Holjgärten mit den ihnen zugehörenden Hülfsmitteln zer- 
fällt aber in zwei verfchiedene Aufgaben, in die An und 
Beifhaffung-ves Holzbevarfes jener, und in die Verwaltung 
ver hier zufammenfommenden Holzvorräthe, nebſt ber enge 
damit zufammenhängenden Einbringung und Ablieferung der 
aus lezteren fi ergebenden Gelv-Einnahmen, wofür denn 
auch je eigenthümlihe Einrichtungen beftehen. 


$. 112. 
b) An- und Beifhafung des Holzbedarfes. 


Die Größe des Holzbedarfes der Holsgärten, und eben— 
damit der Umfang ihres Betriebes ift im Allgemeinen der 
Natur der Sache nad zunächſt bedingt turd das Maas der 
von hier aus mit Vortheil zu befriedigenden Holzbedürfniffe, 
und ebendemgemäß denn auch wirklich von Jahr zu Jahr von 
der Holzverwaltung,, auf den Grund der über diefe Bedürf— 
niffe an ſich vorliegenden, und von Eeite der hiebei betheis 
ligten Etaatsbehörden erforderlichen Falls zu ergänzenden Nos 
tigen, in einem eigenen ver höheren Behörde vorzulegenven 
Betriebsplane zu berechnen, von lezterer aber fofort, mit Rüd- 
ſicht auf die zur Beiflößung ſchon bereitftehenven, und die in den 
Holzgärten befintlihen Holzvorräthe, fowie auf die Möglich— 
feit einer vortheilhaften Ans und Beifhaffung des zur Ers 
gänzung jener für das betreffende und das nädfte Jahr er- 
forderlihen Bedarfes, und die in lezterer Bezichung von den 
betreffenden Floßinfpeftoren, fowie von den Revier- und 
Dberförftern der Holzbezugd-Orte einzuziehenden Notizen, ſorg— 
fältig zu prüfen und feftzuftellen '). Auf den Grund dieſes 
Planes, und der ebengedachten hiefür beigebrachten Notizen 
ift es nun für den vorliegenden Zwed, 


1) Ungedr. Verf. des Fin. Min, vom 19. Juli 1839. 
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I. behufs der Anfchaffung des planmäßigen Holzbedarfeg, 

1) vor Allem Aufgabe der höheren Behörde, fowohl der 
Holzgarten » Verwaltung und den Sloßinfpeftoren, als 
auch den betreffenden Forftftellen zeitig beftimmte Wei: 
fung darüber zu geben, welche Quantitäten von Brenn 
holy, woher fie, und foweit aus Etaatdwaldungen, 
zu welchen Nevierpreifen, foweit aus Privatwaldungen, 
zu welden Maximal-Accordspreiſen ſolche angefchafft 
werden jollen ). Dieſer Weifung gemäß ift fodann 

2) das aus Staatswaldungen angewiefene Holz daſelbſt 
von dem betreffenden Floßinſpektor mit der nachbemerften 
Beihülfe, unter forgfältiger Wahrnehmung der erforder: 
lien guten Befchaffenheit und des gebührenden Meſſes, 
zu übernehmen ?). 

3) Infoweit Holz von Gemeinden und Privaten angefauft 
werben fol, find von dem betreffenden Floßinſpektor 
zeitig entſprechende Kaufverträge hierüber auf die hiefür, 
unter Anbedingung einer gewiſſen Bejchaffenheit des 
Holzes, und foweit dasfelbe wie gewöhnlid zum Ber; 
flößen beftimmt wird, gewöhnlich aud) des Beibringeng 
deffelben auf gewifje Aufftelfpläge am Waffer, und deſſen 
Legend in Raubeugen dafelbft, durch öffentlichen Aufruf 
zu veranlafjenden Anträge der Holzverfäufer, unter Vor: 
behalt höherer Genehmigung abzufchließen, und die dem— 
"zufolge wirflih fo angefauften Holzquantitäten in ber 
vorgedachten Weiſe urfundlic zu übernehmen, nachdem 
fie zu dem Ende auf den vorgedachten Plätzen durch 
eigend hiezu gegen bejtimmte Gebühren auf Koften der 


1) D. a. Berf. des Fin Min. vom 19. Juli 1839, Mebrigens ift 
der Anfauf von Privaten feit neuerer Zeit nur noch in beichränfter Aus— 
dehnung als zuläffig erfannt. ©. V. d. K. d. N. von 1891/53, 2r Beil. Bd. 
S. 295. 

2) D. a. Inſtr. des Floß-Inſp., 8. 1. 
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Tinanzverwaltung aufzuftellende unbetheiligte und befon- 
ders verpflichtete Seger, getrennt nad Holz Arten und 
Sorten, ordentlich aufgefegt worden N). 

1. Die Weiterfhaffung des Holzes von den Anfaufs 
beziehungsweife Uebernahme-Plätzen, fowie von ven etwa 
zunächſt von dort aus erreichten nad, den zum endlichen Be- 
ftimmungsort angewiefenen Holzgärten wird, wie ſchon bemerft N 
worden, ben hiezu ſich barbietenden Hülfsmitteln gemäß, 
theild und hauptſächlich durch Verflößung 2), theild durch ger 
wöhnlihe Achsfuhr, theils feit neuerer Zeit auch mittelft der 
Eiſenbahn bewerfftelligt, wofür großen Theils eigene Normen 
beftehen. 

1) Die Beiflögung, welche, je nad) den Erzeugnißorten des 
dazu beftimmten Holzes, zum Theil zunächſt auf in vie 
Hauptfloßgewäfjer einmündenven Heineren Nebengewäfs 
fern, und erft von da aus auf den erfteren bewirkt werden 
fann, ift vorzugsweife unter die unmittelbare Leitung 
und Auffiht der Floßinſpektoren geftellt, und von den; 
jelben, unter Beihülfe eigener ihnen zu dem Ende un- 
tergeoroneten Bloßauffeher, zum Theil aud des Forfts 
perſonals, mittelft mehrfacher über die verfchiedenen 
hiezu erforberlichen Arbeiten mit tüchtigen und zuverläf- 
figen Perſonen abzuſchließenden, und der höheren Behörde 
zur Genehmigung vorzulegenden Accorde auszuführen 3). 
Zunächſt ift diefelbe aber von ihnen 


1) O. a. Inſtr. des Floß⸗Inſp., 3. 13; vergl. gebr. Bedingungen 
für tie Holzanfaufs-Anträge, und beſ. gedr. Inſtr. für die Setzer des 
Floßholzes an der Enz und Nagold. 

2) Bon dem ganzen in dem Betriebsplan der Holzverwaltung Stutt⸗ 
gart für das Jahr 1855/55 aufgenommenen Holzquantum von 33,834 
Klaftern ift behufs deren Transport nach den nächſten Holzgarten-Stapel- 
plägen für 32,321 Klafter die Beiflößung angenommen. S. V. d. K. 
d. A. von 1855, 2r Beil. Bd. ©. 245. 

3) D. a. Berf. des Fin.Min. vom 19. Juli 1839; o. a. Dienfts 
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a) von Jahr zu Jahr einzuleiten und vorzubereiten durch 
eine zeitige, die vorgängige gehörige Austrodnung fichernde 
Bereitftellung des Holzes an den Einmurfftellen ver 
Hauptfloßgewäffer bis zum wirklichen Hauptfloß, und zu 
dem Ende eines Theils, foweit das Holz aus Staats: 
walbungen kommt, ein entfprechender Transport defjelben 
von da nad) jenen Stellen durch eigene Accordanten, 
in ähnlicher Weife, wie bei den Holzankaufs-Accorden, 
unter Mitwirkung des betreffenden Forftihusperfonales 
bei vem Empfang im Walde, auch ſchließlicher Controle 
der Accordsvollziehung rüdfichtlih etwaiger Erſatz-An— 
iprühe, andern Theild, infoweit dieſes und das von 
Privaten erfaufte Holz bis zu den Einwurfftellen an ven 
Hauptfloßwaffern erft nod auf Nebenwaſſern (Grund- 
bächen) beigeflößt werden muß, auch dieß, der Vorfloß, 
zeitig mittelft entfpredyender Accorde, nah Cinholung 
höherer Genehmigung hiezu, zu bewirken, und in beiden 
Fällen, erforderlichen Falls. no vor dem Vorfloß, für 
eine die Austrodnung bis zum Hauptfloß möglichft 

; begünftigende Aufftelung defjelben an den Einwurfftellen 
Eorge zu tragen. Auch ift das zum Verflößen beftimmte 
Holz bis zur Vornahme von jenem durch die Floßinſpek— 
toren, unter Beihülfe der Floßaufſeher ſowohl, als auch, 
je gegen bejondere Belohnung, des betreffenden Forft- 
ſchutzperſonals, auf jede Weife, insbefondere aber durch 


Inſtr. des Floß-Inſp., 3. 3, 4; ungedr. VBerpflichtungsformulare ber Floß— 
aufjeher aus neuerer Zeit. Bis zum Jahr 1839 war die Verflößung auf 
der Enz fowohl, als auch in der Hauptiache und noch längere Zeit auf 
ber Rems an GefammtsUinternehmer auf neun bis zehn Jahre in Accord 
gegeben, unter Ginbedingung der Unterhaltung der Flopeinrichtungen, und 
Ausjegung eines beftimmten Geſammtlohns für die Beiflößung; es hatte 
dies aber manche Verwicklungen und Nachtheile, insbejondere hinſichtlich 
der Unterhaltung der Floßeinrichtungen, jowie vielfache Unterfchleife im 
Gefolge. S. V. d. K. d. A. von 1851/55, Zr Beil.Bd. ©. 294, 
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gehörig von anderem Holz abgefonderte Aufftelung, ans 
gemefjene Hütung, und durchgängige Beſchlagung des» 
felben mit einem eigenen FBloßzeihen, gegen Entwendung, 
Verwechslung, und fonftige Unterjchleife, fowie aud 
gegen Wafferögefahr ficher zu ftellen !). 

b) Der wirkliche Beginn des Hauptfloßes ift von den Floß— 
infpeftoren mit forgfältiger Rüdfiht auf alle hiebei zu 
erwägenvden Umftände, namentlidy auf die hiebei, zur Ber: 
minderung des. Koftenaufwandes, des Holzabganges, 

. fowie der fonftigen ungünftigen Wirfungen des Waſſers 
auf das Floßholz, in hohem Grade erwünfchte möglichſte 
Beichleunigung, und deshalb unter zeitlicher Ausführung 
aller hiezu erforverlihen Beſtellungen feftzufegen; un 
mittelbar vor demfelben haben. fie aber noch der höheren 
Behörde eine Ueberfiht über die nah Wahrfcheinlichkeit 
zum Einwurf fommende Holzmafje, behufs angemefjener 
Vertheilung derjelben unter die betreffenden Holzgärten, 
und bießfallfiger eigener Anweifung von da, vorzulegen ?). 

c) Zu angemefjener unmittelbarer Ausführung ift zunädhft 
das Einwerfen des hiezu beftimmten Holzes in der nad 
der vorgedachten Rüdfict gegebenen Zeit durch auch 
hiezu eigens aufzuftellende Accordanten bewerfftelligen zu 
laffen, jedoch unter forgfältiger Zurüdftelung und fofors 
tiger urfundlicher Aufnahme des etwa zur Berflößung 
untauglihen Holzes zum Verkauf oder zur Aufbehaltung 
für den naͤchſten Bloß ?). 

d) Ebenso ift der ganze weitere Verlauf des Holzfloßes 
unter Mitwirkung von längs des Floßwaſſers ftationd- 
weife aufzuftellenden Hütern genau zu überwachen, und 


1) O. a. Infr. der Floß⸗Inſp. 8. 2-4. 
2) Dafelbit, 3. 4. 
3) Dafelbit, 3. 9. 
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die hiezu erforderlihe Nahhülfe in entfprechender Weiſe 
mittelft des fogenannten Nachtriebes für das etwa zurüd- 
bleibende Holz zu leiften, fowie auch jeve Beſchädigung 
und Entwendung möglichſt davon entfernt zu halten"). 

e) Das in dem Floßwafjer zurüdbleibenvde Sinkholz ift aus— 
ftehen und aufftellen zu laffen, und fofort durch den 
Floßinspeftor je nad) Umftänden entweder, namentlich 
wenn dieß der Gefahr einer Entwendung, oder des gerins 
gen Betrages wegen, oder aus anderen Gründen ange: 
mefjen erfcheint, zum Verkauf zu bringen, oder für den 
nächſtfolgenden Floß aufzubehalten ?). 

f) Nach der Anfunft des Floßholzes an ven bei den betref- 
fenden Holzgärten hergeftellten Auffang- Vorrichtungen, fo: 
genannten Reden, und foweit ed nicht etwa, wie weiterhin 
noch anzuführen, für gewiſſe Verwendungen vorher ſchon 
auf einzelnen Stationen für Rechnung der Holgverwaltung 
zum Auszug fommt, dabei aber aud) ganz der nachbemerkten 
Behandlung unterliegt, ift dasſelbe unter Rückſprache des 
Floßinſpektors mit dem Holzverwalter durch Accordanten 
ausziehen, fortiren, und unter Abfonderung der Epäne und 
des zum Einfegen in Klafter nicht geeigneten Holzes, 
aufftellen zu laſſen, fofort aber das aufgeftellte Holz in 
Anwesenheit eines hiezu abzuordnenden Mitgliedes der 
höheren Behörde, des beireffenden Floßinſpektors, und des 
Holzverwalters durd) einen Geometer fubifch vermefjen, ab» 
ftechen, zu lafjen, das Ergebniß hievon auf Klafter zu berech— 
nen, und der hiernad) ſich ergebende Abgang, mit Rüdficht 
auf das Quantum an ausgezogenem Einfholz, an Epänen, 
und an nicht in Klafter einzufegendem Holz, zu ermitteln 3). 


1) D. a. Inſtr. des Floßinfp., 3. 3, 5, 9. 

2) Daſelbſt, 3. 6. 

3) Ungedr. Berf. des Fin.Min. vom 24 Mai 1839; 0. a. Inſtr. des 
Floßinfp., 3. 5, 6, 11. Amtlihen Notizen zufolge belief ſich der Ab— 

Hoffmann, Finanzrecht. 1. 23 
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g) Nach Vollendung des ganzen Floßgeſchäftes ift von dem 
Floßinfpeftor eine vollftändige und urfundlid belegte 
Ueberficht über den Umfang deſſelben, den dabei ftatt- 
gehabten Abgang, und den Koſtenaufwand hiefür ber 
höheren Behörde vorzulegen !). 

2) Der Transport auf der gewöhnlichen Achſe, welcher früher 
in großer Ausdehnung ftattfanp, neuerlich aber nur für 
einen ganz feinen Theil des von den Erzeugnißorten 
beigubringenven Holze, und außerdem nur noch für die Bei— 
fuhr von den Rems-Holzgärten nad dem in Stuttgart 
erforderlich wird 2), ift von der Holzverwaltung mittelft 
eigener unter Vorbehalt höherer Genehmigung abzuſchlie— 
Bender Accorde zu bewerfftelligen. Dabei ift das Holz 
von den Accordanten, neuerlihen Accordsbeſtimmungen 
zufolge, im erfteren vorgedadhten Falle im Wald bei dem 
forftamtlihen Abditih zu übernehmen, innerhalb einer 
beftinnmten Zeitfrift nad Anzeige bei dem betreffenden 
Revierförfter von da abzuführen, und in ganz gleichem 
Mepgehalt, unter Unterlafjung jeder Verwechslung mit 
anderem Holz bei befonders hierauf geſetzter Conventio- 
nalftrafe, binnen einer beftimmten Zeit in den betreffen, 
den Holzgarten abzuliefern, in dem anderen Salle aber 
auch bei einer beftimmten Conventionalftrafe unverweilt 
und längftend innerhalb zweimal vierundzwanzig Stunden 


gang bei dem Enzfloß während ber Geſammt-Accordsperiode der Jahre 
185%/:9 jährlich auf 4,88 Proc, unter dem Selbftbetrieb in den Jahren 
18%0/a7 jährlih nur auf 2,78 Proc. 

1) D. a. Inftr. des Floß-Inſp. 3. 11. Nah einer im Jahr 1855 
angeftellten Berechnung belief füh der Betriebsaufwand für ein Klafter 
Floßholz auf der Enz bis Bietigheim nach zehnjährigem Durchſchnitt auf 
3 fl. 87/0 fr, im Jahr 1854 aber nur noch auf 2 fl. 45% fr. ©. V. 
d. K. d. N. von 1855, 2r Beil.Bv. ©. 246, 

2) V. d. 8. d. U. von 189/52, 2r Beil. Bd. ©. 295, von 1855, 
2: Beil.Bd. ©. 245, 246. 
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in dem bei der Uebernahme erhaltenen ordnungsmäßigen 
Meß, ohne irgend einen Achsabgang, alfo unter Erfag 
des Fehlenden, und ebenfo ohne Anfpruh auf einen 
etwaigen Ueberſchuß zu überführen, und vaher bei ver 
Anfunft im Holzgarten auf den Grund forgfältiger 
Mefjung, wie bei der Holzabgabe, durd den Meffer zu 
übernehmen '). 

3) Der Transport auf der Eiſenbahn, zu weldem feit 
neuerer Zeit, zufolge einer mit ver Eifenbahn-Berwal: 
tung getroffenen Uebereinkunft, zu beiverfeitigem Vortheil 
das von den Enz-Holggärten in den zu Stuttgart zu über: 
führende Holz fommt ?), ift, abgefehen von der auf be- 
jonderer Hebereinfunft beruhenden Frachtbeſtimmung, ledig— 
lich an die allgemeinen Eifenbahntransport » VBorfgriften 
gebunden, und außerdem natürlidy noch bei der Uebernahme 
hinfichtlich des Meßgehafts durch ven Meſſer zu controfiren. 
III. Das endliche Ergebniß ter auf die angeführte Weife 

bewerfftelligten Beifhaffung von Holz in die Holzgäarten bildet 
fofort einfach die Grundlage für die weitere Natural-Berwal: 
tung von jenem dafelbft, jo daß die Verantwortlichfeit für 
diefe hiernach zu übernehmen ift. 


$. 113. 
c) Verwaltung der Holzvorräthe in den Holzgärten insbefondere. 


Die Aufgabe der weiteren Verwaltung der in die Holzs 
gärten beigebrachten Holzvorräthe befteht vornemlich einmal 
in der Sorge für angemefjene Aufbewahrung befjelben behufs 
der dießfallfigen weiteren Verfügung, fodann in der vorfchrifts- 
mäßigen und zweckentſprechenden Verwendung, beziehungsweife 
Berwerthung dejjelben, endlich in der Einbringung der aus 

1) Neuere Holzbeifuhr-Accordsbedingungen; neuere Dienſt-Inſtr. der 


Holzmefjer vom Jahr 1853 und 1856. 
2) B. d. K. d. A. von 1892, 2r Beil.Br. ©. 294, 295. 
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legterer fich ergebenden Einnahmen, und ter Ablieferung der— 
felben an die Staatscafje über Abzug der davon zu beftreitenden 
Ausgaben. 

I. Die Aufbewahrung der Holzvorräthe in den Holz— 
gärten ift nächſte Obliegenheit der befonders hiefür aufgeftellten 
Naturalrechner, der Meſſer, unter der unmittelbaren Leitung 
und Aufficht der Holzverwaltung, und nad Maasgabe der 
hiefür aufgeftellten bejonderen Normen. Demgemäß ift es 
insbeſondere 

1) weſentliche Aufgabe derſelben, nach den Weiſungen der 
Holzverwaltung, und je nach den vorliegenden beſonderen 
Bedürfniffen ſowie ven Raumverhältniſſen, für angemeſſene 
Aufſtellung und Ueberſicht der Holzvorräthe zu ſorgen, auch 
jeder Beſchädigung oder Entwendung nad Möglichkeit 
zu begegnen. Sie dürfen daher nur mit Vorwiſſen 
der Holzverwaltung den Ort verlaſſen, und Gehülfen 
annehmen; auch haben ſie leztere der Holzverwaltung 

zur Verpflichtung zu ſtellen. Ueber Holz-Empfänge und 

Abgaben iſt von ihnen ein eigenes Natural-Rechnungs— 

buch nebft bejonderen Regiftern zu führen !). 

2) Die Abgabe von Holz ift ihnen nur auf fpecielle ſchrift— 
liche Anweifungen von Eeite der Holzverwaltung, und 
in den Filialholzgärten für ven Verkauf auch noch auf 
ſolche der Unterrechner geftattet, welche fie fofort ale 
Beleg ihrer Verrechnung aufzubewahren haben. Auch 
ift ihnen hiebei, ‚neben ftrengfter Enthaltung von allen 
Gejhenf: Annahmen, die Beobachtung vollfommener Un- 
partheilichfeit, namentlih durchgängige Gewährung guten 
und ordnungsmäßigen Mefjes, und in dieſer Rüdjicht 
jeverzeitige Bereithaltung einer Partie gemefjenen Holzes, 
und Abfertigung der Empfänger nad der Zeitfolge ihres 


1) Neuere Inſtr. der Meffer vom Jahr 1853 und 1856. 
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Eintreffens zur Pflicht gemacht, unter der ausdrücklichen 
weiteren Beftimmung, daß fie, wenn je auf Eeite eines 
Empfängers ein Zweifel oder Unzufriedenheit hierüber 
entfteht, die von der Holgverwaltung nicht gehoben werden 
fönnen, ſich einer Nachmefjung des betreffenden Holzs 
quantumsd durch einen öffentlihen Meſſer auf Unrechts— 
Koften zu unterwerfen, und bei dem Erfund einer Unzu— 
länglichfeit neben dem fehlenden Holy nod das zu ers 
legende Meßgeld zu erfegen haben "). 
3) Für den in den anvertrauten Holgvorräthen enthaltenen 
Werth ift von ihnen in der Art Gewährfchaft zu leiften, 
daß bei einem von Jahr zu Jahr zu veranftaltenden 
Eturz derfelben nur ein beftimmter verhältnißmäßiger 
Abgang ohne Erfagverbindlicyfeit augelaffen werben darf ?). 
I. Zur Verwendung, beziehungsweife Verwerthung der 
Holzvorräthe ift theils eine Abgabe hievon zu Befrie— 
digung des hierauf angewiefenen Holzbevarfes einzelner 
Zweige der Staatsverwaltung, theild und foweit außerdem 
nod Etwas zu freier Verfügung bleibt, der Verkauf an Pris 
vaten je zu denjenigen Preiſen angeordnet, welche von der 
höheren Behörde feftgefegt werden ?). Indeſſen fteht für dieſe 
Preisbeftimmung feit neuerer Zeit feft, daß ſolche ganz all 
gemein, alfo ebenfowohl für das an jene Verwaltungszweige, 
wie 3. B. namentlih an das Militär und die Kanzleien ab» 


1) Verf. des Fin.Min. vom 15. Juli 1824, Samml. der Cam. Geſ. 
N, ©. 494 ; neuere Inftr. der Holgmefjer vom Jahr 1853 und 1856. 

2) Ungedr. Berf. des Fin.Min. vom 15. Juli 1824; neuere aften- 
mäßige Notizen. 

3) Die früher den in Stuttgart angeftellten Staatsbienern eingeräumte 
Berechtigung, je nach ihrer Dienfiftufe ein beflimmtes Quantum Holz zu 
einem feften Normalpreis beziehen zu dürfen, ſ. Bekanntm. des Fin.Min. 
vom 12. Jan. 1818, Rbl. ©. 16, und vom 16. Dec. 1824, Rbl. ©. 940, 
ift neuerlich aufgehoben worden, S. ungebr. Verf. des Fin. Min. vom 
16. Sept. 1850. 
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zugebende Holz, wie für den Berfauf an Privaten, nad) tem 
jeweiligen Stande der Marftpreife fi zu richten hat ), und 
eine Ausnahme nur zufolge etwaiger befonverer rechtlichen 
Berpflichtungen und lWebereinfünften eintreten fann, wie vieß 
demgemäß wirklich gegenüber von einzelnen Corporationen und 
Privaten, theild und ganz befonders gegenüber von der Eifen- 
bahn-Berwaltung der Fall ift, welche jevod ihren von dem 
Enzfloß zu beziehenden Bedarf zu einiger Erfparniß, mit Um: 
gehung der Enzholzgärten, durch unmittelbaren Auszug auf 
ihre Holzgärten an der Enz erhält 9. Der bei dem Auszug 
ans den Floßwaflern und der Aufftelung des Bloßholzes in 
den Holzgärten ſich ergebende Abfall an Spähnen, Abbruch, 
und fonftigem zur Einftellung in Klafter nicht geeigneten Holz 
ift durd) die Holzverwaltung in urkundlichem Aufftreich zum 
Verkauf zu bringen 9). 

II. Die Einnahmen der Holzgarten-Verwaltung aus den 
ebenzuvor und früher erwähnten Holzverfänfen find, wie aus 
dem hierüber Bemerften hervorgeht, foweit fie, wie leßtere, 
vor der Leberlieferung des Holzes an die Holzgärten anfallen, 
von den betreffenden Cameralämtern für Rechnung der Holz 


1) Ungedr. Verf. des Fin.sMin. vom 7. Juli 1838, 28. Oetbr. 1850 
und 6. März 1856; D. d. 8. d. A. von 18°!/, 2ter Bril,Bb. ©. 295. 
Früher waren bie erfteren Abgaben großen Theils zu ermäßigten Preifen 
zu gewähren, wobei fi fein reines Ertragsergebniß herausftellen konnte. 

2) Während nah den Voranfchlägen in dem Gewerbeplan auf das 
Jahr 1855/55 der allgemeine laufende Preis bei der Abgabe in Stuttgart 
für buchenes Floßholz auf 15 fl., für tannenes auf 11 fl. angenommen, 
und berjelbe auch bei einer den Enzholzgärten näher gerüdten Abgabe 
wegen des geringeren Beifuhraufwandes eine Grmäßigung von nur etwa 
1 fl. erleidet, find für die Eifenbahn:Berwaltung 13000 Klafter tannenes 
Holz zu 6, und 2000 zu 5fl., aljo zu einem Preife in Berechnung gebracht, 
der notorifch theilweife fogar unter demjenigen an den Ginwurfplägen ftcht. 
& V. d. K. d. A. von 1855, 2r Beil. Bd. ©. 246, von 18°'/g2, 2r 
Beil.Bd. ©. 295, 

3) D. a. Inftr. des Flofinip., 3. 6; neuere Dienſt. Inſtr. der Mefler 
vom Yahr 1853 und 1856. 
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verwaltung, außerdem aber von der legteren mit Hülfe ber 
Unterrechner, und unter volftändigem Ausfhluß der Floß— 
infpeftoren, wie der Meffer hievon, einzubringen, und ebenfo 
find die Zahlungen der mit dem Holzgartenbetrieb verbundenen 
Ausgaben theild unter der vorgedachten Vermittlung, theils 
unmittelbar von der Holzgartenverwaltung zu leiften. Hin— 
fihtlid des Einen wie des Anderen, fowie auch hinſichtlich der 
Ablieferung der Ueberſchüſſe an die Etaatd-Hanptcaffe ift 
jene an die allgemeinen dießfallſigen Grundſätze gebunden; e8 
verfteht fi) aber hiebei von felbft, daß von einer ſolchen Abs 
lieferung infolange feine Rede fein fann, als das der Holy 
gartensVerwaltung ausgeſetzte Betriebscapital nicht gevedt ift. 


$. 114. 
3) Finanzieller Ertrag der Holzgärten. 


Der feit neuerer Zeit, zufolge einer von anderen Rüͤck— 
fidyten mehr ald früher unabhängigen, und deshalb mehr anf 
gewerblichen Grundſätzen beruhenden Anorbnung der der Per 
waltung der Holzgärten für den Betrieb zugewiefenen Leiftungen 
und Forderungen, etwas Flarer und reiner ſich heransftellende 
Ertrag derjelben ift für die nenefte Finanzperiode von 185%/58 
im jährlihen Durhfchnitt rein angenommen auf 27,000 fl. '), 


$. 115. 
V. Torfgruben. 


Der Befig des Staats an Torfgruben, ald felbftftändiger 
Vermögenstheil früher nicht ganz unbedeutend, und dabei 
ald ein untergeorbneter Zweig der Forftverwaltung ?), vors 


1) Haupt-Finanzetat von 1855/58, II, A. 2, b; DB. d. K. d. A. von 
1855, 2r Beil.Bd. ©. 245. 

2) BD. vom 28. Febr. 1822, Rbl. ©. 127, $. 2; o. a. Dienſt⸗ 
Infte, für die Kr,Fin,Kammern vom Jan, 1823, $. 5, lit, ©, 
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nehmlid zu Eicherung eines rationellen Betriebes, und einer 
angemefjenen Gelegenheit zur Abverdienung von Etrafen, in 
eigener Verwaltung auf Staatsrehnung '), ift feit neuerer 
Zeit, zufolge des theilweifen Wegfallens jener Gründe, nicht 
allein durch Veräußerung von mehreren verringert, fondern 
auch vorzugsweife einer Benügung durch Verpachtung, gleich 
Domänen i.e. S., von Eeite der hiefür aufgeftellten Behör- 
den gewidmet, und nur zum Fleineren Theil nod im Selbſtbe— 
trieb durch hiezu aufgeftellte Accordanten ; auch ift fein Ertrag 
völlig mit dem der Domänen i. e. ©. vermifht 9. Ganz 
unabhängig hievon ift ein feit neuerer Zeit für die Zwede 
ver Eifenbahn-Berwaltung eingeleiteter Torfftichbetrieb. 


Vierter Abſchnitt. 


Einnabmen aus Eifen: Berg: und Sütten: 
werfen, und verwandten Anlagen. 


$. 116. 
I. Im Allgemeinen, 


Einen unter der vorigen und der gegenwärtigen Staats— 
regierung nad; allen Theilen beträchtlid, erweiterten Vermögens— 
theil des Staats bilden mehrere Eifens Bergs und Hütten, 
werfe, und nebendem von verwandten Anlagen noch eine mit 
einem ſolchen Werfe in Berbindung ftehende Gewehrfabrif 3). 


1) V. d. K. d. A. von 1821, 9. 9, ©. 826 ff; ungebr. Derf. des 
Fin.Min. vom 24. Mai 1823. 

2) Im neuerer Zeit war ber —* von der Selbſtverwaltung noch 
angenommen zu 1996 fl., ſ. V. d. K. d. A. von 18°!/, 2r Beil. Bd. 
S. 257. 

3) In früheren Zeiten beſtanden auch Silber⸗, Kupfer: und Meflings 
werfe in Verbindung mit entſprechenden Bergbau Unternehmen, welde 
aber ſchon vor längerer Zeit aufhörten. Eine in neuerer Zeit erſt noch zu 
Bildung eines Mufterbetriches angefaufte, und auf Staatsrehnung in Ber 
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Alle diefe Werfe ftehen, wie im Einzelnen näher darzu— 
fegen ift, ihrer eigenthümlichen wirthſchaftlichen Verhältniſſe 
wegen, durchaus in eigener Berwaltung auf Staatsrehnung 
durch eigens hiefür anfgeftellte befonvere techniſche Lokalbe— 
hörden, und es ift folhe zu dem Ende je nad) entfprechenden 
privatwirthfchaftlihen Grundſätzen geregelt, zum Theil aber 
hiebei auch noch durch gewiffe auf dem Bergregal beruhende 
Vorrechte unterftügt. 

Die Leitung und Beauffihtigung diefer Verwaltung, in 
ihrer unmittelbaren Beforgung dur jene Lofalbehörven, ift, 
zugleih mit der der Saͤlinen, und des Berg-, Ealz-, und 
Münzregals, einer eigenen entfprechend organifirten technifchen 
Mittelftelle, dem Bergrath, mit den in diefer Stellung ber 
gründeten Befugniffen ), und als eigener Abtheilung der Ober: 
finanzfammer, der für das Bergmwefen °), übertragen. 


I. Eifen- Berg: und Hüttenwerke. 
8. 117. 
1) Beſtand des Stantseigenthums an diefen Werken. 


Das zum Theil fhon in frühen Zeiten durd die da— 
maligen Württ. Landesherrn behufs wirffamer Ausübung des 
unter ihnen zu volljtändiger Entwidlung gelangten Berg— 
regaled gegründete I), in der neueren Zeit aber, unter audges 


trieb gefegte Glashütte wurbe bald nad) ihrer Erwerbung wegen der finan— 
ziellen Unvortheilhaftigfeit wieder veräußert. Die lediglich auf polizeilichen 
Gründen beruhenden verwandten Unternehmen, fowohl die nur no in 
ſchwachen Ueberreften mit entfprebendem Aufwand aus Staatsmitteln bes 
triebenen Verfuchsbauten auf edle Metalle, als auch tie neueren Bohrs 
verſuche auf Steinfohlen, gehören als ſolche nicht hieher. 

1) D. a. Dienft:Infir. für den Bergrath vom 6. Febr. 1835. 

2) B.D. vom 31. Aug. 1850, Rbl. ©. 325. 

3) Die K. Eifenwerke, in den Württ. Jahrbüchern, Jahrg. 1819 und 

1820, ©. 323 fi. 
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dehnter Benüsung der im Lande hiezu ſich varbietenden reichen 
Naturſchätze, in allen Richtungen beträchtlich erweiterte Eigen— 
thum an Eifen- Berg» und Hüttenwerfen von im Einzelnen 
fehr verfchievenem Umfang begreift näher in fi: das Schmelzs 
und Hüttenwerf Königsbronn, nebft dem Walzwerk Ilzelberg, 
den Stuferz⸗ (Thoneifenfteinflöge in der Dolitformation) Gruben 
bei Aalen, und ven Bohnerzgruben (im Jurakalk) bei Oggens 
haufen und Nattheim, das der Zeit außer Betrieb ſtehende Ham- 
mer: und Walzwerf Unterfodhen!), das Schmelz und Gießereis, 
und in der neneften Zeit hiegu weiter noch errichtete Puddlings⸗ 
und Walzwert Wafferalfingen, nebft mechanischer Werfftätte, 
der in der nächſten Umgebung befindlichen Stuferzs (Thoneifen- 
fteinflöge wie zuvor) Grube, und einer Bohnerzgrube (im 
Jurakalk) bei Michelfelv, das Eifenhammerwerf Abtsgmünd, 
das vereinigte Schmelz. und Hammers, Stahls, Pfannen, Een; 
fen- und EtrohmefjersHammer-Werf Ehriftoph6- und Friedrichs— 
thal, nebft Stuferz: (Brauneifenftein, Rotheifenftein, und Braun 
ftein in dem bunten Sandftein) Gruben bei Neuenbürg, und 
Grunderzgruben (im Mufcelfalf) bei Fluorn und Dornhan, 
das Schmelz- und Hammerwerf Lubwigsthal, mit Bohnerz 
gruben bei Neuhaufen ob Ed, das Schmelzwerk Wilhelmshütte 
zu Schuffenried mit Bohnerzgruben bei Riedlingen, und das mit 
ber Gewehrfabrif Oberndorf verbundene Hammerwerf dafelbft 2). 

Bei allen diefen Werfen befindet ſich eines Theild ein 
mehr oder minder beträdhtlihes Grundcapital an Wohn: und 
MWerfgebäuden, nebft dazu gehörigen Werks-Einrichtungen, Wafs 
ſer⸗Berechtigungen und Bauten, fowie an Grunpftüden ver 
ſchiedener Art, andern Theild ein entſprechendes Betriebscapital 


1) Es ift demfelben zufolge der neuerlichen Erweiterung bes Werkes 
in Wafferalfingen eine andere Beflimmung zugedacht, woferne es überhaupt 
beibehalten wird. ©. V. d. 8. d. 9. von 1855, 2r Beil.Bd. ©. 252. 

2) Memminger, o. a. Beichreibung von Württemberg, S. 351, 
und 41 ff; V. d. K. d. N, von 1855, 2r Beil. Bd. S. 252 fi. ' 
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an Geld-, Materials, und WaarensBorräthen, von welden 
beiden, der hierüber vorliegenden Berechnung auf ven 30. Juni 
1854 zufolge, wie fie anf dieſen Zeitpunft hinfichtlich des 
Grundeapital® aus der feiner Zeit ald Grundlage hiefür an— 
geftellten Schätzung desfelben, und ver ſeitdem erfolgten Anfs 
rehnung von Werthö-Vermehrungen aus vem Grundftod, ſowie 
alljährliher Abrehnung von zwei und ein halb Procent tes 
Merthes für die Abnügung ), hinſichtlich des Betriebscapitale 
aus der je mit Darftellung ver jährlihen Rechnungs-Ergeb— 
nifje über die Verwaltung vorzulegenden Ueberſicht über vie 
Betriebsfonds ?) ſich ergab, das eine auf 953,488 fl. 20 fr., 
das andere auf 1,480,552 fl. 51 Fr., beide zufammen alfo auf 
2,434,011 fl. 11 fr. fi belaufen °). 


1) Unger. Erl. des Bergraths vom 3. Decbr. 1850 und 29. Aug. 1854. 

2) Ungedr. Berf. des Fin. Min. vom 23. März 1838 und 3. März 
1847. Für die obengedadhte AbnügungsprocentzBerehnung wurde zivar 
in neuerer Zeit eine veränderte Norm in Anregung gebracht, ſ. Verh. der 
2ten verfaflungberathenden Berfammlung vom J. 1850, 2r Beil. Bd. 
©. 233; es wurde aber bei weiterer Erwägung der erfleren ihrer Ginfachheit 
wegen der Vorzug vor jener zuerfannt. ©. V. d. K. d. A. von 1851/se, 
2r Beil. Bd. ©. 205. 

3) V. d. K. d. NR. von 1855, 2r. Beil. Bd. ©. 249. Daß der wirf- 
liche Werth des Orundcapitals bei den meiften Werfen zu niedrig ange: 
Schlagen fei, dürfte, im Hinblid auf den die Grundlage feiner Berehnung 
bildenden, ber Sicherheit wegen ſchon niedrig gehaltenen urjprünglichen 
Anſchlag, fowie auf die oben bemerkte beträchtliche Precenten-Abſchreibung, 
und auf den Umftand, daß der Grundftod für Neubauten nur theilweife, 
insbefondere für neue bleibende Erwerbungen und Ginrihtungen in Ans 
ſpruch genommen wird, der ganze Aufwand für die Unterhaltung, Ber: 
befierung, und vorübergehende Geweiterungen von Gebäuden, Werfen, Mas 
ſchinen, fowie alle Reäpififationen aber aus dem laufenden Ertrage zu 
befireiten find, f. ungebr. Erl. des Bergrathes vom 23. März und 2. Nov, 
1847, kaum einem Zweifel unterliegen. ©. 3. d. K. d. N. von 1851/52, 
2r Beil.Bd. ©. 779. Auch geht dieß ar hervor aus der geringen Bus 
nahme, welche dieſes Gapital nad in längerem Zeitraum erhaltenen noto- 
riſch beträchtlichen Erweiterungen zeigt, wie denn dasjelbe auf den 1. Juli 
1833 ſchon auf 703,700 fl, berechnet war, und diefe Berechnung won ber 
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Dabei ift viefer Beſitz noch durd das für den Staat ver- 
möge älterer berggefegliher Normen in Anſpruch genommene 
Vorrecht auf den Betrieb von Erzſchmelzwerken im Lande, und 
auf die Berhüttung der im Lande gewonnenen Erze dafelbft, welches 
nur mit befonverer Erlaubniß der Staatsregierung eine Aus— 
nahme erleiden fann!), weſentlich unterftügt. 

Eine Aenderung in dem Beftande diefes finanziell und 
nationalsöfonomifc wichtigen Vermögenstheiles ift zwar, rüds 
fiptli der mit demfelben bei ihrer Verwaltung auf Staats— 
rechnung jowohl, ald aud, und fogar in höherem Grade noch, der 
Natur der Sache, und mehrfachen abfchredenven Erfahrungen nadh, 
bei ihrer Verpachtung verbundenen wirthſchaftlichen Nachtheile, 
mittelft einer Veräußerung derfelben mehrfach ſchon angeregt 
worden ?), aber, wenn diefe auch bei einzelnen, namentlich den 
Heineren Werfen, wegen der hier einem vortheilhafteren Be: 
triebe in dem Wege ftehenden natürlichen Echwierigfeiten, ans 
erfanntermaßen Manches für fi hat 3), und deshalb in neuerer 
Zeit wirklich aud zum Theil Schon ftattgefunden hat), vor 
nehmlich im Hinblid auf die einem Verkauf wiederum entges 
genftehenden mehrfachen gewichtigen Bedenken, wie ven Mangel 
an einer einen entfprechenden Erlös bedingenden Concurrenz von 
größeren zu folden Unternehmen geneigten und befähigten Capita— 
liften, die Schwierigfeit einer Eicherftellung des Brennftoff-Bedar- 
fes für einen Käufer, und die hohe Wichtigfeit der hiebei nicht 
wohl zu erwartenden Garantie für einen nachhaltigen, die Ins 


Finanzverwaltung felbft als zu niedrig erfannt wurde, S. V. d. 8. d. A. 
von 1833, Bd. 17, ©. 154 ff., Bo. 10, 59ſte Sikung, ©. 27. 

1) Der allgemeinen Bergordnung vom 5. Juli 1598, bef. gedr., und in der 
Samml. der Cam. Geſ., I. ©. 114 ff, vorangeſchickte Bergfreiheit vom 
1. Juni 1597, Punkt 13, und die der legteren ee vorgedadhte Ord⸗ 
nung felbit, 4r Theil, 2r Artikel. 

2) V. d. K. d. N. von 1833, Bd. 17, ©. 210. 

3) Dief. von 1855, 2r Beil.Bd. ©. 251. 

4) So im 3. 1842 das Hammerwert Schramberg. 
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terefjen der arbeitenven Claſſen berüdfichtigenden, und die vor- 
liegenden Naturſchätze in nachhaltiger Weife ausnugenden 
Betrieb, auch jeden Falls im Ganzen, fowie insbefondere hin— 
fihtlih der größeren aud im weiteren Kreifen concurrenz- 
fähigen, und darum aud) auf eine fernere Zukunft hinaus lebene- 
fähigen Werfe für jegt nicht al8 rathſam erfannt!), und es 
haben demgemäß fogar in ver neueften Zeit eben erft jene 
größeren Werfe zum Theil, zu mehrerer Eicherung ber von 
einem größeren Umfange und weiterer Ausdehnung der Ans 
lagen zu erwartenden Bortheile, eine beträchtliche Erweiterung 
erhalten ?). 


2) Verwaltung der Eifen- Serg- und Hüttenwerke, 
$. 118. 


a) Im Allgemeinen, 


Die Verwaltung der Eifen- Berg. und Hüttenwerfe des 
Staats findet, abgejehen von den dabei befindlichen, für den Werk— 
betrieb felbft und unmittelbar nicht erforderlichen, oder nicht etwa 
als Befoldungstheil eingeräumten Wohngebäuden und Grund— 
ftüden 3), welche ſodann gewöhnlich theils, wegen der Unzuläſſigkeit 
allgemeiner Concurrenz, an Werk: Angehörige gegen fefte Pacht— 
zinfe, unter Vorbehalt freier Verfügung von Seite der Vers 
waltung, theils auch ganz in ähnlicher Meife, wie die zu den 
Domänen i. e. ©. gehörigen Staatsgüter, jetod mit Rüd- 
fiht auf etwaige beſonders erforderliche Vorbehalte der Hütten» 


1) B. d. KR. d. N. von 1836, Bd. 10, Ite Abth., S. 11, von 1845, 
Bd. 7, ©. 611, von 1851/53, 2r Beil.Bd. S. 302. 

2) DB. d. K. d. A. von 1855, 2r Beil.Br. ©. 253. 

3) Wohnungen find auf mehreren Werten wegen deren Entlegenheit 
von Wohnorten nicht allein den Bramten und Officianten, jondern aud 
untergeordneten Dienern und eigentlihen Arbeitern überlaffen; bei den 
BDeamten-Wohnungen befinden ſich gewöhnlic als Zugehör derjelben auch 
Gaͤrten. 
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verwaltung, wie Wegübergänge, Wafferbenügung u. f. w., 
zur Verpachtung fommen, und fo einen eigenen, wenn aud 
untergeordneten Ertrag gewähren, unter fonftigem völligem Aus— 
ſchluß einer Verpachtung, als der der Erfahrung nad) immer nur 
mit großen Berluften für den Staat verbundenen Benägungs- 
weise !), auf eigene Rechnung des Staates ftatt, wobei diefelben 
im Lauf der neueren Zeit theils durch fortfchreitende Vervoll; 
fommmung der Einrichtungen des ganzen Betriebs, und eben- 
damit ihrer wirthſchaftlich-techniſchen Leiftungen, theils durch 
neuerlich günftigere Geftaltung der Abfag » Verhältniffe über- 
haupt eine allgemein anerfannte hohe Bedeutung in finans 
zieller und nationalöfonomifcher Beziehung erlangt haben; eine 
Aenderung in ber bisherigen Bewirthichaftungsweife bedarf 
jedenfalls der Genehmigung des Minifteriums ?). 

Die für die unmittelbare Verwaltung der Hüttenwerfe 
aufgeftellten Zofaibehörven find je nad) dem Umfang von jenen 
mit einem mehr oder minder zahlreichen allgemeinen Berwals 
tungsperfonal an eigentlichen Beamten, Officanten, und Die- 
nern befegt, wozu ſodann erft noch das durch die Betriebsge— 
genftände noch näher bebingte eigentliche Arbeiterperfonal kommt. 

Das Berwaltungsperfonal an Beamten befteht der Regel 


nach aus einem Amtsvorftand, dem Verwalter, einem Gaffier, 


und einem Verwaltungs-Affiftenten 3), welche, die beiden erfteren 
neben eigentlihen Staatsdiener-Rechten, der dritte in der dienft- 
lichen Stellung anderer vom Staate angeftellten Amtsgehuͤl— 
fen, insbefondere der Gameralamtsd-Buchhalter, je eine fefte, 


1) V. d. K. d. A. von 1826, H. 4, €. 940, und von 1845, Br. 7, 
©. 11. Die legte Verpachtung war die des früher im Etaatseigenthum 
geftandenen Hammerwerfes Schramberg von feiner Erwerbung im Jahr 
1820 an bis zum Verkauf im Jahr 1829, 

2) O. a. Dienft:Inftr. für den Bergrath vom Febr. 1835, $. 15. 

3) Inftr. für das Etats: und Rechnungewejen der K. HüttensAemter, 
vom 4. Juni 1821, bei, gedr., und in der Samml. der Ren. Vorſchr. ©. 689 ff, 
$. 34. 
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analog der der Bezirksbeamten, beziehungsweife der letzteren 
geregelte Beſoldung, entjprehende Amtsaufwands-Entſchädi—⸗ 
gung, fowie freie Wohnung genießen !). Jedem dieſer Ber 
amten ift, zu Sicherung eines angemefjenen organifhen Zus 
fammenwirfeng, ein eigener vemgemäß beftimmter Wirfungsfreig, 
ohne eine eigentliche collegialifhe Verbindung unter denfel- 
ben, angewiefen?). Dem Erfteren kommt demgemäß im All 
gemeinen ald Amtsvorftand die Leitung der ganzen Verwal— 
tung, unter der Geſammt-Verantwortlichkeit für diefelbe gegen, 
über von der höheren Behörde mit nachbemerkter Ausnahme, 
insbefondere, unter der nachbemerkten Unterftügung, der Werf- 
betrieb in technifcher, ökonomiſcher, und merfantilifher Bezie— 
hung, die Auffiht über das Verwaltungsperfonal, überhaupt, 
alfo über die Beamten, Officianten, Diener, und Arbeiter des 
Werkes, und die Handhabung der Werfpoligei?), unter An- 


1) Ungedr. Verf. des Fin.Min. vom 31. Aug. 1824; ungebr. Erl. 
des Bergraths vom 10. Septbr. und 2. Octbr. 1824. Dem hier feftge: 
ſetzten Regulativ gemäß war den Beamten für den vierten Theil der Be— 
foldung ein Antheil (Tantieme) an dem Reinertrag des betreffenden Werfes 
eingeräumt ; diefer wurde aber in der Folge wegen feiner häufig nachthei— 
‚ligen Wirfungen auf die Einfommensverhältniffe der Beamten wie auf 
die Werk-Intereſſen wieder aufgehoben. ©. ungebr. Verf.' d. Fin. Min. 
vom 14. Jan. 1842, 26. Juli 1845 und 23, Oetbr. 1846. 

2) Den HüttensBerwaltern und Gaffieren ift Feine allgemeine, fondern 
je auf den einzelnen Werfen, mit Rüdficht auf deren eigenthümliche Ber: 
hältnifje, eine beſondere Inftruftion ertheilt ; indeflen erhalten diefe Inftr. 
durchaus gewiſſe in der Stellung jener Beamten begründete gemeinjame 
Beſtimmungen, welde den nachftehenden Angaben zu Grunde liegen. Eine 
eigentliche collegialifche Verbindung der Beamten auf dem Werke ift aus— 
drüdlih als unangemeſſen bezeichnet. S. Berf. des Fin.Min. vom 15. Juli 
1828, Samml. der Cam.Geſ. II, ©. 553, 

3) D. a. Infir. für das Gtats- und Rechn.Weſen vom Juni 1821, 
$. 34; vgl. Dienft-Inftr. für den Hüttenverwalter in Königsbronn vom 
3. 1828, Samml. der Cam. Geſ. II, ©. 555 ff., $. 2, 3, ungedr. Dienfts 
Inſtr. für den Hüttenverwalter in Wafferalfingen vom 16. Jan. 1821, $.2, 
ungedr, DienftsInftr. für den Oberbeamten der vereinigten Werfe Chriftophe: 
und Frievrihsthal, vom 6. Aug. 1839, $. 1. Im neuefter Zeit ift zur 
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wendung einer ihm eigens zu dem Ende in Beziehung auf 
Dienftverfehlungen und Uebertretungen der für den Werfbe- 
trieb beftehenden Vorſchriften eingeräumten, gegenüber von 
DOfficianten auf Geldbußen bis zu ſechs Gulden, und gegen- 
über von Laboranten hierauf, und außerdem auf Gefängniß- 
ftrafe bis zu adhtundvierzig Stunden, auf Suspenſion von der 
Arbeit bis auf vier Wochen, und foweit fie vom Hüttenvers 
walter angenommen find, auf deren Entlaffung fich erftreden- 
den Strafgewalt!). Dem Caſſier ift fodann vornehmlich die 
Führung der Caſſe unter ausschließlicher Haftung hiefür, die 
Verwaltung der Magazine, und die Rechnungsablegung über 
die beiverfeitigen Einnahmen und Ausgaben überwiefen ). Dem 
Verwaltungs-Affiftenten endlich liegt eine nähere Theilnahme 
an der unmittelbaren Aufſicht über den Werkbetrieb, theils 
mittelft allfeitiger Unterftügung des Verwalters, theild, in 
einzelnen Beziehungen, mittelft einer Gontrole desjelben in den 
ihm zufommenden Verrichtungen, und bei deſſen Verhinderung 
an Verfehung feines Amtes die Stellvertretung für ihn ob, wo— 
ferne von der höheren Behörde nichts Anderes hierüber ver- 
fügt wird ?). 
Herftellung größerer Ginheit der Verwaltung und Verantwortlichkeit als 
nothwendig erfannt, und Ginleitung dazu getrojien worden, daß die Lei— 
tung des Ganzen in technifcher, öfonomifcher, und merfantilifcher Bezie— 
hung dem Hüttenwerfe ausschließlich, ohne unabhängige Gemeinjchaft eines 
andern Beamten, oder Entzichung der unmittelbaren Ginwirfung auf irgend 
einen Zweig der Verwaltung, übertragen werde, ſ. ungedr. Verf. des Fin.⸗ 
Min. vom 8. Deebr. 1853; bis jegt ift jedoch diefe Ginrihtung noch nicht 
vollftändig durchgeführt. 

1) Ungedr. Berf. des Fin.Min. vom 21. April 1838; Erl. des Berg: 
raths vom 5. Mai 1835, Samml. der Gam.Gef. II, ©. 755. 

2) D. a. Infte. für das Etat- und Rechn.Weſen vom Juni 1821, 
$. 34, 35; Inſtr. für den Hüttencaffier zu Königebronn vom 9. 1828, 
Samml. der Cam. Geſ. I, ©. 568 ff., $. 1; ungedr. Inftr. des Hütten: 
sajfters in Waſſeralſingen vom 24. Jan. 1824, $. 3. 


3) DO. a. Inſtr. für das Stat: und Rechn.Weſen vom Juni 1821, 
$. 34, 37; bef. gedr. DienftsInftr. für die Berwaltungs-Affiftenten der _ 
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Von diefer die Negel bildenden Perfonalbefegung und 
damit zufammenhängenden Bertheilung ver allgemeinen Ber: 
waltungsgefchäfte findet eine Ausnahme eines Theild bei 
Fleineren Werfen infoferne ftatt, als hier mehrfah nur ein 
Verwalter und ein Berwaltungs-Affiftent, unter Hebertragung 
der Verrichtungen des Caſſiers an den erfteren! ), andern Theils 
bei einem größeren (Wafjeralfingen), injoferne hier vornehmlich 
. an der Stelle des einen Berwaltungs-Affiftenten mehrere ſolche 
Beamte mit gleichartigen oder verfchiedenen Dienft-Obliegens - 
heiten aufgeftellt, und unter dieje die dahin gehörigen Geſchäfte 
entfprechend vertheilt find. 

Bei diefer ein organifches Zufammenwirfen der aufge: 
ftellten Beamten bezwedenden inneren Organifation der Ele: 
mentarverwaltungssBehörden find diefelben, Hinfihtlih der von 
der höheren Behörde mittelft der hiezu dienenden allgemeinen 
Einrihtungen ausgehenden unmittelbaren Leitung und Beauf— 
fihtigung, zu Erleichterung und Verftärfung ihrer Wirffamfeit, 
mit jener noch in eine eigenthümliche Verbindung dadurch geſetzt, 
daß die einzelnen Werke durchaus jährlich wenigftens einmal, 
die größeren womöglich zweimal einer Lofalunterfuhung durch 
ein Mitglied des Bergrathed unterworfen, und hiebei, neben 
einer über den Betrieb im Ganzen fich erftredenven Prüfung, 
hauptſächlich diejenigen Gegenftände mit den Beamten näher 
zur Erörterung gebracht werden, welche durch örtlihen Augens 
ſchein und mündlide Verftändigung leichter ald durd Bericht: 
erſtattungen erledigt werden fönnen, unter ber weiteren Bes 
ftimmung jedoch, daß der abgeordnete Commiffär nur Hinfichtlich 
ſolcher Gegenftände, welche in der eigenen Zuftändigfeit ver Werk— 
beamten liegen, und nur im Benehmen und in Uebereinftimmung 
mit denjelben Anordnungen treffen kann, Hinfichtli anderer 
K. Hüttenwerfe, vom Bergrath ausgegeben mit ungedr. Erl, vom 28. Nov. 
1845, $. 1. 

1) ©. a. Inſtr. für das Etat- und Rechn.Weſen vom Juni 1821, $. 34. 
Hoffmann, Binanzret. 1. 24 
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von ihm ald nothiwendig erkannten aber dem Bergrathe Anträge 
zu ftellen, und diefem überhaupt von dem Ergebniß der Uns 
terfuhung Vortrag zu erftatten hat). - 

Zu dem untergeordneten allgemeinen Verwaltungsperfonal 
der Hüttenwerfe gehören einzelne Officianten, wie die Plap- 
meifter, und mancherlei niedere Diener, wie die Amtsdiener, 
Hüttenknechte, Nachtwächter, Amtsboten u. drgl., deren Ans 
ſtellung, ſoweit fie feſte Jahresgehalte genießen, dem Finanz— 
Miniſterium auf den Antrag des Bergrathes, außerdem dem 
letzteren auf den Antrag der betreffenden Beamten zukommt?). 

Die Verwaltung ſelbſt in ihrem eigentlichen Sinne, mit 
welcher in einzelnen Theilen auch die Einbringung der Ein— 
nahmen und die Leiſtung der Ausgaben enge zuſammenhängt, 
iſt hinſichtlich ihrer beiden Hauptgegenſtände, der Erhaltung 
des guten Beſtandes der Werke, und ihrer finanziellen Ber 
nügung, je an eigene Normen gebunden. 

Indeſſen, abgefehen davon, daß aud, hier bie erftere durch 
die andere wejentlid bedingt ift, und deshalb auch den Ein- 
richtungen für diefe die Nüdfiht auf jene wefentlih zu 
Grunde liegt, ergeben fih für beide zugleih als eigenes in 
ber Natur des Verwaltungs-Gegenſtandes begründeted Berürf- 
niß, und beftehen daher für diefelben in einigen Beziehungen 
gemeinfam eigene wichtige Ginrihtungen, die fomit hier zu: 
nächſt in Betracht zu ziehen find, nämlid, einmal hinfichtlich 
der Erhaltung der hiefür erforverlihen Ueberſicht über ven Bes 
ftand ver Hüttenwerfe, forann hinfihtlih der Anortung des 
für ihre Verwaltung überhaupt erforderlihen Geld-Aufwandes, 
endlich hinfichtlih der Nerwaltung ter hiefür erforberlidhen 
eigenen Material-Borräthe, 

1) D. a. Dienft:Jufir. des Bergraths vom Febr. 1835, $. 7; Berf. 
des Fin. Min vom 27. ct. 1846, Samml. der Gam.Gej., I, ©. 1104; 
ungedr. Verf. des Fin. Min. vom 2. Scpibr. 1850, 3. 7. 


2) D. a. Dienft:Inftr. des Bergraibd vom Febr. 1835, $. 12; Verf. 
des Fin. Min. vom 9. März 1835, Samml. der Cam. Geſ., 1, €. 747. 
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1) Zu Erhaltung der erforberlichen Ueberſicht über den 
Beftand der Werfe, wefentlih der nächſten Grundlage der 
ganzen Verwaltung derfelben, ift je bei den betreffenden Ele 
mentarbehörden wie bei der höheren Behörde ein über ſämmt— 
liche hiefür wichtige Verhältwiffe, wie namentlich das Eigen: 
thum jedes Werfes an Gebäuden, laufenden Werfen, und 
Grundftüden, die befonveren Gerechtſame nnd Raften desfelben, 
tie Gewerbsverhältniffe ſowohl hinfichtlih der Anſchaffungs— 
mittel und Wege, fowie der Preife ver Rohftoffe, ald auch 
hinfichtlich der Abfagverhäftniffe, der Zahlungsnormen, fowie 
der Selbftfoften- und wirflihen Verfaufspreife der Fabrifate, 
die Dienftverhältniffe des Verwaltungsperfonald, endlich das 
Inventar an Mobitten, Gefchirren, und Werkzeugen ſich er- 
ftredende Befchreibung in einem eigenen Amtsinventar-Grund- 
buch in der Art angeorbnet !Y, daß folhe and fernerhin 
hinſichtlich aller dießfallfigen Aenverungen überhaupt in ver 
früher erwähnten allgemein vorgefchriebenen Weife?), ſoweit 
fie aber Erweiterungen und Berbefferungen des Betriebs, die 
biebei gefammelten techniſchen Erfahrungen, Ratnrereigniffe 
u. |. w. zum Gegenftande haben, mittelft von fünf zu fünf 
Jahren zu erneuernder Vorlage eigener anf die fortlaufenden 
dießfalljigen Bormerkungen in den periodifchen Betriebsrapporten 
zu ftügenten Entwürfe der Hüttenverwalter I) zu ergänzen find. 

2) Der für die Berwaltung der Hüttenwerfe überhaupt erfor 
derliche Aufwand, deſſen angemefjene Regelung einen günftigen 
Erfolg von jener nothwendig vornehmlid bedingt, ift, neben 
den hiefür rüdfichtlih einzelner wichtigerer Zivede und Bes 
dürfnifje beftehenven, betreffenden Orts erft näher anzuführenvden 
92a“ Inſtr. für das Etat- und Rechn.Weſen vom Juni 1821, 
$. 16; o. a. Dienft:Inftr. des Bergrathes vom Febr. 1835, $. 4; ungedr. 
Erl. des Bergraths vom 17. Juli 1838; ungedr. Vorfchr. für die Juvens 
tarien, Werfzeugregifter u. f. w. vom 21. Juli 1846. 


2) O. a, Dienft:Inftr. des Bergraths vom Febr. 1835, a. a. O. 
3) Ungedr. Erl. des Bergraths vom 21: Nov. 1854. 
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Normen, im Allgemeinen zwar den in dieſer Beziehung für die 
Domanial-Berwaltung überhaupt aufgeftellten Grundſätzen 
gemäß zu behandeln (8. 66, 3. 3), dabei aber noch in 
Rückſicht auf feine eigenthümlihen Verhältniffe, namentlich 
die Mannigfaltigfeit desfelben,, feine vielfahe Vertheilung, 
und die Unaufjcieblichfeit ver duch ihn zu befriedigenden 
Bedürfniffe, noch in einigen Beziehungen unter eigene Normen 
geftellt : 

a) Accorde über die Lieferung von Material-Erfordernifjen 
find von den Hüttenverwaltern im Allgemeinen ver Regel 
nach nur nad vorgängiger öffentliher Bekanntmadung, 
und ftatt der früher gewöhnlichen Abftreihsverhand- 
lungen, auf dem Wege der Submiffion, daher nur, wenn 
befondere Gründe, wie 3. B. das Erforderniß eigens 
thümliher Kenntniffe oder Tüchtigfeit, eine Ausnahme 
hievon rechtfertigen, unter deren Nachweiſung bei Ein- 
holung der dießfallfigen Genehmigung, fowie im Ball von 
Nachgeboten einer alsbaldigen Berichterftattung an die 
höhere Behörve, im Wege freier Uebereinfunft, over auf 
andere zwedmäßige Weife, immer aber unter der Con— 
trole und Protofolführung des Verwaltungs-Affiftenten 
einzuleiten; behufs ver hiezu erforberlihen höheren Ger 
nehmigung aber, nad) welcher fie erft zur Zahlungsleiftung 
an den Caſſier gelangen, find fie, ver Einfachheit wegen, 
nicht allein dann, wenn fie minder wichtige Bebürfniffe 
betreffen, ſoweit der jährliche Bedarf eines Gegenſtandes 
den Betrag von fünfhundert Gulden nicht überfteigt, 
fondern aud bei größerem Belang, wenn fie im Einzel— 
nen die Summe von fünfhundert Gulden nicht überfteigen, 
und im Wege der Submifjion, oder dem der öffentlichen 


1) ©. a. Dienft » Inftr. des Bergsaths vom Febr. 1835, $. 9; o. a. 
Derf. des Fin. Min, vom 10. Janr. 1845, 3. 54. 
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Rerfteigerung, oder innerhalb der vorgefhriebenen Mas 
rimalpreife abgefchlofjen worden find, auch die Etatsfäge 
hiedurch nicht überfchritten werden, der höheren Behörde 
nur mit den nachbemerften BetriebsfoftenMerzeichniffen 
vorzulegen, unter der Beftimmung jedoch, daß die Be— 
zahlung infolange, bis die Genehmigung erfolgt ift, nur 
auf Verantwortung der Beamten erfolgen kann '). 

b) Alle Ausgaben, welde ihren Gegenftänden nad) beſon— 
derer Zahlungsanweifung von Seite der höheren Behörde 
bedürfen, wozu befonders viele zufällige und Fleinere ges 
hören, einschließlich des dazu gehörigen hiebei ſummariſch 
zu Geld zu berechnenden Material-Berbraudes, find jener 
dur die Verwalter nur von Vierteljahr zu Vierteljahr, 
jedoch bei beftimmter Strafe auf beftimmte Termine 
(1. Septbr., 1. Dechr., 1. März, 1. Juni) hiezu vors 
zulegen ?). 

ce) Infoweit e8 zu Beftreitung des ordnungsgemäß angeord- 
neten Aufwandes bei einem Hüttenwerfe wegen jeweiliger 
Unzulänglichfeit der vorhandenen Dedungsmittel eines 
Vorſchuſſes aus der Staatd-Haupteafje bedarf, ift von 
dem Hüttenverwalter hiezu die Vermittlung des Berg: 
rathes nachzuſuchen, und von diefem fofort nad; Anftellung 
der dießfallfigen erforderlihen Prüfung ein Anfinnen 
hiezu an die Staatshanptcaffen-Verwaltung behufs einer 
Anweifung desfelben zu ftellen, eine Anzeige an das 


1) DO. a. Dienft:Inftr. für den Hüttenverw. in Königsbronn von 1828, 
g. 15, lit. g, 19; desgl. für den Caſſier daf., $. 10; 0. a. DienftsInftr. 
für den Bergrath vom Febr. 1835, $. 6; ungebr. Erl. des Bergraths 
vom 8. Janr. 1841; o. a. Dienſt-Inſtr. f. d. Verwalt.Afj. vom Novbr. 
1845, 8. 14; ungebr. Verf. des Fin.Min. vom 2. Septbr. 1850, 3. 6; 
ungedr. Erl. des Vergraths vom 16. Decbr. 1851. 

2) O. a. Inftr. für das Etats und Rechn.Weſen vom Suni 1821, 
$. 24; o. a. Dienſt-Inſtr. für den Bergrath vom Febr. 1835, $.9; ungebr, 
Erl. des Bergraths vom 2, Mai 1846, 
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Finanzminifterium zu Genehmigung der legteren aber nur 
dann zu erjtatten, wenn ber betreffende oder der etwa 
fhon erhaltene Zuſchuß mehr als ein Drittheil des eiges 
nen Betriebsfonds der cmpfangenden Berwaltung aus; 
machen würde, oder von berjelben überhaupt vorausſichtlich 
innerhalb. des laufenden Etatsjahres nicht wieder zurüd- 
erftattet werden könnte '). 

3) Die Verwaltung der auf den Werken ebenfowohl für 
die Erhaltung des guten Beitandes, als auch für ihre finans 
zielle Benügung erforderlichen Materialnorräthe ift der Regel nad) 
einem neben Anderem befonders auch hiefür, zwar ohne eigent- 
lihe Staatsdiener-Rechte, aber mit feftem Jahresgehalt, und 
der Verbindlichkeit zu Stellung einer beftimmten Caution, auf: 
geftellten Officianten, dem fogenannten Plagmeifter, unter 
Beihülfe von untergeorbneten Dienern, insbefondere den Hütten: 
fuechten, und unter der unmittelbaren Auffiht und Controle 
des Verwaltungsaffiftenten übertragen. Diefelben find daher. bei 
der Ablieferung von dem Plagmeifter in Gemeinfhaft mit den 
zum Mefjen und Wägen aufgeftellten verpflühteten Perſonen, 
unter forgfältiger Wahrnehmung der anzufprehenden guten Ber 
Ihaffenheit und Menge, den zum Theil hiefür feftgefegten befon- 
deren BVorfchriften gemäß zu übernehmen, und dabei von ihm, 
wie von jenen Perfonen, je befonderd in einem eigenen Tag- 
buch, fowie auch, behufs des Ausweifes der Liefernden über 
den Fortgang ihrer Lieferungen, und der etwaigen Gewährung 
von Abjchlagszahlungen an diefelben aus der Caſſe, in den 
von legteren felbft zu führenden Lieferungsbüchern zu verzeichnen. 
Dem Verwaltungs-Affiftenten aber liegt hiebei ob, jene Ueber— 
nahme forgfältig zu überwachen, und zu dem Ende namentlich 
die gelieferten Materialien Dinfihtlid ihrer orbnungsmäßigen. 

1) O. a. Staatscaffen= und Redhn.Infir. vom 10. Nov. 1818, $. 10; 
0. a, DienfisInfte. für den Bergrath vom Febr. 1835, $. 11; ungedr. 
Berf, des Fin. Min. vom 8, April 1844. 
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Befhaffenheit fleißig zu unterfuhen, Brobe-Mefjungen und 
Mäyungen in feiner Gegenwart zu veranftalten, und auf 
Ihonende Behandlung und Lagerung derfelben zu achten, die 
ſonach als richtig erkannten Lieferungen aber, unter Vers 
gleihung aller vorgedachten Aufzeichnungen hierüber, in vie 
von ihm überhaupt zu führende Naturalrehnung einzutragen, 
und zu Begründung der Zahlungsanweifung zu beurkunden. 
Die demzufolge bei dem Werke befinplichen Vorräthe find theilg in 
die unmittelbare Verwahrung des Plagmeifters , theild unter 
feiner Aufjiht in die von untergeorbneten Dienern, 3. B. ven 
Hüttenfnechten, gegeben, und demgemäß in den hiezu anges 
wiefenen Magazinen forgfältig, und unter der Führung fort. 
laufender Bücher hierüber in folder zu halten. Zu ihrem 
Verbraud für die betreffenden Zwecke find diefelben, den dieß— 
fallfigen Beftimmungen und einfommenven befonderen Anfors 
derungen gemäß, je nad; der Art der Verwahrung, unmittel- 
bar durch den Plagmeifter, oder die hiefür aufgeftellten unters 
georbneten Diener unter Auffiht von jenem, unter genauer 
Erhebung von Maas, Gewicht, oder Zahl, und forgfältiger 
Aufeihnung in die hierüber zu führenden Tagbücher, fowie 
unter der hiefür auf Seite der uͤbernehmenden oder betheiligten 
Perſonen, insbefondere mittelft der Tafel-Anfchreisung und 
Abnahme über die Babrifate und die hiezu verbraudten Ma; 
terialien in den einzelnen Werflofalen, fowie der befonderen 
Berbraudsliften mander, namentlich der BausAlrbeiter, anges 
orbneten Gegenaufzeihnung abzugeben, und anf den Grund 
hievon endlich durd ven Berwaltungsaffiftenten in der zu füh— 
renden Naturalrehnung nad) der Art der Verwentung, behufs 
der Werthöaufrehnung hiefür, einzutragen ). Bon diefer 

1) D. a. Inftr. des Hüttenverw. in Königskronn von 1828, $. 18; 
Inſtr. des Platzmeiſters in Wafleralfingen vom I. 1828, Samml. ber 
Cam. Geſ. II, S. 585 ff., $. 2-6; o. a. Dienſt-Inſtr. für die Verw. Aſſ. 
vom Novbr. 1845, $. 2, 5, 6, 9, 12; ungedr. Erl. des Bergraths vom 
15. Novbr. 1836, und 2, Mai 1846, 
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als Regel feftftehenden Berwaltung der Materialien finden 
zufolge befonderer örtlicher Verhältniſſe, und der hierin bes 
gründeten abweichenden Werk-Organifation und Gefhäftsvers 
theilung aud Ausnahmen in der Art ftatt, daß dem Platz⸗ 
meifter einzelne der vorgedadhten Verrichtungen abgenommen, 
und ſolche anderen untergeordneten Officianten übertragen, ihm 
aber dagegen wieder andere, insbefondere auch einzelne dem 
Berwaltungs-Ajfistenten der Regel nad) zukommende zugewiefen 
find, wie 3. B. die Führung der Naturalrehnung !); immer 
ift indefjen aud) hiebei eine entſprechende Controle der Ueber— 
nahme und Abgabe vorgefehen. Im Uebrigen ift noch von 
Jahr zu Jahr auf jedem Werke ein förmlicher Sturz aller 
Material-Vorräthe mittelft genauer und urfundlider Aufnahme 
derfelben, unter Angabe der Orte, wofte ſich befinden, zu vers 
anftalten 2. Auch find die auf den Werfen befindlichen 
Waagen und Gewichte von Jahr zu Jahr auf den 1. Mai 
durch das betreffende Pfechtamt unterfuhen und berichtigen 
zu laffen 9). 


$. 119. 
b) Erhaltung des vollkommenen Beflandes der Werke. 


Außer den allgemein vorgefchriebenen, und aud hier in 
Anwendung zu bringenden Borfehrungen zu Erhaltung des 
vollfommenen Beftandes der Domänen überhaupt ($. 67), 
bildet für die Hüttenwerfe in viefer Beziehung, rückſichtlich 
ihrer eigenthümlihen Beſtands- und Betriebs, Verhältniffe, 
ein bejonderes in entſprechender Weiſe zu befriedigende Bes 


1) Bol. Inftr. für den Platmeifter für die Mohitoffe in Mafferal: 
fingen vom 2. Febr. 1842, und Inftr. für den Plagmeifter bei den Stahl: 
werfen in Friedrihsthal vom 4. April 1856. 

2) O. a. Inftr. für das Etats und Rechn. Weſen vom 4. Juni 1821, 
6. 39; ungedr. Erl. des Bergraths vom 20. Sept. 1844. 

3) Ungedr. Erl. des Bergraths vom 12. Juli 1848, 
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duͤrfniß, und iſt demgemäß auch wirflid eigens näher geregelt 


die 


vollfonnmene Erhaltung und erforberlihen Falles Ver— 


befferung der dazu gehörigen Gebäude, nebft den damit ver- 
bundenen laufenden Werfs-Einrihtungen, Mafchinen, und 
Waſſerbauten, die der dazu gehörigen Wege und Straßen, 


und 


der 


die der Werfs-Inventare, 
I. Die Erhaltung und etwa erforderliche Verbeſſerung 
Merfgebäude nebft dazu gehörigen laufenden Werfen, 


Maschinen, und Wafferbauten ift 


1) 


?) 


a) 


im Allgemeinen zunächſt Gegenftand der unmittelbaren 
Borforge der Hüttenverwalter, unter dem Beiftund des 
weiteren DVerwaltungsperfonals , fowie des betreffenden 
immer ausdrücklich hiezu angewiefenen Bezirfsbaninfpef- 
tors, jo jedoch, daß erftere hiebei in Anfehung des mit 
dem Hüttenbetrieb in engerer Beziehung ftehenden Baus 
weſens felbft ald Techniker erfcheinen, und nur in befon- 
derd wichtigen und geeigneten Fällen den legteren Bei— 
ftand zuguziehen haben, weiterhin aber, behufs unmittel: 
barer Leitung und Aufficht, des Bergrathes, in deffen Mitte 
deshalb eigene technische Referenten für dieſen Geſchäfts— 
zweig nad) feinen verſchiedenen Theilen fi befinden H. 
Was ſodann die befonveren Mittel und Wege zu Er: 
füllung diefer Aufgabe betrifft, fo ift 

vor Allem zur Verhütung von Befhädigungen, außer 
ver hier von felbft gebotenen, durch die ftufenweife Wirk— 
ſamkeit der vorgedachten Behörden hiefür möglichft ger 
fiherten guten und zwedmäßigen Anlage aller Neubauten, 
ven Bewohnern der Wohngebäude ganz dasjelde Maas 
von Berbinvlichfeiten hinfichtlid der Behandlung und 
Erhaltung derfelben auferlegt, welches hinfichtlich der auf 


N O. a. Inſtr. des Hüttenverw. zu Königsbronn vom 9. 1828, 


$. 11; o. a. Dienft:Inftr. des Bergraths vom Febr. 1834, $. 4; ungebr. 


Erl. 


des Bergraths vom 26. Mai 1846. 
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ben allgemeinen Baufonds des Finanzdepartement anges 
wiefenen Gebände feftfteht, und es find ihnen deshalb 
biefelben bei teren Bezug auch in der für jene 
vorgefchriebenen Weiſe ($. 75, 3. 2), unter Zugrunds 
legung der zu diefem Zwed ganz allgemein angeortneten 
befonderen Befchreibungen der Gebäude, zu übergeben N). 
b) Eine beſonders wichtige Aufgabe bildet hier, bei der großen 
Maſſe Fenerfangender Materialien, tie Verhütung von 
Seuersgefahr, wozu denn insbefondere die gefeglih allge 
mein vorgefchriebenen Vorſichtsmaasregeln auf das ftrengfte 
zu befolgen, die ſäämmtlichen Feuerlöfchgeräthfchaften ſtets 
in gutem Stand zu erhalten, von Zeit zu Zeit forgfültig zu 
prüfen, und die daran vorgefundenen Mängel und Ge: 
brechen alsbald zu befeitigen, auch ver bei Tag und 
Nacht fortvanernden Arbeit ungeachtet, noch eigene Nacht— 
wächter aufzuftellen, und zu fteter Wachſamkeit in Bes 
ziehung auf Feuersgefahr anzuhalten, im Fall des wirk— 
lichen Ausbruches eined Brandes aber unverzüglicy vie 
nöthigen Löfch- und Rettungsanftalten unter dem Beis 
ftande fämmtlicher Arbeiter, und der Leitung des Hüttens 
verwalters, jedoch nad Anfunft des Bezirfspolizeibeams 
ten in Gemeinſchaft mit legterem, zu treffen find). Eine 
Brandſchadens-Verſicherung fol indeſſen hinſichtlich aller 
derjenigen Werkgebäude unterbleiben, welche als beſonders 
gefährlich von der Verbindlichkeit zur Theilnahme daran 
geſetzlich befreit ſind, wozu denn namentlich die Gießereien, 
die Hammerwerke, und die Walzwerke, ſowie die Vorraths— 


1) O. a. Verf. des Fin. Min. vom 27. Aug. 1836, insbeſ. 8. 9; 
ungedr. Berf. des Bergraths vom 2. Mai 1841. 

2) D. a. Inftr. des Hüttenverw. zu Königsbronn vom I. 1828, 
$. 16; ungebr. Erl. des Bergrathes vom 13, Juni 1826, und vom 
25. Juni 1853. 


42. Zuli 
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gebäude für Holzs und Torffohlen und für Koals ge 
hören '). 

c) Infoweit der Werkpetrieb nicht von felbft unmittelbare 
Beranlaffung zu fortlaufender Befichtigung der Gebäude 
giebt, find diefelben durch die Hüttenverwalter ausdrück— 
lid, nad) Bebürfnig von Zeit zu Zeit, ganz regelmäßig 
aber einmal des Jahres, fowohl behufs umfafjender Prü- 
fung des baulichen Zuftandes, als auch behufs der An- 
haltung der Bewohner zu Erfüllung ihrer Verbindlichkeiten, 
und der Aufnahme etwaiger anf Koften der Hüttencaffe 
zu befriedigenden baulichen Bedürfniffe, auch deßhalb nö— 
thigen Falls unter Zuziehung von Handwerfstenten und 
des Berwaltungsaffiftenten, ſodann je bei dem Abtreten 
des bisherigen und dem Einzug des neuen Bewohners 
eined Gebäudes behufs der in diefem Fall den für andere 
Staatögebäude beftehenden Borfchriften gemäß zu veran- 
ſtaltenden Uebernahme verfelben, endlich aber noch auch für 
den vorgebachten allgemeinen Zwed, innerhalb drei Jahren 
mindeftend einmal in Gemeinschaft mit dem Hüttenver: 
walter durch den Bezirfd-Baninfpektor zu vifitiren ?). 

3) Hinfichtlih der Ausbefferung der der biäherigen Vor— 
fehrungen ungeachtet entftehenden Befchädigungen und 
fonftigen Mängel der Gebäude ift, je nach der Art ihres 
Eintreteus, und der demgemäß erforderlichen dießfall— 
figen Vorforge, eine eigenthümlihe Behandlung vorge— 
ſchrieben für diejenigen bei weitem beveutenteren Aus— 





1) Ungebr. Erl. des Bergraths vom = En 1853; vgl. Gefeß, betr. 
die veränderte Ginrihtung der allgemeinen Brandverfiherungs = Anftalt 
vom. 14. März 1853, Rbl. S. 79 f., Art. 1, und B.D. von demſelben 
Datum, Rtl. ©. 95 ff. $. 9, 10. 

2) D. a. Inſtr. des Hüttenverw. zu Königsbronn vom 3. 1828, 
$. 15; o. a. Berk des. Fin.Min. vom 27. Aug. 1836; Berf, desjelben 
vom 12. April 1839, Samml. der Cam. Geſ. U, ©. 888, 
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befjerungen, welche fiher und genau vorauszubeftimmen, 
und deßhalb aud in diefer Weife vorzufehen, und den— 
jenigen, weldye nady ganz ungewiß eintretendem augens 
blidlihem Bedürfnig vorzunehmen find). Dabei ift 
aber hiefür 

a) im Allgemeinen von Wichtigfeit die bei den Hüttenmwerfen 
angeordnete Anlegung und Unterhaltung von Borräthen 
folder Baumaterialien, welche nicht jeder Zeit ficher zu 
befommen find, und deren Mangel deshalb nicht felten 
Verlegenheit herbeiführen würde, wozu, unter Ausſchluß 
aller anderen, die zu den laufenden Werfen erforderlichen 
Hölzer, wie Wellbäume, Hammerftüde u. ſ. w. gehören, 
und für deren Ergänzung deshalb die Hüttenverwalter 
infoweit gehörig zu forgen haben ?). 

b) Was fodann diejenigen baulichen Ausbefferungen betrifft, 
welche fi mit Beftimmtheit voraud- und vorfehen laffen, 
jo find über die mehr gewöhnlichen von denſelben von 
den Hüttenverwaltern von Jahr zu Jahr genane Ueber 
ſchläge nady der für die von den Bameralämtern zu fer 
tigenden vorgefchriebenen Form, jedoch, foweit ihnen die 
von den Hüttenverwaltern ohne Mitwirfung des Baur 
infpeftord vorgenommenen Bifitationen zu Grunde liegen, 
aus nahe liegenden Rüdfichten unter Bejchränfung auf 
die unaufſchieblichen Ausbefjerungen bei ven Wohn- und 
Deconomiegebäunden der Beamten, Officianten, und Ars 
beiter, wie die Dächerunterhaltung, Baumängel, melde 
Feuersgefahr oder Einfturz befürdten lafjen, und Schäden, 
welche ſich durch Verzug vergrößern, zu fertigen, auch auf 


1) D. a. Inftr. für das Gtat: und Rechn.Weſen vom Juni 1821, 
$. 21. 

2). D. a. Dienft:Inftr. für den Hüttenverw. in Königsbronn vom 
J. 1828, $. 17; Erl. des Bergraths vom 5. März 1835, Samml. der 
Gam.Gef. II, ©. 744, 3. 1, 2, 
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‚ven Quartaltermin Martini (11. Nov.), unter dießfall- 
figer Anzeige bei dem Bergrath, dem Bezirfsbauinfpeftor 
zu näherer, in Beziehung auf Gegenftände von Bereutung 
daher an Ort und Stelle vorzunehmenden technifchen 
Prüfung zu übergeben, von dieſem aber fofort ſpäteſtens 
bis auf den folgenden Quartaltermin (2. Febr.) dem Berg- 
vath zu weiterer Verfügung vorzulegen. Auch über die 
erforderlichen Hauptausbefjerungen und Neubanten find 
die Ueberfchläge, foweit jene in engerer Beziehung zu 
dem Hüttenbetrieb ftehen, von den Hüttenverwaltern, 
unter etwaiger Rückſprache mit dem Bauinfpeftor, außer: 
dem aber von dem leßteren, und je abgefondert von dem 
Sahresbanüberfhlag über fonftige Ausbefjerungen, zu 
entwerfen und der höheren Behörde vorzulegen. 

In allen diefen Ueberſchlägen ift auch noch befonders 
zu begutachten, ob die beantragten Bauten im Wege 
der Submiffion oder auf irgend eine andere Weife zu 
verdingen, oder ſonſt anderswie auszuführen feien, 
und hiebei für bedeutende Bauarbeiten als Regel der 
erſtgedachte Weg, in folhen Fällen aber, welche befon- 
dere Kenntniffe oder Tüchtigfeit vorausjegen, ſowie für 
geringere Ausbefjerungen Bergebung im Wege freier 
Uebereinfunft oder auf andere zwedmäßige Weiſe zu 
wählen, die Aufitelung von Taglöhuern hiezu dagegen 
wo immer möglicd zu vermeiden '). 

Soweit nun dieſe Ueberſchläge gewöhnliche Ausbefje- 
rungen mit einem Aufwand bis zu taufend Gulden zum 
Gegenftande haben, fommt den Bergrathe für ſich zu, 


1) D. a. Inftr. für das Etat- und Rechn.Weſen vom Juni 1821, 
$. 21; o. a. Dienit:Inftr. des Hüttenverw. in Königsbronn vom 9. 1828, 
$. 15, lit. a; ungedr. Verf. des Fin.Min. vom 17. Oetbr. 1836, 12. 
April 1839, 13. Mai 1846; o. a. Erl. des Bergrathg vom 5. Mai 1835, 
3.4, und ungedr. Erl. desfelben vom 26. Mai 1846, und 16. Derbr. 1851, 
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foldye zu prüfen und zu genehmigen. Betreffen fie dagegen 
Hauptausbefferungen, d. h. ſolche, welche für die Wieder: 
herftellung eines Gebäudes, einer Maſchine n. ſ. w. im 
Ganzen über tanfend Gulden foften, oder nene bauliche Ein- 
richtungen, fo hat derjelbe mittelft umfafjender, durch Riffe 
und Koftenüberfchläge begründeter Anträge, unter forg- 
fültiger Erwägung des Berürfnifjes und des wahrſchein— 
lihen Erfolges im Verhältniß zu den aufzuwendenden 
Koften, die befondere Genehmigung des Minifteriums 
hiezu einzuholen. Die Genehmigung ift an die betreffende 
Verwaltung, und foweit der Bauinſpektor bei dem An— 
trage, und fonady bei der Ansjührung der Banten auch 
mitzuwirken hat, auch an dieſen auszuſchreiben '). 

Die demgemäß genchmigten Banten find fofort durd) 
den Hüttenverwalter mit Beiziehung des Verwaltungs: 
affiftenten zeitig während der hiefür geeigneten Jahreszeit, 
aud bei eigener Verantwortlichfeit unter genauer Feſt— 
haltung an den betreffenden Ueberſchlägen, und wenn je 
eine lleberfchreitung nothwendig erfcheint, unter vorgängiger 
Einholung befonderer Ermächtigung der höheren Behörde, 
beziehungsweife des Minifteriums, jowie, infoweit der — 
Meg der Verdingung einzufchlagen ift, unter Zugrund— 
fegung der hiefür bei den Bauten der Finanzverwaltung 
allgemein vorgejchriebenen, früher (8. 76, IL) näher ans 
geführten Bedingungen, außerdem aber durch tüchtige 
und zuverläffige Handwerfsleute, welde ſich verbindlich 
machen, für gute und dauerhafte Herftellung auf eine 
entfprechende Zeit, mindeſtens vier und zum Theil acht 
dis zehn Jahre zu garantiren, zur Ausführung zu bringen. 
Während diefer Ausführung ift zu Eicherung guter Arbeit 


1) O. a. Dienft:Infir. für den Bergrath vom Febr. 1835, $. 5; 
o. a. Verf. des Fin. Min. vom 13, Mai 1846, 


383 


von dem Hüttenverwalter ftrenge Auffiht fowohl felbft 
zu führen, ald auch durch die zu der dießfallſigen Beihülfe 
aufgeftellten Perſonen führen zu laffen, und liegt in legs 
terer Bezichung, foweit nicht ein befonderer Bauauffeher 
hiezu aufgeftellt wird, namentlich dem Plagmeifter ob, 
die bei den Arbeiten im Taglohn befhäftigten Perfonen, 
und die von denfelben hiebei zugebrachte Zeit, jowie den 
Verbrauch an Materialien aufjuzeihnen, dem Verwaltungs: 
Aſſiſtenten aber weiter noch, nicht allein von der Richtig: 
feit diefer Aufzeichnung ſich zu überzeugen, fondern auch 
die gefertigten Arbeiten öfter und befonders dann genau 
zu vifitiren, wenn fie durd ſpätere Arbeiten verbedt 
werden, vor jedem Zahltag die Lohnliften der Taglohns- 
Arbeiten zu prüfen, die Verbienftzettel der Handwerks; 
leute mit Rüdjiht auf Zeitaufwand und Materialvers 
braud), oder wo die Arbeiter nach dem Meßgehalt bezahlt 
werden, auf den Grund einer felbft vorzunehmenden 
Vermeſſung zu revidiren, und nad) ihrer Richtigftellung 
zu beurfunden, ſolche Arbeiten, welde von Handwerfern 
fertig auf das Werf geliefert werden, zu übernehmen 
und hiebei in Beziehung auf Gewidt, Größe, und Ber 
Ihaffenheit forgfältig zu unterfuhen, binfichtlid der von 
denfelben auf dem Werke gefertigten aber Anfertigung 
und Materialverbrauch zu überwaden, und die Verdienſt— 
zettel für beides zu prüfen und zu beurfunden. Hinſicht— 
lid) derjenigen Neubauten und Hauptausbefferungen, welche 
unter Mitwirfung der Bauinfpeftoren angefertigt werden, 
haben dieſe aud bei der Ausführung in ver bei ven 
auf den Baufonts des Minifteriums angewiefenen Bauten 
vorgeschriebenen Weife ($. 76. II, 2) mitzuwirken. Wer— 
den bei ſolchen Bauten befondere Bauführer beftelit,, fo 
haben fie diefelbe dienftlihe Stellung, insbefondere aud) 
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den Berwaltern gegenüber, wie bei ben obengebadhten 
Staatsbauten ". 

Nach der Vollendung find die Bauarbeiten, foweit fie 
in Gemeinfhaft mit dem Bauinfpeftor zu behandeln 
waren, in biefer Gemeinfhaft, Bauten von größerer Bes 
deutung aber durch das betreffende bauverftändige Mitglied 
des Bergrathes unter Beiziehung des Bezirfsbaubeamten, 
der die Arbeiten geleitet hat, zu übernehmen ?). Behufs 
der Bezahlung des Koftenaufwandes für die fertigen Bauten 
haben die Hüttenverwalter die fämmtlichen Verdienſt— 
zettel auf einen hiezu feſtzuſetzenden angemefjenen Termin 
einzufordern, zu prüfen, und zu beurfunden, fodann vem 
Baflter, beziehungsweife dem Bauinfpeftor zu Fertigung 
eines Banfoften-Verzeihniffes nad den für die auf den 
allgemeinen Baufonds angewiefenen Baufoften beftehen- 
den Vorſchriften ($. 76, III.) zuzuſtellen, und basfelbe 
feiner Zeit, wenn es von dem Caſſier gefertigt worden, 
nad) Beifügung der Gründe von Ueberſchreitungen des 
Ueberſchlages oder eines etwaigen Mehraufwandes, dem 

- Baninfpektor zur Revifion und Einfendung an den Berg- 
rath zu übergeben, von welchem foldyes, nad der hier 
erfolgten Prüfung und Genehmigung, dem Caſſier zur 
Zahlungsleiftung zugeht). Indeſſen können von dem 
Caffier auch während der Ausführung ſchon auf Ans 


1) D. a. Dienft:Inftr. für den Hüttenverw. in Königsbronn vom 
3. 1828, $. 15, b, c; desgl. für den Bergrath vom Febr. 1835, $. 5; 
o. a. Inftr. für die Hüttenverw.Af. vom Novbr. 1845, $. 2, 13; 0. a. 
Verf. des Fin.Min. vom 13. Mai 1846; o. a. Erl. des Bergrathes vom 
März 1835 und 26. Mai 1846; o. a. Inftr. für die Bauführer bei 
Staatsbaumwefen vom Decbrr 1855. 

2) DO. a. Verf. des Fin.Min. vom 12. April 1839. 

3) O. a. Dienft » Inftr. des Hüttenverw. in Königebronn vom J. 
1828, $. 15, lit. d, e; o. a. Verf. des Fin.Min. vom 12. April 1839; 
ungedr. Erl. des Bergraths vom 15. Aug. 1854. 
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weifung des Verwalters auf die zu dem Ende mitzu— 

theilende Ueberfchlagsfumme Abſchlagszahlungen geleiftet 

werden )). 

c) Außer dem Jahresüberſchlag nad) dem eintretenden augen» 
bliflihen Berürfnig dürfen durdy die Hüttenverwalter 
nur die zu Erhaltung des laufenden Werfed unumgäng— 
lich erforderlihen Bauten angeorbnet werden; fie haben 
aber hiezu, fobald viefelben für eine Arbeit einen Auf- 
wand von mehr ald hundert Gulden erfordern, bei dem 
Bergrathe die Genehmigung hiezu einzuholen, und bei 
Gefahr auf dem Verzug wenigftend unverzügliche Anzeige 
hievon zu maden, und hinfichtlih der Ausführung find 
fie an die für die voranfchlagsmäßigen Bauten beftehen- 

- den Normen gebunden 2). Ueber die Koften derfelben ift 
alljährlid auf den 1. März ein beſonderes Verzeichniß - 
zu fertigen, fofort dem Bauinfpeftor zur Prüfung zuzus 
ftellen, und von hier aus aud) dem Bergrath zur Prüfung 
und Genehmigung zu übergeben ?). 

I. Die Erhaltung der Wege und Straßen bei den Werfen, 
beſonders wichtig für die Fracht-Verminderung von den Mas 
terial-Zufuhren, wie für den Abfag der Erzeugniffe, ift, ſoweit 
folche überhaupt dem Staate obliegt, von den Hüttenverwaltern 
rechtzeitig, und in ver nad den örtlichen Verhältniffen geeig: 
neten, höheren Ortes gutgeheißenen Weife zu bewerfitelligen %). 

II. Die Erhaltung des Inventarbeftandes der Werke ift, 
infoweit feine Beftandtheile in unmittelbarem Gebraud für 


1) O. a. Dienft:Inftr. des Hüttenverw. in Königebronn vom J. 1828, 
$. 15, lit. b. 

2) Dafelbft, $. 15, c. 

3) D. a Inſtr. für das Etat: und Rehn.Wefen vom Juni 1821, 
6. 21. 

4) D. a. Dienft:Inftr. des Hüttenverw. in Königsbr. vom J. 1828, 
$. 18; desgl. des Bergraths vom Febr, 1835, $. 6. 


Hofimunn, dinanzrecht 1. 25 
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den Werfbetrieb ftehen, durch die unter biefem weſentlich be- 
griffene Borforge für angemefjene Behandlung jener, und die er- 
forderlihe Ausbefjerung von etwaigen Beſchädigungen bedingt, 
in. diefer Beziehung, aber an diefelden Normen gebunden, wie 
die. Anſchaffung ver Betriebs-Erforderniffe überhaupt, zu wel 
hen: fie wejentlich gehören. Eine Berfiherung gegen Brand» 
haben findet, im Hinblid auf das bisherigen Erfahrungen 
gemäß feltenere Vorkommen von Brandſchaden, ausdrüdlicher 
Vorſchrift zufolge nicht ftatt'). Im Uebrigen ift der Inventarz 
beftand von Jahr zu Jahr nad dem Rechnungsſchluß einer 
genauen Durchſicht dur; den Verwalter zu unterwerfen, und 
je von den Perfonen, in deren Verwahrung die einzelnen 
Theile desſelben ſich befinden, beurfunden zu laſſen, wegen 
der Berantwortlicyfeit für die fehlenden aber der Befcheid ver 
höheren Behörbe einzuholen ?). 


c) Finanzielle Genügung der Eifen-Berg- und Hüttenwerke. 


$. 120. 
aa) Werfbetrieb im Allgemeinen. 


Die finanzielle Benügung der Eifen-Berg- und Hüttens 
werfe des Staats auf dem hiefür allgemein feftftehenden Wege 
des Betriebes derſelben auf eigene Rechnung von jenem ift 
zwar der Natur der Sache nad zunächſt weſentlich bedingt 
und begränzt durd die Art und den Umfang der betreffenden 
Werke, und die für ihre Erzeugniffe mehr oder minder günz 
ftigen Abſatzverhältniſſe. Zu Sicherſtellung einer den allge 
meinen finanziellen Intereſſen entſprechenden, und zugleid) durch 





1) Ungedr. Berf. des Fin.Min. vom 13, Septbr. 1836. 
2) Ungedr. Erl. des Bergraths vom 14. April 1829, 18. Febr. 
1835, 17. Juli 1838, und 15. Novbr, 1844. 
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die beftehende Etatswirthſchaft gebotenen NRegelmäßigfeit in- 
diefem Betrieb find aber für tenjelben von Jahr zu Jahr 
durch die betreffenden Verwalter je in Gemeinfhaft mit dem 
Baffier des Werkes fürmliche Betriebsplane, mit Beftimmung 
des Fabrifationsquantums im Allgemeinen, und des Verbraus 
ches an Nohftoffen, fowie des. Ausbringens an: Fabrifaten: 
indbefondere, zu entwerfen, und von benfelben auf den Quar⸗ 
taltermin Lichtmeß (2. Febr.) dem Bergrath, von hier aus, 
aber ſofort nadyforgfältiger Prüfung dem Finanz Minifterium: 
zur Genehmigung. vorzulegen, nad welcher dieſelben die Grunds 
lage des Betriebs: und zugleich des betreffenden Haupt⸗Finanz⸗ 
etat bilden, daher bei jenem foviel möglich einzuhalten find, 
und ohne Grmädtigung des Minifteriums nit abgeändert 
werden dürfen !), worüber ſich die Hüttenverwalter im Laufe. 
des betreffenden Jahres fortlaufend durch die Erftattung theilg 
monatlicher, theils vierteljähriger Betriebsrapporte an ven 
Bergrath auszuweifen haben ?), letzterem aber mittelft, ver Prüs 
fung der. legteren und ihrer. Vergleihung. mit den Betriebes 
planen genau zu waden obliegt ). 

Im Uebrigen zerfällt ver Betrieb der Hüttenwerke wefent: 
li in zwei Hauptaufgaben, in ven unmittelbaren technifchen 
Betrieb behufs der in den Beſtands- und Betrieböverhältniffen 
derfelben begründeten Hütten-Fabrifation, und in den Abſatz 
der hiedurch erzielten Hüttenfabrifate, wofür denn auch je ber 
fondere Normen feftitehen. 





1) D. a. Inſtr. für das Etat: und Rechn.Weſen vom Juni 1821, 
$. 7; o. a. DienftsInftr. des Hüttenverw. in Königsbr. vom J. 1828, $.4; 
Verf. des Fin.Min. vom 20. Febr. 1829, Samml. der Rechn. Vorſchr. 
©. 243 fj., 3. IL; o. a. Dienft:Inftr. für den Bergraili vom Febr. 1835, 
$. 5.; ungedr. Berf. d. Fin. Min. vom 2. Septbr. 1850; ungedr. Grl. 
des Bergraths vom 3. Decbr. 1850. 

2) Ungedr. Erl. des Bergraths vom 3. Decbr. 1850. 

3) D. a. Dienft.Inftr. für den Bergrath vom Febr. 1835, $. 7. 
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bb) Techniſcher Betrieb ver Werke, 
$. 121. 


aaa) Im Allgemeinen. 


Der technifche Betrieb der Hüttenwerfe nach den ver 
fchiedenen in deren Beitand begründeten Richtungen ift unter 
der unmittelbaren Leitung des Bergrathes vorzugsweife den 
einzelnen Verwaltern derſelben je mit befonderer Beihülfe der 
ihnen, in Unterordnung unter fie, und nach den denfelben von ihnen 
zu dem Ende zu ertheilenden oder erforberlichen Falls bei ihnen 
einzuholenden fpeciellen Weifungen, vorzugsweife hiezu beige- 
gebenen Berwaltungs » Aififtenten übertragen. Es ift daher 
biefen beiverlei Beamten, jedem zu feinem Theil, zur Pflicht 
gemacht, ſoviel möglih auf einen vortheilhaften Betrieb ver 
ihnen anvertrauten Werke überhaupt, zu dieſem Ende aber 
insbefondere auf die Erzielung möglichft vollfommener Babrifate 
mit möglichft geringem Aufwand Hinzuwirfen, und als nächte 
Bedingung hievon nicht allein alle wiſſenſchaftliche und praf- 
tiſche Fortfchritte in diefer Beziehung foviel möglich ſich ſelbſt 
anzueignen, fondern auch durch Belehrung und Auffiht eine 
zunehmende Vervollkommnung der Arbeiter in ihrer Leiftungs- 
fähigfeit herbeizuführen. Auch ift den Verwaltern für dieſen 
Zwed noch insbeſondere die Ermächtigung ertheilt, in Fällen, 
wo fie es nöthig erachten, Verſuche über Verbefjerungen an: 
zuftellen, jedoch mit der Verpflichtung, im Fall eines beveuten- 
deren Aufwands-Erfordernifjes hiezu befondere Ermächtigung 
bei dem Bergrathe dazu nachzuſuchen; jeden Falls bedarf ed 
einer ſolchen zu den für diefen Zwed etwa nöthig erachteten Aens 
derungen in dem Betrieb oder in den bisherigen Betriebs: 
Einrichtungen, ſei ed nun durch Erweiterung derjenigen für 
beftehenvde Fabrikationszweige, oder durch Herftellung folder 
für nene dergleihen. Ebenſo liegt auch dem Bergrath feiner 
Seits ob, auf die Bervollfommnung der Produkte und Yabri- 
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fate, jowie auf Erfparniffe in dem dießfallſigen Betrieb fein 
befondered Augenmerk zu richten, und in biefer Beziehung fo- 
wohl die von den Verwaltern felbft ausgehenden Anträge hiezu 
forgfältig zu prüfen, als auch jene erforderlichen Falls, namentlich 
vor weiterer Verfolgung eines hierauf bezüglichen eigenen Planes, 
zu Gutachten hierüber befonders zu veranlaffen, und demge- 
mäß die geeigneten Anordnungen hiefür zu treffen; jedoch ift 
auch er hiebei verbunden, nicht allein zu allen Verbefjerungs- 
Berfuhen im Fabrifations-Berfahren, mit welchen ein Auf: 
wand von mehr als zweihundert Gulden oder eine Störung 
des MWerfbetriebed verbunden wäre, fowie zu jeder wefentlichen 
Veränderung in den bisherigen Betriebs, Einrichtungen, fondern 
auch zur Einführung eined etwa für angemefjen eradteten 
neuen Verfahrens, fowie zu Aenderungen in dem blofen Be: 
trieb, foferne fie vermöge ihrer größeren Bedeutung, insbe: 
fondere nad den merflihen Folgen, die fie für die Fabrifa- 
tion, den Abfag, den Etat u. f. w. haben fünnen, ſolches 
erheifchen, mittelft näherer gutächtlicher Berichte die Genehmi- 
gung des Minifteriums einzuholen '). 

In näherer Ausführung nad) Maasgabe der aufgeftellten 
Betriebsplane beruht der Werkbetrieb eines Theild auf der 
Anschaffung und Bereithaltung der hierin begründeten Betriebs— 
Erfordernifje, einfchließlich des dieſelben ergänzenden eigenen 
Erzgrubenbetrieb8, andern Theild auf der hiedurch bedingten 
Bolführung der Hüttenfabrifation. 

Für beides, fowohl die letztere, als auch wegen jene 
Grubenbetriebes für die erftere, ift nun aber weiter gemeins 
fames Mittel die Aufftellung des erforderlichen verſchiedenar⸗ 
tigen Arbeiter⸗Perſonals. 


1) DO. a. Dienfts Inftr. des Bergraths vom Febr. 1835, $. 5, 7; 
besgl. für den Hüttenverw. in Königsbr. vom 3.1828, $. 7, Lit. h, 24, 
26; desgl. für die Verw. Aſſ. vom Novbr. 1845, $. 1, 2, 4. 
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Ruͤckſichtlich Diefer fteht nun zunächſt dem Bergrath, auf 
dießfallſige Anträge und Gutachten der Verwalter, einmal das 
Erfenntniß über eine Vermehrung oder Verminderung der 
Zahl der ftändigen Arbeiter, je nad dem Bedürfniſſe des Be: 
triebs, fowie, mit Vermeidung jeden Uebermaaßes, die Beftim; 
mung der Zahl der unftändigen Arbeiter, fodann die Regu- 
lirung der Arbeitslöhne, und zwar der Schicht», alfo Wochen: 
und Zaglöhne nach ihrem beftimmten Betrage,’ver Gedinglöhne 
nah ihrem Marimalbetrage, jedoch unter Einholung der ‘Ges 
nehmigung des Minifteriums hiezu, wenn die Löhne für ganze 
Claſſen von Arbeitern erhöht werden follen, 'enblih die Ans 
ſtellung aller im Wochenlohn ftehenden Arbeiter zu, ſoweit diefer 
dem Jahr nach unter dreihundert Gulden fich ftellt, alfo unter 
Einholung der Genehmigung des Minifteriums rüdfictlid) der- 
jenigen, bei welden folcyer treihundert Gulven erreicht ‘oder 
überfteigt; den Hüttenverwaltern ift aber die Etellung ver 
in den obengedadten Beziehungen erforderlihen Anträge und 
Gutachten, die Beftimmung der Gedinglöhne innerhalb ver 
höheren Orts feftgefegten Marimalbeträge, und die Annahme 
und Entlafjung der einzelnen unftändigen Arbeiter vorbehalten '). 

Uebrigens ift die Annahme zu Arbeitern bei den Werken 
an gewiſſe allgemeine Vorschriften und Bedingungen gefnüpft. 
Es bedarf hiezu vor Allem eines Nachweifes über gutes Prä— 
difat, die allgemeinen Schulfenntniffe, und den Befig eines 
Gemeindegenofjenihafts-Nechtes; ſodann kann fie nur wider 
zuflich auf eine vierteljährige Auffündigung, unter dem unbe: 
Fhränften Vorbehalt einer Aenderung des ausgefepten Lohnes, 
and ber Verfegung auf ein anderes Werf, wobei nur, wenn 
fein eigenes Verſchulden VBeranlafjung hiezu giebt, eine billige 


A) D. a. DienftsInftr. des Hüttenverw. in Königsbr. vom J. 1828, 
$. 7; desgl. des Bergraths vom Febr, 1835, $. 7; ungetr. Berf. des Fin.⸗ 
Min, vom 9. März 1835 und 2. Septbr. 1850, 
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Entfhädigung gegeben werben fol, fowie im Falle einer Verun⸗ 
treuung oder anderer gröbern Vergehen einer alsbaldigen Entlafs 
fung ftattfinden ; endlich ift jeder Aufgenommene, neben der Vers 
pflihtung zu genauer Befolgung der für den Werfbetrieb beftehen- 
den Vorſchriften oder ertheilten fpeciellen Weifungen, und zu 
ausſchließlicher Hingebung an den Dienft des betreffenden Werkes, 
verbunden, in den auf jedem Werke zum Bortheil ver Arbeiter befte- 
henden Hülfsverein ald Mitglied einzutreten, und die hieran ſich 
anfnüpfenden Beiträge hiezu zu leiften, bei freiwilligem wie bei 
unfreiwilligem Dienftaustritt aber, ohne Anſpruch auf Ruͤck— 
erſatz der geleifteten Beiträge, auf die aus jenem Verhältniß 
erwachſenden Vortheile zu verzichten, fowie auch, im Fall er 
bei dem Werfe feine Lehre erftand, oder für feinen Unterricht 
befonderer Aufwand aus Etaatsmitteln ftattgefunden hat, ein 
nach der Art der Dienftleiftung von dem Hüttenverwalter auf 
einen Betrag von dreißig bis vierzig Gulden zu beftimmendes 
Lehrgeld, beziehungsweife jenen befonderen Aufwand zu er— 
fegen. Durd Alter, Krankheit oder Unglüdsfälle arbeitsun— 
fähig gewordene Arbeiter haben zwar feinen Anſpruch auf 
‚eine Benfton, es erhalten aber fowohl fie, als aud, im Fall 
ihres Abfterbens, ihre Hinterbliebenen je nad) dem Grade der 
Dürftigfeit regelmäßig eine Unterftügung aus der Hüttencafje . 
Die Verwaltung der Gafjen der vorgedachten Hülfsvereine ift, 
je nad) Maasgabe von ver höheren Behörbe aufgeftellter Sta— 
tuten, Deputirten aus der Mitte ihrer Mitglieder unter ber 
unmittelbaren Leitung des betreffenden Hüttenverwalters, ber 
Caſſen- und Rehnungsführung des Hüttencaffierd, und ber 
Dberauffiht des Bergraths überlaffen, vermöge deren legterem 
das Erfenntniß über eine Aenderung der Statuten, fowie über 


— ne nn 


1) Bel. gedr. allg. Bedingungen, auf welche die Berg: und Salinen> 
Arbeiter bei den K. Werfen angenommen werden. Genehmigt durch ungedr, 
Derf. des Fin.Min. vom 9. Juli 1844, 
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Anträge auf Verminderung des Vermögensftoded oder der für 
ihn beftimmten Zuflüffe, und die Rechnungs Prüfung und 
Abhör zukommt !). 

Die Eorge für anhaltend nügliche Thätigfeit der Arbeiter 
liegt rüdfichtlich ihrer unmittelbaren Bedeutung für den Be 
trieb im Allgemeinen von felbft ven Hüttenverwaltern ab. Es 
ift aber zu ihrer näheren Unterftügung in diefer Beziehung den 
Verwaltungs » Affiftenten die unmittelbare Auffiht über das 
ganze Arbeiterperfonal ausdrücklich in der Art übertragen, daß 
alle Anordnungen des Berwalters in der Regel durch fie an 
die Arbeiter gelangen, und ihnen die Eorge für die genaue 
Volziehung diefer Anordnungen, ſowie dafür, daß fämmtliche 
Arbeiter ihren Pflihten nadfommen, insbefondere ihre Ge— 
fhäfte außer der beftimmten Zeit ohne vorgängige Erlaubniß 
nicht verlaffen oder an einen Andern übertragen, im Falle 
des Erfranfens eines Arbeiters die Benachrichtigung des Hüt- 
tenverwalterd hievon in Berbindung mit Vorſchlägen wegen 
Anfitellung eines Stellvertreters, bei Wahrnehmung von Nach— 
läffigfeiten oder Unoronungen die alöbalvige Rüge, im Fall 
ter Erfolglofigfeit leßterer oder größerer Bedeutung jener aber 
Anzeige bei dem Hüttenverwalter hievon obliegt ?). Nähere Auf: 
gabe des legteren ift fodann in diefer Beziehung vornehmlich 
eine gehörige Ausübung der ihm zufommenden Disciplinars 
ftraf» Befugniß, und foweit dieje nicht zureicht, weitere Ans 
zeige bei dem Bergrathe, welchem feiner Eeitd obliegt, über 
die Ausübung jener Befugniffe zu wachen, und dabei eben fo 
fehr die Beamten zu derfelben anzuhalten, als vie Arbeiter 
gegen Bebrüdungen von Seite jener zu fügen ?). 


1) D. a. Berf. des Fin. Min. vom 2. Septbr. 1850, 3. 9. 

2) D. a. Dienft-Inftr. für die Verw. Aſſ. vom Novbr. 1845, $. 3. 

3) D. a. Dienſt-Inſtr. des Hüttenverw, in Königsbr. vom 9. 1828, 
$. 25, 27; desgl. für den Bergrath vom Febr. 1835, $. 12, 
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bbb) Anfhaffung und Bereithbaltung ber materiellen Betriebs: Erforderniffe. 

Außer den bisher erwähnten, auch hieher bezüglichen all— 
gemeinen Grundfägen und Normen hinfichtlid der Feſtſtellung 
des Glementars Aufwandes für die Verwaltung der Huͤt— 
tenwerfe, die Materialerfordernifje, und insbefondere den 
ganzen technifchen Betrieb derjelben überhaupt, beftehen für 
die Anſchaffung einiger beſonders wichtigen Haupterfordernifje 
für den legteren, des Holzfohlens !), des Erz, und des Rohr 
eifensBedarfes noch ganz eigenthümliche Einrichtungen : 

D) Der Holzkohlenbedarf, deſſen zeitige und vollftäns 
dige planmäßige Dedung ald Hauptbedingung eines regels 
mäßigen Fortganged des Betriebes einen Gegenftand be— 
fonderd angelegentliher Fürforge der Verwalter und ihrer 
Aſſiſtenten bildet ?), ift großen Theild und foweit möglid) aus den 
Staatswaldungen, den für dieſe Art der Verwendung ihrer 
Hauptnugungen aufgeftellten, und daher früher ſchon betreffen: 
den Orts ($. 100, III) erwähnten Normen gemäß, und nur foweit 
er von bier aus feine Dedung nicht erhält, gleich anderen 
Materialien, der Regel nah im Wege des Accordes, unter 
Anbedingung guter Befchaffenheit, gehöriger Vorſicht rüdficht- 
lich des Abwartend der erforderlihen Zeit nad den Augziehen 
aus dem Meiler bis zum Laden, und der Ginhaltung eines 
beftimmten Quantumd und einer beftimmten Zeit bei der Ab— 
lieferung ?), im Uebrigen aber nad) den für Accorde feftftehenven 


% 


1) 2. d. 8. d. A. von 1855, 2r Beil.Bd. ©. 253. Die befonbers 
bei dem Puddlingwerfe, und zugleich bei dem Betrieb der Dampfhämmer 
und Walzwerke in Wafferalfingen in Anwendung fommenden Steinfohlen 
fommen im Wege des Accords allgemeinen Grundfägen gemäß zur Ans 
und Beifhaffung, ebenſo die theilmeife zum Betrieb von Hochöfen ver: 
wendeten Torffohlen. 

2) D. a. Dienft:Inftr. für den Hüttenverw. in Königsbr. vom 9. 
1828, $. 4, 6, 10; desgl. die der Hütten-Verw. Aſſ. vom Nov. 1845, $. 3. 

3) Neuere allgemeine Bedingungen bri Kohlenlicferungs-Necorden. 
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allgemeinen Normen beizufchaffen. Dabei ift invefjen für beide 
Fälle hinſichtlich der Uebernahme, der Aufbewahrung, und der 

Verwendung der Kohlen noch ansdrücklich Folgendes feftgefegt : 

a) Bei der Ablieferung der Kohlen find viefelben durch vie 
hiegu aufgeftellten Meſſer in wohlgeeichten Körben oder 
Wannen im Gehalt von ein drittel Zuber genau, unter 
jorgfältigem Einlegen der ‚großen Stüde, und unter forg- 
fältiger Beachtung der accordsmäßigen Beichaffenheit, zu 
mefjen ; 

b) das Eintragen der Kohlen ift, wenn biefelben friſch ge- 
liefert werden, mindeſtens vierundzwanzig Stunden lang 
aufzufchieben, unter forgfältiger Bedeckung verfelben bei 
Regenwetter, fodann aber mit Borficht zu bewerfftelligen ; 

c) in den Aufbewahrungs - Räumen find die Kohlen durch 
gehörige Trodenhaltung jener gegen Feuchtwerden zu ber 
wahren, aus den einzelnen Abtheilungen ver legteren ab» 
wechjelnd vollftändig zu leeren, und alljährlich, fowie vor 
Beginn der neuen Kohlenlieferungen mittelft Abftihs zu 
ftürzen, wobei fein Abgang zuläffig ift '. 

2) Der Erzbedarf der Schmelzwerfe und Gießereien ift 
‚größeren Theils mittelft des Selbftbetriebes ver zu den einzel: 
nen Hüttenwerfen gehörigen Erzgruben, zum Theil aber aud,, 
zumal für einzelne befonvdere Zwede, durch Lieferungen im 
Wege von Accorden zu decken. 

Die legtere Art der Dedung ift im Weſentlichen an die 
allgemeinen Normen für Materiallieferungs-Accorde gebunden, 
zugleich aber noch, juweit die Lieferungen aus dem Lande zu 
bewirfen find, durch das oben fchon erwähnte, vom Staate 
angefprodhene Vorrecht auf das im Lande erzeugte Erz wefent: 
lich unterftügt. 


1) D. a. Dienjt:Inftr. des Hüttenverw. in Königäbr. vom J. 1828, 
$. 7; ungedr. Erl. des Bergraths vom 2. März 1845. 
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Der Betrieb der Erzgruben des Staats auf veffen Rechnung 
iſt im Allgemeinen je unter ver Zeitung der betreffenden Hüttenver; 
walter und der unmittelbaren Aufficht befonderer vemjelben zu- 
nädhftvorgefegten technifchen Officianten, von einem allein oder 
von mehreren in weiterer Abftufung, Steiger, Oberfteiger, Unter: 
fteiger, je nad) Maadgabe der von Jahr zu Jahr, im Zufammen: 
bang mit den betreffenden Werfbetriebsplanen, und auf den Grund 
der vorhandenen Grubenrifje, unter der Mitwirfung jener Offi- 
cianten durch die Hüttenverwalter zu entwerfenden, und dems 
zufolge vom Bergrathe genehmigten Betriebsplane, mittelft 
eigener zum Theil and) noch abgeftuften Arbeiter, Bergleute, fo zu 
bewerfftelligen, daß die zu gewinnenden Erze auf den möglichft 
niedrigen Gelbftfoftenpreis zu ftehen fommen, Zu dem Ende 
find zunächſt 

a) die zur Ausführung des Betriebsplans erforderlichen ein- 
zelnen Grubenarbeiten durch die Steiger nad) allgemeinen 
technischen, und in dieſer Hinficht etwa nod) befonders vorges 
ſchriebenen Grundfägen zu bezeichnen, und mit Gutheißen 
bes Hlittenverwalterd anzuordnen, fofort aber ebendem— 
gemäß, unter Beobachtung einer angemefjenen Sparfams 
feit, Handhabung ftrenger Orbnung, und Aufzeichnung 
aller wichtigen Borfälle, zur Ausführung zu bringen. 
Bei diefer Ausführung find die Grubenarbeiten zu Gis 
chernng angemefjener Preiſe ſoviel möglid in's Geding 
zu geben, und nur ſoweit dieß nicht anwendbar iſt, im 
Schicht( Tag)lohn zu betreiben. Im erſteren Falle iſt 
durch die Steiger zunächſt auf den Grund vorgängiger 
genauer Unterſuchung der betreffenden Arbeiten ‚der Ge— 
dingpreis zu beſtimmen, und fofort unter Zugrundlegung 
desfelben ald Marimal: Angebot in Gegenwart der hiezu 
verorbneten Urfundsperfonen eine Abftreihsverhandlung 
hierüber zu veranftalten; dabei iſt fo weit möglich vie 
Anſchaffung des erforderlichen Materials, mit Ausnahme 
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des Sprengpulverd und des Grubenzimmerholzes, welches 
auf eigene Rechnung angefhafft, und unter Gontrole 
abgegeben wird, fowie bie vollftändige Erhaltung des 
hiezu abzugebenden Gezähes nad Zahl und Gewicht an- 
jubedingen ; die ausgeführten Gedingarbeiten find aber 
von Zeit zu Zeit urfundlid) und unter vorgefchriebener 

Controle an Ort und Stelle abzunehmen. Hinſichtlich des 

Betriebes der Schichtlohn-Arbeiten find durch einen zunächſt 

hierüber aufgeftellten Auffeher, Unterfteiger oder Schicht: 

meifter, eigene Echichtenregifter unter Controle von Eeite 
eines Andern zu führen, und aus benfelben auf jeden 

Zahltag beurfundete Schichtenzettel zu fertigen. 

c) Auch die Weiterfhaffung der zu Tag geförderten Erze an 
ihren Beftimmungsort ift, nachdem diefelben auf ven Halden 
noch forgfältiger ausgefchieden worden, im Accord, unter 
Verzeichnung der einzelnen Fuhren durd die Steiger, und 
bei weiterer Entfernung der Ausfertigung eigener Lad— 
fheine hiefür durch diefelben, zu bewerfitelligen. 

d) Ueber das zum Grubenbau abzugebende Gezähe ift durch 
den betreffenden Steiger ein Inventar zu führen. 

e) Ebenſo ift über die Grubenbau-Materialien genaue Auf- 
fiht, und rüdfichtlid der Empfänge wie des Verbrauches 
an folden unter der geeigneten Gontrole genaue Rechnung 
zu führen. 

Zu Unterhaltung der für einen regelmäßigen und nachhaltigen 
Fortgang des Grubenbetriebed unentbehrlihen Haren Ueberficht 
über den Beftand der Gruben find die hierüber vorhandenen 
Riſſe forgfältig aufzubewahren, und durd die damit beauf- 
tragten Steiger von Jahr zu Jahr zu ergänzen '). 





1) O. a. Dienft-Infte. des Hüttenverw. in Königäbr. vom I. 1828, 
$. 5; vgl. ungedr. Inftr. für den Steiger zu Neuenbürg vom 17. Mai 
1822; desgl. für den Steiger auf «der Michelfelder Bohnerzgrube vom 
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3) Der Roheifenbedarf der vereinzelt für fi und außer 
Zufammenhang mit einem Schmelzwerf beftehenden Hammerz, 
Walze u. f. w. Werfe ift großen Theils aus anderen eigens 
hiezu angewiefenen Schmelzwerfen des Staats zu den nad 
Maasgabe der Selbitfojtenpreije vom Bergrath feftgejegten 
Preifen !), zum Theil aber aud), beſonders für einzelne eigens 
thümliche Zwede, aus Privatwerfen zu beziehen, und zu dem 
Ende von da mittelft Accordfuhren beizufchaffen. 


$. 123. 
ccc) Bollführung der Hütten-Fabrikation. 


Die den einzelnen Hüttenwerfen vermöge ihrer Be— 
trieb8mittel zufommende Fabrifation ift im Allgemeinen un: 
mittelbarer Weife unter der Geſammt-Aufſicht der betreffenden 
Verwalter, und der näheren Aufſicht der ihnen auch hiezu bes 
fonders beigegebenen Verwaltungs Affiftenten, durch die hiefür 
aufzuftellenden eigentlihen Arbeiter zu vollführen. Letztere 
unterſcheiden fich hiebei, den vorliegenden wirthſchaftlich-tech— 
nischen Bedürfniſſen zufolge, hinſichtlich ihrer Leiftungsfähigfeit 
und der hierauf beruhenden Belohnung in drei Glafjen: ein- 
mal die mit den einzelnen hüttentehnifhen Proceſſen näher 
befannten, und daher hiezu ausjchließlich verwendeten eigentli- 
hen Hüttenarbeiter, wie Schmelger, Former und Gießer, Pudd— 
ler, Friſcharbeiter Hammerjchmiede, Stahl und Senfenfchmiede 
u. ſ. w. von welchen, je nad) der verfchiedenen Natur der Arbeiten, 
ein Theil, wie 3. B. namentlid die Echmelzer, im Wochen⸗, 
die anderen aber im Gentner-(Geding)lohn ftehen, und neben- 


27. Mai 1843; desgl. für den Oberfteiger der Stuferzgrube in Wafjerals 
fingen, für den erften Unterjteiger dafelbft, und für den zweiten Unterjteis 
ger, vom März 1857. 

1) ©. a. Dienft-Infir. für den Bergrath vom Wehr. 1835, $. 8; 
V. d. 8. d. 9. von 1855, 2r Beil.:Bd. ©, 250. 
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dem zum Theil auch noch Prämien für einen Minderverbraud 
an Materialien, namentlid Kohlen, oder für höheres Aus— 
bringen an Erzeugniß erhalten; ſodann die bei den- technifchen 
Proceſſen nur mittelft einfacher Handarbeit Beihülfe leiftenden 
Arbeiter, wie Hüttenknechte, Kohlens und Erzſchieber, Pocher, 
Schlackenſchieber, Mafjelns und Plattenpuger u. ſ. w., welche 
auch theils im Wochenlohn, theils, insbefondere foweit ihre 
Arbeit nad) der Ausdehnung der Fabrifation fidy richtet, im 
Verhältniß zu diefer abgelohnt werden, wobei ihnen, infoweit 
die Arbeitsaufgabe ihre eigene Kraft überfteigt, überlafjen 
bleibt, fih auf ihre Koften durch Handlanger oder Taglöhner 
unterftügen zu lafjen; endlich die zwar aud) zu einer Beihülfe 
bei der Hüttenfabrifation, fei ed nun mittelft Vor- oder nach— 
folgender Arbeiten, erforderlichen, aber hiezu eigenthümlicher 
Hantwerföfähigfeiten bedürfenden Arbeiter, wie mannigfache 
Handwerfölente aus anderen induftriellen Kreifen, als Zim— 
merleute, Schreiner, Dreher, Schmiede u. ſ. w., welche in der 
Regel einen Wochenlohn beziehen, einzelne Arbeiten aber wohl 
aud) in das Geding erhalten, wie z. B. die Fertigung von 
Modellen, Gußladen u. .w.'). Es find aber allen diefen Ar- 
beitern, joweit fie, vermöge ber ihnen übertragenen Arbeits: 
aufgaben, ganze zufammengehörige und zufammenhängende 
Gruppen bilden, je innerhalb diefer zur unmittelbaren und 
fortlaufenden technifchen Aufficht und Leitung eigene fogenannte 
Meifter, wie Schmelzmeifter, Gießereimeifter, Schmiedmeiſter, 
unter Umftänden in mehrfacher Unterorbnung, mit der nächſten 
Verantwortlidfeit dafür vorgefegt, daß die betreffenden Fabri— 
fate möglichft untadelhaft geliefert werden ?). In ihrer Boll- 
führung ſelbſt ift die Hüttenfabrifation 








1) Unmittelbare amtliche Notizen von den Hüttenwerfen. 
2) Vgl. Dienſt-Inſir. für den Senjen-Schmiebmeifter in Friedrichs— 
thal vom März 1855; desgl. für den Gießerei-Aufſeher in Wafferalfingen 
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1) ihren Gegenftänden im Einzelnen nad, je innerhalb 
der durch die befonderen Betriebs-Mittel und Plane geftedten: 
Gränzen, nothiwendiger Weife noch näher zu regeln theild nad) 
Maasgabe der ausprüflihen Waarenbeftellungen, theild nad) 
dem außerdem noch mit einiger Sicherheit zu erwartenden 
regelmäßig anhaltenden Begehr von ven Magazinsvorräthen, und 
deshalb denn aud in diefer Beziehung die pünftlihe Wahrs 
nehmung der einen, und die Erhaltung eines dem andern ent: 
ſprechenden Beftandes jener Vorräthe nächfte Aufgabe. Im, 
ber erfteren Beziehung ift durdy die Verwaltungs-Affiftenten 
ein eigenes Beſtellbuch zu führen, in welches alle ſowohl münd- 
lic) als Schriftlicdh eingehenden Beftellungen, der ihnen zu dem Ende 
hierüber von dem Hüttenverwalter zu machenden Mittheilung ge: 
mäß, nach der Zeitfolge, und mit Bemerfung des von den Beftellern 
feftgefegten Ablieferungstermines einzutragen find, je nad) dem: 
jelben aber mit dem Hüttenverwalter und Hüttencaffier darüber 
Rückſprache zunehmen, ob nicht, den für den Waaren-Abfag übers 
haupt beftehenden Normen gemäß, in den ökonomiſchen Verhält— 
nifjen des Beftellers, oder in der technischen Ausführung einer be- 
ftellten Waare, fowie in der von dem Befteller feftgefegten 
Friſt ein Grund zu Ablehnung der Beftellung oder zu weiterer 
Verftändigung mit dem Befteller vorliegt, und wenn dieß ver 
all ift, dieß in dem Beſtellungsbuch beizufegen, das dem Befteller 
gegenüber demgemäß weiter Erforderliche aber von dem Hüts 
tenverwalter zu beforgen. In ver anderen Beziehung ift durch 
die Hüttenverwalter fortwährend und befonders zu der Zeit, 
da es an Beftellungen mangelt, auf dießfallfige dem Verwal: 
tungs-Affiftenten obliegende Mittheilung das Erforderliche mit 


vom 26. Febr. 1856; desgl. für den Giefereis Meifter und Obermeifter 
dafelbft von dem. Dat.; desgl. für ven Pußmeifter daſelbſt vom Janr. 
1845; desgl. für den Injpeftor der mechanischen Werfftätte dajelbit vom 
8. Juli 
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forgfältiger Erwägung der jeweiligen Abſatzverhältniſſe, fowie 
der demzufolge feftzufegenden Berfaufspreife anzuordnen, und 
auh von dem Bergrath eine befondere Aufficht Hierauf zu 
handhaben . 

2) Diefen beivderfeitigen Anforderungen gemäß find ſo— 
fort, der Regel nad) unter Boranftellung der Beftellungen, und 
unter diefen, foweit nicht die von den Beftellern feftgefeßten 
Termine oder andere entſcheidende Umftände nad dem Ermeffen 
des Berwalterd eine Ausnahme gebieten, beziehungsweife ges 
ftatten, je der nad) der Zeitfolge früheren, die zu deren Reali- 
firung erforberlihen Arbeiten mit Vorwiſſen des Verwalters 
durch den Verwaltungsaffiftenten, oder die ftatt desjelben bei 
größerer Ausdehnung des Betriebes etwa aufgeftellten befonderen 
Auffeher an die Arbeiter zu vertheilen, uud hiebei, joweit fie auf 
Beftellungen beruhen, jenen vollftändige und genaue fchriftliche 
Auszüge hierüber aus den Beftellungsbüdhern mitzutheilen, 
außerdem aber nod je die Leiftungsfähigfeiten der einzelnen 
Arbeiter, das Imeinandergreifen der Gefchäfte, und die Größe 
der Ablohnung zu berüdfichtigen, auch wo ed rathjfam erfcheint, 
dießfallſige Rüdfprahe mit den betreffenden Meiftern zu 
nehmen ?). 

3) Die Ausführung der einzelnen Arbeiten ift fowohl 
durch die Hüttenverwalter, ald auch durch die Verwaltungs- 
Affiftenten, und die den Arbeitern zunächſt vorgefegten einzelnen 
Meifter und fonftigen Auffeher forgfältig in allen Richtungen, 


— 


®: 


1) DO. a. Dienft:Inftr. des Hüttenverw. in Königsbr. vom 9. 1828, 
$. 15, 14; desgl. für den Gajfier daf. vom 3. 1828, 6. 15; desgl. für 
die Hüttenverw.Af. vom Novbr. 1845, 6. 7; desgl. für den Bergrath 
vom Febr. 1835, $. 8. 

2) D. a. Dienft.-Inftr. für die Verw. Aſſ. vom Novbr. 1845, $.7; vgl. 
0. a. Dienft-Inftr. für den GießereisAufjeher in Wafjeralfingen vom 
26. Febr. 1856, $. 2. 4, und desgl. für den Inſp. der mechan. Werfitätte 


fi 
daj. vom Er 1856, $. 4. 
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insbefondere aber in derjenigen zu überwachen, daß ſolche nicht 
allein genau ven hiefür beftehenden Vorſchriften oder ver dieß— 
fallfigen Beftellung gemäß, ſondern aud rechtzeitig, vornehm- 
lih auf die von den Beftellern feitgefegten und denfelben zu: 
gejagten Ablieferungstermine, fowie, zu Wahrnehmung ver 
näheren Werfs-Interefien, unter fparfamer Verwendung ber 
Materialien, einem ſchonenden Gebraud der Betrieb8-Borrich- 
tungen und Geräthſchaften, und der Vermeidung jeder Art 
von Störung oder Gefahr für Andere vor fih gebe. Hin- 
ſichtlich des Material namentlich des Kohlen-Verbrauches find 
in dieſer Rüdfiht für einzelne Arbeiten Marimalbeträge feft- 
geſetzt, deren Ueberfchreitung für die Arbeiter entſprechende 
Verdienjtabzüge zur Bolge hat, wogegen ihnen aud für eine 
Erfparniß hieran gewifje Prämien zu Theil werden !). 

4) Die fertigen Fabrifate find vor der Verfendung an 
die Befteller, beziehungsweife ver Ablieferung an das Magazin 
durch den Verwaltungsaffiftenten oder den etwa bei größeren 
Betriebsverhältniffen hiezu aufgeftellten befonderen Aufjeber bei 
eigener Verantwortlichkeit Stück vor Stüd genau hinſichtlich 
ihrer Güte und Mangellofigfeit zu prüfen, und aud) dem Hüt- 
tenverwalter ift ausprüdlic zur Pflicht gemadt, von Zeit zu 
Zeit deshalb nachzuſehen ?). 

5) Die wirkliche Größe des Babrifaten-Erzeugnifjes, fowie 
des hiedurch veranlaßten Materialverbraudes ift fortlaufend 
durch die Arbeiter, beziehungsweiſe die ihnen vorgefegten Meifter 
an den hiezu beftimmten, in den Arbeitslofalen aufgehängten 


1) D. a. DienftsInftr. für den Hüttenverw. in Königsbr. vom 9. 
1828, $. 11; desgl. für die Verw. A. vom Novbr. 1845, $. 4, 7; vergl. 
0. a. Dienft-Inftr. für den Senſenſchmiedmeiſter in Sriedrichsthal vom März 
1855, und für den Gießerei-Aufſeher in Wafferalfingen vom Febr. 1856, $. 8. 

2) D. a. Dienft:Infir. für die Verw. Aſſ. vom Novbr. 1845, $. 8; 
desgl. für den Gießerei-Aufſeher in Wafjferalfingen vom Febr. 1856, $. 2; 
desgl. für den Hüttenverw. in Königsbr. vom I. 1828, $. 10. 
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Tafeln anzufchreiben, von Woche zu Woche aber bei der foge- 
nannten Tafelabnahme, in Verbindung mit ber vorgedadhten 
Viſitation der Fabrifate, durch den Affiftenten gemeinschaftlich 
mit dem Platzmeiſter oder Hüttenfnecht, unter Zuziehung ver 
betreffenden Meifter und Arbeiter, und unter genauer Abwä- 
gung der ald kaufmannsgut erfundenen Fabrifate, aud wo es 
zwedmäßig erjcheint, alsbaldiger Bezeichnung verfelben mit dem 
Gewichtsbetrage, ſowie unter Gegenüberftellung der Aufzeich- 
nungen der Hüttenfnechte und Kohlenmeſſer über die Materials 
Abgaben, und näherer Bergleichung ber legteren mit dem wirk— 
lichen Berbraude und dem noch vorhandenen Borrathe, forg- 
fältig zu ermitteln, nad dem Ergebniß hievon. aber, unter 
fchriftliher Anerkennung von Seite der damit beauftragten 
Verfonen in einem eigenen Tafelabnahmebuch einzutragen; 
legteres bildet aber fofort weiter die Grundlage für die Arbeits: 
verdienſtberechnungen, deren Fertigung dem Berwaltungsaffiften- 
ten zur Vorlage an den Berwalter behufs der Zahlungsans 
weifung auf vorgefchriebene Termine und unter forgfältigem 
Augenmerk darauf obliegt, daß vie gelieferten Arbeiten in bie 
entiprechende Claſſe des Vervienfttarifes eingereiht, die Extra— 
verdienfte von befonderen Beftellungen gehörig berechnet, und 
etwaige Abzüge wegen zu großen Materialverbrauchs berüd- 
fichtigt werben !). 


$. 124. 
cc) Abſatz der Hütten-Fabrikate. 


Der den eigentlihen Zwed ver finanziellen Benügung 
‚ der Eifen»Berg- und Hüttenwerke, die Erzielung eines finan- 


1) D. a. Dienft.Infir. des Hüttenverw. in Königebr. vom 3. 1828, 
$. &, 14, 12; desgl. der Verw. Aſſ. vom Novbr. 1845, $. 9, 10; -vergl, 
o a, Dienft: Inftr. Pr den Senſenſchmiedmeiſter in Friede, Thal vom: . 
1855, 3. 9. 
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ziellen Ertrages derſelben, ganz weſentlich bedingende Abſatz 
der Werkfabrikate nimmt die Thätigkeit der Hüttenverwalter 
ganz vorzugsweife, und auch die Aufmerffamkeit des Bergra- 
thes in befonderem Maaße in Anſpruche!). Zu entſprechender 
Regelung diefer Thätigfeit ift nun 

1) vor Allem, in Hinblid auf den engen Zufammenhang, 
welcher zwifchen einer pünftliden und fchnellen Vollziehung 
der Beftelungen und dem Abſatz befteht, ven Vewaltern nach— 
drücklich zur Pflicht gemacht, für eine angemefjene Sicherſtel⸗ 
lung jener durd den Fabrifationsbetrieb in der früher darges 
legten Weife, namentlich alfo mit den demgemäß gebotenen 
Beihränfungen Eorge zu tragen, und die in diefer Beziehung 
etwa erforderlichen Mittheilungen an einzelne Befteller alsbald 
zu maden, überhaupt auf alle Anfragen und Beftellungen 
jeden Falls fogleidh Antwort zu ertheilen. Zu der Eingehung 
von Lieferungs-Accorden über größere Duantitäten von Waa- 
ren, welche eine Berftärfung des Betriebs oder eine Beſchraͤn— 
fung des fonftigen Abſatzes nothwendig machen, fowie zu allen 
Lieferungs-Zufagen für längere Zeit ift die Genehmigung des 
Minifteriums einzuholen ?). Nach der ver Fertigitellung der 
Fabrifate folgenden Aufnahme verfelben bei der Tafelabnahme 
ift aber deren Lebernahme zur Berfendung an die Befteller 
oder in das Berfaufs » Magazin durch den Verwaltungs: 
affiftenten in Gemeinfchaft mit dem Gaffier oder deſſen Stell: 
vertreter nad) dem bei jener Abnahme erhobenen Gewicht zu 
bewerfftelligen, und daher der Ermittlung des legteren auch 
von jenem anzmvohnen;. das Magazin jelbft ſteht zur 
Controle feiner Verwaltung unter dem doppelten Verſchluß 


1) D. a. Inftr. für den Hüttenverw. in Königsbr. vom 3. 1828, 
$. 13; desgl. für den Bergrath vom Febr. 1835, $. 8. 

2) DO. a. Inſtr. des Hüttenverw. in Königsbr. vom J. 1828, $. 13; 
desgl. für die Verw. Aſſ. vom Novbr. 1845, $. 7; desgl. für den Berg: 
rath vom Febr. 1835, 9.8, 
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des Hüttencaffierd und des Verwaltungsaffiftenten,, ebenbes- 
halb aber auch unter der gemeinfamen Verantwortlichfeit diefer 
beiden Beamten !). 

2) Eine in vorliegender Beziehung von felbft nahe ge- 
legte Aufgabe der Hüttenbeamten ift, foviel möglich entfpre- 
chende Gefhäftsverbindungen mit geeigneten Abnehmern an- 
zufnüpfen, und es ift denfelben ſolche noch befonvers erleichtert 
durch Aufftellung eines eigenen Handelsreifenden für die fammt- 
lichen Hüttenwerfe, welcher in dieſer Beziehung die Obliegens 
heit hat, die Erhaltung der beftehenden Gefhäftsverbindungen 
der MWerfe zu vermitteln, denjelben neue Grfchäftsfreunde zu 
verschaffen, über alle Concurrenzverhältniſſe derfelben forgfäls 
tige Erfundigungen einzuziehen, Beftellungen von Abnehmern 
anzunehmen, über al’ dieß ein genaues Tagbud zu führen, 
aus demfelben jevem Werk, jo oft es das Beftellungswefen 
fordert, Auszüge, und nad Beendigung jeder Gefchäftsreife 
den einzelnen Hüttenwerfen die gefammelten Notizen mit Ans 
trägen zuzuſtellen 2). 

3) Hinfichtlich der Verfaufspreife liegt dem Bergrath ob, 
ſolche mit Rüdfiht auf die Seldftfoften, wie fie insbeſondere 
aus den von den Hüttencafftieren eigens hiegu ertheilten Vor: 
fchriften gemäß von Jahr zu Jahr hierüber zu fertigenden und 
vorzulegenden Berechnungen fi ergeben, fowie auf die Nach— 
frage, unter Beobachtung der Indbuftrie und des Handels des 
Auslandes zu reguliren; die Hüttenverwalter aber haben zu 
dem Ende in dem Ball, wenn Zeit und Umftände eine Preis: 
änderung räthlih mahen, nad vorgängiger Rückſprache mit 
dem Gaffier und den Berwaltern benachbarter Werfe Anträge 


1) ©. a. Inftr. für das Etat: und Rechn.Weſen vom Juni 1821, 
$. 36; desgl. für den Hüttenverw. in Königsbr. vom 3. 1828, $. 3, 8, 11; 
besgl. für den Hüttencaffier daf., $. 4; desgl. für die Verw. Aſſ. vom 
Novbr. 1845, $. 9, 11. 

2) Ungedr. DienftsInftr. des Neifenden vom 16. Jan. 1852. 
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deshalb zu ftellen ; zu bebeutenderen Preisänderungen ift auch 
noch die Genehmigung des Minifteriums einzuholen '). Uebrigens 
ift für die jährliche Abnahme größerer Onantitäten von Eifen» 
fabrifaten unter der Bebingung orbnungsmäßiger Erfüllung der 
dießfallfigen Zahlungsverbindlichfeiten eine mit der Größe der Abs 
nahme fteigende Prämie, Rabatt, je nad) Maasgabe der hierüber 
von dem Bergrath von Zeit zu Zeit, mit Rüdficht auf die Zahlungs: 
friften, die Größe der Abnahme, fowie auf fonftige für den Abfag 
zu berückſichtigende Lokal- und Concurrenz-Verhältniffe feftzu- 
fegenden Beftimmungen, verwilligt, welche jedoch ver Regel nad 
nur Eifenhändlern, anderen Privaten aber nur mit befonderer Ger 
nehmigung des Bergrathes zu gute fommen fol, und zwar 
unter der ausdrücklichen Beftimmung, daß zu Begründung eines 
Anſpruches hierauf von ſolchen Abnehmern, welde mit mehreren 
Werfen in Verbindung ftehen, ihre Jahresbezüge gleicher Fabri— 
fatengattungen von ba zufammengerechnet werben können; eine 
weitere Ermäßigung der Preife bedarf der Genehmigung des 
Minifteriums ?). 

4) Die Abgabe von Waaren an Abnehmer ift durch den 
Gaffier unter der Controle des Verwaltungsaffiftenten je nady 
Maasgabe der erfterem von dem Verwalter zugefertigten 
Beftellungen, im Handverfauf ohne Zuthun von dieſem, 
zu den feftgefegten Verkaufspreiſen, unter befonderer von 
dem Hüttenverwalter noch eigens zu prüfender Berechnung 


& 


1) Inſtr. zu Wertigung ber Selbftfoften-Berehinungen vom 19. Jan. 
1821, Samml. der Rechn. Vorſchr. ©. 695 ff., Note; ungedr. Erl. des 
Bergraths vom 2, Mai 1823 und 23. Jan. 1824; o. a. Dienft=Infir. 
für den Bergrath vom Febr. 1835, $. 8; desgl. für den Hüttenverw. in 
Königsbr. vom J. 1828, $. 14; desgl. für den Gajfter daf., $. 6, 15. 

2) D. a. Dienft-Inftr. des Bergraths vom Febr. 1835, $. 8; desgl. 
für den Hüttencafftier in Königebr. vom 3. 1828, $. 6; Normalbeftim: 
mungen des Bergraths über die Handhabung des merfantilifchen Verkehrs 
mit den Abnehmern der K. Gifenwerfe, vom 5. Decbr. 1843, beſ. gedr., 
und Sammlung der Cam. Geſ. II, ©. 1000 ff., $. 13, 
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ber etiwa für weitere Leiftungen, 3. B. das Abdrehen und Montiren 
von Bußftüden, zu fordernden Beträge, zu bewerfjtelligen ). Die 
Bewilligung einer Borgfrift, fei ed nun mitteljt befonderer Ver: 
träge, oder nad) Maasgabe befonderer mit Berüdfichtigung der 
vorliegenden örtlichen Verhältniffe hiefür feftgefegten und durch 
das Minifterium genehmigten Grundfäge, oder nah den 
für die Domanial-Berwaltung feitftehenden allgemeinen dieß— 
fallfigen Normen, fteht zum Erfenntniß des Bergrathe ?), und 
ift demzufolge im Zufammenhang mit dem Preisregulativ für 
viele Waaren überhaupt auf eine gewiffe, bald auf ſechs, bald 
auf drei Monate feftgefegte Zeit, jedoch nur gegenüber von 
Handelsteuten und bei vollſtändig erwiefener Zahlungsfähigfeit 
als zuläflig erklärt, mit der Wirkung, daß ſolche Abnehmer dieſer 
Art, welche von der erlaubten Borgfrift feinen Gebraud) machen 
wollen, oder wegen ungenügenden Ausweifes über ihre Zahlungs: 
fähigfeit feinen Gebraud, machen fünnen, und mithin freiwillig 
ober gezwungen baar bezahlen, einen Abzug, Disconto, an 
dem Betrag ihrer Rechnungen anfpredhen dürfen, welder je 
nad) ver Borgfrift von ſechs oder drei Monaten drei oder ein 
und ein halb Procent beträgt, jedoch, wenn einAlbnehmer, der 
zu discontiren beabfichtigt, nicht fogleich bei dem Empfang der 
Waaren den Betrag der Rechnung hiefür erlegt, nur bei Zahlungs- 
leiftung nad; mindeſtens monatlicher Friſt vorbehalten bleibt 9). 
Rüdfihtlih jener Zahlungsfähigfeit fol, ſoweit nicht entſchie— 
dene Beweife hiefür vorliegen, zwar nur ſolchen Eiſenhändlern 
gegenüber, welche nicht wirflihe Kaufleute find, die Leiftung 
förmlicher und gefeglicher Sicherheit als Bedingung einer Waa— 
ven Abgabe abverlangt, und legtere nie über den verficherten 
Betrag ausgedehnt, aber auch Kaufleuten gegenüber gehörige 


1) D. a. Dienft-Inftr. des Hüttencaffiers in Königsbr. vom I. 1828, 
$. 5, 8; desgl. für die Hüttenverw.Ajj. vom Novbr. 1845, $. 11. 

2) D. a. DienftsInfir. für den Bergrath vom Febr. 1845, $. 10, 

3) Ebendaf., $. 8.; o. a. Rormalbeftimmungen vom Der. 1843, $.9, 
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Porficht angewendet, eine Abgabe an fie daher jeden Falls 
auf verhältnißmäßige Preisbeträge befchränft, und vor Bes 
zahlung einer für eine frühere ſolche ſchon verfallenen Forderung 
nicht weiter zugeftanden, auch immer über. bie Verhältniffe 
nener Abnehmer diefer Art möglichft fichere Erkundigung, wo ſich 
entfprechende Gelegenheit hiezu darbietet, und vornehmlich von 
foliven Kaufleuten desſelben Ortes oder der Nachbarſchaft ein: 
gezogen werden ); um indefjen für diefen Zwed aud) noch von 
den bei den Hüttenwerfen felbft hierüber vorliegenden Notizen 
gehörigen Gebrauch machen zu fönnen, iſt nicht allein ven 
Hüttenbeamten überhaupt zur Pflicht gemacht, ſich unter einan- 
der foldhe Erfahrungen, weldye einen Verdacht gegen die Eos 
lidität eines Abnehmers begründen, mitzutheilen, und dieß bes 
fonders dann nicht zu unterlaffen, wenn ein Abnehmer mit 
Hinterlafjung eines Ausftanves bei einem Werke ausſteht, und 
mit einem andern in Verbindung zu treten fucht ?), fonvern 
auch dem Hanbelsreifenden bie Führung eines eigenen. Ver 
zeichniffes der fammtlichen Abnehmer der Werfe, unter Beifür 
gung ihrer Bermögensverhältnifje, des Credits, der denſelben 
eingeräumt worden ift, der Nachweifung, auf welcher vie Ere 
bitsertheilung beruht, und die Fertigung von Auszügen hierüber 
an die einzelnen Werfe aufgetragen ?). In den den Abnehmern 
zuzuftellenden Rechnungen find die abgegebenen Waaren nad) 
der Verfchiedenheit ver Sorten und Preife abgefondert aufzu—⸗ 
führen, und wenn eine bejondere,Aufrehnung für Ertraver 
dienft darin zu machen ift, dieſe mit den erforderlichen Belegen 
nachzuweiſen). Im Uebrigen follen: die Abnehmer anf ven 


1) Erl. des Bergraths vom 26. Aug. 1826, Samml. der Gam.Gef., 
I, ©, 527; o. a. Dienſt-Inſtr. des Hüttenrajfterd in Königsbr. vom J. 
1828, $. 8; 0. a. Normalbefiimmungen vom :Dechr. 1843, $. 10% 

2) Ungebr. Erl. des Bergraths vom 13. Aug. 1841; o. a. Normal: 
beſtimmungen vom Dechr. 1843 a. a. D. 

3) Ungedr. Erl. des Bergraths vom 19. April 1851 und 11. Juni 1852, 

4) D. a. Dienft-Infir, für denGaffier in Königsbr. vom 3. 1828, 6. 9, 
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Merken auf zuvorkommende und verbindliche Weife behandelt, 
und in ihren derartigen Gefchäften jo ſchleunig als möglich 
geförbert werden '). 

5) Behufs einer den beiderfeitigen Intereffen entfpredhen: 
den Realifirung der Zahlungsfchuldigfeiten ift den Abnehmern, 
wenn fie ald folid befannt find, freigeftellt, ihre Zahlungen 
baar oder in Wechfeln zu leiften, jedoch nur infoweit, als dieſe 
auf Stuttgart, Augsburg, und Franffurt lauten, und wenn je 
ſolche auf Nebenpläge nicht abgelehnt werden können, unter 
Vorbehalt des Erſatzes der darauf fallenden befonderen Ein- 
zugsipefen, fowie unter der Bedingung, daß der Berfalltermin - 
der Wechſel dem der damit zu berichtigenden Forberungen 
entjpricht, und dagegen, wenn die Wechſel bei ihrer Uebergabe 
dem Berfall ſchon nahe find, fo daß fie vorausfichtlich nicht 
mehr vor Erlöſchen des Zahlungstermines zur Präfentation 
gebradyt werben fönnen, unter gehöriger Verwahrung gegen 
die Remittenten bei der Empfangsanzeige. Zahlungen mittelft 
eigener d. h. von dem Schuldner felbft gezogener Wechſel find, 
wenn diefer nicht ald ganz folid befannt ift, um jo gewiſſer 
zurüdzuweifen, je langficdhtiger fie find 2). Verfallene Forbes 
rungen follen ohne befondere Gründe früher nicht als vier 
Moden nad) Ablauf der Borgfrift in Erinnerung gebracht wers 
ben; vierzehn Tage nad) der Erinnerung aber foll mit Klage ges 
droht oder nad) Umftänden ſchon geklagt, und in diefem Falle 
mit der verfallenen Forderung immer zugleih auch noch ein 
Zins vom Tage des Verfalls an zu fünf Procent eingeflagt 
werden °). Zu Sicherung einer angemefjenen Erledigung der 


2) D. a. Dienft:Inftr. für den Hüttenverw. in Königsbr. vom J. 
1828, $. 13; desgl. für den Gaffter, $. 7; desgl. für den Platzmeiſter 
in Wafjeralfingen, $. 9. 

1) D. a. Normalbeftimmungen vom Dechr. 1843, $. 1, 3, 5—8; 
ungedr. Verf. des Fin.Min vom 2. März 1854. 

2) O. 9. Normalbeftimmungen vom Decbr. 1843, $. 11, 12, 
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Ausftände nad) den für die Domanial-Berwaltung überhanpt 
feftitehenden, und den vorbemerkten befonderen Grundſätzen find 
dem Bergrath von Halbjahr zu Halbjahr Verzeichniffe hierüber 
einzufenden; auf den Grund derfelben hat aber diefe Behörde 
fofort über diefelben und insbefondere über etivaige Anſprüche 
an die Beamten wegen folder Ausſtände zu erfennen, deren 
Uneindringlichfeit einem Verfäumnig von jenen zugufchreiben 
ift 9, und ebenfo hat viefelbe in Fall von Anftänvden bei ver 
Ausführung von Beftellungen, namentli bei Zurüdfendung 
nicht angenommener Waaren, über Erfaganfprüche wegen ber 
Fracht- und anderer Koften gegen die ſchuldhaften Beamten 
zu erfennen, zu weldem Ende hierüber von Vierteljahr zu 
Vierteljahr Verzeichniffe mit ven erforverlihen Nachweiſungen 
an fie vorzulegen find ?). 


$. 125. 
3) Sinanzieller Ertrag der Eifen-Berg- und Hüttenwerke. 


Der finanzielle Ertrag der Eiſen-Berg- und Hütten: 
werfe, im Einzelnen nad) deren Ausdehnung und mehr over 
minder günftigen Betrieböverhältniffen fehr verſchieden, ift 
für die nenefte Finanzperiode von 1855/,, nach den jährlich 
durchſchnittlichen Lieferungen derfelben an die Staatd-Hauptcaffe 
im Ganzen angenommen zu 300,000 fl., woran ſich bethei- 
ligen follen Wafjeralfingen mit 170,000 fl., Königsbronn mit 
60,000 fl., Abtsgmuͤnd mit 20,000 fl., Chriftophs-Frievriche- 
thal mit 36,000 fl., Ludwigsthal mit 5000 fl, Wilhelmshütte 
mit 8000 fl., und Oberndorf (Gewehrfabrif und Hammerwerf 


1) D. a. Etat: und Rechn. Inſtr. vom Juni 1821, $. 41; o. a. Inftr. 
für den Bergrath vom Febr. 1835, $. 10; o. a. Verf. des Fin.Min. 
vom 2. Sept. 1850, 3. 10. 

2) D. a. Dienft-Inftr. für den Bergrath vom Febr. 1835, $. 8; 
0. a, Berf. des Fin.Min. vom 2. Sept. 1850, $. 8, 
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zufammen) mit 1000 fl., was alle bisherigen Lieferungen feit 
ber neueren Ausbehnung und günftigeren Geftaltung der Hüt- 
tenwerfe und ihres Betriebes beträchtlich überfteigt, und theils 
auf der erft in neuefter Zeit eingeleiteten beveutenden Erwei— 
terung von einzelnen Werfen, namentlih Wafferalfingen, 
theild auf den gegenwärtigen anhaltend günftigen Abjasver: 
hältniffen beruht, welche eine Berftärfung ver Produktion 
nicht nur zulaffen, fondern fogar dringend gebieten !). 


8. 126. 
II. Gewehrfabrik. 


Die Gewehrfabrif in Oberndorf, vornehmlich zu Sicherung 
einer vom Auslande unabhängigen Befriedigung des eigenen 
MWaffenbevarfes aus Staatsmitteln gegründet und unterhalten, 
daher urfprünglid in der Nerwaltung des Kriegs, und erft 
feit dem Jahr 1838 zu Verbefferung der Betriebs- und Er- 
tragsverhältniffe in ver das Finanzdepartement ?), fteht in 
Beziehung auf Betrieb und Ertrag in enger Verbindung mit 
dem dazu gehörigen Hammerwerf. Auch ift ihre Verwaltung 


1) Haupifinangetat von 185/58, H, A, 3; V. d. K. d. A. von 1855, 
2r Beil, Bd. ©. 252. Im dem adhtzehnjährigen Zeitraum vom Jahr 1819 
bis 1854 betrug die Ablieferung an die Staats-Hauptcaffe durchſchnittlich 
nur 176,241 fl. Oünftiger ftellten fich biejelben jhon in den zehn Jahren 
18%/, wo fie im Durchſchnitt 208,807 fl. = 812 Procent des in den 
Werfen angelegten Capitals nach defien allerdings ohne Zweifel zu nied— 
rigem Anjchlag betrug, und in noch höherem Maaße in den drei legten 
Jahren jener Periode, wie denn der wirkliche Neinertrag der Werfe im 
erften 1854/55 254,074 fl. 11 £r. ober 8,2 Prorent, im zweiten 18/55 
222,470 fl. 18 fr. oder 8,3 Procent, und im britten 1853/5 292,257 fl. 
2 fr. oder 11,58 Procent jenes Gapitale betrug, wobei der Antheil der 
einzelnen Werfe andy fowohl an fi, als hinſichtlich diefes Procentverhält: 
nifjes fehr verſchieden war. 

2) Befanntm. des Fin.Min. vom 30. Sept. 1838, Rbl. ©. 533; 
V. d. 8. d. A. von 1836, Bo. 10, 2 Abth. ©, 239, und von 1839, 
Bd. 10, ©. 118, 
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im Wefentlihen in gleicher Weife organifirt, und an dieſelben 
Normen und Grundfäge gebunden, wie die der Hüttenwerke, 
mit der Mopififation, daß dem Fabrifverwalter auch die Caſſen— 
und Rechnungsführung übertragen, dagegen in Unterords 
nung unter ihn, außer einem Bermwaltungsaffiftenten und 
Plagpmeifter mit in der Hauptſache gleiher Stellung und Ge: 
fhäftsaufgabe wie bei den Hüttenwerfen, nod ein eigener 
Fabrifobermeifter beigegeben ift, weldyer bei der Uebernahme 
von Materiallieferungen für die Gewehrfabrif neben dem 
Berwaltungsaffiftenten mitzuwirken, die Aufträge des Ver; 
walterd, namentlich zufolge von Beftellungen, an die Arbeiter 
zu vermitteln, und an der Stelle des Verwaltungsaffiftenten 
die Verantwortlichfeit für die gute Befchaffenheit der Fabrifate 
der MWerfftätte zu übernehmen hat!). Die Rentabilität diefes 
Werkes ift, vermöge feiner Hauptaufgabe, den Anforderungen 
der Friegsverwaltung zu dienen, insbefondere den wechjelnden 
Waffenbedarf des Arfenales unter Berüdfichtigung der neueften 
Erfindungen und technischen Verbefferungen zu fihern, von 
der der Hüttenwerfe verfchiedener, minder günftiger Art 2). 
Indeſſen befteht in dieſer Rüdficht der Kriegsverwaltung ge: 
genüber die eigenthümliche vertragsmäßige Beftimmung, daß 
zu Dedung des Ausfalles, welhen vie Fabrif bei einem be: 
Thränften MWaffenbevarf des Arſenals und unzureichenden Be- 
ftellungen durch Feiergelver der Arbeiter und unverhältniß- 
mäßigen Aufwand an allgemeinen Berwaltungsfoften erleidet, 
einen Beitrag mittelft einer nach den jeweiligen Berhältniffen 


1) Ungedr. (noch in Geltung ſtehende) Dienft:Inftr. des Kriegs-Min. 
für die Beamten und Officianten bei der K. Gewehrfabrif und dem Ham: 
merwerf zu Oberndorf, insbejondere die für den Gewehrfabrifverwalter, 
den Büchfenmacher-Obermeifter, und den Plagmeifter, vom 28. Jan. 1835; 
0. a. Dienft:Inftr. für die Verw. Aſſ. der Hüttenwerfe vom Nov. 1845, 
mit ungebr. Zufagbeftiimmungen. 

2) B. d. 8, d. N, von 1855, 2r Beil.Br, S, 255, 
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zu beſtimmenden Preiszulage für die an das Arſenal gelie— 
ferten Waffen zu leiſten hat '). 


Fünfter Abſchnitt. 
Einnabmen aus Salinen. 
8. 127. 
I. Beftand des Staats-Eigenthums an Salinen, 


Die Ealinen des Etaats, zugleich die einzigen im Lande ?), 
bilden vermöge ihrer Produktions und Ertragsverhältniffe 
einen der wichtigften Hauptbeftanptheile ded Staatsvermögens 
in finanzieller und volfswirthichaftlicher Beziehung. Es find 
derfelben, abgefehen von Weisbach, die als unvortheilhaft 
nicht im Betrieb fteht, fünf, Hal mit dem dazu gehörigen 
Steinſalzwerk Wilhelmsglüd, Sulz mit einer Hallerde-Grube, 
Friedrichshall, Wilhelmshall bei Rottenmünfter und Schwens 
ningen, und Glemenshall, -von welden die bedeutendften, 
Friedrichshall und Wilhelmshall, fowie das GSteinfalzwerf 
Wilhelmsglück, alle dieſe von einer jevem Bedarf entfprecdhenden 
Produftionsfähigfeit, erft unter der gegenwärtigen Regierung 
gegründet worden, und auch die weiteren erft in biefem Zeit: 
raum zu ihrer jegigen Bedeutung gelangt find. Sie beruhen, 
mit Ausnahme des Steinfalzwerfes Wilhelmsglüf und ver 
Saline Hall, welche von lezterem aus eine durch Auflöfung 
von Eteinfalz gewonnene Soole erhält, der Zeit no durchaus 
auf dem Gewinn von Soole aus Bohrlöchern im Mufcelfalf, 


1) Ungedr. Berf. des Fin.Min. vom 17. Aug. 1838. 

2) Die einzige mit den neueren Lanbestheilen zum Stantsgebiete 
gefommene frühere Privatfaline Weisbah wurde im Jahr 1828 zu Be: 
feitigung ber durch fie herbeigeführten Gollifionen von der Staats-Finanz⸗ 
verwaltung angefauft. ©. V. d. K. d. A. von 18%/g7, 28 Beil.Heft, 
1e Abth. ©. 9, von 1830, 18 Beil.H. ©. 203, 
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und deren Verſtedung!); es ift deßhalb in neuerer Zeit, 
theild zu Vermehrung des Steinfalz-Erzengnifjes, theils zu 
nachhaltiger Sicherftellung des Ealinenbetriebes, wie fie bei 
der Benügung von Bohrlöhern der Natur der Sache nad 
nicht befteht?), die Eröffnung neuer Steinfalgwerfe auf 
hiezu geeigneten PBunften in Anregung gefommen, und nad 
dem der erfte bießfallfige Verfuh in ver Nähe von Wilhelms: 
ball entgegengetretener beträdhtliher Schwierigfeiten wegen 
wieder aufgegeben worben 3), der Zeit ein ſolcher auf einem 
anderen Punfte, in Friedrihshall, mit alem Nachdruck in das 
Werk gefegt ®). 

Bei allen Salinen befinpet ſich natürlich eines Theils 
ein mehr oder minder beträchtliches Grundcapital an Mohn: 
und Werfgebäuden, wie Bohrhäufern, Sievhäufern, Reſervoirs, 
Packhäuſern u. f. w. nebft dazu gehörigen Einrichtungen, an 
Grundftücden verfhiedener Art, und an Wafjer-Gerechtfamen 
und Bauten, andern Theild ein entfprechendes Betriebscapital 
an Geld, Erzeugniffen, und Material-Vorräthen, welches auf 
den 1. Iuli 1854 im Ganzen berechnet war auf eine Summe 
von 406,078 fl. 35 fr. ?). 

Dagegen haftet auf einer der Salinen, ver in Hall, 
zufolge der Erwerbung derſelben als eigenthümliche Grundlaft 


1) Vergl. die näheren Angaben in Memminger, Beſchreibung von 
Württemberg, ©. 353, und in den DB. d. K. d. 9. von 1855, 2r Beil.Bn. 
©. 263 ff. 

2) Ueberzeugende Nachweifungen hierüber giebt, mit befonderer Bes 
ziehung auf Württemberg, von Alberti in einer Abhandlung über das 
Salinenwefen in Deutfchland in der deutfchen Bierteljahrsichrift vom 3. 
1839, 9.4, ©. 1 ff, am Schluß derfelben S. 30—32, wie fie auch durch 
die höchſt intereffanten Ergebniffe bei dem mur ein Jahr lang in Betrieb 
geftandenen Fundbohrloh zu Wilhelmsglüd beftätigt worden find. ©. ®. 
dv. 8. d. N. von 1855, 2r Beil.Bd. ©. 262. 

3) V. d. K. d A. von 1855, 2r Beil.Bb. ©. 310, 

4) Daſ., S. 790, und von 1855, 2r Beil. Br. ©. 269. 

5) V. d. 8. d. A. von, 1855, 2r Beil.Bd. S. 257, 
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eine beträcdhtlihe Summe von übernommenen Gehalten und 
Entfhädigungsrenten von früheren Saline-Beredhtigten, welche 
gegenwärtig über Abzug der dur das Abfterben von Gehalts- 
berechtigten und die Ablöfung von Renten eingetretenen Vers 
minderungen, noch jährlih 65,885 fl. betragen !). 

Die finanzielle Bedeutung der Salinen als Staatdein- 
fommensquelle beruht indefjen nicht allein auf dem Eigenthun 
des Staates an denfelben, fondern außerdem nod und ganz une 
abhängig hievon auf dem von dem Staate ald Regal in 
Anfprud genommenen Vorreht, aus erfter Hand im Lanpe 
Salz zum Berfauf zu bringen ?), vermöge deſſen das daſelbſt 
gewonnene Salz zu einem die Erzeugungsfoften beträchtlich, 
überfteigenden Monopolpreis zum Berfauf fommt, ihr Ertrag 
aber aus einer Mifhung von Domanial- und Regal-Einfonm- 
men befteht. 

Eine Veränderung des Beftandes der Salinen fteht durch 
das vorerwähnte gegenwärtig in Ausführung begriffene groß- 
artige Unternehmen der Gründung eines neuen Steinfalzwerfes 
in Ausfiht. Bon einer Veräußerung hievon als ſolchen kann, 
abgejehen von der fie verbietenden Unvereinbarfeit eines Pri- 
vatbetriebes von Ealinen mit dem dem Staate zufommenden 
Salzmonopol, im Hinblid auf das hier mit einfahen Betriebs: 
mitteln für den Staat zu gewinnende fihere, mit Zunahme 
der Bevölferung und der weiteren Gntwidlung der Volks— 
wirthihaft des Landes ftetig und gleichmäßig ſich fteigernve 
Einfommen, feine Rede fein, und nur eine Goncentrirung 
der Salinen und ihres Betriebs fteht, zum Theil zu Bewir- 


1) 2. v K. d. A. von 1855, 2r Beil. Bd. ©. 264; vergl. Huf: 
nagel, Beleuchtung der in Anſehung der Saline zu Schw. Hall beſte⸗ 
benden Rechtsverhältniffe, Tübingen, 1827. 

2) Dasjelbe wurde durch ein General-Refkript vom 14. Dec. 1807, 
aljo zu einer Zeit in das Leben gerufen, wo faum die Hälfte des Salz: 
bebarfes im Lande durch eigenes Erzeugniß, das Weitere aljo durch Eins 
fuhr gedeckt wurde. 
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fung von Erfparnifjen in dem Salgerzengungs-Aufwand , da 
und dort als möglid in Ausſicht "). 


I. Verwaltung der Salinen. 
$. 128. 
1) Im Allgemeinen. 


Die Verwaltung der Salinen findet, abgefehen von ven 
etwa dabei befindlihen, nicht für den MWerfbetrieb erforder: 
lien oder als Befoldungstheil verliehenen Wohngebäuden 
und Grundftüden, welche gleich denjenigen derſelben Art bei 
den Hüttenwerfen zur Benüsung fommen, durchaus unter 
dem hier durch die Erfahrung längft als am meiften vortheils 
haft bewährten Betrieb verjelben auf eigene Rechnung ftatt, 
mit Ausschluß jeder Verpahtung, als einer nit allein mit. 
freier Handhabung des Salzmonopoles unvereinbaren, fondern 
auch die vollfommene Erhaltung der Werfe, und die bei einem 
Betrieb auf eigene Rechnung zu erzielenden finanziellen Vor— 
theile derfelben minder fiher verbürgenden Benüsungsart ?), 
welche deshalb auch bis jegt nur auf einer Saline, Clemens; 
ball, zufolge eines bei ihrer Erwerbung für den Staat beftans 
denen, und jo auf lezteren übergegangenen BVertragsverhälts 
nifjes bis zum Ablauf von diefem beftand 3). 

Die Verwaltung der Salinen ift ebenfo wie die der Hüt- 
tenwerfe dem Bergrath zur Leitung und Beauffichtigung über: 


1) In diefer Weife ift neuerlich mit einer Erweiterung des Betriebes 
in Friedrihshall die Möglichkeit in Ausficht genommen, die Saline Ele: 
menshall entbehrlich, und den dortigen Grund: und Gebäubebejig für 
andere Bwede verfügbar zu machen. ©. V. d. K. d. U. von 1851/gg, 
2r Beil. Bd. ©. 790, von 1855, 2r Beil. Br. ©. 263. 

2) V. d. K. d. N. von 1826, 28 Beil.H., le Abth., ©. 113 ff. 

3) 2. d. K. d. A. von 1826, 28 Beil.H., le Abth., ©. 9 ff, von 
1830, 18 Beil.H., ©. 202, und von 1836, Bd. 10, 2e Abth., ©. 79, 
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wiefen. Für die unmittelbare Verwaltung find aber, in 
unmittelbarer Unterordnung unter diefe Behörde, eigene Lokal⸗ 
beamte, je in einer der der Hüttenbeamten analogen dienftlichen 
Stellung aufgeftellt, welden dabei aud wie lezteren. je ein 
beftimmter, ein entſprechendes Zufammenwirfen bejwedenver 
Wirfungsfreis ohne eigentliche collegialifche Verbindung unter 
ſich zukommt!). Es find dieß auf den beveutenderen Salinen 
ein Salinenverwalter, ein Salinencaffier nebft Buchhalter, 
und ein Galinenverwaltungs - Affiftent, von weldyen dem— 
gemäß im Allgemeinen dem Erftangeführten je die Gefammt- 
leitung des Betriebes in tehnifcher, merfantilifcher, und öko— 
nomifcher Beziehung, die forgfältige Ueberwachung des pflidht- 
mäßigen Verhaltens aller weiter angeftellten Beamten und 
Diener, und die Handhabung der Werfpolizei mit der den 
Hüttenbeamten eingeräumten Strafbefugnig ?), dem andern, 
dem Gaffier, unter Beihülfe und Gontrole des ihm an bie 
Seite geftellten Buchhalters, die Beforgung der Caſſen- und 
Rehnungsführung über die Geld-Cinnahmen und Ausgaben ?), 
dem Salinenverwaltungs-Affiftenten (früher Salzinſpektor ges 
nannt) eine der der Hüttenverwaltungs-Ajfiftenten ähnliche 
Theilnahme an der Auffiht über den Betrieb, zugleich aber 
noch befonders die Material» und Salgmagazind- Verwaltung 
ihrem ganzen Umfang nad obliegt?). Auf ven fleineren 


1) O. a. Verf. des Fin.Min. vom 15. Juli 1828, 

2) DienftsInftr. für die Salinenverwalter vom 23. Jan. 1833, 
Samml. der Gam.Gef. II, ©. 672 ff., $. 17. 

3) Dienft-Inftr. für die Salinen-Gaffiere vom 23. Jan. 1833, 
Samml. der Gam.Gef. II, ©. 65 ff., $. 3—5; ungedr. Berf. des Fin. Min. 
vom 30. Dee. 1833; Verf. defjelben vom 17. Jan. 1834, Samml. der 
Rechn. Vorſchr., €. 725, Note. 

4) D. a. Verf. des Fin, Min. vom 20, Dec. 1833 und 17. San. 
1834 ; ungebt. Verf. desf. vom 13. April 1837. Durch die leztere Anz 
ordnung, wornad von nun an bei Beſetzung der Salzinfpeftorsitellen auf 
jolde junge Männer Rüdfiht genommen werben follte, welche ſich die 
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Salinen fehlt der eine oder andere der ebengedadıten Beamten, 
und find ſodann deſſen Gefchäfte unter die beiden vorhandenen 
vertheilt, jo jedoch, daß hiebei die erforberlihe Controle im— 
mer gefichert bleibt. Dagegen ift auf dem zur Saline Hal 
gehörigen Steinfalzwerf Wilhelhmsglück in Unterorbnung unter 
den Salinenverwalter noch ein eigener Bergwerksinſpektor, 
und auf der Saline Wilhelmshall an dem einen der beiden 
dazu gehörigen Drte, in Schwenningen, wo dad obengebadhte 
orventlihe Verwaltungsperfonal feinen Sig nit hat, in 
Unterordnung unter den an dem Hauptwerfe Rottenmünfter 
befindlichen Verwalter ein Salineinfpeftor und Salzverwalter 
anfgeftellt. Im Uebrigen ift auch zwifchen diefen Elementarver- 
waltungsitellen und der höheren Behörde behufs der von da 
ausgehenden Leitung und Beauffichtigung diefelbe nähere Ver— 
bindung hergeftellt, wie bei den Hüttenwerfen!). Außer dem 
vorgedachten Beamtenperfonal find für die unmittelbare Ver— 
waltung noch die erforderlichen Officianten und Diener aufgeftellt, 
von erfteren namentlich fogenannte Salzſchreiber und eigene 
Siedmeiſter, und auf dem Steinfalzwerf ein Plagmeifter und 
zwei Steiger, unter denfelben allgemeinen Anftellungsuormen, 
welche für die gleiche Claſſe von Dienern auf den Hüttens 
werfen feftftehen 2). 

Für das Materiele der Verwaltung felbft nad ihren 
beiden Hauptaufgaben, der Erhaltung des guten Beftandeg, 


erforderliche technifche Bildung für das Salinenwefen erworben haben, 
erhielt der Wirfungsfreis der SalinenverwaltungsAffiftenten, neben der 
demfelben urjprünglich zugemwiefenen Magazineverwaltung, die ebenbemerfte 
weitere Ausdehnung nah Analogie von dem der Hüttenverwaltungss 
Affiftenten, ohne daß er jedoch bis jebt auch durch eine allgemeine Ins 
firuftion gleich dem von jenen näher feitgeftellt ift. 

1) D. a. Dienft:Inftr. des Bergraths vom Febr. 1835, $. 7; 0. a. 
Verf. des Fin.Min. vom 2. Sept. 1850, 3. 7. 

2) D. a. Dienft:Inftr. des Bergraths vom Febr. 1835, 8.12; 0. a. 
Berf. des Fin.Min. vom 9. März 1835. 

Hoffmann, dinanzrecht. I. 27 
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und. der finanziellen Benüsung, beftehen im Allgemeinen, 
ähnlich wie auf den Hüttenwerfen, folgende Einrichtungen ; 
. 4) die erforderliche Ueberſicht über den Beftand ift in 

gleicher Weife wie dort mittelft eined eigenen Amts-Inven- 
tares zu unterhalten, deſſen Führung. und fortlaufende Er— 
gänzung zunächſt dem Caſſier obliegt !). 

Auch 

2) die Beſtreitung des erforderlichen Aufwandes iſt, 
neben den allgemeinen dießfallſigen Vorſchriften für die Do— 
manialverwaltung überhaupt 9, ſowohl hinſichtlich des Ab— 
ſchluſſes von Accorden über die Lieferung von Material-Ers 
forderniſſen, als auch hinfichtli der Einholung von Zahlungs: 
Anweifungen, ſowie hinfichtlih der Erlangung der etwa hiezu 
nöthigen Zuſchüſſe, an die für die Hüttenwerfe aufgeftellten 
dießfallfigen Vorſchriften ($. 128, 3. 2) gebunden °). 

Dasfelbe gilt 

3) in der Hauptfahe von den für die Erhaltung des 
guten Beftanves und für die finanzielle Benügung erforder— 
lichen Materialvorräthen ($. 128, 3. 4) %, jedoch neben vem 
Umftand, daß der Bedarf zu Beidem hier bei weitem Feiner ift, 


1) DO. a. Dienft-Inftr. des Bergraths vom Febr. 1835, 6. 4; desgl. 
der Eal.Berw. vom Jan. 1833, $. 10; desgl. der Sal.Eaffiere vom 
San. 1833, $. 4, 14; 0. a. Erl. des Bergraths vom 21. Juli 1846 und 
21. Nov. 1854. 

2) D. a. Dienft.Infir. der Sal.Gaffiere vom Jan. 1833, $. 6, 7; 
desgl. des Bergraths vom ehr. 1835, $. 9; o. a, Verf. des Fin. Min. 
vom 10. Jan. 1845, 3. 54. 

3) D. a. Dienſt-Inſtr. des Bergraths vom Wehr. 1835, $. 6, 9, 11; 
desgl. der Sal. Verw. vom Jan. 1833, $.6,7; o. a. Verf. des Fin. Min. 
vom 2. Sept. 1850, 3.6, und vom 8. April 1842; o. a. Erl. des Berg- 
raths vom 16. Der. 1851 und 2. Mai 1846. 

4) D; a. Dienſt-Inſtr. der Sal.Verw, vom San. 1833, $. 7, 8; 
desgl. der Sal.Gajfiere, $. 4, 10-12; o. a. Berf. des Fin.Min. vom 
13. April 1837; 0. a. Erl. des Bergraths vom 15. Nov. 1836, 2, Mai 
1846, 20. Sept. 1844, 12, Juli 1848, 
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unter der Motififation, daß hiebei bie obengebadhten eigen: 
thümlihen Offtcianten die Stelle ver bei den Hüttenwerfen 
hiezu aufgeftellten vertreten. 


$. 129, 
2) Erhaltung des guten Beflandes der Salinen. 


In derjelben Richtung, und in derjelben Art, wie zu 
Erhaltung des guten Beftandes der Hüttenwerfe, beftehen 
au bei ven Salinen zu diefem Zweck eigenthümliche Ein- 
richtungen. 

Insbeſondere ift 

I. für die Erhaltung und etwa erforderliche Verbefjerung 
der Werfgebäude in der Hauptfache gleiche vießfalliige Vor 
forge von Seite der höheren und der Elementar-Berwaltungs- 
ftellen, und die Anwendung derjelben Mittel und Wege, wie 
bei den Hüttenwerfen, vorgejdrieben '). 

U. Dasfelbe gilt von der Erhaltung der Wege und 
Straßen, worüber indejlen zu bem Ende von den Salinen: 
Berwaltern eigene Koftenüberfchläge, wie über andere Bauten, 
zur Genehmigung vorzulegen, und nad) lezterer genau einzu: 
halten find 2). 

Ebenso ift 

I. die Erhaltung der Inventare an biefelben Vorjchriften 
gebunden, wie bei den Hüttenwerfen 3). 


1) D. a. Dienſt-Inſtr. für den Bergrath vom Febr. 1835, $. 4, 5; 
desgl. für die Sal,Berw. vom Jan. 1833, $. 12—14; o. a. Verf. des 
Fin.Min. vom 13. Mai 1846, 27. Aug. 1836, 12. April 1839, 17. Oft. 
1836; o. a. Erl. des Bergraths vom 26. Mai 1846, 2. Mai 1841, 


13. Juni 1826, 5; 1853, 5. März 1835, 16, Der. 1851, 15. Aug. 

1854; o. a. Inftr. für die Bauführer bei Staatsbaumwefen vom Der. 1855. 
2) D. a. Dienfl-Inftr. für die’ Sal.Berw. vom Jan. 1833, $. 12, 
3) Ungedr. Erl. des Bergraths vom 1. Oft, 1850; o. a. Erl. desſ. 


vom 14. April 1829, 18. April 1835, 15. Nov. 1844. 
27* 
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3) Finanzielle Benügung der Salinen. 
8. 130. 


a) Salinenbetrieb im Allgemeinen. 


Die finanzielle Benüsung der Salinen mittelft ihres 
Betriebes auf eigene Rechnung des Staats ift im Allgemeinen 
an diefelben natürlihen Grundbedingungen gefnüpft, wie bie 
der Hüttenwerfe, dabei aber durch das obenerwähnte Salz« 
monopol des Staats, welches als ſolches anerfanntermaßen 
auch die Bereitung von Salz im Lande durch Andere als den 
Staat, felbft für deren eigenen Bedarf, ausfchliegt !), auf 
ganz eigenthümfliche Weife in hohem Grade begünftigt. In— 
beffen liegen ihr, zu Sicerftellung der allgemeinen Finanz- 
interefjen, und den Anforderungen der Etatswirthfchaft gemäß, 
auch förmliche Betriebsplane in derſelben Weile zu Grunde, 
wie der Benügung der Hüttenwerfe, unter den durch das 
vorgedachte eigenthümliche Monvpolverhältniß begrümdeten Mo- 
dififationen 9). Im Uebrigen zerfällt die finanzielle Benützung 
der Salinen mittelft ihres Betriebes auch, wie die der Hüt- 
tenwerfe, in die zwei Hauptaufgaben, den unmittelbaren 
tecbnifchen Betrieb, und den Abfag der Betriebserzengniffe, 
und es ftehen hiefür auch je beſondere Normen feft. 


b) Techniſcher getrieb der Salinen. 
$. 131. 
aa) Im Allgemeinen. 


Der tehnifche Betrieb der Salinen ift unter der unmits 
telbaren Leitung des Bergrathes vorzugsmeife ven betreffenden 


1) Ungeor. Geheimerraths-Erkenntniß vom 18. Mai 1853. 

2) D. a. Dienft:Inftr. der Sal.Berw. vom Ian. 1833, $.9 ; desgl. 
der Eal.Gaffiere von demj. Dat., $. 13; desgl. des Bergraths vom Wehr. 
1835, $. 5; 0. a. Berf. des Fin.Min. vom 2. Sept. 1850; vo. a. Erl, 
bes Bergrathe vom 3. Dee. 1850, 
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Salinenverwaltern, je unter Beihülfe ihrer Verwaltungs— 
affiftenten, mit venfelben Verpflichtungen übertragen, welche 
den Hüttenverwaltern in biefer Beziehung auf den Hüttens 
werfen obliegen. In näherer Ausführung nah Maasgabe 
der aufgeftellten Betriebsplane beruht aber der technifche Be— 
trieb eines Theil und zunächſt auf der Anfchaffung und Ber 
reithaltung der diefelben bedingenden Betriebserforverniffe, 
andern Theil8 auf der unmittelbaren Galinen-Provuftion 
mittelft der ihrer Natur nach hiezu erforderlichen eigenthüms 
lichen technifchen Akte. 


$. 132, 


bb) Anfhaffung und Bereithaltung der befonderen 

Betriebserfordermiffe. | 

Außer den im Bisherigen erwähnten, auch hieher bezüg- 
lichen allgemeinen Normen und Grundfägen hinſichtlich der 
Feftftellung des Elementar⸗-Aufwandes für die Verwaltung 
der Salinen, und insbefondere ven technifchen Betrieb der- 
felben, find hier nur noch befonders zu bemerfen die Einrich- 
tungen binfihtlid der Anfchaffung des Haupterforbernifjes 
für den lezteren, des BrennmaterialsBedarfes, wie ſolches 
fowohl und ganz vorzugsweife behufs der Gewinnung bes 
Kochſalzes, als auch, zu Zeiten wenigftens, behufs der des 
Steinfalzes bei vefjen Förderung durch Dampffraft erforverlich 
ift; und aud in diefer Beziehung bleibt bei der Verſchieden— 
heit der je nach den lofalen Berhältniffen am zweckmäßigſten 
in Anwendung fommenven Arten von Brennmaterial, wie 
Holz, Torf, Steinfohlen, und ver eben dadurch bebingten 
Art und Weife ihrer Anfchaffung, namentlich der des Holzes, 
durch Bezug aus Staatswaldungen im Revierpreis, und Ans 
fauf von Privaten, im Allgemeinen nur foviel zu bemerken, 
daß behufs einer Anfchaffung durch Ankauf von Privaten 
oder unter Beihülfe von folden, ſowie der Beiſchaffung nad 
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den Salinen und. der Aufftellung. dafelbft allgemeinen Ber; 
waltungsgrundbfägen.gemäß entjprechende Accorde abzuſchließen 
find, die. Uebernahme des Brennholzes und der fonftigen 
Brennmaterialien durd den Verwaltungsaffiftenten ald Ma- 
terialverwalter, und das etwa außerdem noch beſonders hiefür 
aufgeftellte Hülfe- und Auffihtsperfonal, unter forgfältiger 
Aufmerkfamfeit und firenger Verantwortlichfeit für durchaus 
vorfhriftsmäßige Lieferung und Beichaffenheit, auch aldbal- 
digen Aufftelung des Holzes in regelmäßigen ihrer Folgeord- 
nung nad) zu numerirenden Beugen, und urkundlichem Abſtich 
des Meßgehaltes von dieſen zu bewerfftelligen, ſofort aber 
durch diefelben ſowohl für forgfältige Bewachung der Vorräthe, 
ald au für eine gleiche urfunpliche Abgabe verfelben, des 
Holzes in ver Regel nach ganzen Beugen, auf den Grund ber bei 
der Uebernahme ausgeftellten Abftihsurfunden an den Eiedmeis 
fter zu forgen, dagegen im Fall eined Abganges hieran von 
dem betreffenden Unterauffeher Anzeige bei dem Verwalter zu 
machen, und von diefem die zu Begründung und Geltend- 
mahung der geeigneten dießfallfigen Anſprüche erforderliche 
Unterfuhung hierüber anzuftellen ift !). 


$. 133. 


cc) Salinen-Produftion. 


Die Salinenproduftion beruht hinfichtli ihrer beiden 
Hanptgegenftände, des Kochſalzes einer und des Steinfalzes 
anderer Seits, ſowie der dazu gehörigen oder damit vers 
wandten Nebenerzeugnifje, der Natur der Sache nah auf 
eigenthümlichen technifchen Aften, und damit zufammenhäns 
genden wirthichaftlichen Einrichtungen, wofür denn auch je 
eigene Normen beftehen. 





1) O. a. Dienft:Inftr. für die Sal.Berw. vom Jan, 1833, $. 7; 
pesgl, für die Sal,Gaffiere, $.-11. 
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Für beide ift indeſſen | 

J. ein gemeinfames Grforverniß die -Aufftellung des 
erforderlichen verfchiedenartigen Arbeiterperfonald, die Befrie— 
digung von dieſem aber im Allgemeinen ganz an biefelben 
Normen gebunden, wie bei den Hüttenwerfen !). 

I. Bei der Gewinnung des Kochſalzes, nebft den dazu 
gehörigen untergeoroneten Rebenerzeugniſſen an Biehjalz, 
Dungfalz u. ſ. w., welches zufolge des Beftandes der Sa— 
linen in Württemberg und ver hierin begründeten technifchen 
Betriebsverhättniffe derfelben für jebt bei weitem nod das 
wichtigere Haupterzeugniß verfelben bildet, iſt es 

1) im Allgemeinen der Natur der Sache nad) Hauptanfgabe 
der hiefür aufgeftellten Verwaltungsorgane, das möglich 
größte Quantum von vollfommener Beihaffenheit mit 
dem möglich geringften Aufwand zu erzeugen, und zwar 
unter der ausdrüdlichen Beftimmung, daß. hiebei die Er- 
zeugung von fogenanntem Viehſalz, geringerem. Salz 
und Salzabfällen, wegen feiner neuerlihen Entbehrlich— 
feit bei dem ausgedehnten und durch eine entſprechende 

Preisermäßigung in hohem Grave begünftigten Berfauf 

von Steinfalz für die Zwecke feiner, Verwendung, und 

des früheren vielfachen Mißbrauches deſſelben zur Ber: 
mifhung mit Kochſalz, möglichſt zu beſchränken fei ?), 


1) D. a. Dienfts:Inftr. des Bergrathbs vom Febr. 1835, $. 7, 12; 
desgl. der Sal.Berw. vom Jan. 1833,.$. 17; 0. a. Berf. des. Fin. Min. 
vom 9. März 1835, 2. u. 8. Sept. 1850; o. a. allgemeine Bedingungen, 
auf welche die Berg: und Salinenarbeiter angenommen werben. 

2) Verf. des Fin.Min. vom 30. Der. 1833, Rbl. von 1834, ©. 13 ff., 
3. 4. Das Viehjalz wurde zu Begünſtigung der Landwirigichaft zum 
Erftenmale im Jahr 1824 allgemein in Verkehr gebracht, j. Erl. des 
Bergraths vom 26. März 1824, Rbl. S. 216; ihm folgte ein Jahr 
darauf das Steinfalz, und erſt im Jahr 1830 wurde noch eine weitere 
Ausdehnung der bis dahin ftattgehabten Vieh: und Steinfalz: Abgaben, im 
Ganzen bis auf 80,000 Gtr. jährlich, angeorpnet, ſ. Bekauutm. des Berg— 
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2) Für die Erzeugung des Kochſalzes insbefondere für fi 
beftehen als befondere Mittel zu Erfüllung der obigen 
allgemeinen Aufgabe bei derfelben, zu Sicherung einer 
guten Beichaffenheit des Erzeugniffes, Hinfichtlih der 
Belohnung der Arbeiter, und behufd der Gontrole ver 
Größe des Erzeugnifjes folgende befondere Einrichtungen : 
a) Zu Sicherung einer guten Beſchaffenheit des Erzeugniffes 
ift zunächft den zu unmittelbarer Behandlung des Eied- 
procefjes aufgeftellten Arbeitern, ten Siedern, nebft dem 
ihnen in diefer Beziehung auf jeder Saline unmittelbar 
vorgefegten eigenen Auffeher, dem Siedmeiſter, eine 
Verantwortlichkeit hiefür in der Art auferlegt, daß, wenn 
duch ihre Nachläffigfeit ein Mangel hieran entfteht, das 
Salz 3. B. nicht das vorgefchriebene Korn oder die ges 
hörige Trodenheit hat, theils beftimmte Strafe gegen diefels 
ben eintritt, theils, foweit dieß möglich ift, auf ihre Koften 
eine Nachbeſſerung erfolgen muß, eine vießfallfige Gon- 
trole derfelben aber, neben dem durd jene Mitverants 
wortlichkeit zunächft hiezu berufenen Aufjeher, vornehmlich 
den mit der Uebernahme des Erzeugnifjes in den Sied— 
häufern für das Magazin beauftragten Perfonen zur 
Pflicht gemacht !). 
b) Die Belohnung der Arbeiter ift, neben einem beftimmten 
Quantum Salz (Salzveputat), das aber ohne höhere 
Erlaubniß bei Strafe der Dienftentlafjung weder verfanft, 
noch vertaufcht, oder verſchenkt werden darf, theild auf 
fefte Beträge, Tags oder Wochenlöhne, theils, foweit 
es irgend zuträglich ericheint, im Geding, theils, wie 
rathe vom 27. Juli 1830, Rbl. S. 337, die aber den jesigen jährlichen 
Steinfalzverfhluß im Lande nicht zur Hälfte erreicht, ſ. V. d. K. d. A. 
von 1855, 2r Beil.Bd. ©. 264. 

1) Bergl. ungebr. Dienſt-Inſtr. für den Siedmeifter zu Wilhelms- 


ball-:Rottenmünfter vom 23. San. 1833; o. a, Dienſt-Inſtr. der Sal: 
Verw, vom Jan, 1833, $. 5, 
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insbefondere die der Sieder, unter angemefjener Verbin— 
dung von Beidem geregelt, wobei legtere nebendem nod) 
beftimmte Prämien für Holzerfparniffe erhalten . 

c) Zur Eontrole der Größe des Erzeugniffes an Kochſalz, 
und ebendamit zugleich zur Berechnung der Lohnfordes 
rungen ber im Geding arbeitenden Sieder und Maga— 
zinsarbeiter ift jenes bei feiner Hebergabe aus den Sieb- 
hänfern an das Magazin unter Auffiht des Verwaliers 
durch einen eigenen Officianten, den Salzſchreiber, genau 
zu verwägen, und mit Bemerfung ber Numer des betrefs 
fenden Siedhauſes, der Pfanne, fowie des betreffenden 
Werkes, zu verzeichnen, und zwar, joweit es vorausficht- 
lich in verpadtem Zuftande zum Berfauf fommt, nad) der 
Verpadung desſelben, fei ed nun in Fäſſern oder Eden, 
in den erfteren aber immer in dem durchaus gleihen 
Nettogewit von 606 Pfund unter forgfältiger Ermitt- 
lung der Tara, und Bezeihnung diefer wie des Bruttos 
gewichtes und fortlanfender Numern auf denfelben ; bie 
für dieſe Verpackung erforberlihen Fäſſer und Säcke 
find, erftere in einer dem vorgedachten Gewicht entjprechen- 
den beftimmten Größe, im Accorde anzufhaffen; der Lohn 
ver Badarbeiter wird im Geding feftgefegt. Die Ueber: 
nahme in das Magazin felbft, und die Verwaltung des 
fegteren ift fodann befondere Obliegenheit des Verwal—⸗ 
tungsaſſiſtenten ?). 

3) Bon ven Nebenerzeugnifjen ift nur das Viehſalz, eine 
Mifhung von geringen Salzftoffen und Abfällen, ein- 


1) Aftenmäßige Notiz. 

2) Ungedr. Erl. des Bergraths vom 10. Aug. 1827; o. a. Dienft: 
Inftr. für die Sal.Berw. vom Jan. 1833, $. 5; desgl. für die Sal.: 
Gafftere, $. 9; Bekanntm. des Bergrathbs vom 6. April 1832, RE. 
€. 117; 0. a. Verf. des Fin Min. vom 30. Dec. 1833 ; ungedr. Verf. 
besj. vom 17. Jan, 1834 ; o. a. Erl. desf. vom 13, April 1837. 
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faches Ergebniß der Kochſalzfabrikation, das Dungfalz 

aber, weldes auf allen Salinen mit Ausnahme von 

Sulz bereitet wird, nur ein zu diefem Zweck hergeftelltes 

einfaches Gemenge von Kochſalz mit anderen Stoffen, 
als Erde, Gyps, Torfafche n. f. w., wobei die nicht 
auf andere Weife, insbefondere als Viehſalz vortheils 
hafter zu verwenvenden Abfälle von der Kodfalzfabri- 
fation zu verwenden, und diefe, wie die Beimengungen 
durch Pochen möglichft gleichförmig zu verkleinern, und 
in dem Verhältniß durcheinander zu mifchen find, daß 
fi) neben fünfzehn Procent Salz fünfundachtzig Procent 
anderer Etoffe darin befinden; beiderlei Nebenerzeugnifje 
find wie das Kochſalz dem Gewicht nach, jedod in uns 
verpadtem Zuftande an das Magazin zu übergeben und 
zu übernehmen !). 

IH. Behufs der Gewinnung des Steinfalled auf dem 
bis jest noch allein im Beſitz des Staates ftehenden Stein— 
ſalzwerk Wilhelmsglück ift unter der jpeciellen Leitung und 
Auffiht des Salinenverwalters in Hall zur unmittelbaren 
örtlihen Beanffihtigung und Leitung der dießfallfigen Arbeiten 
auf dem Werk ein eigenes Verwaltungsperfonal, ein Berg: 
werfsinfpeftor als Vorftand, und in Unterorbnung unter ihn 
zu jeiner Beihülfe nod einige Officianten, ein Steiger und 
ein Unterfteiger zur Beauffihtigung der Grubenarbeiten, und 
ein Plagmeifter zu Beauffihtigung der Arbeiten über Tage, 
insbefondere der Steinfalzmühle und der Magazindarbeiten, 
aufgeftellt. 

Die für ven vorftehenden Zweck erforderlichen Arbeiten 
jelbft betreffend, fo find 

1) diejenigen der Bergleute und der Förderungsmannſchaft 


1) O. a. Dienſt-Inſtr. der Sul.Berw. vom Jan. 1833, $. 5 ; desgl. 
der Gafftere, $. 9; ungedr, Gel, des Bergraths vom 15. April 1851. 
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vorzugöweife im Geding nad der Größe des Erzeug— 
niſſes unter der vorgedachten Aufſicht auszuführen ; dem 
Steiger liegt hiebei noch beſonders ob, die Gedinge im 
Gemeinfhaft mit dem Unterfteiger abzunehmen, und über 
die Schichtarbeiten genaue Regifter zu führen, auch dem- 
gemäß von Monat zu Monat die Lohnzettel anzufertigen, 
und dem Inspektor zur Durchficdht vorzulegen, ſowie unter 
Zuziehung des Unterfteigerd die urfundliche Ausbezahlung 
der Löhne zu bejorgen. 

2) Bon den hieran zunächſt weiter fi anreihenden Arbeiten 
zur nugbaren Verwendung des geförberten Steinfalzes 
ift das Mahlen vefjelben nad der Weifung des Inſpek— 
tor8 unter der auch oben fhon gedachten unmittelbaren 
Auffiht im Geding vorzunehmen, die Auflöfung des 
Steinfalzed zu Gewinnung der auf der Ealine Hall zur 
Verfiedung fommenden Eoole über Tage, und die Fort: 
leitung der legteren zu jener Beftimmung aber durch 
eigens im Schichtlohn hiezu aufgeftellte Perfonen, Pum— 
pen- und Eoolenmwärter, unter der Aufiiht des Berg— 
werksinſpektors zu bewerkftelligen ; die Verdienſtzettel 
diefer Arbeiter find von dem Plagmeifter au fertigen und 
auszubezahlen. 

3) Das Erzeugniß an Steinfalz, fowohl dem in der Mühle 
gewonnenen, und fofort zur WVerpadung und weiteren 
Verwendung in das Magazin übergehenten, als aud) 
dem zur Auflöfung geförverten, ift auf den Grund ber 
fonderer von dem Plagmeifter zu führenden Förderungs— 
liften aufzunehmen, zu Begründung der vießfallfigen 
Berrehnung, welde dem Bergwerksinfpeftor obliegt ). 


1) Ungedr. Dienft-Inftr. für den Bergwerksinſpeltor in Wilhelmsglud 
vom 2. Juni 1844; desgl. für den Steiger vafelbit vom 24, Juli 1846; 
besgl. für den Plagmeifter daf, von demſelben Datum, 


428 


In ganz ähnlicher Weife find die Arbeiten zur bergmans 
niſchen Gewinnung der Hallerde auf der Saline Sulz geregelt, 
mit dem Unterfchied, daß jene nach der Förderung nicht ge: 
mahlen, fondern gepocht wird. 


ec) Verkauf der Salinen-Erzengniffe. 
8. 134. 


aa) Im Allgemeinen. 


Der Berfauf der Salinenerzeugniffe auf den einzelnen 
Salinen je zu den hiefür feftgefegten Preifen ift im Allge— 
meinen, im Zufammenhang mit der Verwaltung der Maga— 
ine, fowie der Leitung der Abgabe, Berpadung und Ver; 
ladung durch die aufgeftellte Magazinsmannfhaft, den Bers 
waltungsaffiftenten auf den einzelnen Salinen übertragen, 
fo jedoch, daß zunächſt der Baffter die vießfallfige Beftellung 
und Zahlung von den Abnehmern in Empfang zu nehmen, 
und demgemäß zum Gmpfang des Erfauften Anweifungen 
auf das Magazin auszuftellen, aud) diefe Anmeifungen, fowie 
die Verkäufe, mag der Erlös baar bezahlt oder angeborgt 
worden fein, in einem befonderen Tagbuch aufzuzeichnen, 
fodann aber auch noch der Salzfchreiber, auf den Grund eben 
biefer ihm zu dem Ende vor Gffeftuirung der Verkäufe mit: 
zutheilenden Anweifungen, und unter dießfallfiger Bormerfung 
auf denfelben, jeden Verkauf und überhaupt jede Abgabe in 
einem eigenen Controleregifter einzutragen hat !). 


1) D. a. Berf. des Fin.Min. vom 30. Dec. 1833, 3.1; o. a. Berf. 
bes. von demf. Dat.; vo. a. Erl. des Bergraths vom 17. Jan. 1834. 
Auf den Salinen Wilhelmshall:Schwenningen, Glemenshall und Sulz 
tritt in dieſer Beziehung eine durch den örtlich befchränfteren Perſonal— 
beftand bedingte Modififation dieſer Gontrole ein. Auf dem Steinfalz- 
werk hat der Bergmwerfeinfpeftor die einzelnen Anweifungen zu den Salz— 
abgaben auszuftellen, fjowie auch die Geldeinnahme von dem freien 
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Im Uebrigen ift die Behandlung des Verkaufes wefent- 
lich verfchieven, jenachdem er an inländifche oder an auslän- 
difche Abnehmer erfolgt. 


bb) Berfauf im Lande. 


$. 135. 


aaa) Im Allgemeinen, 


Der Berfauf von Salinenerzeugniffen im Lande ift, wie 
Thon früher bemerft worden, aus erfter Hand ausſchließliches 
Vorrecht des Staates, unter dem Verbot einer Einfuhr des— 
felben vom Auslande her, und vermöge desfelben von den 
Salinen aus in der Hauptfadhe, insbefondere der des Haupt- 
erzeugnifies, des Koch- und Steinfalzes, der Regel nad zu 
einem den Koftenpreis um ein Bedeutended überfteigenden, 
eine eigenthümliche Gonfumtionsbefteurung in ſich ſchließenden 
Monopolpreife zu bewerfftelligen, weiterhin aber nur für Han» 
delöberechtigte überall freigegeben, jedoch unter der weiteren 
Anordnung, daß jene Hanpterzeugniffe in dem ganzen Lande 
auch zum Verkauf aus legter Hand einen beftimmten Maris 
malpreis nicht überfteigen dürfen, wogegen eine folde hin- 
fichtlih der Nebenerzeugniffe nicht befteht Y. 

Demgemäß ift auf allen Salinen die obengedachte Ein- 
richtung zum Verkauf der Erzeugniffe zu ven hiefür feitge- 
fegten Preifen unter. der Beftimmung getroffen, daß hiebei 
der Gentner im fogenannten Gutgewicht, d. h. mit 1 Pfund 


Haudverfauf auf Rechnung der Salinencafje zu Hall zu bewerfitelligen, 
ber Plagmeifter aber die Abgabe zu beauffichtigen, und mitteljt Gegen» 
aufzeichnungen zu controliren, j. o. a. Dienft:Infir. für den Bergwerfe- 
injpeftor vom Juni 1844, $. 17, 18; und die des Plagmeifters vom 
24. Juli 1846, $. 6. 

1) O. a. Gen. Reſtr. vom 14. Dec. 1807; 0. a. Berf. des Fin.Min, 
vom 30. Der. 1833, lit. a. b. d. 
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Zulage oder mit 101 Pfund gegen Bezahlung von 100 Pfo. 
abgegeben werden muß. Auch find dafelbft insbefondere für 
das Koch- und Steinfalz der Regel nad beider Seite 
dem allgemeinen Marimalpreis gegenüber noch herabge- 
ſetzte Abgabspreiſe zu erlegen, wodurch die Befrievigung des 
Bedarfes hieran in dem näheren Umfreife aud im freien 
Handelsverfehr zn jenem Marimalpreis gefihert ift ). In— 
foweit aber, wie in den von den Salinen entfernteren Ges 
genden, die Marimalpreife ver gedachten Haupterzengniffe 
durch den Privatverfehr ſich nicht herftellen, beſteht zu Her 
ftellung derſelben feit neuerer Zeit, ftatt der früher zu dem 
Ende in Unterordnung unter eine eigene Behörde auf Staats: 
rechnung aufgeftellten Salzfaftorieen ?), die eigenthümliche 
Einrihtung, daß in den betreffenden Oberamtsbezirfen von 
drei zu drei Jahren durch den Bergrath unter Beihülfe der 
Gameralämter im Eubmiffionsiwege und vorbehältlih höherer 
Genehmigung mit Privatunternehmern befondere Verträge 
über den Berfauf des dafelbft erforverlihen Ealzes je zu be- 
ftimmten Preifen, und zu dem Ende aud) die Beifuhr desfelben 
von den hiezu geeigneten und deshalb angewiefenen Ealinen 
gegen eine beftimmte mittelft entſprechender Ermäßigung der 
gewöhnlichen Verfaufspreife hiefür zu gewährende Belohnung 
abgeſchloſſen werben ?). Indeſſen wird dieſe Salz-Beifuhr 





nn — 


1) D. a. Verf. des Fin. Din. vom 30. Dee. 1833, lit. c. und 3.3, 5,8. 

2) Bergl. V.O. vom 20. Febr. 1814, Rbl. ©. 81, und Inſtr. für 
die vormal. Ealzfaftore vom 31. Juli 1818, Samml. der Cam. Geſ. II, 
©. 228 ff. 

3) D. a. Verf. des Fin: Min. vom 30. Der. 1833, lit. b. und am 
Schluß; ungedr. Verf. desſ. vom 11. Bebr., 10. Mai, und 2. Juni 1884, 
3. Mai 1838, 26. Juni 1839, 28. April und 25. Juni 1841. Diefe 
wegen der monopoliftifhen Preiserhöhung des Salzes im Intereſſe der 
Ealjeonfumenten höchſt werthvolle Marimalpreisitellung wurde bei Auf⸗ 
gebung der früheren Baktorie-Ginrihtung auf ausdrüdlihen Wunfch der 
Stände veranftaltet, |. B. d. RK. d. A. von 1833, Br. 14, ©. 242 fi; 
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hiebei zum Theil nicht unmittelbar von der betreffenden Saline, 
fondern unter Vermittlung einer zunädhft von da aus vor: 
theilhafter auf Rechnung ver Salinenverwaltung damit zu 
verjehenden Spevitionsftelle, alfo erft von diefer aus über 
wiefen, und es befteht eine ſolche ver Zeit indbefondere auf 
dem Bahnhof in Ulm, welche das für vie oberſchwäbiſchen 
Bezirfe erforderliche Koch- und Steinfalz auf foldem Wege, 
erfteres namentlich theild tauſchweiſe von ber baieriſchen Sa: 
Iinenverwaltung von Augsburg aus gegen Abgabe eines 
gleichen Quantums von den Salinen Friedrichshall und Hal 
an biefelbe nad; der Rhein- und der unterfränfifchen Provinz, 
theils, gleich dem Steinfalz, mittelft Zufuhr auf der Achſe von 
Hall, beziehungsweife Wilhelmsglüd aus, in einem in Ber 
bindung mit dem Transport des von dem Hüttenwerf Wil 
heimshütte in Schuffenriev auf ver Eifenbahn nah Ulm 
gelangenden Mafjeleifend von da nach den Werfen Königs— 
bronn, Abtsgmünd, und Wafjeralfingen beftehenden Accorde, 
fowie in einem weiteren Fuhraccord von eben jenen Salinen 
aus bis Süßen und von hier aus auf der Eifenbahn, je nad 
Maasgabe der hiezu zeitig von ihm zu machenden Beftelungen 
erhält, und fofert auch noch vie von da zunäcdjt großen 
Theils erforderliche Weiterbeförderung auf der Eifenbahn uns 
mittelbar oder in der Richtung nad) den Ablieferungsplägen 
in den vorgedachten Bezirfen anzuordnen und zu leiten hat '). 

Die den einzelnen Salz-Beifuhrs und Berfaufsverträgen zu 
Grunde zu legenvden Bedingungen find im Wefentlichen folgende: 


bei der geographifchen Vertheilung der Ealinen im Lande fojtet diefelbe 
indefjen fein beträchtliches Opfer, f. V. d. K. d. N. von 1839, Bo. 10, 
S. 134, 144. 

1) Ungedr, Erf, des Bergraths vom 1. Aug. 1855; ungedr. Dienft- 
Inſtr. für den Güterabfertigungsbeamten bei der Bahnhofverwaltung Ulm 
über die Bejorgung der Salzſpedition auf die oberjhwäbiichen Faftoriren 


1. Zuli 
vom 1. Aug. 1855. 
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1) Der Unternehmer ift verbunden, jede Quantität Koch— 
beziehungsweife Steinfalz, welche während ver Vertragszeit 
auf feinem Berkaufsplage von ihm verlangt wird, je zu ben 
nachbemerften Preifen des einen und anderen, burd welche 
der weitere Verfauf des Salzes im Hanvelöverfehr zu dem 
allgemeinen Marimalpreife gefichert wird, ohne eine befondere 
Anrechnung bei dem Bezug in verpadtem Zuftande unverzüg- 
lich zu liefern, und zu dem Ende einen hiezu vollfommen 
genügenden Vorrath von verpadtem Salz an Ort und Stelle 
zu halten, auch dieſen Vorrath zu feiner Zeit unter den 
zwölften Theil des nad) dem Ergebniß der legten Verkaufs: 
periode angenommenen wahrſcheinlichen Jahresbevarfes herab- 
finfen zu laſſen, vorbehältlid des Rechtes ver Finanzverwals 
tung, das für den Berbraud des Bezirkes benöthigte Salz 
auf feine Koften von der Bezugsftätte beiführen zu laſſen, 
wenn er ed an den erforberlihen Zufuhren fehlen läßt, over 
fein Vorrath dem beftimmten Quantum nicht gleichfonmt. 

2) Das demgemäß erforderlihe Salz wird dem Accor⸗ 
danten auf der Bezugsftätte in verpadtem Zuftande und frei 
auf den Wagen gelegt, beziehungsweife auf die Eifenbahn 
geliefert; die Sorge für den Weitertransport von da in das 
eigene Magazin, einfchließlih der Eifenbahnfradht von ver 
Legftätte in Ulm aus in dem zulegtvorgedachten Falle, ſowie 
die Sorge für die Aufbewahrung bis zum wirklichen Verkaufe 
liegt ihm aber auf feine Koften und Gefahr ob; er hat daher 
aud) jeden Schaden, welcher durch feine oder feiner Buhrleute 
Verfäumniß entfteht, auf fich zu nehmen, und nur bei Be: 
Ihädigungen durd höhere Gewalt, wie 5. B. durch Ueber— 
Ihwemmung, Feuersbrunſt u. f. w., wird auf dießfallfige genaue 
und vollftändige Nachweiſung durch obrigfeitlihe Zeugniſſe 
für das zu Grunde gegangene Salz Erfag geleiftet. 

3) Behufs der Abgabe des erforberlihen Ealzes auf der 
BDezugsftätte ift ſolches daſelbſt zeitig, zum Theil auf einen 
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beftimmten Termin für den nächſten Monat, fchriftlih und 
genau zu beftellen; vie Art der Verpackung ift dabei zwar 
der Ealinenverwaltung überlaffen, ed wirb aber auf dieß— 
fallfige Wünfche des Accordanten nad) Thunlichfeit, und foweit 
ed ohne beſondere Opfer der Sallaricafie seihehen kann, 
Rückſicht genommen. 

4) Sollte das nad dem Verbrauchsergebniß der legten 
Berfaufsperiode vorläufig zum jährlichen Bezuge angewiefene 
Salzquantum zur Befriedigung der Salgconjumenten des Be— 
zirfes nicht zureihen, fo hat ver Verfaufsunternehmer dem 
Bergrath von feinem weiteren Bedarfe zeitige Anzeige zu 
mahen, damit wegen ber Abgabe des Mehrbevarfes Einlei- 
tung getroffen werden kann; es ift aber diefer Anzeige zum 
Beleg des Mehrbedarfes das von dem BVerfaufsunternehmer 
zu. führende Verſchluß-Journal beizufchließen. 

5) Der Berfaufsunternehmer ift verpflichtet, das em 
pfangene Salz nur auf demjenigen Plate zu verfaufen, für 
welchen ed nad ver Bezugsanweifung beftimmt ift, und dabei 
hinſichtlich des Steinfalzes der hiefür vorgefchriebenen weiterhin - 
anzuführenden befonderen Fuhrcontrole feiner Seits foweit ſich 
zu unterwerfen,. als fie ihn betrifft; wird dahin beftimmtes 
Salz gleihwohl in einem anderen Bezirfe zum Verkauf ger 
bracht, jo hat ver Verfaufsunternehmer auf Verlangen der 
Salinenverwaltung oder desjenigen Berfaufsunternehmers, 
welcher durd) diefen unbefugten Berfauf beeinträchtigt ift, für 
den verurfadhten Schaden Erfaß zu leiften, und außerdem 
noch für jeden auf dieſe Weife, fei es durch den Unternehmer 
ſelbſt, over durch feine Suhrleute, verfauften Gentner Salz 
der Salinencafje eine Gonventionalftrafe von drei Gulden zu 
erlegen. 

6) Um über die Größe feines Salgbezuges und über 
den Berkauf zu jeder Zeit Nachweifung geben zu fünnen, hat 
der Verfaufsunternehmer über Beides Faufmännifd Bud, zu 

Hoffmann, Finanzrecht. 1. 28 
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führen, und insbefondere jede Salzabgabe in ein eigenes 
Berfhleuß- Journal einzutragen, worin er zugleich die Richtig: 
feit feines Eintraged durch den Empfänger des Salzes befchei- 
nigen laßt. Außerdem hat er je am Schluß des dritten Mo- 
nates dem Bergrathe einen Auszug aus feinen Büchern zu 
übergeben, welder das Quantum des im Laufe des Quar- 
tal bezogenen und verkauften Salzes nadmweist, und dem 
Bergrathe jeder Zeit die Einfihtnahme feiner Bücher und ven 
Sturz feiner Vorräthe zu geftatten. 

7) Die Gelvfhuldigfeiten für das bezogene Salz hat der 
Berfaufsunternehmer Foftenfrei in derfelben Weiſe abzutragen 
oder ficherzuftellen, wie andere Salgempfänger; jedoch, ift ihm 
hiebei geftattet, feine Zahlungen für Rechnung ber betreffenden 
Salinencafje aud an das nächftgelegene Gameralamt zu leiften, 
und ſodann nur nod die Verpflichtung auferlegt, die Beſchei— 
nigung hierüber jener einzufenden. Am Ende der Accordszeit 
ift aber ein Vorrath auf dem Lager zurücdzulaffen, welcher 
nicht unter einem Zwolftheil und nicht über einem Neuntheil 
der wahrfcheinlih angenommenen Jahresconfumtion beträgt, 
wobei der Salinenverwaltung die Wahl vorbehalten bleibt, 
ob fie diefen Vorrath gegen Bezahlung eines für den ver- 
padten Gentner um drei Kreuzer unter dem orventlichen Ver: 
Faufspreife ftehenden PBreifes von dem Unternehmer Fäuflich 
übernehmen, oder diefem den Berfauf des Borrathes zu dem 
obengedachten Preiſe an die Verfchleußer oder Privaten übers 
lafjen will. | m 

8) Erfährt die Salzverfaufsweife im Laufe der Accords— 
periode im Allgemeinen eine Aenderung, oder wird zufolge 
einer Aenderung in den Produktionsverhältniſſen, insbeſondere 
denen des Steinfalzes, die Beifuhr des Salzbedarfes von 
einem anderen Bunfte her nöthig, fo hat ſich der Accordant 
eine frühere Auflöfung des Vertrages nad) ein Vierteljahr 
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zuvor erfolgter Auffündigung ohne Entſchädigung gefallen 
zu laſſen. | 

9) Kommt der Verfaufsunternehmer den übernommenen 
Verpflihtungen nit nah, und wird deshalb von dem Ober: 
amte des DBezirfed begründete Klage geführt, fo fteht dem 
Bergrath, außer den für gewiffe Fälle angebrohten, zuvor 
Thon erwähnten befonvderen Maasregeln, das Recht zu, dem» 
felden den Accord ohne Entfhädigung abzunehmen, und diefen 
einem anderen Unternehmer zu übertragen, wobei der erftere 
wegen eines etwa entſtehenden Ausfalles im Accordspreiſe 
zu Schadenderfag verbunden bleibt !). 

Im Uebrigen ift zwar innerhalb ver zufolge diefer Vor—⸗ 
forge der Salinenverwaltung beftehenden Salzverfaufsbezirfe 
der Salzhandel allen Handelsberechtigten, unter Beſchränkung 
auf die bei den den Berfaufsunternehmern auferlegten Ab- 
gabspreifen einzuhaltenden Marimalpreife, freigegeben, jedoch 
vorbehältlih ver ven einzelnen Gemeinden urſprünglich bei 
der Anordnung ded Salzmonopol8 auferlegten, alſo zunädft 
hierin begründeten, und daher noch jeßt zu Recht beftehenden 
Verbindlichkeit zur Aufftelung örtliher Salzverſchleußer, ſo— 
ferne das Interefje der Salzeonfumenten foldhes erfordert ?). 

Die bei den Salinen erfauften Erzeugnifje derfelben find 
- von allen Abnehmern von folden der Regel nad) baar zu ber 
zahlen; nur Abnehmern :größerer Quantitäten, wie insbefons 
dere den Ealjverfaufsunternehmern, darf gegen vorgängige 
Sicherheitseinlegung, nach Maasgabe der bei der Finanzver- 
waltung hiefür beftehenden allgemeinen Vorfchriften ($. 61,67), 
und unter gemeinfamer Ueberwachung der Mangellofigfeit der 


1) Bergl. be. gedr. Formular für die Uebereinfunft zwifchen dem 
Bergrath und dem Salzverfaufsunternehmer für die Periode vom 1. Juli 
1855 an. 

2) BD. vom 20. Febr. 1814, Rbl. ©. 81 fi, 3. 4; Erl. des 
Bergraths vom 14, Febr. 1834, Ir Erg. Bd. zum Rbl. ©. 472. 
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über die Sicherheitsleiftung übergebenen Urfunden, und deren 
gemeinfamer Aufbewahrung durch den betreffenden Salinen- 
Verwalter und Caſſier, innerhalb des Betrages der geleifteten 
Sicherheit bis zu drei Monaten Eredit gegeben werben; aud 
ift in diefem Fall, fobald die Zahlung einer Schulvigfeit vier 
Wochen über den Verfalltermin hinaus verzögert wird, von 
Ablauf der Borgfrift an ein Zins aus dem geborgten Betrage 
aufzurechnen. Außerdem ift der höheren Behörde von Bier: 
teljahr zu Vierteljahr ein Verzeihniß aller Ausftände, ſowie 
aller derjenigen Perfonen, welche eine Gaution bei der Sa— 
linencafje eingelegt haben, mit Bemerfung der Größe der 
legteren von dem Salinen-Berwalter und Eaffier vorzulegen 9. 


$. 136. 


bbb) Inländiſcher Verkauf des Kochfalzes und feiner Mebenerzeugniffe ins: 
befondere. 


Bei der bisher vargelegten Behandlung des inländiſchen 
Berfaufes der Salinenerzeugniffe überhaupt, und namentlich 
des Koch- und Steinfalzes ift das erftere von dieſen beiden 
zufolge der hiefür beftehenden befonderen SPreisbeftimmungen 
im Verfaufe aus letter Hand in feinem Orte des Landes 
höher ald zu drei Kreuzern dad Pfund, und deshalb dur 
die in von den Salinen entfernteren Bezirfen aufgeftellten 
Saljverfaufsunternehmer faß- oder fatfweife mit Vergütung 
der gewöhnlichen Verfchleußgebühr von "/, Kreuzer vom Pfund, 
alfo zu 2% Kr. das Pfund, auf den Salinen aber, abge 
fehen von den befonderen vertragsmäßigen Preisbeftimmungen 
für die Salzverfaufsunternehmer, centnerweife an Jedermann 
zu 21 Kr. das Pfund in unverpadtem Zuftande, und in 
verpadtem, wenn ein Abnehmer dasſelbe zu dem Ende in 


1) DO. a. Berf. des Fin.Min. vom 30. Der. 1833, 3. 6; o. a. Erl. 
bes Bergraths vom 17. Jan. 1834; ungebr. Erl. desf. vom 20. Mai 1851. 
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eigenen Fäfjern oder Kiſten abholt, gegen weitere Bezahlung 
einer tarifmäßigen Gebühr an die zum Verpaden aufgeftellten 
Arbeiter, und wenn ein Abnehmer e8 zu dem Ende vorzieht, 
das Salz in der auf Rechnung der Salinenverwaltung felbft 
für das Magazin Schon hergeftellten Verpadung zu beziehen, 
gegen einen an die Salinencafje dem Gentner nad zu leiften- 
den befonderen und eigens beftimmten Kpftenerfag abzugeben ). 
Dabei ift noch rüdfihtlih der früher erwähnten vorſchrifts— 
mäßigen VBerpadung des Kochſalzes in Fäſſern zur Geſchäfts— 
vereinfahung ausdrücklich feftgefeßt, daß jeder Kochſalzver— 
ſchleußer oder fonftige Abnehmer von ganzen Fäffern Kochſalz, 
je über Abzug der Durchſchnittstara von fünfzig Pfund und des 
in diefelbe einzureihenden Gutgewichtes von ſechs Pfund für 
jeved Faß, ohne Ausnahme ſechshundert Pfund Nettogewicht 
an Salz und nicht mehr zu bezahlen, jedody aud feinen Erfag 
anzufprehen hat, wenn durch Eintrodnen des Salzes auf 
dem Transport oder auf dem Lager des Verkaufsunterneh— 
mers das Minvdergewicht nicht mehr als ein Halb Procent 
betragen würde, und ihm dagegen, wenn durch Anziehen ver 
Feuchtigkeit ein Uebergewicht ſich ergiebt, dieſes auch nicht 

1) D. a. Verf. des Fin.Min. vom 30. Dec. 1833, lit. b, c. 8.1, 2. 
Durch das mehrerwähnte Gejeb vom 14. Der. 1807 war das Pfund 
Kochſalz im ganzen Lande aus legter Hand auf 4 fr. feſtgeſetzt. Die Her: 
abfegung auf den jegigen Preis erfolgte erft durch obige Min.Berfügung 
nach mehrfachen fruchtlofen Anträgen auf einigen vorangegangenen Land— 
tagen, befonders auch im Hinblid auf die im nächſten Ausland beſtehenden 
niedrigeren Preife, mit einiger Rüdfiht darauf, daß der Umgegend ber 
Salinen nit aller Vortheil von den hier niedergelegten Naturfchäken 
entgehe. Die feitbem auf mehreren Landtagen geftellten Anträge auf noch 
weitere Herabjegung des Kochſalzpreiſes konnten bis jegt um der unter 
den Zollvereinsftaaten beftehenden dießfallfigen Uebereinkunft willen zu 
feinem Grfolge führen, obwohl die neuerliche beträchtliche Abnahme des 
Kochſalzabſatzes unter gleichzeitiger Zunahme des Steinfalzabfages in 
finanzieller wie in nationalöfonomifcher Beziehung hiefür ſpricht. ©. ins- 
befondere die V. d. K. d. N. von 185/, 2r au Br. ©. 309, 788, und 
von 1855, 2 Beil.Bd. ©, 259 Fi. 
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befonverd berechnet werben darf!). Eine Ermäßigung des 
Preifes zu Gunften von gewerblihen Verwendungen des 
Kochſalzes findet feit neuerer Zeit, gegen vorzugsweife und 
ausgedehnte Einräumung einer folhen für das Gteinfalz, 
nur noch ganz ausnahmeweife, alddann aber unter den glei- 
chen Beichränfungen wie ebenvort ftatt?). Für das Dung- 
falz ift ver Preis allgemein auf fünfzehn Kreuzer vom Cent: 
ner ohne Verpackung feftgefebt; ed darf foldhes aber nur an 
ſolche Berfonen abgegeben werben, welde fi über einen 
Bedarf von folhem zur Bebüngung eigener oder gepachteter 
Felder durch obrigfeitliche Zeugniffe ausweifen ?). 

Das Viehſalz kommt aud nur auf den Salinen cent» 
nerweife zum Verkauf zu Preifen, welche von der höheren 
Behörde je nach defien Qualität im Verhältniß zu den anderen 
Salzpreifen feftzufegen find ?). 


$. 137. 


oce) Inländifcher Berfauf von Steinfalz und verwandten Erzeugniffen. 


Das Steinjalz fteht Hinfichtlich feines inlänvifhen Ber: 
faufes zunädft, wie das Kochſalz, unter den oben ($. 135) 
gedachten allgemeinen dießfallſigen Vorſchriften, jedoch, zu 
Verhütung einer unbefugten Veräußerung desfelben auf dem 
Transport von dem Steinjalzwerf nad den Verfaufsplägen 
der hiefür aufgeftellten Berfaufsunternehmer, und ber aus 


1) D. a. Belanntm. des Bergraths vom 6. April 1832. 

2) Es ift insbefondere die Saline Frievrihshall, wo dieß neuerlich 
noch geſchieht, und namentlih für die neuefte Finanzperiode hiezu ein 
Duantum von 251 Gtr. jährlih in Voranfchlag genommen. ©. B. d. 
KR. d. A. von 1855, 2r Beil.Bd. ©. 263. 

3) O. a. Erl. des Bergraths vom 15. April 1851; vergl. Verf. des 
Fin.Min. vom 14. Sept. 1836, Rbl. ©. 486, und ungedr. Berf. desf. 
vom 28. März und 22. Sept. 1837. 

4) 9, a, Berf. des Fin, Min, vom 30. Der. 1833, 3. 4, 
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ihrem Mißbrauch entftehenden Erfchwerung einer georbneten 
und rechtzeitigen Verſorgung der betreffenden Verfaufsbezirfe 
mit ben erforberlihen Salgvorräthen, unter dem Hinzutritt einer 
eigenen Gontrole dieſer Fuhren. Behufs diefer ift vor Allem 
jeder Steinfalzfendung bei dem Abgang von dem Ealjwerf, 
beziehungsweife von der Salzſpedition in Ulm, ein Ladſchein 
mit genauer Bezeihnung des Fuhrmannes, des Beftimmungs- 
ortes, und des Tages und Gegenftandes der Ladung beizuger 
ben, verjelbe von dem Führer bei einer Gonventionalftrafe von 
einem bis fünfzehen Gulden bei fi) zu tragen, und auf Ber: 
langen jeder Zeit den Etenerauffehern oder Landjägern vor- 
zuzeigen, auch) eine Abgabe der Sendung ganz oder theilweife 
vor der Anfunft am Beftimmungsort nur etwa in einem Orte 
des betreffenden Verkaufsbezirkes auf fchriftlihe Anweifung 
des Verfaufsunternehmersd und unter Gontrole des Ortsacciſers 
zuläffig, fogleih nad) Anfunft der Ladung am eigentlichen Be: 
ftiimmungsorte aber diefelbe dem Ortsacciſer zur Vergleihung 
mit dem Ladſcheine vorzuzeigen, vor diefer daher ihre Maga— 
zinirung nicht geftattet. Bon Seite der Acciſer find aber ſo— 
fort die einzelnen Ladungen mit den Ladfcheinen genau zu ver: 
gleichen, legtere in einem nad eigenem Formular zu führenden 
Perzeihniß einzutragen, und wenn ſich Fein Anftand ergiebt, 
von Monat zu Monat dem Salinecafjenamt Hal zur Verglei— 
hung mit den Berfendungsliften zu uͤberſenden, außerdem aber 
dem Oberamt unter Mittheilung des Vifitations-Erfundes zu 
Vornahme der erforderlichen Unterfuhung zu übergeben; wenn 
und foweit jedoch Steinſalz auf der Eifenbahn an den Ort 
feiner Beftimmung gelangt, liegt ftatt dieſer Controle durch 
den Acciſer einfach dem Eifenbahnbeamten die Beſcheinigung 
der richtigen Anfunft auf dem Ladſchein ob. Nebendem find 
auch noch die Steuerauffeher befonders angewiefen, von den vors 
gedachten Ladfcheinen fleißig Einficht zu nehmen, und die La- 
dungen damit zu vergleichen, Mängel, vie ſich hiebei ergeben, 
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aber dem betreffenden Oberamt zur weiteren Unterfuhung bes 
ziehungsweife Beftrafung anzuzeigen !). 

Hinfichtlih des Verfanfspreifes des Steinfalzes fteht, ab» 
gefehen von den befonderen vertragsmäßigen Beftimmungen 
hierüber gegenüber von den Verfaufsunternehmern, im Allge- 
meinen feft, daß dasfelbe aus letter Hand überall um ein 
und einhalb Kreuzer das Pfund in gemahlenem, oder auf Ver; 
langen in ungemahlenem Zuftande abzugeben, und zu dem 
Ende fowohl auf dem Salzwerfe als auch von den Verkaufs— 
unternehmern auf deren Verfaufsplägen faß- oder ſackweiſe 
nad Abzug der gewöhnlihen Verfchlußgebühr um 1%, das 
Pfund oder um 2 fl. 13% fr. der Etr. zu beziehen ift 9. Non 
diefen Preisfägen ift jedoch zu Gunften einer Verwendung zu 
gewerblihen Zweden eine fehr bedeutende und wirffame Er: 
mäßigung für Steinfalzabgaben an ſolche Fabrifationsgewerbe, 
bei weldyen das Ealz einen Hauptftoff ihres Fabrifates bilvet, 
nad Geſtalt der verfchiedenen hiebei in Betracht kommenden 
Verhältniffe, auf befonderes mit den erforderlichen Nachweiſen 
zu belegended Anfuchen bei dem Bergrath, unter je nad) der 
Natur des einzelnen Falles zu beftimmenden VBorfichtsmaas; 


1) Erl. des Bergraths vom 9. Mai und = Suni 1851, 2r Erg. Bd. 
zum Rbl. ©. 398, 403; ungebr. Erl. dedf. vom 22, März 1852 und 
28. April 1854; o. a. Dienftanw. für die Steuerſchutzwache vom 15. April 
1853, 6. 148. 

2) D. a. Verf. des Fin. Min. vom 30. Dezbr. 1833, lit. d, 3. 3. 
Bor diefer Preisftellung war der Preis auf zwei Kreuzer das Pfund fefts 
geſetzt. Auch Hier ift eine weitere Preisherabfegung wie hinfichtlich des 
Kochſalzes mehrfah ſchon in Antrag gefommen; fie mußte jedoch aus 
finanziellen Gründen bis jegt abgelehnt werben, ſoviel auch vom nationals 
öfonomifchen Standpunkte aus hiefür fpricht, zumal ſolche ohne gleichzeis 
tige Herabfegung der Kochſalzpreiſe ein unverhältnifmäßiges und noch 
weiteres Zurüdgehen des finanziell vortheilhafteren Kcchjalz-Abjages, als 
bis jebt ſchon der Fall war, bejorgen ließe. S. V. d. K. d. U. von 1851/go, 
27 Beil. Bd. S. 309 fi. von 1855, 2r Beil. Bd, ©. 199, 201, 
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regeln, bis auf fünfzehn bis achtzehn Kreuzer als zuläffig 
erfannt !). 
Für die Hallerde in Sulz, welche der Natur der Sache 


1) Verf. des Fin.Min. vom 23. Decbr. 1851, Rbl. von 1852, ©. 3; 
V. d. K. d. N. von 1855, 2r Beil.Bd. S. 257, 262, Durch eine Min.⸗ 
Verfügung vom 7. Juni 1848, Rbl. S. 273, war der Preis für das zu 
Fabrifationszweden abzugebende Steinfalz, welcher bisher 36, beziehungs— 
weife 30 fr. betrug, ohne Unterfchied auf 18 Kr. vom Gtr. zu Gunften 
aller derjenigen Gewerbe herabgeſetzt worden, bei welchen das Salz ent: 
weder einen wefentlichen Beftandtheil des Fabrifates felbft oder doch ein 
wefentliches Fabrifationsmitiel bildet, und deren Bedarf fih auf minde- 
ftens fünf Gtr. jährlich belauft; es hatte aber diefe Begünftigung, mehr: 
fachen Vorkehrungen gegen ihren Mißbrauch ungeachtet, letzteren fo häufig 
und in fo bedeutendem Maaße zur Folge, daß fie auf das obige beſchränktere 
Maas zurüdgeführt wurde. Bei den demgemäß in neuerer Zeit erfolgenz 
ben Bewilligungen von Steinfalzabgaben zu ermäßigten Preijen find legtere 
ganz in das Ermefjen der Finanzverwaltung geftellt, und ebenfo die Sicher: 
heitdmaasregeln gegen Misbrauch derjelben. Im leßterer Bezichung gilt 
indeffen als Regel, daß alles demgemäß abgegebene Steinfalz entweder vor 
ber Abgabe auf der Saline oder unter der Aufficht eines Controleurs nad 
deſſen Ankunft in der Fabrik mit einem fremdartigen Stoffe vermengt (de— 
naturirt) werden muß, welcher, je nach dem Fabrikationszweck gewählt, 
legteren nicht fört, den Genuß des Salzes für Menfhen und Thiere aber 
unmöglih macht. Außerdem haben die Empfänger des Salzes über ihren 
Bezug und die Verwendung des Salzes faufmännifhe Bücher zu führen, 
und der Behörde die Ginfichtnahme ihrer Aufzeichnung dafelbft auf Verlangen 
zu jeder Zeit zu geftatten, au am Ende jeden Jahrs eine Abfchrift diefer 
Aufzeihnungen unter| Angabe des noch unverarbreiteten Vorrathes vorzus 
legen; fo lange letzteres nicht gefchehen, und die Verwendung des in einem 
Jahre am fie abgegebenen Salzes für den Fabrikationézweck nicht auf uns 
verbächtige Weife nachgemwiefen ift, wird fein weiterer Salzbezug bewilligt, 
und es gilt daher auch jede Bewilligung nur für dasjenige Galenderjahr, in 
welchem fie zugeftanden worden iſt; felbftverftändlich aber hört folche mit jeder 
unerlaubten Verwendung des bezogenen Salzes auf, und es ift der Ber 
ziehen in diefem alle verbunden, den vollen Ealinenpreis für alles das: 
jenige Salz zu bezahlen, welches er im Laufe der Bewilligungs = Periode 
zu ermäßigtem Preife bezogen hat. Endlich ift auch das Steuerſchutzper— 
fonal zu Ueberwachung des Salzbezuges derjenigen Fabrifanten, welche 
biefen Stoff für ihre Fabrifation zu einem ermäßigten Preije erhalten, 
noch bejonders angewiefen, f. o. a. Dienftanw. für die Steuerſchutzwehr 
vom 15. April 1853, $. 147, 
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nad; nur in der näheren Umgebung Abſatz findet, ift die Preis: 
beftimmung je nad) den hiebei zu berüdfichtigenden Zeitum— 
ftänden ber höheren Behörde anheimgegeben. 


$. 138. 


cc) Salzverfauf in das Ausland. 


Der Abfag von Salinen-Erzengnifjen nad dem Ausland, 
der, foweit jene überhaupt, wie Koch- und Steinfalz, in größerer 
Ausdehnung hiezu ſich eignen, für den Betrieb der Salinen, 
felbft zu verhältnigmäßig niederen Preifen, wie fie durch bie 
in neuerer Zeit beträchtlid, erweiterte Concurrenz herbeigeführt 
werden, und faum nod einen Gewinn übrig laffen, wegen der 
hiedurch bewirften Ermäßigung der Produftiond- und allge: 
meinen Verwaltungsfoften und mander günftigen Rüdwirfung 
auf die mit diefem Berfehr befchäftigten Gewerbe, in hohem 
Grade vortheilhaft und erwünfcht erjcheint ), ift in dieſer 
Rüdfiht der befonderen Aufmerffamfeit der Salinenbeamten 
empfohlen ?), der Natur der Sade nad aber je nad dem 
auswärtigen Bevürfniß, und der zu deſſen Befriedigung ſich 
ergebenden , durch jene Concurrenz bedingten Nadyfrage, viels 
fachem MWechfel unterworfen, aud demzufolge hinfichtlid des 
Kochſalzes in entſchiedener Abnahme begriffen, eben in neuefter 
Zeit aber wieder, nad mehrfadhen ungünftigen Wechſelfällen, 
im Ganzen in etwas günftigerem Stande ?). 

An Kochſalz insbeſondere findet ein ausländifher Abjag, 
abgefehen von ver früher jhon gedachten blojen Tauſchabgabe 
nad den Provinzen Nheinbaiern und Unterfranken, ver Zeit, 
vermöge befonderer Verträge mit den betreffenden Staatöregies 





1) B. d. K. d. A. von 1855, 2r Beil.Bd. ©. 262, 264, 

2) D. a. Dienft:Inftr. für die Sal.Berw. vom Jan. 1833, $. 18; 
besgl. für die Sal. Caſſiere, $. 22. 

3) V. d. K. d. A. von 1856, 2r Beil. Bd. ©. 258, 
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rungen, deren Abſchluß jedesmal der Genehmigung des Minis 
fteriums unterliegt, vornehmlih ftatt nad der Schweiz an 
mehrere Bantone, nad Naffau und Rheinbaiern, und an bie 
Preußischen Fürftenthümer Hohenzollern, je unter eigenthüms 
lihen Verhältniſſen und Einrihtungen. 

Für den Salzhandel nad der Schweiz ift dafelbft eine 
eigene Ealzhandlungsdireftion in unmittelbarer Unterorbnung 
unter dad Finanzminifterium mit der Beftimmung aufgeftellt, 
im Namen der Finanzverwaltung mit den einzelnen Gantonen 
ver Schweiz Salzlieferungsverträge auf Ratififation abzu— 
Thließen, für die Vollziehung derfelben zu forgen, die Salz 
verfendungen zu leiten, und die Gafjen- und Rechnungsge- 
fhäfte von ver ganzen Unternehmung zu beforgen ). Die 
Lieferung des demgemäß nad) der Schweiz abzjugebenden Sal- 
zes, im Jahr 1855 an eilf Kantone im Ganzen 140,000 Ctr., 
worunter 115,000 mit Obligo 9), je unter den in den einzelnen 
Verträgen feftgefegten befonderen Bedingungen, ift vollftändig 
der Saline Wilhelmshall zugewiefen, und von hier aus mit- 
telft eigener Fuhraccorde anf beftimmte Pläge zu bewerfftel- 
ligen, weshalb andy der Salinenverwaltung und dem Salinen- 
cafjenamt dafelbft die Beforgung der nächften Verfendung dort: 
hin obliegt, wogegen die Zahlungen für das abgegebene Salz 
von der Salzhandlungsdireftion an die Staatshauptcafje zu 
erfolgen haben 3). 

Die Lieferungen von Kochſalz nad Rheinbaiern und Naffau 
beruhen auf. befonvderen von dem aud die beiden Salinen 
Friedrichshall und Clemenshall in ſich begreifenden Nedarfa- 
IinensBerein als ſolchem abgefchlofjenen Verträgen, wobei fi 
jene beiden Salinen mit fünf Zwölftheilen zu betheiligen haben, 


1) Ungebr. Inftr. für die K. M. Salzhandlungédirektion in der 
Schweiz vom 4. Decbr. 1823. 

2) DB. d. K. d. A. von 1855, 2 Beil. Bd. ©. 264. 

3) Ungedr. Verf. des Fin. Min, vom 21. Juni 1834, 
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und betragen zu dieſem Antheil neuerlich nad jährlihem Vor— 
anſchlag 39,500 Etr. ') 

Nach den Hohenzollern'ſchen Fürftenthümern ift der dor 
tige Kochſalzbedarf befonderem Bertrage zufolge der Zeit noch 
ganz wie im Lande abzugeben, und dagegen für die Ueberlaſ— 
fung dieſes monopoliftifchen Abfages an die Preuß. Finanz- 
verwaltung eine vertragsmäßige Vergütung von einem jährs 
lichen Betrage von 28,875 fl. zu leiften; das Abſatzquantum 
felbft aber ift demzufolge ganz mit dem inlänbifchen vermischt 2). 

An Steinfalz findet ein Abjah in das Ausland, außer 
demjenigen, welches glei dem Kochſalz in den Hohenzollern’ 
ſchen Fürftenthümer zum Verkauf fommt, nur ftatt an aus— 
ländifche Babrifanten, je mit befonderer Genehmigung der bes 
treffenden Staatsregierungen, und zwar ift foldher in neueſter 
Zeit in Voranſchlag genommen auf 150,000 Etr., jedoch nur 
zu einem durdfchnittlihen Preis von fünfzehn bis fiebenzehn 
Kreuzer der Etr. 3) 

Im Uebrigen ift die Salinen-VBerwaltung rückſichtlich des 
Salzhandeld nad dem Auslande gegenüber den dem deutſchen 
Zoll- und Handelsvereine angehörigen Staaten denjelben vers 
tragsmäßigen Beichränfungen unterworfen, welde diefen ihrer 
Seits zu Wahrung des viesfeitigen Salzmonopols auferlegt 
find ($. 147). 


$. 139. 
IM. Finanzieller Ertrag der Salinen. 


Der Ertrag der Salinen, in feiner obengedachten Zuſam— 
menfegung aus Domanial-Einfommen oder Produftionsgewinn, 


1) V. d. K. d. 9. von 1855, 2r Beil.Bd. ©. 263. 

2) Ebendaſelbſt, S. 265; vergl. V. d. K. d. A. von 1836, Bd. 10, 
2te Abth. S. 83. Dieſer ganze Abſatz hört nun zufolge der nn 
einer eigenen Saline ganz auf. 

3) V. d. K. d. A. von 1855, 2r Beil.Bd, ©. 264. 
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und. dem in den inländifchen monopoliftifchen Salzpreiſen 
erzielten Regal-Ertrag, ift über Abzug alles Verwaltungs-, ſowie 
des Aufwandes zu Erfüllung der mit Erwerbung der Saline 
Hal übernommenen DVerbindlichfeiten, für die neuefte Finanz— 
periode 4855/45 im durchſchnittlichen Voranſchlag, mit Rüdficht 
auf die wegen der neuerlihen Abnahme des ins und auslän- 
diſchen Kochjalz-Abjages in Ausficht zu nehmende Berminde- 
rung des bisherigen Ertrages, jährlih angenommen auf 
880,000 fl. ') 


Sechster Abſchnitt. 


$. 140. 


Einnahmen von der Bleich: und Appretur: 
Anftalt in Weiffenau, 


Eine im Jahr 1851, zu Sicjerftelung der feiner Zeit 
mittelft eines Anlehens hiezu gewährten Staatd-Unterftügung, 
fowie mit Rüdficht auf die Interefjen der inländifchen Baum- 
wolle-Fabrifation, für den Staat Fäuflih erworbene Bleich— 
und Appreturs Gewerbeanlage in Weifjenau (im Donanfreis) 
befindet ſich ſeitdem und bie zu dem ausprüdlich vorbehaltenen 
Wiederverfauf derjelben, jobald ſich hiezu günftige Gelegenheit 
in Verbindung mit ficherer Ausfiht zu ſchwunghaftem Fort: 
betrieb der Anftalt dur den Käufer varbieten wird, im Selbft- 
betrieb der Staatöfinanz-Verwaltung. Es ift legterer zu dem 
Ende einem jachfundigen Beamten in unmittelbarer Unterord— 


1) Hauptfinangetat von 185%/s8, U, A. 4; V. d. K. d. A. von 1855, 
2. Beil.Bd. S. 265, 415. Für die Etatsperiode von 185°/55 war ber Er: 
trag noch durdfjchnittlich angenommen zu 920,000 fl., wie er denn au 
die vorangegangenen zehn Jahre hindurch den Betrag von 900,000 fi. um 
eine größere oder Heinere Summe überftieg, ſ. Haupt-Finanzetat von 1892/55, 
I, A. 4, un V. d. 8.2.9. von 1855, a. 0. a. O. 
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nung unter das Finangminifterium übertragen, und dieſem 
hiebei in feiner Eigenfhaft als Fabrifvorftand, außer dem 
erforderlichen Arbeitöperfonal, ein eigenes Berwaltungsperfo- 
nal, insbefondere ein Berwaltungsaffiftent und Materialvers 
walter, ein Buchhalter, und ein Appretur- und Magazinsaufs 
jeher, je mit feften Befoldungen beigegeben und untergeordnet, 
während die eigentlichen Arbeiter größeren Theil im Taglohn 
ftehen. Der Reinertrag der Anftalt, welche vermöge ihrer 
ganzen Einrihtung allen billigen Anforderungen zu genügen 
vermag, ift für die Finanzperiode von 1855/5,, einfchließlich 
der reinen Padıtzinfen » Einnahme aus Gebäuden und Gütern 
von etwa 2,500 fl., jährlich im durchſchnittlichen Voranſchlag 
angenommen zu 12,000 fl. ') 


Siebenter Abſchnitt. 
Einnahmen aus zinstragenden Aetiv-Capitalien. 
8. 140. 


I. Beftand des Stants-Eigenthums an zinstragenden 
Activ-Eapitalien. 


Der zinstragende Activ-Capitalbeſitz des Staates bildet 
feit neuerer Zeit einen finanziell ſehr beveutenven, zugleid, aber 
fteten Veränderungen unterworfenen Beftandtheil feines uns 
mittelbaren Bermögend. Es gehören zu bemfelben vornehmlid, 
einmal die bei dem Verkauf von Grundftüden, und bei ber 
Ablöfung von Grundgefällen angeborgten Kauf» und Ablö— 
ſungs⸗Schillinge, ſodann die Anlehen, welche theils zur Unter: 
ftügung allgemein wichtiger Gewerbs⸗ und anderer Unter 


1) Haupt-Finanzetat von 1859/58, II, A. 55 V. d. 8. d. A. von 1855, 
2r Beil.Bd. ©. 267 ff, 415; vergl. diefelben von 1801/52, 2r Beil. Bd. 
©. 845. 
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nehmen, theils zu nugbringender Anlegung etwaiger verfügbarer 
Gafjenvorräthe bis zum Eintritt ihrer Verwendung aus ber 
Staatscaffe gemacht werben, endlich, als in gewifjer Beziehung 
nahe hiemit verwandt, das von dem Staate bei Erwerbung 
der Herrſchaften Schuffenried und Weiffenau erworbene Recht 
auf eine ewige Activrente im jährlihen Betrage von 410 fl., 
und der Actien-Antheil des Staats bei der Nedardampficiff- 
fahrt im Nominalbetrag von 15,000 fl. 

Bei weitem den wichtigſten Beftandtheil dieſes Activ— 
capitalbefiges bilden aber die Forderungen von Grundgefäll: 
Ablöfungsihillingen, welche in Folge der durch dienenere Grund» 
entlaftungs-Gefeßgebung herbeigeführten umfafjenden Ablöſung 
der auf dem Lehend- und Grunpherrlichfeitsverbande beruhen- 
den, fowie ver Zehnt-Gefälle, der Staats-Finanzverwaltung bei 
ihren früheren Grund» und Zehntholden erwachſen find, und 
dabei jenen Ablöfungsnormen gemäß das Eigenthümliche haben, 
daß fie, infoweit fie von ven Berpflichteten nicht in der ger 
jeglichen Weife früher abbezahlt werden, in Zeitrenten nad 
einem Zinsfuß von vier Procent längftens binnen einer fünf- 
undzwanzigjährigen Tilgungszeit je von den Befigern der früher 
verpflichteten Grundftüde abzubezahlen find '). 

Bei den Veränderungen, welchen dieſer Theil des Staats» 
vermögend unterworfen ift, läßt fi über feine Größe etwas 
Beftimmtes nicht angeben. Ueberdieß ift zu bemerfen, daß 
die aus der Staatscafje angeliehenen Eapitalien nit durchaus 
zum eigentlihen Grunpftodsvermögen, ſondern zum Theil 
der Reftverwaltung und dem Reſervefonds angehören, und 
daher infoweit bei der Zurüdbezahlung auch der Reſt⸗, bes 
ziehungsweife ver laufenden, nicht der Grundſtocks-Verwaltung 
zufallen 2), 


1) Bergl. 0. a. Gefek vom April 1848, Art. 2; desgl. vom Juni 
1849, Art. 14, 15. | 


2) D. d. 8. d. A. von 1855, 2r Beil.Bd. ©. 323, 
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1. Verwaltung der zindtragenden Xctivcapitalien. 


Die Berwaltung der jinstragenden Activcapitalien ift der 


“ Natur der Sade nad höchſt einfach; fie befteht in der Vor 
forge für deren Gicherftellung, für die Erhaltung einer Ueber— 
fidyt über deren Beftand, und für die vertragsmäßige Ein- 
bringung der Zinfen, fowie der Bapitalien ſelbſt. Die dieß— 
falfigen Borfehrungen find indefjen bei den vorgedachten 
einzelnen Arten von Gapitalien verfchieden, und aud je ver 
fhiedenen Behörden zur Handhabung übertragen. Was zus 


naͤchſt 


I) Die angeborgten Kauf- und Ablöſungsſchillinge betrifft, 


fo befteht 
1) behufs ihrer Sicherftelung, abgefehen von dem allen zus 


2 


— 


folge der neueren Ablöſungsnormen erwachſenen Ablö— 
ſungs-Capitalien geſetzlich zukommenden, alſo nicht erſt 
beſonders auszubedingenden Vorzugsrechte von Realren— 
ten '), im Allgemeinen die Vorſchrift, daß bei allen Ver; 
fauföverträgen über DomanialsBermögenstheile je bis 
zur Bezahlung des Kauffhillings ein Pfandrecht auf den 
verfauften Gegenftänden ?), und bei Gefäll-Ablöfungen 
die früheren Realrechte für den Fall der Nichterfüllung 
der aus dem Ablöfungs-Bertrage hervorgehenden Verbind— 
lichkeiten vorbehalten werden follen ?). 

Die erforderliche Ueberſicht über diefe Forderungen ift bei 
der Staatd-Hanpteafje, welche diefelben ald zum Grund, 
ftod gehörig behufs der Wiederverwendung auf biefen 
einzuziehen und abgeſondert zu verrechnen hat, durch fpe- 


1) Dal. o. a. Gefek vom April 1848, Art. 2; desgl. vom Juni 1849, 


Art. 19. 


2) Ungedr. Berf. des Fin. Min. vom 25. März; 1826. 
3) Ungedr. Verf. des Fin.Min. vom 19. Mai 1826. 
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cielle Nachweiſung in dem Grundſtocksbuche "), bei ten in 
ihrem Namen den unmittelbaren Einzug beforgenven Ele: 
mentar:Cafjenftellen aber mittelft jpeciellen Eintrages uns 
ter einer eigenen Abtheilung ihrer Rechnungen zu erhal: 
ten ?). Bei der Bereinnahmung der auf den Grund der 
neueren Ablöfungsgefege einzubringenden Zeitrenten find 
aber, zu Sicherung der Interefjen des Grundftods, wie 
der laufenden Verwaltung , die der legteren zufallenden, 
unter den Zeitrenten begriffenen Zinfenbeträge von dem 
der Grunpftodd-Verwaltung gebührenvden Antheil hieran - 
ftrenge getrennt zu halten, und deshalb den Cameraläm— 
tern eigene Vorschriften hiefür ertheilt ). 

3) Die terminmäßige Einziehung der Zinfen und der Capi— 
talien jelbft ift den betreffenden Clementarcaffen, in ber 
Regel den Cameralämtern übertragen %. Die Höhe der 
Zinfen ift, foweit nicht befondere geſetz- oder vertrags- 
mäßige Beftimmungen hierüber feftftehen, jeder Zeit vie 
allgemeine von fünf Procent, fo daß eine Herabfegung 
derfelben bei Zahlungsverzögerungen von befonderer Ber: 
willigung im einzelnen Falle abhängig bleibt, und daher 
ohne eine ſolche felbft bei niedriger zinfenden Zielern auf 
die Zeit des Zahlungsverzuges über den beftimmten Ters 
min hinaus der Zins zu fünf Procent berechnet werden 
muß d). Ein eigentlidy gefegliher Zinsfuß befteht ber 
Zeit für die zufolge der neueren Grundlaftenablöfungs- 


— — — — — 


1) Ungedr. Verf. des Fin. Min. vom 25. Novbr. 1818, 6. Oct. 1819 
und 31. Jan. 1820. 

2) D. a. Rechn. Inſtr. der Gameralämter vom 31. Mai 1819, $. 36; 
besgl. der Hüttenämter vom 4. Juni 1821, $. 15. 

3) Bel. gedr. Berf. des Fin. Min. vom 5. Decbr. 1848; desgl. vom 
2. Mai 1849; desgl. vom 30. Mai 1851. 

4) D. a. Rechn. Inſtr. der Gameral: und der Hüttenämter a. a. D. 

5) Berf. des Fin. Min. vom 21. April 1840, 2r Erg.Bd. zum Rbl. 
©. 341. 

Hoffmann, Finanzrecht I. 29 
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Geſetze feftgeftellten Ablöfungscapitalien, aus welden die 
Zinfen, wie ſchon bemerft worden, mittelft der geſetzlich 
zu zahlenden Zeitrenten mit einem Theil ver Gapitalien 
felbft abzutragen find; dabei ift hinfichtlic, derſelben nod) 
ausdrüdlich ausgeſprochen, daß die Rentenſchuldner, wenn 
fie mit der Einzahlung die Verfalltermine nicht einhalten, 
verbunden find, Berzugszinfen zu vier Procent zu ent: 
richten, und zwar aus dem ganzen Betrag der zu fpät 
entrichteten Zeitrente, welde in dieſer Beziehung in ihrem 
vollen Betrage ald Capitalſchuld ſich darftellt, und nicht 
in Zind- und Gapitalrente zerlegt werden darf, auch jener 
Termin, zu Vermeidung der aus einem Bälligwerden 
auf verfchiedene Termine entftehenden Weiterungen, ganz 
allgemein auf Martini (11. Novbr.) feitgefegt, zugleich 
aber die Anordnung getroffen, daß, da ihre Erhebung doch 
nicht gleichzeitig dur die Cameralämter erfolgen Fann, 
für die einzelnen Gefällorte beſtimmte Ginzugstage in 
möglichft raſcher Aufeinanderfolge veranftaltet, und fofort 
diejenigen Schuldner, welche weder an biefen noch zuvor 
ſchon bei dem Cameralamt Zahlung leiften, zur Entrich— 
tung von Berzugszinfen von Martini an angehalten wer: 
den ). Im Uebrigen liegt den mit dem Einzug beauf- 
tragten Elementarcafjen ob, die Zinfen von Jahr zu Jahr 
aus dem verfallenen wie aus dem unverfallenen Theil 
der Forderungen einzuziehen ?), den Einzug von verfallenen 
Zielern aber um jo mehr zu betreiben, als viefelben for 
fort verfafjungsgemäß zu neuen Erwerbungen zu verwens 
den find 9). 


1) Beh. gebr. Verf. des Fin. Min. vom 22, Mai 1849, 

2) Unger. Berf. des Fin.Min. vom 26. Sept. 1836. 

3) D. a. Berf. des Fin.Min. vom 25. Ian. 1826 ; ungedr. Erl. der 
DE", Abthl. f. Dom., vom 15. März 1852. 
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I. Die baaren Anlehen aus ver Staatd-Hauptcaffe ſtehen 
hinſichtlich ihrer Wiedereinbringung und des Einzuges der hier 
aus anfallenden Zinfen durchaus unter der Verwaltung der 
jener vorgefegten Behörde !). Im Uebrigen beruhen von dieſen 
Anlehen diejenigen, weldye. die Unterftügung von Gewerben 
zum Zwede haben, auf der Bewilligung des Minifteriumd des 
Innern aus dem hiezu ausgefegten Fonds, und werden, foweit 
jolhe ver Zeit überhaupt noch ftattfinden, gewöhnlich auf ber 
ftimmte Zeit, gehen, höchſtens fünfzehn Jahre, gegen zwei oder 
zwei und einhalbprocentige Verzinfung und Beitellung einer 
Hypothek abgegeben 9. Die zur nugbringenden Anlegung vers 
fügbarer Gaffenvorräthe bis zum Eintritt ihrer Verwendung 
dienenden Anlehen unterliegen dagegen der Genehmigung des 
Finanzgminifteriums, und find in der Regel an vie Fönigliche 
Hofbanf und andere Banfhäufer bis auf beftinmte Eummen 
auf beftimmte Fürzere Zeit gegen gewöhnliche Sicherheitslei— 
ſtung, namentlich die Niederlegung von Etaatöpapieren, bei 
vom Minifterium anerfannter Colivität aud gegen eigene 
Wechſel ohne Fauftpfünder, jedoch jeden Falls unter Beurfuns 
dung derfelben in vorgefchriebener Form dur zwei Zeugen, 
auch Beifegung der Seite der betreffenden Handelsbücher, und 
eine gewiffe, meift breiprocentige Verzinfung abzugeben; bei ver 
Wichtigkeit der Sache und der Berührung beider Baffentheile 
hiedurch find inveffen dieſe Anlehen, je nad Maasgabe der von 
dem Binanzminifterium über die Frage, ob und an wen folde 
gegeben werden dürfen, ergangenen Entſcheidung, durch beide 
Hauptbeamteder Staatd-Hauptcafje zu behandeln, die Zahlungen 
aber zur Gefhäftsabfürzung aus der Cafe der Obereinnehmerei 


1) El. der Ober-Rechnungsfammer vom 27. Juni 1821, Samml. 
der Rechn. Vorſchr. ©. 96 ff., 3. 6. | 
2) Bd. K. dv. N. von 1833, Bo. 19, ©. 763, und von 1839, ©. 
223 ff.; über die neuerlich aufgeitellten Grundfäge in Betreff obiger Anz 
Ichen vergl. Gewerbeblatt aus Württemberg, Jahrg. 1850, S. 160 fi. 
29 * 
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unmittelbar zu leiften ); die daher rührenden Forderungen find 
ftetö auf die Verfalgeit zum Einzug zu bringen 2). 

II. Die Einnahmen aus Renten und Actienantheilen, welche 
feiner befonderen Verwaltung bedürfen, find einfach von ber 
Staatd-Hauptcaffe unmittelbar einzubringen. 


$. 143. 


IM. Finanzieller Ertrag der zinstragenden Activ⸗ 
Capitalien. 


Bei dem wechſelnden Beſtande des Activcapitalbeſitzes des 
Staats ift auch der Ertrag hieraus ſehr fhwanfend. In dem 
neueften Haupt-Snanzetat ift der jährliche durchſchnittliche Ertrag 

1) an Zinfen aus Gebäude: und Güterfauffchillingen, ſowie 
aus Zehnt- und Grundgefäll-Ablöfungsfchuldigkeiten, über 

Abzug ded Antheiles, welcher den evangelifchen Kirchen- 

ftellen aus den vom Staate vermöge befonderen mit ber 

evangelifhen Ober⸗Kirchenbehörde abgeſchloſſenen Vertra- 
ges zur Staatscafje übernommenen Gefaͤll-Ablöſungsſchil⸗ 
lingen abzutragen ift, auf . . . 926,031 fl. 4 fr. 
2) an Zinfen aus Anlehen zu Gewerbe-Unterftügungen und 
an Banfhäufr uf . . ... 9,622 fl. — Fr. 
3) an Actiendividenden uf. . . - 450 fl. — kr. 


im Ganzen alfo, nebft den zuvor ſchon erwähnten Activ- 
renten von 410 fl, auf -. -. . . 936,513 fl. 4 fr. ®) 
angenommen, wovon jedoch der zu 1. bemerkte Zinjenbetrag 
ſchon oben unter dem Ertrag der Domänen i. e. ©. begriffen it. 


— — — 





1) Ungedr. Verf. des Fin. Min. vom 25. Mai 1836, 6. März und 
28. Mai 1839, 6. Oetbr. 1847, 16. Febr. 1848, 27. Jan. 1851. 

2) Ungedr. Berf. des Fin.Min. vom 26. Juni 1855. 

3) V. d. K. d. A. von 1855, 2r Beil. Bd. ©. 228, 323, 501. 


Dritte Abtheilung. 
Staats-Einnahmen aus Regalien. 
Erfter Abſchnitt. 
$. 144. 


Beftand von Regalien als Staatseinfommens: 
quelle im Allgemeinen. 


Unter den Regalien find nad ihrem gegenwärtigen Be: 
ftande in Württemberg als eigenthümliche Einfommensquelle 
bes Staats diejenigen theils ſchon in früheren Zeiten, vermöge 
der damaligen öffentlichen Rechtsverfaſſung, und unter dem 
Einfluß und der Geltendmachung der darin wurzelnden fiska— 
liſchen Intereſſen, landesherrlicher Seits erworbenen oder in 
Anſpruch genommenen, und in der Folge von da aus auf 
jenen übertragenen, theils erſt in neuerer Zeit, mit der Ent— 
ſtehung weſentlich veränderter öffentlicher Rechtsverhältniſſe und 
Anſprüche auf geſetzlichem Wege, alſo von jenen weſentlich ver— 
ſchiedenen Grundlagen für den Staat geſchaffenen finanziellen 
Vorrechte zu begreifen, vermöge deren demſelben die aus— 
ſchließliche Benügung gewiſſer Vermögenstheile oder Erwerbs: 
zweige zum Vortheil der Staatscaſſe zukommt. 

Zwar beſtehen jener älteren Vorrechte nur noch wenige, 
und auch diefe find in ihrem jegigen Beftande großen Theile 
von feiner befonderen finanziellen Bedeutung mehr, je in Folge 
ber in biefer Beziehung in der neueren Zeit zur Geltung und 
Anwendung gefommenen richtigeren und geläuterteren Anfichten 
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und Grundfäge; in hohem Maaße Fommt aber eine ſolche den 
weiteren aus der neueren Zeit zu, fo daß die vorftehende Ein- 
fommensquelle eben vermöge ihrer eine hochwichtige Etelle 
neben ten übrigen einnimmt. 

Ihren näheren Beftantsverhältniffen nad) find inveffen die 
gegenwärtig zu Recht beftehenden Regalien wesentlich zu unterfcheis 
den in ſolche, welden zunächſt ein finanzieller, und in foldhe, 
welchen zunächſt oder doch vorzugsweife ein ypolizeilicher Zweck 
zu Grunde liegt. Zu den erfteren gehören vor Allem ſolche, 
welde die ausſchließliche Benügung gewifjer Naturerzeugniffe 
zum Oegenftande haben, wie namentlich, feit neuerlicher völliger 
Aufhebung des Jagdregals !) und des Neubruchzehentrechtes ?), 
noch das Bergregal und das Mafjerregal, ſodann ſolche, welche 
fi) auf ven ausjchließlihen Betrieb gewiffer Gewerbe behufs 
der Erzielung eined Einfommens hieraus beziehen, wie feit der 
neueren Geftaltung des Miünz- und des Poftregald nad) ihrer 
polizeilihen Eeite hin und von diefem Etantpunfte aus nod) 
dad Ealzregal, endlich das Recht auf die Befignahme von ges 
wifen herrenlofen Privatvermögensmaffen, das fogenannte 
fisfalifhe Erbreht. Die Regalien der anderen Art beziehen 
ſich auf den ausſchließlichen Betrieb gewiffer für allgemeine 
ſtaatspolizeiliche Zwecke nothwendigen oder doch fürberlichen 
Gewerbözweige, welche ebendeshalb auf eigene Rechnung des 
Staats betrieben werben, ohne daß diefem Betrieb zunädjft 
oder doch vorzugsweife ein finanzieller Zwed zu Grunde liegt, 
wie, feit nenerliher Aufhebung des Kalenderregals ?), eines 
Theild das in feiner Ausübung lediglic, zu Beförderung des 


1) Geſetz über das Jagbwefen vom 17. Aug. 1849, Rbl. ©. 466 ff. 
Art. 1. 

2) Geſetz, betreffend die Befeitigung der auf dem Grund und Boden 
zubenden Laften, vom 14. April 1848, Rbl. ©. 155 ff., Art. 18. 

3) Geſetz, betreffend die Aufhebung des Kalender: Monopols, vom 
19. Ang. 1849, Rbl. ©. 507, Art. 1, 
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Umfages dienende Münzregal, andern Thelld die in neuerer 
Zeit zu Erleichterung der Verbindung theild neu ungefchaffenen, 
theil8 ganz neu gegründeten, dabei völlig auf Staatsrechnung bes 
triebenen, und in organifcher Verbindung unter einander ftehenven 
öffentlichen Verfehrsanftalten, die Eijenbahnen, die Roften, vie 
Telegraphen, und die Bodenfeedampfihifffahrt zum Württem- 
bergifchen Antheile. 

Die Berwaltung und die finanzielle Benützung dieſer vers 
ſchiedenen Regalien ift je durch deren eigenthümliche Natur bes 
dingt, und ebendeshalb aud großen Theil je eigenen Behör— 
den unter befonderen hiefür aufgeftellten Normen übertragen. 


Zweiter Abfdhnitt. 


Einnahmen ans eigentlich nugbaren Negalien. 


$. 145. 


I. Einnahmen vom Berg-Regal. 


Der Bergbau ift zwar in Württemberg feit frühen Zeiten 
ihon ganz allgemein als frei erklärt, dergeftalt, vaß Jedermann 
das Recht zufteht, nicht allein auf eigenem, fondern auch, mit 
Einwilligung der Eigenthümer oder im Fall ihrer Weigerung 
mit eingeholter höherer Ermächtigung, auf fremdem Grund und 
Boden , je gegen Entſchädigung jener nad) unterirdifchen mes 
tallifchen oder mineralifchen Lagerftätten zu ſchürfen, und nad) 
Auffindung eines Ganges auf vorgängige Muthung für ein, 
beftimmtes Feld den bergüblihen Bau desfelben zu unternehmen : 
und zu betreiben. Für den Staat ift aber hiebei vermöge des 
Bergregales ald eigenthümliches finanzielles Einfommen, neben 
den von jeder Zeche oder Grube zur Entſchädigung für den 
dem Staate durch die ihm obliegenve bergpolizeiliche Aufficht 
erwachfenden eigenthümlichen Aufwand abzutragenden befons 
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deren Gebühren, den fogenannten Quatembergelvern ), von 
allen Bergwerfen ?) eines Theild der zehente Theil des rohen 
Ertrages derfelben, der fogenannte Bergzehente, vorbehältlich 
beftimmter Ermäßigungen bei geringerem Ertrag und neuen 
Bergbauslinternehmen, andern Theild, unter Zugeftehung vers 
ſchiedener Begünftigungen, insbefondere hinſichtlich der Befrie— 
bigung des Holzbedarfes, und gewiffer Prämien für Erfhürfung 
nener baumürbiger Gänge, der Ertrag von zwei Freifuren, d. h. 
zwei Einhundertzweiunddreißig- Theile des Reinertrages auf jede 
Zeche, nebft dem Vorrecht auf den Kauf der gewonnenen Erze 
und fonftigen Mineralien 3), und fogar das Vorrecht zum wirf 
lichen Betrieb des Bergbaues auf gewiffe Mineralien ganz 
oder theilweife, im erfterer Weiſe namentlih auf Eifenerze, 
für eigene Rechnung, ausdrücklich als in dem Begriff des 
Bergregales felbft wefentlich begründet ?) vorbehalten. Webers 
dieß wird vermöge des Bergregales die ausschließliche Befugniß 
zur Schmelzung der im Lande gewonnenen Erze, alfo zum 
Betrieb von Hochöfen hiefür, unter dem Verbot einer. Aus— 
fuhr jenen in das Ausland ohne befondere Erlaubniß, die ver 
Zeit für Eifenerze nicht befteht, in Anfprud genommen und 
ausgeübt °). 

1) D. a. allgem. Bergorbnung vom 5. Juli 1598, Ir Theil, Art. XXIX. 

2) Im Gegenfag von ben früher für einzelne Bergorte aufgeftellten 
befonderen Beflimmungen, 3. B. für das Bergwerf in Bulach, vermöge 
der Freiheit vom Jahr 1558, und des Lehenbriefes für eine neue Berg— 
werksgeſellſchaft vafelbfi vom 21. Febr. 1718, in Reyſcher, Sammlung 
altwürtt. Statutenrechte, Tübingen 1834, S. 577, 581 fi. 

3) D. a. allg. Bergbau: Privilegium vom 9. Mai 1710, 3. XVI, XVII, 
XXIII-XXBR; vergl. o. a. allg. Bergfreiheit vom 1. Juni 1597, Abfag 
15, 21—23; allgem. Bergwerfs-Privil. vom 21. Mai 1663, Samml. der 
Cam. Geſetze, I, ©. 413 ff., Abſatz 10, 13, 15, 16; vergl. Reyſcher, 
0. a. Württ. Privatreht, Ir Bo. $. 249. 

4) Ungedr. Inftr. für das Bergamt vom 13. Juli 1847, $. 10. 

5) D. a. Bergfreiheit vom 6. Juni 1597, Abjag 13; Bergordnung 
vom 5. Juli 1598, Ar Theil, Art. 2; allgem. Bergwerks-Privil. vom 9. Mai 
1710, 3, XIX, vom 21. Mai 1663, Abfag 11. 
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Die Verwaltung des Bergregald und insbefondere vie 
Einbriggung der etwa daraus fließenden Einfünfte ift, foweit 
fie nicht mit der finanziellen Benügung der Hüttenwerfe des 
Staats zufammenfält, unmittelbarer Weife einem in Unter: 
ordnung unter den Bergrath aufgeftellten eigenen Bergamt 
(Bergmeifter), weiterhin aber dem Bergrath in Unterordnung 
unter das Finanzminifterium übertragen; dem Bergamt liegt 
zu dem Ende insbefondere ob, die Gefuche um die Ertheilung 
der Erlaubniß zum Ehürfen nad mineralifchen Lagerftätten 
mittelft fogenannter Schürffcheine, und die Belehnung mit einem 
Bergrechte den berggefeglihen Normen gemäß und nad Ein- 
holung der Genehmigung des Bergrathes zu erledigen, fowie 
auch demzufolge die gefegmäßige Feftftellung der Abgaben, und 
die in diefer Beziehung etwa erforderlichen Ermäßigungen mit- 
telft entjprechender Anträge an den Bergrath einzuleiten !). 

Das Einfommen des Staats aus dem Bergregale, foweit 
foldhes nicht mit dem Ertrag der Hüttenwerfe zufammenfällt, 
ift gegenwärtig bei der geringen Bedeutung des nur in einigen 
ſchwachen Ueberreften beftehenven, zum Theil nur mit Hülfe 
einer Unterftügung aus Etaatsmitteln im Betrieb erhaltenen 
Bergbaues ganz unbedeutend, insbejondere nad dem Voran—⸗ 
Ihlag für die neuefte Finanzperiode von 185/55 an Ausbeute 
auf Freifuren auf 12, an Zehnten und fogenanntem Freis 
ſtamm auf 50, und an Duatembergelvern auf 24, zufammen 
87 fl. jährlich) angenommen, und daher einfad) der Bergamts— 
Caſſe ald Beitrag zu Beftreitung des vom Etaate zu Berg: 
bausUnterftügungen und Verfuhsbauten angeoroneten Auf: 
wandes zugewieſen ?). 
— — ⸗ 

1) O. a. Inſtr. für das Bergamt vom 13. Juli 1847, 6. 2—22; 
0. a. Dienſt-Inſtr. des Bergraths vom Febr. 1835, $. 3; ungebr. Verf. 
des Fin.Min. vom 13. April 1847; ungedr. Erl. des Bergraths vom 


13. Juli 1847. 
2) V. d. K. d. A. von 1855, 2r Beil. Bo. S. 212, 
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$. 146. 
1. Einnahmen aus dem Wafferregal. 


Vermöge eined herfömmlichen, theilweife auf früherer 
Faiferliher Verleihung, theilweife und hauptſächlich aber auf 
in ber Folge ergangenen lanvesherrlihen Anordnungen bes 
ınhenden Rechtes wird vom Etaate ein Vorrecht auf die Ber 
nügung der fließenden Gewäfjer in einem gewiffen Umfang 
angefprochen und ausgeübt. Daffelbe befteht darin, daß vie 
fließenden Gewäſſer zwar in der Negel dem allgemeinen Ge: 
brauche nicht entzogen find, einzelne Nutzungen verfelben aber 
dem Staate inſoweit ausfchließlich zuftehen, als nicht beftimmte 
Privatrechtstitel Dritter hiefür vorliegen. Diefe Nutzungsrechte 
find das Recht der Fifcherei, das Recht zum Holzflößen, und 
das Recht auf Benügung der Wafferfraft zum Betrieb von 
Wafferwerfen, und zwar fo, daß wenn etwa eines berfelben 
vermöge befonderen Privatrehtstiteld einem Dritten zufommt, 
die weiteren deshalb dem Staate immerhin ausſchließlich vor— 
behalten bleiben ). Die Verwaltung diefer mehrfachen Nugungss 
rechte und der daraus fließenden Ginfünfte ift verfihiedenen 
Behörden Übertragen. Was im Einzelnen 

I. das Recht der Fischerei betrifft, fo beruht auf dem: 
felben gegenwärtig theils ver Befig mancher Fifchereirechte, 
theil8 ver herföümmlihe und Tagerbuhmäßige Anfprud auf 
hierauf bezügliche örtlich verſchiedene Fiſcherei-Cognitions- und 
Recognitionsgebühren auf Seite des Staats”); dagegen find 


1) Ungedr. Berf. des Fin.Min. vom 6. Novbr. 1832; Verf. desſ. 
vom 5. Mai 1840, 2r Erg. Bd. zum Rbl. ©. 371; ungedr. Geh. Raths⸗ 
Enticheid vom 16. Juni 1847 ; vergl. Reyſcher, W. Privatrecht, 1r Bo, 
$. 248, und Wächter, Gefhichte, Quellen und Literatur des Mürtt. 
Privatrechtes, Ite Abih,, Stuttgart 1839, ©. 130 ff. 

2) Ungedr. Gch.Raths.Öutachten vom 20. Oetbr. 1832; ungedr. K. 
Dekret vom 15. Novbr, 1832. 
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zufolge der längft zu Stande gekommenen Feftftellung der dieß— 
fallfigen Befigverhältniffe neue Anfprüdhe hieranf gegenwärtig 
nicht leicht mehr zu erheben; invefjen ift in dieſer Beziehung 
immerhin nod zu bemerfen, daß ausdrücklicher Beitimmung 
zufolge durd die Gonceffion, von einem öffentlihen Gewäſſer 
mittelft Ableitung vesfelben oder Anlegung eines Mühlfanale 
einen hierauf fich beziehenden Gebraud zu machen, jet auch 
dem Befiger der betreffenden Anlage ein Fifchereirecht nicht ab— 
getreten wird, der Anſpruch anf ein foldhes in diefem Falle 
daher auch nur durch Nachweifung eines befonderen Rechtstitels 
begründet werben kann !). 

Die Einbringung der Einnahmen ans dem Fifchereiredht 
ift von jeher den Gameralämtern übertragen. Uebrigens find 
diefelben im ſechzehnfachen Betrage für ablösbar erklärt, unter 
der Beftimmung-, daß das Ablöfungs-Gapital bei einem Bes 
trage von weniger ald hundert Gulden baar zu bezahlen, bei 
einem höheren aber in zu vier Procent verzinsliche Jahreszie— 
ler zu zerfchlagen ift ). 

I. Das Recht der Flößerei fteht vermöge alten und erft 
in nenefter Zeit noch ausdrüdlid, anerfannten Herfommens 9) 
dem Etaate in jeder Weife ihres Betriebs zu — — 
Nutzung zu. Demzufolge iſt 

1) das Flößen im Allgemeinen, und ſoweit es nich aus⸗ 
drücklich zu freiem Betrieb offen ſteht, von beſonderer Er- 
laubniß der Forſtbehörden abhängig, welche mit ver Wahrung 
des Wafferregald in dieſer Beziehung und der Leitung 
der Flößerei überhaupt beauftragt find, und auf eigen» 


1) Berf. des Fin. Min. vom 4. Octbr. 1836, Samml. der Cam. Ge⸗ 
feße, I, ©. 801. 

2) Ungedr. Berf. des Fin.Min. vom 17. Aug. 1850. 

3) Ungedr⸗Geheimenraths-Erkenntniß vom 1. Aug. 1839; vergl. Land: 
tags⸗Abſchied vom 18, April 1739, Punkt 10, 3. 1, in Reyſcher Samml, 
der Staatsgrundgefehe, 2 Br. ©. 526. 
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mächtiges Flößen Beftrafung von hier aus gefest !). Hin- 
fihtlih der Nugungen felbft befteht aber ein wejentlicher 
Unterfchied zwifchen der Klafters und der Langholzflößerei. 

2) Die Klafterholflößerei ift der Negel nad überall ver 
Finanzverwaltung ausſchließlich vorbehalten, Privaten 
aber, theils wegen der hieraus zu beforgenven Eollifionen 
mit finanziellen Interefien aus Beranlafjung der Klafter⸗ 
holflößerei nad den Holzgärten des Staats, theild in 
Rüdfiht auf die ven Wafjerwerfbefigern hievon drohenden 
Nachtheile unterfagt ?), jo daß die Vortheile des hierauf 
beruhenden Holztransportes in der Hauptſache nur ber 
Finanzverwaltung bei dem vorgedachten Betriebszweige zu: 
fliegen. 

3) Die Langholsflößerei ift auf dem Hanptfluffe des Landes, 
dem Nedar, feit der in neuerer Zeit hier innerhalb des 
Staatögebieted erfolgten Aufhebung des früher beftande- 
nen Holzjolles, ſowie der Schifffahrtsabgaben überhaupt ?), 
völlig freigegeben, auf anderen fleineren floßbaren Ger 
wäfjern aber, wie namentlich der Enz und Nagold, der 
Kinzig und Schiltach, der Aad und Schuffen, und zum 
Theil auch auf dem Kocher, der Murr, der Schönmüns 
zach und Murg, mit Abgaben belegt. 

Legtere find durchaus von zweierlei Art, eines Theile 
fogenannte Bloßconceffiong » Gelver und Zinfen, welde 
wefentlih zur Recognition des dem Staate zuftehenven 
Floßregals und als Entſchädigung für den Aufwand zu 


1) Berf. des Fin.Min. vom 16. März 1840, Rbl. ©. 134; desgl. 
vom 11. März 1844, 2r Erg.Bd. zum Rbl. ©. 375. 

2) Aktenmäßige Notiz. 

3) Berf. des Fin.Min. vom 6. Jan. und 8. April 1834. Rbl. ©. 44, 
347 ; desgl. vom 10. Decbr. 1835, Rbl. ©. 471; desgl. vom 16. März 
1840, Rbl. ©. 133; BD. vom 9. Febr. 1843, Rbl. ©. 147; Bekanntm. 
der Min. der ausw. Angel, und der Fin. vom 18. Septbr. 1845, Rbl. 
©, 374. 
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Unterhaltung der Floßwafjerbauten dienen, aud) deshalb 
dem Ertrage des Kammerguts zugehören ), andern Theile 
fogenannte Wafferzölle und Wafjerweggelder, welche von 
dem vormaligen PBartifularzollwefen herftammen, und in 
der Hauptfache für die Benügung der Wafjerftraßen an fih 
zur Erhebung fommen, auch ebendeshalb ihrer Verwandt: 
ſchaft mit ven vorgedachten Abgaben wegen zu den privativen 
Zollgefällen des Staats, im Gegenfag der Vereinszoll— 
gefälle, gerechnet werden ?). Dabei beruhen fie aber beider 
Seitd auf örtlihen Negulativen, deren Feftftellung, was 
namentlich die Conceſſionsabgaben betrifft, foferne fie den 
Preis für eine Leiftung aus dem Staatsgute bilden, zu 
freiem Ermeſſen der Staatsregierung fteht, und fie find 
demgemäß von fehr verfchiedenem Betrage ?), unter mehr 


1) Ungedr. Geheimenraths⸗Erkenntniß vom 1. Aug. 1839. 

2) Ungebr. Berf. des Fin. Min. vom 18. März 1826, 26. März 1841, 
23. Decbr. 1854. 

3) Auf der Enz und Nagold beruhen die Abgaben beider Seits ur: 
fprünglih auf älteren Regulativen, der MWafferzoll und das Waflerweg- 
geld insbefondere auf der Wafjerzollordnung vom 4. März 1726, |. Samml. 
der Steuergejege, I, ©. 386; die Gonceffionsgelver find aber, nachdem 
eine weitere Abgabe, die unter dem Namen Ausfahrtgelder hergebradhten 
Abgaben von dem auf diefen Flüſſen in das Ausland verflößten Holz, früher 
ſchon als mit der Bereinszollgefeßgebung unverträglich zu beftehen aufge: 
hört hat, |. Verf. des Fin. Min. vom 15. Septbr. 1829, Rbl. ©. 416, in 
neuerer Zeit mehrfach ermäßigt worden, f. o. a. Berf. des Fin.Min vom 
16. März 1840, Erl. der vormal. Fin.Kammer für den Schwarzwaldfreis 
vom 29. Septbr. 28. Jan. 1842, 5 Behr. 1843, 2r Erg. Bd. zum Rbl. 
S. 372 ff., ungedr. Erl. des Steuer-Golleg: vom 2, April 1840, Berf. 
des Fin.Min. vom 12. Septbr. 1856, Rbl. ©. 269. Auf der Kinzig bes 
ruhen beide Abgaben auf einem herzogl. Befehl vom 21. April 1768, und 
einem Tarif vom 16. April 1768; die Conceſſ. Abgabe iſt aber neuerlich 
hier wie auf der Schiltach auf den vierten Theil des vorherigen Betrages er: 
mäßigt worden, f. Berf. des Fin.Min. vom 15. Decbr. 1854, und o. a. 
Verf. desſ. vom 23. Deebr. 1854, und es find eben hieburch wiederholte 
Bitten um verbefjerte Regulirung der Floßabgaben eben auf dieſen Flüſſen 
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oder minder ausgedehnter Betheiligung der Flößerei-Un— 
ternehmer an Unterhaltung der Bloßanftalten und Waffer: 
wege !). 

Die Erhebung der Abgaben ift beiver Eeits in uns 
mittelbarer Unterordnung unter die höhere Gentralfteuer- 
behörde, das Eteuercollegium, jedoch vorbehaltlid der oben 
gedachten Auseinanderhaltung des Ertrages, eigenen auf 
beftimmten, in neuerer Zeit zu Erleichterung des Flößens 
möglichſt verminderten Stationen niebergefegten Waſſer— 
zollämtern, unter Mitwirfung der betreffenden Revierförs 
fter und der Steuerſchutzwache zur dießfallfigen Eontrole, 
übertragen ?). 

Hinfihtlih der beveutendften von denſelben, ver auf 
der Enz und der Nagold anfallenden, ift zu dem Ende 
indbefondere Allen, welche hier Holz verflößen, ohne Rüd- 
fiht auf die Menge des leßteren und die Länge des 
Mafjertrausportes, die Verpflichtung auferlegt, zunächſt 
Anzeige bei dem Nevierförfter, oder in deſſen Verhinderung 
bei dem vom vorgejegten Forftamt dazu beftimmten Etell- 
vertreter zu machen; diefem liegt ſodann ob, das zum 
Verflößen beftimmte Holz in dem Waſſer mittelft Aus- 
mefjung tes Stammholzes und Nadyählung der übrigen 
Holzgattungen aufzunehmen, aud) erftererd noch mit dem 
revieramtlichen Controlhammer zu bezeichnen, und auf den 
Grund diefer Aufnahme dem Floßführer einen eigenen 
Paſſirſchein nad) eigens vorgefchriebenem Bormular und 


erledigt worden, j. V. d. K. d. A. von 188/45, 2r Beil.Bd. ©. 338, von 
1851/55, 2r Beil. Bd. ©. 762, von 1855, 2r Beil.Bo. ©. 233, 

1) So find auf der Kinzig und Sciltah die Floßanftalten auf Kos 
fien der Flößer, auf der Enz und Nagold dagegen aus Staatsmitteln zu 
unterhalten. 

2) D. a. Erl. des Steurrcoll, vom 2. April 1840; o. a. Erl, der 
vormal. Fin.Kamm. für den Schwarzw.fKreis vom 11. April 1840; 0. a. 
Berf. des Fin. Min. vom 25. März 1845 und 23. Decbr. 1854, 
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unter übereinftimmender VBormerfung in einem eigenen 
AufnahmesRegifter hiefür auszufertigen. In gleicher Weife 
ift, wenn während der Fahrt einem Floß noch Stamm— 
holz zugelaven wird, diefes von dem hiezu beftimmten 
Forftbeamten, in deffen Bezirk die Zuladung erfolgt, auf: 
zunehmen, zu bezeichnen, und in dem Paſſirſchein nad: 
zutragen, wogegen e8 in dem Fall, wenn foldes Holz 
von einem andern bereitd aufgenommenen Floß zugeladen 
wird, nur einer fchriftlihen Meldung hievon von Geite 
des Floß-Eigenthümers oder Führers bei der Abgabe-Ent- 
richtung unter Uebergabe des Paſſirſcheines zur Beſchei— 
nigung hierauf bedarf, und Schnittwaaren, weldye während 
ber Fahrt von Sägmühlen aus zugeladen werben, einfad 
von dem Floßführer jelbft unter Haftung für vie Rich— 
tigfeit in dem Paſſirſchein nachzutragen find. Diefer 
Paſſirſchein ift jofort von dem Floßführer zu feiner Les 
gitimation auf der Fahrt bei ſich zu führen, und bei dem 
Anlegen auf Verlangen den Steuerauffehern zur Einfidt 
zu ftellen, welche ihrer Seits angewiefen find, foweit ihr 
Diftrift von den Wajferftraßen berührt wird, bei der vor: 
gedachten Gelegenheit jene Paſſirſcheine mit. dem Inhalt 
der Flöße zu vergleihen. Nach Anfunft eines Floßes bei dem 
betreffenden Waſſerzollamt ift derfelbe an der hiezu bezeich— 
neten Anhaltjtelle zur Aufnahme anzumelven, von jenem 
feiner Seits genau zu befishtigen, und wenn ſich etiwa mit 
dem Eontrolezeichen nicht verfehene Stämme vorfinden, ein 
furzes auch von dem Floßführer zu unterzeichnendes Pros 
tofoll hierüber aufzunehmen, und dieſes ungefäumt dem 
Torftamte, in deſſen Bezirf der Bloß abgegangen, zur Uns 
terfuchung wegen des durch die fehlenve Bezeichnung bes 
gründeten Verdachtes einer unbefugten Verflößung zu 
übergeben, wogegen die Verhängung einer etwa deshalb 
verfchuldeten Etrafe dem betreffenden Oberamte zufommt, 
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Die Erhebung ver Abgaben felbft ift je von dem betref- 

fenden Waſſerzollamte auf ten Grund der Paſſirſcheine 

zu bewerfftefligen; verläßt jevoh das Holz die Waſſer— 
ftraße vor Erreihung der Zollftätte, fo muß, wenn 
deshalb eine Freilaffung von dem onceflionsgeld in 

Anſpruch genommen werden will, jenachdem jened ganz 

oder theilweife erfolgt, in dem erfteren Fall der Paſſir— 

fchein nebft einer beftimmten Gebühr dem Acciſer des 
legten Ausladeortes zur Ueberfentung an das nädhfte 

Wafjerzolamt flußabwärts eingehändigt, in dem anderen 

dur den Führer in dem Schein Vormerfung hievon ges 

macht werden !). 

Der Ertrag der Floßabgaben der einen wie ber 
anderen Art ift wegen ihrer Vermifchung mit andern 
Staatseinfünften in dem Haupt-Finanzetat nicht genau 
anzugeben ?). 

II. Das in dem Wafferregal begründete Norreht des 
Staates auf die Benügung der Wafferfraft in allen fließen: 
den Gewäflern, mögen dieſelben nun ſchiff- und floßbar fein 
oder nicht, und namentlidy au in dem Falle, wenn einem 
Dritten das Fifchereirecht zufteht, jedoch der Natur der Sache 
nah mit Ausnahme der auf dem eigenen Gute entfpringen- 
den, alfo bis dahin nod nicht öffentlich fließenden Gewäſſer, 
fteht längft herfümmlichermaßen in der Art feft, daß die Neu- 
errihtung von Wafferwerfen an jenen Gewäfjern unter Ber 
nügung einer ſolchen Kraft, neben der Erlangung der hiezu 
erforderlichen polizeilihen Conceſſion, noch, infolange das 
dießfalliige Recht befteht, alfo nicht aus irgend einem runde 
3. B. Verzicht wieder erlifht, durd die Entridtung eines 


1) D. a. Berf. des Fin.Min. vom 16. März und 26. Oct. 1840, 
und 6.—17. Febr. 1843; o. a, Erl. des Steuer-Goll. vom 2, April 1840; 
o. a. Erl. der vorm. Fin.K. für den Schwarzw.Kr. vom 11. April 1840. 
2) V. d. K. d. A. von 1855, 2r Beil.Bd. ©. 233, 236, 329, 331. 
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eigenen wejentlih als Entſchädigung für die dem Eigenthümer 
überlafjene Benügung anzufehenden, von der Oberfinanzkam— 
mer, Abtheilung für Domänen, anzujegenden jährlihen Waf- 
ferzinfes bedingt ift '). Diefer pflegt, nachdem er früher nad) 
dem Herfommen in verjchiedenem Betrage bemefjen worden, in 
der neueren Zeit allgemein nady dem Umfang der zu benügenden 
Waſſerkraft und der Breite der Räder im Betrage von fünfund; 
vierzig Kreuzer bis vier Gulden dreißig Kreuzer für das Rad an— 
geſetzt zu werben ?), fol jedoch in dem Falle nicht angefegt wer— 
ben, wenn in dem Wafjerwerfe und der Art feines Betriebes eine 
Veränderung ohne Benügung einer größeren Wafferfraft und 
ohne Vermehrung der Räderzahl vorgenommen wird 3), ift aber 
nad) zufolge der Eonceffions » Ertheilung wirklich erfolgten 
Anſatz fofort von lezterer an zu entrichten, weil das hiedurch 
erworbene dießfallſige Recht gleich anderen realen Rechten von 
defjen Erwerber weiter übertragen, jomit auch ohne Ausführ 
rung des beabfidhtigten Werkes durch Veräußerung nugbar 
gemadyt werden fann, überdieß aber die Staatsbehörbe in- 
folange, als das verliehene Recht nicht etwa aus irgend einem 
Grunde wieder erlifcht, gehindert ift, an derſelben Stelle ein 
Waſſerwerk errichten zu lafjen ®). Die Einbringung der Waf- 
ferwerfszinfe liegt den Gameralämtern ob; ihr Ertrag ift 
jedoch wegen der dortigen Vermifhung mit anderen Einfünf- 
ten 5) nicht anzugeben. Uebrigens find die Waſſerwerkszinſen 


1) D. a. Perf. des Fin.Min. vom 6. Nov. 1832; Berf. des Fin.: 
Min. vom 28, April und 29. Sept. 1829, Ir Erg.Bd. zum Rbl., ©. 426, 
427; desgl. vom 5. Mai 1840, und 4. Juni 1844, 2r Erg. Bd. zum 
Rbl., S. 372, 377, 

2) Aftenmäfige Notiz. j 

3) Berf. des Fin.Min. vom 30. März 1820, Ir Erg.Bb. zum Rbl., 
©. 428, 

4) D. a, Berf. des Fin. Min. vom 4. Juni 1844. 

5) Mit den fogenannten vogteilihen Gefällen, |. V. d. K. d. 1. 
von 18” /a3, Bd. 21, ©. 10, 

Hoffmann, Finanzrecht. 1. 30 
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auch wie die Kifchereiconceffionszinfen im ſechszehnfachen Be- 
trage ablösbar N). 


$. 147. 
IM. Einnahmen vom Salzregal. 


Ein eigenes Salzregal befteht in Württemberg infoweit, 
daß dem Staat das Recht zum inländifhen Salzverfauf aus 
erfter Hand ausschließlich zufommt, deſſen finanzielle Benügung 
mittelft der Erhebung erhöhter, zugleich aber, unter der Ver— 
pflihtung der Gemeinden, für den Detailhandel mit Salz 
nöthigenfalls, wenn und foweit ed das Interefje der Ge— 
meinden erfordert, eigene Salzverjchleußer aufzuftellen, auf. 
gewiffe Merimalbetrige für das ganze Land feftgefegter Salz 
preife in enger Berbindung mit der Benügung der Staates 
falinen fteht 2). 

Vermöge und zum Schuß dieſes Vorrechtes befteht eine 
Reihe eigenthümlicher Vorkehrungen, deren Handhabung auf 
höherer Stufe vorzugsweife dem Bergrathe mittelft der hiezu 
geeigneten untergeorpneten Behörden obliegt ?). 

1) Bor Allem ift die Einfuhr von Salz vom Auslande 
ganz allgemein, bei einer dem Anbringer zur Hälfte gebüh- 
renden Strafe von einem Gulden für jedes Pfund und ver 
Eonfiscation desjelben, deren Erkennung zunächſt den Obers 
ämtern und in höherer Inftanz dem Bergrathe zufommt, vers 
boten ). Auch befteht in dieſer Nüdficht in den dem deutſchen 


1) D. a. Verf. des Fin.Min. vom 17. Aug. 1850. 

2) D. a. Gen.Reffr. vom 14. Der. 1807; 0. a. V.O. vom 20. Febr. 
1814, 3.4; o. a. Verf. des Fin.Min. vom 30. Der. 1833; o. a. El. 
bes Bergraths vom 14. Febr. 1834. 

3) D. a. Dienft:Inftr. des Bergraths vom Febr, 1835, $. 3. 

4) Strafgejeß gegen die Salz-Einſchwärzung vom 7. Mai 1811, 
Rbl. ©. 217 ; Zollitrafgejeg vom 15. Mai 1838, Rbl. ©, 291 ff. Art. 1; 
Berf. des Fin.Min. vom 30, Juni 1834, Rbl. ©. 448; Erl. des Berg: 
raths vom 9. Jan. 1824, Ir Erg. Bd. zum Rbl., ©. 471. 
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Zollvereine zu Grunde liegenden Verträgen für die angehörigen 
Etaaten die gegenfeitig verbindende Beftimmung, daß nicht 
allein eine Einfuhr von Salz und von allen Gegenftänven, 
aus welchen Kochſalz ausgefchieden zu werden pflegt, aus 
fremden nicht zum Vereine gehörigen Ländern verboten if, 
infoweit foldye nicht für eigene Rechnung einer der vereinten 
Regierungen und zum unmittelbaren Verfauf in ihren Salz 
ämtern, Faktorieen oder Niederlagen gefchieht, ſondern au 
die Einfuhr aus einem Vereinsftaat in einen andern nur in 
dem Ball erlaubt ift, wenn zwifchen ven Landesregierungen 
befondere Verträge deshalb beftehen, jowie daß in diefem Fall 
die Sendungen mit Paͤſſen von öffentlichen Behörden begleitet 
fein müfjen h), eine unerlaubte Ausfuhr aus einem Zollvers 
einsftaate in einen anderen aber ebenveshalb in jedem ſolchen 
einer Ahndung nad) den Vorfchriften des Zollcartelld zu uns 
terwerfen ift). Auch find die Steuerauffeher an ven Grängen 
in diefer Rüdficht beſonders angewieſen, forgfältig über vie 
Einhaltung diefer Vorfehriften zu wachen, und Zuwiderhans 
delnde unter Beichlagnahme der Waare dem betreffenden 
Oberamte anzuzeigen ?). 

Sodann darf 

2) vermöge des vorgedachten Hanvelsvertrages die Durch— 
fuhr von Salz und den weiteren vorgedachten Gegenftänden 
aus nicht zum Vereine gehörigen Ländern in andere foldhe 
nur mit Genehmigung der Bereinsftaaten, deren Gebiet bei 
der Durchfuhr berührt wird, und unter den Vorſichtsmaas— 
regeln ftattfinden, welche von venjelben für nöthig erachtet 
werben; und felbft einem Bereingftaat fteht ſolche behufs der 


1) Der BD. vom 25. Juni 1853, Rbl. ©. 253, Beil. Zoll: und 
Hanbdelsvertrag vom 4. April 1853, Art. 10, lit. a, d, e. 
- 2) D. a. Bollftrafgeje vom Mai 1838, Art. 1. 
3) DO. a. Dienftanw. für die Steuerfhugwache vom 15. April 1853, 
6. 149. 
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vorgedachten Einfuhr zu Dedung des eigenen Salzbevarfeg, 
fei es nun, daß ſolche aus dem Auslande oder einem dritten 
Pereinsftaate oder behufs ver Verfendung von eigenem Salz 
in fremde außervereinsländifhe Staaten ftattfinden fol, nur 
nad) vorgängiger Uebereinkunft der betheiligten Staaten über 
die Straßen für den Transport und die erforderlihen Sicher: 
heitsmaasregeln zu Verhinderung der Einfhwärzung zu"). 
3) Endlich ift die Bereitung von Salz durch Privatpers 
fonen zum eigenen Gebrauch als Verlegung des Salzmono— 
pols bei einer in Ermanglung einer eigenen Strafbeftimmung 
innerhalb den Gränzen der Strafgewalt der betreffenden Be- 
hörden in arbiträrer Weife zu erfennenden Strafe verboten, 
von welder dem Anbringer auch vie Hälfte zufällt 2). Zu 
wirffamer Handhabung diefes Verbotes ift, neben den früher 
($. 136, 137) angeführten dießfallfigen Schugmaasregeln bei 
dem Berfauf von Salz zu ermäßigten Preifen behufs einer Ver: 
wendung ald Dungmittel und für Fabrifationszwede, auch noch 


1) D. a. Zolle und Handelsvertrag vom 4. April 1853, Art. 10, 
lit. b, f. Es ift demgemäß insbefondere für die Salzausfuhr aus dem 
badiſchen Landesgebiet nach einzelnen Theilen desfelben durch das Würt— 
tembergifche eine eigene Gontrole zu Sicherung gegen Salz-Einſchwär— 
zungen aus dieſer Beranlafjung in der Art angeordnet, daß ſolche nur 
mit Vorwiſſen des Bergrathes, unter Ginhaltung beftimmter Straßen und 
Seit für den Transport, und der Abfonderung der Sendungen von ande: 
ren Brachtgütern vor fich gehen darf, während ihrer Ausführung die be: 
treffenden Eäde und Fäffer unter amtlichen Verſchluß zu feßen, mit einem 
Ladſchein zu begleiten, und zu dem Ende in beiden Beziehungen bei dem 
Ein- und Austritt einer eigenen Gränzbehandlung durch die Gränzacciſer 
zu unterwerfen, auch dabei in eigenen Gontroleregiftern einzutragen find, 
worauf die Steuerauffeher an der Gränze genau zu achten haben. ©. 
ungedr. Verf. des Fin, Min. vom 3. Aug. 1846; ungedr. Erl. des Berg: 
raths vom 11., und der vormal. Zollvireftion vom 19. Aug. 1846; 
0. a. Dienftanw, der Steuerfhugwache vom April 1853, $. 149. 

2) Berf. des Fin. Min. vom 6. März 1832, Ir Erg. Bd., Rbl. ©. 471; 
ungebr. Verf. desjelben vom 6. Jan. 1836 ; ungebr. Geh. Raths⸗-Erkennt⸗ 
niß vom 18, Mai 1853,- 
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eines Theils den Steuerauffehern die beſondere Weifung er: 
theitt, Wahrnehmungen, welde auf eine Kochſalzbereitung 
aus Salinennebenproduften oder Steinſalz durch Privaten 
ſchließen laſſen, weiter zu verfolgen, und in dieſer Beziehung 
befonderd auf Perfonen ein wachſames Auge zu haben, weldye 
jene Gegenftände in größerer Menge beziehen, als es ihre 
ökonomiſchen Verhältniffe erfordern, jowie aud darauf zu 
achten, daß nicht durch Fuhrleute und andere nicht handels- 
berechtigte Perfonen Material zu unerlaubter Salzbereitung 
geliefert werde "), andern Theil den Kreisregierungen nicht 
allein unterfagt, zu irgend einem Fabrifunternehmen die Con: 
ceifion zu ertheilen, durch welches das Salzregal beeinträdh- 
tigt würde, fondern auch noch ausdrücklich zur Pflicht gemadht, 
je vor der Ertheilung einer Gonceffion zu einem auf die Ver: 
arbeitung von Salz und Salzabfällen gerichteten Fabrikations— 
zweig nocd mit dem Bergrath rüdfichtlih der in vorliegender 
Beziehung im Wege ftehenden Hinvderniffe oder erforberlidhen 
Sicherheitsmaasregeln befonvere Rückſprache zu nehmen ?). 


g. 148. 
IV. Einnahmen vom fisfalifchen Erbrechte. 


Ein fhon nad) älterem römiſchem Rechte dem Fisfus zus 
fommendes Recht auf die Einziehung gewiſſer herrenlofer 
Vermögensnachläſſe fteht auch dem württ. Staate geſetzlich in 
der Art zu, daß, wenn ein Erblaffer weder Anverwandte 
bis zum zehnten Grade nad römiſchem Rechte einſchließlich, 
noch einen Ehegatten, noch aus beſonderen geſetzlichen Grün- 
den oder zufolge teftamentarifcher Beftimmung Erbberechtigte 
hinterläßt, defjen im Lande befindlicher Nachlaß auf dießfall- 
fige8 gerichtliches Erfenntnig als herrenlofes Gut zur Staate- 


— — — — 


1) O. a. Dienſtanw. für die Steueraufſeher vom April 1853, $. 146. 
2) Derf. des Fin.Min, vom 8. Dec. 1825, Samml. der Gam.Gef, 
I, ©. 517, . 
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+ cafje einzuziehen ift, von demſelben aber die darauf haftenden 
Schulden infoweit zu bezahlen find, als er hiezu hinreicht "). 
Die Bereinnahmung des anfallenden Ertraged fommt dem 
betreffenden Cameralamt zu ?). 


Dritter Abſchnitt. 


Einnahmen von ausfchlieflich betriebenen ®e: 
werbeunternehbmen für polizeiliche Zwecke. 


Erfies Kapitel. 
Einnahmen vom Münzregal. 
$. 149. 

1. Beftand des Münzregals. 

Das Münzregal oder das ausſchließliche Recht, im Lande 
Münze zu prägen und in Umlauf zu fegen, in frühen Zeiten 
ſchon zufolge Faiferliher Verleihung in dem Befige der mwürts 
tembergifchen Landesherrn 3), fteht nunmehr anerfanntermaßen 
und unter bejonderem ſtrafrechtlichen Schuge gegen Eingriffe 
jeder Art?) dem Staat au allein zu, jedoch zufolge der in 
neuerer und neuefter Zeit zu ficherer Feftftellung der Münz- 
werthö-Verhältniffe nad) innen und außen, nad) längft ſchon 
zugleich mit der früheren deutſchen Neichöverfaflung erfolgter 
Aufhebung der in der deutſchen Reichsmünzgeſetzgebung hiefür 
dargebotenen höheren Gewährleiftung, und längere Zeit ange 
dauertem Mangel eined Erfages hiefür, zu vollftändiger Ge- 


1) Württemb. Landreht vom 1. Juni 1610, THl. IV, Tit. XXI, in 
Riede, Samml. der württ. Gerihtsgefeße, 2r Thl, ©. 353; vergl. 
Reyſcher, das gemeine und württ. Privatredt, Ir Bd., $. 640. 

2) Inftr. des Fin.Min. zu Verfafjung der jährlichen Etats bei den 
Gamerals und Domanial:Berwaltungen, bef. gebr. und in der Samml. 
der Rechn. Vorſchr. ©. 213 ff., $. 19. 

3) Bergl. des Berf. Einleitung zu der Samml. der Cam. Geſ., $. 6. 

4) Vergl. Steafgejegbuh vom 1. März 1839, Rbl. ©. 101 fi. 
6. 206—208, 
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währung eines folden zunächſt unter den ſämmtlichen dem 
deutſchen Zoll- und Handelöverein angehörenden Staaten 
überhaupt, fowie einigen ſüddeutſchen unter denſelben insbe: 
fondere 1), und ganz neueftend endlich in noch weiterem 
Kreife, zwifchen jenen erfteren Staaten einer und dem Kai— 
ſerthum Deftreich nebft dem Fürſtenthum Lichtenftein anderer 
Seits?), zu Stande gefommenen öffentlihen Verträge, unter 
ganz eigenthiümlichen Beſchränkungen, welde ſich theils auf 
das Münzfyftem überhaupt, theils auf die Quantität ber 
Ausprägung beziehen, und ebendamit der finanziellen Bes 
nügung des vorliegenden Rechtes enge Grängen in einem 
naheliegenden nationalökonomiſchen Intereſſe fegen. 

In Beziehung auf das Münziyftem ift, unter Zugrund- 
legung des Pfundes in der Echwere von fünfhundert Gram- 
men als ausjchließlihen Münzgewichtes mit felbftftändiger 
Eintheilung in Tauſendtheile und mit weiterer vecimaler Abftu- 
fung ®), und unter Fefthaltung an ter einen Silberwährung 
mit der daran fi anfnüpfenden ausprüdlichen Beftimmung, 
daß der Silberwerth der vertragsgemäß neben den groben 
Silbermünzen auszuprägenden Goldmünzen im gemeinen Ber: 
fehr lediglich durch das Verhältniß des Angebotes zur Nach— 
frage beſtimmt werde ), vor Allem der Muͤnzfuß für bie 


1) BD. vom 5. März 1839, und Beil. allgemeine Münzconvention 
der zum Zoll- und Handelsverein verbundenen deutjhen Staaten vom 
30. Juli 1838, Rbl. von 1839, ©. 241 ff.; V.O. vom 25. Nov. 1837, 
und beil. Münzconvention unter den ſüddeutſchen Staaten des Zollvereins 
vom 25. Aug. 1837, Rbl. ©. 579 ff.; VD. vom 14. Juni 1845, und 
beil. Gonvention zu weiterer Ausbildung und Bervollftändigung des deut; 
Ihen Münziyitems vom 27. Mär; 1845, Rbl. ©. 207 ff. 

2) V.O. vom 27. Juni 1857, und beil. Münzvertrag zwifchen dem 
Kaiſerthum Deftreihb und dem Fürftenthbum Lichtenftein einer und den 
durch die allgemeine Müngconvention vom 30. Juli 1838 unter fich ver: 
bundenen deutſchen Zollvereinsftaaten vom 24. Jan. 1857, RD. ©. 45 ff. 

3) D. a. Münzvertrag vom Jan, 1857, Art. 1, 

4) Dafelbit, Art, 2, 18, 
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audzuprägenden verſchiedenen Sorten von Münze folgender: 
maßen beftimmt: In Gold ift zum Zwed einer weiteren Er- 
feichterung des gegenfeitigen Verkehrs und zu Förderung des 
Handels mit dem Auslande ausjhließlih nur die Prägung 
zweier Bereinshandeldmünzen unter der Benennung Krone . 
und halbe Krone, von welden die erftere das Gewicht von 
Yso des Pfundes feinen Goldes, die andere die Hälfte des 
obengedadhten haben fol, und unter der weiteren Beftimmung 
zugelaffen, daß das Mifhungsverhältnig dieſer Münze in 
neunhundert Taufendtheilen Gold und hundert Taufendtheilen 
Kupfer zu beftehen habe, und die Abweichung im Mehr oder 
Weniger im Feingehalte nicht mehr ald zwei Tanfendtheile, 
im Gewicht bei dem einzelnen Stüde nicht mehr als zwei und 
ein halb Taufendtheile feines Gewichtes betragen dürfe "). 
Hinfichtlich der groben Eilbermünze ift für Württemberg nebft 
einer Reihe weiterer fübdentichen Staaten an der Stelle des 
zuvor unter Zugrundlegung der Marf im Gewidt von 
233,855 ..... Grammes beftandenen Vierundzwanzigundein— 
halb⸗Guldenfußes, dem für das Königreih Preußen nebft 
mehreren anderen norbdentihen Etaaten, und für dad Kai— 
ſerthum Oeſtreich nebft Lichtenftein feftgefegten Dreißig-Thalers 
beziehungsweife FBünfundvierzig-Gulvdenfuß entſprechend, ein 
Zweiundfünfig-Gulvdenfuß zu zweiundfünfzig ein halb Gulden 
aus dem Pfund feinen Eilbers ald Landesmünzfuß feftgefegt, 
und zwar fo, daß die Münzftüde dieſes Münzfußes völlig 
gleiche Geltung mit den in dem jeitherigen jenem gegenüber 
etwas höheren VierundgwanzigundeinhalbGulvenfuße ausge: 
prägten gleichnamigen Münzftüden haben jollen ®), und unter 
der ausbrüdlichen weiteren Beftimmung, daß bei der groben 
Münze, alfo den Hauptmünzen fowohl, als deren Theilftücen 





1) DO. a. Müngvertrag vom Jan, 1857, Art. 18, 19, 
2) Daſelbſt, Art. 3, 9, 
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(Eonrantmünzen), jener Münzfuß genau eingehalten, und bie 
möglicäfte Sorgfalt darauf verwendet werden muß, daß aud) 
die einzelnen Stüde durchaus volhaltg und vollwichtig aus- 
geprägt werben, und unter dem Vorwand eines jogenannten 
Remediums an dem Gehalte over Gewichte der Münzen nichts 
gekürzt, vielmehr eine Abweihung von dem ven lezteren zus 
fommenven Gehalte oder Gewichte nur infoweit nachgejehen 
werben darf, als eine abjolute Genauigfeit nicht eingehalten 
werben fann ). Für die Ausprägung von Scheidemünze zu Zah: 
lungen im Fleinen Berfehr und zur Ausgleichung, fowohl in Eil- 
ber als in Kupfer, ift aber ein leichterer Münzfuß als der eben 
gedachte vorbehalten, jedoch unter der ausprüdlichen Beftimmung, 
daß die Silberfcheidemünge nad) feinem leichteren Münzfuße als 
ſechszig und drei achtels Gulven ſüddeutſcher Währung geprägt, 

und bei der Ausprägung von Kupferscheidemünge das Nenn— | 
werthöverhältniß von Einhundert ſechsundzwanzig Gulden ſüd— 
deutſcher Währung für einen Zollcentner Kupfer niemals 
überjchritten werden darf). Hinfichtlih der Stüdelung ver 
einzelnen Münzforten ift fodann, abgefehen von den Gold— 
münzen, bei welcden eine weitere ald bie vorgedachte nicht 
ftattfindet, für die grobe Silbermünze, unter ausfchließlicher 
Zugrundlegung der in dem Münzfuß begründeten Ginheit ves 
Guldens und der jenem entjprechenvden Rechnungsweiſe, eines 
Theils, neben der Ausprägung der demſelben entſprechenden 
Ausprägung jener für fi oder in einer Mehrheit, zu Vers 
mittlung des Verkehres unter ven Münzvertrags-Staaten all- 
gemein die Prägung von zwei Hauprfilbermünzen unter der 
Benennung Bereindthaler angeordnet, von welden die eine, 
das Ein-Vereinsthalerftüd, zu einem Dreißigftel des Pfundes 
fein Silber einen Werth von beziehungsweife einem Thaler, 


2) D. a. Münzvertrag vom Jan. 1857, Art, 6. 
1) Ebendaſ., Ari, 14, 
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Preußiſcher, einem und einem halben Gulden Oeſtreichiſcher, 
und einem und breivierteld Gulden ſüddeutſcher Währung, 
das Zwei-Bereinsthalftftüc das doppelte von dem ebenge 
daten Gewiht und Werth haben, lezterem jedoch vie 
von den durch die Münzconvention vom Jahr 1838 verbun- 
denen Staaten ald Vereinsmünze ausgeprägten ZweisThaler: 
beziehungsweife Dreiundeinhalb-Gulvdenftüce gleichgeftellt fein 
follen ); andern Theils ift als Eleinftes Theilftüd der Haupt: 
münze nur das Einviertel-Gulvenftüf anerfannt?), für die 
Scheidemünze aber eine Erhebung, foweit fie in Silber befte- 
hen, nicht über Stüde von der Hälfte des vorgedachten klein— 
ften Grobmünztheilftüdes, und foweit in Kupfer nicht über 
Zwei⸗Kreuzerſtücke zugelaffen 9. Auch ift dabei außerdem, 
und neben der Äußeren Form, Hinfihtlih der Legirung 
und der Genauigkeit in der Ausprägung für die Münzen der 
Gulden⸗Einheit und Theilung für jegt nod die unter ven 
ſüddeutſchen Zollvereinsftaaten feftgejegte conventionsmäßige 
Beftimmung in Geltung, wornady der Silbergehalt neun Zehn: 
theile des Gewichtes betragen, und im Feingehalt eine Ge: 
nauigfeit bis auf drei, im Gewicht bis auf fünf Taufendtheile, 
je im einzelnen Stüd wie im Gefammt-Grundgewicht eingehalten 
werden muß ?), für die Vereinsmünzftüde dagegen die Be— 
ftimmung getroffen, daß das Mifhungsgewiht neunhundert 
Tauſendtheile Silber und hundert Taufendtheile Kupfer be: 
tragen fol, und die Abweichung im Mehr oder Minder im 
Feingehalt nicht mehr als drei Zaufendtheile, im Gewicht 
aber bei dem einzelnen Ein-Bereinsthalerftüd nit mehr ale 
vier, und bei dem einzelnen Zwei-Vereinsthalerſtück nicht mehr 


1) Müngvertrag vom Jan. 1857, Art. 8, 9. 

2) Daf., Art. 5. 

3) Daf., Art. 14. 

4) O. a, Münzconv. vom 25. Aug. 1837, Art. 5 und 11, 
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als drei Taufendtheile feines Gewichtes betragen darf"), und 
für die Scheidemüngen enblich die frühere beftandene Ueberein— 
funft unter einigen ſüddeutſchen Staaten vorerft noch in 
Gültigkeit, wornad die hiebei einzuhaltenne Fehlergränze in 
Mehr oder Weniger fieben Tauſendtheile an Feingehalt und 
fünfzehn Tauſendſtel an Gewicht beträgt, jedoch nit am eins 
zelnen Stüde, fondern nur in der ganzen Marf?). Zu fort 
laufender Sicherung des Umlaufswerthes und des feftgefegten 
inneren Gehaltes der curfirenden Münzen befteht eines 
Theil die vertragsmäßige gegenfeitige Verpflichtung, bie 
groben Gilbermünzen fowohl, als aud die Scheivemünzen 
niemals gegen ven ihnen beigelegten Werth herabzufegen, aud) 
eine Außerfursfegung derſelben anders nicht eintreten zu lafjen, 
al8 nachdem eine Einlöjungsfrift von mindeſtens vier Wochen 
feftgefest und wenigftends drei Monate vor ihrem Ablaufe 
öffentlich befannt gemacht worden ift, wozu bei den Gold— 
münzen eine Veranlafjung gar nicht vorliegt, andern Theils 
die gleiche Verpflichtung, eben jene Münze, nicht aber auch 
die Goldmünze, wenn fie in Folge längerer irculation und 
Abnügung eine erheblihe Verminderung des ihnen urfprüng- 
lich zufommenvden Metallwerthes erlitten, beziehungsweife ein 
undeutlihes Gepräge erhalten haben, allmählig nad) dem 
ihnen bei ver Inumlaufjegung beigelegten vollen Werthe 
einzuziehen, und umzuſchmelzen ?), wogegen die Vereinsgold— 
münzen nur, ſobald fie eine Gewichtsabweihung von mehr 
als zwei und ein halb Tauſendtheilen haben, bei der Staats— 
caffe nicht mehr ausgegeben werden follen, zugleich aber in 
diefem Fall bei der Annahme einen dem Mindergewicht ent- 
ſprechenden Werthsabzug erleiden 9). 

1) Münzvertrag vom Jan. 1857, Art. 10. 

2) Beſ. Uebereinfunft in Betreff der Scheidemünze vom 25. Aug. 
1837, Art. 3. 


3) D. a. Müngvertrag vom Jan. 1857, Art. 13, 15, 
4) Daj., Art. 20, 
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In Beziehung auf die Quantität der Ausmünzung fteht 
das Münzregal unter der in nationalöfonomifcher, wie in 
finanzieller Beziehung gleihwichtigen Bejchränfung, daß eines 
Theils an grober Silbermünze alljährlich ein beftimmtes Quan— 
tum, und zwar an ganzen und halben Gulden vorerft und 
zunächft unter Verwendung der nod im Umlauf befindlichen 
Kronenthaler jährlih ein dem Verhältniß der Theilnahme an 
den Zollvereing-Revenuen entiprechender Theil des von den 
füddeutfhen Staaten zufammen auszuprägenden Quantums 
von mindeftens zwei Millionen Gulden !), und an Ein-Vereins— 
thalerftüden in der Zeit von 1857 bis 31. Dec. 1862 ein 
Quantum von mindeftens vierundzwanzig, in der folgenden Zeit 
je innerhalb vier Jahren von mindeftens ſechszehn Stüden auf 
je hundert Seelen ver Landesbevölferung auszuprägen ift 7), 
andern Theild aber von Scheivemünzge und fogar an Theil: 
ftüden des Guldens nicht mehr, als das nothiwendige Berürfniß 
fordert, ausgemüngt und in Umlauf gefegt werden fol ?). 

Demungeachtet ift das Münzregal in gewifjer Beziehung, 
insbeſondere rüdfichtlih des aus der Ausprägung von Scheide— 
münze fi) ergebenden Ertrages, auch jegt noch den Finanz 
regalien beizuzählen, und demjelben denn auch hier eine eigene 
Stelle umfomehr einzuräumen, als feine finanzielle, wie vie 
damit zufammenhängenvde wirthſchaftlich-techniſche Ausübung 
lediglich der Finanzverwaltung zufommt. 


$. 150. 
N. Finanzielle Ausübung des Münzregals, 
Die Ausübung des Münzregals in finanzieller und eben- 
damit in wirthichaftlich-technifcher Beziehung findet auf eigene 


1) DO. a. Münzeonvention vom März 1845, Art. 1, 2, 4. 
2) Münzvertrag vom Jan. 1857, Art. 11, 
3) Daf., Art. 5, 12-15. 
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Rechnung des Staates ftatt, und ift, zugleih mit der Hand» 
habung der weiter damit in Verbindung ftehenven, jedoch ihrem 
Weſen nad nicht hieher gehörigen münzpolizeilichen Thätigfeit, 
dem Bergrathe in unmittelbarer Unterordnung unter das 
Finanzminifterium, und innerhalb des allgemeinen Befugniß- 
freifes einer Mittelftelle zur unmittelbaren Leitung und Beauf- 
ſichtigung überwiefen '). 

Für den Münzbetrieb unmittelbar befteht eine in neuerer 
Zeit ganz neu eingerichtete Münzanftalt mit den erforverlidhen 
technischen Einrichtungen, und einem entfprechenden von ber 
Staatscafje von einem Jahr zum andern angeborgten Be: 
triebscapital, fowie, in Unterordnung unter den Bergrath, 
eine eigene Behörde, das Münzanıt, zufammengefegt aus drei 
Beamten, einem Münzwardein, zugleich Mitglied des Berg- 
rathes, welchem, neben der polizeilihen Aufficht über die im 
Lande umlaufenden Münzen, die unmittelbare fortlaufende 
Controle des gefammten Müngbetriebes obliegt, einem Muͤnz— 
meijter, welchem die fpecielle technifche Leitung ver Münz- 
arbeiten, namentlih alfo die Eorge für möglichſt mwohlfeile 
und techniſch vollfommene Ausführung verjelben, die nädhfte 
Aufſicht über die Münzgebäude und Geräthe, jowie ven Ma- 
terialverbraud, und die Rehnungsführung über fämmtliche 
Materialien übertragen ift, endlich einem Münzcaffier, welcher 
jowohl über die Gelveinnahmen und Ausgaben, als aud 
über die Gold» und Silbervorräthe und deren Verwendung, 
Rechnung zu führen hat ?). 

Der wirklihe Müngbetrieb felbft ift 


1) D. a. Dienft:Inftr. für den Bergrath vom Wehr. 1835, $. 1, 3. 

2) Erl. des. Bergraths vom 14. Nov. 1823, Eamml. der Rechn. 
Vorſchr. S. 763 ff.; Initr. für den Mürzwardein vom 11. Juni 1823, 
daj. ©. 759, 3. 1—4; desgl. für den Münzmeifter vom 19. April 1826, 
daſ. ©. 766, 3. 1, 2, 11; desgl. für den Münzeafjier vom 15. Mai 
1827, dal. ©. 769. 
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1) feinem Umfang nad) durch die obengedachten vertrags- 
mäßigen Berbindlichfeiten, fowie durdy die weiteren außerbem 
noch von hier aus zu befriedigenden Müngbebürfnifje, insbe- 
fondere an Medaillen für die einzelnen Zweige der Staatd- 
verwaltung, fowie an Goldmünzen, deren jedoch feit neuerer 
Zeit Feine mehr geprägt wurden, bedingt, feinen näheren 
Verhältniffen nach aber an einen eigenen demgemäß, wie für 
die übrigen vem Bergrathe untergeorbneten Verwaltungszweige, 
und daher ähnlich denen für leztere fFeftzuftellenden Verwal: 
tungs⸗Etat gebunden. Es war bemgemäß bis auf nenere Zeit 
das Gefammtquantum im Durchſchnitt jährlih angenommen 

an Eilbermünze auf 450,000 fl. grobe Münze an 

Bereinsthalern, Zwei-Gulden, und Halbgulden-Stüden, 

50,000 fl. Scheidemünzge an Sechſern, Groſchen und 

Kreuzern, 

an Kupfermünze auf 2000 fl. halbe Kreuzer, 

an Preismedaillen für verfchiedene Verwaltungszweige 

im Werth von 1938 fl. in Gold, 600 fl. 42 fr. in 

Silber i), 
was nunmehr in erfterer Beziehung zufolge des neueren 
Münzvertrages eine weſentliche Aenderung erleidet. 

In feiner näheren Ausführung nad diefer Richtfchnur be- 
greift er, als wefentlihe Mittel und Aufgaben hiezu, eines 
Theils die Anfhaffung und Erhaltung der Betriebserforverniffe, 
andern Theil die hiedurch bedingte eigentlihe Münzfabri- 
fation in fih, wofür auch je eigene Normen beftehen. 

2) Die Anfhaffung und Erhaltung der Betriebe-Erfor- 
derniffe, unter welden eines Theils das ftehende Capital 
an Gebäuden, Geräthihaften, und Mafchinen, andern Theile 
das umlaufende Gapital an Verwandlungsftoffen, ven Münzs 


1) V. d. K. d. A. von 1851/52, Beil. Bd. ©. 739, von 1855, ?r 


Beil.Bd. ©. 212, 
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metallen, und an Hülfsftoffen, wie Hol, Kohlen, Weinftein, 
Salz u. ſ. w., die Hanptjtelle einnehmen, ift im Allgemeinen 
au, wie bei den anderen dem Bergrathe untergeorbneten 
Tabrifationszweigen, unter ber unmittelbaren Leitung und 
Beauffihtigung von jenem nad) den für jene aufgeftellten 
allgemeinen Grundfägen, mit den in ber Eigenthümlichfeit 
der Münzfabrifationd-Erfordernifje begründeten Mopdififationen, 
zu bewerfftelligen, mit Ausnahme ver Gebäude-llnterhaltung, 
welhe auf den Baufonds des Finanzminifteriums gleich 
der von anderen Staatsgebäuden angewiefen ift, und daher 
nad Maasgabe der hiefür feftftehenden Normen erfolgt. 

Es find daher über die Anfhaffung und Unterhaltung 
der erforderlihen Mafchinen und Geräthſchaften eintretenden 
Falls von dem Münzwardein und dem Münzmeifter gemein- 
ſchaftlich Accorde abzufchliegen, und dem Bergrathe zur Ges 
nehmigung vorzulegen. Ebenſo liegt aber auch beiden eine 
gehörige Auffiht über alle Münzeinrichtungen zur Verhütung 
unnöthiger Befhädigung derjelben ob, und der Münzmeifter 
hat noch insbefondere ein eigenes Inventar über ſämmtliche 
Maſchinen, Geräthichaften, und Mobilien zu führen, und deren 
Zuwachs und Abgang hier genau zu bemerfen !). 

Auch über die Verwandlungs- und Hülfsftoffe für Die 
Fabrikation find von dem Münzwardein und Müngzmeifter 
gemeinfchaftlic, Lieferungss-Accorde unter dem Vorbehalt höhe: 
rer Genehmigung abzufchließen, foweit nicht der Bedarf an 
erſteren, wie gegenwärtig der Fall ift, zu einem beträchtlichen 
Theil durch Einziehung von aus dem Eurfe zu bringenven 
oder fursunfähigen Münzen fih darbietet. Die Uebernahme 
derfelben aber it, was das Gold und Eilber betrifft, gemein- 
Ihaftlih vurd jene Beamten und den Müngcaffier, und 

1) D. a. Erl. des Bergraths vom Nov. 1823, 3. 7; o. a. Inſtr. 


für den Münzwardein vom Juni 1823, 3. 5, 9; desgl. für den Münz— 
meilter vom April 1826, $. 6, 8. 
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foweit jenes in Sorten von nicht genau befanntem Gehalte 
befteht, auf den Grund einer von dem Münzwardein und dem 
Münzmeifter je für ſich beſonders und mit möglichfter Vorficht 
anzuftellenden Tiegelprobe zu bewerfftelligen; ‚vie Gold» und 
Silbervorräthe aber, wie fie jowohl durch jene Lieferungen, als 
auch im Gange der Ausmünzungsarbeiten als Zwifchenprodufte 
fi) ergeben, find unter den gemeinfchaftlihen Verſchluß des 
Muͤnzwardeins, des Münzmeifterd, und des Münzcaffiers in 
der Art geftellt, daß Jeder einen beſonderen Schlüſſel dazu 
hat, alfo Keiner von denſelben ohne die beiden Anderen dazu 
fommen fann, auch alle drei je befondere Verzeichniffe hierüber 
zu führen haben. Die Bezahlung für gelieferte Materialien 
ift von dem Müngcaffier, nad) Maasgabe der von dem Münzs 
warbein und Müngzmeifter hierüber auszuftellenden Urkunden 
und Koftenzettel, und nad vorgängiger Defretur von Seite 
der höheren Behörde zu leiften !). 

3) Die Ausmünzung ift unter der unmittelbaren Leitung 
und Verantwortlichkeit des Müngzmeifterd und unter der Con; 
trole des Muͤnzwardeins zu bewerfftelligen. Zu dem Ende ift 
zunächſt das zu jedem Werke feiner Größe und dem vorge- 
fchriebenen Gehalt der daraus auszuprägenden Münze gemäß 
erforderlihe Omnantum edler Metalle nad den hiezu zu Ger 
bote ftehenden Sorten nebft der Beſchickung durd den Münz- 
wardein und Münzmeifter zu berechnen, und fofort erftere von 
dem Münzmeifter aus dem Aufbewahrungsraum in Empfang zu 
nehmen. Vor dem Ausgießen des Werfes in Zeine und deſſen 
weiterer Verarbeitung ift aber eine Probe aus dem Ziegel zu 
nehmen, und die Nichtigkeit der Legirung von dem Münzwars 


1) O. a. Erl. des Bergraths vom Novbr. 1823, 8. 7; o. a. Inftr, 
für den Münzwardein vom Juni 1823, 3. 6, 7; desgl. für den Münz- 
meifter vom April 1826, 3.7; vesgl. für den Münzcaffter vom Mai 1827, 
3. 9, 11; ungedr. Erl. des Bergrathes vom 17. Aug. 1850; V. d. 8. 
d. A. von 1855, 2r Beil.Bd. ©. 212, 
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dein zu prüfen, auch demgemäß nöthigen Falls durch Nach— 
legirung auf den vorgefchriebenen Gehalt richtig zu ftellen. 
Ueber ven Verbraud an Silber, ſowie an weiteren Materialien 
bei den einzelnen Arbeiten hat der Müngmeifter unter perföns 
licher Verantwortlichfeit für jeden unpaffirlihen Abgang nad 
befonderem Formulare überfichtlihe Rechnung zu führen; ver 
Münzwardein aber hat denjelben mittelft einer Gegenrechnung 
genau, beſonders Hinfichtlih des Abgangs hieran bei jenen, 
zu controliven und zu beurfunden. Für die Ausführung der 
einzelnen Arbeiten find die erforderlichen Arbeiter unter Vor— 
wiffen und Zuftimmung des Münzwarbeing, und zwar nad) 
der Nafür jener theild im Tag-, theild und foviel möglich im 
Gedinglohn anzuftellen ; es ift aber dabei befondvers was die Aus; 
prägung betrifft, zu Erzielung größtmöglicher Vollkommenheit 
und Wohlfeilheit der Ausmünzung, jowie zu Verhütung un- 
brauchbarer Ergebniffe und vergeblihen Aufwandes, durch den 
Münzwardein und Münzwardein gehörige Aufficht anzuwenden ; 
die erforderlihen Accorve find durch den Müngmeifter abzu— 
Schließen und abzunehmen, und ebenfo find von ihm die Tags 
lohns- und fonftige Verdienſt-Liſten der Arbeiter behufs der 
Ausbezahlung zu fertigen und von dem Münzwardein zu be 
urfunden. Die neu ausgeprägten Münzen von jedem MWerf 
find, abgefehen von der befonderen vertragsmäßigen Controle 
durch Münzftätten anderer Bereinsftaaten, bevor fie in Eure 
gefegt werden, dur den Münzwarbein binfichtli des Korns 
zu prüfen, fofort von dem Münzcaffier unter unfundlicher Mit- 
wirkung des Münzwarbeind und Münzmeiſters nad) Gewicht, 
Zahl, und Werthsbetrag zu übernehmen, und fogleich der Staats— 
cafe abzuliefern. Die Schrote von Geldſorten und Abfälle 
bei dem Juſtiren aber find von dem Münzmeifter nah Vol: 
lendung jeder Ausmünzung an die unter gemeinjchaftlidem 
Verſchluß ftehende Silberfammer zurüdzugeben. Auch ift über 
jede Ausmünzung noch durch den Münzeaffier in Gemeinſchaft 
Hoffmaun, Finanzredt. 1. 31 
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mit dem Muͤnzwardein und Münzmeifter eine GSelbftfoftenbe- 
rechnung mit Nachwelfung von Gewinn und Verluſt zu fer 
tigen ). Im Mebrigen ift der Müngmeifter perſönlich dafür 
verantwortlich, daß mit den Münzftempeln fein Mißbrauch 
ftattfinde, und daher verbunden, dieſelben wie die Matrizen 
je nad dem Gebrauch in einem unter mit dem Münzwarbein 
gemeinfhaftlihem Verſchluſſe ftehenden Behälter anfzubewah- 
ven; auch die Münzeinrichtung darf er Niemanden ohne Vor: 
wiffen und Zuftimmung des Muͤnzwardeins zeigen, und ebenfo 
wenig darf er von den vorhandenen Inftruftionen, Mafchinen, 
Zeichnungen oder Modellen etwas abgeben 2). Mit jener Ger 
nehmigung ift dagegen die Benügung der Münzeinrichtungen 
zu PBrivatzweden, und insbefondere die der Scheidanftalt gegen 
gewiſſe regulativmäßige Gebühren 3) zuläffig erfannt, und for 
dann Duelle eines Nebenertrages. 


$. 151. 
IM. Finanzieller Ertrag des Münzregales. 


Bei den beftehenden Befchränfungen des Münzregales ift 
im Ganzen von einem finanziellen Ertrage, wie er früher ohne 
folhe zufolge einer im Verhältnig zu der groben Münze aus- 
gedehnten Ausmünzung von Scheivemünze regelmäßig fih er- 
gab *), in der Regel feine Rede, vielmehr die Ausübung des— 
felben, wie oben bei dem Aufwand des Finanzdepartement 


1) O. a. Erf. des Bergraths vom Novbr. 1823, $. 2-9; o. a. 
Inſtr. für den Müngwarbein vom Juni 1823, 3. 8, 10-13; desgl. für 
den Münzmeifter vom April 1826, 3. 2, 7—12; desgl. für den Münz- 
saffter vom Mai 1827, 3. 2—9, 12; ungedr. Regulativ für die Münz- 
arbeitslöhne vom 4. Juli 1837. 

2) D. a. Inſtr. für den Müngzmeifter vom April 1824, 3. 8,9, 13. 

3) Ungedr. Berf. des Fin.Min. vom 3. April 1841. 

4) No in den Jahren 18%/39 war hiefür ein Etatsſatz von 1600 bis 
3000 fl. angenommen. 
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erwähnt worden, gewöhnlich mit einem Ausfall verbunden "), 
und diefer für die Finanzperiode von 18°°%58 im durchſchnitt—⸗ 
lichen Voranſchlag jährlih angenommen auf 1294 fl. 5 fr. ?) 


Bweites Rapitel. 


Einnahmen von öffentlichen Verkehrs— 
anftalten. 


Erfte Unterabrheilung. 
$. 152. 


Allgemeine Einrihtungen. 


Die in neuerer Zeit auf Koften des Staates theild neu 
gegründeten, theild weſentlich umgeftalteten umfafjenden öffent- 
lichen Berfehrsanftalten höherer Art mit mehr oder minder 
ausfchließlihen Betriebsrechten, die Eifenbahnen, Poſten, Teles 
graphen, und die Dampfſchifffahrt Württembergifchen Antheils 
auf dem Bodenjee, find dem Finanzdepartement zur Verwal: 
tung auf eigene Rechnung übergeben ?), fo jedoch, daß legterer 


1) In der Periode von 183952 erforderte die Münze fortwährend 
einen Zufhuß; erſt in der von 1852/55 war dieß nicht der Fall, und zwar 
jo, daß es 1852/53 Feines ſolchen bedurfte, und 1853/54 und 18% /;5; zufolge 
des Öewinnes vom Ausjcheiden von Eilber ſogar ein Reinertrag fi ergab. 

2) V. d. K. d. A. von 1855, 2r Beil. Bd. ©. 211 Fi. 

3) B.D. vom 20. Septbr. 1844, Rbl. ©. 413; desgl. vom 25. April 
und 23. Juli 1850, Rbl. S. 187, 192. Cs läßt fih wohl nicht verfen- 
nen, daß die Verwaltung der vorftehenden öffentlihen Hauptverkehrs⸗An— 
ftalten rücfichtlich ihrer vorzugsweifen polizeilichen Bedeutung dem Des 
partement des Innern zugewiejen fein follten, gleich der von andern, bei 
welchen es fich jo verhält, wie des ganzen Straßen: und Waflerbaus, des 
Flußſchifffahrts- und Botenwefens, und daß aus der Abtrennung jener von 
diefer Mißverhältniffe entftehen können; auch beftand im diefer Rückſicht 
wirflih früher grundjäglich eine Bereinigung aller öffentlihen Verkehrs— 
anftalten in dem Departement des Innern. Vergl. V. d. K. d. A. von 
1851/55, Ir Beil.Br. ©. 210, 

31 * 
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zwar im Hinblif auf die hiefür aus Etaatsmitteln gebrachten 
und fernerhin ihrer Natur gemäß zu bringennen Opfer, und 
zur Entfhädigung hiefür eine entſchiedene Rüdfiht auf vie _ 
hiebei zu Bunften der Steuerpflichtigen zu wahrenven finan> 
ziellen, zugleicdy aber, ihrer wahren Bedeutung gemäß, aner- 
fanntermaßen und ganz wejentlid eine ſolche auf die allge 
meinen Verkehrs-Intereſſen zu Grunde liegt. | 
Es find dieſe Anftalten zu dem Ende insgefammt je für 
fi) unter die unmittelbare Leitung und Beauffihtigung einer 
befonderen mit einem ihrer eigenthümlichen wirthichaftlichstech- 
nifhen Natur entfprechenn beſetzten Gentralbehörbe geftellt, 
zugleich aber, zu Sicherung eined dem vorgedachten beiderfeitis 
gen Interefje entfprechenvenden Zufammenhanges derſelben un- 
tereinander, ſowie zu möglichfter Vereinfachung ihrer Verwal: 
tung nad) diefer Richtung, in eine feite organijche Verbindung 
unter einander in der Artgejegt, daß alle jene befondere Gentralbe- 
hörden Unterabtheilungen einer für fich wieder eine eigene Haupt⸗ 
abtheilung der früher erwähnten Oberfinanzfammer bildenden alls 
gemeinen Eentralbehörve für die Verfehrs-Anftalten bilden, welche, 
unter dem Vorfig des Departementschef jelbft, die Vorftände eben 
jener Gentralbehörden und einige Eollegialmitglieder derjenigen 
für die Eiſenbahn- und die Boftverwaltung ordentlicher Weife 
in fich vereinigt, und die Aufgabe hat, eine möglichft innige 
Verbindung ſämmtlicher Berfehrsanftalten unter fi in allen 
wichtigeren Beziehungen und in der Behandlung derjenigen 
Geſchäfte zu vermitteln und zu unterhalten, welche ein gemein— 
fames Interefje darbieten, während die außer folder Bezies 
bung ftehenden Gegenftände je der betreffenden Behörde für 
fi, in Unterordnung unter das Minifterium, zukommen !). 


1) V.O. vom 17. Juli 1851, Rbl. ©. 183 ff.; Bekanntm. der Gen: 
tralftelle für die Verfehrsanftalten vom 17. Mai 1854, A.Bl. €. 179, 
Ob in Zukunft, wenn ver Bau von Eifenbahnen vollendet, und alle größeren 
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Die materiellen Einrichtungen ver Verfehrsanftalten, fowie 
die Normen ihrer Verwaltung find, der Natur und Aufgabe 
‚derjelben entfprechend, je eigenthümlicher Art. Nur das für 
diefelben erforderlihe Betriebscapital ift ihnen durchaus in 
dem jeweiligen Beftand ihres Reſtvermögens, einſchließlich 
der Materialvorräthe, angewiejen Y. Indeſſen fommt bei dies 
fen Einrichtungen hier zunächſt und der Regel nad nur der im 
Lande feftftehende Beftand derfelben, ihr vielfacher Zufammenhang 
mit auswärtigen Einrichtungen ähnlicher Art, und die demzufolge 
vermöge befonderer Uebereinfunft in Erwiederung gleicher Ges 
gendienfte ftattfindende Mitwirfung zur Handhabung der leß- 
teren dagegen natürlicher Weife nur infoweit näher in Bes 
tracht, als ihre inneren finanziellen Verhältniffe unmittelbar 
hiedurch berührt und mitbeftimmt werben. 


Zweite Unterabtheilung. 
Ginnahbmen von den Eifenbahnen. 
$. 153. 


Il. Beftand der Eifenbahnen überhaupt und als finan- 
zieller Betriebösgegenftand insbefondere, 


Als wefentliches Gommunifationsmittel höherer Orbnung 
find in Württemberg feit neuerer Zeit zufolge gefegmäßiger 
Anordnung von dem Mittelpunft des Landes, Stuttgart, aus 
nad; mehreren hiebei ald Haupt-Berbindungslinien bezeichneten 


Henderungen in der Berwaltung der Poſten getroffen fein werden, ein noch 
innigerer ISnfammenhang ihrer Verwaltung, und ebendamit eine Verein: 
fahung ihres Organismus durch vollftändige Bereinigung der Berwaltung 
aller öffentlihen Werfehrsanftalten in einer Gentralftelle thunlich fein wird, 
wie fhon in Ausficht genommen worden ift, |. V. d. 8. d. A. von 185!/s, 
Ir Beil.Bd. S. 210, mag hier dahin geftellt bleiben, erſcheint aber aller: 
dings gar nicht unmöglich. 
1) Ungedr, Derf. des Fin.Min. vom 27. Octbr. 1854, 
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Richtungen hin, und zwar in nörblider Ridytung, nah Heils 
bronn, in öftlicher und ſüdlicher nach Ulm mit Anſchluß an die 
baierifche Bahn, und von da nad Friedrichshafen, in weftlicher, 
vermöge befonderen Staatsvertrages mit Baden, über die Landes⸗ 
gränze hinaus nad) Bruchſal, Eifenbahnen im Ganzen von einer 
Länge von zweiundachzig Stunden mit gewiffen Haupt- und 
Rebenftationen, Bahnhöfen und fogenannten Haltplägen, im 
Ganzen vierzig, je an entfpredhenden Punkten, auf Staates 
foften, ald dem dem allgemeinen Interefje am vollfommenften 
entiprehenden Wege, mit einem Gefammt-Aufivand von etwa 
fünfundpreißig Millionen Gulden errichtet, und auf eigene Red: 
nung bed Staats in Betrieb gefegt, unter der weiteren gefegli- 
hen Beftimmung, daß die Erbauung und der Betrieb von Zweig- 
bahnen nad anderen Richtungen hin durch Privatunternehmer 
von bejonderer Gonceffion der Staatö-Regierung abhängig 
bleibt, und diefe nur unter gewifjen die Interefjen des Staats 
fihernden Borausfegungen und Bedingungen ertheilt werben 
darf, und ift fo in denſelben ebendemzufolge ein eigenthümliches 
neues Regal von hoher nationalöfonomifgher und finanzieller. 
Bedeutung begründet '),. Dabei ftcht eine Erweiterung und 
Vervoliftändigung des Eifenbahnneges in Württemberg, be- 
fonderd durch den Bau einer Eifendahn am oberen Nedar 


1) D. a. Geſetz vom 18. April 1843, Art. 1, 6-9; desgl. vom 
28. Decbr. 1851, Befanntm. des Fin.Min. vom 10. Oct. 1853, und beil. 
Staatsvertrag zwifhen Württemberg und Baden über bie Verbindung ber 
beiderfeitigen Gifenbahnen, vom 4. Der. 1850, A. Bl. von 1853, ©. 25 ff.; 
Bekannt. desſ. vom 9. Aug. 1854, und beil. Uebereinfunft zwifchen der 
Württ. und dei Bayerifhen Regierung über die Herftellung einer unmits 
telbaren Verbindung zwiſchen den beiderfeitigen Staats-Eifenbahnen vom 
25. April 1850, A.Bl. von 1854, ©. 317 ff. Bergl. die näheren ge— 
ſchichtlichen Nahweifungen über die Entitehung der Eiſenbahnen in Würts 
temberg in Reden, die Eiſenbahnen Deutſchlands, ir Bd., 2r Abfchn., 
3e Lief., Berlin 1845, ©. 1137 f., und 38 Supplement, Berlin 1846, 
©. 4 ff., und die über den Koftenaufwand in den V. d. R. d. A. von 
189/52, 27 Beil, Bd, 1e Abth. S. 324, und von 1855, Zr Beil. Bd. ©. 275. 
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und womöglich zu weiterer Verbindung mit ber badiſchen Haupts 
bahn, wozu für jegt der Anfang durd) Anordnung des Baues 
einer folhen von Plochingen nad, Reutlingen fhon gemadt 
ift ), fowie in nordöſtlicher Richtung durch eine Verbindung 
mit der baierifhen Nordbahn in nicht zu ferner Ausſicht. 

An weiteren hiezu gehörigen eigenthümlichen Betriebsmits 
teln waren am 30. Juni 1854 vorhanden 54 Locomotiven, 
108 achträdrige und 28 vierrädrige Perfonenwagen, 8 adjts 
rädrige ambulante Poftwagen, 261 achträdrige, und 211 vier- 
rädrige Güterwagen ?). Das Betriebscapital belief fih nad 
der Berechnung auf den 1. Yuli 1854 an baarem Gafjenvors 
rath auf 20,417 fl. 44 fr, an Activausftänden auf 8,610 fi. 
45 fr., an Materialvorräthen auf 317,029 fl. 10 fr. 3), zus 
fanımen auf 346,047 fl. 39 fr., wogegen an Paffivreften noch 
ausftanden 32,262 fl. 7 fr.) 


1. Berwaltung der Staats-Eifenbahnen. 
$. 154. 


A. Im Allgemeinen. 


Die gefammte Berwaltung der StaatdsEifenbahnen begreift, 
abgefehen von ven eben jegt und in Zufunft für nene Bauten in der 
Hauptſache wie früher zu treffenden, und als folden nur vorüber: 
gehenven eigenthümlichen VBorfehrungen 5), fowie der hiebei völlig 


1) Gefeg , betreffend weitere Gifenbahnbauten, vom 6. Mai 1857, 
Rbl. ©. 29. 

2) 2. d. K. d. A. von 1855, 2r Beil Bd. ©. 274. Auf den 30. Juni 
1856 Hatte fich die Zahl der Locomotiven auf 62, und die der vierrädris 
gen Güterwagen auf 321 vermehrt. ©. Staatsanzeiger von 1857, ©. 18 fi. 

3) Auf den 30. Juni 1856 waren die Materialvorräthe beinahe uf 
das Doppelte, 619,166 Ül. 26 fr. berechnet. 

4), V. d. K. d N. von 1855, 2r Beil.Bd. S. 270, 274. 

5) Bei. gedr. Vorſchrift für die Verfaffung der Plane, Koftenvoran- 
Ihläge und Koftenverzeichnifje von Gifenbahnkauten, jowie das Verhalten 
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untergeorbneten Borforge für die befondere Ertragsnußung einzel: 
ner hiezu geeigneten Beftanbtheile des Bahn-Eigenthums, wie von 
vermiethbaren Gebäuden und einzelnen Grundftüden, insbefon- 
bere ven hieran die Fahrbahn angränzenden Dämmen, Böfchungen, 
Einfriedigungen u. f. w., welche, wegen ihres engen Zuſammen— 
hanges mit ver baulichen Unterhaltung ver Eifenbahnen, ven hiefür 
niedergefegten Verwaltungs-Organen nad) Maadgabe der all- 
gemeinen Grundfäge der finanziellen Benützung des Staats- 
eigenthums unter den hier durch den Zwed jener Eigenthums- 
Gegenftände gebotenen Movififationen übertragen ift !), ganz 
weſentlich eines Theils die Eorge für Unterhaltung, beziehungss 
weife Ergänzung der Eifenbahnbauten, fowie der dazu gehör 
rigen materiellen Betriebsmittel, andern Theil den Betrieb 
des Eifenbahntransportes, je ald befondere obwohl in der Aus: 
führung mehrfach zufammentreffende Aufgaben in fid. 

In diefem ihrem gefammten Umfang ift fie nun hinſicht— 
lic, ihrer unmittelbaren Leitung einer eigenen mit dem erfor: 
derlihen technifchen und Adminiftrativ-Referenten: und Kanzleis 
Perfonal befegten Collegialbehörbe, der Eifenbahn-Gommilfton, 
in unmittelbarer Unterorbnung unter das Finanzminifterium, 
und in der früher ſchon erwähnten organischen Verbindung mit 
der DOberbehörde für die der Finanzverwaltung zugewiejenen 
öffentlichen Berfehrsanftalten, übertragen ?), unter Nieverfegung 


bei der Bauausführung; ungebr. Erl. der Eifenbahneommiffion vom 10. 
Febr.» 1845, und bef. gebr. allgem. Beftimmungen für die Berdingung der 
EifenbahnbausArbeiten ; ungedr. Erl. des E.B.E. vom 7. Mai 1845 und 
28. Juni 1851, und bef. gebr. Beftimmungen für die Verdingung von Erd— 
arbeiten, Ghauffirungs-Arbeiten, Maurers und SteinhauersArbeiten ; uns 
gebr. Erl. der E.B.C. vom 2. März 1845. 

1) Bef. gedr. Dienftanweifung für die Bahn-Ingenieure vom Sept. 
1846, $. 2; der Ertrag von den vorftehenden Eigenthumsitüden ift indeſ— 
fen für die — von 1855/58 immerhin im jährlichen Durchſchnitt 
angenommen zu 10,000 fl. V. d. K. d. A. von 1855, 2r Beil.Bd, ©. 277. 

2) Berf. des Min. des Innern vom 15. Juni 1833, Rbl. ©. 373; 
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einer eigenen Central⸗Caſſe, der Eifenbahn-Eaffe, zu vollftändiger 
Bereinigung und Nachweiſung alles hieraus hervorgehenven Er- 
trages und Aufwandes, fowie einer zur Eontrole der beidem Eifen- 
bahntransport unmittelbar fi ergebenden Einnahmen und Aus- 
gaben beftimmten eigenen Dienftabtheilung, des Gontrolebureau, . 
in unmittelbarer und näher verbindender Unterordnung unter 
jene Behörde !). 

Weiterhin zur unmittelbaren Beforgung ift aber, in theils 
unmittelbarer, theils mittelbarer Unterorbnung unter die Eifen- 
bahn-Gommiffion, ein zahlreicher und vielfach gegliederter Ors 
ganismus von Bezirkd- und Rocalbeamten, wie den vorgedadhten 
Betriebs-Bauinfpeftoren, von Bahnhofinfpeftoren, Mafchinen- 
meiftern, und Materialverwaltern, fowie durdgängig in wei- 
terer Unterordnung unter den einen oder anderen der legteren, 
von Bahnhofverwaltern, Bahnmeiftern, Einnehmern, Bahnhof: 
caffieren, Oberfchaffnern, Güterabfertigungs-Beamten, Betriebs: 
bauamtd-Gehülfen, und von mandjerlei Arten ebenfo untergeord— 
neter Officianten und Dienern, ald Zugmeiftern, Locomotives 
Führern und Heizen, Condukteuren, Wagenwärtern, Thürftehern, 
Bahn: und Weihenwärtern, Werfführern, Werfftätte - Arbeitern 
u. ſ. w., je mit feftgeregeltem und genau in einander greifendem 
Wirkungsfreis nad) befonderen hiefür ertheilten Dienft-Anweifuns 
gen ?) angeftellt. Auch find für diefelben entjprechende, zum Theil 


v0. a. BD. vom 23. Zuli 1850, und 17. Zuli 1851; V. d. K. d. A. von 
1851/55, 2r Beil. Bd. ©. 340. 

1) Bei. gedr. Vorſchriften in Betreff der allgemeinen Einrichtungen 
des Rechnungs-Weſens bei der Eifenbahn » Berwaltung vom Mai 1849; 
ungedr. Erl. der &.B.6. vom 5. Mai 1855. 

2) Insbejondere beſ. gebr. Dienſt-Anw. für die Bahn-Ingenieure vom 
Sept. 1846, $. 1, 3; desgl. für die Bahnhof-Inſpectoren von demſ. Dat., 
6. 1, 2; desgl. für die Material-Verwalter vom Mai 1849, $. 1; desal. 
für die Bahnmeifter von demf. Dat., $. 1; desgl. für die Ginnehmer 
von demj. Dat., $. 1; Erl. der &.B.G. vom 25. Juni 1856, ABl. ©. 
228; bef. gedr. Dienſt-Anw. für die BahnhofsGafftere vom Sept. 1846, 
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mit freiem Wohnungsgenuß oder Wohnungsvergütung, freier, 
eine beftimmte Tagzeit hindurch jevod der Eifenbahnverwaltung 
angehöriger, daher auf ihre Rechnung auszubeſſernder, und erft 
nad) jener Zeit in das Eigenthum der Bedienfteten übergehens 
den Dienftkleivung ) oder Kleivergeld, auch fonftigen minder 
bedeutenden Nebenbezügen verbundene, außerdem aber ohne feft- 
bindende Regel theils nach Claſſen, theild nad) den örtlichen Dienft- 
verhältniffen beftimmte Gehalte?) ausgefegt, bei weitem zum 
größeren Theile zwar ohne Verleihung von eigentlihen Staats» 
diener⸗Rechten 3), aber foweit ihnen demzufolge feine Penſions⸗ 
Ansprüche zufommen, mit der Ausſicht auf eine im Fall vor: 
übergehenvder oder immerwährender Dienftuntüchtigfeit für 
fi, fowie den Hinterbliebenen aus einem eigenen, vornehms 
lich durch jährliche Beiträge der betreffenden Diener, durd) die 
Zuweifung der eifenbahnpolizeilichen Strafgelder, der Dienft 


6. 1; desgl. für die Oberfchaffner von demf. Dat., $. 1; desgl. für die 
Güterabfertigungs-Stellen vom 26. Der. 1853, $. 1; desgl. für die Zug- 
meifter vom Sept. 1846, $. 1; desgl. für die Rocomotivführer von demf. 
Dat., $. 1; desgl. für die Heizer vom Decbr. 1846, $. 1; desgl. für bie 
Gondufteure vom Sept. 1846, $. 2; desgl. für die Magenwärter vom Jan. 
1854, $. 10; desgl. für die Thürfteher vom Septbr, 1846, €. 1; desgl. 
für die Bahnwärter vom en 6. 1; Bet gebr. Dienftregeln für 
die Arbeiter ın den Reparatur-Werfftätten vom Dir 1854, $. 2. 

1) Erl. der E.B.C. vom 18. März, 4. April, und 5. Dechr. 1854, 
ADB. ©. 113, 127, 460. 

2) Nähere Nachweiſungen über die Gehaltsverhältniffe j. in den 2. 
d. K. d. 9. von 189/55, 2r Beil.Bd. ©. 342, 349 ff.; Bekanntm. der 
@.8.6. vom 8. Decbr. 1854, ABl. ©. 463 (Diäten und MReifefoften der 
Bahnhofverwalter) und 28, Febr. 1855, ABl. S. 59 (desgl. der Bahn: 
hof=Infpeftoren). 

3) Es find namentlih die Magazinsverwalter, Bahnhofverwalter, 
Bahnhofcafiiere, Oberfchaffner, Oüterabfertigungsbeamten, Bahnıhofaufjeher, 
Bahnmeijter, Ginnehmer, Betriebsbauamtsgehülfen, Werlführer, Portiers 
auf vierteljährige Auffündigung ohne Penfionsredhte, die Gontrolebureaus 
affiftenten, Zugmeilter, Locomotivführer, Gondufteure, Wagenwärter, Sta: 
tions⸗, Bahn: und Weichenwärter in täglich widerruflicher Weife angeftellt. 
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anftellungs >» Eporteln jener Diener, und ver Erlöfe aus her: 
renlofem Reiſegepäck und Frachtgut, endlich durch befondere 
Staatsbeiträge ausgeſtatteten Unterſtützungs-Verein abzurei— 
chende Unterſtützung!). Dabei ſtehen dieſe Beamten und Diener 
hinſichtlich ihrer inſtruktionsmäßigen Verrichtungen in ihrem 
Dienſt-Geſchäftskreiſe unter einer eigenen Disciplin, deren 
Handhabung in allen wichtigen Fällen, je nad) in der Regel 
durch den betreffenden Bahnhofinfpeftor zuvor anzuftellender 
Unterfudung, der Eiſenbahn-Commiſſion mit der allgemeinen 
Etrafbefugniß einer Eollegialftelle, in Beziehung auf leichtere 
Dienftvergehen des untergeorbneten niederen Perfonals aber, 
wie einfachen Ungehorfam, Verlaſſen des Poſtens ohne Urlaub, 
und Dienftnacdyläffigfeiten, aus welden feine erhebliche Beſchä— 
bigungen, Betrieböftörungen over Unfälle entftchen, und fos 
ferne die Vergehen Feinen zweiten Rüdfall bilden, je den ihnen 
zunächft vorgefegten Vorftänden der betreffenden Bahnhöfe und 
Stationen, Bahnhof-Infpeftoren und Vewaltern, Bahnmeiftern, 
und Einnehmern Ir Elafje, mit einer Disciplinarftrafbefugnig 
auf Verweis, Gelobußen bis zu ſechs Gulden, und Arreft bis 
zu zwei Tagen, unter den allgemeinen Beftimmungen hinficht- 
lich des außergerichtlichen Strafrecurfes zufommt ?). Nebendem 
ift ihnen im Interefje des dienftlichen Verfehres vie Verpflichtung 


1) Bei. gedr. Statuten des Vereins zur Unterftüßung der bei der 
Gifenbahn-Berwaltung angeftellten Diener und ihrer Hinterbliebenen vom 
Oectbr. 1846; Geſetz, betr. die Verwaltung der Eijenbahnpolizei, vom 
2. Oeibr. 1845, Rbl. ©. 388 ff., Art. 9; Geſetz, betr. die Uebermweifung. 
der Anftellungsfporteln des im Eifenbahndienfte angeftellten Perfonals an 
die Unterftügungs:Gafje für diefelben, vom 2. Aug. 1849, Rbl. ©. 351; 
Berf. der Gentralbehörde für die Verfehrs-Anftalten vom 7. März 1856, 
und Befanntm. der E.B.E. von demſ. Dat., A.Bl. ©. 63, 64; bei. gedr. 
revid. Statuten vom 7. März 1856, wornach der Unterftüßungs-Vercin 
nad der hiezu erforderlichen vießfallfigen Verabſchiedung mit den Stänten 
auf die Bedienſteten bei ven übrigen Verfehrsanftalten ausgedehnt werben joll. 

2) D. a. Geſetz vom 2. Oktbr. 1845, Art. 3—5, 7-9; Belanntm, 
der E.B.C. vom 20. Juni 1856, ABl, S, 207, 


492 


auferlegt, ſoweit ihnen eine Dienftfleivung auf Koften ver 
Verwaltung angefhafft wird, diefe in der Dienftzeit öffentlich 
ordnungsgemäß zu tragen, außerdem aber im Dienfte, foweit 
es deſſen Interefje fordert, in anftändiger Kleidung zu er 
ſcheinen H. 


B) Unterhaltung und Ergänzung ber materiellen Betriebs: 
Erfordernifie. 


$. 155. 
a) Im Allgemeinen. 


Als wefentlihe Worbevingung des Eifenbahnbetriebes 
bildet die Unterhaltung, beziehungsweife Ergänzung der mans 
nigfachen materiellen Erforderniffe von jenem, wie eines Theile 
der Bahnen felbft mit ihren verfchievdenen Zugehörungen inner: 
halb und außerhalb ver Bahnhöfe an Gebäuden, Abzugsgrä: 
ben, Wegen, Brüden, Wafferdurdläffen, Wegübergängen, Ein: 
friedigungen, und fonftigen derartigen Anlagen, fowie den an 
denſelben auf gewiffen Hauptpunften errichteten Ausweichungen, 
Ausrückvorrichtungen, Drehſcheiben, Wafjerrefervoirs, Leitungen, 
Krahnen, Vorheizapparaten u. ſ. w., andern Theil der man: 
cherlei Betriebs-Inventarftüde an Mafchinen und Transport: 
wagen nebft dazu gehörigen Geräthen und Werkzeugen, an 
Signalfladen, Uhren, Wafjerpumpen u. ſ. w., eine eigene 
Hauptaufgabe der Eifenbahnverwaltung, deren Erfüllung in 
der einen und der anderen Beziehung, neben der Sorge für 
angemefjene Benügung verfelben, noch je Durch eigene unmit- 
telbare Vorkehrungen bewerfftelligt wird. 


1) D. a. Inftr. für die Bahnhof-Inſp., $. 14; desgl. für Die Bahn- 
meifter, $. 16; desgl. für die Ginnehmer, $. 36; desgl. für vie Bahnhof: 
cafftere, $. 16; desgl. für die Thürfteher, $. 2; desgl. für die Zugmeiiter, 
$. 17; desgl. für die Gondufteure, $. 12; desgl. für die Wagenwärter, 
$. 11; Erl. der Gent.©t. f. die Verkehrs-Anſt. vom 22. Jan. 1857, A.Bl. 
©. 30. 
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Im Allgemeinen bedarf ed aber zu Erhaltung der Braud)- 
barkeit und Wirffamfeit dieſer beiverlei Betriebsmittel zunächſt 
der ordnungsmäßigen Anfhaffung, Bereithaltung, und Abgabe 
von mandherlei Materialien, fowohl für die Bauten, wie von 
Schienen, Schwellen, Kies u. j. w., ald auch für die Dampf— 
und Transportwagen, wie von Brennmaterial, Del, Talg, 
Hanf, Pugmaterial u. ſ. w, wofür daher im Allgemeinen und 
Wefentlihen folgende eigenthümlihe Einrichtungen beftehen: 

1) Es find hiezu nad) Bedürfniß eigene Material-Ma- 
gazine, und zwar auf dem Gentral-Bahnhof in Stuttgart ein 
Hauptmagazin unter einem befonderen Materialverwalter, 
jodann, vornehmlid für Bauunterhaltungs » Material und 
größern Theil für Rechnung des Hauptmagazind, auf Bahn- 
höfen und Haltftationen Nebenmagazine je unter den Bor: 
ftänden von jenen, ven betreffenden Bahnhofinfpeftoren, Bahn 
hofverwaltern, Bahnmeiftern und Einnehmern, endlich, vor 
nehmlih zu Unterhaltung und. Ausrüftung der Dampf- und 
Transportwagen, bei den in dieſer Beziehung nody beſonders 
in Betracht fommenden Maſchinen- und Wagen-Reparaturs 
werfftätten eigene Borrathi-Magazine je unter den Vorftänden 
von jenen aufgeftellt, und dieſe ihre Verwalter nicht allein 
für die richtige Empfangnahme, Erhaltung und. Aufbewahrung, 
pünftlihe Abgabe, und ordnungsmäßige vießfallfige Nachwei— 
fung der überwiefenen Materialgegenftände verantwortlich ge: 
macht, jondern auch ausprüdlid dazu angewiefen, den Bedarf 
hieran gehörig wahrzunehmen, und vie zu deſſen Dedung 
erforderlihen neuen Anjhaffungen und Lieferungen zeitig zu 
veranlafjen. 

2) Ale Material-Anfhaffungen, gewiffe Gegenftände 
von geringerem Belang und dringende Fälle ausgenommen, 
bedürfen der vorgängigen, und hinfihtlid der lezteren der 
nadhträglihen Genehmigung der Eiſenbahn-Commiſſion, find 
aber, vorbehältlid, lezterer, inſoweit jte nicht durch dieje Behörde 


494 


ſelbſt bewerfftelligt werben, je mit Ausnahme folder, welche 
fi) ihrer Befchaffenheit und der Größe der Quantität wegen 
nur zum Bezug an einzelnen Orten eignen, wie Gofeg, 
Steinfohlen, Holz, Kies u. f. w., in der Regel durch die 
HauptmagazindsVerwaltung auf dem Wege des Accordes oder 
der Submiffion vorbehältlih höherer Genehmigung zu bewir- 
fen, und zum Hanptmagazin zu übernehmen, fo daß die 
übrigen Magazine fofort ihre Materialien von hier aus zu 
beziehen haben. Die Bezahlung der demgemäß angefchafften 
Materialien ift nad der urfundlih erfolgten, Uebernahme 
derfelben und gehöriger Nachweifung hierüber durch die Eifen- 
bahn-Commiffion, je auf den Grund der ihr von den Ber: 
waltern zeitig, bei beveutendem Belauf ſogleich, außerdem je 
nad Ablauf des Monates vorzulegenven Koftenzettel, bei der 
Eifenbahncaffe anzuweifen. Für die Richtigkeit von Maas 
und Gewicht, fowie der ausbedungenen Qualität der demge- 
mäß an die Magazine eingelieferten Materialien, und für die 
Einhaltung der fonftigen accordsmäßigen Lieferungs-Bedin- 
gungen find die betreffenden Magazinsverwalter beſonders 
verantwortlic ; mangelhafte Xieferungen find daher von ihnen 
zurückzuweiſen, oder falls dieß nicht räthlich ift, zur Kenntniß 
der Eifenbahn-Commiffton zu bringen; aud find von ihnen 
zu gehöriger Ueberwahung und Nachweiſung der Material: 
Lieferungen alle Lieferungsaccorde in ein eigenes Accordsbuch 
einzutragen, und dabei die auf den Grund hievon erfolgenden 
Lieferungen vorzumerfen. Bon ſolchen Materialanfhaffungen 
aber, über welche je Feine befondere Lieferungsverträge beftehen, 
ift jede nicht mit befonderem Lieferfchein begleitete Lieferung 
von dem Abliefernden in einem befonderen Beſtellungsbuch 
nad Maas und Gewicht nebft Kaufpreis beurfunden zu laffen. 
Außer den eigentlihen Material-Anfhaffungen find indefjen 
bei den Magazinen noch eines Theild die bei den Eifenbahn- 
Berwaltungsftellen ſich ergebenden abgängigen, andern Theils 
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fowohl eben ſolche bei ihnen jelbft entſtehende, ald aud vie aus 
ver Zufammenfegung von ſolchen hervorgehenden Materialien 
je auf den Grund von Lieferfcheinen ver betreffenden Ber: 
waltungsjtellen,, beziehungsweife Magazinsdiener zu jammeln, 
und der Eifenbahn-Eommiffton von Vierteljahr zu Viertel: 
jahr Berzeichniffe hierüber zur weiteren Verfügung vorzulegen ; 
e8 find aber die bei den Nebenmagazinen fich ergebenden Gegen: 
ftände der lezteren Art jeder Zeit dem Hauptmagazin zu 
übermweifen. 

3) Ale Magazine und fonftige Lokale zur Aufbewahrung 
von Materialvorräthen ftehen unter der Verwahrung und dem 
Verſchluß der betreffenden Materialverwalter, welche deßhalb 
auch für deren Sicherheit zu forgen, Reinlichfeit und Ordnung 
in denfelben zu handhaben, und die dabei in Unterorbnung 
unter fie aufgeftellten ftändigen und Hülfg-Arbeiter genan zu 
beauffichtigen haben. Dabei find von den Berwaltern gleich 
artige Materialien von verfchievenem Werthe genau zu unter: 
fcheiden, die im Gebrauch befindlihen Wangen von Zeit zu 
Zeit zu prüfen und richtigzuftellen, auch nicht leicht zu ent- 
leerende Gefäſſe zu Erleichterung ver Ueberfiht über die darin 
enthaltenen Borräthe genau tariren, und die für flüffige 
Waaren durchaus eichen zu lafjen. 

4) Die Abgabe von Materialien ift, foweit fie an andere 
Magazine, an die Bauverwaltung, oder für außerbienftliche 
Zwede erfolgen fol, nur auf fpeciele, zum Betriebsdienft 
unmittelbar aber auf allgemeine, von Monat zu Monat von 
den betreffenden Materialverwaltern mittelft der Vorlage von 
Bevürfnißliften zu veranlafiende Anweifung der Eifenbahn- 
Eommiffion je an die betreffenden verpflichteten Bedienfteten 
zuläffig, und je bei ver Uebergabe an diefe von venfelben bejons 
ders zu bejcheinigen, oder in die für gewiſſe Verwendungen 
vorgejchriebenen fortlaufenden Beicheinigungsbücher einzutragen. 

5) Zur Nachweiſung ſämmtlicher Material-Einnahnen 
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und Ausgaben ift von jedem Materialverwalter ein übers 
fihtlih angelegteds Hauptbuh näheren Vorjchriften ges 
mäß zu führen, welches am Schluß des Rechnungsjahres 
mittelft gehörigen Abſchluſſes die Materialrehnung bildet. 
Bon Zeit zu Zeit und jeden Falls am Schlufje jeden Ver— 
waltungsjahres find die Materialvorräthe durch bejondere 
hiezu abgeordnete Commiſſäre der Eifenbahn-Kommiffion , for 
wie auch, jo oft fie ed nöthig erachten, durch die Materials 
verwalter felbft zu ſtürzen. Dabei find die Differenzen zwifchen 
dem Rechnungs- und dem Sturz-Ergebniß näher zu begründen, 
etwaige nicht zu rechtfertigende Abmängel von dem Materials 
verwalter zu vertreten, Leberfhüffe aber in Rechnung zu 
bringen '). 


$. 156. 
b) Unterhaltung der Bahnbauten. 


Die Fürforge für Unterhaltung ver verfchiedenen Bahn- 
bauten liegt, in nächſter Unteroronung unter die Eifenbahn- 
Eommiffion, innerhalb ver Bahnhöfe den hier aufgeftellten 
Amtsvorftänden, den Bahnhofinfpektoren, in Gemeinſchaft mit 
den eigens hiezu diftriftweife aufgeftellten Technifern, Ber 
triebsbauinfpeftoren, außerhalb jener aber lediglich eben dieſen 
lezteren, jedoch je unter der Beihülfe gewiſſer untergeordneten 
Beamten und Officianten ob?). Zu dem Ende iſt denſelben 
vor Allem 

J. im Allgemeinen die Sorge für eine gehörige Begränzung 


1) O. a. Inſtr. für die Materialverwalter vom Mai 1849; o. a. 
Dienftanw. für die Bahnhof-Inſp., $. 5, 6 ; desgl. für die Bahnmeifter, 8. 11; 
ungedr. Erl. der E.B.C. vom 19. Febr, 1853; ungedr. Inſtr. für die 
Materialverwaltung, Rehnungsführung, und Ginrichtung der Inventare 
bei den Mafchinenreparaturwerkitätten vom Juni 1854, $. 7—26; desgl. 
der Wagenreparaturwerfftätte von demf. Dat., $. 7—25. 

2) Dienftanw. f. d. Bahnh. Inſp., $. 4; desgl. f. d. Bahn-Ing., $. 1. 
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ded gefammten ihnen zur Erhaltung anvertrauten Bahn: 
Areales mittelft behauener Marfen von der vorgefchriebenen 
Form zu forgen, und diefe forgfältig gegen Beihädigungen 
zu verwahren, aud wenn foldhe ſich ereignen, die alsbaldige 
Herftellung gleich andern Bahnbauten, unter Anhaltung der 
Thäter, joferne ſich diefelben ermitteln laffen, zum Erſatz, zu 
veranlafjen !). 

Was ſodann die eigentlihen Bauten und zwar zunächft 

II. diejenigen innerhalb der Bahnhöfe betrifft, fo haben 
je die betreffenden Bahnhof-Inſpektoren oder Berwalter, unter 
fortwährender Beihülfe des gefammten hiezu untergebenen 
Dienftperfonales, insbefondere der auf bedeutenderen Bahn 
höfen aufgeftellten befonderen Bahnhofaufjeher, der Thürfteher, 
und der gewöhnlih mit Anwendung fefter oder tragbarer 
Eontroleuhren aufgeftellten Nahtwächter, für die Unterhaltung 
der Bahn fowohl mit allem Zugehör, als aud aller Gebäude, 
und in dieſen noch befonders für Reinlichfeit, fowie für vie 
Abwendung von Feuersgefahr zu forgen. Etwa erforderliche 
Reparaturen haben fie, wenn dieſelben gewöhnlicher Art find, 
unter Rückſprache mit dem Betriebsbauinſpektor, mit den 
ihnen jelbft zu Gebot ftehenden Mitteln zu bewirken; zu 
größeren aber ift von ihnen, in Gemeinſchaft mit jenem, die 
Ermächtigung der Eifenbahn-Commiffion anzuholen, und nur 
bei Gefahr im Verzuge unter gleichzeitiger Meldung hievon an 
jene nad beftem Ermeſſen das Nöthige vorzufehren; die weis 
tere dießfallfige Fürforge jowohl mittelft Vorbeugungsmaas— 
regeln, ald auch mittelft wirklicher Ausbefjerungen fommt ſodann 


1) Ungebr. Erl. der E.B.E. vom 14. April 1849, 13. Jan. und 

17. Juli 1852, und 5. Auguft 1853. Auch die Anlegung eigener Grund: 

bücher zu Nachweiſung des Eigentums an Gebäuden und Grundftüden, 

und der damit verbundenen Rechte und Laften ift vorgefehen, f. ungedr. 

DBerf. des Fin.Min. vom 11. Juni 1846, aber wegen der hiezu zunädhit 

noch erforderlichen technischen Vorarbeiten noch nicht in das Werf gejept. 
Hofimann, Finanzrecht. 1. 32 
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ganz den Betriebsbaubeamten in der nachbemerkten für die 
Bauten außerhalb der Bahnhöfe vorgeſchriebenen Weiſe zu!). 

IM. Hinfichtlid der Bauten außerhalb der Bahnhöfe liegt 
den Betriebsbauinfpeftoren je auf den ihnen angewiefenen 

Bahnftreden die Sorge für deren fortwährende Unterhaltung 

nach allen Theilen zugleich mit derjenigen für ihre gehörige Ber 

wachung 06%). Für die unmittelbare Erfüllung viefer Aufgabe 
find ihnen aber mehrere Officianten in ftufenweifer Unterord— 
nung zugetheilt, welchen demgemäß je eine eigene Wirffamfeit 
biefür zufommt, die ftändigen Gehülfen der Betriebsbanämter, 
und die zugleich zur polizeilichen Ueberwahung und Begehung 

der Bahn aufgeftellten Bahnwärter 9). 

1) Im Allgemeinen find von den Betriebsbaninfpeftoren zu 
allen einen Betrag von fünfundzwanzig Gulden überftei- 
genden Ausbefjerungen an den Bahnanlagen und Ge: 
bäuden, mit Ausnahme der Crhaltung der Schienen: 
geleife, ebenfo wie zu neuen Anlagen, vor Angriff der 
Arbeiten der Eiſenbahn-Commiſſton Plane und Koftens 
voranfhläge nad beftimmten, ähnlich wie für andere 
vorgejchriebenen Formularen vorzulegen, nad) ihrer Ge: 
nehmigung diefelben fofort unter Fefthaltung hieran, ven 
dafür nad Analogie von denjenigen für die auf ven 
Bauetat des Finanzminifteriumd angewiefenen Bauten 
aufgeftellten Vorfchriften gemäß auszuführen, daher ohne 
Einholung weiterer Genehmigung feine weſentliche Aen— 
derung daran vorzunehmen, und wenn je während ber 
Ausführung eines genehmigten Bauweſens eine Aende— 


1) Dienftanw. f. d. Bahnh.Infp., $. 3, 4, 13; desgl f. d. Bahn 
hofauffeher, 8. 1, 5; desgl. f. d. Thürfteher; Erl. der E.B.C. vom 3. 
und 27. Nov. 1854, ABl. ©. 413, 443, 

2) D. a. D.A. f. d. Bahneinn., $. 1, 2. 

3) Ebendaſ., $. 3; DA. f. d. fländigen Gehülfen der Betriebsbaus 
aͤmter, Gingang; desgl. f. d. Bahnwärter, $. 1. 
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rung zwedmäßig ericheinen follte, dringende Fälle, wo 
ein Aufſchub nicht zuläffig erfcheint, ausgenommen, vor 
Vornahme verfelben Anzeige zu erftatten, im vorgevachten 
Falle aber foldye Anzeige auch jeven Falls fogleich zu 
machen, endlid nad der Ausführung Koftenverzeichniffe 
hierüber in einer ähnlich wie für andere vorgefchriebenen 
Form zur Genehmigung und Zahlungs-Anweifung vors 
zulegen H. 

2) Hinfihtlid der Bahngebäude ift zu Erhaltung verfelben 
außerdem noch, wie hinfichtlih der auf den Baufonds 
des Finanzminifteriumd angewiefenen, ihren Bewohnern 
die Erfüllung derſelben Verbindlichkeiten auferlegt, weldye 
denjenigen von jenen obliegen ($. 75, 3. 2), und baher 
auch bei Aenvderungen eine amtliche Uebergabe und Ueber: 
nahme durch den Betriebsbauinfpeftor over in Verhinde- 
rung desfelben dur deſſen Amtögehülfen in ähnlicher 
Weiſe wie für jene vorgefchrieben 2). Ueberdieß ift hier 
auch, wie dort, eine alljährliche, aber der Regel nad) nur 
einmalige Anfertigung von Koſten-Voranſchlägen und 
Perzeihniffen angeorbnet, und den Betriebsbauämtern, 
welchen ſolche obliegt, in diefer Beziehung zur Pflicht 
gemadt, in dem Fall, wenn im Laufe des Jahres eine 
in den jährliden Voranſchlag nicht aufgenommene un- 
auffchieblihe Bauausbefferung nöthig wird, dieſelbe, 
foferne der Aufwand hiefür bei dem betreffenden einzels 
nen Gebäude den Betrag von fünfundzwanzig Gulden 
nicht überfteigt, unter Angabe ded Grundes, aus wels 
chem fie auf den nächften Jahres-Voranſchlag nicht ver 


— — — — 


1) O. a. DR. f. d. Eiſenbahn-Ing., $. 5, 7; Erl. ver E. B. C. 
vom 2. Aug. 1854, ABl. ©. 310; desgl. vom 15. Det. 1855, A.Bl. 
©. 280; vergl. die 0. a. Grl. der. vom 4. und 10. Febr, und 13. Aug. 
1846, und 6. Juli 1847. 

2), Erl. der E.B.C. vom 17. Mai 1854, A.Bl. ©. 180. 
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ſchoben werden fonnte, auch nod) in das Jahres-Baufoften- 
verzeihniß aufzunehmen, für Ausbefjerungen vor größe: 
rem Betrag aber je im einzelnen Sal einen befonveren 
Voranſchlag Nahbauüberfhlag), fowie nah der Aus- 
führung mit demjelben und abgefondert von dem Jah 
resbaufoftenverzeihniß das Koftenverzeihniß hierüber zur 
Genehmigung vorzulegen '). 

3) Hinfihtlid der Bahnanlagen, deren Erhaltung, um ver 
hiedurch zugleich ganz wefentlid bedingten Sicherheit der 
Eifenbahntransporte willen, eine eigene ununterbrochene 
Fürforge erfordert, ift noch befonders 

a) zu fortlaufenver Veranftaltung der hiezu erforderlichen 
Arbeiten zunächſt den Betriebs-Bauinſpektoren zur Pflicht 
gemacht, fich bei jeder Gelegenheit durch perfönliche 
Unterfudung von der tüchtigen Befchaffenheit des Ober: 
und Unterbaues der Bahn, fowie aller ihrer Zugehö- 
rungen zu überzeugen, bei gefährlichen Beſchädigungen 
derfelben zeitig die erforderlichen Norfehrungen in ber 
obengedachten Weife zu treffen, jede Woche einmal aber 
die ganze ihnen angewiefene Bahnftrede zu begehen, um 
fi) der orbnungsmäßigen Beforgung des Bahnunterhal- 
tungsvienftes zu verfihern, fowie von der pünftlichen 
Ausführung ihrer Anordnungen und dem genauen Vollzug 
ver fonftigen Dienftobliegenheiten ihrer Untergebenen zu 
überzeugen )Y. Sodann ift den ftändigen Bauamts-Ge— 
hülfen für fi) ganz befonders auferlegt, nad den 
Anordnungen des vorgefegten Betriebsbaninfpeftors die 
ihnen zugetheilte Bahnftrede fortwährend nad) Ober» und 
Unterbau zu beobachten, für ihre gehörige Unterhaltung 


1) Eıl. ver E.B.C. vom 14. Dec. 1854, A.Bl. ©. 467. 
2) DA. f. d. Bahn-Ing., 9. 46; ungedr. Erl. der E. B. C. 
vom 8. Maͤrz 1851. 
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zu forgen, und die hiezu erforderlichen Arbeiten, foweit 
es ſich nicht von ſolchen von beträchtlichen Umfang und 
von eigentliher technifcher Bedeutung handelt, melde 
nad) Art von Neubauten zu behandeln find, den zunächſt 
hiezu aufgeftellten Bahnmwärtern, fowie den diefen im 
alle des Bedarfes von dem Betriebsbauinfpeftor hiezu 
zuzutheilenden, in dringenden Fällen, wo eine vießfallfige 
Anordnung des lezteren nicht wohl abgewartet werben 
fann, aber auch von ihnen felbft unter alsbaldiger ſchrift— 
licher Melvdung hievon anzunehmenden Hülfsarbeitern, 
unter Rückſprache mit dem Betriebsbauinfpeftor anzu- 
weifen und zu überwachen, aud zur regelmäßig wieder 
fehrenden Beforgung aller diefer Geſchäfte jeden Tag 
einmal ihre ganze Bahnftrede, oder wenn bdiefelbe mehr 
al8 vier Stunden beträgt, wenigftens in diefer Erftrefung 
zu begehen, und zum Ausweis hierüber in den von den 
Bahnmwärtern zu führenden Dienftbüchern diefe ihre Ber 
fuche je ihrer Zeit nach einzutragen). Endlich find die 
Bahnmwärter, neben der ihnen obliegenden polizeilichen 
Ueberwadhung und Begehung ver Bahn auf der ihnen 
angewiefenen Strede, beſonders noch verpflidtet, je aus 
Gelegenheit jener alle Mängel an dem Geleife oder über: 
haupt an der Bahn, welche fie nicht felbft zu befeitigen im 
Stande find, ſogleich vorzumerfen, und dem vorgejegten 
Betriebsbauinfpeftor oder Banamts-Gehülfen anzuzeigen, 
in Fällen aber, wo der ordentliche Beſuch von Seite diefer 
nicht abgewartet werben fann, eine [chriftliche oder muͤnd— 
liche Meldung hievon durch die dazwiſchen ftationirten 
Bahnwärter von Strede zu Strede an fie zu bringen ?). 
b) Die unmittelbare Beforgung der Unterhaltungs-Alrbeiten 
liegt der Regel nad ven Bahnwärtern während der Zeit, 


1) D.A. f. d. ftänd. Gehülfen d. Betr.Bauämter, $. 14, 6. 
2) DA. f. d. Bahnwärter, $. 1-3, 
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weldye ihnen nad dem regelmäßigen Begehen der Bahn 
übrig bleibt, in der Art ob, daß fie, foweit fie das dieß— 
fallfige Erforderniß nicht fennen, die Weifung ihrer Vorge— 
festen hiezu einzuholen, auch, wenn ihnen zu beveutenderen 
Ausbefjerungen zeitweife Hülfsarbeiter beigegeben werben, 
über diefe genaue Aufficht zu führen haben !). Zur Vor: 
merfung der auf der Bahn beſchäftigten Hülfsarbeiter, 
fowie der vorgedachten Beſuche der Betriebsbauamtd- 
Gehülfen und der weiterhin noch zu erwähnenden Bau- 
anffichtsbeamten find von den Bahnmärtern eigene von 
Halbjahr zu Halbjahr wieder abzugebende Dienftbüder 
zu führen, und ftets bei ſich zu tragen, bei Berlafjung 
ihrer Bahnftrede aber in ihrer Wohnung niederzulegen ?). 
Die zu den vorftehenden Arbeiten erforderlichen Werkzeuge 
find den Bahnwärtern von der Verwaltung abzugeben ; 
damit ed aber an denſelben nie fehle, ift das Erforderniß 
an Neuanſchaffungen und Reparaturen von foldyen durch die 
Bauamts-Gehülfen rechtzeitig unter Ablieferung des außer 
Gebrauch Gefegten dem Betriebsbaubeamten anzuzeigen, 
von diefem Todann auf den Grund hievon der Eifen- 
bahn-Gommiffion zu Ende jeven Monats ein Verzeihniß 
hierüber zur Anfhaffungs-Genehmigung, und zu Anfang 
jeden Monats ein Koftenverzeichniß hievon zur Zahlungs: 
anmweifung vorzulegen, aud über alles demgemäß Ange: 
Ichaffte ein Inventar zu führen, und je dem betreffenden 
Bauamts-Gehülfen das Erforderliche davon zu übergeben ; 
lezterer hat feiner Seit aud) ein Inventar nad vorges 
fchriebenem Formular hierüber zu führen, den Bahn: 
wärtern ihren Bedarf hievon einzuhändigen, dabei aber 
noch darauf zu fehen, daß die denfelben demzufolge 
anvertrauten Gegenftände in einem in dem Wärterhaug 


1) DR. f. d. Bahntwärter, 6. 2-4. 
2) Ungedr, Erl. der &.B.G, vom 21. Det. 1850, 
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niederzulegenden Berzeihniß genan bemerft, fortwährend 
rein gehalten, und gut verwahrt werben, und zu dem 
Zweck diefelben jeden Monat wenigftens einmal fid 
vorzeigen zu lafjen "). Zur Bezahlung der Hülfsarbeiter 
find von den Bauamts-Gehülfen von vierzehn zu vierzehn 
Tagen dem vorgefegten Betriebsbaninfpeftor eigens vor: 
geichriebene Lohnliften zur Prüfung und Benrfundung, 
und von hier aug fofort diefelben ver Eiſenbahn-Commiſ— 
fion zur Zahlungsanweifung vorzulegen ?). 

c) Reben den ebengedachten Bau- Arbeiten und Arbeitögeräthen 
bildet für die Unterhaltung ver Bahnanlagen die fort: 
währenve Bereithaltung der hiezu erforderlichen Material: 
Borräthe auf den geeigneten Punkten nody einen Gegen- 
ftand bejonderer Fürſorge. Die Anſchaffung verfelben 
unterliegt, was die wichtigeren, wie Echwellen, Schienen, 
Scienenbefeftigungsmittel, Brüdenhölger und Brüdens 
ichrauben betrifft, alfo mit ausdrücklicher Ausnahme des 
erforderlichen Kiefes oder Steingerölles, wofür die Be: 
triebsbauinſpektoren mitteljt entjprechender Accorde, vors 
behältlich befonderer Genehmigung derſelben durd) vie 
Eifenbahn-Commiffion bei einem über fünfundzwanzig 
Gulden fidy belaufenden Betrage, zu forgen haben, der 
Genehmigung des Finanzminifteriums, wobei immer die 
Lagerpläge hiefür und die mit der förmlichen Uebernahme 
und Lagerung derſelben auf Rechnung des Haupt: 
magazind zu beauftragenden Eifenbahnftellen bezeichnet 
werden. Behufs ver Beifchaffung des örtlihen Bedarfes an 
diefen Materialien zur unmittelbaren Verwendung ift 


1) DR. f. d. Bahn⸗-⸗Ing., $. 18, 19; desgl. f. d. ſtaͤnd. Geh. ber 
Betr. Baubeamten, $. 7. 

2) D. A. f. dv. Bahn-Ing., $. 19; vesgl. f. d. Geh. der Betr. Baus 
ämter, $. 10, 
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aber derſelbe zunächft von den Betriebsbaubeamten, unter 
näherer Bezeichnung der Betriebsftellen, in deren Bahnbezirk 
bie Verwendung erfolgen foll, in den monatlichen Bedarfs— 
liften aufzunehmen, oder in dringenden Fällen ver Eifen- 
bahn-Commiffion mit befonderem Berichte anzuzeigen ; 
von biefer ift fofort der Hauptmagazind-Verwaltung vie 
Abgabe⸗Ermächtigung zu ertheilen, und der Lagerplag zu 
bezeichnen, von weldem die Abgabe ftattfinden fol; und 
von jener Verwaltung find endlich die fo angewiefenen Baus 
materialsAbgaben, je nachdem der Abgabe-Lagerplag unter 
ihrer unmittelbaren Auffiht oder unter derjenigen einer 
anderen Betriebsftelle fteht, auf Erforderniß-Beurfundung 
des betreffenden Betriebsbaubeamten an die von demfelben 
zu bezeichnenden Diener oder Arbeiter unmittelbar oder 
durch das Nebenmagazin zu bewerkitelligen, und ver 
Auffihtsftele des lezteren zu dem Ende einfach der aus— 
gefertigte Lieferfchein zuzufenden. Nach erfolgter Abgabe 
ift diefelbe von dem betreffenden Bauamtsgehülfen zu 
befheinigen, mit dem Bemerfen, an welder Stelle und 
zu welchem Zwecke der Verbraud) ftattfand; die Mater 
rialien felbft aber find von ihm in forgfältige Verwah— 
rung zu nehmen, und in vorgefchriebener Weife zu vers 
zeichnen. Bei der Verwendung der Materialien ift immer 
möglichfte Eparfamfeit zu beobachten, und insbeſondere 
von den Betriebsbaubeamten hierüber, fowie überhaupt 
über die wirthfchaftliche Behandlung verfelben für bie 
bezeichneten Zwecke zu wachen. Auch find die abgängigen 
und gegen neue ausgewechjelten Materialien von den 
Bauamtsgehülfen forgfältig zu fammeln, fofort dem 
vorgefegten Betriebsbauinfpeftor, und von dieſem dem 
Magazin, von welchem die neuen zu beziehen waren, 
mit Lieferfhein unter Erläuterung der etwa fi ergeben: 
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den Differenz zwifchen den bezogenen neuen und ben 
zurüdgegebenen alten zu übergeben !). 


$. 157. 
c) Unterhaltung und Ergänzung der Inventarflüke. 


Behufs einer orbnungsmäßigen und wirthſchaftlichen 
Unterhaltung, erforverlihen Balls Ergänzung der Inventars 
ftüde ift 

1) vor Allem den mit der unmittelbaren Auffiht über 
ihre Benügung beauftragten Berwaltungsitellen durchaus zur 
Pflicht gemacht, eigens vorgefchriebene Inventare hierüber zu 
führen, und für zwedmäßige Aufbewahrung derfelben Sorge 
zu tragen. Es liegt dieß demgemäß insbefondere in Betreff 
der Inventarftüde der Magazine den Verwaltern verfelben 2), 
hinfihtlic der auf den Haltftationen für die Bauunterhaltung 
und den Aufenthalt der Reifenden zur Verfügung geftellten ven 
Betriebsbaubeamten und zum Theil ihren Amtsgehülfen 9), in 
Anfehung der auf den einzelnen Bahnhöfen befindlichen Mobis 
lien, Maſchinen, Geräthe und Werkzeuge verfchiedener Art ven 
betreffenden Bahnhof-Infpeftoren, beziehungsweife Verwaltern, 
je mit Hülfe der vafelbft etwa aufgeftellten Bahnhofauffeher 9), in 
Betreff der für ven Eifenbahn-Transportbetrieb überhaupt vor— 
räthigen Mafchinen und Wagen nebft Jugehör, und der bei ven 
hiefür a AANNEN der Eifenbahnverwaltung in Betrieb ftehen- 


1) DA. f. d. Bahn-Ing., $. 15—17; desgl. f. d. Bauamts-Geh., 
6. 8, 9; ungedr. Erl. der. E. B.C. vom 31. Aug. 1848, und 18. Nov. 
1852; 0. Erl. derf. vom 19. Febr. 1853, und beil. Verf. des Fin.Min. 
vom 19. San. 1853, 3. 1—7; Erl. der &B.C. vom 29. Oct. 1853, 
ADB. ©. 49. \ 

2) D. a. Vorfchr. in Betreff der allgemeinen Einrichtung des Red: 
nungswefens und der Inventare vom Nov. 1846, 3. 4. 

3) Ebendaſ. und DA. f. d. Bahn-Ing., $. 20. 

4) A. Vorſchr. a. a. D.; DA f. d. Bahn=Infp., $. 5, 6; desgl. f. 
d. Bahnh. Aufſeher, 3. 6, 
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den Mafchinen-, beziehungsweife Wagen-Reparaturwerfftätten 
befindlihen Mafchinen, Werkzeuge und Geräthichaften endlich 
den jenen vorgejegten Majchinen- und Wagenmeiftern!) ob. Da: 
neben ift noch bei ver Eifenbahn-Gommiffton die Führung eines 
eigenen Gefammt;Betriebsinventars nach entſprechenden Abthei- 
lungen zur Controle angeordnet, und im Zufammenhang damit 
die Uebergabe von Inventarftüden von einer Verwaltungs: 
ftele an eine andere von der Genehmigung jener abhängig 
erklärt, au für tiefen Kal immer urkundliche Ab- und Zus 
ſchreibung in den betreffenden Inventaren vorgefchrieben ?). 
Außerdem ift von den einzelnen Verwaltungsftellen am Edyluß 
jedes Etatsjahres urfundlicher Sturz über vie ihnen anvertrauten 
Inventarftüde vorzunehmen, und das Protofoll hierüber nebft 
einem Werzeichniß über ven Abgang hievon, wozu jedod das 
durh Bahrläßigfeit abgängig gewordene, was einfach auf 
Koften der Schuldſchaften zu erfegen ift, nicht gehört, ver 
Eiſenbahn-Commiſſion vorzulegen ?). 

2) Sodann ift je bei und im Jufammenhang mit ver 
Benügung der einzelnen unmittelbar zum EifenbahnsTransports 
betrieb dienenden Inventarftüde, und zugleich zu Eidyerung 
von jenem mehreren eigens hiezu aufgeftellten DOfficianten 
die befontere Beaüffihtigung berfelben und deren Bewahrung 
vor Beſchädigung aufgetragen, fo namentlid: den Lokomo— 
tioführern, neben ihrer Haftung für alle auf den zur Führung 
übergebenen Maſchinen mitzuführende Werkzeuge und Ge- 


1) ©. a. Vorſchr. vom Nov. 1846 a. a. O.; Inſtr. für die Material: 
verwaltung. u. j. w., der Maſchinen- und Wagen-Reparaturwerfjtätten 
vom Juni 1854, $. 49. 

2) 6. a. Vorſchr. vor Nov. 1846, $. 4, und 6; ungebr. Erl. der 
E.B.6G. vom 9. Der. 1850. 

3) €. a. Borfhr. vom Nov. 1846, 3.6; DA f. d. Bahn⸗Ing. 
6. 20; o. a. Inftr. für die Materialverwaltung u. f. w. der Mafdinen: 
und Wagen-Reparaturwerfftätten vom Juni 1854, $. 49. 
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räthe, die Sorge für die forgfältige Inftanderhaltung verfelben 
während der Fahrten, und zu dem Ende eine genaue Unters 
ſuchung derſelben vor und nad) jeder Fahrt, auch foweit möglich 
die alsbaldige Vornahme etwa erforberliher Ausbefferungen 
an denfelben, und die Anzeige anderer bei dem vorgefegten 
Mafchinenmeifter !); den Condukteuren eine forgfältige Aufficht 
über die ihnen zugewiefenen Wagen, die gehörige Beaugen- 
fheinigung und Reinigung derfelben im Innern und an ben 
Außenfeiten vor, während, und nad) jeder Fahrt, ſowie vie 
alsbalvige Anzeige dießfallfiger Mängel und Beihädigungen, 
welchen fie nicht felbft abhelfen fünnen, oder die von Reifen» 
den angerichtet worden find, und zwar in diefem Fall je vor dem 
Ausfteigen lezterer, bei dem Jugmeifter oder dem Bahnhofinſpek— 
tor behufs dießfallfiger Abhülfe, beziehungsweife Erjagleiftung ; 
den Wagenwärtern tie Sorge für Inftanverhaltung der eigent- 
lichen Wagengeftelle und ihrer Ausrüftung, und au dem Ende 
insbefondere die Reinhaltung jener, das Schmieren der Achfen 
vor und während der Fahrten, die genaue Unterfuhung ſämmt— 
licher Wagen nach lezteren, und die Anzeige der von ihnen nicht 
zu hebenden Mängel bei dem MWagenmeijter, außerdem aber 
noch bejonders zu Verhütung des Treibens freigeftellter Wagen 
durch Windftöße die Feſtbremſung oder Stellung vderjelben, 
fobald folde außer Verbindung mit den Lofomotiven find 9). 

3) Die der ebengedadhten Maasregeln ungeachtet erfors 
derlid werdenden beträchtlicheren Ausbefjerungen und Ergäns 
zungen find je von ven betreffenden Beamten und Dienern 
innerhalb ihres Dienft- und Befugnißfreifes einzuleiten. 

Bon bejonderer Beveutung hiefür find aber die ſchon 
mehrerwähnten, im Celbftbetrieb der Gifenbahnverwaltung 





1) D.A. f. d. Locom.Führer, $. 2, 12. 

2) Desgl. f. d. Cond., $. 1, 6. 

3) Desgl. f. d. Wagenwärter, $. 1,2, 6—8; ungebr. Erl, ver E. B. C. 
vom 18, Sept. 1847, j 
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ftehenden Mafcinen-Reparaturwerfftätten in Eßlingen und 
Friedrihshafen, mit deren erfterer noch zwei untergeorbnete 
Filialwerfftätten in Ulm und Bruchſal in Verbindung ftehen, 
fowie eine Wagen-Reparaturwerfftätte in Heilbronn, welche 
insgefammt im Wefentlihen die Beftimmung haben, die fort: 
laufende Beauffihtigung und Erhaltung des gefammten ihnen 
hiezu überwiefenen Eifenbahntransportmateriald, in&befondere 
der Lofomotiven und Transportwagen nebft Zugehör, in um: 
fafjender Weife ficherzuftellen. Behufs eines diefer Beftim- 
mung entiprechenden Betriebes dieſer MWerfftätten ift 

a) die unmittelbare Verwaltung vderfelben je einem eigenen 
technischen Vorſtand, Maſchinen- beziehungsweife Was 
genmeifter, in Unterordnung unter die Eifenbahn-Commif: 
fion übertragen, welchem in tiefer Beziehung, neben der 
technifchen Leitung der Arbeiten, noch die Aufgabe obliegt, 
über fämmtlihe Arbeiten an Transportmaterial, Mas 
Ichinenwerkzeugen, Geräthſchaften, und die fonftigen 
Anfertigungen in den Werfftätten, fowie über die Ver; 
wendung der Arbeiter, und die in die betreffende Werk; 
ftätte abgegebenen Materialien Rechnung abzulegen, 
ferner die erforderlihen Materialien beisufchaffen, aufs 
zubewahren, und zu verrechnen, enblid aber über bie 
Verwendung des zur Beauffihtigung und Unterhaltung 
übergebenen gefammten Transportmateriald Nahmweifung 
zu geben; aud ift ihnen eben vüdfichtlih dieſer ver 
ſchiedenen Rechnungsgeſchäfte ein eigener Werkſchreiber 
(Buchhalter) beigegeben !). 
Die Vornahme von Reparaturen an dem vorgedachten 
Transportmaterial ift, fomweit diefelben mehr gewöhnlicher 
Art find, insbefondere in der Maſchinen-Reparaturwerk— 
ftätte bei Lofomotiven und Werkzeugmaſchinen den Ges 


b 


— 


1) O. a. Inſtr. für die Reparaturwerkſtätten vom Juni 1854, $. 12. 
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fammtbetrag von hundert, und bei anderen Gegenftänden 
von fünfundzwanzig, in der Wagen-Reparaturwerfitätte 
bei Transportwagen und Werkzeugmaſchinen ven Geſammt— 
betrag von fünfzig, und bei fonftigen Gegenftänven ben 
von fünfzehn Gulden nicht überfteigen, dem Maſchinen— 
beziehungsweife Wagenmeifter ohne fpecielle Ermächtigung 
überlaffen; außerdem aber ift zu benjelben, wie zu allen 
neuen Anfertigungen, höhere Ermächtigung entweder mit- 
telft bejonderer Berichte oder mittelft eines gegen ven 
Schluß jeden Monates vorzulegenden Verzeichniſſes der 
in dem fommenden zu fertigenden Arbeiten mit beiläu- 
figer Koftenberehnung einzuholen !). 

c) Die Anſchaffung des zu den verſchiedenen Arbeiten erfor: 
derlihen Materials ift, mit Ausnahme dringender Fälle, 
mit Beſchränkung auf den Betrag von hödftens fünf: 
undzwanzig Gulden für die betreffende einzelne Anſchaf— 
fung, durch eine vorgängige, entweder mittelft der gegen 
den Schluß jeven Monated für den fommenden vor: 
zulegenden Bevarfsliften, oder nad Umftänden mittelft 
befonderen Berichtes einzuholende Genehmigung der hö— 
heren Behörde bedingt, fei es nun, daß fie unmittelbar 
von der MWerfftätte aus, oder durd einen Bezug aus 
Hauptmagazinen bewerfftelligt werden foll; im Uebrigen 
ift diefelbe ebenfo, wie die Aufbewahrung, Abgabe, und 
Verrechnung, in der Hauptfache an die früher erwähnten 
allgemeinen Normen der Eifenbahn-Materialverwaltung 
gebunden ?). 

d) Die Arbeiter an den Werfftätten, veren Zahl nad Ers 
forderniß von Zeit zu Zeit auf die Anträge der Vor— 
ftände von der Eiſenbahn-Commiſſion beftimmt werben 





1) ©. a. Inftr. der Reparaturwerfflätten vom Juni 1854, $. 6. 
2) Dajelbit, F. 3—5, 7—26. 
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fol, find innerhalb diefer Gränzen je von den erfteren ans 
zuftellen und zu entlaffen, und ftehen auch, neben der 
Verpflichtung zu Einhaltung gewiffer allgemein für fie 
aufgeftellten Dienftregeln, durchaus unter der Aufficht von 
jenen, unter Mitwirfung der bei den MWerfftätten außer: 
dem nod in weiterer Abftufung aufgeftellten eigenen 
DOfficianten, der Werfführer und befonderen Vorarbeiter. 
Auch ihre Löhne find von den Werfftätte-Vorftänden nad) 
Verdienſt und anderen Verhältniſſen zu bemeſſen, vors 
behältlih ihrer weiteren Beurtheilung von Seite der 
höheren Behörde aus Veranlafjung der bei ihr mittelft der 
Vorlage monatliher Verzeichniſſe hierüber einzuholenden 
Zahlungsanweifung, und nöthigen Falls einer näheren 
Regulirung von hier aus; dabei find aber die Arbeiter - 
noch zur Theilnahme an eigens für fie errichteten, durch 
Eintrittögelver und laufende Beiträge von ihrer Seite 
beſonders ausgeftatteten, und Tabei unter die Aufficht der 
Vorftände und eines Ausſchuſſes aus ihrer eigenen Mitte 
geftellten Kranken- und Unterftügungs-Eafjen verpflichtet '), 
e) Zu genauer Nahweifung des Ganges und der Ergebnifje 
des MWerfftättebetriebes in Beziehung auf Material» und 
Arbeits-Aufwand, und die mittelft desfelben und der vor: 
handenen eigenthümlidhen techniſchen Einrichtungen ber 
wirften Leiftungen für die zugewiefene Aufgabe in Eins 
zelnen, wie im Ganzen, dient die oben ſchon gedachte, mit 


1) ©. a. Inftr. der Reparaturmerkitätten, $. 27, beziehungsweiſe 26; 
bei. gedr. Dienftregeln für die Arbeiter in der Gifenbahnwerfftätte in Es— 
lingen vom Decbr. 1848, def. gebr. Dienftanweifung für den auf dem 
Bahnhof in Ulm aufgefiellten Werfführer vom Aug. 1850; desgl. für den 
auf dem Bahnhof in Bruchſal vom Octbr. 1853; bei. gedr. Statuten der 
Unterflügungs:Gafje für die Mitglieder der Eiſenbahnwerkſtätte in Eslingen 
vom März 1854; vesgl. für die der Wagenwerkſtätte in Heilbronn vom 
Deebr. 1855; bei. gedr. Statuten der für die Arbeiter der Reparatur: 
werkſtätten errichteten Kranfenfafjen vom März 1854, 
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befonderer Rüdficht auf diefen Zwed geregelte Buchfüh— 
rung und dießfallfige Controle H. 


C. Betrieb des Eiſenbahn⸗Transportes. 
1) Allgemeine Einrichtungen. 
$. 158. 


a) Anordnung der allgemeinen wirthfdaftlihen Grundverhältniffe des 
Eifenbahn-Transportbetriebes. 


Der Transportbetrieb auf der Württembergifchen Eifen- 
bahn erſtreckt ſich vor Allem ihren Gegenftänden nad), den 
hiefür urfprünglidy fchon nad) dem Vorgang anderer Eifenbahn- 
Unternehmen getroffenen Einrichtungen zufolge, auf Perſonen, 
Reifegepäd, Hunde und ähnliche kleinere Thiere, Equipagen 
oder jonftiges größeres Neifegeräthe, (Groß-)Vieh aller Art, 
und eigentliche Güter, und hat fomit in diefer Beziehung die 
größtmögliche objective Ausdehnung. 

Die Zeitbeftimmung für die regelmäßige Wieverfehr von 
Transportzügen behufs dieſes Transportes nad den verſchie— 
denen Richtungen der Bahn von deren Gentral- und Endpunfs 
ten aus aber, worauf die wirflihe Stärke der Verbindung 
ſämmtlicher Eifenbahnſtationen unter einander beruht, durch 
welche daher die eigentliche Geſammt-Ausdehnung des Betriebes, 
und ebendamit der Bedarf an Betriebsperſonal und an Be— 
triebsmitteln bedingt wird, iſt um dieſer ihrer Bedeutung willen, 
ſo oft überhaupt eine Aenderung hierin angemeſſen erſcheint, 
je auf wohl erwogene Anträge der Eiſenbahn-Commiſſion, be— 
ziehungsweiſe ver Centralbehörde für die Verkehrsanſtalten, 
der Genehmigung des Miniſteriums vorbehalten. Der Natur 
der Sache nach liegt indeſſen den dießfallſigen Erwägungen, 


1) Nähere Vorſchriften hierüber enthält die mehrangef. Inſtr. der Re— 
paraturwerfftätten vom Juni 1854, $. 2847. 
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neben der Rüdfiht auf die eigenen inneren Berfehröverhälts 
niffe, noch ganz weſentlich eine folche auf die Zeitbeftimmungen 
für die Transportzüge der an die biesfeitigen angränzenden 
auswärtigen Eifenbahnen, zu Sicherung eined angemefjenen 
Anſchluſſes der beiderfeitigen Transportzuge an einander, aud) 
in diefer Rüdfiht gewöhnlid eine vießfallfige Verhandlung 
mit den betreffenden Verwaltungen zu Grunde, und es erhält 
diefer Anſchluß noch eine ſehr wirffame Vervollſtändigung durd) 
die weitere Uebereinfunft mit mehreren auswärtigen Berwals 
tungen, wornad) zwifchen gewifjen inländifchen und gewiffen aus— 
ländifhen Stationen nicht allein der nächſten Nachbarftaaten, 
Baden !), Bayern ?), und der Schweiz über Rorſchach 3), fon- 
dern zum Theil noch der über diefe hinaus liegenden, naments 
ih der dem mitteldeutihen ifenbahnverbanve gehörenden 
Etaaten ®), und der Oftbahn von Franfreih 5), gegenfeitig 
eine direfte Uebernahme von Perjonen, oder von Gütern, oder 
von beiden zum Transport ftattfinden fann. Die Bewilligung 
und Anordnung bejonderer Züge außer ven regelmäßigen, foges 
nannter Ertrazüge, bleibt in jedem einzelnen Ball von dem Er: 
mefjen der Eiſenbahn-Commiſſion abhängig ®). 

Die Tar- und übrigen Beftimmungen endlid, unter welchen 
die verfchiedenen Gegenftände des Eifenbahntransportes auf den 
MWürttembergifhen Bahnen mit den regelmäßigen Zügen be: 


1) Befanntm. der &.3.6. vom 29. Septbr. 1853, A.Bl. ©. 3 ff. 
bei. gedr. Anw. derſ. vom 1. Octbr 1853 an gültig. 

2) ©. a. Anw. vom 1. Oct. 1853; Erl. der E.B. C. vom 26. April, 
3. Mai und 2. Juni 1854, ABl. ©. 156, 165, 209. 

3) Erl. der E.B.C. vom 27. Mai, 6. und 20. Juli 1857, AB. ©. 
125 fi., 197 ff., 212. 

4) Bei. gedr. Infir. der E.B.G. vom 9. Mai 1854; Grl. derfelben 
vom 19. Mai 1854, A.Bl. ©. 181; desgl. vom 27. Dechr. 1855, ABl. 
©. 357. | 

5) Erl. der E.B.C. vom 27. Febr., 11. und 18. Novbr. 1854, A. Bl. 
&. 86, 419, 438. 

6) Verf. des Fin.Min. vom 28. Juli 1852, Rbl. ©. 185, 3. 1. 
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fördert werben, find anerfanntermaßen vollftändig einer Neger 
lung durch die Staatsregierung vorbehalten ), und haben in 
diefer Weife für die verfchiedenen Gegenftände des Transportes 
eine ſchon mehrfach erneuerte Feftftellung erhalten mittelft eige- 
ner von der Gentralbehörde für die Verfehrsanftalten ausge: 
gangenen Transport-Orbnungen, von welden insbefondere bie 
neueften bis auf Weiteres in Geltung ftehenden und ins Ein- 
zelne gehenden Vorſchriften mit Rückſicht auf die für den Per: 
fonentransport dargebotenen verfchiedenen Arten von Wagen, 
fowie auf die Verjchiedenheit des Werthes und die hierin bes 
gründeten Transport-Erfordernifje der weiteren Transportgegen 
ftände aufgeftellt find 2). Außerdem find für ven vertragsmäßigen 
direkten Berfonen- und Güterverkehr zwiſchen gewiffen Württem- 
bergifchen und gewifjen auswärtigen Stationen des mitteldeuts 
ſchen Eifenbahnverbandes noch eigene gemeinfame Beftimmungen 
feftgefegt 9. Auch beftehen nod ganz eigene Beftimmungen 
hinfihtlic der für Ertrazüge und für die Beförderung von Efta- 
fetten» Depefchen auf der Staatd-Eifenbahn zu erhebenden Taren 
und Gebühren ?). Für die von der Eifenbahnverwaltung der 
Poſtanſtalt zu leiftenden eigenthümlichen Dienfte ift der erfteren 


1) Das Recht zur einjeitigen Feſtſetzung der Eifenbahntarife durch 
bie Regierung für ſich it nicht allein von leßterer in Anjprucdh genommen, 
fondern auch, zufolge eines auf dem Landtage vom Jahr 1854/52 befons 
ders darauf geftellten Antrages, diefe Tarife zur ftändifchen Berabfchiedung 
zu bringen, jowohl in rechtlicher Beziehung, foferne die Zahlungen für die 
Benügung der Eifenbahn die Natur einer, Abgabe nicht an ſich tragen, 
ale auh aus Gründen der Zweckmäßigkeit von jener Seite anerfannt 
worden, im Hinblid auf die nadhtheiligen Wirfungen einer nad) jeder Gtate- 
periode fich wiebderholenden Detailberathung des Tarifes für eine Anftalt, 
deren Gedeihen und glüdlihe Wirffamfeit ganz wejentlih durch eine 
ruhige Stetigfeit ihres Betriebes bedingt ericheint. ©. V. d. K. d. N. 
von 1854/55, ir Beil.Bd. ©. 317 ff., und Br. 3, 76fte Sig, ©. 1 fi. 

2) Bei. gedr. Transport-Ordnung für Perfonen, Gepäd, und Equi— 
pagen, Vieh und Frachtgüter, vom Derbr. 1853. 

3) D. a. Befanntm. vom 19. Mai 1853, 

4) D. a. Verf. des Fin.Min. vom 28. Juli 1852. 

Holimann, Finanzrecht 1. 33 
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zufolge höherer Anordnung eine jährlihe Gefammt-Entihäri- 
gung von Eeite legterer, der Zeit im Betrag von 60,000 fl., 
ausgefegt, welche jedoch nur die Eelbftfoften derſelben er- 
fegen fol". 


$. 159. 


b) Vorbereitung der einzelnen Eifenbahn-Zransporte überhaupt. 


Die Bewerfftelligung des Eifenbahntransportes nad) Maas; 
gabe der vorangedeuteten wirthichaftlihen Grundbeftimmungen 
mittelft der hiedurd, angeordneten und zur bejonderen nord» 
nung vorbehaltenen Bahnzüge ijt vor Allem überhaupt bedingt 
durch einen entiprechenden Zuftand der Bauanlagen und Be- 
triebömittel, welche Hiebei unmittelbar zu benügen find, wie fol 
cher durch die verfchievdenen oben ſchon erwähnten vießfallfigen 
Einrihtungen im Allgemeinen gefichert werben foll. 

ALS weitere nähere Vorbereitung zur Bewerfitelligung ver 
einzelnen Transporte felbft dienen aber, außer der bei jeder 
neuen Ordnung der regelmäßigen Transportzüge erfolgenten 
öffentlichen Bekanntmachung derfelben, fowie der Zeit ihres 
Abgangs und ihrer Anfunft auf den einzelnen Eifenbahnftas 
tionen mehrere ganz eigenthümliche Veranftaltungen, für deren» 
genaue und pünftlihe Handhabung im Allgemeinen, rüdfichts 
lid ihres nothwendigen Anjchluffes an die für den gefammten 
regelmäßigen Eijenbahndienft überhaupt und insbefondere für 
die einzelnen Transportzüge feftgefegten Zeitbeftimmungen, nicht 
allein die erforderlichen Uhren anfallen Eifenbahnftationen aufge: 
ftellt, fondern auch diefelben, zu möglichiter Sicherung der ihre vor—⸗ 
liegenden Zwede bevingenden Uebereinftimmung im Gang, auf 
denjenigen Stationen, auf welden Telegraphenburraus ſich 
befinden, durch diefe, außerdem aber je wenigftend einmal des 


1) V. d. 8. d. A. von 1855, 2r Beil. Bd. ©. 275, 277. 
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Tags durch Vermittlung der Cursuhren der vorüberfahrenden 
Zugmeifter mit einer auf dem Telegraphenbureau in Stuttgart 
befindlichen, nad) der richtigen Zeit neftellten und genau gehen: 
den Uhr in gleihen Gang zu ftellen find !). 

1) Zur Annahme und Abfertigung der einzelnen Anmel- 
dungen für den Transport haben ſich auf den einzelnen Eta- 
tionen die dafelbft nad dem örtlihen Bedürfniß eigens hiezu 
aufgeftellten Beamten, auf Hauptftationen befondere Caſſiere 
für Perfonen und deren Hunde, Oberihaffner für das Reife: 
gepäd, Vieh und Equipagen, und Güterabfertigungsbeamte 
für eigentliche Güter, auf minder bedeutenden nur Gaffiere 
für die nächſterwähnten, und Oberfchaffner für die weiteren, 
und auf nody weniger beveutenden, foweit dafelbft Güter 
von der Beförderung nicht ganz ausgefchloffen find, einfadhe 
Einnehmer, je in den hiezu beftimmmten Lokalen zu ben ber 
Abgangszeit der betreffenden Züge gemäß feitgefegten Stun, 
‚ven bereit zu halten; auf größeren Etationen liegt hiebei 
den bafelbft aufgeftellten Tchürftehern ob, läftiged Gedränge 
an der Caſſe möglichft zu verhüten; die vorgefegten Bahnhof: 
infpeftoren haben aber über die genaue Einhaltung aller den 
vorgedadhten einzelnen Bedienfteten obliegenden vorſtehenden 
Verpflichtungen befonders forgfältig zu wachen ?). 

2) Zur befonderen unmittelbaren Vorbereitung der eintjelnen 
Transportzüge auf den Ausgangsftationen ift hier, je nad) Maas 
gabe der Transport-Anmeldungen für jene, und der rückſicht— 
lich der verjchiedenen Bahnftreden hiefür noch feitgefesten be; 
jonderen Vorſchriften, durch den vorgejegten Bahnhofinſpektor, 


1) Erl. der &.B.G. und des Telegraphen-Amtes vom 2. Sept. 1856, 
A.Bl. ©. 279. 

2) D. A. für die Bahnhofcafitere, $. 1, 2; desgl. für die Oberfchaff- 
ner, $. 1, 2; desgl. für die Güterabfert. Stellen, $. 1; desgl. für die 
Bahnmeifter, $. 17; desgl. für die Ginnehmer, $. 1, 2; desgl. für die 
Thürſteher, $. 2; desgl. für die Bahnhof-Inſp., $. 2. 
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unter Rückſprache mit dem Mafchinenmeifter oder Lokomotive— 
führer, die Zahl der der betreffenden Mafchine anzuhängenden 
Wagen und das hiezu erforberlihe Zugperfonal, in der Regel 
außer dem Lofomotiveführer, dem diefem beigegebenen Heizer, 
und einem MWagenwärter, welche der Mafchinenmeifter bezie- 
hungsweife Wagenmeifter beftimmt, je ein Zugmeifter, ein 
Condukteur für den Gepäd-Equipagen- und Biehtransport (Ge- 
pädconduftenr), und je auf zwei große oder vier Heine Per: 
fonenwagen ein Perſonenwagen-Condukteur, zu beftimmen, aud) 
demgemäß die Zufammenftellung der einzelnen Transportzüge 
zeitig unter Beihilfe des Bahnhofauffehers, des Zug- und des 
hiezu etwa weiter noch aufgeftellten Bahnhof-Perfonals zu ver- 
anlafjen. Diejes, fowie das eigentliche Transport: oder Zug- 
perfonal ift daher verbunden, je eine beftimmte Zeit vor dem 
Abgang des betreffenden Zuges auf dem Bahnhof fi einzus 
finden, um die ihnen, zu defjen Vorbereitung obliegenden be: 
fonderen Berrichtungen zu beforgen. Insbeſondere hat der mit 
der Führung des Zuges beauftragte Lofomotiveführer Mafchine 
und Tender genau zu unterfuhen, von deren gehöriger Hei- 
zung, fowie davon fi zu überzeugen, daß das Echmieren von 
beiden gehörig beforgt, der Tender mit dem erforverlihen Waſ— 
fer und Brennmaterial verjehen fei, und die vorgefchriebenen, 
in einem eigenen Tenderbuche verzeichneten Werkzeuge und 
Geräthichaften auf demfelben fidy befinden. Der Zugmeifter 
feiner Seits hat genau zu unterfuhen, ob Alles, was außers 
dem noch zum Zug erforderlich ift, in gehörigem Zuftande ſich 
befinde, etwaige Mängel hieran zu befeitigen, und foweit ihm 
dieß felbft nicht möglich ift, dem Bahnhofinfpeftor zur Ab- 
hülfe anzuzeigen; namentlich hat er in diefer Beziehung dafür 
Eorge zu tragen, daß die Wagenzüge nad) dem Bedürfniß 
des Transportes zufammengeftellt, und die Wagen gehörig ver: 
bunden werden, bie einzelnen Gondufteure in ihre Dienftver: 
richtungen einzuweifen, und die von ihnen zu beforgenden Wagen 
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unter fie zu vertheilen, ſowie audy davon ſich zu überzeugen, daß 
die Wagen nad) allen Theilen in gehöriger Orbnung, und bie 
zu jevem Zug gehörigen Inventargegenftände bei dem feinigen 
wirklich fich befinden. Endlich hat ſich auch der Bahnhofinſpek— 
tor vor Abgang des Zuges nod) davon zu vergewiffern, daß alle 
hiezu erforderliche Vorbereitungen vollftändig getroffen feien ). 

3) Behufs unmittelbar jedem Zuge vorangehenvder Ent: 
fernthaltung und: Befeitigung aller für venfelben auf der zu 
befahrenen Bahnftrede etwa ſich ergebenden Hinderniffe und 
Gefahren, beftehen, neben der dem Bahnhofinfpeftor auf dem 
Ausgangspunfte, je mit Hülfe des hiezu aufgeftellten Bahn- 
hofperfonald, namentlih des Bahnhofauffehers, obliegenven 
Porforge für die Befeitigung von Allem, was der freien und 
gefahrlofen Befahrung des Bahnhofed hinderlich werben 
fann ?), eigene Anftalten längs der Bahn und auf ven 
Unterwegs und Endftationen. 

Zu den erfteren gehört vornehmlich die den ftationg- 
weife aufgeftellten Bahnmwärtern, außer ihrer fhon erwähn, 
ten Mitwirfung zur eigentlihen baulichen Unterhaltung 
ver Bahn, und der weiteren zur Handhabung ver Eifen- 
bahnpolizei, für diefen Zwed insbeſondere auferlegte eigen- 
thümlidhe Thätigfeit. Diefelben haben nemlih, unter ber 
ausdrücklichen Verpflihtung zu Anfhaffung und Führung 
einer Taſchenuhr als weſentlichen Hülfsmittel$ hiefür, an 
jedem Tag vom Morgen bis in die Nacht vor und nad) jedem 
Zuge die ihnen zugewiejene Bahnftrede nad ihrer ganzen 
Länge zu begehen, die Schienen zu reinigen, und jedes Hin- 


1) DA. f. d. Bahnh. Inſp., 8. 7, 8; desgl. f. d. Bahnh.Auffeher, 
3. 13; desgl, f. d. Zugmftr., F. 1—4; desgl. f. d. Gond., $. 2, 3; 
desgl. f. d. Locomotiveführer, $. 2—4; desgl. f. d. Heizer und Locomo— 
tiveführer-tehrlinge, $. 3; ungedr. Erl. der E.B.G. vom 20. April 1849; 
Erl. derj. vom 5. Febr. 1855, ABl. ©. 36. 

2) DA. d. Bahnh. Inſp., $. 7; desgl. d. Bahnh.Auffeher, 3. 3, 4, 
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derniß zu bejeitigen, durch welches für den bevorftehenden Zug 
Nachtheil oder Gefahr entftehen fönnte ). Cine Eontrole ver 
Bahnwärter hinfichtlich dieſer ihrer Verrichtungen, , die eigentliche 
Bahnauficht, und die Rüge der vießfallfigen Verfehlungen 
liegt unmittelbarer Weife den betreffenden Bahnhofverwaltern, 
Einnehmern erfter Glaffe, und fogenannten Bahnmeiftern, 
je auf beftimmten ihnen zugewiefenen Bahnftreden , weiterhin 
aber noch den Betriebsbaubeamten ob?). Außerdem find fie 
in vorliegender Beziehung einer eigenthümlichen Controle un— 
terworfen dur die ihnen auferlegte Verbindlichfeit, mit be: 
ftimmten Numern bezeichnete abwechfelnd runde und vieredige 
Tafeln vor jevem Zuge in einer beſonders vorgefchriebenen 
Ordnung abwehslungsweile das Einemal an eigens hiezu 
an ihrer Dienftwohnung angebrachten Haden, das Anderemal 
ebenfo an am Ende ihres Bahnpiftriftes errichteten Stöden 
aufzuhängen, über deren Erfüllung ſowohl die Bau- und 
Bahnaufjichtsbeamten, als auch fümmtlihe Angehörige des 
Zugperfonales auf den Fahrten zu wachen haben). Sind 
je Hindernifje auf der Bahn vorhanden, fo haben die betref- 
fenden Bahnwärter ſolche mittelft gewifjer hiefür eigens vor: 
gefhriebener Signale, während des Tages mittelft einer Flagge, 
des Nachts mittelft einer Eignallaterne, dem vorüberfahrenden 
Zuge anzuzeigen; und ebenjo haben fie auch mittelft folder 
davon Anzeige zu maden, wenn die Bahn in Orbnung ift, 


1) D.R. d. Bahnwärter, $. 2, 12, 13; ungebr. Erl. der E. B. CK. 
vom 2. Febr. 1851; Erl. derj. vom 17. Nov. 1853, A.BL S. 70; ungedr. 
Erl. derf. vom 15. März 1856. 

2) DA. d. Bahnmſtr., $. 1, 5, 7; ungebr. Erl. ver E.B.C. vom 
31. Juli 1849; DA. f. d. Bahn-Ing., $. 1, 6. 

3) Bel. gedr. Anmeifungen zur Anwendung der Gontroletafeln für 
die Bahnmwärter, insbefondere die auf der Bahnlinie zwifchen Bruchjal 
und Bietigheim vom Oct. 1853; periodifche bef. gedr. Erl. der E.B.G,, 
betr. die Aufficht über die Anwendung der Gontroletafeln durch die Bahn- 
wärter; ungebr. Grl, der E.B.G, vom 5, Febr. 1850, und vom Det. 1855. 
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und die Fahrt auf derfelben mit der gewöhnlichen Schnellig- 
feit vor fich gehen fann !). 

Auf den Unterwegs: und Endftationen ift ebenfo, wie 
auf den Ausgangsftationen, für die Befeitigung aller Hin- 
derniſſe eines freien und gefahrlofen Anfahrens ver Bahnzüge 
Sorge zu tragen. in Hauptgegenftand dieſer Vorforge ift 
hiebei eine richtige, ven jeweiligen Zug-Anordnungen, und 
der hiebei jedesmal feftgefegten Art und Weile der Anfahrt 
und der Ausweichung der betreffenden Züge entjprechende, zu 
dem Ende unter eigene, auch zur Führung von Uhren ver: 
pflidytete Wärter?) geftellte Handhabung ver Weichen, fo 
daß ein Aneinanderftreifen oder Aneinanderftoßen von Zügen 
nicht vorfommen fann?). Auch ift zu dem Ende von den 
einzelnen Stationsbeamten ſowohl ſelbſt die genauefte Auf: 
merkſamkeit auf die Anmeldung und Signaliſirung von etwaigen 
Nachzügen oder leeren Mafchinen, und deren etwaige Kreu— 
zung mit entgegenfommenden Haupt: oder Nachzügen zu 
richten ?), als aud eintretenden Falls ven betreffenden vor— 
überpaffirenden Zugmeiftern, ſowie dem übrigen Zugperjonal, 
erfterem ſchriftlich, lezterem mündlih, genaue Weifung in 
Betreff einer etwa nöthig gewordenen Verlegung einer Kreu— 
zung, oder einer von ihnen aus erforvderlichen Signalifirung 
nachfolgender oder zurüdfehrender Züge und Maſchinen zu 
ertheilen 9). Endlich ift als wefentlihes Hauptmittel zu Si— 
herftellung der Eifenbahnzüge gegen Hindernifje die Benügung 
der württ. Telegraphen für Zwede des Eifenbahndienftes allen 
Eifenbahnftellen infoweit unbedingt offengeftellt, als der Zwed 


—— —— 





1) Beſ. gedr. Signalordnung vom Juni 1854, 3.1; Erl. der E.B. C. 
vom 30, Juni 1855, A. Bl. ©. 171. 

2) O. a. Erl. der E.B.C. vom 17. Nov. 1853. 

3) Ungedr. Erl. derſ. vom 29. Jan. 1848 und 3. Jan. 1853. 

4) Desgl. vom 22. Oct. 1850. 

5) Erl. derf. vom 2. Jan, 1855, AB. ©. 1. 
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der betreffenden Correſpondenz auf gewoͤhnlichem Wege nicht 
erreicht werben kann !). 


$. 160. 
c) Ausführung der einzelnen Eifenbahn-Zransporte überhaupt. 
Eine gehörige Vorbereitung der Eifenbahntransporte voraus— 
gejeßt, ift die entjprechende Ausführung derfelben ihrer Seite 
wiederum ganz allgemein durch mandyerlei eigenthümliche Vor— 
fehrungen bedingt, deren denn auch wirflid eine ganze Reihe 
befteht, wie namentlich hinfichtlich der allgemeinen Ueberwadung 
der einzelnen Gifenbahinzüge überhaupt, der näheren inneren 
Ordnung ber lezteren an fi, der Führung der Locomotiven an 
denfelben, der fonftigen fpeciellen Leitung und Eicherftellung 
der Züge während der Fahrt, endlich des vießfallfigen Ver: 
halten auf den Zwifchenftationen. 

1) Die allgemeine Ueberwachung der einzelnen Bahnzüge 
liegt vornehmlih den Bahnhofinfpeftoren ver betreffenden 
Ausgangd- und Endftationen ob. Es haben dieſe zu dem 
Ende nicht allein alle damit auf dem Bahnhof felbft vers 
bundene Manipulationen jeder Art zu überwachen, und über 
die einzelnen Fahrten, fowie über das hiebei zur Verwendung 
fommende Perſonal und Material an Locomotiven und Wagen 
aller Art eine volftändige Ueberficht mittelft eigener hierüber 
zu führenden Dienftliften zu erhalten, fondern auch vor jeder 
Fahrt dem Zugmeifter die erforderlichen Weifungen für dies 
jelbe zu ertheilen, und nad) ihr von demſelben ven hierüber 
zu erftattenden mündlihen Rapport in Empfang zu nehmen ?). 
Außerdem find aber auch noch die Betriebsbaubeamten zu dieſer 
Ueberwachung infoweit mitzuwirfen verpflichtet, daß fie etwaige 
Wahrnehmungen von einer für die Sicherheit der Bahn ge 
fährdenden Behandlung der Bahnzüge der höheren Behörde 

1) Erl. der Genir.Stelle für die Verfehrsanftalten vom 10. und 


20. Juli, und 2. Aug. 1854, A.Bl. S. 282, 300, 315. 
2) DR. f. d. Bahnh. Inſp., $. 8; desgl. f. d. Zugmſtr., $. 15. 


521 


anzuzeigen, und fall8 eine unmittelbare Gefahr zu befürchten 
ift, oder ein Unfall in ihrer Nähe wirklid ſich ereignet, bis 
auf weitere höhere Anordnung die nöthigen Maasregeln zur 
Hülfeleiftung zu treffen haben !). 

2) Hinfihtlich der inneren Anordnung der Bahnzüge ift, 
au deren Sicherung gegen Beſchädigungen, für die einzelnen 
Bahnftreden der Regel nad eine beſtimmte Wagenzahl als 
Marimum bezeichnet ?), ſowie aud) die Belaftung der einzelnen 
Transportwagen für fi genan beftimmt ?), und eine anges 
mefjene Stellung der lezteren zu einander bei ihrer Mifchung 
aus leichteren und ſchwereren insbefondere in der Art ande: 
fohlen, daß leere oder leicht beladene vierrädrige Wagen nie 
vor oder zwifchen ſchwerbeladene gebradyt werden follen, da in 
Folge deſſen leicht die eriteren von den lezteren aus den 
Schienen gehoben werben ®). 

3) Die Führung der Locomotiven bei den einzelnen Bahn: 
zügen ift den hiezu eigens beftellten Mafchiniften, den Loco— 
motivführern, nebft den denfelben in Unterorbnung unter fie 
beigegebenen Heizern, 2ocomotivführer» Gehülfen und Lehr: 
lingen, übertragen, fo jedoch, daß fie in dieſer Beziehung 
nicht allein dem zunächſt vorgefegten Mafdyinenmeifter, fon: 
dern auch, insbefondere hinfichtlid der Aufftellung und Be: 
wegung der Züge, dem betreffenden Bahnhofinfpeftor bezie- 
hungsweife Zugmeifter untergeben find). Dabei ift diefelbe, 
in Rüdfiht auf möglichſte Eicherheit, eine hiemit und mit 
wirthſchaftlichen Rüdfichten vereinbare Schnelligfeit, und ans 


1) DA. f. d. Bahn-Ing., $. 8, 9. 

2) Ungebr. Erl. der &.B.G. vom 16. Der. 1847, 28. Juni 1848, 
27. Juni und 9. Nov. 1849. 

3) Desgl. vom 28, Oct. 1847. 

4) Desgl. vom 7. Sept. 1850; Erl. derjelben vom 5. Febr. 1855, 
A.Bl. S. 36, und vom 10. März 1856, A.Bl. ©. 68. 

5) D.N. für die Locom. Führer, $. 1, 3; desgl. f. d. Heizer und 
Lorgmotivführerstehrlinge, $. 1. 
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gemefjene Wirthichaftlichfeit in dem hiezu erforderlichen Ma- 
terialverbraudh, an mehrfache eigenthümliche Vorfchriften ge 
bunden. In der erfteren Rückſicht ift vem Locomotivführer, 
neben der früher ſchon geraten Vorſorge für eine gehörige 
Inſtandſetzung und Ausrüftung der Mafchine vor der Abfahrt, 
und der weiterhin erforverlihen gleichen auf ven Zwiſchen— 
ftationen, vornehmlich in techniſchen Grundfägen gemäß näher 
beftimmter Weife für fih und unter Beihülfe des unter 
georbneten Heizers zur Pflicht gemadt: ein jevesmaliges 
Abwarten des Zeihend des Zugführers zur Abfahrt bei regel: 
mäßigen, und eine vorgängige Meldung bei dem Bahnhof- 
injpeftor der Ausgangsftation, fowie ftrenge Einhaltung ver 
durch diefen beftimmten Abfahrtözeit bei Extrazügen und 
bloßen Mafchinenfahrten, ein vorfichtiges Inbewegungfegen 
der Maſchinen bei der Abfahrt, eine regelmäßige und vor— 
fichtige Führung und Behandlung derfelben während der Fahrt 
unter forgfältiger Regelung der Feuerung, eine aufmerffame 
Beobachtung der Bahn felbft, fowie der von Eeite der Bahn 
wärter an ihr ober des Zugperſonales erfolgenden Signale 
hinfichtlich etwaiger Hindernifje auf derfelben, die Einhaltung 
eines entjpredhenden Zwifchenraumes zwiſchen etwa voraus⸗ 
fahrenden oder nadyfolgenden Zügen, endlich eine angemefjene 
Verminderung der Gejchwindigfeit bei vem Befahren aller die 
Anwendung größerer Norficht gebietenden Punkte, fowie, je 
unter Ertheilung der hiefür dem Bahnauffihts- und Zugper— 
fonal gegenüber rüdfihtlih ihres dießfallſigen Verhaltens 
vorgefchriebenen Signale, bei dem Einfahren in die Stationen 
und Haltpläge, zumal im Falle des Kreuzens von Zügen, 
over der Nachfolge nad einem anderen daſelbſt noch befind- 
lihen Zuge ); in Gemeinfhaft mit dem betreffenden Zug: 

1) D.A. f. d. Lorom.Führer, $. 2—9; desgl. f. d. Heizer, $. 2—6; 


ungedr. Erl. der E.B.G. vom 12. San. 1847, 29. Jan. 1848, 30. April 
1848, 7. Sept. 1850; o. a. Signalordnung vom Juni 1854, IL 
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führer aber find fie zu Anwendung befonderer Vorſicht bei 
dem Rüdwärtsichieben von Bahnzügen auf den Bahnhöfen 
oder auf der Bahnlinie, ſoweit folde überhaupt unvermeidlich 
ift ), fowie bei dem Gebrauch einer zweiten Locomotive bei 
einem und demfelben Zuge, infoweit und infolange foldye 
bier überhaupt zur Unterftügung nöthig wird, je unter Vor: 
fpannen derfelben vor dem Zuge?), angewiefen; außerdem be- 
ftehen für den Betrieb der Alpbahn zwiſchen Geislingen und 
Um in den vorftehenden Beziehungen zum Theil noch ganz 
eigene Vorſchriften *8). Rüdfichtlic einer angemefjenen Schnel- 
[igfeit ver Bahnzüge auf ihren Fahrten ift die Zeit der lezteren, 
unter Zugrundlegung der Normalgefhwindigfeit von zehn 
geographifhen Stunden auf die Fahrtftunde, für gewöhnliche, 
für Eil-, und für Güter-Züge genau feftgefegt, und demgemäß, 
mit gewiffen näher feftgefegten Ausnahmen, von den Loco- 
motivführern bei beftimmten von der Eifenbahn-Gommiffton 
zu erfennenden Etrafen in der Art einzuhalten, daß fie unter 
einzelnen Modififationen bei Güterzügen weder mehr noch 
weniger Zeit zubringen ; zur dießfallfigen Controle dienen aber 
eigene von den AZugführern auf jeder Fahrt zu führende 
Stundenpäffe, deren Durchſicht auch noch vem Gontrolebnreau 
bei der Eifenbahn-Commiffion obliegt 9. Zu Cicherung einer 
angemefjenen Wirthfchaftlichfeit in dem Materialverbraudy bei 
dem Locomotive-Dienft find theils befondere Regulative hiefür 
feftgefegt, theild® und ganz befonderd eigene Prämien auf 





1) Ungedr. Erl. der EB.G. vom 12. März 1847; Erl. derf. vom 
2. Der. 1853, A.Bl. ©. 100. 

2) Ungedr. Erl. der EB.G. vom 23. Oct. 1846; Erf. derſ. vom 
30. Det. 1854, A.Bl. ©. 393. 

3) Bef. gedr. Vorſchr. für den Betrieb der Alpbahn zwilchen Geis: 
lingen und Ulm vom Jan. 1856, $. 1—4. 

4) Beſ. ger. Vorſchr. über das Ginhalten der Fahrtzeiten durch die 
Locomotivführer vom 15. Nov. 1853; Erl, der E.B.C. vom 4./11. Jan. 
1854, A.Bl. ©, 9. 
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Erfparniffe an demfelben für die Locomotivführer neben dem 
ihnen ausgeſetzten Dienfteinfommen an firem Gehalt und 
Reifegelvern ausgefegt "); die Gontrole hierüber fteht aber in 
engem Zufammenhang mit den urfundliden Nachweiſungen 
über die Materialabgaben an die Locomotivführer, wie fie 
auf den Grund der Empfangsbefcheinigungen der lezteren von 
Monat zu Monat dur die abgebenden Material-Berwal- 
tungen zu fertigen find, und zunächſt der Prüfung durch das 
Eontrolebureau unterliegen ?). 

4) Die fonftige fpeciele Leitung und Sicherftelung der 
Bahnzüge während der Fahrt ift vornehmlidy je dem betref- 
fenden Zugmeifter mit Hülfe des obengedachten gefammten 
weiteren Zugperfonales übertragen, und hiebei aud unter 
mehrere hiezu dienliche eigenthümlihe Normen geftelt. Un- 
mittelbare Aufgabe des Zugmeifters ift zu dem Ende insbe: 
jondere, zu dem Abgang des Zuges auf dem Ausgangspunft, 
wie auf den Unterwegsftationen immer je nad gehöriger 
Verfiherung,, daß demfelben fein Hinderniß im Wege ftehe, 
dad vorgefchriebene Zeichen zu geben, auf Einhaltung ver vor: 
gefchriebenen Fahrtzeit mittelft einer aus der Eifenbahncaffe 
angejchafften, aber auf eigene Koſten zu unterhaltenven 
Eursuhr, fowie auf genaue Einhaltung der Transportorbnung 
überhaupt forgfältig zu achten, gefahrbrohenden VBorfällen bei 
dem Zuge möglichft vorzubeugen, und daher auf Alles, was 
in diefer Beziehung eine Beachtung fordert, eine genaue Auf: 
merkſamkeit fowohl feldft zu richten, als auch durd das un: 
tergeorbnete Zugperfoflal richten zu laffen, namentlich in dieſer 
Weiſe für Ertheilung der vorgefchriebenen Signale in allen 
geeigneten Fällen zu forgen, bei dem wirklichen Eintritt von 


1) Unger. Erl. der E.B.C. vom Jan. und 23. Nov. 1850, und 
30. Dirt. 1854; vergl. V. d. K. d. A. von 1851/55, 2r Beil. Bo. ©. 344. 

2) Unger. Erl. der E.B.C. vom 10. Juli 1849; Erl. derf. vom 
2. Der. 1853, AB. ©. 99, 
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Unfällen oder fonftigen Hinderniffen einer regelmäßigen Fort: 
fegung der Fahrt aber die erforverlihe Hülfeleiftung in ent: 
fprechender Weife zu bewerfitelligen oder aufzurufen ). Bes 
hufs jener Beihülfe von Seite des untergeorbneten Zugper— 
fonale8s find namentlih die Condukteure, neben ihrer 
Mitwirfung zum eigentlihen Transportdienfte, infoweit diefer 
es ihnen geftattet, ebenfo wie der Zugmeifter verpflichtet, den 
regelmäßigen Gang des Zuges zu überwachen, und fich hiezu 
auf beftimmten Wagenplägen fo aufjuftellen, daß fie alle 
Hindernifje und gefahrbrohende Vorfälle fogleich bemerken ?), 
ebenso auch die Wagenwärter, neben ihrer weiteren Thätigfeit 
zu Inftandhaltung der Wagen ?); insbefondere haben alle 
diefe Officianten, fowie der Zugführer und der Locomotives 
heizer auf das dießfallfige Zeichen des Locomotiveführerd mit 
der Dampfpfeife die zugetheilten Wagen, beziehungsweife den 
Sender der Locomotive gehörig zu bremſen ). Die Ertheis 
lung von Signalen während der Fahrt liegt ſowohl ven 
Locomotiveführern mittelft der Dampfpfeife zur Anzeige, daß 
die Bahn frei zu machen, oder daß Hülfe nöthig, oder daß 
die Wagen zu bremfen oder loszumachen feien, als auch dem 
gejammten Zugbegleitungsperfonal, theils mittelft der Pfeifen: 
leine, theils mittelft der Flagge und Laterne, zu Andeutung 
der Nothwendigfeit, langſam zu fahren oder zu halten, je 
in eigenthümlicher Weife ob; und außerdem find von dem 
Zugmeifter feiner Seits während ver Fahrt noch befondere 
Signale nad) Außen zur Kunde der Bahnmwärter zu geben 
& 


1) D.A. f. d. Zugmftr., $. 5, 10-13; ungedr. Erl. der E. B. C. 
vom 1. Sept. 1846. 

2) D.A. f. d. Cond., $. 7. 

3) DA. f. d. Wagenwärter, $. 5; ungedr. Erl. der E.B.C. vom 
7. Sept. 1850. 

4) D. a. Signalordnung vom Juni 1854, III, 3; ungedr. Gel. der 
E.B.6. vom 12. Sept. 1849, 31. Jan. und 18, Sept. 1854. 
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je für den Fall der Nachfolge eines anderen außergewöhnlichen 
Zuges oder einer Locomotive nad dem regelmäßigen Zuge, 
der Rückkehr einer Rocomotive oder eined Bahnzuges außer 
der gewöhnlichen Zeit, und hinfichtlih etwaiger Mängel an 
der Bahn, welche einem fpäter paffirenden Zuge nachtheilig 
werben fönnten '). Im Uebrigen ift noch zu Berhütung von 
Unfällen befondere Vorfiht vorgeſchrieben für den Fall des 
Kreuzend eines Nachzuges mit einem Hauptzuge, und zwar 
in der Art, daß alsdann erfterer ſtets auf der nächſten 
Station rückwärts, auf welcher ſich ein Ausweichegeleife be- 
findet, den entgegenfommenden Hauptzug abzuwarten, umd 
wenn jedem von zwei Dauptzügen, weldhe in entgegengefegter 
Richtung fahren, ein Nachzug folgt, bezüglich der Kreuzung 
der Nachzüge mit den Hauptzügen das Gleiche zu beobachten 
ift, die beiden Nachzüge felbft aber einander auf berfelben 
Etasion zu kreuzen haben, wo die Hauptzüge freuzten 9. 

5) Auf den Zwifchenftationen find zur Leitung und Si— 
herftellung der Bahnzüge ſowohl dem Zugperfonal, als auch 
den betreffenden Stationsbeamten eigene Verhaltungsmaas— 
regeln zur Pflicht gemadt. Auf der einen Eeite ift von dem 
Zugmeifter darauf zu achten, daß die Locomotive nad Bedarf 
Schnell mit allen Erforderniffen an Brennmaterial, Wafjer 
u. ſ. f. verfehen werde, daß der Wagenwärter die Wagen, 
namentlich, die Räder, Adhjen-Schmierbühfen ſchnell durchſehe, 
und daß überhaupt der Zug in dem gehörigen Stande zu 
Hortjegung der Fahrt fich befinde, wie dieſe Verrichtungen 
den bemerfien Dienern felbft befonderd zur Pfliht gemadht 
find 3) ; auch dürfen die auf einer Station zurüdzulafienden Wa— 
gen erſt nad vollfommenem Etilftehen des betreffenden Zuges 


1) O. a. Signalordnung vom Juni 1854, II, III. 

2) Ungedr. Erl. der E.B.C. vom 21. Sept. 1850, und 18. Jan. 1851. 

3) D.A. f. d. Bugmfir., $. 14; desgl. f. d. Heizer, $. 5; desgl. f. 
d. Wagenwärter, $. 1, 2, 6. 
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abgefuppelt werden") ; befonders aber ift hier von dem Zugmeifter, 
neben der Ertheilung des obengedadhten dießfallfigen Signale, 
dem Stationsbeamten noch eigene mündliche Anzeige davon 
zu machen, wenn ein Nadygug oder eine leere Maſchine nach— 
folgt, oder eine Kreuzung des Nachzuges oder einer Maſchine 
mit einem entgegenfommenden Haupt: oder Nebenzuge ftatt- 
finden fol ®). Anderer Seits haben die Stationsbeamten, 
auf Haltftationen die BahnhofsInfpeftoren oder Verwalter, auf 
Haltplägen die Ginnehmer, und bei Verhinderung der lezteren 
die Zugmeifter felbft die Ankunft und den Abganf des Zuges 
in den von dem lejteren zu führenden Stundenpaß nad) defjen 
Cursuhr einzutragen ?). 


$. 161. 


d) Kefondere polizeiliche Sicherheitsmaasregeln gegen äußere Gefährdungen 
der Transporte überhaupt. 

Zu Sicyerftellung der Eifenbahntransporte gegen Gefähr: 
dungen beftehen, außer den früher erwähnten Vorkehrungen 
zu Unterhaltung ver Eifenbahnbauten, jowie der Dampf- und 
Zransportwagen, der hiefür befonders wichtigen Begehung und 
Unterfuhung der Bahnanlagen vor jevem Zuge, und den eben- 
zuvorgedachten Vorſichtsmaasregeln während ver Fahrten, nod) 
einige weitere in der Natur jener begründete eigenthümliche, 
jedod mehr öffentlihe, immerhin aber noch dem Gebiet der 
Eifenbahnverwaltung ſelbſt angehörige Anordnungen; es ſind 
dieß, abgeſehen von den gegen unmittelbare Gefährdungen des 
Eiſenbahntransportes feſtgeſetzten gerichtlichen, ſomit dem ge— 
richtlichen Strafrecht angehörenden Strafbeſtimmungen, aber 


— — — 


1) Ungedr. Erl. der E.B.C. vom 8. Jan. 1848; D. A. f. d. Wagens 
wärter, $. 5. 

2) D. a. Erl. ver E.B.G. vom 22. Oct. 1850. 

3) DA. f. d. Bahnh. Inſp., $. 8; desgl. f. d. Zugmſtr., $. 10, 
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in näherem Zufammenhang damit mehrfache eigentliche polis 
zeiliche Vorfchriften, die fogenannte Bahnordnung, und eigene 
Anftalten zur Handhabung verfelben. 

I. Die eifenbahnpolizeilihen Vorſchriften an ſich fegen, 
je bei beftimmten Gelvbußen bis auf einen Betrag von fünf 
undzwanzig Gulden, und neben der Verbindlichkeit zum Erſatz 
des durch eine etwaige Uebertretung derſelben verurfachten be— 
fonderen Schadens, Folgendes zur Nachachtung feft: 

a) Ohne befondere Erlaubniß einer competenten Eifenbahn- 
ftelle warf Niemand die Bahn, viejenigen Theile ber 
Bahnhöfe, zu welden der Zugang nicht allgemein geftat- 
tet ift, und die übrigen Zubehörven der Bahn (Böſchungen, 
Dämme, Gräben, Brüden, Tunneld u. f. w.) betreten, 
und dafelbft fih aufhalten; die Ertheilung dieſer Erlaub— 
niß aber fteht den Betriebsbauämtern und den mit höherer 
Handhabung der Eifenbahnpolizei beauftragten Eifenbahns 
ftellen bis auf drei Tage, außerdem nur der Eiſenbahn— 
Commiſſion zu, und fol jeder Zeit nur auf dienftliche 
Zwede, auf Nothfälle, und auf PVerfonen, von welchen 
eine Beſchädigung nicht zu erwarten ift, befchränft werden. 

b) An denjenigen Stellen, wo Wegübergänge beftehen, welche 
als foldye bezeichnet find, darf die Bahn von Fußgängern, 
Reitern, und Fuhrwerfen nur dann überſchritten werben, 
wenn die Schlagbäume geöffnet find; dabei dürfen bie 
Fuhrwerfe nur im Schritt über die Bahn geführt werden ; 
kommen aber folcye gleichzeitig in einer größeren Anzahl 
an einem MWegübergang an, jo haben fie fid) nad) der 
Ordnung der Anfunft auf der rechten Seite der Straße 
aufzuftellen, und in der Orbnung, welche ver Bahnmwärter 
anmweist, über die Bahn zu fahren. Das Uebertreiben 
von Viehheerden darf erft gefchehen, nachdem von dem 
betreffenden Bahnwärter Erlaubniß hiezu ertheilt worden 
ift; der Treiber hat deshalb in einer Entfernung von 


c) 
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wenigftens fünfzig Schritten vor dem Schlagbaum Halt 
zu machen, und diefe Erlaubniß einzuholen. flüge, Eg- 
gen und andere Geräthe diefer Art, fowie Holzftämme 
und dergleichen Gegenftände dürfen nicht ohne unterlegte 
Schleifen Hinübergefhafft werben. Bei geſchloſſenen 
Schlagbäumen dürfen aber Fuhrwerfe, Reiter und Laft- 
thiere nur bis auf zwanzig Schritte der Bahn fidy nähern. 
Einen vorgeſchobenen Schlagbaum, eine Schugwehr oder 
eine fonftige Verfchlußanlage eigenmäctig zu öffnen oder 
zu befteigen, oder Etwas darauf zu legen, ift ftrenge uns 
terfagt. 

In der Nähe der Eifenbahn darf ohne hinreichende Auf- 
fiht dur Hüter Fein Vieh gemweidet werden; auch ift 
innerhalb dreißig Fuß von der Mitte des Bahndammes 
an gerechnet unterfagt, Getreide, Stroh, Heu, Oehmd, 
Flachs, Werg, Holz, Reifah, Spähne, oder fonftige leicht 
Feuer fangende Gegenftände auf offener Straße oder in 
freiem Felde aufzubewahren. 


d) Holz, Steine oder fonftige Sachen auf die Bahn zu legen 


e) 


oder zu werfen, die Bahn oder ihre Zugehörde, oder die 
zum Betrieb dienenden Mafchinen und Wagen, oder Ger 
bäude auf irgend eine Weife zu beſchädigen, oder Durch— 
läffe, Waffer-Abzugsgräben zu verftopfen, falfchen Alarm 
zu veranftalten, Signale nachzuahmen, Ausweich-Vorrich— 
tungen zu verrüden, oder andere Handlungen ähnlicher 
Art zu begehen, ift ausdrücklich verboten. 

Endlich befteht noch das ausdrückliche Verbot, leicht ent— 
züundliche Gegenftände, insbefonvere Zündhölzchen, Streich— 
fenerzeuge, Schießpulver u. dergl., heimlicher Weife oder 
unter unrichtiger Bezeichnung als Paſſagiers- oder Frachtgut 
zur Beförderung auf der Eifenbahn aufzugeben, oder ge- 
ladene Gewehre auf derjelben mit fi zu führen . 


1) B.D. vom 2. Octbr. 1845, Rbl. S. 390 ff.; vgl. Geſetz in Bes 
34 


Sggimann, Finanzrecht. I. 
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2) Die Auffiht über die Einhaltung der bahnpolizeilichen 
Vorſchriften liegt der Eiſenbahn-Verwaltung felbft mittelft 
ihrer eigenen Organe ob. In diefer Beziehung find vor Allem 
a) die Bahnmwärter innerhalb der ihnen zugewiejenen, mit 
befonderer Rüdfiht hierauf abgegränzten Bahnpiftrifte zu 
unmittelbarer Wirkfamfeit hiefür verbunden. Sie dürfen 
deshalb insbeſondere Niemanden, der nicht mit einer Erz 
laubnißfarte verfehen ift, dad Betreten der Bahn an 
anderen Stellen ald an den Wegübergängen geftatten. 
Legtere haben fie, foweit diefelben ihnen vermöge der Ab- 
gränzung ihres Bahndiftriftes hiezu zugewieſen find, je 
fpäteftens fünf Minuten vor der Anfunft eines Zuges zu 
Schließen, und nad) Paſſirung des legteren jogleich wieder 
zu öffnen. So lange dieſelben aber geſchloſſen find, dür—⸗ 
fen fie Niemanden das Ueberfchreiten der Bahn über fie 
geftatten; auch haben fie zugleich darauf zu ſehen, daß 
Fuhrwerke, Reiter, Laftthiere und Viehheerden in der vor- 
gefehriebenen Entfernung von den Schlagbäumen bleiben. 
Uebertreter der Bahnorbnung find von dem Bahnwärter 
der betreffenden Bahnftrede, wenn er diefelben fennt, oder 
von denfelben über Namen und Wohnort genügender 
Ausweis gegeben wird, auch die Lebertretung felbft nicht 
gefährlicher Art ift, fpäteftens innerhalb vierundzwanzig 
Stunden mittelft fchriftliher Meldung dem vorgefegten 
Bahnmeifter bei deſſen Beſuch auf der Strede, und in 
dringenden Fällen unter Beförderung jener durch die das 
zwifchen ftationirten Bahnwärter von Strede zu Strede an 
denjelben zur Anzeige zu bringen. Uebertreter, die er nicht 
fennt, oder von welden über Namen und Wohnort Feine 


treff der gerichtlichen Beftrafung derjenigen, welche den Transport auf 
Eifenbahnen gefährden, vom 2. Dctbr. 1845, Rbl. ©. 385 ff.; ungedr. 
Erl. der E.B.C. vom 21. Oetbr. 1850; Erl. derj. vom 13. Juni 1855, 
A.Bl. ©. 159. 
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glaubwürdige Auskunft ertheilt wird, hat er, wenn feine 

Strede bis zum Haltplag reicht, und fein Zug mehr vor- 

her zu erwarten ift, zum Bahnwärter zu begleiten, und 

ſofort hinfichtlid ihrer Webertretung münblid zur An; 
zeige zu bringen, im andern Ball aber mit einem Begleits 
ſchein, in welchem die Uebertretung kurz angegeben ift, 
entweder durch einen auf der Bahn befhäftigten Hülfs— 
arbeiter oder durch die dazwischen ftationirten Bahnwärter 
von Strede zu Strede zu dem Bahnmeifter begleiten zu 
laffen. Uebrigens ift ven Bahnmwärtern noch ausdrücklich 
zur Pflicht gemacht, Webertretungen der Bahnorbnung 
immer durch zeitige Warnung oder Belehrung möglichft 
zu verhindern, und erft dann in der vorgebacdhten Weiſe 
weiter einzufchreiten, wenn jenes ohne Erfolg, oder eine 

Uebertretung unabhängig hievon vollbracht worden ift D. 

b) Die Bahnmeifter haben von den Hebertretungen der bahn- 
polizeilichen Borfchriften, wie folhe entweder von ihnen 
felbft wahrgenommen oder ihnen durch die Bahnmwärter 
gemeldet werden, je demjenigen Bahnhofinfpeftor, welchem 
ihre Bahnabtheilung in polizeilicher Beziehung zugetheilt 
ift, zum Zwed der Unterfuhung und Beftrafung auf ge 
eignete Weife Anzeige zu machen ?). 

c) Die vorgedachte Thätigfeit der Bahnmwärter und Bahn: 
meifter ift endlich auch noch von dem betreffenden Be 
trieb8-Bauinfpeftor zu beauffichtigen *). 

3) Die Unterfuhung, fowie die Beftrafung von bahn. 
polizeilichen Uebertretungen fommt in leichteren Fällen bie zu 
einem Strafbetrag von ſechs Gulden den einzelnen Bahnhof: 
infpeftoren im Umfang ihres Bahnhofes und der ihnen in 


1) D.A. f. d. Bahnmärter, $. 6, 7, 11. 
2) DA. f. d. Bahnmeifter, betreffend die Handhabung der Bahnpo- 
lizei, vom Septbr. 1848, $. 8. 
3) DAN. für die BahnzIngen., $. 14. 
34 * 
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jener Beziehung zugetheilten Nebenftationen nnd Bahnabthei- 
lungen zu. Schwerere Verfehlungen mit Strafen bis zu fünf- 
undzwanzig Gulden find dagegen von jenen nad) der von ihnen 
gepflogenen  Unterfuhung dem betreffenden Bezirfspolizeiamt 
zu übergeben, welches fofort unter dem nachbemerften Vorbe— 
halt die dießfallfige Unterfuhung zu vollenden, und innerhalb 
jened Strafmaaßes zu erledigen hat. Gegen beiverlei Straf- 
verfügungen geht der Refurs an die Eifenbahn - Kommilffton 
nad Maasgabe der allgemeinen gefeglihen Normen in Ber 
treff des außergerichtlihen Strafrecurfes. Uebrigens kann in 
allen Fällen einer Uebertretung von eifenbahnpolizeilichen Vor— 
fchriften, wo es ſich nicht um gerichtliche Beftrafung handelt, 
der Angefchuldigte in Anfehung der Strafe dem Ausfprud 
des betreffenden Bahnhofinfpeftors ſich unterwerfen; gefchieht 
diefes, jo hat legterer ein Protofoll aufzunehmen, welches die 
Art der Uebertretung, die für begründet erachtete Strafe, vie 
jene Unterwerfung betreffende Erklärung des Angefchuldigten, 
fowie eine Nachweiſung darüber enthält, ob biefer die Strafe 
wirklich erlegt oder hiefür hinreichende Sicherheit geleiftet habe; 
unterwirft ſich aber ein Angeſchuldigter diefem Fürzeren Ver: 
fahren nicht, jo hat er, wenn er ein Ausländer ift und ein 
förmliches Verfahren nit abwarten kann, wenigftens vor; 
läufig die von dem Bahnhofinfpeftor für begründet eradhtete 
Strafe zu hinterlegen over genügende Sicherheit hiefür zu ftellen, 
Auh kann fi der Angefchuldigte Hinfichtli der Unterfu- 
hung nur dem Berfahren des Bahnhofinfpeftors unterwerfen, 
worauf das Bezirföpolizeiamt, wenn es anders in dieſer Ber 
ziehung Nichts zu ergänzen findet, auf jene hin zu erfennen 
hat, vorbehältlich der vorbemerften Sicherheitömaasregel hin- 
fihtlih des Strafbetrages )). 


1) O. a. Geſetz vom 2. Oftbr. 1845, Art. 58. 
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e) Zicherfiellung der Zransportgebühren überhaupt. 


Zu Sicherftellung der von ber Eiſenbahn-Verwaltung für 
die von ihr übernommenen Transporte zu beziehenven verſchie— 
denen regulativmäßigen Gebühren find vor Allem 

1) die zur unmittelbaren Beforgung der Transporte aufs 
geftellten Diener ausdrüdlid auf das Strengfte und bei Ver; 
meidung fehwerer Strafe verpflichtet, Feine Art von Transport: 
gegenftänden anderd als auf vorfchriftsmäßige Legitimation, 
beziehungsweife Ueberweifung derſelben hiezu, zu jenem zu 
übernehmen !). 

2) Soweit demgemäß ſolche Gebühren auf den einzelnen 
Eifenbahnftationen im Lande zum unmittelbaren Bezuge an— 
fallen, alfo namentlid mit Ausnahme der Taren für Extra— 
züge und für die Beförderung von Eftafetten-Depefchen, welche 
an die Eifenbahn-Eafje bei der Beftelung vorausbezahlt werben 
müſſen?), find diefelben der Regel nach hier durch die daſelbſt 
für die Annahme und Abfertigung der betreffenden Arten von 
Transportgegenftänden aufgeftellten Beamten je in der hiefür be: 
ſonders vorgefchriebenen Weife, und joweit hiebei das Gewidht in 
Betracht fommt, auf den Grund einer genauen Verwiegung ders 
jelben, für welche auf allen Eifenbahnftationen Brüdenwaa- 
gen fi) befinden, und eine von Zeit zu Zeit wiederkehrende 
Revifion von diefen durd "einen eigenen Majdiniften ange- 
orbnet ift 3), einzubringen. und mit eigens vorgefchriebenen 
Nachweiſen mittelbar oder unmittelbar an die Eifenbahncaffe 
abzuliefern %). Im Allgemeinen, alfo abgejehen von ven vor: 


1) DA. f. d. Gond., $. 6; bei. gedr. Vorſchriften für dienſtliche 
Sendungen auf der Eifenbahn vom Juni 1854, $. 4, 5. 

2) D. a. Verf. des Fin.Min. vom 28. Juli 1852. 

3) Erl. der E.B.C. vom 20. DOftbr. 1854, ABl. ©. 389. 

4) DA. f. d. Bahnh.-Eaſſiere, $. 1, 10; desgl. f. d. Oberſchaffner, 
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gedachten bejonderen Vorfchriften für die einzelnen Arten von 
Transportgebühren, beftehen nun aber hiefür zu Sicherung 
der legteren überhaupt folgende eigenthümliche Einrichtungen: 

a) Alle Erhebungsbeamten’haben (feit neuerer Zeit), je nad 
dem Umfang ihres Wirfungsfreifes und der vermöge 
desfelben bei ihnen anfallenden Transport » Einnahmen, 
eine entfprechende Dienftfaution von zweihundert bis fünf- 
hundert Gulden und mehr in allgemein vorgefchriebener 
Weiſe zu ftellen !). 

b) Die unmittelbare Einbringung felbft darf nur in den aus— 
drücklich als Fursfähig bezeichneten Gold» und Silbermün- 
zen, mit Beachtung der hinfichtlich erfterer halbmonatlidy 
von der Eiſenbahn-Commiſſion auszugebenden Eurszet- 
tel 2), fowie in gutem inländifhem und badiſchem PBapier- 
geld 3) bewerfftelligt werben. 

c) Behufs einer, zugleich rüdfichtlih der möglichften Ermäßi- 
gung des umlaufenden BetriebscapitalsErforberniffes für: 
den Eifenbahnbetrieb erwünfchten, zeitigen und vollftändi- 
gen Bereinigung der wirklich fi ergebenden Transports 
gebühren-Einnahmen in der Eifenbahncafje, find diefelben 
von den betreffenden Erhebungsbeamten nicht allein jeder 
Zeit, vorbehältlid der bei Güterabfertigungsftellen zur 
Bezahlung von Nachnahmen, befonderer Beftimmung im 
Einzelnen zufolge, zugelafjenen Vorräthe, foweit jene eine 
Caution von zwei bis dreihundert Gulden geftellt haben, 
fobald der Caſſenbeſtand Hundert Gulven erreiht, nad 


6. 1, 20; desgl. f. d. Güterabfertigungsftellen, F. 1, 54; desgl. f. b. 
Ginnehmer, $. 1, 9, 31. 

1) Erl. der 3.6. vom 20. Mai 1854, ABI. ©. 188. 

2) D. a. Transport-Ordnung vom Decbr. 1853, $. 63; Erl. der 
@.3.6. vom 10. Juli 1856, AB. ©. 234. 

3) Erl. der &,B,G. vom 3. Juni und 9, Decbr. 1856, AD. ©. 
188, 374, 
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einer Cantionsftellung bi8 auf fünfhundert Gulden und 
mehr bei einem Gafjenbeftande von zweihundert Gulven, 
und im Fall eine Bautionsftelung gar nicht ftattgefunden 
hat, jchon bei- einem Caſſenbeſtande von fünfzig Gulden, 
am Schluffe jeven Monats aber, mit Ausnahme ber Ein- 
nahmen vom Gütertransporte, welde nur je am Ende 
des Verwaltungsjahres völlig ausgeglichen werden müf- 
fen, vollftändig. unter Getrennthaltung der Gold» und 
Silbermünzen, fowie des Papiergelves abzuliefern !), fon- 
dern fie find auch noch, von Monat zu Monat, mit Unterfcei- 
dung der Einnahmen vom Perfonen-, Gepäd-, Equipagen- 
und Viehtransport einer, und vom Gütertransport anderer 
Seits, und genauer Auseinanderhaltung aller dieſer ver: 
ſchiedenen Einnahmen nad ihrem wirklichen Betrage, 
ſowie dem über die Abjchlagslieferungen hievon fich ers 
gebenden Gafjenvorrath hieran, mittelft eigens vorgefchrie- 
bener förmlicher Rechnungen dem bei dem Eifenbahn-Gom- 
miffton niedergefegten Gontrolebureau gegenüber nachzu— 
weifen?).. Auf den Grund diefer Nachweiſe ift aber 
fodann durd) das ebengedachte Bureau ſowohl die wirkliche 
Einnahme an Transportgebühren jeder Art im Einzelnen 
und Ganzen von Monat zu Monat in eigenen überfichtlis- 
hen, zum näheren Beleg der Eifenbahncafje, fowie zur 
Gontrole der einzelnen Erhebungsbeamten dienenden Zu: 
fammenftellungen zu berechnen, als aud, die rechtzeitige 
Ablieferung der Gafjenbeftände zu überwachen 3), und 
außerdem ven den einzelnen Erhebungsbeamten bezirks— 
weife vorgejegten Bahnhofinfpektoren je Hinfichtli der 


1) D. a. Erl. der E.B.C. vom 20. Mai 1854, 3. Juni und 10. Juli 
1856; ungebr. Erl. derj. vom 16. Septbr. 1850. 

2) D. a. Erl. ver E.B.C. vom 20. Mai 1854; Erl. derf. vom 16. Juli 
1855, A.Bl. ©. 179; desgl. vom 21. Zuli 1857, A.Bl. ©. 216 ff. 3.1, 2, 

3) E. a. Erl. der &,B,6. vom 16. Juli 1855, 
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einzelnen Arten von Trandporteinnahmen und ihrer ord⸗ 

nungsmäßigen Ablieferung eine bejondere Gontrole jener 

mittelft eines je innerhalb drei Monaten einmal unver: 
muthet vorzunehmenden Gafjenfturjes, und damit in Ber; 
bindung zu feßender gründlicher Unterſuchung des ganzen 

Caſſen- und Rechnungsweſens übertragen !). 

3) Rüdfichtlih der, zufolge der beftehenden Verbindungen 
mit auswärtigen Eifenbahnverwaltungen zu gegenfeitiger direfter 
Uebernahme von Berfonen oder von Gütern oder von beidem 
zum Transport, bei eben jenen für diefjeitige Rechnung zur 
Erhebung fommenden Transportgebühren befteht, wie rüdficht- 
lich der diefjeitd für jenfeitige Rechnung eingenommenen, im Al: 
gemeinen die Einrichtung, daß hinfichtlih ihrer und des etwa 
demzufolge fi ergebenden Guthabens regelmäßig von Monat 
zu Monat auf den Grund der hierüber beider Geits vorlie- 
genden, beziehungsweife wechjelfeitig einzuziehenden und mits 
zutheilenden, fofort aber diefjeitö bei vem Controlebureau näher 
zu prüfenden Belege und Nachweiſe, fomit hinfichtli der ein- 
zelnen Arten von Transport-Einnahmen je in der in leßterer 
Beziehung begründeten eigenthümlihen Weife von Seite der 
Eifenbahn-Gommiffion gegenfeitig Abrechnung gepflogen, und 
je nad) dem Ergebniß verfelben von ver Eifenbahncafje das 
biefjeitige Guthaben in Empfang genommen, oder das jenjei- 
tige binausbezahlt wird. 

$. 163. 
2) Cransport von Perfonen. 

Für den Transport von Perfonen, zu weldyem je mit Be- 
Ihränfung auf gewiffe Stationen auch eine direfte Annahme 
über die Gränze des bdiefjeitigen Eifenbahngebieted nad Ba— 
den, Baiern, der Schweiz, dem Gebiet des mitteldentfchen 


H Ungebr, Erl. der &B.G, vom 18, Aug. 1848, * Decbt. 1852, 
und 31. März 1853, 
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Eifenbahnverbandes, und nad Franfreih, fowie von da auf 
das biesfeitige herein zuläffig ift, beftehen, außer ven befon- 
deren für alle einzelne Stationdentfernungen nad) den 
Wagenklaſſen feftgejegten Transportgebühren-Regulativen, die 
bier nicht näher in Betracht Fommen fünnen, folgende eigen, 
thümlihe Einrichtungen : 

1) Die Annahme von Perfonen zur Beförderung ift im 
‚Allgemeinen, unter völligem Ausſchluß von Betrunfenen, und 
der Beichränfung anderer Perſonen, weldye durch ihre Nadybars 
ſchaft den Mitreifenden läftig werden fönnen, auf eigens für 
fie zu mierhende Wagenabtheilungen oder Zellen, der Regel 
nad nur bis fünf Minuten, und wenn ganze Wagen oder 
Wagenabtheilungen hiezu beftellt werden wollen, eine Bier- 
telftunde, auf Zwifchenftationen aber behufs der etwa hiezu 
erforderlichen Beftellung vierundzwanzig Stunden vor der 
Abfahrt des betreffenden Wagenzuges, auch hier überdieß mit 
Ausnahme des ebengedachten Falles nur bedingt, woferne 
noch unbefegte Pläge in dem durchfahrenden Zuge vorhanden 
find, zuläffig. Zur dießfallfigen Erinnerung find auf jeder 
Station beſondere Ölodenzeihen zu geben, das erfte zehn, 
das zweite fünf Minuten, und das dritte unmittelbar vor 
der Abfahrt. Dabei find für die die Mitfahrt beabfichtigen- 
den Perfonen in allen Stationsgebäuden befondere Wartzim- 
mer je eine halbe Stunde vor dem Abgang des betreffenden 
Zuges, und auf einzelnen wichtigeren aud) Reftaurationslofale 
zum Betrieb durch Pächter unter einer gewiffen Gontrole 
der lezteren rüdjichtlih der Preiſe eröffnet !). 

2) Behufs der fegitimation zur Mitbeförderung felbft find, 
ſoweit nicht eine ver nachbemerften Ausnahmen zufolge der 
Ertheilung einer Freifarte, oder zufolge der zu Gunften ein: 


1) O. a. Transp.Ordn. vom Dec. 1853, $. 3, 6, 12, 13; rl. ver 
6.2.6, yom 12, Jan, und 7, April 1855, A.Bl. ©. 13, 86. 
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zelner Zwede der Staatöverwaltung beftehenden beſonderen 
Beftimmungen eintritt, auf der Abgangsftation an dem das 
felbft hiezu angebrachten Schalter Fahrbillete für vie bes 
treffende Fahrſtrecke, und wenn folde fomweit nicht abge- 
geben werben, bis zu derjenigen Hauptftation, wo foldyes 
der Fall ift, gegen die regulativmäßige Gebühr zu löfen, ohne 
daß hiebei, den Fall einer Unterbrechung oder des Unterblei- 
bens der ganzen Fahrt wegen eingetretener Hinderniffe aus- 
genommen, ein Anfprud auf theilweife oder ganze Zurüds 
erftattung vorbehalten wird, Die auf einzelnen beveutenderen 
Stationen aufgeftellten Thürfteher haben hiebei für Erhaltung 
der Ordnung, insbefondere für Abwendung von Gedränge 
zu forgen. Jene Fahrbillete find, neben Bezeichnung der 
Fahrftrede, ver Fahrtgebühr, und der Wagenclafje, noch je 
nad der lezteren, und jenachdem die Strede innerhalb ver 
Gränzen der biesfeitigen Bahn oder über diefe hinaus liegt, 
je durch eigene Farben ausgezeichnet, und gelten je nur für 
den betreffenden unmittelbar vor der Abgabe mittelft einer 
eigenen Preſſe darauf zu drudenden Tag, mit Ausnahme 
derjenigen nach gewiffen ausländifchen Stationen, welche ihre 
Gültigkeit theild nocd auf den andern Tag, theild noch länger 
behalten. Die zu dem Ende auf den einzelnen Stationen 
erforderlihen Billete find von den betreffenden Beamten 
dafelbft je nad dem muthmaslihen Bedarf rechtzeitig unter 
Einjentung einer Befcheinigung hiefür bei dem Eontrolebureau 
abzuverlangen, und nad) dem Empfang von dba fofort 
forgfältigft unter Haftung für deren Werthsbetrag wie für 
anvertrautes baared Geld, aufzubewahren, bei dem Gontrole- 
bureau aber mittelft eigener Regifter nad; jener Beitellung 
und Abgabe genau nachzuweiſen. Der wirkliche Abfag an 
Billeten ift auf den einzelnen Stationen fortwährend fo in 
Ueberfiht zu halten, daß vor dem Abgang jeden Zuges dem 
Zugmeifter die Zahl der Mitfahrenden nad den Wagenclaffen 
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angegeben werben kann, aud alsbald nad dem lezteren in 
einem eigenen Werfaufsregifter, und nebendem hinſichtlich der 
hiedurch erzielten Einnahme in einem eigenen weiteren Regi- 
fter zu bemerfen. Zu näherer Nachweiſung und Rechenſchafts— 
Ablegung über den Fortgang und die Ergebniffe des Berfau- 
fes der höheren Behörde und der unter dieſer nievergefegten 
Gentralcafje gegenüber aber ift eines Theild am Schluffe 
jedes Tages unter Abſchluß des vorgedachten Verkaufsregiſters 
der täglihe Geldertrag aus verkauften Billeten je in einem 
eigenen nad allgemeinen Grundfägen anzulegenvden Caſſen— 
Tagbudy einzutragen, andern Theild am erften Tage jeden 
Monats die Stüdzahl der in dem eben abgelaufenen in Ein- 
nahme gefommenen und die der hievon verkauften Billete jeder 
Art, fowie der über Abzug der lezteren und ver etwa als 
unbraudhbar wieder zurüdzugebenvden fid ergebende Reſt an 
folhen zu berechnen, und mit dem wirklihen Borrath zu ver: 
gleichen, das Ergebniß hievon aber fofort in einem beſonde— 
ren Billets-Einnahmeregifter zu bemerfen, und mittelft Ein- 
fendung eines Auszuges aus dem lezteren dem Gontroleburean 
anzuzeigen. Hiebei ift, woferne die Zahl der empfangenen 
Billete nad Abzug von der der verfauften und ver als un- 
brauhbar wieder zurüdgegebenen durch den wirflihen Vorrath 
nicht vollftändig ausgeglihen wird, der MWerthöbetrag des 
Abmangeld von dem verantwortlihen Beamten fogleih zu 
erfegen, während ihm für einen etwaigen Ueberſchuß eine 
Vergütung nicht zufommt. Auch ift der vorhandene Norrath 
nun als erfte Billets-Einnahme vom neuen Monat in das 
Billet-Einnahmeregifter für lezteren einzutragen )). 


1) D.A. f. d. Thürfteher, $. 2, 3; desgl. f. d. Bahnh.Eaffiere, 
$. 3—11; desgl. f. d. Ginnehmer, 3—10; vo. a. Transp.Ordnung vom 
Der. 1853, $. 1, 4, 9; bei. gebr. Anweifung ber &,B.G. für die unmit- 
telbare Beförderung von Perfonen u. f. w., zwifchen ben württemb. und 
auswärtigen Gifenbahnen, gültig vom 1. Det. 1853 an, $. 1-7; bei. 
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3) Die Ertheilung von Freifarten ift, theils im unmit- 
telbaren, theils im mittelbaren Intereffe des Eifenbahnvdienftes, 
nicht allein an gewifje Perſonen im Lande, fondern aud an 
folhe vom Auslande je unter gewiffen Vorausfegungen und 
in einer beftimmten Weife zuläffig. 

Von inländischen Perſonen find von der Eifenbahntare 
vor Allem aus dienftlihen Nüdfichten befreit eines Theils ohne 
alle Beihränfung auch hinſichtlich des Neifegepädes einmal 
ber Finanzminifter, der Minifterialveferent in Eifenbahnfadhen, 
und der Kanzleivireftor des Minifteriums, weldhe zu dem 
Ende von dem Minifter, fodann der Worftand und die Col— 
legialmitgliever der Eiſenbahn- und der Poſt-Commiſſion, 
welche von der erfteren je auf unbeftimmte Zeit Freikarten 
erhalten, andern Theils, je mit Befchränfung auf den Dienfts 
bezirf und bis zu der nächſten Station außerhalb desſelben, 
die Betriebsbaubeamten und deren ftändige Gehülfen, vie 
Bahnhofinfpeftoren, und die Bahnmeifter, welche hiezu ins— 
gefammt feiner befonderen Karten bevürfen. Außerdem fünnen 
aber au anderg Beamte und Bedienftete ſowohl ber Eifen- 
bahn, al8 aud der Poſt- und Telegraphenverwaltung bei 
dienftlihen Verſendungen zu tarfreier Beförderung, einjchließ- 
lich fünfzig Zolpfund Gepäd, zugelafjen werben; fie bevürfen 
aber hiezu jedesmal befonderer Freifarten, welde, mit Aus— 
nahme des den Bahnhofinfpeftoren und ven Betriebsbaubeamten 
unmittelbar untergeorbneten Perſonals, durch den Borftand 
der Eiſenbahn-Commiſſion, jenem weiteren Perfonal aber 
durch ihre Vorgefegte auszuftellen find, zu welchem Zwede 
diefe nad Bedarf Freifarten von beftimmtem Formular von 
der Eifenbahn-Gommiffion zugeftelt erhalten, und über die 


gebr. Inſtr. der &.B.G. für das Verfahren der Gijenbahnftellen bei dem 
Derfehr mit dem mitteldeutjchen Eifenbahnverbande vom 9. Mai 1854, 
$. 1-11; o. a. Erl. der E. B.C. vom 21. Juli 1857, $. 5, 6. 
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davon ausgegebenen fortlaufende Berzeichniffe zu führen, 
auch diefe von Halbjahr zu Halbjahr jener vorzulegen haben . 
Sogar zu bloßen Urlaubsreifen, deren Nothwendigfeit nadj- ° 
gewiefen wird, fünnen untergeordneten Beamten und Dienern 
der Eiſenbahn-⸗, Poft- und Telegraphenverwaltung auf vor 
gängiges Anfuhen Freikarten für ihre Perſon auf beftimmte 
Zeit ertheilt werden, und zwar ift zu diefer Ertheilung zu 
Gunften von Eifenbahn-Beamten und Dienern der Vorftand 
der Eifenbahn-Commiffion unter Führung und halbjähriger 
Vorlegung eines fortlaufenden Verzeichnifjes hierüber ermäch— 
tigt, wogegen fie zu Gunften Anderer der Genehmigung des 
Minifteriums bedarf ?). 

Bon ausländifhen Perfonen haben vor Allem vermöge 
einer befonderen dießfallfigen Vereinbarung im deutichen Eifen- 
bahnvereine die Mitglieder fammtlicher zu demjelben gehörigen 
Direftionen, und die unmittelbar unter den lezteren Dienfte lei- 
ftenden Oberbeamten wie auf allen zum deutſchen Eifenbahns 
vereine gehörigen, fo auch auf den württembergifchen Bahnen 
freie Fahrt in beliebiger Wagenclafje, nebft vem Recht auf unent— 
gelvliche Beförderung von Reifegepäd ohne Beſchränkung auf 
ein Marimum, und es find zu dem Ende für alle demgemäß 
zur Sreifahrt berechtigte Perfonen Freifarten von beſonders 
vorgefchriebener Form, ohne deren Vorzeigung die Freifahrt 
nicht zuläffig ift, von dem Berein ausgefertigt, und eintres 
tenden Falls auszufertigen, wie aud eigene Berzeichniffe 
hierüber zur allgemeinen Kenntnißnahme des Eifenbahnperjo- 

1) Ungedr Berf. des Fin.Min. vom 11. März 1846; ungebr. Erl. der 
E.B.C. vom 23. März 1846; bei. gedr. Erl. derf. in Betreff der Bes 
freiung von der Fahrtare vom Sept. 1846; bef. gedr. Verf. der Gentrals 


behörde für die Verfehrsanftalten vom 3. Sept. 1851, 3. 9; Erl. derf. 
vom 30. Mai 1854, A.Bl. ©. 203. 

2) Ungedr. Berf. des Fin.Min. vom 16. März 1852; ungedr. Erl. 
der E.B.C. vom 19. März 1852; o. a. Verf. der Gentr. Behörde für die 
Derfehrsanftalten vom 3. Sept. 1851, 3. 9, 10, 
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nales ausgegeben ), welche rüdfichtlich der. darin eintretenden 
vielfachen Aenderungen nad) Bedürfniß von Zeit zu Zeit eine 
neue Redaktion erhalten ?), Hinfichtlid weiterer Aenderungen 
aber, nah Maasgabe der von der Eifenbahn-Eommiffien 
jedesmal hierüber im Amtsblatt zu erlaffenvden Befanntma- 
chungen, bei den Hauptftationen zur eigenen Kenntniß und 
zur Juſtruirung des Fahrperfonales zu ergänzen find). So— 
dann ift vermöge einer weiteren Vereinbarung im mittelvent- 
ihen Eifenbahnverbande den fämmtlihen Beamten und Be- 
bienfteten der bei dem lezteren betheiligten Berwaltungen 
gegenfeitig und fo denn aud; auf der württembergifchen Bahn 
freie Fahrt nebft fünfzig Zollpfund Freigepäd in dem Ball 
zu gewähren, wenn viefelben ſich ausmweifen, daß fie eine 
Dienftreife machen, beziehungsweife in derſelben begriffen find, 
und in biejer Beziehung ven Bahnhofinfpeftoren und Vers 
waltern die Weifung ertheilt, die bei ihnen in foldhen Fällen 
verlangten Freifarten auszuftellen, und in das oben ſchon gedachte 
Verzeichniß abgegebener Freikarten einzutragen ). Endlich ift 
ber Borftand der Eifenbahn-Commiffton auch noch ermächtigt, 
Eifenbahnbeamten anderer auswärtiger Staaten, welde ein 
Gleiches beobashten, Freikarten zur Befahrung und Befihtigung 
der Bahn auszuftellen, die Abgabe von Freifarten an andere aus— 
gezeichnete Fremde aber dem Finanzminifterium, unter Freilafjung 
des Gepäds ohne Beichränfung auf ein Marimum, vorbehalten®). 

4) Zu Gunften anderer Zwede der Staatöverwaltung 


1) Bei. gedr. Berf. der E.B.E. in Betreff der Freifarten für die 
zum deutſchen Eijenbahnverein gehörigen Eifenbahnen vom 29. Juli 1850, 

2) ©. die neuefte Belanntm. der EB.E. vom 14. Mai 1856, 
AB. ©. 141. 

3) Bergl. eine neuere Befanntm. der E.B.C. vom 27. März 1857, 
AB. ©. 77. 

4) El. der &B.E. vom 19. Mai 1854, A.Bl. ©. 187. 

5) DO. a. Berf. des Fin.Min. vom 11. März 1846; o. a. Erl. der 
E.B.C. vom 23. März und vom Sept. 1846, und vom 30. Mai 1854, 
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ift eine Benügung der Eifenbahnen je unter eigenen Beftim- 
mungen eingeräumt für Militärtransporte, für die Landjägers 
mannſchaft, und für Gefangenen-Transporte. 

Der Kriegsverwaltyung ift eine Benügung der Perfonens 
transport-Einrichtungen der Eifenbahn zur Beförderung von 
ganzen Truppenabtheilungen in jeder Stärfe, wie von eins 
zelnen im Dienfte verfchidten over in größerer Anzahl aus 
Urlaub einberufenen Unteroffizieren und Soldaten, nebft dem 
in den Perfonenwagen unterzubringenden Gepäd und Waffen, 
mittelft der gewöhnlichen oder beſonderer Wagenzüge je zu 
gewifjen ermäßigten Taren eingeräumt, infoferne, abgejehen 
von außerorventlihen Fällen, der regelmäßige Bahnpienft 
feine Störung hiedurch erleivet. E8 find zu dem Ende in 
jedem einzelnen Falle je von den ausdrücklich hiezu als befugt 
bezeichneten Militärbehörden zu einer Beförderung mittelft der 
orventlihen Wagenzüge eigene Ausweife in vorgejchriebener 
Form augzuftellen, und derjenigen Eifenbahnftelle, bei welcher 
die Beförderung verlangt wird, zeitig zu übergeben, von biefer 
aber dafür gegen Empfangsbefcheinigung die zum Transport. 
erforderlichen gewöhnlichen Fahrbillete auszufolgen, etwa erfor— 
verliche außerorventliche Züge dagegen mittelft befonverer fchrift- 
licher, ebenjener Eifenbahnftele zu übergebenvden, und von 
hier aus der Eiſenbahn-Commiſſion vorzulegenden Anſuchen 
zu verlangen, und bie einen wie die anderen Ausweife der 
Eifenbahncafje feiner Zeit bei Ablieferung der Transports 
Einnahmen ftatt des, jenachdem die demgemäß an die Kriegs— 
verwaltung erwadjene Gebührenforderung von lezterer alsbald 
an die betreffende Eifenbahnftelle berichtigt worden ift oder 
nicht, theilweife oder ganz fehlenden Geldbetrages zu Eins 
bringung der bei der Kriegsverwaltung etwa noch ausftehen- 
den dießfallfigen Forderung beizuſchließen ). 


1) Bei. gedr. Borfchrift für die Behandlung von Militär-Trans- 
porten, ohne Datum. 
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Dem Landjägercorps ift eine Benügung der Eifenbahn 
in ganz ähnlicher Weife zugeftanten zur Beförderung einzelner 
im Dienfte verfchidten oder einberufenen Stationsfomman- 
danten und Landjäger, je mit der Befugniß, Tornifter und 
Waffen ohne Befegung eines zweiten Platzes durch folche 
mit fi in den Wagen zu nehmen !). 

Behufs des Gefangenen-Transported auf der Eifenbahn 
ift täglih, mit Ausnahme der Sonn-, Feſt- und Feiertage, 
von den beiden Endpunften der Eifenbahn, Heilbronn und 
Trievrihshafen aus ein zur Aufnahme von zwölf bis acht— 
zehn Perfonen hinreichenver, wohlverſchließbarer Raum, Ges 
fangenenwagen, beizugeben, deſſen fi ſodann die einzelnen 
Oberämter, fowie einzelne außerorventlicher Weiſe befonders 
hiezu ermächtigte Schultheißenämter zu jenem Zwecke bevienen 
fonnen. Dabei ift diefem Wagen von ber Ausgangs- 
ftation aus zur Bewachung des gefammten Gefangenen-Trang- 
ported in der Regel ein, und nöthigenfall8 noch ein weiterer 
Begleiter mit einer von der abjendenden Behörde aufzuftel- 
lenden eigenen Legitimationsfarte beizugeben, und leztere immer 
von dem Hauptbegleiter dem Bahnhofinfpektor der Enpftation 
abzugeben; ven auf die Eifenbahn zum Transport fommenden 
Gefangenen aber find je von den abgebenden Behörven 
eigene FBahrfarten in befonveren von der Kanzlei des Minis: 
fteriums des Innern zu beziehenden gedrudten Formularen 
augzufertigen, auf deren Grund ihre Uebernahme allein ex 
folgen darf, und weldye der Begleiter des Gefangenenwagens 
für ſämmtliche auf der ganzen betreffenden Fahrt transportirte 
Gefangene zu jfammeln, und je ven Eifenbahnbeamten ver- 
jenigen Stationen zuzuftelen hat, auf welchen vie betreffenden 
Gefangenen den Bahnzug verlaffen. Die auf dieſe Weife bei 





1) Bei. gedr. Beftimmungen der &.B.E. wegen Benüßung der Eifens 
bahn durch die Landjägermannjchaft für dienſtliche Zwecke, vom Juni 1850, 
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den End- und der Unterwegsftationen ſich fammelnden Aus— 
weife und Fahrkarten find aber von den betreffenden Beamten 
von Monat zu Monat der Eifenbahn-Commiffton behufs ver 
Berehnung und Einbringung der demzufolge an das Mini- 
fterium des Innern zu forbernden regulatiomäßigen Trans; 
portgebühren einzufenden I). 

5) Bei der wirklichen Bewerfftelligung des Transporteg ift 
den Reifenden die Befteigung der Wagen nur folange, bis 
das lezte Zeichen zur Abfahrt gegeben wird, und das Aus: 
fteigen erft dann, wenn der Zug ganz ftillfteht, je an be- 
ftimmten hiezu bezeichneten Stellen geftattet; auch ift Lezteres 
auf den Fleineren Zwifchenftationen für Durdhreifende bei 
Verluft des Rechtes zur Weiterfahrt ganz unterfagt; im Ueb— 
rigen find die Reifenden zur Verhütung von Gefahren, fowie 
zur Entfernthaltung von Beläftigungen für die Mitreifenden, 
und zur Erhaltung der Ordnung überhaupt an gewiſſe Ver: 
haltungsvorfchriften in den Wartfälen und während der Fahrt 
gebunden, worüber in lezterer Beziehung die Condukteure in 
Gemeinschaft mit dem Zugmeifter zu wachen haben ?). 

6) Behufs der erforverlichen Controle hinſichtlich der 
Fahrtberechtigung der einzelnen Reifenden liegt den Conduk— 
teuren unter unmittelbarer Auffiht der Zugmeifter, ver aus— 
drücklichen Verbinplichfeit zum doppelten Erfag der in Folge 
einer dießfallfigen Vernachläſſigung oder Begünftigung von 
ihrer Seite etwa entgangenen Fahrgelver, und bei Strafe der 
Dienftentlaffung in dem Wiederholungsfalle von Lezteren ob, 


1) Bei. gedr. Vorfchriften der Minifterien des Innern und der Fir 
nanzen über die Oefangenentransporte auf der Gifenbahn vom 30. Mai 
1851; Erl. der E.B.C. vom 25. April, 22. Sept. und 22, Nov. 1856, 
ABl. ©. 112, 295, 365. 

2) Näheres hierüber ſ. in der o. a. Transp. Ordn. vom Der. 1853, 
$. 10—12, 16—19, 21—26; DA. f. d. Cond. $. 7; desgl. f. d. Zug: 
meilter, $. 5. 

Hoffmann, Finanzrecht. I. 35 
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je nad) der Abfahrt von den einzelnen Stationen die Fahrbillete 
der dafelbft neu eingeftiegenen Reiſenden in ven ihnen zuge: 
wiefenen Wagen zu repidiren, wenn fie hiebei richtig erfunden 
werden, mit Ausnahme der für längere Zeit gültigen Frei- 
farten, in für die einzelnen Züge eigens vorgefchriebener 
Meife zu coupiren, aud) je auf der Strede vor der Enpftation 
der einzelnen Reiſenden diefen abzunehmen, nad) vollendeter 
Fahrt aber fammtliche demzufolge den Neifenden abgenomme- 
nen Fahrbillete dem Zugmeifter nad Stationen und Wagen- 
clafjen geordnet einzuhändigen, von welchem fie fofort jpäte- 
ftend am Morgen des folgenden Tages vor der eriten Fahrt dem 
Eontrolebureau zu übergeben find; nur die nad) entfernteren 
auslandifhen Stationen gelösten Billete, fowie diejenigen 
nad ſolchen Stationen, welde an dem Tage der Löfung 
nicht mehr erreicht werden fünnen, ſowle die nicht auf be— 
ſtimmte Zeiten und Orte beſchränkten Freikarten ſind den 
Reiſenden bei dem Abgang von der Bahn zu belaſſen, die 
erſtgedachten jedoch theilweiſe nur nach vorgängiger Abnahme 
der daran angebrachten Coupons für die zurückgelegte Bahn— 
ſtrecke, und unter Ablieferung lezterer gleich den Billeten. 
Vermag ein Reiſender über den Beſitz des erforderlichen Bil— 
letes ſich nicht auszuweiſen, ſo hat er bis zu der Station, 
wo er ausſteigt oder Zeit erlangt, ein Billet für die Weiter— 
fahrt zu löfen, dem Zugmeifter die doppelte Fahrgebühr gegen 
Einhändigung von befonderen Beiheinigungsfarten für den 
Betrag derjelben zu erlegen.- Will ein Reifender aber feine 
Fahrt weiter als bis zu der in dem von ihm zunächſt gelösten 
Fahrbillet bezeichneten Station fortfegen, fo fteht ihm dieß 
auf eine der Anfunft auf lezterer vorgängige Anzeige gegen 
gleihe Entrihtung der einfachen Fahrtaxe bis zu der nächſten 
Hauptftation, auf der er ein orbentlihes Billet löfen Fann, 
an den Jugmeifter zu, und ebenfo fteht es einem Reiſenden 
frei, während der Fahrt gegen Bezahlung des Preifes eines 
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Billetes der dritten Wagenclaffe in die nächft höhere Wagenclaffe 
überzugehen. Die Zugmeifter erhalten zu dem Ende für jede 
Fahrt von dem Gontrolebureau eigene Fahrbillete in der ers 
forderlihen Anzahl, welche fofort nad) einer Löfung bei ihnen 
für die vorgedacdhten Zwede ganz derjelben weiteren Cortrole- 
Behandlung, wie andere Fahrbillete unterliegen, und über 
welche fie unter Ablieferung des dafür erhobenen Geldbetrages 
an bie Eifenbahncaffe tägliche Nachweiſe an das Controle— 
bureau zu liefern haben. Den Conducteuren ift dagegen bie 
Erhebung von Fahrgelvern ftrenge unterfagt !). 

7) Die Einnahmen von Gebühren vom Perjonen-Trang: 
port find, foweit fie dem Bisherigen zufolge im Lande auf 
den einzelnen Stationen, alfo nit ausnahmsweiſe auf an- 
derem Wege zur Erhebung fommen, von den dortigen Erhe 
bungsbeamten einfach nah Maasgabe des in der ebenange: 
führten Weife controlirten Billeten-Empfanges und Verfaufes 
zu verrechnen und an die Eiſenbahn-Caſſe abzuliefern; joweit 
diefelben aber zufolge einer direkten Verfehre-Verbindung mit 
ausländischen Eifenbahnen auf dortigen Stationen für dieß— 
feitige Rechnung zur Erhebung fommen, find fie dem größe: 
ren Theil nad), gleich den diesſeits für die jenfeitige Rechnung 
erhobenen von hier aus, von dort aus einfah in ber 
Art einzubringen, daß bei den betreffenden Stationen nad 
Ablauf jeden Monats eine Zufammenftellung über das auf 
fremde Rechnung Erhobene gefertigt, und auf den Grund 
biefer und ihrer weiteren Gejfammt-Zufammenftellung fofort 


- 


1) D.A. f. d. Cond. $. 6, 7; desgl. f. d. Zugmiir., $. 6—8; 
ungedr, Erl, der E.B.C. vom 20. Juni 1848, und 12. Juni 1850; o. a. 
Erl. derf. vom Sept. 1846, und 20. Juli 1850; $. 6-8; o. a. Trans: 
port-Ordn. vom Der. 1853, $. 16, 20; o. a. Anw. vom 1. Ort. 1853, 
$. 9; o. a. Inftr. vom 9. Mai 1854, $. 12—14; Grl. der E.B.G. vom 
12. Jan. und 20. Febr. 1855, A.Bl. ©. 10, 48, und vom 15. Juli 1854 
ADB. ©. 291, 3. 1. 
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zwifchen ver diesſeitigen nnd ben betreffenden auswärtigen 
höheren Behörden Abrechnung gepflogen wird, zu deren Prü- 
fung empfangender Seits noch indbefondere die von den Con— 
duftenren abgenommenen und durch die Zugmeifter abgelies 
ferten auswärtigen Bahrbillete und Coupons dienen; nur 
gegenüber von den Verwaltungen des mitteldeutſchen Eifen- 
bahn-Berbandes befteht die eigenthümliche Einrichtung, daß 
die bireften Perfonenbillete auf tie dazu gehörigen auswär- 
tigen Bahnen durchaus bei einem gemeinfchaftlichen Controle— 
bureau in Erfurt angefertigt, ſodann von hier aus zunädft 
an die betreffenden Verwaltungen für die betreffenden ein- 
zelnen Stationen derjelben nad) Bedarf abgegeben, und auf 
den Grund hievon von Monat zu Monat Berechnungen über 
vie Bahrtgebührforderungen hergeftellt werben !). 


$. 164. 
3) Transport von Heifegepäc. 

Das Gepäck von Reifenden unterliegt, einjchließlid des 
vermöge beſonderer Frei- oder Legitimationsfarten Foftenfrei 
zu befördernden, injoweit, als dasſelbe nicht wegen fleinen 
Umfanges und eined Gewichtes von nur bis zu zehn Pfund 
von jenen frei in dem Perfonenwagen bei ſich behalten wers 
den darf, und wirflic demzufolge, oder auch bei größerem 
Gewichte, wie 3. B. Padete oder Säde mit Geld, bei wel 
hen foldhes den Reiſenden, goferne feine Beläftigung der 
Mitreifenden hieraus entfteht, gegen Erlegung der Gepädtare 
und auf ihr eigenes Riſiko auch geftattet ift, in dieſer Weife 
bei fidy behalten wird ?), einer eigenen Transportbehandlung, 
für welche in der Hauptfache Folgendes feftfteht: 

1) D. A. Anw. für die unmittelbare Beförderung nah auswärt. 
Eifenbahnen vom 1. Oct. 1853, $. 8, 10; o. a. Infir. vom 9. Mai 
1854, $. 13. 


2) D. a. Transp. Ordn. vom Dec. 1853, $. 27; bei. gedr. Vorſchr. 
für dienftlihe Sendungen auf der Eifenbahn vom Juni 1854, $. 3. 
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1) Das Gepäd ift fpäteftens eine Viertelftunde vor der 
zur Abfahrt des Wagenzuges feftgefegten Zeit wohlgepadt und 
mit deutlicher Adrefje verfehen unter Erlegung der Transport: 
gebühr der Abfertigungsftelle zu übergeben, worauf dieſe hiefür ' 
einen das Gewicht und die Zahl der übergebenen Etüde, die den— 
felben bei ver Beförderung zu gebende Einfchreibnumer, und die be- 
zahlte Transportgebühr enthaltenden, mit einem Datumsftempel 
verfehenen Aufgabefchein unentgelvlih auszuftellen hat, welcher 
weiterhin allein die Legitimation zur Zurüdforderung von jenem 
begründet !). Won Seite der Eiſenbahn-Verwaltung wird ihrer 
Geits gegen diefe Hebernahme für jede nicht durch unabwendbare 
Gewalt oder das eigene Verſchulden der Reifenden verurſachte 
äußerlich erkennbare Beſchaädigung und, einen folden Verluſt 
oder Abgang von übernommenem Reiſegepäck in der Art Ge- 
währ geleiftet, vaß fie, wenn das Gepäd nicht verfichert war, 
für jedes Pfund feines Gewidtes ohne Rückſicht auf etwaigen 
höheren Werth des Inhaltes einen Gulden und fünfundvierzig 
Kreuzer vergütet, der Reifende aber aud) befugt ift, fein ſaͤmmt— 
liches Gepäd, mit Ausnahme von Padeten mit Geld oder 
anderen werthvollen Gegenftänven, weldye davon ausgefchloffen 
bleiben, bei der Aufgabe gegen eine Gebühr von ſechs Kreuzer 
von hundert Gulven zu einem höheren Werthe zu verfichern, 
und im Fall ſolcher Verfiherung fodann eine Vergütung nad 
Verhältniß des abgegangenen Gewichtes zu dem Gefammt: 
gewicht und deſſen Verfiheruggswerth anzufprechen hat; jeden 
Falls ift aber der Entſchädigungsanſpruch, um Berüdfid- 
tigung zu finden, fogleich bei dem Empfang des Gepädes gel: 
tenb zu machen ?). 


1) DA. f. d. Oberſchaffner, 6. 5, 10; desgl. f. d. Ginnehmer, 
6. 15, 20; o. a. Transp.Drdn. vom Der. 1853, $. 28, 29. 

2) DA. f. dv. Oberſchaffner, F. 6—9; desgl. f. d. Ginnehmer, 
$. 16—19; o. a. Anw. der &B,G, vom 1. Det. 1853, $. 13; 0.4 
Inſtr. vom Mai 1854, $. 22, 
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2) Das demgemäß bei der Abfertigungsftelle übernom- 
mene Gepäd ift hier nebft der erhobenen Gebühr, getrennt 
nad) den Beftimmungsorten, je in eigens für vie letzteren hiezu 
beftimmten bejonderen Berzeichniffen unter fortlaufenden Nu: 
mern mit nebeneinanderftehenden Abtheilungen einzutragen, 
von welchen eine als Tagbuch oder Nachweis für die abgehen- 
den Sendungen bient und daher dort zurüdbleibt, eine andere 
die dem Gepädfonduftenr mitzugebende mit dem Tagbuch 
gleichlautende Karte bilvet, eine vritte die vorgedachte Em— 
pfangsbefcheinigung abgiebt, und eine vierte endlich vie zur 
näheren Bezeichnung auf das Gepäck aufzuflebenvden mit ven 
obigen gleichlautenden Numern in mehrfacher Anzahl enthält, 
die legteren drei alfo zu ihrem gedachten Zwede von der erfteren 
abzutrennen find "). 

3) Zur entfprechenden Beförderung felbft ift das Gepäd 
bei jeder Abfertigungsftelle nad, dem Tagbuch, je mit ven ber 
treffenden Karten, und einem auf der Ausgangsftation neu auds 
zufertigenden, auf jeder Zwifchenftation aber hinfichtlic des 
bafelbft abgehenvden Gepädes zu ergänzenden jummarifchen Ver: 
zeichniß der von dem ganzen Zuge nad den einzelnen Sta— 
tionen gehörigen Gepädftüde und der hierüber ausgeftellten 
Rarten, dem GepädfartensBerzeihniß, dem bei dem Zuge hie 
für aufgeftellten Gepädfonduftenr zu übergeben, welcher fofort 
bis zur Ablieferung dafür verantwortlich wird, und daher bei 
ber Uebergabe von dem richtigen Eintrag der einzelnen Ge 
genftände in ven Karten ſich zu überzeugen, fofort aber beide 
in dem eigens hiezu beftimmten Gepädwagen fo. überfichtlic, 
daß fie auf den betreffenden Stationen fchnell ausgeliefert 
werden fünnen, zu ordnen, auch für den gehörigen Verſchluß 


1) D. a. Transp.Orbn. vom Dec. 1853, $. 30-32; o. a. Anw. 
der E.B.C. vom 1. Det, 1853, $. 14, 15. 
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des Wagens zu forgen, und etwaige Mängel jogleich anzu: 
zeigen hat '). | 

4) Nach ver Anfunft am Beftimmungsorte find durch bie 
bortige Abfertigungsftelle die dahin ausgeftellten Gepädfarten 
von dem Gepädfondufteur aus fogleih in Empfang zu nehmen, 
das Gepäd demgemäß zu revidiren, und gegen Zurüdgabe der 
Aufgabsicheine an die Empfangsberechtigten abzugeben, dieſe 
Scheine aber fofort, zu Vertretung der Beſcheinigung für die 
Abgabe, der betreffenden Karte an der Stelle des Eintrages des 
Gepäckes anzufleben 2). Die Empfänger find invefjen befugt, 
das Gepäck bei der Abfertigungsftelle noch weitere vierund- 
zwanzig Stunden nad) der Ankunft unentgeldlih, und gegen 
befonvere bei der Zurüdgabe wieder zurüdzugebende Beſcheini— 
gung von jener und Entrichtung einer beſonderen Lagergebühr 
fogar weiterhin noch, jevody ohne fernere Haftung der Eifenbahn- 
verwaltung hiefür, aufbewahren zu laſſen; e8 find daher bei den 
Abfertigunsftellen eigene Verzeichniſſe, Tagbücher, über die fo 
niedergelegten Stüde unter fortlaufender Numerfolge legterer zu 
führen und venfelben bei der Zurüdgabe von jenen die auch je 
mit denfelben Numern bezeichneten Lagerjcheine an den betreffen: 
den Orten anzufleben ?). Zu Weiterfchaffung des Gepädes 
in die Wohnungen der Reifenden find auf allen Etationen 
eigene verpflichtete Gepädträger aufgeftellt, weldhe Gautionen 
zu ftellen haben, auch durch Dienftzeichen erfennbar, und hin- 
fihtlich ihrer Belohnung an ein beftimmtes Regulativ gebun- 
den find, ohne daß jedoch die Eifenbahn-Berwaltung eine Ge— 


— 


1) DR. f. d. Oberſchaffner, F. 11, 12; desgl. f. d. Einnehmer, 
$. 20, 22; desgl. f. d. Condukteure, $. 10. 

2) DA. f. d. Oberjchaffner, $. 13, 17, 18, 20, 29; desgl. f. d. Ein- 
nehmer, $. 23, 28, 29; o. a. Transp.Ordn. vom Deebr. 1853, $. 34; 
o. a. Inſtr. vom Mai 1854, $. 23. 

3) DA. f. d. Oberfchaffner, $. 17, 20; desgl. f. d. Ginnehmer, $. 28, 


u 31; 0. a. Transp.Ordn. vom Decbr. 1853, $. 33, 
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währleiftung für diefelben übernimmt !). Das feiner Beftimmung 
‚gemäß von der diesſeitigen Eifenbahn an eine anſtoßende aus— 
wärtige übergehende Gepäd ift dagegen an die dortige Antrittd- 
ftation unter Beifchluß der betreffenden Karten je gegen Bes 
fheinigung auf einem dieſen Angehängten, und fofort davon 
abzutrennenden Coupon abzugeben ?). Findet fi bei der Ges 
pädrevifion ein Stüd nicht vor, fo ift mit erfter Fahrgelegen— 
heit der Aufgabsftation, fowie den Unterwegsftationen, wo 
etiva eine Verwechslung hätte vor ſich gehen können, behufs 
der erforderlichen dießfallſigen Nachforſchungen mittelft ſoge— 
nannten Laufzetteld Nachricht hievon zu geben, und dasſelbe 
ift in dem Fall zu beobachten, wenn Transportftüde auf einer 
Station irriger Weife abgegeben werden; auch ift in diefer 
Beziehung den Abdfertigungsbeamten eine pünftlihe Behandlung 
der Laufzettel befonvderd zur Pflicht gemadht). Werben da— 
gegen nicht eingefchriebene Fleinere Gegenftände in einem der 
Bahnlofale, in ven Wagen oder auf ver Bahn, von einem 
Bahnangeftellten gefunden, jo find ſolche durch Vermittlung 
des etwa weiter Nächftvorgefegten dem betreffenden Bahn: 
hofinfpeftor abzuliefern, von dieſem unter befonderer Verzeich- 
nung zu verwahren, und foweit fi Eigenthümer hiezu melden, 
gegen hinreichenden Ausweis hierüber und Beſcheinigung an 
diefelben abzugeben ). Uebrigens follen Gepädftüde, welche 


1) Gepädträger-Drdnung vom Novbr. 1847, bef. gedr., und 2r Erg.⸗ 
Dr. zum Rbl. ©. 404; ungedr. Erl. der E.B.C. vom 13. Detbr. 1852; 
0. a. Transp.Ordn. vom Decbr. 1853, $. 35; o. a. Antw. vom Octbr. 
1853, $. 16; o. a. Inſtr. vom Mai 1854, $. 21. 

2) D. a. Anw. der E. B.C. vom 1. Octbr. 1853, $. 14. 

3) D.A. f. d. Oberfchaffner, $. 14; desgl. f. d. Ginnehmer, $. 25; 
ungebr. Erl. der E.B.C. vom 15. Juni 1849; Erl. derj. vom 26. Nov. 
1853, A.Bl. ©. 337. 

4) D. A. für die Thürfteher, $. 5; desgl. für die Bahnmwärter, $. 15; 
desgl. f. d. Condukteure, 6. 11; desgl. |. d. Bahnmeifter, $. 12; desgl. 
f. d. Zugmeifter, $. 16; desgl. f. d. Bahnh.-Inſp., $. 12, 
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demzufolge herrenlos lagern, nur bis zu Verfluß eines vollen 
Jahres nad) ihrer erften Aufnahme aufbewahrt, und ſodann 
auf Rechnung der Eifenbahncafje zu dem früher erwähnten 
Zwede verfauft werben !). 

5) Die dem bisherigen zufolge von dem Gepädtransport 
anfallenden Gebühren find, foweit fie bei inländifchen Eifen- 
bahnftellen zur Erhebung fommen, in den über den Gepäck— 
transport anzufertigenden Karten, beziehungsweife den über vie 
Gepädlagerung zu führenden Tagbüchern, nebft den beiden alg 
Beleg beizufügenden Empfangsscheinen, urfundlich nachzuweiſen, 
und von jenen, auf Bahnhöfen, wo fid für die Reifegepäd- 
Behandlung befondere Oberfchaffner befinden, je durd Ver— 
mittlung des Bahnhofcaffierd, an welden daher jene foldhe 
von Tag zu Tag zu übergeben haben, neben täglicher Vorlage 
der von anderen Eifenbahnftellen empfangenen Gepädfarten 
nebft anzuflebenden Empfangfcheinen, und monatlicher Einfen- 
dung der Lagergebühr-Tagbücher, mit befonderen Ausweifen ab: 
zuliefern. Soweit diefelben aber für diesfeitige Rechnung bei 
ausländifchen. in direftem Verfehrsverband ftehenden Eifenbahn; 
ftellen eingebracht werden, ift von der höheren Verwaltungs: 
behörde je mit den betreffenden auswärtigen hierüber ebenfo, 
wie über die diesſeits auf jenfeitige Rechnung bezogenen, von 
Monat zu Monat auf den Grund ver jenfeits, beziehungs: 
weife diegfeitd ausgegebenen und abgegebenen, zu dem Ende 
gegenfeitig zur Prüfung mitzutheilenden Gepädfarten nebft 
dazu gehörigen Scheinen Abrechnung anzuftellen, und das be: 
treffende Guthaben baar zur Ausgleihung zu bringen 2). 


— —— 





1) Erl. der E.B.C. vom 22. April 1856, A.Bl. S. 104. 

2) D.A. f. d. Oberſchaffner, $. 20; desgl. f. d. Einnehmer, $. 29, 
31; o. a. Anw. vom 1. Oltbr. 1853, $. 17, 18; o. a. Inſtr. vom Mai 
1854, $. 23, 24. 
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$. 182. 
4) Transport von Equipagen. 


Zur Beförderung von Gquipagen, welde nur von und 
nad beftimmten Stationen im In» und Auslande ftattfindet, 
find jene eine Stunde vor Abgang des betreffenden Zuges ans 
zumelvden und herbeizubringen. Die Transportgebühr ift nad) drei 
Glafjen von jenen, mit Begünftigung der von Wagenbauge— 
werbs-Unternehmern aus eigenen Werfftätten oder Magazinen 
auf Württembergifchen Stationen aufgegebenen, geregelt, un: 
ter der weiteren Beftimmung, daß ven Eigenthümern over 
deren Dienerfchaft freifteht, während der Fahrt darin fißen zu 
bleiben, jedoch mit der Verbindlichfeit zu Löfung eines Bahr: 
bilfet8 zweiter Glafje für jede Perſon im Innern, und dritter 
Glafje außerhalb des Wagens. Eine Gewährleiftung findet hiebei 
weder für die Equipagen für fih, noch für das darauf bes 
findliche Gepäd jtatt. Nach der Anfunft am Beftimmungsort 
find die Equipagen von der Station weggubringen, oder ans 
dern Falls ein beftimmtes Standgeld zu entrichten. Die Nach— 
weifung und Gontrole des Transportes und der Transportge- 
bühren, inöbefondere auch, foweit diefe im Ausland zur Er: 
hebung fommen, ift gang ähnlich, wie die vom Reifegepäd, 
mittelft Tagbücher, Karten, und legteren feiner Zeit anzufleben- 
der Empfangſcheine, jowie gegenfeitiger Abrechnung mit aus— 
wärtigen Verwaltungen zu bewerfitelligen '). 


$. 183. 
5) Transport von Hunden und ähnlichen kleineren Chieren. 


Die Beförderung von dieſen ift nur innerhalb Landes und 
in der Begleitung von Reiſenden je nad) denjenigen Stationen, 


1) D. a. Transp.Orbn. vom Decbr. 1853, $. 36-39; Tarif und 
andere Zufagbeft. hiezu vom Dechr. 1853, 3. IV; DA. für die Ober: 
ſchaffner, F. 21—30; o. a. Anw. vom Deibr. 1853, $. 17; o. a. Inſtr. 
yom Mai 1854, $. 26,27; Erl. der E.B.C. vom 10, Juli 1854, A, Bl. S. 284, 
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nad welchen letztere für ſich felbft ein Fahrbillet gelöst haben, 
und gegen beftimmte mittelft Löfung eigener Billete hiefür 
zu erlegenvde Gebühren zuläffig; fie findet in diefer Weife auch 
völlig analoge Anwendung auf Affen und Kagen '). 


$. 184. 
6) Transport von vieh. 


Der Regel nad ift ein Transport von Vieh nur von 
und nad gewiffen hiezu beftimmten Stationen, und auch bier 
nur mit Berfonenzügen, welche nicht zugleich Güterzüge find, for 
wie mit den ordentlichen Güterzügen in ganzen Wagenladungen 
zuläffig, jo daß einzelne Stüde hier nur infoweit zur Beförs 
derung aufgenommen werden fünnen, als ein geeigneter Platz 
auf einem zum Theil ſchon geladenen Wagen übrig ift, oder 
ein leerer Viehwagen ohnehin mit dem Zuge in der betreffen- 
den Richtung abgeht; leichtere Wiehftüde, welche ohne befon- 
dere Vorrichtungen ein» und ausgeladen werben fönnen, dürfen 
dagegen auch nad) und von anderen Stationen befördert wer: 
ben, wenn in. den durchgehenden Zügen Raum dazu vorhanden 
ft. Das hiezu beftimmte Vieh muß zu dem Ende fpäteftens 
eine Etunde vor Abgang des Wagenzuges angemeldet und 
auf den Bahnhof gebracht, und wenn es fich von größeren 
auf Zwifchenftationen zu verladenden Transporten handelt, 
deren Abgang mit einem beftimmten Zuge erfolgen foll, be— 
hufs etwa erforderliher dießfallfiger Beftellungen am Tage 
zuvor fchon angemeldet werden. Das Aufladen, Befeftigen, 
und Abladen der Thiere ift durch die Eigenthümer felbft unter 
Auffiht der Eifenbahnbeamten zu beforgen. Auch wird von 
der Eifenbahnverwaltung für beſchädigte oder entjprungene 
Thiere Feine Entfhädigung geleiftet. Das Ausladen und Weg- 


1) O. a. Transp. Ordn. vom Decbr. 1853, $. 40; o. a. Tarif- und 
andere Zufagbeftimmungen hiezu, 3. I, 
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treiben der Thiere ift fpäteftens zwei Stunden nad ihrer Ans 
funft auf der Station zu bewerfitelligen; eine Berzögerung 
hievon zieht die Werbinvlichfeit zu Erlegung eines Stand- 
geldes für diefelben ohne Uebernahme irgend einer Garantie 
hiefür nad fih. Die Nahmweifung, Gontrole, und Ablieferung 
der Transportgebühren ift ähnlich der von den Equipagen zu 
behandeln '). 


$. 185. 


7) Cransport von Gütern. 


Der Gütertransport erſtreckt fih auf ſachliche Gegenftänve 
aller Art, mit Ausnahme der ſchon zuvor angeführten, fowie 
gewifjer leicht entzündlichen und feuerfangenden, und der dem 
Poſtzwang unterworfenen Gegenftände, welche mit gewiſſen 
Ausnahmen alle davon ausgeſchloſſen bleiben ?), und zwar 
entweder in ber Eigenſchaft als Eilgut, over als gewöhnlidhes 
Frachtgut, beſchränkt ſich aber hiebei wiederum nicht allein nach 
Außen auf die in einem direkten Berbande ftehenvden auslän- 
diſchen Eifenbahnftationen, ſondern auch im Umfang der dies: 
feitigen Eifenbahnen auf beftimmte Stationen infoweit, daß 
ein Transport nad) anderen Orten nur bi auf eine von jenen 
Stationen ald Bahnhofreftante, oder unter Ueberlaſſung der Art 
des Weitertransportes von da aus an die Abfertigungsitelle 
auf Rechnung und Gefahr des Verſenders gefchehen Fann ?). 

In diefer feiner Ausdehnung, einſchließlich der hiefür ſich 
eignenden bienftlihen Sendungen der Eifenbahnverwaltung 


1) D.A. f. d. Oberſchaffner, $. 21-30; o. a. Transp.Orbn. vom 
Decbr. 1853, $. 40—44; Tarif und andere Zufagbeitimmungen hiezu 
vom Decbr. 1854, 3. V; Erl. der &9.G. vom 27. Mai 1856, ABI. 
S. 200, 25. Juni 1855, AB. ©. 168, und 26. Oft. 1856, A.Bl. S. 124. 

2) D.-a. Transp.Ordn. vom Decbr. 1853, $. 47; Erl. der E. B. C. 
vom 8, Jan. 1856, ABl. ©, 17. 

3) DO. a, Transp,Orbn. vom Decbr. 1843, $. 46, 
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felbft, deren Transport auf der Eifenbahn ganz der gleichen 
Behandlung wie der von anderen Frachtgütern, insbefondere einer 
Aufrehnung der betreffenden Transportgebühren unterliegt !), 
ift nun der Eifenbahn-Gütertransport, abgefehen von den ein- 
zelnen Regulativen hinfichtlid der Transportgebühren und Bes 
förderungsfriften, von welden legtere zunächſt für Eil- und 
Fradıtgüter, und für beide wiederum je noch weiter nad) den 
fämmtlihen einzelnen Stationdentfernungen in zwei Glaffen, 
die Normalfracht und einen ermäßigten Frachtſatz, in ver hie: 
durch gegebenen Zahl von Sätzen ſich abftufen, und im Fall 
einer befonderen Werthöverfiherung noch einen Zuwachs an 
eigenen Berficherungsgebühren erhalten, im Ball einer die 
tarifmäßige Lieferzeit überfteigenden, unentfhuldigten Berfpä- 
tung der Ablieferung dagegen eine beftimmte Ermäßigung 
erleiden ?), fowie von den eigenthümlichen Ermäßigungen der 
Fradhtgebühr für Militärtransporte 3), im Allgemeinen und in 
der Hauptſache an folgende Normen gebunden : 

1) Die Aufgabe fteht der Regel nad für alle Güter täg- 
lich während beftimmter auf einander folgenden Stunden, Vor—⸗ 
mittags von früh fieben bis Mittags zwölf, und Nahmittags 
von zwei bis fünf Uhr, für Eilgüter Sommers bis fieben Uhr 
Abends offen, jedoch unter der ausdrücklichen Beftimmung hin» 
fichtlid der für die Eifenbahnverwaltung daran ſich anfnüpfen- 
den Verpflichtungen, daß dieſe mehr als fünf Gentner Eilgut 
von einem Verſender gleichzeitig anzunehmen nicht verpflichtet, 
daß ferner Eilgut zur Beförderung mit dem hiezu geeigneten 


1) O. a. Vorſchr. für dienftl. Sendungen vom Juni 1854, $. 6—12. 

2) Bergl. hierüber, was die Württemb. Eifenbahn betrifft, vornehms 
lich o. a. Transp.Ordn. vom Decbr. 1853, $. 53, 58, und Beil. A. hiezu 
nebſt Unterbeilagen; o. a. Erl. der E.B.C. vom 15. Juli 1854, 8. 5; 
Erl. derj. vom 15. April und 3. Juni 1856, ABl. ©. 197, 186, und 
21. Febr. und 23. Juni 1857, AB. ©. 49, 171. 

3) D. a. Vorſchr. für die Behandlung von Militärtransporten. 


558 


nächften Zuge immer mindeſtens zwei Stunden vor Abgang 
desfelben und auf Zwifhenftationen fogar Gut jeder Art, ſo— 
bald e8 ein Gewicht von fünf Gentnern überfteigt, ſchon am 
Tage vor der Abgabe anzumelven ift, wenn auf deſſen als- 
baldige Uebernahme und Beförberung fol gezählt werben füns 
nen, endlid daß Gegenſtände von ätzender oder fonft gefähr- 
licher Beichaffenheit, foweit fie al8 folde von dem Transport 
nicht ausgenommen find, nur abgefondert von anderen, aud 
foweit fie nicht in Wagenjendungen von wenigftens fiebenzig 
Eentnern aufgegeben werden, nur an einem beftimmten Tage 
der Woche zur Beförderung übernommen werben; innerhalb 
der hiedurch geftellten Gränzen kann folde aber noch von 
den Berfendern jelbft oder mittelft der von der Eifenbahnver- 
waltung in dem Aufgabeorte hiezu aufgeftellten Berfonen gegen 
beftimmte ſogleich an diefe zu bezahlende Gebühren bewerfftels 
ligt werden. Die Güter felbft müſſen bei der Aufgabe, fol 
anders die Verfendung nicht ausprüdlih ganz auf Gefahr des 
Verſenders erfolgen, äußerlich wohl beſchaffen und zwedmäßig 
verpadt, foweit fie ein Gewicht von mehr ald hundert Pfund 
haben over nad dem Auslande beftimmt find, je von 
einem nad beftimmtem Formular, wovon bei den Güterabfer- 
tigungsftellen zu einem beftimmten Preife eigens von der Eifen- 
bahnverwaltung auf Rechnung der Eifenbahncafje beſchaffte 
Exemplare zu beziehen find, auszufertigenden, diefelben näher 
bezeichnenden, und von dem Verſender unterzeichneten Fracht— 
brief begleitet, auch in dieſem Fall zugleich übereinftimmend 
hiemit in deutlicher und haltbarer, und zerbredhliche Gegenftände 
insbefondere in der hiefür gebräuchlichen Weife bezeichnet, außer- 
dem dagegen mit einer deutlichen ünd wohl darauf befeftigten 
Adreſſe verfehen fein; nicht eigens verpadkte und dabei zum Zuſam— 
menladen mit andern Gegenftänden nicht ſich eignende Gegen 
ftände fönnen fogar nur in ganzen Waarenladungen zum Trand- 
port übergehen ; joweit aber die Aufgabegegenftände gewiſſen Bor- 
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ſchriften hinfichtlid, einer Beftenerung und dießfallfiger Controle 
unterliegen, find die Verſender derjelben der Eijenbahnverwal- 
tung gegenüber allein dafür verantwortlih, auch deshalb vers 
bunden, jene vor der Aufgabe vollftändig zu erfüllen, und die 
hierüber erforderlichen Urkunden mitzuübergeben. Rückſichtlich 
der Art der Belieferung endlich können die Sendungen durch— 
aus als Bahnhofreftante oder zu alsbaldiger Bewerfftelligung 
jener aufgegeben, müfjen jedoch auch im erfteren Fall immer 
an beftimmte Berfonen ald Empfänger gerichtet werden. Auch 
fann die Transportgebühr nad, der Wahl des Verſenders als- 
bald bei der Aufgabe berichtigt, oder an den Empfänger zur 
Zahlung überwiefen werden, und nur für ſolche Transport; 
gegenftände, welche nad) dem Ermefjen der Abfertigungsitelle 
einem ſchnellen Berverben ausgefegt oder leicht zerbrechlich find, 
oder fonft mit ihrem Werthe die Bradıt nicht ficher deden, ift 
ihre alsbaldige Entrihtung geboten; felbft die auf Gütern 
haftenden Spefen, alfo nicht auch Vorſchüſſe auf den Werth 
jener, können unter gewiſſen Vorausſetzungen und Sicherheits- 
vorfehrungen, ähnlich wie von Fahrpoftgegenftänden, gegen 
eine beftimmte weitere Gebühr nachgenommen werden, es ift 
aber legtere fodann bei Ausbezahlung der Nachnahme an ven 
Empfänger mittelft Abzugs hieran zum Einzug zu bringen. Den 
Aufgabsftellen liegt ihrer Seits, neben ver Aufficht über die Ein- 
haltung diefer Vorfchriften von Eeite der Aufgeber, ob, die zu 
den demzufolge angenommenen Aufgabegegenftänden gehörigen 
Frachtbriefe nöthigen Falls zu berichtigen, und denfelben, ber 
ziehungsweife den Adrefjen von jenen fofort und auf Ver 
langen der Aufgeber fogleih in deren Gegenwart nod einen 
eigenen, die Zeit der Aufgabe bezeichnenden Stempel aufzudrüden ; 
auch iſt von ihnen auf joldyes Verlangen eine Empfangsbes 
Iheinigung für die aufgegebenen Güter, und zwar für die mit 
Frachtbriefen aufgegebenen, wenn zu dem Ende zwei gleich— 
lautende Eremplare derjelben übergeben werden, unentgelvlich 


560 


auf einem berfelben unter deren Abftempelung, wenn nicht, 
anf eben foldhen gegen eine beftimmte der Eifenbahncaffe zu: 
fallende Gebühr hiezu auszufertigenden Duplifaten, wozu 
die Formulare auch wie die Frachtbriefe auf Wiederrechnung 
bei der Eifenbahncafje zu beziehen find, und für andere auf 
befonderen, in gleicher Weife zu beziehenden Formularen auds 
zuftellen H. 

2) Zu weiterer Einleitung des Transportes find die hiezu 
übernommenen Güter bei ver Aufgabsftelle nach ihrer Beſchaf— 
fenheit, Beförderungsweife, und Beftimmung auseinander zu hals 
ten, aud) in diefer Beziehung mit eigens vorgefchriebenen, nach den 
Hauptrouten verſchieden gefärbten, und mit den Lieferungsftatios 
nen bevrudten Zetteln befonders noch zu bezeichnen, fofort aber fo 
bald und fo forgfältig ald möglid) zu den nad Maasgabe jener 
Verhältniffe zu ihrem Transport geeigneten, und zu dem Ende 
foweit nöthig und möglich zeitig bereitzuhaltenden Güterwagen, 
getrennt nad) den Stationen, und bei hinreichender Belaftung 
und Anfüllung ganzer bevedter. Güterwagen nad einer und 
derfelben over nad einer auf einander folgenden Reihe von 
Stationen durd) fie, zu Vereinfachung der Uebergabe zur Ber 
förderung, unter Anlegung eines eigens vorgefchriebenen Vers 
ſchluſſes an jenen mittelft Schnüren und Plomben oder Sie: 
geln, ſowie mit Einhaltung des feftgejegten Ladungsgewichtes 
der einzelnen Wagen, verladen zu laſſen. Dabei ift die Ber 
förderung der Güter im Allgemeinen nad; der Reihenfolge ver 


1) ©. a. Transp.Ordn. vom Decbr. 1853, $. 45—56; Tarif und 
andere Zufagbeftimmungen hiezu 3. VL. 1-3, 9-11; D. A. f. d. Gü— 
terabfertigungsftellen, F. 2—13, 13, 17, 18; o. a. Inftr. vom Mai 1854, 
$. 31, 39—46 ; o. a. Erl. der E.B.G. vom 15. Juli 1854, 3.2, 5, 7—9, 
Erl. derf. vom 12. Ian., 5. Mai, 3. Juli, 25. Aug. und 11. Sept. 1854, 
AB. S. 12, 173, 277, 337, 345, vom 4. Decbr. 1855, A.Bl. ©. 342, 
vom 20, Febr., 23. Junt, 28. und 29. Novbr. 1856, A.Bl. ©. 46, 213, 
- 366, 370, und vom 3. Jan. 1857, AB. ©. 1. 
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Aufgabe, und rüdfichtlicd, des Unterſchiedes von Eil- und ge: 
wöhnlihen Frachtgütern die der erfteren je mit dem nädhften 
zur Beförderung geeigneten Zuge, jedoch in der Regel mit 
Ausihluß von Eilgügen, die der anderen, foweit fich hiezu 
nicht im nachbemerfter Weife mit Perfonenzügen Gelegenheit 
ergibt, je mit dem nächſten Güterzuge unter forgfältiger 
Wahrnehmung der für die einzelnen Stationdentfernungen 
feftgefegten Belieferungsfriften vorzufehen, außerdem aber zu 
Sicherung der für die Perfonenzüge erforderlichen Beſchleu— 
nigung darauf zu achten, daß dieſen eigentlihe Güterwagen 
nur, wenn fie Gefammtladungen nad) einzelnen Stationen ent: 
halten, und zwar, wenn fie bevedt find, unter dem vorge: 
dachten Bleiverfchluß, wenn unbevedt, nur mit folder Ladung, 
welche fi von dem beigegebenen Gepädconducteur ohne Zeit: 
verluft in fchnellem Ueberblid übernehmen läßt, auf Zwifchen- 
ftationen aber überhaupt nur, ſoweit es fi ohne Beeinträch— 
tigung des rechtzeitigen Eintreffens auf den Hauptftationen 
bewerfftelligen läßt, angehängt werden follen. Im Webrigen 
find die zum Transport überwiefenen und übernommenen 
Güter, zu näherer Ueberfiht und Nachweiſung derfelben für 
fi, der Zeit und der Art ihres Transportes, und der davon 
erhobenen, beziehungsweife noch zu erhebenden Transport: 
und Nahnahme-Gebühren und Nachnahmen, eines Theils in 
eigenen für die Eil- und die gewöhnlichen Frachtgüter je be— 
fonders, und für beide wiederum je nad) den Belieferungs- 
ftationen getrennt zu führenden fogenannten Abfenderegiftern 
unter je den ganzen betreffenden Monat hindurdy fortlaufenden 
Numern mit Angabe der Adrefje, der etwa dazu gehörigen Fracht: 
briefe, des Inhaltes und überhaupt der für die Tarif-Anwendung 
in Betracht fommenden Verhältniffe, und ſchließlicher Bemer— 
fung von Tag und Zug, an und mit welchem fie abgehen, 
bed Grundes, aus weldem fie etwa mit dem orbnungsmäßig 
zu ihrer Beförderung beftimmten Zuge nicht abgiengen, fowie 
Hoffmann, Finanzrecht. 1. 36 
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der Numer der nachbemerkten bei der Beförberung fie begleiten: 
den Frachtkarte, andern Theild von hier aus für die Abfer- 
tigungen an jede einzelne Station, d. 5. für jede nad) einer 
und berfelben Station beftimmte, und mit einem und demfelben 
Zuge dahin abgehende Gefammtfendung, ſowie auch hier noch 
im Fall einer Verladung der nad) einer Station beftimmten 
Güter auf mehreren Wagen für jeden der lezteren in befon- 
deren Frachtkarten, welche lediglich in entfprechenden Auszügen 
aus den Abjenderegiftern beitehen, und für jede Abgabeftation 
durch das ganze betreffende Kalenderjahr fortlaufende Numern 
erhalten, mit fchließlicher Unterfchrift des Abfertigungsbeamten 
einzutragen !). 

3) Ie vor Abgang des betreffenden Zuges hat der Gü— 
terabfertigungsbeamte zunächſt die hierauf ſich beziehenven 
Regifter mittelft Zufammenrehnung des Gewichted der dem- 
gemäß damit nad) den einzelnen von demſelben berührten 
Stationen abgehenden Güter, fowie der dafelbft hiefür nach— 
gewiefenen Einnahmen und Nachnahmen abzufhließen, und 
die hievon fich ergebenden Beträge aud in ven jene beglei- 
tenden Fahrkarten einzufegen, ſodann bei einem üterzuge 
auf der Ausgangsftation audy noch einen fogenannten Güter: 
begleitfchein in eigens vorgefchriebenem Formular auszufer— 
tigen, und fofort ſowohl hier als aud je auf den einzel: 
nen Zwifchenftationen die von da nad anderen abgehende 
Zahl von ganzen Transportwagen und von einzelnen Stüden 
einzutragen, bei der Verjendung von Gütern mit den gewöhn- 





1) O. a. Transp. Ordn. vom Decbr. 1853, $. 56; D.N. f. d. Güter: 
abfertigungsftellen, F. 19—22, 24; o. a. Inftr. vom Mai 1854, $. 34, 
43, 53; bej. gebr. Verf. der EB.E betr. den Verſchluß beladener Güter: 
wagen vom 3. Oct. 1849; ungebr. Erl. derj. vom 15. Det. 1849, und 
28. Febr. 1853; 0. a. Erl. derſ. vom 15. Juli 1854, 3. 4, 5, 10; Erl. 
derj. vom 16. Nov. 1853, AB. ©. 67 fi, 3. 1, 2; vom 18. Febr. 
1853, und 26. März 1854, A.Bl. ©. 78, 102, 114, und vom 17. März 
1856, A.Bl. ©. 73. 
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lichen Perfonenzügen aber jene Zahl nur im Gepädfarten- 
Verzeichniß vorzumerfen, und auf den Grund diefer Einträge 
und Vormerfungen dem Zugmeifter, beziehungsweife Gepäd: 
condufteur jene gejchloffenen Güterwagen fummarifh, vie 
übrigen Transport-Gegenftände Stück vor Stück nebft den 
dazu gehörigen, nad) den Abgabeftationen geordneten Papieren, 
den darauf bezüglihen Frachtkarten und dem Begleitzettel zu 
übergeben, wobei ver dießfallfige Eintrag in lezterem bezie- 
hungsweife dem Gepädfarten-Verzeihniß zugleih ald Em: 
pfangsbefheinigung jener Bedienfteten gilt, dieſe alfo mit 
Sorgfalt darauf zu jehen haben, daß fie feine Frachtgüter 
zur Beförderung übernehmen, welche nicht in den vorgedachten 
Urfunden hierüber eingetragen find N. 

4) Während des Weitertransportes der hiezu übernom- 
menen Güter mittelft der hiezu beftimmten Züge liegt den 
dafür verantwortlihen Zugmeiftern, beziehungsweife Gepäd- 
eonduftenren, vornehmlich ob, ebenfo, wie vor dem Abgang 
auf die gehörige Verwahrung derfelben, und namentlich darauf 
zu achten, daß der Verfhluß an den damit verjehenen Wagen 
unverlegt bleibt ?). 

5) Bei der Ankunft auf den einzelnen Abgabsftationen 
hat der Zugmeifter, beziehungsweiſe Gepädcondufteur die von 
ihm dahin übernommenen Güter nebft den dazu gehörigen 
Belegen und weiteren Nachweiſungen fo raſch als möglich, 
und daher fo weit nöthig nad vor der Ankunft ſchon hiezu 
zu treffender gehörigen Vorbereitung, ebenfo, wie er fie em- 
pfangen hat, alſo in ganzen verfchloffenen Wagen oder einzeln 
dem dortigen Güterabfertigungsbeamten zu übergeben, und 
legterer feiner Seits diefelben zu übernehmen, und dafür 


— — —— — — 


1) DA. f. d. Güterabfertigungsftellen, F. 14, 16, 23—30; o. a. 
Erl. der E.B.C. vom 16. Nov. 1853, $. 5—10, 
2) O. a. Berf. der E.B.6. vom Ort. 1849, _ 
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ſowohl in dem Begleitzettel betreffenden Ortes, ald auch noch 
in den einzelnen Frachtkarten zu bejcheinigen. Hinſichtlich der 
verjchloffenen Wagen ift zu dem Ende von dem übernehmen: 
den Güterabfertigungsbeamten der Zuftand des Werfchluffes 
zu befichtigen, und bei Unmangelhaftigfeit desſelben der Zug— 
meifter nicht weiter, fondern nur die verſendende Abfertigungs- 
ftelle für deilen ganzen Inhalt je bis zu deſſen urfundlicher 
Eröffnung, Ausladung, und Revifton haftbar, welcher daher der 
empfangende Abfertigungsbeamte perſönlich anzumohnen hat, 
bei einem Mangel hieran aber durdy lezteren der Sachverhalt ur- 
fundlid aufzunehmen, und bei jener Stelle die geeignete Rekla— 
mation deshalb anzuftellen. Finden ſich bei ver Einzelnsllebergabe 
von Gütern einzelne Stüde nicht vor, fo ift dieß durch den 
übergebenven Bedienfteten in ver Frachtkarte befcheinigen zu 
laffen, und fofort in gleicher Weife, wie hinfichtli fehlenden 
Reiſegepäckes, mittelft Laufzettels Nachfrage bei der Abfen- 
dungsftelle zu machen; auch find die in dieſem, wie in dem 
vorgedadhten Falle etwa von hier aus nachgejendeten Güter 
dafelbft zum Beweis der Nachſendung wieder jowohl in dem 
Abjenderegifter, als auch, unter Hinweifung auf die betref- 
fende frühere Frachtkarte und die Numer in berfelben, jedoch 
ohne eine Nahweifung von Gewicht und Fracht, in ber 
ordentlihen Fradhtfarte einzutragen. Die demgemäß auf den 
einzelnen Stationen übernommenen Güter find nunmehr zunächft, 
foweit fie dafelbft. bleiben, unter Vergleihung mit den Fracht— 
farten und Frachtbriefen noch näher zu revidiren, erforderlichen 
Falls neu zu verwägen; fodann find auf den’ Grund hievon 
aud die Frachtgebühren hiefür, die franfirten wie bie unfran- 
firten Güter, in den Frachtfarten nachzurechnen, beziehungs- 
weife zu berechnen und einzufegen, etwaige Berichtigungen 
bei der Nahrehnung den Berfandtftationen behufs entjpres 
hender Aenderung der jenfeitigen Berjendregifter oder etwaiger 
Gegenerflärung mittelft befonderd zu Fartirender Schreiben 
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zur Kenntniß zu bringen, und die demgemäß von unfranfirten 
Gütern noch zur Erhebung fommenden Frachtgebühren und 
Nachnahmen getrennt nah den Aufgebeftationen in eigenen 
Regiftern fummarifh in der Art einzutragen, daß fich hier 
die in jeder Frachtkarte enthaltenen Summen des Gewichtes 
der unfranfirten Sendungen nad den einzelnen Tarifclaffen, 
fowie der demgemäß bei der Abgabsftelle zu erhebenden Fracht— 
beträge jeder Art und Nahnahmen varftellen. Diejenigen 
Güter aber, welche auf eine andere Bahnftrede überzugehen 
haben, find, foweit dieß unverändert unter der bisherigen Ver: 
wahrung in plombirten oder offenen Wagen, oder in einzel: 
nen Stüden geſchehen muß, je in dieſer Meife nebft ven 
betreffenden Fahrkarten, unter genauer Bezeihnung der dazu 
gehörigen Wagen, an die weiter übernehmenden Eifenbahn- 
bevienfteten zu übergeben, beziehungsweife überlavden zu laffen!). 

Zu möglichfter Ausdehnung der durch die Uebergabe von 
Gütern in ganzen Waarenladungen bei deren Uebergang an 
andere anftoßende Transportzüge zu bewirfenden Erleichterung 
und Beichleunigung ihres Transportes befteht aber, vermöge 
befonderer Verträge mit einigen auswärtigen Eifenbahnver: 
waltungen, namentlid der badischen, und mit gewiffen Be- 
Ichränfungen denjenigen des mitteldeutfchen Eifenbahnverbanves, 
die Einrichtung, daß die diesfeitigen und jenfeitigen Güter- 
wagen bei einer gewiffen Belaftung gegen einen für jede 
Achſe nad der durchlaufenen Bahnmeilenzahl zu berechnenden, 
je von der empfangenven Berwaltung abzutragenven beftimmten 
Wagenzins, und Uebernahme der Wiederherftellungsfoften von 





— 


1) DA. ter Güterabfert.Stellen, $. 32—39 ; o. a. Inſtr. vom Mat 
1854, $. 47, 48; o. a. Verf. vom 3. Det. 1849, $. 5—8; o. a. Erl. 
der E.B.C. vom 16. Nov. 1853, 3. 5—9, und 15. Juli 1854, 3. 14; 
Erl. derf. vom 18. Aug. und 24. Det. 1854, ABl. ©. 347 und 389, 
vom 8. Der. 1855, ABl. S. 347, und 28. Febr. 1857, A.Bl. ©. 50, 
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fleineren, fowie den bei der Benügung auf jener Bahnftrede 
von der Verwaltung verfhuldeten Beihädigungen, gegen- 
feitig über die Bahngrängen hinaus und hereinlaufen bürfen, 
fofort aber von da binnen einer beftimmten Frift zurüdzufen- 
den find, und im Unterlaffungsfall nod eine eigene Ver— 
zögerungsgebühr (Wagenftrafmiethe) abgetragen werben muß !). 

6) Behufs jchließliher Abgabe ver Transportgüter an 
ihre Beftimmung find biefelben, foweit fie nicht in ganzen 
Waarenladungen mit ermäßigter Frachtgebühr beftehen, over 
nicht durch den Verfender felbft auf dem Frachtbrief ausprüd- 
lich bemerkt ift, daß fie bis zur Verfügung des Empfängers 
liegen bleiben follen, oder deren Empfänger nicht im Voraus 
erflärt hat, alle an ihn auf der Eifenbahn anfommenve 
Güter felbft abholen lafjen zu wollen, mit den dazu gehörigen 
Frachtbriefen durch einen eigens hiezu aufzuftellenden Güter: 
beförberer an bie je in jenen oder auf den Adreffen bezeichneten 
Empfänger gegen Beſcheinigung auf ven fofort forgfältig 
aufzubewahrenden Frachtbriefen, beziehungsweife in einem eiges 
nen Beſtellbuch, und Bezahlung der darauf haftenden Frachten 
und Nahnahmen, fowie beftimmter Belieferungsgebühren, 
welche dem Güterbeförberer zufallen, abzuliefern, in ven zu— 
nächſt gedachten Fällen aber die Empfänger nur gegen Be- 
Iheinigung auf dem Frachtbrief und Entrihtung einer beftimmten 
Gebühr von der Ankunft der zu empfangenden Güter in 
Kenntniß zu fegen, worauf biefelben leztere ſpäteſtens binnen 


1) Näheres hierüber f. in der bef. gedr. Anm. betreffend das Durch: 
laufen eigener und fremder Wagen über die württemb. Bahngränze, vom 
22. Der. 1855, und die beil. Zufammenftellung der im mitteldeutfchen 
Gifenbahnverbande gültigen Grundſätze, Beftimmungen und Vorſchriften 
über gegenfeitige Wagenbenüßung, $. 1—14, 17— 30; Erl. der E. B. C. 
vom 22. Der. 1855, AB. ©. 355, vom 19. Jan., 12. Febr. und 
22. April 1856, AB. ©. 25, 35, 103, und vom 28, Febr. 1857, 
A.Bl. ©. 52. 
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vierundzwanzig Stunden bei der Güterabfertigungsftelle in 
Empfang zu nehmen, und andern Falls bei dem fpäteren 
Empfang ein beftimmtes Lagergeld zu entrichten haben, welches 
bei der Abfertigungsftelle in einem eigenen Lagerregifter nach— 
zumeifen ift, wie in demſelben aud) die einzelnen Lagerftüde 
einzutragen, und je betreffenden Orts die hiefür ertheilten 
Empfangsbefcheinigungen beizufügen find). Wird die An- 
nahme eines Fradytftüdes verweigert, fo ift dieß durch den 
Empfänger ſogleich auf dem Frachtbriefe bemerken zu laffen, 
und fofort der Aufgabsftele Nachricht zu geben, welche ihrer 
Seits den Verſender zu unverweilter Verfügung über das 
Frachtſtück hievon in Kenntniß zu fegen hat. Wünfcht jener 
demzufolge eine Zurüdfendung der zurückgewieſenen Fradhtftüde 
mittelft der Eifenbahn, fo find foldhe unter Nachnahme der 
darauf haftenden Fradtgebühren ald neue Aufgabe zu behan- 
dein. Im Uebrigen lagern foldye Güter, fowie die mit der 
Bezeichnung „Bahnhofreftante” länger als adytundvierzig Stuns 
den nad ver Ankunft unabgeholt bleibenden Güter lediglich 
auf Koften und Gefahr der Berfender, und der Eifenbahn- 
verwaltung fommt überdieß das Recht zu, Güter diefer Art 
nad ihrem Ermefjen entweder felbft gegen Berechnung des 
Lagergelves aufzubewahren, oder unter Nachnahme der ſchul— 
digen Fracht zurückzuführen, over unter Nachnahme der Aus: 
lagen und Koften in ein öffentliches Lagerhaus, oder wo ein 
foldyes nicht vorhanden ift, einem ihr als bewährt befannten 
Spediteur auf das Lager zu übergeben, und dort zur Ber: 
fügung des Verſenders zu ftellen, ſolche Güter aber, deren 


1) O. a. Transp.Orbn. vom Der. 1853, $. 46, 54, 57, 58; Tarif 
und Zuſatz-⸗Beſt. hiezu vom Dec. 1853, 3. 4; DA. f. d. Güterabfer: 
tigungsftellen vom Der. 1853, $. 42, 43, 45; o. a. Inſtr. vom Mai 
1854, $. 51, 54; o. a. Erl. ver E.B.C. vom 15. Juli 1854, 3. 12; 
Erl. derſ. vom 21. Jan., 3. und 23. März 1854, A.Bl. ©. 52, 102, 
114, und vom 12. Dec. 1856, A.Bl. ©. 380, 
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Beftimmungsort nit an der Eifenbahn liegt, nad) länger 
als drei Tage ohne vorfhriftmäßige Abnahme andauernver 
Lagerung von der Station aus, von der fie an jenen abzu— 
gehen haben, einem Spediteur zur Weiterbeförderung auf 
Gefahr und Koften des Verſenders zu überweifen, fowie wenn 
Güter, deren Annahme verweigert wird, ober deren Abgabe 
fi nicht bewerfftelligen läßt, ſchnellem Verderben ausgefegt 
find, oder nur die Fracht, nicht aud die Rückfracht decken, 
ohne weitere Förmlichkeit beftmöglih zur Berichtigung jener 
zu verkaufen, und den Ueberſchuß dem Verſender zuzuweiſen; 
im Zweifel ift über ven Gebraud viefed Rechtes natürlich 
nur durch die höhere Behörde zu entfcheiden ). Im Fall des 
Abhandenfommens von Frachtgütern, einer Zerftörung von 
folden durch Brand, einer folden äußeren oder inneren Be— 
ſchädigung derſelben, wobei die erftere in unzweifelhafter uns 
mittelbarer Beziehung zu der anderen fteht, fowie eines dem 
hiefür aufgeftellten befonderen Regulativ gemäß nicht als na- 
türliher Abgang anzujehenvden Gewichtsvefeftes hievon wird 
von der Eifenbahnverwaltung je nad) Maasgabe des wirklichen 
Schadens, jedoch von unverficherten Gütern nur bis zu einem 
Marimum von fünfunddreißig Gulden vom Gentner Bergü- 
tung geleiftet; nicht bewilligt wird eine ſolche einmal nur 
für Diejenigen Beihädigungen, welde durch eine Selbſt— 
entzündung von Gütern, an leicht zerbrechlihen, an Gegen— 
ftänden von ätzender Beichaffenheit, und, mit Ausnahme 
befonderer Verſchuldung der Berwaltung, an von den Berjen- 
dern in ganzen Wagen felbft verladenen und von den Empfäns 
gern jelbft abzuladenden Sendungen erfolgt find, fodann in 
dem Fall, wenn ein Verluft over eine Beſchädigung durch ein 
anderes Elementarereigniß, ald Brand, weldes die Verwal 


1) ©. a. Transp.Orbn. vom Der. 1853, $. 59; D. A. für die Güter: 
abfertigungsftellen, $, 44; 0. a. Inſtr. vom Mai 1854, $. 50, 


569 


tung nicht abwenden Fonnte, oder durch das Verſchulden des 
Verfenders oder Empfängers oder für dieſe haftbarer Perſo— 
nen herbeigeführt wurde, und endlich dann, wenn die dießfallfigen 
Ansprüche nicht fogleich bei vem Empfang der betreffenden Güter, 
und befonders äußerlich fichtbarer Merfmale einer Beſchädigung 
ungeachtet vor der Deffnung angemeldet und nachgewieſen werben. 
Die Feftftellung des Erfagbetrages ift, je auf den Grund näherer, 
alle vorgedachte Umftände gehörig beachtenden Unterfuhungen 
von Seite der Etationsvorftände, wie fie diefen zu dem Ende 
zur Pflicht gemacht find, Sache der Eiſenbahn-Commiſſion, und 
zwar, foweit es hiebei auf den wirflihen Werth ver Güter 
anfommt, nad) Maasgabe der Originalfafttra, oder eines ge: 
hörig beglaubigten Auszuges aus den betreffenden Handels: 
büchern, oder auf den Grund einer Schadensabfhäkung bei 
der betreffenden Eifenbahnftelle; giebt die äußerliche Beſchädigung 
eines Frachtbriefes Veranlaſſung hiezu, jo ift auch der Adrefjat 
zunächſt zu der näheren Befichtigung desfelben einzuladen, und 
ein Protokoll hierüber aufzunehmen. Sind fofort die Betheilig- 
ten mit dem fo feftgeftellten Erfagbetrage nicht zufrieden, und 
fommt eine gütliche Vereinigung hierüber nicht zu Stande, fo 
bleibt fie der Entſcheidung durd ein Schiedsgericht von drei 
Sachverſtändigen vorbehalten, von welden die Eifenbahnver- 
waltung und der Befchädigte je einen, und dieſe zwei ben 
dritten zu wählen haben, in dem Fall aber, wenn ein Theil 
binnen vier Wochen nad hiezu erhaltener Aufforderung die 
ihm zufommende Wahl nicht trifft, oder die zwei zunädhft Ge- 
wählten über einen Dritten fi nicht zu vereinigen vermögen, 
das Bezirfögeriht des Ortes, wo der Streitgegenftand liegt 
oder hätte abgeliefert werden follen, um deſſen Beftellung an- 
zugehen ift ). Ebenfo find die Entfhädigungsanfprüche wegen 


1) D. a, Transp.Orbnung vom Decbr. 1853, $. 60, 62; D.M. f. 
d. Güterabfert.Stellen, $. 40; Erl. der E.B.C. vom 26. April 1854, ABI, 
S. 159, 3. 1—8, 
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Ueberjchreitung der vorgefchriebenen Lieferungszeit für zur Be- 
förderung übergebene Güter auf den Grund der von den be- 
treffenden Vorftänden zu gebenvden Nachweiſungen durch bie 
Eifenbahncommiffion zu erledigen, bleiben aber hiebei im Außer: 
ften Fall auf den regnlativmäßigen Frachtverluſt befchränft '). 
7) Die eigenthümlihen Einnahmen vom Eifenbahn-Gü- 
tertransport, weldye der Zeitfolge ihres Anfalld nad; vornehm- 
ih in den Frachtbrief- und Aufgabefchein-, den eigentlichen 
Fracht- und dazu Fommenden Berficherungs-, Nachnahme⸗, und 
etwaigen LagersÖebühren für zum Transport fommende Güter, 
fowie in ven Wagenzinfen und Verzögerungsgebühren für über 
bie diesfeitige Gränze hinaus zu auswärtigem Gebraude lau: 
fende Güterwagen beftehen, fommen, mit Ausnahme ber ledteren, 
der bei auswärtigen Eifenbahnverwaltungen für diesſeitige, 
wie diesſeits für jenfeitige Rechnung ftattfindenden Erhe- 
bungen, und der etwa für größere Militärtransporte von ber 
Kriegscaffe auf Rechnung der betreffenden Stationen unmit- 
telbar an die Eifenbahncafje erfolgenden Zahlungsleiftungen, 
in der bisher angeführten Weife bei ven einzelnen Güters 
abfertigungsftellen zur Erhebung. . Ihrer näheren Beranlaf- 
fung und dem hierin regulativgemäß begründeten Betrage nad 
ergeben fich demzufolge hier von denfelben die Frachtbrief- und 
AufgabefcheinsGebühren aus der bei dem Gontrolebureau zu 
| controlirenden periodifhen Nachweiſung der von bort aus zur 
Abgabe und Ausftellung, glei anvertrauten Baarfummen,auf 
MWiederrehnung erhaltenen und feiner Zeit noch vorhandenen 
Gebrauhseremplare, die die Haupteinnahme bildenden Fracht⸗, 
PVerfiherungss und Nadhnahme-Gebühren über Abzug des Be— 
trages an Nachnahmezahlungen aus den einzelnen Verſende— | 


1) D. a. Transp.Drdn. vom Decbr. 1853, $. 56; o. a. Erl. der 
E.B.C. vom 26. April 1854, 3. 8—11; Erl. der. vom 10, Juli und 
13. Dec. 1854, A.Bl. ©. 284, 464, und vom 10. Febr. 1857, ABl. ©. 43% 
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regiftern, den Regiftern über die Gewichte und Frachtbeträge 
der angefommenen Güter, und den viefen beiden zum Beleg 
dienenden Frachtkarten, die Lagergebühren endlich aus ven 
über diejelben ähnlid wie über Gepädlagerungen zu führen: 
den Regiftern nebft beigefügten Lagerfcheinen. Behufs ihrer 
Gentralifirung von hier aus bei der Eifenbahncafje aber find 
von den einzelnen Abfertigungsftellen hinſichtlich der vorge: 
daten Haupteinnahmen fowohl von Tag zu Tag auf ven 
Grund eines Abjchluffes der vorgedachten Regiſter hierüber 
Nachweiſe zu fertigen und dem Gontrolebureau einzufenden, als 
auch von Monat zu Monat umfafjende Rechnungen abzulegen, 
und in diefen auch noch die weitergevachten Nebeneinnahmen 
unter Anſchluß der betreffenden näheren Nachweifungen hierüber 
aufzunehmen, wogegen die allgemeinen Ablieferungsvorſchrif— 
ten ($. 162, 2, c) hier die Beichränfung erleiden, daß hiebei 
zu Beftreitung der vorfommenden Nadhnahmen ein entfpredhen- 
der, für die einzelnen Güterbeförderungsftationen nah Maas— 
gabe des Gütertransportverfehres feftgefegter Cafjenvorrath 
zurüdzubehalten ift. Hinfihtlid der bei auswärtigen Eifen- 
bahnverwaltungen für diesfeitige Rechnung zur Erhebung ge: 
fommenen Transportgebühren ift, wie hinfichtlicd der diesſeits 
für die jenjeitige erhobenen, bei der Eifenbahn » Commiffion 
durch das Gontrolebureau auf den Grund der hiezu vorliegen- 
den und beizufchaffenden Belege, ähnlid wie über die gleichen 
Gepädgebühren-Einnahmen, von Monat zu Monat Abrehnung 
anzuftellen, und das Ergebniß hievon auf Anweifung ber 
Eiſenbahn⸗Commiſſion durch die Eifenbahncafje baar auszu- 
gleihen). Ueber die Forderung an Wagenzinfen und Ber: 


1) DA. f. d. Güterabfert.-Stellen vom Decbr. 1853, $. 64, 65; 
o. a. Inftr. vom Mai 1854, $. 56-62; ungedr. Erl, der E.B.C. vom 
4. und 19. Jan. 1849, und - Der. 1852; o. a. Erl. derj. vom 15. Juli 
1854, 3. 4, 6, 15—17, 
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zögerungsgebühren bei auswärtigen Eifenbahnverwaltungen ift, 
wie über die Gegenforderung der legteren an folden, von Mor 
nat zu Monat auf den Grund von zehrttägigen Napporten 
hierüber im Zufammenhang mit den übrigen Rechnungsab— 
fhlüffen und Abrechnungen Ausgleihung zu treffen !). 


$. 169. 
IM. Finanzieler Ertrag der Staatd-Eifenbahnen, 


Der abgefehen von ver Einwirkung der im Lauf der Zeit 
ftattgehabten Erweiterung der Bauanlagen, alfo in Folge der 
Betriebsverhältniffe bis jeßt in fortfchreitender Zunahme be: 
griffene finanzielle Ertrag der Staats-Eifenbahnen ift für die 
Finanzperiode von 1855/58 über Abzug der Verwaltungsaus— 
gaben von den Einnahmen aller Art im durhfchnittlihen Vor— 
anfchlag jährlich rein angenommen auf 1,135,000 fl. 29; in 
Wirklichkeit aber ift ein erklecklicher Mehrbetrag ?), und eben 
damit aud eine zunehmend günftigere Geftaltung hinſichtlich 
der Berzinfung des hiefür aufgewendeten Anlagecapitals jegt 
fhon vorhanden, und ferner in Ausficht au nehmen‘). Zu 
bemerken ift aber hiebei, neben ven früher (sg. 113, II.) 
ſchon erwähnten günftigen Holanfhaffungspreifen, daß ver 
gefammte Telegraphendienft in Angelegenheiten ver Eifenbahn- 
verwaltung unentgelvlid geſchieht °). 


1) D. a. Anw. vom 22, Decbr. 1855, und Beil. 

2) Hauptfinanzetat von 185/58, II, B, 1; 2. d. 8. d. 9. von 1855, 
2r Beil.Bd. ©. 276. 

3) Im Jahr 185/56 ftelfte fich die reine Ginnahme auf 1,595,956 fl. 
56 fr., ſ. Staatsanzeiger vom I. 1857, ©. 18 ff., nachdem fie das Jahr 
zuvor ſchon auf 1,568,004 fl. ſich belaufen hatte. 

4) Bei dem vorgedachten Reinertrag von 1855/56 ergiebt ſich eine Ver: 
zinfung des Anlagerapitals zu 45/6 Pror., während die aus jenem abzu— 
tragenden Binfen nur 4'/s Proc. betragen. 

5) Berf. des Fin, Min. vom 20, Juli 1854, A.Bl. ©, 300. 
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Dritte Unterabrheilung. 


Ginnahmen von den Poften. 


$. 170. 
I. Beftand des Poftregals. 


Ein Boftregal oder ein ausfchließliches Vorrecht des Staates 
in Beziehung auf einen regelmäßigen Transport von Perſonen 
und Sachen, längere und bis auf neuere Zeit vermöge eines 
in früheren öffentlichen Rechtsverhältniſſen 1) begründeten Ber: 
trages zwifchen der Württembergifhen Krone und dem fürſt— 
lihen Haufe Thurn und Taxis Lesterem in der Eigenfchaft 
eined Erbmannthronlehends gegen gewiſſe Leiftungen an den 
Staat zur Nugung überlaffen 9), befteht nunmehr, zufolge in 
neuerer Zeit im wohlerwogenen allgemeinen Interefje, nad) 
zunächſt ohne Erfolg angeftelltem dießfallſigen Verſuche auf 
dem Wege gefegliher Anordnung ?), auf dem des freien Ver- 
trages mit mehrfachen Opfern, insbefondere gegen Ausbezah— 
lung einer allerdings auch zugleich die Abtretung des vorhan- 
den gewefenen Inventars, und der dem Haufe Taris eigenthlim: 
lich) zugeftandenen Poſt- und Poftftall» Gebäude verfchaffenden 
baaren Entjhädigungsfumme von 1,300,000 Gulden, zu Stande 


1) Bergl. hierüber befonders: Mohl, Württ. Staatsrecht, 2r Theil, 
©. 605 ff.; Scholl, Geſchichte des Württ. Poftinftitutes in deſſen Württ. 
Poſtweſen, ©. 8 ff.; Stängel, das Poſtrecht Württembergs und die 
Anfprühe des Haufes Taris, in deffen Schrift, das deutjche Poſtweſen, 
Stuttgart 1844, ©. 193 ff. 

2) BD. vom 9. Septbr. 1819, Rbl. ©. 617; desgl. von demfelben 
Dat. in der Samml. der Gefege in Betreff des Poſt- und Botenwejens 
von Mayer, ©. 231. 

3) Geſetz, betr. die Aufhebung des zwifchen dem Staate und dem 
fürſtl. Hauje Thurn und Taris befichenden Lehenverbandes hinfichtlich der 
K. Poften vom 17. Decbr. 1849, Rbl. ©. 762; VD. vom 20, Decbr, 
1849, Rbl. ©. 775. 
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gefommener Wiederauflöfung diefes Lehenverbandes "), den in 
diefer Beziehung früher ſchon insbefonvdere auch Taxis ger 
genüber feftgejegten Beftimmungen gemäß, gefeglih in dem 
Umfang, daß dem Staate die Errichtung und der Betrieb von 
Transport-Anftalten jener Art, unter ausdrücklichem Ausſchluß 
aller Boten von Benützung des Förberungsmitteld des Unter: 
wegswechfeld der Pferde ?), wie auch dem ausschließlichen Vor: 
behalt des Poſthornes als unterfcheidenden Attributes der Poft- 
anftalt für diefe ), und unter mehrfacher weiterer Befhränfung 
des Landboten- und Güterfuhrweſens zwifchen allen Orten, 
weldhe durch die Poft in Verbindung ftehen, theils hinfichtlich 
der Gegenftände, theild hinſichtlich der Zeit, theils hinſichtlich 
der Mittel des Transportes, bei beftimmten auf eine Weber: 
ſchreitung derſelben gefesten Strafen ) allein zufteht. 

1) Was die Gegenftände des Transportes betrifft, fo ift 
eines Theild der Poft, den Landboten und Güterfuhrlenten 
gegenüber, Geld, fowie Pretiofen ohne Unterſchied, und gewifle 
andere Gegenftände, wie unter Anderem namentlih Wollen-, 
Baummollen-, Putz⸗, Duincaillerie- und Seide-Waaren, Seide, 
Bücher, und Tabad, diefe je bis zu einem Gewicht von fünfund- 
zwanzig Pfund, ausschließlich zum Transport vorbehalten, anderer 
Seits die Beförderung von Briefen durch Landboten zwar von 
dem Ort ihres Abgangs nad) ihrem Beftimmungsort und umger 
fehrt unbefchränft, nad) unterwegs oder im Umkreis jener lies 
genden Orten, ſowie an andere Boten im Beftimmungsorte aber 


1) V.O. vom 4, Juli 1851, Rbl. ©. 169, und beil. Vertrag vom 
22. März 1851, 

2) B.D. vom 16. Febr. 1821, Rbl. ©. 69 ff. 8. U. 

3) Verf. des Min. des Innern vom 12. Octbr. 1824, Rbl. ©. 796, 

4) Daß die vorftehenden Vorrechte heute noch rechtlich angeſprochen 
werben, geht am beftimmteften hervor aus ber Dienftanweifung für bie 
Steuerfhugwache vom 15. April 1853, indem dieſe hier in $. 164 und 
165 zu der Nahforfhung nah Eingriffen in diefelben NEIN wird ; 
die Praxis ift dagegen notorifch milder. 
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nur infoweit geftattet, als hier von der Poft Feine Briefe ab- 
gegeben und weiter beförbert werben "). 

2) Was die Zeit betrifft, jo dürfen eines Theile 
die Landboten an den zum Abgange einer Poſt beftimm- 
ten Tagen an den Beftimmungsort der lcgteren nur dann 
auch zugleidy abgehen, wenn jene alle Tage abgeht, andern 
Theils fogenannte Ordinaris, d. h. folde Fuhrwerke, welde 
das Jahr hindurch alle Wochen over alle vierzehen Tage over 
alle Monate an einem beftimmten Tage ab- und zufahren, 
und Perfonen und Päckereien, ohne vorher beſonders beftellt 
zu fein, hin» und herbefördern,, auf Straßen, worauf regel: 
mäßig ein Poftwagen lauft, nur mit Bewilligung der Poſt— 
verwaltung gegen einen von ihr feitzufegenden Pachtſchilling 
errichtet und unterhalten werben 9). Außerdem darf aud ein 
mit Ertrapoft in einem Boftftationsorte angefommener Reifen- 
der von hier aus nach einer weiteren Boftftation over einem 
andern an der Poſtroute liegenden, zwei’oder mehr Stunden 
entfernten Orte mit Hauderers- oder fonftigen nicht in wirf- 
lihen Ertrapoft-Dienft abgegebenen Miethpferden erft nad) Ver: 
fluß von adtundvierzig Stunden von der Anfunft an gerechnet 
weiter befördert werben ?). 

3) Die Transportmittel betreffend, fo darf fid ein Land— 
bote auf Straßen, wo regelmäßig die fahrende Poſt geht, zu 
feinem Transporte weder einer Kutſche, Kalefche, oder eines 
ähnlichen Gefährtes bedienen ?). 

Bon dem eben dargelegten Vorrechte wird nun wirklich 
ſowohl im allgemeinen Werfehrs-Interefje, ald auch in finan- 


1) D. a. BD. vom 16. Febr. 1821, 3.11, 1—3, IH; Verf. des Min. 
des Innern vom 5. Juni 1830, ir Erg. Bd. zum Rbl., ©. 244. 

2) D. a. V.O. vom 16. Febr. 1821, 3. IE, 4, V. 

3) Ertrapoftdienfi:Orbnuung vom 24. Aug. 1832, Rbl. ©. 353 ff., 
$. 13; Bekanntm. der vormal. Gen.Boft:Direftion vom 9. Decbr. 1834, 
Rbl. von 1835, ©. 6, 

4) D. a. V.O. vom 16. Febr. 1821, 3. II, 5. 
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zieller Rüdficht, alfo zu Gewinnung eined Staatseinfommens 
umfafjender Gebraudy gemacht, und es bildet daher vieß, vie 
PVoftverwaltung, ven Gegenftand eined eigenen Berwaltungs- 
zweiges in dem Finanzvepartement. 


I. Verwaltung des Poftregals. 
$. 171. 
1) Im Allgemeinen. 


Die Berwaltung des Poftregald begreift eines Theile 
als Hauptaufgabe den Betrieb des Pofttransportes nach feinen 
verschiedenen Gegenftänden, andern Theild die mehr unterges 
ordnete und thatſächlich kaum wirklich aur Vollziehung kommende 
Aufgabe einer ſtrafrechtlichen Handhabung der jenem allen Ar— 
ten von Privat-Transportunternehmen gegenüber zuſtehenden 
Vorrechte in ſich, und iſt behufs ihrer unmittelbaren Leitung 
und Beaufſichtigung, in weiterer Unterordnung unter das Fi— 
nanzminiſterium, einer eigenen collegialiſch beſetzten Central— 
behörde, der Poſt-Commiſſion, in der früher erwähnten Verbin— 
dung mit den beſonderen Centralbehörden für die übrigen 
öffentlichen Verkehrsanſtalten im Lande, überwieſen, ſo jedoch, 
daß bei derſelben für die periodiſch wiederkehrende unmittelbare 
örtliche Beaufſichtigung und Unterſuchung des geſammten äuße— 
ren Dienſtes der untergeordneten Poſtſtellen noch zwei beſon— 
dere Poſtinſpektoren als eigene Organe ihrer Gentral + Ber 
waltung aufgeftellt find '). 


2) Betrieb des Pofltransportes. 
$. 172. 
A. Im Allgemeinen. 


Für den Pofttransport-Betrieb in der ihm rechtlich und 
feinem ganzen Weſen nad zufommenden Ausvehnung auf 


1) D. a. B.O. vom 17. Juli 1851; Berf. des Fin. Min. vom 5. Mai 
1852, Rbl. ©. 103, 
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Briefe und Zeitungen, PBädereien, und Perſonen, find in 
allen Theilen des Landes an den nah Maasgabe der Verfehre- 
Verhältniffe hiezu al8 geeignet erfannten Orten eigene Poft: 
ftellfen, in neuefter Zeit im Ganzen 161, errichtet, und durch 
ebendiefer Rücficht gemäß angeordnete Poftrouten unter ein: 
ander, wie mit auswärtigen Boftftellen und ven Eifen- 
bahnen in der Art in eine entfprechende Verbindung gefegt !), 
daß auf denfelben ein folder Transport nad jenen Richtungen 
theils regelmäßig, großen Theil täglich ein- oder mehreremal, 
zum Theil aber audy nur außerordentlicher Weiſe auf bejon- 
deres Verlangen dur Eftafetten und Extrapoſten ftattfindet, 
hiernach alfo weſentlich fich unterfcheidet. 

Jene Poftftellen find insgefammt mit dem erforderlichen, 
in entfprechende Dienftgehalte eingefegten Dienftperfonal an 
Beamten und Officianten 2), fowie den fonftigen Dienfterfor- 
derniffen, insbeſondere Dienftlofalen, verfehen, fo jedoch, daß 
nur auf den einigermaßen bedeutenderen unter denſelben durch 
eine eigene Prüfung als befühigt erfannte Beamte mit aus- 
ſchließlicher Verpflichtung zum Poftvienft, nebft hiebei mit 
höherer Gognition zu Probe» Dienftleiftungen verwendeten 
Poſtdienſt-Candidaten, fogenannten Praftifanten, fich befin- 
den, auf anderen dagegen den dortigen Beamten nicht allein 


1) Die Zahl der Poftftellen ift feit der Uebernahme der Boften in 
die eigene Verwaltung des Staates beträhtlih, vom Jahr 1851 bis auf 
neuefte Zeit von etwa 138 bis zur obigen Anzahl vermehrt worden, und 
noch im weiterer Vermehrung begriffen; eine von Seite der Kammer der 
Abgeordneten ſchon mehrfah in Anregung gebrachte Erweiterung des 
Poftinftitutes durch Errichtung einer Ruralpoſt ift indeffen noch nicht 
einmal eingeleitet, und nur zu einigem Grjaß dienen feit neuerer Zeit 
einzelne da und dort am einzelnen Poftrouten zur Vermittlung der Poſt— 
Aufgaben und Belieferungen errichtete, jedoch auch noch nicht allgemein 
geregelte Poſtablagen. 

2) Bergl. die Zuſammenſtellung ber Einfommensbezüge der fämmts 
lihen Poftbedienfteten nad) dem Stande vom 1. Juli 1854 in den V. d. 
K. d. A. von 1855, 2r Beil.Bd. S. 290 ff. 


Hoffmann, Finanzrecht. J. 37 
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diefe Befähigung der Regel nady erlaffen, fondern audy die 
Sorge für das nöthige Amtslofal unter Haftung für gehörige 
Verwahrung desſelben überlafjen bleibt ), die Verwendung 
von Privat-Amtsgehülfen aber deshalb doch immer nur mit 
befonderem Borwiffen und mit Genehmigung ver höheren 
Behörde, unter Vorausſetzung eined gewiffen Alters, und 
Ausschluß derfelben von den wichtigeren Arbeiten, geftattet 
it). Dabei ift allen diefen Beamten und Dienern ein ans 
ftändiges, höfliches, und ſoweit e8 fi) immer mit den Vor— 
fchriften des Dienftes und deſſen Ausübung vereinbaren läßt, 
gefälliged Verhalten bei dem vienftlichen Verkehr mit dem 
Publikum ftrenge zur Pfliht gemadt?). Auch ift ihnen je 
nad ihrer Dienftftufe eine eigene Dienftfleivung vorgefchrie- 
ben, und foweit ihnen dieſelbe auf Koften der Verwaltung 
angefhafft wird, auferlegt, ſolche bei dienſtlichen Verrichtungen 
außerhalb der Bureaus immer zu tragen, ſoweit nicht, in 
dem Iezteren Balle wenigſtens burd eine Dienftmüge ſich 
fenntlih zu machen ). Außerdem ift noch als allgemeines 
Sicherungs- und Gontrole-Mittel für die orbnungsmäßige 
Behandlung des Poſtdienſtes bei den einzelnen Boftftellen 
vorgefchrieben, die für denfelben zu führenden Bücher durchaus 
ſchon bei der Anlegung mit fortlaufenden Geitenzahlen zu ver- 
fehen 9); und foweit möglich ift den fämmtlihen Poftftellen als 


1) B.D. vom 9. Febr. 1853, Rbl. ©. 41 ff., $. 1; Poftdienft:Inftr. 
vom 25. April 1807, Rbl. ©. 142 fi, $. 4, und C. $. 1; Erl. ber 
B.E. vom 19. Ort. 1854, ABl. ©. 392. 

2) Unger. Erl. der P.C. vom 29. Juli 1852; Gel. derf. vom 
15. Der. 1853, ABl. ©. 114, und vom 16. Nov. 1854, ABl. ©. 439. 

3) O. a. Poftdienft-Inftr. vom April 1807; bei. gedr. Erl. der P.G. 
vom 26. Juli 1851, und Erl. derf. vom 11. Jan. 1855, A.Bl. S. 9. 

4) Ungedr. Erl. der P.E. vom 24. Juli 1852; Erl. derj. vom 
23. Jan. 1854, A.Bl. S. 88; o. a, Erl. der Gentr. Behörde für die Ver: 
fehrsanftalten vom 22. Jan. 1857. . 

5) Erl. der P.E. vom 26. Juni 1855, A.Bl. ©. 169. 
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wesentliches Hülfsmittel zu Sicherftellung ihrer Dienſtzwecke die 
Benügung der Staatstelegraphen für jene infoweit offenge- 
ftellt, al8 der Zwed ver betreffenden Gorrefpondenz auf an- 
derem Wege nicht ebenfo vollftändig erreicht werben fann !). 

In engem Zufammenhang mit dem den vorgedachten 
Organen der Poftverwaltung übertragenen Betrieb des Poft- 
transportes fteht die Einbringung der für die Benügung des 
legteren zu entrichtenden Gebühren, welche nur zu einem Fleis 
nen Theil und auenahmsweife den Poftbeamten und Dienern, 
in der Hauptfache und der Regel nad) alfo ver PBoftcafje als 
eigenthümliches Einfommen der Poftverwaltung zufallen, fos 
wie bie Leiftung des demſelben gegenüberftehenven eigenthüms 
lichen Verwaltungs-Aufwandes, unter der Berbindlichfeit, 
die von dem erfteren über Abzug des lezteren ſich ergebenven 
Ueberfhüfje bei einer gewifjen Anfammlung an die unmits 
telbar unter der Poſtcommiſſion niedergefegte Oberpoftcafje 
abzuliefern, worüber fie ſich mittelft von Vierteljahr zu Vier— 
teljahr gegen vie höhere Poſtbehörde abzulegender, neben 
einem nad) eigens vorgefchriebenem Formular fortlaufend zu 
führenden Tagbuche, je mit den hiezu fi, darbietenden eigen: 
thümlichen Belegen zu verjehenden Rechnung näher auszu— 
weifen haben?), fo daß fie nur in dem Verhältniß von 
Untercaffen zu jener Caſſe ftehen, in welcher ſowohl vie bei 
ihnen, als auch vie bei ihr felbft von der Bentralverwaltung 
fi) ergebenden Einnahmen und Ausgaben fi vereinigen, 
und von welcher fofort erft die Einnahmen-AUeberſchüſſe ver 
gefanmten Poftverwaltung an die Staatd-Hauptcaffe übers 
gehen 8). “ 

1) O. a. El. der Gentr. Behörde für die Verfehrsanftalten vom 
20. Juli 1854. 

2) D. a. P.D. Inſtr. vom April 1807, $. 9, 12; ungebr. Erl. der 
P.C. vom 28. Febr. und 23. März 1852; Bei. gedr. Erl. derf. vom 
6. Juni 1853; 0. a. Erl. derſ. vom 15. Dec. 1853. 

3) Beſ. gedr. Erl. der P.C. vom 3. Aug. 1851. 

37 * 
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B. Regelmäßiger Poittransport - Betrieb, 


$. 173. 
a) Im Allgemeinen. 


Gegenftand des regelmäßigen Pofttransportes find eines 
Theils und vorzugsweife gewiffe Sendungen fachlicher Art, 
wie Briefe, Zeitungen, und Pädereien, andern Theil Ber- 
fonen, von weldhen der Natur der Sache nad) zunächft die 
einen und die andere, fodann aber auch nod die erfteren 
wiederum für fi) je eine eigene Behandlung erfordern. 

Diefe Behandlung nun ift, was fowohl die Art des 
Transporte und die hierauf zunächſt fi beziehenvden An— 
ſprüche des Publikums, ald aud die Größe und den Maad- 
ftab der verſchiedenen Transportgebühren betrifft, feit neuerer 
Zeit, mit dem Uebergang der PBoftanftalt in die Verwaltung 
des Staates, ebenfofehr im Interefje des Publikums, wie wegen 
der damit verbundenen Bereinfahung des Transportbetriebed 
in dem der Verwaltung felbft, zufolge des hiebei alsbald 
erfolgten Anfchluffes von Württemberg an den neuerlich die 
Deftreihifhe und die Preußiſche Gefammtmonardie, fowie 
fämmtliche veutfche Bundesftaaten, mit Ausnahme der Her 
zogthümer Holftein und Lauenburg, umfaffenden, und für jegt 
bis zum Schluß des Jahres 1860, von da ab ferner aber 
einfah unter Vorbehalt einjährigg Kündigung in Kraft blei- 
benden PBoftverein !), in gemeinfamen Beziehungen durch den 
von demfelben aufgeftellten Vertrag nebft Nachträgen hiezu ?), 


4) Verf. des Fin.Min. vom 22. Aug. 1851, Rbl. ©. 199, und vom 
24. März 1852, Rbl. ©. 55; Befanntm. desfelben vom 18. Juni und 
6. Der. 1853, Rbl. S. 242, 484, und vom 16. Febr. 1854, Rbl. S. 30. 
2) Revid. Poltvereinsvertrag vom 5. Dec. 1851, Beil. zu o. a. 
Min.Berf. vom 24. März 1852 ; Nachtrag zu diefem Vertrag vom 3. Sept. 
1855, Beil. zu o. a. Min.Berf. vom 2. April 1856, Rbl. ©. 57; bei. 
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außerdem aber durch zum Theil auf den Grund hievon erlaffene 
eigene Transport-Ordnungen.!) und Normen geregelt. Dabei 
fteht no die in dem erfteren ausbrüdlih aufgenommene 
wichtige allgemeine Beftimmung feft, daß fammtlihen Vereins: 
Poftverwaltungen fowohl das Recht zu Benügung aller an fi 
zuläffigen Mittel und Wege zu möglichft fchleuniger Beförderung | 
der von ihnen ausgehenden Transportgegenftände zufommt, 
als auch die Verpflihtung zu gleicher Behandlung der von 
den anderen ausgehenden, und auf dießfallfiges Verlangen 
die zu Uebernahme der Abrehnung und Ausgleihung über die 
von RereindsPoftverwaltungen unmittelbar zu übergebenven 


gebr. Inſtr. zur Ausführung dieſes Nactragsvertragee vom 15. April 
1856 ; Erl. der P.6. vom 15. April 1856, ABl. S. 98. Cine Zuftim- 
mung der Stände zu diefen Poftvereins-Berträgen glaubte die Staats: 
regierung feiner Zeit deshalb nicht einholen zu dürfen, weil diefelben auf 
die internen Berhältnijje unmittelbar nicht fich beziehen, in dieſer Be— 
ziehung vielmehr die Autonomie der Ginzelnftaaten völlig unberührt laffen. 
S. V. d. K. d. N von 185/, Ir Beil. Bd. ©. 213. Die Kammer der 
Abgeordneten richtete aber demungeachtet, im Hinblid auf die vielfache 
Berührung der Rechtsverhältniffe der Staatsangehörigen durch dieſe Ver: 
träge, die befondere Bitte an die Regierung, jene nachträglich noch der 
Genehmigung der Stände zu unterftellen. ©. ®. d. K. d. N. von 1855, 
1r Bd. 256jte Sipung ©. 453, und Ir Beil. Bd. ©. 453, 

1) Verf. des Fin. Min. vom 22. Aug. 1851, Rbl. ©. 217 ff.; desgl. 
vom 24. März 1852, Rbl. ©. 51 ff. Eine Bitte der Kammer der Ab— 
georbnieten, die Transport-Ordnungen rüdfihtlih ihres in das Gebiet 
der Gefeßgebung eingreifenden Juhaltes zur ſtändiſchen Verabſchiedung 
zu bringen, |. V. d. 8. d. N. von 1851/, Ir Beil. Bd. S. 360, wurde 
von der Staatsregierung, ohne Beftreitung des rechtlichen Grundes jener 
Bitte an fi, lediglih mit Hinweifung darauf, daß hiezu geeignete Beftim: 
mungen hier nicht vorliegen, abgelehnt. S. V. d. K. d. A. a. a. O. S. 703, 
Die Kammer der Abgeordneten fand ſich indeſſen immerhin veranlaßt, 
das ſtändiſche Recht der Zuſtimmung zu neuen Geſetzen in vorliegender Be— 
ziehung ausbrüdlih zu wahren. ©. V. d. K. d. X. von 1855, Ir Bd. 
256ſte Sitzung, S. 594, und Ir Beil.Br. ©. 448 ff. Bine Ausdehnung der 
durch den Voſtvereins-Vertrags-Nachtrag feſtgeſetzten Beitimmungen auf 
ven inneren Poſttransport ift feiner Zeit vorbehalten worden, ſ. Erl. der 
P.C. vom 15, April 1856, A.Bl. ©, 98, bis jetzt aber noch nicht erfolgt, 


582 


und zu empfangenden Sendungen mit den betreffenden weiters 
liegenden Verwaltungen, fowie zur Herbeiführung einer mög» 
lichft baldigen und ausgedehnten Aufnahme der Grundfäge 
des Poſtvereins vom Seite fremder Staaten für den PBoft- 
verkehr mit denfelben obliegt, im Fall etwaiger Irrungen 
unter den Poftvereins-Staaten über Bertragsbeitimmungen 
aber, welche ſich nicht durch gegenfeitige Verftändigung ausglei- 
hen laffen, fchiedsrichterlihe Entfheidung in der Weife ein- 
zutreten hat, daß jede Partei eine unbetheiligte Poſtverwal— 
tung zum Schiedsrichter wählt, und dieſe beiden Schieds— 
richter fodann einen dritten ſolchen ſich zugeſellen '). 

Die demgemäß für den Pofttransport jeder Art feſtge— 
festen fpeciellen Tarife find bei jeder» Boftftelle vor dem 
Amtslofal zur öffentlihen Einficht anzuſchlagen, und in gleicher. 
Weiſe ift daſelbſt zu veröffentlihen, zu welchen Tagesftunden 
eine Aufgabe, beziehungsweife Anmeldung hiezu ftattfindet °). 

Der regelmäßige Pofttransport felbit, und die Einbringung 
der hiefür zu beziehenden Gebühren wird nun aber im All 
. gemeinen, feit dem Uebergang ver PBoftverwaltung an den 
Staat, auf den hiezu angeordneten Routen und Eurfen, jenadys 
dem leztere ihre Richtung außerhalb der Eifenbahnlinien haben, 
oder mit diefen zufammenfallen, abgejehen von dem im Iezteren 
Fall den Eifenbahnen völlig zu überweifenden Berfonentrang; 
port, auf verſchiedene Weife, im erfteren Fall mittelft des 
eigentlichen Bofttransportmitteld, mit ftationsweifem Pferde— 
wechſel auszuführender PBoftfahrten, nur ausnahmsweiſe auch 
noch in Beziehung auf Briefe und Zeitungen mittelft einfacher 
Ritte oder bloßer Fußboten, und in einer Richtung mittelft 
der Bodenfee-Dampffhifffahrt ), im anderen mittelft einzelner 


1) O. a. Poftvereind- Vertrag vom Der. 1851, Art. 4—6, und 74. 

2) D. a. Berf. des Fin. Min. vom Aug. 1851, $. 52. 

3) Der Transport auf den Bodenfeedampfihiffen it ganz analog 
demjenigen auf den Gifenbahnzügen; babei haben die Gafftere auf den 
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Eifenbahnzüge bemerfftelligt, und dieß begründet denn, abge- 
jehen von der bei lezterem Transport der Natur der Sache nad) 
großen Theils ausgefchloffenen Aufgabe, fowie der hiebei ganz 
wegfallenden Beforgung der Belieferung, nebft den an bie eine 
und die andere ſich anfnüpfenvden weiteren Aufgaben, einen 
wejentlihen Unterfchied nicht allein in den Äußeren Trans— 
port-Anftalten, ſondern aud, um ber hiebei gebotenen größe: 
ven Beichleunigung willen, in ver inneren Einrichtung 
desjelben, wogegen die Gebühren hiefür bei der lezteren 
Art ded Trandported denjenigen bei der erfteren völlig 


glei find. 
6) Regelmäßiger Pofltransport mittel Poftfahrten. 
$. 174. 


- aa) Im Allgemeinen. 


Der Pofttransport mittelft Poftfahrten ift im Allgemeinen 
und abgejehen noch von den einzelnen Gegenftänden desſelben, 
fomit aud der Einbringung der Transportgebühren, alfo in 
feiner rein äußerlihen Ausführung eines Theild dur die 
Unterhaltung des hiezu erforderlihen eigenthümlidhen Inven- 
tares an Wagen nebft Zugehör, fowie an Pferden, andern 
Theild durch eine gehörige Ausführung mittelft der lezteren 
nad den vorgezeichneten Richtungen bedingt. 

Das erftere Erforderniß wird, was die Anfhaffung und 
Unterhaltung ver regelmäßig erforderlichen Wagen und ber 
eigenthümlichen Zugehör für den Poſttransport an Felleifen, 
Taſchen, Beuteln u. f. w. betrifft, auf Koften der Poſtver— 








Schiffen die Stelle der Gondufteure zu vertreten. ©, ungebr. Inftr. für 
die Gaffiere auf den Bovenfee-Dampfihiffen in ihrer Eigenfhaft als 
Poſt-Condukteure. Der Dampffcifffahrtsverwaltung war in neuerer Zeit 
für diefe Seepoft cine Vergütung von 3000 fl. jährlich ausgeſetzt. S. V. d. 
K, d. A. von 1855, 2r Beil, Bd. ©, 316, 
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waltung befriedigt, was denn, außer dem Intereſſe aus 
dem darin angelegten Betrieböcapital, einen fortlaufenden 
Aufwand für Neuanſchaffungen und Ausbefjerungen ver: 
anlaßt. Dagegen befteht hinſichtlich des Erforderniſſes an 
Pferden und Pferdegefchirr, fowie des etwaigen Bedarfes an 
Beiwägen zu den regelmäßigen Wagen, mit Ausnahme ver 
Hauptftation zu Stuttgart und einigen wenigen weiteren Sta— 
tionen, auf welchen ver Poftftall auch auf Rechnung der Poft- 
verwaltung betrieben ), und zu jener Wagenaushülfe ein nicht 
allein auf die nächſte, ſondern auf noch weitere Stations-Entfer— 
nungen zureihender Wagenvorratl) unterhalten wird, die eigen- 
thümliche Einrichtung, daß die Bereitftellung derſelben auf ven 
einzelnen Stationen entweder den Poftbeamten felbft neben dem 
Erpeditionsdienft, oder eigenen Bofthaltern je gegen beftimmte 
nach den jeweiligen Sutterpreifen periodiſch zu regelnde, und von 
Vierteljahr zu Vierteljahr auszubezahlende Fahrtgebühren über: 
tragen wird ?), der Poftverwaltung ſonach nur die Beauffidy- 
tigung und Gontrole diefer Leiftungen vorbehalten bleibt, neben: 
dem aber auch noch den Pferbehaltern in und bei den Star 
tionsorten die Verbindlichkeit auferlegt ift, bei außergewöhns- 
lihem, die von den betreffenden Boftgaltern aufzuftellenve 
Pferdezahl überfteigennen Pfervebevarf ihre Pferde gegen bie 
für die Pofthalter vorgefchriebene Entſchädigung zur Aushülfe 
zu ftellen ®). Für die Ausführung der Fahrten felbft ift ſodann 
von Seite der Poftverwaltung, mit Ausnahme der obenge- 
dachten in Selbftverwaltung ftehenden Stationen, den einzel: 


1) Ungedr. Inftr. vom 7. Jan. 1852. 

2) D. a. P.D.3. vom April 1807, lit, E, 3. 1, 8; bei. gedr. Erl. 
der vormal. G.P.D. vom 5. Dee. 1823, und 10. Dee. 1845, und Ertl. 
derſ. vom 17. Juni 1836, Samml. der Poſtgeſ. S. 356. 

3) Berf. ter vormal Oberregierung vom 12. Jan. 1809, Rbl. ©. 
26; Erl. der vormal. G.P.D. "vom 6. Der. 1811, und 27, März 1839, 
Samml. der Poſtgeſ. S. 94, und 374, 
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nen Poftbeamten, beziehungsweife Poſthaltern auch die Ste 
lung der hiezu erforverlihen Poſtillons in den Fahrtgebühren 
einbedungen, dabei aber einer Sets, zu Sicherung der erfors 
derlihen Tüchtigfeit diefer Diener, den Poſthaltern beſonders 
zur Pflicht gemacht, nur zuverläffige und zufolge der Zeug- 
nifje ihrer bisherigen Dienftherren gut präbdicirte Leute, welche 
wenigitens das ſechszehnte Lebensjahr zurüdgelegt haben, des 
Reitens und Fahrens vollfommen fundig, fowie zum Gebrauch 
des Poſthorns befähigt find, hiezu anzunehmen, diefelben zu 
forgfältiger Erfüllung ihrer Dienft-Obliegenheiten, wie zu 
anftändiger äußerer Haltung anzuhalten, aud über alles 
Diefes in eigens für diefelben zu führende Dienftbücher 
von Halbjahr zu Halbjahr pflihtmäßige Zeugnifje einzutragen, 
und jene von zwei zu zwei Jahren der höheren Behörve ein- 
aufenden !), anderer Seits zu deren gehöriger Belohnung und 
Ausrüftung die Abgabe von beftimmten Trinfgelvern für die 
einzelnen Fahrten je nad) der Länge derfelben ?), fowie von 
gewiffen äußeren Montirungsftüden, wie Kollets, Mäntel, 
Hüte, und Hornfhnüre, unter der Verpflihtung zu regel- 
mäßigem Tragen berjelben im Dienfte, und gehöriger Unter: 
haltung derfelben, aud dem Poftärar angeorbnet?), und außerdem 
noch, zu bejonderer Anerfennung und Belohnung tüchtiger Lei: 
ftungen im Dienfte, für ſolche, die fi) in viefer Beziehung befon- 
ders auszeichnen, eine eigene äußere Ehrenaugzeihnung, und in 
Verbindung damit ein befonderer monatlicher Gehalt für die ganze 


1) O. a. P.D.I. vom April 1807, lit. E, 3. 1—4; bei. gedr. Erl. 
der vormal. G.P.D. vom 27. Nov. 1832, 23. Dct. 1836, und 31. Ort. 
1842 ; ungedr. Ertl. der P.G. vom 25. Mai 1852, und Erl. derf. vom 
31. März 1855, A. Bl. ©. 75. 

2) Trinfgelos-Regulativ vom 31. Det. 1846. 

3) P.D.J. vom April 1807, Hit. E, 3.5, 8; be. gedr. Erl. der 
vormal. G.P.D. vom 10, Sept. 1822, 1. Aug. 1842, 25. Febr. und 
6. Aug. 1846, | 
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Dienftzeit und bei im Dienfte zugezogener Dienftunfähigfeit 
weiter nod lebenslang aus einer zu dem Ende gegründeten, 
vornehmlich dur Verfäumnißftraf-Gefälle ausgeftatteten Hülfs- 
cafje ausgeſetzt!). Hiezu fommt nod die unmittelbare Gon- 
trole der bießfalfigen Leitungen der Poftillons und ihrer 
Dienftherren durch die von Seite der Poftverwaltung zugleich 
zur Mitwirfung bei der Spedition eigens aufgeftellten und 
verpflichteten, aud allein von ihr bezahlten Condukteure, 
welche jedoch ihrer Seit au von den Poftftellen genau zu 
überwachen find ?2), und an deren Stelle nur ausnahmsweife 
auf einzelnen Fürzeren und auch fonft unbedeutenderen Gurfen 
die Poſtillons treten, welche ſodann eben während ihrer noth- 
wendigen Entfernung von den Pferden zum Erpeditionsvienft 
von einer geeigneten Perſon zu vertreten find ?). 

Im Uebrigen beftehen zu Sicherung des äußeren Poft- 
transported noch ganz allgemein folgende Anorbnungen: 

1) Zu Sicherung einer guten Bejchaffenheit und Brauch— 
barfeit der von der Poftverwaltung bereitgeftellten Poſtwagen 
bei ihrer Berwendung im Dienfte find diefelben, jo lange 
fie bei den Poſtſtellen ftehen, je unter die Aufficht von diesen, 
und bei größerer Anzahl von eigenen Auffehern geftellt, welche 
daher für jene foweit möglich felbft zu forgen, außerdem 
aber die Anoronung der etwa hiezu erforderlichen Handwerker: 
Arbeiten durch die vorgejegte Behörde zunächſt zu veranlafjen 





— 


1) Be. gedr. Erl. der vormal. G.P.D. vom 12. Nov. 1830; ungedr. 
Erl. der P.C. vom 27. Mär; 1852. 
2. Dec. 1846 


2) DienftsInftr. für ſämmtl. Boftwagen-Gondufteurs vom 15. San-18%0, 


Samml. der Poftgef. S. 236 ff., $. 5, 13; Nachtrag hiezu vom 15. Jan. 
1820, dal. ©. 248, 3. 6; bei. gebr. Erl. der vormal. G.P.D. vom 
14. Dec. 1837. 

3) Erl. der P.C. vom 17, Der. 1855, ABl. S. 361. 


587 


haben ; nebenvem find fie vor jeder Fahrt von dem betrefs 
fenden Condukteur nad allen Theilen hinfihtlih ihres Zus 
ftandes zu unterfuhen, während jener gegen alle Beſchädi— 
gungen foviel möglih zu bewahren, und im Fall einer 
Beihädigung foweit nöthig mit möglichft geringem Zeit: und 
Roftenaufwand herftellen zu laffen, im einen wie im andern 
Valle aber der vorgefegten Behörde Anzeige hievon zu 
machen 2); auch find fie, wenn fie etwa leer zurückgehen, unter 
Beigabe eines Etundenpaffes und Bormerfung bhievon in 
demfelben unter Verſchluß zu legen ?). 

2) Hinfihtlih der Belaftung der Boftwagen foll von 
den Boftftelen ein veren Größe und Stärke entſprechendes 
Maas eingehalten werben ?). 

3) Für die Gtärfe der Beipannung beftehen eigene Re: 
gulative mit Rüdjicht auf das Ladungsgewicht, fo daß bei 
einem gewiſſen Betrage des lezteren, fowie bei ungewöhnlich 
Ihlehten Wegen eine entfprehende Zahl von Vorſpanns— 
pferden geftattet, in beiden Fällen aber die Nothwendigfeit 
von jenen durd den PBoftbeamten und ven Convufteur in 
einem eigenen Vorfpannbillet pflihtmäßig zu beurfunden, und. 
die Bezahlung verftiben nur, wenn fie fofort wirklich geftellt 
worden, außerdem aber nicht zu leiften ift ®). 

4) Behufs regelmäßiger_und angemefjen fchleuniger Be— 
förderung der Poftwagen find Hinfihtli der Zeit des Abs 
ganges von den einzelnen Stationen und der Fahrtzeit von 





1) P.D. J. von 1807, lit. C, $. 27; Inſtr. für die Pader bei den 
Poftämtern vom 29. Sept. 1810, Samml. der Poſtgeſ. ©. 75 ff., 
3. V—IX, 

2) Dienſt-Inſtr. f. d. Poſtw. Cond., $. 1, 7, 16, 20, 

3) Bei. gedr. Erl. der vormal. G.P.D. vom 17. Jan. 1839. 

4) P.D.J. von 1807, lit. C, $. 30, 

9) P.D.J. vom J. 1807, lit. C, $. 17; Dienſt-Inſtr. f. d. Gont., 
$. 10, und Nachtrag hiezu, 3. 6; Grl, der vormal. G.P.D. vom 
14. Juni 1845, 
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einer Station zur andern fefte Beftimmungen je nad) Maas: 
gabe der betreffenden Curs-Anordnungen, fowie der Stationg- 
Entfernungen feftgefegt. Dabei ift in erfterer Beziehung den 
Poſtſtellen ſowohl, ald den Condukteuren die Einhaltung der 
vorgefchriebenen Abfertigungszeit und die Entfernthaltung jeder 
Verzögerung zur Pfliht gemacht, aud in dieſer Beziehung 
noch die Weifung ertheilt, in dem Fall, wenn zu einer Fahrt 
Retourpferde beftimmt find, dieſe aber etwa nicht zeitig genug 
eintreffen, andere Pferde hiezu zu verwenden ). In der an— 
deren Beziehung ift verboten, unterwegs ohne Noth ftillzu- 
ftehen, und einer Seit den Pofthaltern die Einhaltung der 
Fahrtzeit bei einer im Fall nicht zu rechtfertigender Verſäum— 
niß fie treffenden beftimmten Strafe zur Pflicht gemacht, 
anderer Seit den Poſtillons für jenen Ball eigene Strafe, 
zunächſt Berluft des Trinfgelves, und in bebeutenderen Fällen 
noch weitere Straffhärfung angedroht, auch ven Condufteuren 
anbefohlen, ihre bejondere Aufmerkfamfeit hierauf zu richten, 
die Poſtillons nöthigen Falls in angemeffener Weife an ihre 
Pfliht zu erinnern, bei wirfliher Verfäumniß aber Anzeige 
hievon zu maden, das Poftillonstrinfgeld unmittelbar zurüd- 
zubehalten, und ſolches ver vorgefegten Behörde zur periodis 
- [chen infendung an die höhere Behörde zuzuſtellen 2). 
Außerdem dienen nod in beiderfgitiger Beziehung ald Mittel 
zur Gontrole und zur Anzeige von Berfäumniffen eigene jede 
Fahrt begleitende Stunvenzettel, welche, neben einzelnen vie 
Spedition, jowie die fonftigen Außeren Berhältniffe des Trans— 


1) Dienft:Inftr. f. d. Cond., $. 4; Erl. der vormal, G.P.D. vom 
17. Juni 1823, Samml. der Poſtgeſ. ©. 284, lit. E; ungedr. Erl. 
der P.C. vom 17. Mai 1852. 

2) B.D.3. von 1807, lit. E, 3. 9; Dienſt-Inſtr. f. d. Cond., 
6. 4, 5; Erl. ver vormal. G.P.D. vom 17. Juni 1823, Samml. der 
Poftgej. ©. 284, lit. E; bef. gedr. Erl. derf. vom 5. Der. 1835, und 
22. Aug. 1844; ungedr. Erl. der P.C. vom 25. Mai und 22. Juni 1852, 
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ported, wie Numer des Wagens, Namen des Condufteurg und 
Poſtillons, Ladungsgewicht, und Zahl der Pferde betreffenden 
Aufzeihnungen, insbefondere zu Eintragung der Zeit des Abgangs 
und der Anfunft auf jeder Station, und zu Anführung des Grun- 
des etiwaiger Abweichungen beftinnmt, daher demgemäß durch die 
betreffenden Poftbeamten unter Mitwirfung des Condukteurs 
auszufüllen, und feiner Zeit der höheren Behörde zur Durchſicht 
einzufenden find ). Auch ift in dieſer Rüdficht jeder Abgang und 
jede Ankunft eines Poſtwagens auf der betreffenden Station 
von dem Poſtillon durdy ein Hornfignal anzuzeigen ?). 

5) Zu Entfernthaltung von Störungen und Unglücks— 
fällen bei der Fahrt ift den Gondufteuren wie den Poftillong 
die Anwendung der größten Vorficht bei ver Führung der Poft- 
wagen unter DVerantwortlichfeit der Dienfthberren der legteren 
für diefelben zur Pflicht gemadjt. Insbefondere ift in dieſer 
Beziehung genaue Einhaltung der ordentlichen Wege, und ans 
gemefjene Beihränfung der Schnelligkeit auf dem Pflafter, bei 
der Ueberfahrt von Brüden, bei dem Umbiegen um Straßen; 
een, bei vem Zufammentreffen mit großen Menfchenverfamms 
lungen, Viehheerden u. dergl., jowie die Ertheilung beftimmter 
Signale bei einem hierdurch veranlaßten Aufenthalt, ferner 
forgfältiged Verhalten bei Fahrten über fteile Berge, nas 
mentlid gehöriges Einhemmen der Wagen, zumal bei ftarfem 
Ladungsgewicht, wie auch zureichende Beleuchtung der Wagen 
zur Nachtzeit, endlid, die Einziehung forgfältiger Erfundigungen 
und die Benügung zuverläffiger Führer bei drohenden Ueber— 
fluthungen anbefohlen ?). Auch ift in gleicher Rückſicht vie 


1) P.D.3. von 1807, lit. C, $. 21, 28; Erl. der vormal. G. P. D. 
von 26. April 1836, Samml. der Poſtgeſ. ©. 356; ungedr. Erl. der 
P.C. vom 7. Det. 1851, 25. Mat und 22. Juni 1852, 

2) Bei. gedr. Erl. der vormal. G.P.D. vom 22. Det. 1830 ; desgl. 
der P.C. vom 23, Jan. 1852. 

3) P.D.3. vom 3. 1807, lit. E, 3. 4 und 9; Dienſt-Inſtr. f. d. 
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Vornahme eines Pferdewechſels zwifchen zwei Stationen ohne 
ausdrüdliche Erlaubniß der höheren Behörde ftrenge verboten, 
und wo fie in einzelnen Fällen ausnahmsweiſe geftattet wird, 
an die Bedingung gefnüpft, daß fie mit größter Vorficht und 
ohne Verzögerung des Poftenlaufed ausgeführt werde H. 

6) Um ver Sicherheit gegen diebiſche oder räuberifche Ans 
griffe willen foll in Gegenden, Zeitpunften, und unter fonftigen 
Umftänden, welche die Gefahr eines ſolchen nahe rüden, info- 
ferne dafelbft regelmäßig beträchtliche Werthöfummen zu bes 
fördern find, jedesmal, außerdem aber nur bei dem Eintritt 
befonderer Berhältniffe, welche es räthlich erfcheinen fafjen, 
neben der von dem Gondufteur hier auszuübenden befonderen 
Wachſamkeit, eine nächtliche Begleitung, und zwar der Regel nad; 
anf beſonderes Nachſuchen durch den auf der Station hiezu aufs 
geftellten Landjäger, und nur bei Verhindernng desſelben wegen 
anderer dringenden Dienftleiftungen durch einen anderen ver- 
trauten Begleiter eintreten 2). Auch ift noch den Steueraufs 
jehern befonders zur Pflicht gemacht, ven Poften gelegentlich 
ihrer Streifen bei einem etwaigen Angriff jeve mögliche Hülfe zu 
leiften, und biefelben bei drohender Gefahr womöglich bis zu 
der nächſten Station zu begleiten °). 

7) Endlich ift überhaupt noch den die Poſtwägen beglei- 
tenden Condukteuren zur Pflicht gemacht, die Sicherheit und 


Gond., $. 5, 9, 11-13; Erl. der vormal. G.P.D. vom 8. Sept. 1837 
und 23. Sept. 1839, Samml. der Poftgef., ©. 369, 377, und bef. gedr. 
Erl. derj. vom 22. Det. 1830, 22. Mai und 2. Octbr. 1848; ungedt. 
Erl. der P.C. vom 15. Juli 1853. 

1) Erl. der B.E. vom 8. Mai 1854, ABl. ©. 175. 

2) Dienft:Inftr. f. d. Cond., $. 9, 10, und Nachtrag hiezu, 3. 3; 
0. a. Erl. der vorm. G.P.D. vom Juni 1823, hit. C, D; o. a. Dienft- 
Infte. des Randjägercorps vom Juni 1823, $. 35, 36; Berf. des Min. 
des Innern vom 20. Maͤrz 1838, Samml. der Poftgef. S. 370; Erl, der 
vorm. G.B.D. vom 2. Jan. 1841, daj. ©. 392. 

3) D. a. Dienftanw. für Die Steuerſchutzwache vom April 1853, $. 169, 
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gute Beförderung der ihrer Obhut anvertrauten Poftwagen- 
transporte zu feiner Zeit aus den Augen zu verlieren, und 
in dieſer Rüdficht ftets, beſonders aber bei Unglüdsfällen, 
welche etwa die Herbeifhaffung von Hülfe erfordern, bei 
dem ihnen anvertrauten Wagen zu bleiben, und Beiwagen 
immer dem Hauptwagen vorausfahren zu laffen ). Eine be- 
ſonders ftrenge, bei ſchwerer Strafe einzuhaltende Verbindlich» 
feit ift aber hiebei, der Ordnung im Dienfte wegen, wie im 
finanziellen Intereſſe, nur amtlih zum Transport überge- 
bene Perfonen und Sachen hiezu zu übernehmen, und andere 
nie, unter welchem Vorwand es fei, unentgelvlich oder gegen 
Bezahlung, aufzunehmen und mitzuführen, oder zu geftatten, 
daß ſolches durch die Poſtillons oder durch Reifende gefchehe 2) ; 
es find in diefer Beziehung fogar die Steuerauffeher noch befon- 
ders angemwiefen, auf derartige Unterfchleife zu achten, und wo 
der Verdacht eines foldhen vorliegt, unter möglichfter Vermei— 
dung von Aufenthalt und einer Beläftigung der rechtmäßigen 
Reifenden, den Wagen anzuhalten, den Condukteur, beziehungss 
weife den PBoftillon über das Sachverhältniß zu befragen, 
die Zahl der Reifenden mit dem Eintrag hierüber in dem 
Stundenzettel zu vergleichen, und die demgemäß unbefugter 
Weife in dem Wagen befindlichen Neifenden alsbald zum Aus- 
fteigen zu veranlafjen, ſowie die Adreffen unbefugter Weife 
beförverter Sachen zu notiren, auch von dem dießfallfigen Er- 
fund der nächſten auf ber Streiftour gelegenen Poftftelle, und 
wenn dieß in einzelnen Fällen nicht thunlich ift, dem vorge: 
jegten Gameralamt behufs weiterer Schritte Anzeige zu machen; 
ohne Condufteurs » Begleitung Furfirende Poftwagen können 
von den Steuerauffehern jeder Zeit und ohne befonderen Ber: 


re 


1) Dienft:Inftr. f. d. Gond., $. 8, 14, 22; bei, gedr. Erl. der vorm. 
®.P.D. vom 19. Aug. 1839. 

2) Dienft:Inftr. f. d. Gond., $. 3; Erl. der vorm. G. P.D. vom 
17, Juni 1823, Samml. der Poſtgeſ., ©. 284. 
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dacht angehalten werden, um die darin befindliche Perfonen- 
zahl mit dem StundenzettelsEintrag hierüber zu vergleichen '). 


bb) Transport von fahlihen Gegenftänden. 
$. 175. 


aaa) Im Allgemeinen. 


Die ſachlichen Gegenftände des Bofttransportes werben 
in Beziehung auf legteren zunächſt wejentlich unterfchieden eines 
Theild in Briefpoft-Gegenftände, welchen, aufer den eigent- 
lichen Brieffchaften ohne angegebenen Werth bis zu vier Loth, 
aud noch Briefe und Briefpafete über diefem Gewichte, wenn 
bie Abfender deren Beförderung mit der Briefpoſt ausdrücklich 
auf der Adreſſe verlangt haben, jowie Briefe mit angefügten 
MWaarenproben bis zu einem Gewicht von fechzehn“Loth, und 
Drudfendungen unter Kreuzband, endlich aber noch die Zeitun- 
gen beigezählt werden, andern Theild in Fahrpoft-Gegenftände, 
zu welchen demgemäß, außer den eigentlichen Bädereien, Briefe mit 
Geld und fonftigem Werthsinhalt, Schriftenfenbungen von mehr 
als vier, Waaren- und Mufter-, ſowie Kreuzbandfendungen 
von mehr als jechzehn Loth gehören ?). Beiderlei Gegenftänte 
ftehen Hinfihtlih der Transport-Behandlung und Gebühren 
zum Theil unter gleihen, großen Theil aber je unter ganz 
eigenthümlichen in ihrer befonveren Beichaffenheit begründeten 
Normen. Einen beiverlei Gegenftänden gegenüber in dieſer Ber 
ziehung ganz eigenthümlichen bilden dagegen die den Briefpofts 
Gegenftänden beigezählten Zeitungen, welche denjelben zwar ins 
foferne wirklich zugehören, ald fie jever Zeit in Verbindung 
mit ihnen zur Beförderung fommen, fonft aber eine ganz ab- 


1) D. a. Dienftanw. ber Steuerfhuswace vom April 1853, $. 166; 
ungedr. Erl. der P.G. vom 10. Juni 1853. 

2) O. a. Verf. des Fin.Min. vom Aug. 1851, $. 3, 17, und vom 
24. März 1852, $. 1. 
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gefonderte Behandlung deshalb erfordern, weil die Aufgabe 
der Boftverwaltung bei denfelben nicht allein in ihrer Beför- 
derung, fondern auch noch in ihrer Beftellung bei den Herans- 
gebern nad) Maasgabe der von den Empfängern einlaufenden 
dießfallfigen Aufträge, ihrer llebernahme von den erfteren, und 
der Verfendung zur Abgabe, endlich in der Berechnung mit 
jenen über die ihnen dafür zukommenden Verlagspreis-Forde— 
rungen, fowie mit ven Empfängern über die von ihnen zu er 
legenden Berfaufspreis-Schulbigfeiten, und in der Einbringung 
der lesteren und Bezahlung der erfteren beftehen, fo daß fi 
hieraus ein ganz eigenthümlicher Dienftzweig ergiebt. Eine 
weitere Ergänzung erhält endlich ver einfache Transport von ſach— 
lichen Gegenftänden von Seite der Poftverwaltung eines Theile 
dur die ſchon feit längerer Zeit in mehr befchränfter Weife 
angeordnete, neuerlih aber weiter ausgedehnte Leiftung von 
Baargeld-Nahnahmen an die Aufgeber von Briefen oder 
Pädereien je auf diefe innerhalb gewiffer Gränzen zum Wieder; 
einzug von den Adrefjaten, andern Theild durch die in neuerer 
Zeit erſt zu weiterer Erleichterung des Verfehres eingeführte 
Uebernahme baarer Einzahlungen bei den Poſtſtellen inner: 
halb gewiffer Gränzen behufs der Wiederausbezahlung an die 
hiezu bezeichneten Empfänger ; jedoch ift Beides nur in Verbin; 
dung mit der Aufgabe von Sendungen, ob num Briefen ober 
Pädereien, das Andere wenigftend nur mit der von Adrefjen 
zuläffig, auch je mit diefen zu ven Fahrpoft-Gegenftänden über: 
wiejen !), und bilvet ſolches daher einen weſentlichen Beftandtheil 
des Transportes von Fahrpoft-Gegenftänden unter den hiefür fefts 
gejesten allgemeinen und befonderen Normen. Bon ganz allgemeis 
ner und durchgreifender Bedeutung für ven Pofttransport von fadys 
lichen Gegenftänden ift indeſſen, rüdfihtlic, der hiedurch beſon— 


1) D. a. Berf. des Fin.Min. vom Aug. 1851, $. 30, 17; desgl. vom 
März; 1852, 6. 8, 10 und 11. 


Hoffmann, Binanzredt. I. 38 


594 


ders bedingten Bereinfahung und Beſchleunigung von jenem, 
der Umftand, ob die betreffenden Auf- und Abgabs-Poſtſtellen 
unter fih in unmittelbarer Verbindung hinfichtlih der Zufer- 
tigung jener mit den darauf bezüglichen umfaffenden Nachweiſen, 
in fogenanntem Pafet-, beziehungsweife Karten-Schluß ſich 
befinden, wenn auch vielleicht die Sendungen hiebei durch eine oder 
mehrere zwifchenliegende Poſtſtellen umſpedirt werden müffen, 
oder ob eine foldhe unmittelbare Verbindung nicht befteht, und 
daher eine vollftändige Vermittlung derſelben im Einzelnen durch 
zwifchenliegende Poſtſtellen erforberlich ift, wie dieß theils mit 
Rüdfiht auf die beftehenden Curs-Einrichtungen, theild nad) 
der Ausdehnung des gegenfeitigen Poſtverkehres der höheren 
Voftbehörde zur befonderen Anordnung überlafjen bleibt. 


bbb) Transport von Brief: und Fahrpofl-Gegenftänden. 


$. 176. 


Im Allgemeinen. 


Zu gleihmäßiger Beachtung und Handhabung bei dem 
Transport von Briefs wie von Fahrpoft-Gegenftänvden fliehen 
in der Hauptſache folgende Normen und Anftalten feft: 

1) Die Erforderniffe für die Zulafjung zum PBofttransport 
find zwar bei Briefen und Fahrpoftgegenftänden je eigenthümlicher 
Art; ganz allgemein fteht aber für beide feft, daß fie immer 
gut verfiegelt, und mit einer deutlihen, den Beftimmungsort 
genau bezeichnenven Adreſſe verfehen fein müfjen !). | 

2) Die Beförderungsgebühren, insbefondere das fogenannte 
Porto, find für Brief- und Fahrpoftgegenftände, wie oben ſchon 
angebeutet worden, je in eigenthümliher Weife geregelt und 
in befonderen Tarifen feftgefegt, bemefjen ſich aber hiebei beider 
Seitd nad) der unter Zugrundlegung der geographifchen Meile 


1) P.D. J. von 1807, Hit. A, $. 16, C, $. 1; 0. a. Berf. des Fin.⸗ 
Min. vom 22. Aug. 1851, $. 33. 
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und gewiffen Movififationen im auswärtigen Poftverfehr in 
gerader Linie gemefjenen Entfernung von der Aufgabe bie 
zu der Abgabs-Poftftelle ), und nad) dem Gewicht, unter An- 
wendung des Zollgewichtes, des Zollpfund zu 500 Granımen, 
zu feiner Ermittlung ), fowie von fogenannten Hahnifhen 
Waagen, welche zu dem Ende den einzelnen Poftftellen aus 
dem Poſtärar mit eigenen Vorſchriften übergeben find ?). 

Hinfitlih der Portvanfäge im Einzelnen find die Poft- 
beamten ftrenge verpflichtet, genau an bie beftehenden Tarife 
ſich zu halten; ift aber je durd) die Schuld eines Poftbeamten 
an Porto oder an fonftigen Gebühren zu viel angefegt und 
erhoben worden, fo kann der ungebührlihe Betrag auf genür 
genden Nachweis binnen drei Monaten zurüdgefordert werden, 
wogegen in dem Ball, wenn durch Verfehen eines Poftbeamten 
zu wenig Porto angefeßt und erhoben worben ift, und ber 
Fehler erft nad Ausfolgung des betreffenden Brief- oder Fahr- 
poft-Gegenftandes entdedt wird, der Aufgeber oder der Ems 
pfänger nur dann zu einer Nadyzahlung verbunden ift, wenn 
foldye im einzelnen Fall mindeften zwölf Kreuzer beträgt, und 
die Rachforderung innerhalb drei Wochen geltend gemacht wird ®). 
Uebrigens fann das Porto nebft verwandten Gebühren, ab» 
gefehen von der für Briefpoftfendungen beftehenven invireften 
und in einzelnen Fällen fogar direkten Nöthigung der Aufger 
ber zur alsbaldigen Erlegung bei der Aufgabe, nad) der Wahl 
jener unmittelbar bei legterer mittelft der Sranfirung der Sen- 
dung entrichtet, oder dem Empfänger ald Porto i. e. ©. zur 
Abtragung überwieſen werben 9). - 





1) O. a. Min.Berf. vom Aug. 1851, €. 1, 4, 21. 

2) Dajelbft, $. 2. 

3) Erl. der vorm. G.P.D. vom 1. März 1813, Samml. der Poftgef., 
©. 123; Erl. der B.E. vom 11. San. 1855, A.Bl. ©. 17. 

4) P.D. J. von 1807, €. 7; 0. a. Min.Berf. vom Aug. 1851, $. 35. 

5) ©. a. Min.Berf,. vom Aug. 1851, $. 6, 7, 24. 
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Eine Portofreiheit befteht in fubjeftiver Hinſich nur für 
den König und ſämmtliche Mitglieder des K. Hauſes, ferner 
vertragsgemäß für den Fürſten von Thurn und Taxis und 
die Mitglieder dieſes fürſtlichen Hauſes, endlich, jedoch mit 
Beſchränkung auf die Correſpondenz, für die ſämmtlichen Mit— 
glieder der Regentenfamilien, in objektiver Hinſicht aber in der 
Hauptſache nur für Sendungen in Dienſtangelegenheiten des 
Staats, der Kirche, der Schulen, und der öffentlichen Stif— 
tungen zu milden Zwecken, je im Verkehr zwiſchen den Staats⸗ 
Behörden und Aemtern im Eivil:, Militär und Kirchendienft 
unter fih, fowie für die von den Oberamtöpflegen an bie 
Staatshaupt⸗ oder an die Schuldentilgungs-Eafje eingehenden 
Gelder, alfo unter Ausschluß der Sendungen jener Stellen in 
anderen als den angeführten Angelegenheiten, und unter ber 
weiteren Beftimmung, daß Sendungen von Privaten an die 
Staatsbehörden, foweit nicht ausdrüdlid Ausnahmen geftattet 
find, nur franfirt bei der Poft angenommen und befördert 
werden dürfen; mit diefer Beichränfung erftredt fi aber die 
objeftive Vortofreiheit auch auf die Eorrefpondenz zwifchen den 
diesfeitigen Staatsbehörden und denjenigen der übrigen Poft- 
vereinsftaaten in Etaatsangelegenheiten. Die demgemäß eine 
Portofreiheit genießenden Sendungen find zu deren Geltend- 
machung je in eigens vorgefchriebener Weife zu bezeichnen, foweit 
fie von portofreien Perfonen ausgehen, mit dem Wappen des 
Berfenders zu fiegeln, und auf der Adreſſe mit deſſen Namens— 
aufjchrift zu verfehen, foweit die Befreiung aber auf einer der 
vorgedachten dienftlichen Beziehungen beruht, nicht allein mit dem 
Amtöfiegel zu verfchliegen, jondern auch auf der Adrefje mit dem 
Namen ver abjendenden Stelle und mit der Bezeichnung „Dienft- 
ſache“ zu verfehen, unter Beifegung der eigenhändigen Na: 
mensdunterfchrift des Verſenders oder eines Kanzleibeamten bei 
Sendungen höherer Behörven, und des Amtsvorftandes bei 
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folhen von Bezirks; und Lofalftellen ). Eine unrichtige Defla- 
ration portopflichtiger Gegenftände als portofrei, oder eine Ber 
nügung portofreier Sendungen zum Beifhluß anderer Gegen- 
ftänve zieht eine Strafe bis zum zehnfachen Betrage des ge: 
fährbeten Porto nah fih; aud ift dem Finanzminifterium 
in diefer Rüdficht ausprüdlich die Befugniß ertheilt, von Zeit 
zu Zeit durch einen hiezu verpflichteten Commiſſär vie Poſtbe— 
amten einzelner Boftftellen zu Ausfcheidung der angefommenen, 
zu Begründung der PVortofreiheit als Dienftfache bezeichneten 
Voftfendungen auffordern, fofort diefe Sendungen an den Bes 
ftimmungsort begleiten, und dort in Gegenwart des Com— 
mifjärd von den empfangenden Beamten eröffnen zu laffen, 
um ſich von der Nichtigfeit der Deklaration der betreffenden 
Sendung zu überzeugen ?). 

3) Die Aufgabe von Brief und Fahrpoft-Gegenftänven 
zur Beförderung ſoll dem Publikum im Allgemeinen bei allen 
Voftftellen täglich während einer beftimmten Zeit, und zwar 
Morgens von 8 bis 12 und Nachmittags von 2 bis 7 Uhr 
offen ftehen, vorbehältlid ver Beftfegung von Ausnahmen, bes 
fonders in ausdehnender Richtung, durch die höhere Behörde 3). 
Eine allgemeine Ausnahme von dieſer Verpflichtung befteht 
nur zu Förderung der Sonn- und Fefttagsfeier, und um den 
Voftbeamten und Dienern Gelegenheit zur Theilnahme hieran 
zu geben, während des Vormittags: und Nadmittags-Got- 
tesdienites an Sonn und Fefttagen je für die Dauer von 
zwei, beziehungsweife einunveinhalb Stunden, jedoch unter 


1) B.D. vom 20. Octbr. 1851, Rbl. S. 281 ff.; Verf. des Fin. Min. 
vom 29. Octbr. 1851, Rbl. ©. 285 ff.; bef. gedr. (amtliches) Verzeichniß 
der Portofreiheiten vom J. 1851; ungedr. Erl. der P.F. vom 27. Nov. 
und 8. Decbr. 1851, 26. und 31. Jan. 1852. 

2) D. a. B.O. vom 20. Oftbr. 1851, $. 12. 

3) Bei. gedr. Verf. des Fin.Min. vom 28. Rt. 1851, und 12. nn 
1852 ; ungedr. Erl. der B.G, vom 27. Novbr, und 8. Derbr. 1851, 26. 
und 31. Jan. 1852, 
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der weiteren Verpflichtung, die Aufgabe minveftens eine Etunde 
vor den Vormittage-, und zwifchen diefem und dem Nacdhmits 
tags⸗Gottesdienſte offen zu halten !). Dabei ift von den Poſt— 
beamten über die vorjchriftsmäßige Beſchaffenheit ver überge— 
benen Gegenftände je in eigener Weife zu wachen. Für die 
Aufgabe eines jeden demzufolge übernommenen Gegenftandes 
fann ein Echein verlangt werden, deſſen Ertheilung ſodann 
eigenthümliche Rechte auf Seite des Angeberd begründet; es 
ift aber hiefür auch eine eigene der Poſtcaſſe zufließende Ges 
bühr zu entrichten, und diefelbe in ver Art bei den Poftftellen 
zur Erhebung zu bringen, daß diefelben hiezu ausſchließlich 
von der Poſtcommiſſion zu beziehende Formulare zu verwenden, 
von Tag zu Tag die Stüdzahl und den Geldbetrag von ven 
ausgegebenen Scheinen in einem eigenen Verzeichniß einzutra- 
gen, von Vierteljahr zu Vierteljahr aber eine vollftändige Nach— 
weifung über ven Empfang, Berbraud, und Vorrath an ſolchen 
zu liefern, und auf den Grund hievon die eingebrachten Scheinges 
bühren in Einnahme zu ftellen haben ?). Wird aberetwa ein zur 
Beförderung aufgegebener Brief oder Fahrpoft-Gegenftand vor 
dem Schluſſe der Erpedition zurüdverlangt, fo fann die Zu— 
rüdgabe von jener aus nur gegen ein von der Hand, welche vie 
Adreſſe gefchrieben, unter genauer Anführung der Adreſſe aus- 
geftelltes jchriftliches Begehren, und Worzeigen des Sigilles, 
mit welchem die Sendung verfhloffen ift, erfolgen, vorbehälte 


1) Bei. gebr. Verf. des Fin.Min. vom 28. Juni 1852. Es tft zwar 
diefe Beſchränkung des Poftdienftes um ihres nadhtheiligen Einfluffes auf 
den Verkehr willen in der Kammer der Abgeorbneten lebhaft angefochten, 
ein Antrag auf Einleitung der Bitte um eine dießfallfige Aenderung aber 
im Hinblid auf die Beweggründe der Staatsregierung hiezu nicht ange: 
nommen worden. ©. V. d. 8. d. U. von 1851/, Bd. 5, 155ſte Sitz. 
©. 3471 fi, ir Beil.®b. ©. 733 Fi. 

2) D. a. Min.Berf. vom Aug. 1851, $. 10, 26; ungebr. Erl. der 
P.C. vom 11. Mai 1852; Erl. derf. vom 26. Nov. 1853, A.Bl. S. 80, 
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(ich weiterer befonderer Anforderungen und Zugeftänpniffe 
je für Brief: und Fahrpoft-Gegenftände insbefonvere 4. Die 
bei der Aufgabe in Folge von Franfaturen bewerfftelligten 
Einnnahmen find, ebenfo wie andere Zahlungen bei der Auf- 
gabe, von ven Beamten in einem eigenen Schaltermanual ale 
Grundlage für vie Einnahmen » Aufzeichnungen in dem Tag: 
buche einzutragen ?). 

4) Die weitere Behandlung der aufgegebenen Brief und 
Fahrpoft-Gegenftände zu Borbereitung ihres Transportes ift, 
ihrer Beſchaffenheit entfprechend, je großen Theils eigenthümlicher 
Art. Im Allgemeinen ift aber ven Poftftellen zu dem Ende zunächft 
eine richtige Leitung (Inftradirung) derſelben auf die die ſchnellſte 
Beförderung an den Beftimmungsort fihernden Poſtkurſe an- 
befohlen, und ihnen hiezu ein weſentlicher Anhalt in den von 
Zeit zu Zeit von der höheren Behörde zum Gebraud neu aus— 
zugebenden, und in der Zwifchenzeit nach ven durch das Amts: 
blatt zur Renntniß kommenden Eursveränderungen zu berich— 
tigenden Curskarten gegeben 3). Außerdem find ald ganz wer 
ſentliches und jpecififhes Mittel hiezu Hinfichtlich beider, fowie 
der daranf haftenden Beförberungs » Gebühren und fonftigen 
Forderungen, denjelben von den abſendenden Poftftellen je 
eigene Nachweiſungen hierüber mittelft befonderer, je in eigen- 
thümlicher Weife zu fertigenden, und an vie betreffenden, mit 
ihnen im Karten» und Paketſchluß ftehenden Poftftellen zu 
richtenden Verzeichniffe, fogenannter Karten, bei dem Transport 
zur Begleitung beizugeben, und fogar felbft dann, wenn feine 
Transportgegenftände vorhanden find, mit dem betreffenden Eure 
an jene Stellen als Fehlanzeigen abzuſenden, aud die Ein» 
träge in diefen Karten vor der Abjendung nod zur eigenen 


. 1) O. a. Min. Berf. vom Aug. 1851, $. 34.“ 
2) O. a. Erl. der P.C. vom 28. Kebr. 1852, 
3) Ungedr, Erl. der P.F. vom 10. Sept, 1852, 
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amtlichen Kenntniß hievon in hiezu vorgefchriebenen Manualen 
oder Rechnungs-Bögen genau aufzuzeichnen '). 

5) Ebenſo wie die Behandlung der Brief und Fahrpoft- 
Gegenftände zu Vorbereitung ihrer Beförderung ift, ganz ab» 
gefehen von der hier ganz außer Betracht bleibenden während 
des Transportes, auch diejenige bei der Ankunft derfelben 
je großen Theild verſchieden. Im Allgemeinen haben indeſſen 
die hiezu beftimmten Poſtſtellen zunächſt ſolche den in den be: 
gleitenden Karten und anderen Belegen hierüber gegebenen 
Nachweiſungen gemäß in Empfang zu nehmen, etwaige Mängel 
in diefer Beziehung, insbefonvdere fehlende Gegenftände an 
den hiezu vorgejchriebenen Orten zu bemerfen, und im leßteren 
Hall zugleich der betreffenden rüdwärtsd liegenden Poſtſtelle mit 
der erften Poftgelegenheit Nachricht hievon zu geben, um da— 
durch die Nachſendung des Fehlenden zu veranlafjen 2); Fehler 
in den Karten felbft haben fie aber in einer, den betreffenden Ein- 
trag dajelbft noch ſichtbar lafjenden Weife zu berichtigen, und 
der abſendenden Poſtſtelle auch mittelft bejonvderen Avis zu 
gleicher Berichtigung in ihren Manualen und Rehnungsbögen, 
und fchriftliher Anerfennung derſelben der fie ausftellenden 
Poftftelle gegenüber auf dem Avis zur Kenntniß zu bringen, 
und nad Zurüdfunft des legteren mittelft Anflebend an bie 
Karte hier zu belegen 9); auch find die Karten nad) dem Ger 
braudy zu Sicherung der darin enthaltenen Nachweiſe bei bes 
fonderer Strafe für jeven Berluft einer ſolchen auf das Sorg- 
fältigfte aufzubewahren ). Sodann ift eine weitere in ber 
Natur der Sache begründete wefentliche Aufgabe der empfangen 


1) P.D. J. von 1807, lit. A, $. 3, C, $. 7; bej. gebr. Erl. der vorm. 
G.P.D. vom 15. Novbr. 1849; vergl. Erl. derf. vom 7. Novbr. 1839, 
Samml. der Poſtgeſ. S. 380. 

2) P.D.I. von 1807, lit. A, $. 10, C, $. 2, 21. 

3) Erl. der P.E. vom 30, Oetbr. 1853, ABl ©. 50, 

4) Ungedr, Erl, der P. C. vom 2, Septbr. 1852, 
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ben Boftftellen, die angefommenen Transportgegenftände je 
nad) ihrer Beftimmung an ven Sig, over den bei allen Poſt— 
ftellen eigens feftgefegten Beftellbezirf von jenen, over an 
andere Poſtſtellen auszufondern, und demgemäß, zu Sicherung 
jener Beftimmung, fowie der darauf haftenden und nun weis 
terhin zu verantwortenden Porti und Auslagen, mittelft Ber 
lieferung, beziehungsweife Weiterfpedition des Inhaltes, und 
im Zufammenhang damit der unmittelbaren Erhebung, bezie— 
hungsweife Weiteraufrechnung der darauf haftenden vorgedady- 
ten Forderungen an bie betreffenden SPBoftftellen weiter zu bes 
forgen ; insbefondere find unrichtig geleitete Sendungen ohne 
Verzug an den wahren Beftimmungsort zu befördern, ohne daß 
fovann hiefür mehr Porto erhoben werben darf, als bei rich— 
tiger Leitung fi) ergeben hätte '). Endlich find auch die in den 
Karten enthaltenen Porto: und Auslagen-Beträge behufs ihrer 
weiteren geeigneten Zufammenftellung für die einnehmliche Ber: 
rechnung, beziehungsweife der Vorbereitung fpäterer Abrech— 
nung hierüber mit anderen Poftftellen, ſoweit zufolge der darauf 
vorliegenden Anfprüce diesſeits oder jenſeits Erſatz hiefür zu 
leiften ift, in eigenen Manualen oder Rechnungsbögen einzus 
tragen ?). 

6) Behufs der wirflihen Belieferung der bei einer Poſt— 
ftelle hiezu zurücdzubehaltenden Gegenftände und der Eins 
bringung der etwa darauf haftenden Porti und Auslagen find 
diefelben, foweit die Empfänger in dem Sig der Poſtſtelle felbft 
fi befinden, diefen fo fchleunig als möglidy nad) der Anfunft 
ohne Unterbrehung Sommers von Morgens acht bis Abende 
neun und Winterd von Morgens acht bis Abends ſechs Uhr 
unmittelbar einzuhändigen 3), und daher hiezu bei bedeutenderen 


1) D. a. Min.Berf. vom Aug. 1851, $. 12, 27. 

2) P.D.I. von 1807, lit. A, $. 5, 7, C, 8. 8. 

3) Daf., lit, A, $. 4, C, $. 26; Regulativ vom 31, Decbr, 1814, 
Summl, der Poftgef., S, 184, 
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Poftämtern eigene Diener auf Koften der Poftcafje in der er- 
forderlihen Zahl aufgeftelt, bei anderen aber von den Poft- 
beamten felbft die erforberlihen Perfonen auf ihre Koften und 
unter ihrer Haftung, ſowie unter der ausprüdlichen Verpflich— 
tung zu beftellen, hiezu nur folde, welche fi vermöge Als 
ters, Schulfenntniffe und guten Prädifates hiezu eignen, insbes 
fondere ohne befondere Genehmigung Feine weibliche Perſonen 
zu verwenden, auch viefelben bei der Annahme zu obrigfeit- 
licher Verpflichtung zu ſtellen ). ine Ausnahme von der 
alsbaldigen Belieferung ift nur geftattet aus früher angeführ- 
ten Gründen an Sonn und Fefttagen während des Vormit— 
tags-Gottesdienftes, und von zwei Uhr Nachmittags für ven 
ganzen Reft des Tages, ſelbſt hier jedoch ausgeſchloſſen für 
Erpreßbriefe, indem viefe jogleih nah ihrer Anfunft zu be— 
liefern find 9). Eine Belieferungsgebühr darf mit wenigen 
betreffenden Orts zu erwähnenden Ausnahmen nicht erhoben 
werben 3). Diejenigen Brief und Fahrpoftfendungen dagegen, 
deren. Empfänger außerhalb des Poftorted wohnen, find behufs 
ihrer Belieferung, abgejehen noch von den bei Briefen in ge- 
willen Fällen eintretenden Ausnahmen, in der Regel nur den 
obrigfeitlich aufgeftellten Amtsboten einzuhändigen, und felbft 
an biefe, woferne die betreffenden Gemeindebehörden für die: 
jelben nicht im Ramen der Gemeinde mit Genehmigung der 
Auffichtöbehörde für jeden der Poftverwaltung entftehenven 
Schaden rechtsgültig fi verbürgt haben, je nad dem Maas 
der außerdem der Poftverwaltung gegenüber geleifteten Sicher 
heit mit entjprechender Beſchränkung, und zwar fo, daß den- 
felben, infoweit jene Sicherheitsleiftung für eine beftimmte 
Summe durch Unterpfänder over Fäuftpfänder nad) den über 


1) Erl. der P.C. vom 26. April 1854, A.Bl. ©. 157. 
2) D. a. Min.Berf. vom Juni 1852. 
3) O. a. Min,Berf, vom Aug. 1851, $. 15 und 29, 
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die Form von Dienftcautionen beftehenden Vorſchriften oder 
durch Bürgfhaft der Gemeindebehörden im Namen der Ges 
meinde mit Genehmigung der Auffichtöbehörde gegen die Poſt— 
verwaltung ausjchließlich ftattgefunden hat, an einem Boten— 
tage zufammen Werthefendungen nur bis zum vollen Betrag 
von jener, infoweit folhe in jener Weife nicht gegen bie 
Poftverwaltung ausſchließlich, fondern nur im Allgemeinen bes 
fteht, nur bis zur Hälfte jenes Betrages, wenn die Sicherheit 
nur duch einfahe Buͤrgſchaft von Dritten geleiftet worden, 
Fahrpoftgegenftände von Werth nur in einem Geſammtbetrag 
von fünfundzwanzig Gulden, und wenn Boten aud nicht eins 
mal diefe Kaution zu ftellen vermögen, weder Fahrpoftfens 
dungen von Werth, noch Briefe, für welche zufolge der Art 
ihrer Aufgabe eine befondere Verbindlichfeit von der Poſtver— 
waltung in fpäter zu erwähnenver Weife übernommen worden, 
anvertraut werben dürfen; Etellvertreter für die Amtsboten 
dürfen nur auf gehörigen Ausweis hierüber, und mit Aus— 
jhluß von Rindern, fowie in Beziehung auf Sendungen von 
der zuvorgedachten Bedeutung nur auf bejondere jchriftliche 
Ermächtigung von Seite der Boten, im Fall einer Bautiond- 
feiftung der legteren aus eigenen Mitteln, oder wenn dieſe 
durch Dritte ftattgefunden hat, einer Einwilligung der legteren 
zu der Stellvertretung, und im Uebrigen aud noch unter den 
für die Amtsboten jelbft beftehenden Beichränfungen zugelafjen 
werben; nebendem ift durch die Amtsboten für die von ihnen 
bei der Poftftele in Gmpfang genommenen Poftgegenftänve 
nicht allein in einem dort hiefür eigens zu führenden Buche 
zu befcheinigen, fondern auch noch ein von der Poftftele nad) 
eigenem Formular anzulegendes Belieferungsbud zu führen, 
und in demſelben der Empfang von den Adrefjaten fi be- 
fheinigen zu laffen, durch die - Poftftele aber von acht au 
acht Tagen durch eigene Einſichtnahme desſelben hievon fi 
zu überzeugen, ſolches daſelbſt unterfchriftlih zu beurfuns 
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ben, auch bei Wahrnehmung grober Berfehlungen, namentlich 
von Fälfhungen, dem Oberamt ſowohl als der höheren Poft- 
behörde Anzeige hievon zu machen. Kann eine angefommene 
Sendung von der angeführten Bedeutung den vorftehenden Ber 
fhränfungen zufolge einem Amtsboten nicht übergeben werden, 
fo ift der Adrefjat jeden Falls mittelft eined nad vorgeſchrie— 
benem Formular auszufertigenden verftegelten und vom Boten 
zu befcheinigenden Aviszettels unentgelvlih hievon in Kennt— 
niß zu jegen, und jene demzufolge von demjelben entweder in 
eigener Perſon oder mittelft eined Bevollmächtigten bei der 
Boftftele unmittelbar gegen Befcheinigung abaulangen, ſo— 
ferne im erfteren Fall folder ver legteren perſönlich befannt 
ift, oder feine Identität durch einen ihr befannten zuverläffigen 
Mann urkundlich bezeugt, oder auf dem Avis der Poſtſtelle 
eine in bejonderer oder in einer ein für allemal ausgeftellten 
Urkunde vom Schultheißenamt beglaubigte eigenhändige Un— 
terfchrift desjelben beigebracht, im andern Fall eine auf gleiche 
Weiſe beglaubigte Vollmacht auf dem Avis oder ein für alles 
mal hiezu ertheilt wird N). 

Eine Acontirung und Grebitirung von Porto ift nur noch 
für die fämmtlihen Mitglieder des K. Haufes, die Gefandt- 
Ichaften, die Central» und Kreis-Behörden zugelaffen ?). 

Unbejtellbare Brief- und Fahrpoft-Gegenftände find nad 
Ablauf eines für diefelben je beſonders feftgefegten Termines, 
ſowie unter eigenen Beftimmungen rüdfichtlich der dießfallſigen 
Gebühren, nad Aufftempelung von Ort und Datum auf der 
Rüdfeite an die Aufgabsftelle zurüczufenden, von hier aus, ſo— 
weit diefelbe der diefjeitigen Verwaltung angehört, wenn anders 
der Aufgeber, beziehungsweife Eigenthümer nicht alsbald aus 





1) El. der B.G. vom In und 25. Aug. 1854, A.Bl. ©. 167 
und 325. 

2) Ungedr, Erl. der P.C. vom 14. Jan. 1852; vergl, Verf. des Fin.s 
Min. vom 21. Novbr, 1851, Rbl. ©. 320, $. 6. | 
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dem Aeußeren mit Sicherheit erfannt und demzufolge in den 
Befig hievon gefegt werden fann, am Schluß jeder Woche 
nad gleicher Stempelung wie zuvor an die Poſtcommiſſion 
unter befonderd vorgefchriebener Verzeichnung einzufenden, hier 
zu eröffnen, fofort unter amtlihem Verſchluß, und Bemerkung 
des Namens der Aufgeber an die Aufgabspoftftelle zurüdzufen- 
den, und von legterer an jene zu beliefern, im Fall fie aber 
auch hier als unanbringlich fich erweifen, wiederum unter Nach— 
weilung der darauf haftenden Porti und Auslagen behufs 
der Ermädtigung zu abgängiger Verrechnung der lezteren 
der höheren Behörde einzufenden !), welche ihrer Seits hin; 
fichtlid aller Sendungen von Werth eine öffentlihe Aufforde— 
rung an die unbekannten Abjender verfelben zu Geltendmachung 
ihrer Anſprüche binnen eines beftimmten Termins, nad) defjen 
fruchtloſem Ablauf aber deren Ueberweifung an die Oberpoft- 
caſſe zur Berwerthung und VBereinnahmung zu verfügen hat ?). 

7) Bei dem Eintritt von Zweifeln über die richtige Be— 
förderung und Belieferung eines Brief oder Fahrpoft-Gegens 
ftandes ift, mit Befchränfung auf diejenigen erfterer Art, 
welche zufolge der Art ihrer Aufgabe und hierin begründeten 
weiteren Behandlung überhaupt eine Nadhweifung hierüber 
geftatten, auf Anfuchen des Aufgebers, jobald entweder von 
demfelben urkundlich nachgewieſen werden fann, daß jener 
nicht an feine Adrefje gelangt ift, oder, woferne er nur noch 
feine Nachricht über den Empfang von dem Adrefjaten erhalten 
hat oder aus anderen Gründen über die Beförderung oder 
Beftellung beynruhigt ift, nad den beſtehenden Eursverhält- 
nifjen angenommen werden darf, daß eine Nachricht von dem 
Aufgeber ſchon hätte einlaufen fönnen, von der Aufgabd- 
poftftelle, unter auf Verlangen zu ertheilender Befcheinigung 


1) Ungedr. Erl. der P.E. vom 15. März und 25. Mat 1852. 
2) Vergl. Erl. der vormal. G.P.D. vom 28. "Jan. 1817, Samml. 
der Poſtgeſ. S. 204, und o. a. Min.Berf. vom März 1852, $. 12, 
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des dießfallfigen Anſuchens, behufs amtlicher Nachfrage ein 
fogenannter Raufzettel nad; eigens vorgefchriebenem Formu—⸗ 
lar mit Beurkundung durdy den Amtsvorftand auszufertigen, 
und unter fogenannter Refommandation mit der Briefpoft an 
diejenige Poftftelle, welcher der fraglihe Gegenftand zuſpedirt 
wurde, zu Ertheilung weiterer Ausfunft hierüber abzufenden, 
jedoch von dem Reflamanten das gewöhnliche Porto, fonft aber 
feine weitere Gebühr hiefür zu erheben, vorbehältlih einer 
Zurüderftattung von jenem, wenn die Nachfrage durd das 
Verfchulden eines MPoftbedienfteten veranlaßt worben ift, und 
folhe verlangt wird. Sowohl die Abfertigung, als die etwa 
erforderliche Weiterfendung, und die Erledigung dieſer Lauf— 
zettel ift möglichft zu befchleunigen; ungerechtfertigte Verzöge— 
rungen find aber der Poftcommiffton unverzüglich zur Anzeige zu 
bringen, und haben für die fchuldhaften Beamten nicht allein 
angemefjene Rüge, fondern auch unter Umftänden Echaden- 
erfag-Verbindlichfeit zur Folge. Zur Nachweiſung hierüber 
haben vie Poftftelen eigene Manuale nach vorgefchriebenem 
Formular zu führen, und in venfelben alle Laufzettel bei ber 
Abfendung fowohl, als bei etwaiger Weiterfpedition an den 
Beftimmungsort einzutragen, fowie die Art und Weife ihrer 
Erledigung genau nachzuweiſen. Von dem Ergebniß ver 
erledigt zurüdfommenden Laufzettel ift den Neflamanten ur: 
fundlie Eröffnung zu machen; ergibt fi demzufolge ver 
Verdacht einer Veruntreuung oder einer groben Nachläſſigkeit 
von Poſtbedienſteten, fo ift der höheren Behörde Anzeige 
hievon zu maden !). . 

8) Für verlorengegangene, beziehungsweife befchäbigte 
Sendungen ift, woferne ein dießfallfiger Anſpruch vor Ablauf 
von drei Monaten erhoben wird, von der Poftverwaltung 
Gewähr, beziehungsweife Schavdenerfag zu leiften, jedoch für 


1) Erl. der P.C. vom 29, Mat 1857, ABl. ©, 142, 
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Brief und Fahrpoſt-Gegenſtände je in eigenthümlicher Art 
und Ausdehnung !). 

9) Die Vereinnahmung der von Brief und Fahrpofts 
Gegenftänden angefallenen Beförverungsgebühren ift, abge 
fehen von den obengedachten Scheingebühren,, zufolge der hiefür 
beftehenden Einrichtungen je eigenthümlicher Art, im Allges 


meinen und Ganzen aber beider Eeits auf Zufammenftellungen 


der in den Karten hierüber enthaltenen Aufzeichnungen in 
den nebendem hierüber zu führenden Manualen oder Rech» 
nungsbögen zu ftügen 9). Joſoweit aber diefelben durch aus— 
wärtige Poftftellen für diesfeitige Rechnung zu erheben, fomit 
an die diesfeitige Poftverwaltung zu erfegen find, und diefer 
Erfa nicht befonderer Uebereinfunft zufolge in Pauſchalſum— 
men ftattfindet, ift ebenſo, wie über die diesſeits für jenfei- 
tige Rechnung erfolgten Erhebungen gleiher Art, durchaus 
unmittelbar durch die höhere Behörde auf den Grund von 
Zufammenftellungen der vorgedacdhten Art mit den betreffenven 
auswärtigen Poftverwaltungen Abrechnung anzuftellen, jedoch 
mit Befchränfung auf diejenigen von den legteren, an welche 
diesſeits Poſtſendungen unmittelbar übergeben, und von wels 
hen joldye in diefer Weiſe übernommen werden, und unter 
dießfallfiger Vertretung durch ebendiefe gegenüber von weiterlies 
genden, mit welchen eine foldhe Verbindung nicht befteht, auch 
demgemäß fofort die Oberpoftcaffe zur Einbringung der ſich 
ergebenden Guthaben, beziehungsweife Auszahlung der etwai- 
gen Reſtſchuldigkeiten anzuweifen 9. Die inländifchen Pofts 
ftellen gegenüber von anderen ſolchen, zufolge der Ueber— 
weifung anderwärtäher an fie Üüberwiefener und daher wieder 


1) DO. a. Min. Verf. vom Aug. 1851, $. 11, 25. 

2) D. a. Erl. der P.G. vom 6. Juni 1853, A, 

3) Rev. Poftvereinsvertrag vom Der. 1851, Art. 10; beſ. gebr. Inſtr. 
der P.E. zu Ausführung des Poftvereinsvertrags vom 6. April 1850, 
vom 23. Aug. 1851, €. 5. 
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dahin zu erfegender Porti oder anderer Auslagen, zuftehenden 
Erfaganfprüde find von denfelben auf den Grund der dieß- 
fallfigen Karten-, und von hier aus gemahten Manuals oder 
Rehnungsbogen-Einträge mittelft von Vierteljahr zu Viertel— 
jahr anzuftellender befonderer Abrechnungen gegenfeitig baar 
auszugleihen, unter der ausdrücklichen Verpflichtung ber 
demzufolge fchließlih zu einer Reitforderung beredhtigten, jene 
aufzuftellen, fowie der in einer Neftverbindlichfeit ftehenven, 
diefe, jobald die Forderung mehr ald hundert Gulden erreicht, 
nit erft ſchließlich, ſondern durch zeitige Abſchlagszahlungen 
früher ſchon abzutragen ). 

10) Die Poſt-Beamten und Diener find zu ftrenger Be- 
wahrung des Poftgeheimniffes, und beſonders bei fchwerer 
gerichtliher Strafe dazu verbunden, in feinem Fall die Ber: 
legung over die Eröffnung eines Poftgegenftandes, oder die 
Veberlieferung eines folden an einen unberedhtigten Dritten 
zu diefem Zwede fid zu erlauben ?). Dagegen find fowohl 
Gerichte, als auch Polizeiftellen bei ihren Unterfuhungen zu 
einer amtlichen Befchlagnahme, und erftere überdieß unbedingt, 
leßtere wenigftens ald Mittel zu der ihnen Namens der Ge- 
richte geſetzlich obliegenden Feſthaltung der Spuren eines 
Vergehens oder Verbrechens, ſowie der Perſon von Verdäͤch— 
tigen, ſogar zu wirklicher Abforderung von Poſtſendungen 
bei den Poſtſtellen befugt, auch dieſe daher verpflichtet, dieß— 
fallſigen ſchriftlichen, und den Grund der geſtellten Forderung 
nachweiſenden Anſinnen, gegen Beſcheinigung für das Ausge⸗ 
folgte und Erſatz der darauf haftenden Forderungen der Poſt— 
verwaltung, zu entſprechen 3). 





1) Erl. der P.G. vom 26. Nov. 1853, AB. ©. 83. 

2) P.D.J. von 1807, $. 6; B.D. vom 18. Nov. 1816, Rbl. ©. 
394; Strafgefegbuh vom 1. März 1839, Art. 443. 

3) Strafproceß-Ordnung vom 22. Juni 1843, Rbl. ©. 521 ff., 
Art. 246— 249; Erl. der vormal. G.P.D. vom 18, Febr. 1845, Summl. 
der Poſtgeſ. ©. 411. 
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$. 177. 
Sransport von Briefpofl-Gegenfländen insbefondere. 


Neben den vorangeführten den Brief- und Fahrpoft-Gegen; 
ftänden gemeinfamen Transportvorſchriften ftehen für die 
erfteren noch folgende insbefondere feit: 

1) Dem Kreis der im Allgemeinen hieher gehörigen Ges 
genftänden ift gegenüber von den Fahrpoft-Gegenftänden in- 
foferne eine eigenthümliche Ausdehnung gegeben, als foldye 
auch an Perſonen oder Stellen in dem Aufgabs-Poftorte hiezu 
zugelafjen find !). Dabei befteht aber unter diefen Eendungen 
nody ganz allgemein ein wejentlider Unterſchied hinſichtlich 
ihrer weiteren Behandlung und der daran fi anfnüpfenden 
BVerbindlichkeiten und Rechte, jenachdem fie bei der Aufgabe 
durch Löfung eines Scheines die Eigenſchaft von refomandirten 
erlangen oder nicht. 

2) Das Porto für Briefpofts®egenftände iſt, ſoweit es 
ganz oder theilweife der Poſtcaſſe zufällt, und ſonach hier 
näher in Betracht fommt, theild ein inländiſches, theils ein 
Vereins⸗-⸗Porto, und in beiden Beziehungen je verfchieden 
geregelt : 

Das erftere, welches für diejenigen Briefpoft-Gegenftände 
zur Erhebung fommt, welche innerhalb des Landes befördert 
werben, und ganz der diesfeitigen Poſtcaſſe zufällt, beläuft 
fi in der Regel je für den einfachen, d. h. einen Brief bis 
zu einem Loth einfchließlich zwischen Poftorten von weniger 
als einer Meile Entfernung auf einen Kreuzer, außerdem bis 
zu zwölf Meilen einfchließlih auf drei, über zwölf auf ſechs, 
für jedes weitere Loth Gewicht aber um den Betrag des ein- 
fachen Borto höher. Bon dieſer Regel finden jedoch einige, theils 


1) D. a, Min.Berf. vom Aug. 1851, $. 4 und 7; Erl. der P.C. 
vom 9. Jan. 1854, ABl. ©. 7. 


Hoffmann, Binanzreät. 1. 39 
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vernacdhtheiligende, theild begünftigenve Ausnahmen ftatt: 
Eines Theile tritt für unfranfirte Briefe, ſowie für den fehlen- 
den Betrag. von zu niedrig franfixten Briefen eine Erhöhung 
des Porto infoweit ein, daß für diefelben außer dem gewöhn— 
lihen Betrag von drei und ſechs Kreuzern ein Zuſchlag von drei, 
und dem von einem Kreuzer von ebendiefem Betrag erhoben wird, 
und ed unterbleibt diefelbe nur bei portopflichtigen Schreiben von 
Etaatd-, Kirchen, Amtskörperſchafts- und Gemeindebehörden an 
andere dergleichen Behörden, jowie an Privaten, wenn auf 
der Adrefje derfelben die verfendende Behörde genannt, ber 
Name des Beamten unterzeichnet, und das Schreiben mit dem 
Dienftfiegel der betreffenden Stelle verjchloffen ift. Andern 
Theild genießen Kreuzbandfendungen und Waarenproben ie 
eine eigene nicht unbeträchtliche Porto-Ermäßigung, erftere, 
jedod mit ganz ausſchließlicher Beihränfung auf Zeitungen 
und Journale, gedruckte, geſtochene, oder lithographirte Cir— 
culare, Preiscourante, Anzeigen und Empfehlungsſchreiben, 
welche außer der Adreſſe, dem Datum, und der Namens— 
Adreſſe nichts Geſchriebenes enthalten, ſowie auf Correktur— 
bögen ohne das Manuffript mit keinen anderen, als ven 
durch die Correftur bedingten Abänderungen, und ohne Eins 
ſchaltungen irgend welcher Art, mögen fie auf nur in Ziffern 
beftehen, over mittelft eines Stempeld bewirkt werben, wie 
auch nur bei alsbaldiger Franfirung, und einer folden Ans 
legung der Kreuz, und Streifbänder, daß ſich die Poftbeamten 
von Einhaltung der vorftehenden Vorſchriften leicht überzeugen 
fönnen )). 

Das Bereinsbriefporto, welches für die Vereins-, fowie 
für die Gorrefpondenz mit fremden Ländern außerhalb des Ber: 





1) DO. a. Min.Berf. vom Aug. 1851, $. 4, 5, 7-9; 0.0. BI, 
vom Oft. 1851, $. 5; a. a. Min.Berf. vom 30. Oft. 1851, $. 4, 8, 9, 
und vom März 1852, $. 2; ungedr. ‚Erl. der P.G. vom 12. Sept. 1851, 
und 22. Nov. 1852, und Erl. derj. vom 23. Sept. 1856, ABl. S. 297. 
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eindgebietes zu erheben ift, und bei welchem bie viesfeitige 
Poftverwaltung nicht allein hinfichtlih der aus dem Lande 
unmittelbar in das vorgedachte Ausland ausgehenden oder 
von da hereinfommenden Briefpoftfendungen, ſondern auch 
gleih anderen Bereind-Boftverwaltungen infoferne weſentlich 
betheiligt ift, als fie ſolches gleich legteren für alle diejenigen 
Briefe zu beziehen hat, welde von jenem Auslande her 
über die diesſeitige Gränze durch», fowie aus dem Lande nad 
dem Vereinsgebiete oder durch dasfelbe in das weitere Ausland 
abgefandt werden, mögen diefelben nun franfirt fein oder nicht, 
vorbehältlih eines Erjages von Tranfitporto an diejenigen 
Vereinspoftverwaltungen, welche einen Tranfit hiefür zu 
leiften haben, je nad) Verhältniß ihres zu dem Ende eigens in 
Zahlen beftimmten Antheild an der Beförderung durch dag 
Pereindgebiet, jedoch mittelft abgerundeter Pauſchalbeträge, 
und als ihr von einem foldhen Tranfit anderswoher durch 
das Land aud ein gleicher Erſatz zufommt, beträgt ohne 
Rückſicht auf die Territorialgrängen für ven einfaden, d. h. 
einen Brief von weniger ald ein Loth Gewicht in der Regel 
bei einer Entfernung bis zu zehn Meilen einfchließlih drei, 
bis zu zwanzig ſechs, über zwanzig neun Kreuzer, wozu aber 
für unfranfirte Sendungen, mit Ausschluß der Correſpondenz 
mit dem Auslande, ein Zufchlag von drei Kreuzern vom Loth 
fommt, wogegen Kreuzband- und Mufterfendungen eine ähn— 
liche Porto-Srmäßigung , wie bei dem inländifchen Poſtverkehr 
genießen '). 

3) Für die Aufgabe der Briefpoft-Gegenftände zur Be— 
förderung, ob diefelben nun hiebei franfirt werden oder nicht, 
befteht, zu Erleichterung derſelben auf Seite der Aufgeber 


1) Rev. Roftvereinsvertrag vom Dec. 1851, Art. 10, 11—23, 33, 
36, 37; o. a. Nachtrag hiezu vom Sept. 1855, Art. 3-7; Erl. der 
P.C. vom 28. Dec. 1854, ABl. von 1855, S. 2, und vom 4. Sept. 
1855, ABl. ©. 229. . 4: 
39 * 
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ſowohl, als auch und insbeſondere der Poſtverwaltung, die 
eigenthümliche Einrichtung, daß unmittelbar an dem Poſtlokal, 
und in größeren Poſtorten außerdem noch an entſprechenden 
weiteren Punkten eigene verſchloſſene Briefkäſten mit den 
erforderlichen Oeffnungen, in welche die Aufgeber die aufzu— 
gebenden Gegenſtaͤnde mit nachbemerkter Ausnahme ſelbſt 
einzulegen haben, angebracht, und dabei beſondere Belehrungen 
über deren Gebrauch angeſchlagen find. Nur Briefpoftjen- 
dungen, welche ald refommanbdirt bezeichnet werten, oder auf 
welche der Verſender das fchriftlihe Verlangen geſetzt hat, 
daß fie dur einen Erpreffen zu beftellen feien, dürfen nicht 
daſelbſt eingelegt, fondern müfjen immer bei ver Poftftelle 
unmittelbar an dem hiezu angebrachten Echalter franfirt und 
gegen Ausftellung eines Scheines aufgegeben werden, und 
es ift ſodann hiefür neben dem gewöhnlichen Porto eine eigene 
Gebühr von ſechs Kreuzern ohne Rüdfiht auf Gewicht und 
Entfernung, und wenn von dem Aufgeber, wie ihm offenfteht, 
auch noch die Beibringung einer Empfangsbefcheinigung des 
Adrefjaten (RetoursRecepiffe) verlangt wird, dieſelbe Gebühr 
noch einmal zu entrichten, welche in gleicher Weife, wie bie 
Beicheinigungsgebühr, für die Voftcafje zur Erhebung kommt; 
wird ein als refommanbirt bezeichneter Briefpoft-Gegenftand 
demungeachtet in die Brieflade gelegt, fo ift die Aufgabsftelle 
befugt, die Refommandationsbezeihnung auf der Adreſſe des- 
felben unter der Bemerfung „im Brieffaften vorgefunden“ zu 
ftreichen, und ſolchen al einen gewöhnlichen zu behandeln. Gar 
nicht zur Briefpoft gehörige Gegenftände, welche von den Aufge- 
bern in den Brieffaften gelegt, und fofort dafelbft vorgefunden 
werben, find aber von den Voftftellen bei Bermeidung befonderer 
Strafe einfad mit der Fahrpoft zu befördern, wenn anders 
die Art der Berpadfung dieß nicht auch unftatthaft macht, in diefem 
Galle daher ald unanbringlide Bahrpoftftüde zu behandeln '). 

1) D. a. Min.Berf. vom Aug. 1851, $. 10; desgl. vom März 1852, 
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Wird ein aufgebener Briefpoftgegenftand unter den hiezu ers 
forderlihen Vorausſetzungen ($. 193, 3. 4) zurüdverlangt, 
und demgemäß zurüdgegeben, fo ift die Zurüdgabe desſelben, 
wenn er refommandirt worden, befonvers zu befcheinigen, 
und der dafür ausgeftellte Poſtſchein wieder zurüdzugeben, 
ein Rüderfag von entrichtetem Porto, fowie von Echeins und 
Retourrecipifje- Gebühren aber von ver Poſtſtelle nicht zu 
leiften 9. | 

4) Die Branfatur von Briefpoftgegenftänden, welche 
nicht allein für den Verkehr im Lande und nad) dem ganzen 
Poſtvereins⸗Gebiet, fondern zufolge befonderen Uebereinfom- 
mens nad) vielen weiteren ausländifchen Etaatögebieten offen, 
ftebt, ift zu Erleichterung der Aufgeber, wie der Poftverwal- 
tung, foweit fie nad beiven erfteren Boftgebieten beftimmt 
find, von den Aufgebern felbft mittelft haltbarer Befeftigung 
eigens hiezu gefertigter und von ber Poftverwaltung ausge 
gebener Freimarfen von dem Nennwerthe der Portofchuldigfeit 
auf der Adreſſe, außerdem aber mittelft Baarzahlung unter 
Bezeichnung des Betrages derfelben durch die Aufgabspoftftelle 
auf der Adrefje zu bewerfftelligen ). Es find zu dem Ende 
bei allen Poftftellen die erforderlichen Freimarfen-Borräthe 
von den verſchiedenen Werthsſorten, insbefondere zu ein, drei, 
ſechs, und neun Kreuzern, nad Bedarf zum Kauf in einzelnen 
Etüden oder größerer Anzahl bereit zu halten, und jenen dem— 
gemäß von der Oberpoftcafje von Bierteljahr zu PVierteljahr, 
je nad) Vorlage der Nahmeifung über den Verbrauch in dem 
eben abgelaufenen, unter genauer Gontrole der Abfendung 





— — 


$. 3 und 4; ungedr. Erl. der P.C. vom 9. Dft. und 23. Dec. 1851, 
und 25. Mai 1852, und Erl. derſ. vom 12. Juni 1854, A.Bl. ©. 221, 
und 22. Febr. 1856, A.Bl. ©. 49. 

1) D. a. Min.Berf. vom Aug. 1851, $. 34. 

2) D. a. Min.Berf. vom Aug. 1851, $. 6; o. a. Inftr. vom Aug, 
1851, $. 21; Erl. der P.G, vom 17. Jan. 1854, AB. ©. 42. 
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von da, ſowie der ihr felbft zufommenden Lieferungen, zuzufer: 
tigen, von den betreffenden einzelnen Boftftellen ihrer Seite aber 
dieſe Sendungen immer urfundlid zu öffnen, nachzuzählen, 
zu befheinigen, und fofort darüber nebft den nod vorhandenen 
Porräthen einer, wie über den Verkauf davon anderer Seite 
ein beſonderes Tagbuch nad vorgefchriebenem Formular zu 
führen, aber auf den Grund hievon und einer Bergleihung 
der hieraus fi ergebenden Empfangs- und Berfaufs-Ergebs 
niffe mit dem Marfen-Borrathe, fowie unter Llebertragung 
des Reftbetrages an lezterem in das nächte Vierteljahr, ver 
Erlös hiefür in die betreffende Rechnung einzubringen !). Für 
verlorene oder fonft zu Grunde gegangene, für bei dem Ge— 
brauch verdorbene, fowie für irrthümlich oder zuviel verwendete 
Marken wird von der Poftverwaltung fein Erfag geleiftet ; 
dagegen ift ein folder für durch Zufall unbraudbar gewors 
dene Freimarfen, infoweit diefelben noch unabgefchnitten bei 
den Sechs⸗- und Neunfreuzger-Marfen mindeftens einen Zehntel: 
bogen, bei ven Drei» und Einfreuzger-Marfen minveftend einen 
Sechstelbogen betragen, und unzweifelhafte Merkmale erfennen 
laffen, daß der Verſuch einer Verwendung oder eines Miß- 
brauches nicht ftattgefunden hat, mittelft Umtaufches zuläffig 
erklärt 2). 

5) Behufs des wirflidhen Transportes der hiezu unmit- 
telbar übernommenen, oder von einer andern Poftftelle aus zu— 
fpedirten und demzufolge umzuſpedirenden Briefpoft-Gegenftände 
an ihren Beftimmungsort, find diefelben bei der betreffenden 
Voftftele zur Vorbereitung jener zunächſt, foweit fie in ber 
vorgeschriebenen Weife mit Freimarfen franfirt worden, nad) 
gehöriger Prüfung lepterer hinfichtlic, ihrer Aechtheit und Güls 


1) D. a. Min.Berf. vom Aug. 1851, $. 6; o. a. Inftr. vom Aug. 
1851, $. 10—13; ungedr. Erl. der P.G. vom 24. Sept. 1851, und 
12. Sept. 1853. 

2) O. a. Min.Berf. vom Aug. 1851, $. 6, 
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“ tigkeit, zu Verhinderung eines wiederholten Gebrauches der 
felben, bei Vermeidung einer befonderen Strafe für den eins 
zelnen Sal mit dem nachbemerften Stempel zu bezeichnen und 
ebendamit zu entwerthen !), foweit fie aber nicht oder unge: 
nügend franfirt worden, mit dem betreffenden Porto, beziehungs- 
weife, und zwar bei Bermeidung einer Erfagverbinplichfeit dafür, 
mit dem betreffenden Porto⸗Nachanſatz mittelit einfacher Auf: 
zeihnung des Betrages auf der Adreſſe zu belegen ?), und 
außerdem bei weiterer befonderer Strafe mit einem eigenen 
in vorgejchriebener Form zu führenden Orts, und Datums, 
ftempel zu verfehen I. Sofort find diefelben, jenachdem bie 
abjendende PBoftftele mit den empfangenden mittelft Karten: 
und Packetſchluſſes in unmittelbarer Verbindung fteht, oder eine 
andere die leßtere zu vermitteln bat, nad entjprechender 
Eammlung des an diefelben Orte Gehörigen, auf den zur 
Abſendung feitgefegten Zeitpunft je für die betreffenden Poſt— 
ftellen mittelft Bereinigung in befonveren von gutem und 
feftem Papier zu fertigenden Paketen, fjogenannten Amts— 
padeten, unter Beifchließung der etwa von andern PBoftftellen 
dahin zur Umfpedition erhaltenen oder jelbft zu gleihem Zwed 
dahin abzufendenden Amtspafete, ſowie einer zu Nachweiſung 
des ganzen Inhaltes, der darauf haftenden und deshalb zugleich 
in dem betreffenden Manual oder Rechnungsbogen aufzuzeidh- 
nenden fremden und eigenen Porti und fonftigen Auslagen, 
des von in’d Ausland gehenden franfirten Briefen erhobenen 
eigenen und ausländiſchen Porto, jowie ver obengedachten 


1) D. a. Inftr. der P.C. vom Aug. 1851, $. 14, 15; ungebr. Erl. 
berj. vom 8. Nov. 1851, 22. Febr. und 24. Der. 1852, und 6. Juni 1853. 

2) P.D. J. von 1807, lit. A, &.2; o. a. Min. Verf. vom Aug. 1851, 
$. 7; ungebr. Erl. ter P.E. vom 9. Der. 1851, 35. Aug. 1852; Grl. 
derf. vom 24. Juni 1854, A.Bl. ©. 279. 

3) P.D.3. von 1807, lit. A, $. 1; bei. gedr. Erl, der vormal, 
G.P.D. vom 9, Juli 1838, 
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Beifhlüffe dienenden, nad allgemein vorgefchriebener Form 
audzufertigenden fogenannten Gorrefpondenzfarte, und endlichem 
Verſchluß des Paketes mit dem Amtöfiegel oder eigenen Eie- 
pelplättchen, auch deutlicher Bezeichnung der abjendenden und 
der empfangenden Poftftelle darauf, vollftändig zur Abſendung 
bereitzuftelen !). Einer eigenthümlichen Behandlung unters 
liegen biebei, feit der in der Hauptſache erfolgten Aufhebung 
einer befonderen Ermittlung der von den einzelnen Vereins, 
Poftverwaltungen anzuſprechenden Tranfitgebühren für die 
internationale und ausländifche Eorrefpondenz durch an bie 
Stelle getretene Feftftelung und Ausfegung von Pauſchal— 
beträgen hiefür ?), nur die gegen Schein anfgegebenen foge- 
nannten refommanbdirten Briefe, indem fie außer dem gewöhn- 
lichen Stempel nod) mit einer weiteren in die Augen fallenden 
Bezeichnung, in der Regel auch mittelft eigenen Stempels, und 
wenn ein RetoursRecepifje dafür verlangt worden, mit dem Ent» 
wurf eines ſolchen mittelft Anbindung desſelben zu verfehen, auch 
fowohl in der Eorrefponvenzfarte, als aud in einem eigenen 
Manual mit deutlicher Bemerfung der Adreſſe einzutragen, 
und der Karte in dem Amtspafet unmittelbar beizulegen find ®). 
Bei der Abfendung felbft mittelft ver hiezu angewiefenen 
Boftfahrten find endlich die betreffenden Amtspafete dem Eon- 
duftene oder fonftigen Begleiter von jener beſonders zu 
übergeben, und in dem Etundenzettel nad Beftimmungsort 
und Zahl genau zu bemerfen 9. Bleibt aber hiebei je ein 


1) B.D.3. von 1807, lit. A, $. 3, 9; bef. gedr. Erl. der vormal. 
G. P.D. vom 15. Nov. 1849; ungedr. Erl. der B.G. vom 4. Sept. 1851; 
o. a. Erl. derj. vom Juni 1854. 

2) Rev. Poftvereinsvertrag vom Dec, 1851, Art. 14, 35, 36; o. a. 
Inſtr. der B.E. vom Aug. 1851, $. 5; Erl. der P.E. vom 28. Der. 
1854, ABl. von 1855, ©. 2; Gel. derj. vom 4. Sept. 1855, N.Bl. 
©. 229, 

3) B.D.I. von 1807, lit. A, $. 3. 

4) P.D. J. von 1807, li. A, $. 10; Nachtrag zu der Dienft-Fnftr, 
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Amtspafet zurüd, fo ift folches von der Poſtſtelle fogleich 
durch Eftafette, oder wenn ed bei einem täglichen Poftcurs 
zuläffig erfcheint, mit der nächſten Fahrt nachzuſenden) 

6) Nach der Ankunft eines zur Beförderung von Brief 
poft » Gegenftänden beftimmten Poſtwagens oder fonftigen 
Transportmitteld bei einer Poſtſtelle find von berfelben vie 
nad den beftehenden Gurseinrichtungen überhaupt und dem 
Eintrag in dem betreffenden Stundenzettel insbefondere zu 
empfangenden Amtspafete von da unter genauer Nadyählung 
zu übernehmen. Fehlt hiebei ein ſolches, fo ift dieß in dem 
Stundenzettel zu bemerken, und durch den Uebergebenden 
beurfunden zu laffen, auch fogleih mit ver nädften Fahrt 
mittelft Laufzettels die erforderliche Nachfrage darnach anzu— 
ſtellen, und ebenſo find etwa hiebei ſich vorfindende durchge— 
laufene oder irrig inſtradirte Pakete mit der erſten Fahrtge— 
legenheit nach ihrem Beſtimmungsort abzuſenden. Die über- 
nommenen Amtspakete ſind ſofort alsbald, und zu Vermeidung 
jeder Beſchädigung des Inhaltes mit aller Vorſicht zu öffnen, 
nad Maasgabe der in der beigejchloffenen Gorrefponvenzfarte 
über den Inhalt, namentlich die damit zu empfangenden refom- 
manbirten Briefe und umfpedirten Amtspafete gegebenen Nach— 
weifungen genau durdygufehen ; wenn ſich aber hiebei ein Mangel 
ergibt, namentlih ein in der Correſpondenzkarte eingetragener 
refommanbdirter Brief fehlt, fo find auch fogleih, und womöglich 
unter vorgängiger urfundlicher Eonftatirung dieſes Mangels, bei 
der abjendenven Poſtſtelle Nahforfchungen deshalb anzuftellen, 
und die fonft etwa deshalb noch erforderlichen Berichtigungen 
in geeigneter Weife zu veranlafjen ?). Außerdem liegt aber den 


——— 


für die Gond., 3. 2; o. a. Erl. der vormal, G.P.D. vom Nov. 1839, 
3. 5; bei. gebr. Erl. derf. vom 26. April 1836 und 9. Febr. 1843. 

1) Erl. der vormal. G.P.D. vom 18, Dec. 1839, Samml. der 
Poftgef. S. 382. 

2) P.D. J. von 1807, lit, A, $. 10; Erl. der vormal. G.R.D, vom 
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empfangenden PBoftftellen noch insbefondere ob, die von den 
überfendenven für die franfirten und unfranfirten Briefpofts 
Gegenftände gemachten Portoanſätze zu prüfen, und in leßterer 
Beziehung die etwa bei ungenügender Franfirung unterblie- 
benen Nachporto-Anfäge, fowie das für refommandirte Briefe 
zu wenig erhobene Porto, ftatt einer Nachforderung bei ven 
Empfängern, mittelft Aufflebung von Freimarfen von dem 
betreffenden Werthöbetrage zum Einzug zu bringen, legteren 
aber fofort der Aufgabspoftftelle in Auslage aufzurechnen !). 

7) Die Belieferung der Briefpoftfendungen ift, infoweit 
nicht zufolge dießfallfiger Beftimmungen von Seite des Vers 
fenderd oder Empfängers eine der nachbemerkten bejonberen 
Behandlungsarten einzutreten hat, durch die hiezu aufgeftellten 
Perſonen einfach mittelft Einhändigung derfelben an die Adreſ— 
faten zu bewerfftelligen, und daher jenen, bei dem Mangel 
einer weiteren Gontrole, zumal zufolge ver $ranfatur der meiften 
Briefe, und der allgemeinen Freilafjung berfelben von Belie- 
ferungsgebühren, ganz beſonders und unter Bedrohung mit ben 
ftrengften Strafen für Unterlaffungsfälle zu orbnungsmäßiger 
Bewerfftelligung anempfohlen %. Aus den zuvorbemerkten 
Gründen findet nun aber folgende mehrfache Abweihung von 
der vorftehenden regelmäßigen Behandlung der Belieferung 
ftatt: Vor Allem ift für rekommandirte Briefe eine beſondere 
Beiheinigung der Empfänger in einem hiefür zu führenden 
eigenen Beſtellungsbuch, und wenn ein Retourrecepiffe hiefür 
verlangt worden, außerdem nod in dieſem zu verlangen, aud) 


— — m 


24. Jan. 1817, Samml. der Poſtgeſ. S. 204; beſ. gedr. Erl. derf. vom 
1. April 1820, und 21. Nov. 1837; o. a. Erl. -derj. vom 18. Der. 
1839; o. a. Erl. der B.G. vom 2. Sept. 1852, und 30, Oft. 1853. 
1) D. a. Inftr. vom Aug. 1851, $. 16; ungedr. Erl. der P.C. vom 
25. Aug. 1852, und Erl. derf. vom 17. Jan. und 24. Juni 1854, ABI. 
©. 42, 279. 
2) Ungedr. Erl. der P.G, vom 4. Sept. 1851, 
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leßtered fofort unter Rekommandation zur Abgabe an den 
Aufgeber zurückzuſenden ); wenn aber der Aufgeber auch nod) 
eine Beftelung durch Expreſſen verlangt hat, ift vie Belieferung 
fogleich nad) der Ankunft gegen Entrichtung einer befonderen 
Gebühr zu bewerfftelligen, welche die Abgabeftelle zu beziehen 
hat). Sodann find die fogenannten Poftreftante-Briefe zur 
Ablangung durch die Adrefjaten felbft bei der Poftftelle zurück— 
zubehalten, und legteren nur auf Anmeldung hiezu und gehö— 
rigen Ausweis über die Identität der Perfon auszufolgen ?). 
Endlich bleibt denjenigen Berfonen, welchen auf ihren Wunfd die 
Haltung eines Gefaches bei der Briefpoft-Erpedition geftattet, 
und damit die Befugniß eingeräumt wird, ihre anfommende Gors 
refpondenz nebft Zeitungen von da abholen zu lafjen, Letzteres ftatt 
der Belieferung überlafjen ; es ift jedoch hiefür eine eigene Gefach— 
gebühr an die Poſtcaſſe zu bezahlen, und diefe nur von verſchie— 
denem Betrag, jenahdem die Empfänger im Poſtorte oder aus— 
wärtd wohnen, alfo ihre Correfponvdenz dur einen Anderen, 
als den Amtsboten abholen laffen, im erfteren von ſechs, im 
anderen von drei Gulden ). Unbeftellbare, ſowie ſolche Briefe, 
welche uneröffnet zurüdgewiefen werben, find alsbald, Poſtre— 
ftante-Briefe aber, wenn fie der Adrefjat nach Verfluß von drei 
Monaten von ihrer Ankunft an nicht abgelangt hat, unter 
Angabe des Grundes, . und Rüdanrehnung des darauf haf- 
tenden Porto und der etwa dafür fchuldig gewordenen Belier - 
ferungsgebühr,, jedoch ohne Anfag eines Porto für den Rück— 
weg, an das Aufgabspoftamt zurüdzufenven °). 


1) P.D.3. von 1807, $. 15; o. a. Min.Berf. vom Aug. 1851, 
$. 36; o. a. Erl, der P.E. vom 12, Juni 1854 

2) D. a. Berf. des Fin. Min. vom März 1852, $. 4. 

3) B.D.3. von 1807, $. 14. 

4) Verf. des Fin.Min. vom 21. Nov. 1851, Rbl. S. 320. 

5) P.D.3. von 1807, lit. A, $. 8; Erl. der vormal. G.P.D. vom 
11. Mai 1810, Samml, der Poſtgeſ. ©. 72; o. a. Min, Verf, vom Aug. 
1851, $. 13. | 
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8) Wegen Berluftes von Briefen findet, wenn biefelben 
nicht refommandirt waren, ein Erfaganfprud an die Poſt— 
verwaltung nicht ftatt; dagegen ift für einen verloren gegan- 
genen refommandirten Brief auf vorfchriftsmäßig erhobenen 
Anſpruch des Aufgebers, fobald der Verluſt erwiefen ift, an 
jenen eine Entſchädigung von einer Marf Silber (24, fl.) 
gegen Zurückgabe des Aufgabsſcheines von der Poftverwal- 
tung zu leiften, welder die einen foldhen Verluſt verfchuls 
denden Beamten ihrer Seits für jene Erfagleiftung verant- 
wortlih bleiben '). Für die verfpätete Beförderung ober 
Beftellung eines Briefes wird, felbft wenn e8 ein Erpreßbrief 
ift, von der Boftverwaltung aud fein Erſatz geleiftet 2). 

9) Die eigenthünmlichen Einfünfte ver Voftverwaltung von 
dem vorgedachten Transport von Briefpoft-Gegenftänden, welche 
ihr ſelbſt für die Poſtcaſſe zufallen, alfo mit Ausſchluß der: 
jenigen, welcde von ihr nur für Rechnung anderer Bereind- 
oder von ausländifhen Poftverwaltungen zu erheben, und 
daher ebenfo dahin zu erfegen find, wie die von jener Seite 
für Diesfeitige Rechnung erhobenen an eben jene PBoftcaffe, 
beſtehen, einfchließlich der von dem Eifenbahntransport herz 
vorgehenden und damit vollftändig ſich vermifchenden, einmal in 
den Aufgabsichein, und Netourrecepifje-Gebühren von diesſeits 
aufgegebenen Briefpoftfendungen (3. 3), ſodann, und es find 
dieß bei weitem die bedeutendſten, in den verjchievenartigen 
Aufgabs- (Franko)-⸗, Abgabs- (Porto in w. ©.) und Tranfit- 
Porti (3. 2), endlich in den etwaigen Befachgebühren (3.7). 
Die Bereinnahmung diefer verfchiedenartigen Einfünften beruht 
nun aber je auf eigenthümlihen Grundlagen : 

Die der Aufgabsjchein- und Retourrecepifje-Gebühren 
beruht auf der oben (3. 3, und 8. 193, 3. 3) gedachten 


— — 


1) P.D.3. von 1807, lit. A, $. 3; o. a. Min.Berf. vom Auguſt 
1851, $. 3. 
2) D. a. Min. Verf. vom März 1852, $. 4, 
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Berechnung ded Empfangee und Verbrauches der ven einzelnen 
Voftftellen hiezu von der ‚Oberpoftcaffe, und dieſer felbft auf 
MWiederrehnung gleich baarem Geld eingehändigten Gebrauchs— 
formularen. 

Die Vereinnahmung der Porto-Einnahmen beruht, was 
das Aufgabsporto oder Kranfo betrifft, foweit ein foldyes von in- 
ländifchen und Bereinspoftfendungen anfällt, auf der oben 
(3. 4) ſchon näher gedachten Berehnung des Empfanges und 
Verbrauches an den von der Oberpoftcafje zu dem Ende abzuge— 
benden Freimarfen aller Art, foweit von vom Auslande unmittel- 
bar über die diesfeitige Gränze eingehenden, und nach vem Inlande, 
dem Bereindgebidt, oder dem Ausland beftimmten, auf den Ein- 
trägen hierüber in den betreffenden ausländifchen Borrefpondenz- 
farten,, und deren Zufammenftellung auf den Grund der von 
da in die betreffenden Manuale oder Rechnungsbögen gemach— 
ten Uebertragungen, foweit von im Lande aufgegebenen Brie- 
fen nad dem Auslande, auf den Einträgen hierüber in den 
unmittelbar dahin oder an die die Epebition dahin vermitteln: 
den inländifchen oder Vereins-Poſtſtellen geftellten Corre- 
ſpondenzkarten, was das Abgabsporto betrifft, ſoweit ein fols 
des von inländifhen oder aus dem Inlande nad dem Ber 
einsgebiete, oder aus dem Auslande unmittelbar über die 
diesfeitige Gränge nach dem Inlande, dem Vereinsgebiete, oder 
nad anderem Auslande beförderten Briefpoftfendungen ans 
fallt, auf den Einträgen hierüber in den betreffenden Gorre- 
Ipondenzfarten, und deren Zufammenftellung aus ihren Leber- 
tragungen in die betreffenden Manualen oder Redinungsbögen, 
und von unfranfirten Lofalbriefpoft-Gegenftänden auf beſonders 
vorgefchriebenen Verzeichniffen der Poftftellen hierüber I), was 
endlich das Tranfitporto von Vereins: und anderen ausländi- 
Ihen Briefpoft-Gegenftänden betrifft, lediglich auf den über bie 


1) Erl. ver P.C. vom 9. Jan. 1854, ABl. ©. 7. 
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Pauſchalſummen hiefür getroffenen Beftimmungen, jevod unter _ 
der früher ($. 193, 3. 9) erwähnten Ueberweiſung berfelben 
in allen vorgedachten Beziehungen an die Oberpoftcafie, info- 
weit fie zugleich wegen nächſter Erhebung bei anderen Ber- 
eind> oder ausländischen Poftverwaltungen von dort aus hie- 
her zu erjegen find. 

Die Vereinnahmung der Gefachgebühren beruht lediglich 
auf einer fpeciellen Zufammenftellung verfelben bei den einzels 


nen Poftftellen '). 
8. 178. 
Cransport von Fahrpofi-Gegenfländen insbefondere. 


Neben den mit den Briefpoft-Gegenftänden gemeinfamen 
Normen ftehen für den Transport von Fahtpoft-Gegenftänden 
nod folgende befondere feit: 

1) Der Kreis der der oben ($. 190) angeführten allge: 
meinen Bezeichnung gemäß hieher gehörigen Transport-Begen- 
fände erleidet zufolge befonderer in ihrer und der Natur des Boft- 
transportes begründeten Beftimmungen noch eine mehrfache Be- 
fhränfung infoferne, als eined Theils gewifje Gegenftände 
entweder wegen ihrer Unverträglichfeit mit der gebotenen Si— 
cherheit jenes Transported, wie alle durch Reibung oder Luft: 
zubrang leicht entzündbare, namentlih Echießpulver u. f. w., 
bei gewiffen auf eine heimliche Weife oder unter unridhtiger 
Bezeihnung bewerfftelligte Aufgabe gefegten befonderen Stra— 
fen, oder wegen zu großen Umfanges, wie große Kiften und 
Ballots, oder wegen zu großen Gewichtes, wie, mit Ausnahme 
der Verſendungen zwiſchen an ver Eiſenbahn liegenden Stationen, 
wo der Marimalbetrag bis zu zweihundert Pfund für das eins 
zelne Collo geht, bei einem Betrag desfelben von mehr ald einhun— 
derlunddreißig Pfund, von jenem ganz ausgeſchloſſen, andern 


1) D. a. Ertl. der P:6. vom 6. Juni 1853, lit. A, zu VI. 
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Theils nur in Schachteln verpadte, leicht zerbrechliche, und 
ſchnellem Verderben ausgefegte Gegenftände der Regel nad 
nur je bis zu einem Gewicht von fünfundzwanzig Pfund, und 
flüffige Gegenftände nur bei unzerbrechlicher und ficherer Vers 
padung, aud) beide immerhin nur auf Gefahr der Aufgeber 
zugelafien find '). Ueberdieß müfjen alle Bahrpoft-Gegenftände 
neben gehöriger Aoreffirung und BVerftegelung gut und feft, 
je nad ihrer Beſchaffenheit auch in eigens hiefür, insbeſon— 
dere für Geld vorgefchriebener ſichernden Weiſe verpadt, und 
bei einem Gewicht von mehr als fünfundgwanzig Pfund unter 
gehöriger Bezeihnung mit Buchftaben, Zahlen und dergl. mit 
einem befonderen Adreß- oder Frachtbrief begleitet fein, auf 
welchem die volftändige Adreſſe, die Gattung und das Zeichen 
des Stüdes angegeben, und dasſelbe Eiegel aufgedrüdt ift, 
mit welchem das Stüd felbft behufs feiner Verwahrung vers 
fehen worden ?). 

2) Das ganz oder theilweife der PBoftcaffe zufallende 
Fahrpoftporto ift auch, wie das Briefporto, theild ein inlän- 
diſches für lediglich innerhalb des Landes, theild ein Poſtver— 
eins-Porto für nad) und von dem weiteren Boftvereinsgebiet 
zur Berfendung kommende Fahrpoſt-Gegenſtände. 

Erfteres befteht für alle Gegenftände in einem genau be; 


1) B.D.3. von 1807, lit. C, $. 5; o. a. Min.Berf. vom Aug. 1851, 
$. 18; Erl. der P.G. vom 16. April 1855, ABl. ©. 85, und 1. Zuli 
1856, A. Bl. ©. 227. 

2) P.D. J. von 1807, lit. C, $. 1, 2; BD. vom 2. Juni 1814, 
Beil. zu Nro. 30 des Rbl., Abth. 2, $. 9; Erl. der vorm. G.P.D. vom 
27. April 1821, Samml. der Poſtgeſ. ©. 263, und bef. gedr. Erl. derſ. 
vom 2. Der. 1823; o. a. Min.Berf. vom Aug. 1851, $. 19, 20; ungebdr. 
Erl. der P.G. vom 11. Nov. 1851, und Erf. derj. vom 20. Juli 1854, 
ADB. S 303; Vergl. auch die für den Poftverein feitgefegten neuen aus— 
führlihen Beftiimmungen über die äußere Beſchaffenheit der Poftfendungen 
in der Beil. des Nachtrages zu dem revidirten Poftvereing-Bertrag, vom 
3. Septbr. 1855. 
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ſtimmten allgemeinen Gewichtsporto, welches je auf fünf Mei- 
fen auf ſechs Zehntel-Kreuzer vom Pfund, wobei Entfernungen 
unter fünf glei fünf, Gewidtsbeträge unter einem Pfund 
gleich einem vollen Pfund, und Bruchkreuzer für voll gerechnet 
werden, auch als geringfter Betrag bis zu zehn Meilen vier, 
über zehn bis zwanzig auf acht, und über zwanzig auf eilf Kreuzer, 
feftgefegt ift, fomweit aber ein Gegenftand eine befondere Werths⸗ 
deflaration erhält, nebendem noch in einem Werthsporto, wels 
ches der Regel nach für alle Entfernungen innerhalb Landes zwei 
Kreuzer für jedes Hundert Gulden des deflarirten Werthes, wobei 
Werthsbeträge unter hundert gleidy einem vollen Hundert zu rech⸗ 
nen find, für Sendungen in Württ. Staatdpapiergeld dagegen 
ftatt eined Gewichts und Werthsporto den vierten Theil der 
nad) dem früheren Tarife beftandenen Portofäge für baares 
Geld, zum wenigften aber fo viel ald das Porto eines eins 
fahen unfranfirten Briefes beträgt, unter der weiteren gemeins 
famen Beftimmung, daß, wenn mehrere Pakete zu einer Adrefje 
gehören, das Porto für jedes derfelben befonders, für Adrep- 
briefe aber nur bei einem Gewidt von mehr als einem Loth 
das gewöhnliche Bahrpoftporto zu berechnen iſt!). Die Ge: 
bühr für die Leiftung von Nachnahmen ift, unter allgemei- 
ner Freilaffung derjenigen auf portofreie Gegenftände, auf 
einen halben Kreuzer vom Gulden oder Guldentheil jeder 
einzelnen Sendung, zum Mindeften aber auf zwei Kreuzer 
neben dem Porto feftgefegt ?), und auf denfelben Betrag aud 
diejenige für Einzahlungen zur Wiederaugzahlung neben dem 
Minimum der Gewichtstare, fo jedoch, daß legtere für porto- 
freie Sendungen von Behörden auch wegfällt 3). 

Das Poftvereinsporto für Fahrpoft-Gegenftände beträgt, 


1) O. a. Min.Berf. vom Aug. 1851, $. 21-23; desgl. vom März 
1852, 8. 73 ungedr. Erl. der P.E. vom 11. Sept. 1851, und 31. Jan. 1852, 

2) D. a, Min.Verf. vom März 1852, $. 8. 

3) Ebendaj., $. 11. 
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ganz unter der vorgedachten Behandlung von mehreren zu einer 
Sendung gehörigen Paketen und von Adreßbriefen, außerdem 
aber noch unter. der weiteren wichtigen allgemeinen Beftimmung, 
daß das Porto bei gegenfeitiger Ablieferung der Sendungen 
nad) der Entfernung zwifchen ver feftgefegten poftalifchen 
Gränze und dem Abgangs-, beziehungsweife Beftimmungsorte, 
bei bloßem Tranfit nad Maasgabe der eigens hiefür beftimm- 
ten Entfernung, und in allen Fällen für jede Berwaltung befon- 
ders zu berechnen ift, in dem Fall, wenn die Sendung feine Werths— 
veflaration hat, für jedes Pfund, unter Berechnung der über: 
ſchießenden Rothe ald ‘Pfund, und des überſchießenden Theilkreu— 
zers ald ganzen, auf je fünf Meilen einen halben Kreuzer, jedoch 
zum Mindeften für jede Strede bis zu gehen Meilen drei, über 
zehn bis zu zwanzig ſechs, und über zwanzig neun, wenn eine 
Werthsdeklaration ftattgefunden hat, für jedes Hundert Gul— 
den bis zur Entfernung von fünfzig Meilen und weniger zwei, 
über fünfzig vier Kreuzer, fo jedodh, daß, wenn durch Anmwen- 
dung des Gewidhtstarifes ein höheres Porto ſich ergiebt, dieſes 
zur Erhebung fommen fol. Für Nachnahmen beträgt die Ge: 
bühr neben dem ‘Porto für jeden Gulden einen, im Ganzen aber 
zum wmindeften zwei Kreuzer, für Baareinzahlungen neben dem 
Porto in feinem Minimalbetrag einen halben Kreuzer vom Gul- 
den, und im Ganzen mindeftens drei Kreuzer. in Unterſchied 
findet auch hier zwifchen franfirten und unfranfirten Eendungen 
hinfichtli der Höhe der Gebühren nicht ftatt ). Hinfichtlid des 
Anfpruches der Poſtverwaltung auf den Bezug diefer Gebühren 
befteht aber gegenüber von demjenigen von Briefpoft-Gegen- 
ftänden die eigenthümliche Beftimmung, daß ihr, wie anderen 
Pereind-PVoftverwaltungen, das Porto nur für den Transport 
innerhalb des Landesgebietes, für dieſen aber auch allein, und 


1) Rev. Poſtvereins-Vertrag vom Der. 1851 s Art. 59, 60, 63, 64-67. 
Soffmann, Binanzredt. I. 40 


die Gebühren für Nachnahmen und Einzahlungen nur, foweit 
die Zahlung derſelben geleiftet wird, zufällt h. 

3) Bei der Aufgabe von Fahrpoftgegenftänden ift von 
den übernehmenden Poſtſtellen, bei Haftung für allen außers 
dem entftehenden Schaden, möglichite Aufmerffanfeit auf die 
vorſchriftsmäßige Beihaffenheit, Verwahrung, Berfieglung 
u. j. mw. zu richten, und wenn fich etwa Mängel in diefer Bes 
ziehung zeigen, auf deren Befeitigung zu dringen 2); ausdrüd: 
lich ift ihnen aber verboten, Geld- und Werthsſendungen bes 
hufs diefer Aufgabe offen von den Aufgebern anzunehmen, 
und für diefelben zu verpaden ?). Ebenfo ift ihnen hiebei eine 
fhonende Behandlung der übernommenen Gegenftände nach— 
drüdlic, anbefohlen ?). Für einen anf Verlangen des Aufgebers 
auögeftellten Schein ijt eine Gebühr von zwei Kreuzern zu erhes 
ben; es ift aber folder für Sendungen, welche aus mehreren zu 
einem Adreßbriefe gehörigen Stüden beftehen, nur einfach auds 
zuftellen 5). Wird ein aufgegebener Gegenftand unter Erfül- 
lung ber vorgefchriebenen Bedingungen zurüdverlangt, und 
deingemäß zurüdgegeben, fo ift von dem Aufgeber für den 
Rüdempfang zu befcheinigen, und der etwa hiefür ausgeftellte 
Schein zurüdzugeben, von der PVoftftelle aber das etwa bezahlte 
Porto aud noch an den Aufgeber zurüdzuerftatten 6). 

4) Die Branfatur der aufgegebenen Gegenftände ift uns 
mittelbar bei der Aufgabe baar zu bewerfftelligen. Was aber 


1) Rev. Poftvereind = Bertrag vom Decbr. 1851, Art. 63,64, 69. 
Eine andere Bertheilungsweife ift neuerlich im Boftverein vorbereitet, zur 
Zeit aber noch nicht durchgeführt. 

2) B.D.I. von 1807, $. 1, 2; Erl. der vorm. G.P.D. vom 27. April 
1821, Samml. der Poftgef. S. 263; o. a. Erl. der P.G. vom 20. Juli 
1854, und Erl. derf. vom 10. Yan. 1856, ABI. ©. 13. 

3) Ungedr. Erl. der P.E. vom 28. Septbr. 1853. 

4) Bei. gedr. Erl. der P.G. vom 18. Febr. 1854, ABI. ©. 79. 

5) DO. a. Min.Berf. vom Aug. 1851, $. 26. 

6) Daſelbſt, '$. 34. 
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die Nachnahmen oder Einzahlungen betrifft, fo haben die Poſt—⸗ 
ftellen auf Anfinnen in erfterer Beziehung, infoweit fie etwa 
des Erfages der Nachnahme von Seite des Empfängers des 
betreffenden Gegenftandes, beziehungsweife im Fall der Nicht» 
annahme oder überhaupt der Unbeftellbarfeit von letzterem von 
Seite des Aufgebers desjelben auf eigene Verantwortlichkeit hier 
für nicht fiher find, zunächit von dem legteren gegen Ausftellung 
eines fogenannten Nachnahmeſcheines eine einftweilige Ems 
pfangsbefcheinigung hiefür abzuverlangen, fofort auf den Grund 
derjelben bei dem Abgabspoftamt über die Geneigtheit des 
Adrefjaten, die Sendung anzunehmen und die Nachnahme darauf 
zu vergüten, zuverläffige Nachricht einzuziehen, und erft nad 
Erlangung einer entjprechenden Erklärung hierüber jene jelbft 
an den Aufgeber gegen Bejcheinigung auf dem Nachnahme— 
ſchein auszubezahlen, aud zu dem Ende demjelben, wenn er 
foldhe binnen vier Wochen nad Ausftelung des Nachnahme 
fcheines nicht abholen läßt, gegen eine Beftelgebühr von zwei 
Kreuzern in das Haus zu überjenden, und bei etwaigem augen- 
blicklichen Mangel zur Bezahlung einen Vorfchuß bei der Ober- 
pofteafje fi zu erbitten !). Bei baaren Einzahlungen ift von 
dem Aufgeber der eingezahlte Betrag auf dem hiezu abzuge: 
benden Adreßbrief mit Worten zu bemerfen, und demſelben 
jofort von der Aufgabs-Boftftelle ein Schein unentgelvlid, hie— 
für auszuſtellen 2). Im Uebrigen fann bei dieſen beiden Arten 
von Aufgaben Porto und Gebühr vorausbezahlt, oder deren 
Bezahlung dem Adrefjaten überlaſſen werben *). 

5) Behufs der wirflihen Beförderung der von den Aufs 
gebern unmittelbar hiezu übernommenen, oder von anderen 
Poftftelen zur Umſpedition erhaltenen Sahrpoft - Gegenftänve 


1) D. a. Min.Verf. vom Aug. 1851, $. 31; ungedr. Erl. der BG. 
vom 29. Sept. 1851, und 21. Dctbr. 1852. 

2) D. a. Min,Berf. vom März 1852, $. 10. 

3) Dajelbit, $. 8, 11. 


40 * 
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anihren Beftimmungsort find diefelben zu nächſter Vorbereitung 
derſelben vor Allem, ſoweit Solches nicht fchon der Franfatur der- 
felben wegen nöthig war, genau zu verwägen, und mit dem 
erhobenen Gewicht, ſowie mit einem vorgefchriebenen Stempel 
zu bezeichnen, fodann zur genauen Nachweiſung hierüber, ge— 
trennt nad) den ihrem Beftimmungsort und ber beftehenden Kar- 
tenſchluß-⸗Verbindung gemäß zur ferneren Behandlung geeigneten, 
und daher damit zu befendenden Poſtſtellen, eines Theils in 
den für den betreffenden Poſtkurs dahin zu richtenden, und 
nad) eigens hiefür vorgefchriebenen und abgegebenen Gebrauchs— 
Formularen anzulegenden FBahrpoftfarten, unter genauer Auf: 
führung der für den Transport wejentlihen Verhältniffe, wie 
namentlid der etwaigen Begleitung durch einen Fracht- oder 
Adrefbrief, der Art der Berpadung und etwaigen äußeren 
Bezeihnung, der Adreffe, des Gewichtes, der Werthöveklara- 
tion, des etwa hiefür entrichteten Franko, der darauf haften- 
den Porto⸗ und anderer, namentlich Nachnahme⸗Auslagen, ver 
etwaigen Baareinzahlung, und der für dieſe und jene etwa 
ſchon bezahlten PBrovifiond - Gebühren, enplih in Karten an 
ausländische Poftftellen außerdem noc des etwa für jenjeitige 
Rechnung erhobenen Franko, und des für unfranfirte zu er- 
hebenden Porto, beziehungsweife des Progreffionsjfages, nad) 
welchem dasjelbe der Entfernung des Aufgabeortes zufolge zu 
berechnen ift, einzutragen, and; gleichlautend hiemit von hier 
aus in die nad) den einzelnen Poſtkurſen abgefondert anzu: 
legenden Manuale überzutragen, und bis zum Weitertransport 
jelbft forgfältig und unter möglichſt jchonender Behandlung 
aufzubewahren !). Unmittelbar vor ihrem Abgang auf ven hiezu 
beftimmten Eurs find jene Gegenftände fofort vem Gondufteur, - 
und zwar, foweit nicht hiebei vie neben ven Eifenbahn- auch 
auf den darauf einmündenden Fahrten PBoftfurfen anzuwendende, 


1) P.D.3. von 1807, hit. C, $. 3—5, 7-9; ungebr. Erl. der P.E. 
yom 19. Mai 1852, und Erl. derſ. vom 20, Novbr. 1854, A.Bl. ©. 440. 
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betreffenden Ortes erft näher zu erwähnende Bentelfpedition eine 
Ausnahme gebietet, einzeln Stud vor Stück nad der Reihens 
folge jener Aufzeihnung und unter Zuftellung der betreffenden 
Karten zu übergeben, von dem Condukteur feiner Seits aber nach 
diefer die Berantwortlichfeit ihrer Gegenftände auf fie übers 
tragenden Uebernahme viefelben in den Karten und im Manual 
nad der Stückzahl zu befcheinigen, fofort, bei Vermeidung ver 
außerdem für ihn erwachſenden Schadenserfag- Verbindlichkeit, 
unter möglichft Shonender Behandlung und Sicherftellung gegen 
Beihädigungen, in dem Voftwagen, beziehungsweife vorher noch 
in den dazu gehörigen befonderen Behältern, wie Felleifen, 
Taſchen u. ſ. w. forgfältig zu verpaden, und fo endlich, nebft 
den hierauf bezüglichen, ihrer eigenthümlihen Bedeutung ale 
Transportnachweis bei Strafe nicht zurüczulaffenden, vielmehr 
eben jo forgfältig aufzubewahrenden Karten, unverfehrt nad) 
den betreffenden Stationen zu überführen '). 

6) Nady der Anfunft des Poftwagens bei einer Poftftelle 
hat diefe fogleid die zu empfangenden fpeziellen Karten, und 
auf den Grund hievon fofort die demgemäß an fie abzuliefern- 
den, und zu dem Ende forgfältig abzuladenden Stüde genau, 
mit der vorgedadhten Ausnahme einzeln, unter forgfältiger Un— 
terfuchung derfelben hinfichtlih ihres unverfehrten Zuſtandes, 
von dem Condukteur in Empfang zu nehmen, und bei richtiger 
Ablieferung in den Karten zu befcheinigen. Iſt ein Etüd be; 
ſchädigt angefommen, oder fehlt ein ſolches bei der Uebergabe 
ganz, fo ift, unter vorläufiger Haftung des hieran Schuld 
tragenden Beamten oder Dfficianten rüdfihtlih des von 
bemjelben hiefür zu leiftenden Erſatzes, in der Karte ſogleich 
urfundliche Vormerkung hievon, zugleich aber zu Beifhaffung 


1) Erl. der vorm. G.P.D. vom 7. März 1815, und 27. April 1821, 
Samml. der Poftgef. S. 188, 263; Dienft-Inftr. f. d. Cond., $. 1; 
beſ. Erl. der vormal. G.P.D. vom 9. Febr. 1843; Erl. der P.G. vom 
18. Febr, 1854, ABl. S. 79, und vom 31, Juli 1855, A.Bl. S. 206, 
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des Fehlenden die erforderliche Nahforfhung darnach anzıt= 
ftellen. Außerdem ift für die unfranfirten Gegenftände das 
inländifche, beziehungsweife Vereinsporto zu berechnen, und in 
der Karte einzutragen, and von den Summen biefer und der 
weiteren von der Abgabsftelle zu beachtenden und zu verant- 
wortenden Zahlenbeträge genaue Bormerfung in den nad) den 
einzelnen Eurfen und Stationen anzulegenden und zu führen- 
den Mannalen oder Rechnungsbögen zu maden !). 

7) Bei der Belieferung der Fahrpoft-Gegenftände an bie 
Adreffaten ift von diefen in einem befonderen Beftellbuche Be- 
ſcheinigung dafür abzuverlangen, in diefem aber zu dem Ende 
auch das auf jenen haftende Porto nebft etwaigen Anslagen 
zu bemerfen 2). Die Auszahlung baarer Einzahlungen ift nach 
dem Eingang des betreffenden Adreßbriefes je gegen einen von 
dem Adreffaten auf hiezu abzugebendem befonderem Formular 
ausgeftellten Empfangsichein, jedoch, wenn die hiezu erforberli- 
hen Geldmittel augenblidlih nicht zur Verfügung ftehen, erft 
nad deren Beifhaffung zu leiften ). Soweit Fahrpoft - Ge- 
genftände als Pofterreftante bezeichnet find, hat die Poſtſtelle 
foldye bis zur Ablangung durch die Adrefjaten aufzubewahren, 
an Leßtere aber, unter eigener Verantwortlichkeit für außerdem 
entftehende Erfaganfprüche, immer nur auf gehörige Legitima- 
tion derfelben, nöthigen Balls jogar entſprechende Sicherheits: 
leiftung abzugeben ?). Wird bei ver gewöhnlichen Belieferung 
die Annahme eines Fahrpoft-Begenftandes von dem Adrefjaten 
verweigert, was jeden Falls nur im uneröffneten Zuftande 


1) P.D. J. von 1807, lit. C, $. 2, 21; Dienft-Inftr. f. Cond. $. 19; 
o. a. Erl. der vormal, G.P.D. vom 27. April 1821; Grl. der P. C. vom 
10. Juni 1854, A.Bl. ©. 218. 

2) D. a. Min.Berf. vom Aug. 1851; o. a. Erl. der P.C. vom 


20. April 
3, Mai 1854, 8. 3. 


3) DO. a. Min. Verf. vom März 1852, $. 10, 
4) P.D.J. von 1807, lit, C, $. 6. 
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besfelben zuläffig ift, oder fann der Adreſſat nicht ansgemits 
telt, oder die Belieferung fonft nidyt bewirkt werben, fo iſt 
derfelbe, unter Berechnung des tarifmäßigen Porto. für ven 
Rückweg, an die Station, von der aus er eingetroffen ift, zus 
rüdzufenden, und zwar im erfteren Kalle ohne Verzug, im 
anderen nur bei offenbarer Unbeftellbarfeit andy alsbald, außer- 
dem längftend nad Ablauf zweier Monate vom Tag des Ein- 
treffend an ). Dagegen find Nadynahme-Sendungen, wenn fie 
nicht innerhalb vierzehen Tagen eingelöst werben, fofort ſchon 
an den Aufgabeort zurüdzufenden ?). "Sind aber Baareinzah- 
lungen nicht anzubringen, fo ift zunächſt der Einzahlungsſtelle uns 
ter Zufenbung des Adreßbriefes Nachricht hievon zu geben, und 
von diefer fofort der eingezahlte Betrag nebft jenem Brief gegen 
Ausfolge des Aufgabefcheines, und ohne Aufrechnung eines Borto 
und weiterer Gebühr für den Ruͤckweg dem Aufgeber zurüdzuges 
ben, wenn aber fofort legterer nicht ermittelt werden Fann, ber 
höheren Behörde ebenfo, wie von anderen unanbringlichen Res 
tourfendungen Anzeige zu machen, von hier aus daher derſelbe 
auch zu Geltendmachung feiner Anfprüce binnen einer beftimm: 
ten Friſt öffentlih aufzufordern, und wenn er fi in lchterer 
nicht meldet, der Betrag der Oberpoftcaffe zu überweifen 3) 
Bofterreftante-Stüde endlich, weiche nicht abgeholt werben, find, 
wenn anders nit von Eeite des Berjenderd oder Adrefjaten 
eine andere Verfügung gewünfcht wird, nad) Ablauf von brei 
Monaten zurücdzufenden 9). 

8) In Berluft und Beihädigungsfällen, melde immer- 
halb des Bereiches der Württ. Poften eintreten, ift von ber 
Poftverwaltung für Gegenftände mit deklarirtem MWerthe eine 
Entfchädigung je nach Maasgabe der legteren, für andere aber, 


1) D. a. Min. Berf. vom Aug. 1851, $. 28. 
2) D. a. Min.Berf. vom Mär; 1852, $. 9. 
3) Dafelbft, $. 11, 12. 

4) D, a, Min.Berf. vom Aug. 1851, $. 28, 
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mit Ausnahme derjenigen, für welche eine Gewähr ausdruͤck⸗ 
lich ausgeſchloſſen ift, eine foldhe bis zum Belauf von einem 
Gulden und dreißig Kreuzern für jedes Pfund der Sendung 
oder den Theil eines Pfundes, jedoch mit Befhränfung auf 
den wirklich erlittenen Schaden bei bloſen Beſchädigungen, zu 
feiften, wenn anders der Schaden nicht durch Krieg oder uns 
abwendbare Naturereignifje herbeigeführt worden, wo er jeden 
Falls auf den Eigenthümer zurüdfällt. Indefjen muß zu dem 
Ende nicht allein und jeden Falls die allgemein vorgefchriebene 
Anmeldungsfrift eingehalten werben, ſondern es müfjen außer- 
dem auch noch Außerlic verlegt angefommene Stüde, für 
welche ein Erfaganfprud; erhoben wird, im Boftlofale in Ges 
genwart des Empfängers eröffnet, und im Ball wirflidher Bes 
ſchädigung des Inhaltes der Befund urfundli aufgenommen 
werben, indem nad) unbeanftandeter Uebernahme eines Poft- 
ftüdes die Haftbarfeit der Poftverwaltung aufhört. Auch Res 
klamationen wegen nicht vorſchriftsgemäß erfolgter Auszahlung 
von baaren Einzahlungen, für welche die Poftanftalt, wie für 
‚die Berfendung von Geldern zu haften hat, find innerhalb 
brei Monaten vom Tage der Aufgabe an geltend zu machen. 
Für die der Poftverwaltung demzufolge obliegenden Erſatz— 
feiftungen bleibt ihr natürlich der Negreß an die ſchuldigen Ber 
amten und Officianten vorbehalten !). 

9) Die Staatseinfünfte von dem Transport von Fahr: 
poft-Gegenftänden beftehen in den Scheingebühren, ſodann und 
ganz vornehmlih in den Aufgabsfranfi und Abgabsporti von 
allen im Lande beförderten Gegenftänden, envlid in den be 
fonderen Gebühren von Nadnahmen und von baaren Ein- 
zahlungen. Die Bereinnahmung berfelben beruht, abgefehen 
von der ſchon früher erwähnten der Scheingebühren, lediglich 


— — 





1) O. a. Min. Verf. vom Aug. 1851, 8. 25; desgl. vom Mär; 1852, 
$, 10; o. a. Erl. der P.C. vom 10. Juni 1854, 
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und ganz einfach auf den oben im Allgemeinen erwähnten 
Berechnungen hierüber in deren Karten und den weiteren 
Zufammenftellungen. 


$. 179. 


ccc) Spedition von Zeitungen. 


Der Aufgabe gemäß, welche die Spevition von Zeitun— 
gen durch die Poftverwaltung in fich ſchließt, beftehen für 
diefelbe folgende eigenthümliche Einrichtungen: 

1) Gegenftand diefer Spedition überhaupt find zwar 
vornehmlich eigentliche Zeitungen, auf Verlangen aber auch 
Zeitſchriften, infoweit derfelben ein gefegliches Hinderniß zu— 
folge eines Mangels an ven gefeglihen Verbedingungen !), 
oder eines vorläufigen polizeilichen Verbotes ihrer Verbreitung, 
oder eines gerichtlichen Verbotes ?) nicht im Wege fteht; es ift 
daher auch, zu Erhaltung einer fortwährenden Ueberſicht über vie 
im Lande erjcheinenden Zeitfchriften und deren Preife, durd) 
alle diejenigen Boftftellen, in deren Bezirke foldhe herausgegeben 
werden, von etwaigen mit dem Anfang eined neuen Seme— 
fterd eintretenden Aenderungen in den Erlafpreifen oder in 
der Erfcheinungsweife, fowie von dem Eingehen von Zeit- 
jchriften oder von der Herausgabe neuer folder der höhe- 
ren Poſtbehörde alsbald Anzeige zu machen ?), von welder 
ihrer Seits auf den Grund hievon von Zeit zu Zeit Zeis 
tungs-Preisliften und die erforderlichen Nadıträge hiezu öffent: 
lich ausgegeben werden ®). 


1) Bergl. BD. vom 7. Jan. 1856, Rbl. ©. 9 fi, 3. IL, $. 11,18, 
$. 16, 26. 

2) Vergl. Gefeß über die Preßfreiheit vom 30. Jan. 1817, Rbl. 
S. 4 fi, $. 27. 

3) Ungedr. Erl. der P.C. vom 29. Der. 1851, und Erl. derj. vom 
26. Nov. 1853, A.Bl. ©. 91 ff. 3. 4. 

4) Bergl. Befanntm. der P.G. vom 18, Der. 1856, ABl. ©. 384. 
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2) Die Gebühren für die Spedition von Zeitfchriften, 
welde durchaus ver Poſtcaſſe zufallen, find zunächſt und in 
der Hauptfadhe je mit Rüdficht darauf, ob fie innerhalb bes 
Landes erfcheinen und zu beförbern find, oder aus dem 
Poftvereind-Gebiet hereinfommen, beziehungsweife dahin hin- 
aus⸗, oder endlich unmittelbar aus nit zum Poſtvereins— 
Gebiet gehörigem Ausland nad; Württemberg oder von da 
unmittelbar nad) jenem gehen, ſodann aber weiter mit ganz 
befonderer Rüdfiht darauf, ob fie politifchen Inhaltes, d. h. 
zur Mittheilung politiiher Neuigfeiten beftimmt find, ober 
nicht, wobei die Entfcheidung darüber, ob eine Zeitjchrift ale 
eine politifhe oder nicht politifche zu betrachten fei, der Poft- 
verwaltung vorkehalten bleibt, im Uebrigen aber je ohne 
Rüdjicht auf die Entfernung, und unter Ausschluß eines jeden 
Zufchlages für das bloße Tranfitiren durch ein drittes Vereins: 
Voftgebiet, geregelt. Cie belaufen ſich demgemäß, neben ber 
für die Belieferung feftgefegten, auch ver Poſtcaſſe zufallenden 
Gebühr, für Zeitungen der erſtgedachten Art, wenn es polis 
tiiche find, auf fünfzig ‘Procent des Nettopreijes, d. h. des— 
jenigen Preiſes, zu weldem bie adſendende Poſtſtelle die 
Zeitſchrift vom Verleger empfängt, wenn nicht, auf fünfund— 
zwanzig Procent jenes Preiſes, für Zeitungen ver oben weiter— 
gedachten Art, unter der Beftimmung, daß eine gleiche Theilung 
verfelben zwifchen ver beitellenden und abſendenden Poſtver— 
waltung ftattfindet, auf fünfzig Procent des Nettopreifeg, 
fo jedoch, daß fie immerhin für folhe, welche ſechs oder 
fiebenmal wöchentlich erfcheinen, mindeſtens drei und höchſtens 
neun, und für folhe, welche weniger als ſechsmal wöchent— 
lich erfcheinen, mindeſtens zwei und höchſtens ſechs Gulden 
betragen follen, wenn fie nicht politifcher Art find, auf fünf- 
undzwanzig Procent jenes Preifes, für ſolche der oben zulegt ge: 
dachten Art endlich für den diesfeitigen Antheil einfach auf den 
Betrag von innerhalb des Landes erſcheinenden und zu befürs 
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dernden Zeitfchriften !). Berlangt ein Abonnent die Nachſen— 
bung einer Zeitfchrift an einen anderen Ort im Lande ald 
denjenigen, für welchen er die Beftellung gemadt hat, fo 
ift diefem Verlangen zu entfpreden, aber vafür noch eine 
befondere Gebühr von ſechsunddreißig Kreuzern an jene Poft- 
ftelle zu entrichten %). Der Bezug von Zeitungsd-Freierempla- 
ren durch Poſtbeamte ift ald mit dem Anjehen ver Poſtanſtalt 
und der Orbnung im Dienfte unyerträglih ausdrücklich un- 
terfagt ?). 

3) Bon Seite der Abonnenten auf Zeitjchriften find dies 
jelben, foweit fie ſolche durch eine Poftftelle zu beziehen wüns- 
ihen, dieſer ſogleich bei der dießfallſigen Beftellung für den 
ganzen in der Zeitungs-Preislifte angegebenen Abonnements- 
Termin voraugzubezahlen, worauf den PBoftftellen ihrer Seite 
um fo ftrenger zu halten obliegt, als fie jonft für die von ihnen 
ohne Vorausbezahlung abgegebenen Zeitungen felbft zu haften 
haben; für die Bezahlung ift von legteren eine Beſcheinigung 
nad) eigens vorgefchriebenem Formular auszuftelen. Sind 
die Preife auswärtiger Zeitungen und ihre Erfcheinungsweife 
einer Voftftelle nicht befannt, fo ift auf ihr Verlangen vor der 
Beſtellung bei der betreffenden Verlags: oder Umſpeditions— 
Boftitelle anzufragen ?). 

1) Rev. Poſtvereins-Vertrag vom Dec. 1851, Art. 46—48; Verf. 
des Fin.Min. vom 20. Dec. 1851, Rbl. ©. 330. Gin Angriff in der 
Kammer der Abgeordneten auf die verjchiedene Regelung der Gebühren 
von politifchen und nicht politischen Zeitungen, beziehungsweiſe eine Bitte 
derjelben um eine Herabjegung der erfteren, und überhaupt um Verabſchie— 
dung berjelben mit den Ständen als eines Gegenitandes der Geſetzgebung 
wurde von der Staatsregierung feiner Zeit abgelehnt, hatte aber eine 
ausdrückliche Verwahrung des fländifchen Rechtes von Seite der Kammer 
der Abgeordneten zur Folge. S. B. d. K. d. N. von 1855, Ir Beil. Bd. 
©. 451 ff. 

2) D. a. Min.Berf. vom März 1852, $. 6. 

3) Ungedr. Erl. der P.G. vom 30, Juli 1852. 


4) Ungedr. Erl. der P. C. vom 8. Juni 1853, 3. I, 7; 0. a. Erl. 
derſ. vom 26. Nov. 1853, 
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4) Die demgemäß. pränumerirten Zeitungs» Eremplare 
find von ven betreffenden Boftftellen bei ven Verlags-Poſtſtellen, 
beziehungsmeife im Zeitungsfpeditiond,Verfehr mit Bereins- oder 
ausländischen Poftverwaltungen bei den umfpedirenden, fomit 
auch die betreffenve Beftellung vermittelnden Poftftellen zeitig, 
inländifche fpäteftens vier, ausländifche fpäteftend acht Tage 
vor Beginn des Semefterd mittelft eigens vorgefchriebener 
Zeitungs-Beftellzettel zu beftelen). In letzterer Beziehung 
bleibt e8 einer Vereinbarung der betheiligten PBoftwerwaltungen 
überlaffen, die einzelnen Poftftellen zu bezeichnen, bei welchen 
die Beftellung erfolgen fann ?). 

9) Diejenigen Poftftellen, bei welchen auf dieſe Weife von 
Seite Anderer Zeitungs-Beftellungen gemadt werden, haben 
den betreffenden Verlegern, beziehungsweife den zur weiteren 
Bermittlung derfelben anzugehenden PVoftftellen fogleih Mit- 
theilung hievon zu machen, und zwar Erfteren mittelft Ein- 
händigung eines Verzeichnifjes der ihre Zeitfchrift beziehenden 
Poftftelen, und Beifügung ver Zahl ver davon beftellten 
Gremplare, damit diefe von da nad den Beftimmungs- 
orten abgetheilt unter Band aufgegeben werben fönnen, aud 
ebenfo denfelben etwaige nachträgliche Beftellungen mittelft der 
vorgedachten Beftellgettel zur Kenntniß zu bringen. Ueberdieß 
haben fie vie Obliegenheit, jedesmal, wenn fih der Preis 
einer dur fie vom Berleger oder vom Ausland bezogenen 
Zeitfchrift ändert, denjenigen mit ihm in Zeitungsverfehr 
ftehenden Boftftellen, welche auf eine folhe Zeitung Beftelung 
gemacht haben, fogleid hievon Mittheilung zu madhen, um 
fih in der Beftellung darnach richten zu fünnen 9). 

6) Die Poftaufgabezeit für Zeitungen ift fpäteftend auf 


1) D. a. Erl. der P.C. vom Juni 1853, 3. IL, 4, 26, und Nov. 
1853, 3. 2; Erl. derf. vom 27. Mai 1856, ADB. ©. 175. 

2) Rev. Poſtvereins-Vertrag vom Der. 1851, Art. 42, 53, 

3) D. a. Erl. der P.E, vom Noy. 1853, 3. 3, 4, 
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eine Stunde vor Abgang der betreffenden Poft bei Tag, und 
für die um acht Uhr Abends und fpäter bis vor der nächften 
Wiedereröffnung des Poftlofald abgehenden auf fieben Uhr 
Abends feftgefegt H. 

7) Die Verſendung der Zeitungen an die beftellenden 
PVoftftellen fteht, wie oben ſchon bemerft worden, ganz in 
Berbindung mit dem Transport von Briefpoft-Gegenftänden ?). 
Die Zeitungs-Umſpeditions- und Empfangsitellen haben aud) 
die für fie hiemit anfommenden Zeitungs» Pafete und Bände ftets 
gehörig zu revidiren, damit etwaige Defekte rechtzeitig bemerkt 
werden, etwa fehlende Numern aber, ohne die Reklamation 
der Abonnenten abzuwarten, wenn die Zeitungen regelmäßig 
erſcheinen, fögleih am Tage, wo fie eintreffen, außerdem je 
nad) dem Empfang der nächftfolgenden Numern bei der Poſt— 
ftelle, von welcher fie bezogen werben, zu reflamiren, und diefe 
haben fofort die Erledigung folder Defekte zu veranlafjen 3). 

8) Auch die Belieferung der Zeitungen ift gleich der 
anderer Briefpoft-Gegenftände zu behandeln; es ift aber dafür 
noch eine beſondere Gebühr bei der Beftellung zu entrichten, 
welche auch der Poftcafje zufällt, und ſich gleidy hoch ftellt, ob 
der Empfänger jene wirklich fi) beliefern, oder zufolge der Hals 
tung eines Gefaches bei der Poſtſtelle abholen läßt, und fogar 
für leßgteres eine befondere Gebühr zu entrichten; nur das 
Abholen von Zeitungen nad der Anfunft der Poſt bei ver 
Vertheilung ift in diefer Beziehung der gewöhnlichen Beliefe- 
rung glei zu achten ?). 

9) Die bejonderen Einfünfte von der Zeitungsfpebition 


1) Bekanntm. der vormal. G.R.D. vom 20. Mai 1849, Rbl. ©. 154. 

2) D. a. Min. Verf. vom Aug. 1851, $. 3. 

3) O. a. Erl. vom Nov. 1853, 3. 5. 

4) D. a. Min. Verf. vom Der. 1851, und damit zu vergleichen Berf. 
des Min. d. Innern vom 13, Dec, 1848, Rbl. ©. 611; o. a. Min.Berf. 
vom 21. Nov, 1851; ungedr. Erl. der P.C. vom 12. Jan. u, 6. Febr. 1852, 
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beftehen nad dem Bisherigen in den eigentlichen Spebitiong,, 
in den Belieferungs-, und den etwaigen Gefachgebühren, fo- 
weit ein Gefach für Zeitungen allein, nicht zugleih aud für 
eine Gorrefpondenz gehalten wird, mo fie mit den Einfünften 
vom Briefpofttransport zufammenfallen. Ihre Vereinnahmung 
ift nah dem Angeführten und der Natur der Sache nady jehr 
einfach: fie liegt fchließlih den betreffenden inländifchen Ver— 
lage- und den die Beſtellung ausmwärtiger Zeitungen vermits 
telnden Epevitiond-Boftftellen in der Art ob, daß fie die von 
den auf Beftellung anderer Poftftellen an diefe aus dem eiges 
nen Verlag oder mittelft Umſpedition abgegebenen Zeitungs- 
Eremplaren regulativgemäß anfallenden Speditions- und Ber 
lieferungsgebühren, unter Beziehung auf die Höhe ihrer 
Anfaufs- und Erlaßpreife, ſowie auf die bireft von ven 
DVerlegern und von auswärtigen die Lieferung vermittelnden 
Poſtämtern hiefür erhaltenen quittirten Rehnungen, in einem 
eigenen Zeitungsmanual, fowie auf den Grund hievon in einem 
hierüber zu führenden befondern Caſſentagbuch nachweiſen, wos 
gegen die Abgabspoftftellen ſowohl die für jene zu vermittelnden 
vorgedachten Gebühren-Bezüge, als auch deren Ablieferung an 
diefelben auf gleiche Weife nachzuweiſen, letztere jelbft aber von 
dem Anfang eines jeden Semefterd an fchon, fobald Jene den 
Betrag von hundert Gulden erreichen, und weiterhin, auf den 
Grund der von den vereinnahmenden Boftftellen innerhalb 
des vierten Monates des betreffenden Semefters hierüber auf- 
zuftellenden, und ihnen zur Prüfung und Anerkennung mitzu- 
theilenden Abrechnung, auch wenn dieſe innerhalb jenes Ter- 
mines nicht eingehen follte, ohne Abwartung verfelben dahin 
zu bewerfitelligen haben '). 


1) D. a. Erl. der P.6. vom 6. Febr. 1852, und vom Nov. 1853, 
3. 6-8. 
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cc) Transport von Perfonen. 


Eine Beförderung von Perſonen durch die Poft findet 
überhaupt mittelft der eigens hiezu beftimmten und eingerich- 
teten Poſt(Eil)-Wagen ftatt. Dabei find 

1) zu diefer Beförderung alle an ſich irgend anftändige 
Perfonen zuzulaffen, und felbft Heinere Kinder, vorausgefest, 
daß den Mitreifenden Feine Beläftigung durch fie verurfacht 
wird, dagegen Perſonen in betrunfenem Zuftande, ſowie 
ſolche, welde den Mitreifenden durd Krankheiten oder edel- 
hafte Gebrechen befchwerlih fallen können, davon ausge 
ſchloſſen ). Indeſſen fann die Aufnahme hiezu auf jeder 
Station unmittelbar nad dem Beftimmungsorte nur infoweit, 
als vdiefelbe mit der Station des legteren in unmittelbarer 
Eursverbindung fteht, und außerdem nur bis zu der legten in 
jener Richtung erfolgen, von welcher aus fie jofort erft weiter 
hin zu bewirken ift 2). 

2) Die Fahrgebühr, welde für alle Fahrten innerhalb 
des Landes, für diefe aber auch allein der Poftcaffe zufält, 
ift der Regel nad) für einen Platz auf zwanzig Kreuzer für 
die Meile des zurücdzulegenden Weges feftgefegt, unter Freilaf- 
fung von Kindern unter zwei Jahren auf dem Platz ihrer 
Angehörigen von derſelben, und wenn ein ganzer Wagenfig 
oder eine ganze Wagenabtheilung durch Bezahlung der vollen 
Zahl der eingerichteten Eige gemiethet wird, einer Ermäßi- 
gung von ihr für andere Kinder von zwei bis zehn Jahren, 
in der Art, daß ſodann zwei Kinder bis zu zehn Jahren auf 
einem Platz befördert werben. Gepäd der Reiſenden ift, 
außer demjenigen kleinen Handgepäck, welches Iene ohne 


1) D. a. MinBerf. vom Aug. 1851, $. 38, 49. 
2) Erl. der vormal. ©.P.D. vom 3, Der. 1816, Samml. der Bolt 
geſetze, ©. 201. 
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irgend eine Berührung der Mitreifenden am Leibe bei fich 
führen fönnen, fowie ven ohne Beläftigung der Leßteren in ven 
Negen und Riemen ded Wagens unterzubringenden Gegenftän- 
ben, bis zu zehn Pfund frei, über diefes Gewicht hinaus aber 
einer Portogebühr unterworfen, welche für je fünf Pfund ſechs 
Zehntels-Preuger auf die Meile des Transportes, und bei 
befonverer Werths-Verfiherung weiter nod je für hundert 
Gulden vdeflarirten Werthes und darunter ſechs Kreuzer be— 
trägt, fo daß zwar Bruchmeilen von ein Viertel und Bruch— 
kreuzer vollgerechnet, die zwifchen je fünf liegenden Pfunde 
aber zu Gunſten der Reifenden unberüdfichtigt gelaffen wer— 
den, und demgemäß aud das Freigepäd bei einem Gewicht 
bis nur vierzehn Pfund portofrei bleibt ). Eine Befreiung 
von der Perfonen-Fahrtgebühr fteht aus vienftlihen Ruͤck— 
fihyten einmal dem Chef des Finanzdepartements, ſowie dem 
Vorſtande und den Gollegialmitglievern der Poftcommiffton 
unbefhränft und ohne Rüdfiht, ob der Wagen befegt ift 
oder nicht, zu, wozu ihnen je eine eigene Legitimation mit- 
telft einer nur auf ihre Perfon und ihre Dienftzeit in ven 
gegenwärtigen Stellen gültigen und von dem Finanzminifte- 
rium audgeftellten Sreifarte ertheilt ift, ferner den Vorftänden 
und den Gollegialmitglievern der Gentralbehörve für die Ber: 
fedrsanftalten und ihrer Sektionen, ſowie dem Kanzleivireftor 
des Finanzminifteriums, foferne denſelben vom Finanzmini- 
fterium, endlid den bei jenen Behörden weiter noch, fowie 
den auf den Eiſenbahn-, Poſt- und Telegraphen-Stationen 
angeftellten Beamten und Dienern, foferne venfelben von 
dem Borftand der Poftcommiffton ein Freifchein zu Dienft: 
reifen ausgeftellt wird, wozu dieſer wie jenes befonders ermäch— 
tigt ift; zu Urlaubsreifen kann dagegen den Borftänden 

1) D. a. Min.Berf. vom Aug. 1851, $. 42, 43; ungebr. Erl. der 


P.C. vom 29. Juli 1852, und Erl. derj. vom 20. Juli und 21. Aug. 
1855, A.Bl. ©. 198, 224. 
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und Gollegialmitglievern, fowie den Kanzleibeamten und 
Dienern jener Gentralbehörden für Berfehrsanftalten nur 
durch das Sinanzıninifterium, und den bei den Poftämtern 
angeftellten Beamten und Dienern, foferne die Nothwendig— 
feit ihrer Reife nachgewieſen, und in dem PBoftwagen ein 
unbejegter Blag ift, auch durch ihre Mitfahrt Feine bejondere 
Koften für Borfpann und vergl. entftehen, durch den Vorftand 
der Poftcommiffion, unter Führung eines von Halbjahr zu 
Halbjahr dem Finanzminifterium zur Einſicht vorzulegenden 
fortlaufenden Berzeichniffes hierüber, eine Freifarte für ihre 
Perſon gewährt werden. Dabei ift in die freie Bahrtbe- 
rechtigung zu vienftlichen Zweden aud diejenige zu freier 
Beförderung des dem Inhaber gehörigen Reifegepädes, außer— 
dem aber nur die zu einer freien Mitnahme von ſolchem big zu 
vierzig Pfund eingefchloffen. Im Uebrigen müfjen die. für 
einzelne Reifen beſonders auszuſtellenden Freifcheine durchaus 
vor der betreffenden Reife nachgeſucht, ſofort bei der betrefs 
fenden Poftftele gegen Ausftellung eines Reiſeſcheines abgege— 
ben, und von dieſer der Fahrpoftrehnung beigelegt werden !). 

3) Die Anmeldung zur Mitreife auf dem Eilwagen foll 
ebenjo wie bie Uebergabe des nicht zum Handgepäd gehörigen 
Reifegepädes, und zwar diefe in wohlverpadtem Zuftande und 
mit deutlicher Adreſſe, fpäteftens eine Stunde vor der Abfahrt in 
Verbindung mit Entridhtung der Fahrtgebühr, unter feinen 
Umftänden aber durd Vermittlung der Condufteure bei einer 
dieſen angebrohten Strafe ftattfinden. Die Boftftelle Hat 
jofort dem Anmeldenden einen Echein mit Bemerfung des 
Zaged und der Etunde der Abfahrt, der nad) ver Neihen- 
folge der Anmeldung fih ergebenden Plagnumer, des Ortes, 
bis zu welchem das Perfonengeld entrichtet worden, und des 


1) Def. gedr. Erl. der Gentralbehörde für die Verkehrsanſtalten vom 
3. Sept. 1851. 


Hoffmann, Finanzrecht. 1. 41 
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Betrages des lepteren, endlich des übergebenen Reifegepädes 
und der dafür entrichteten Gebühr auszuftellen, welcher aber 
nur für diejenige Fahrt gilt, für weldye er ausgeftellt wird, 
und von dem Reifenden fogleich bei dem Empfang hinſichtlich 
jeiner Richtigkeit zu prüfen ift, indem eine jpätere Reklama— 
tion hiegegen feine Berüdfichtigung findet. Der befonvere 
Platzanſpruch des Neifenden richtet ſich hiebei nad) der Ein- 
Ichreibnumer und nah dem Grundfag, daß auf einem und 
demfelben Curſe die früher eingefefjenen Reiſenden den Vor— 
rang haben, unter den noch nicht abgegebenen Plätzen aber 
jedem Reiſenden die Wahl frei bleibt, und vorbehältlich des 
Vorrechtes, welches den von anderen Gurfen herfommenden, 
und für den weiteren Weg durcheingejchriebenen Reiſenden in 
biefer Beziehung zufommt. Werden zu Unterbringung ver 
Reifenden Beimagen nothwendig, jo haben die unter jenen 
zulegt eingefchriebenen ihre Plätze daſelbſt einzunehmen, find 
jedoch) alddann auf ven Unterwegsftationen jene immer nur dann 
zu verlaffen verbunden, wenn fie fofort ein Unterfommen in 
einem Pafjagierzimmer finden können, oder alsbald in einem 
andern Wagen Pläge erhalten; aud haben die Beiwagen 
immer dem Hauptwagen vorauszufahren. Willfürlihe Bes 
günftigungen einzelner Reifenden in vorliegender Beziehung 
find ftrenge unterfagt. Zum Einfteigen in den Wagen haben 
ſich die Reifenden vor der feftgejegten Abfahrtzeit bei ver 
Poftftelle einzufinden, indem bei PVerfäumung jener fein 
Anſpruch auf NRüdvergütung des bezahlten Perfonengelves 
erhoben werden kann, den Fall ausgenommen, wenn ein 
Reifender durch Kranfheit an der Abreife verhindert wird, 
und dieß durch ein Arztliches Zeugniß zu erweifen vermag !). 


1) D. a. Min.Berf. vom Aug. 1851, $. 39—41, 45; Erl. der 
vormal. G.P.D. vom 19. und 30. Aug. 1839, Samml. der Poſtgeſ. 
©. 375, 3765 beſ. gedr. Erl. derf. vom 1. Aug. 1847; Erl. der P.E. 
vom 24. April 1855, ABl. ©. 109. 
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4) Die Zahl der zur Mitreife aufgenommenen Perfonen 
ift nebjt dem Reifegepäd derſelben, und ven hiefür erlegten 
Gebühren in dem neben Anderem insbefondere auch hiezu 
beftimmiten Stundenzettel genau einzutragen, und auf den 
Grund hievon bei der Abfahrt, unter Anweifung der den eins 
zelnen Reifenden gebührenden Plätze, und Bormerfung ber 
etwa zurüdgebliebenen Reiſenden, fowie den fonft noch erfor: 
derlichen Berichtigungen, zu controliren ); aud find die ord- 
nungsmäßig eingeschriebenen Reiſenden ausdrücklich noch erſucht, 
von der etwaigen Mitnahme uneingeſchriebener Reiſenden 
durch den Condukteur oder Poſtillon bei der nächſten Boft- 
ftelle Anzeige zu machen ?). 

5) Während der Fahrt Hat der Condukteur rückſichtlich 
der Reifenden vornehmlih für die im gemeinfamen Interefje 
derjelben erforderliche Ordnung zu forgen. Es iſt in diefer 
Beziehung namentlih die Mitnahme von Hunden ine Wagen 
fowohl dem Condukteur, als ven Reiſenden gar nicht, und 
das Rauchen nur im Einverftändniß mit der übrigen Reifes 
gefellfchaft geftattet; die Pafjagierzimmer auf den Stationen 
müfjen anftändig möblirt, reinlih, und im Winter geheist, 
aus) unentgelvlih, ohne daß die Reifenden vafelbft etwas zu 
verzehren haben, denfelben zum Aufenthalt eingeräumt fein; 
wo aber den im Gtundenzettel enthaltenen Anordnungen 
gemäß gejpeist wird, müfjen die Speifen bei der Ankunft 
bereit ftehen, und zu der feftgefegten Zeit in gehöriger Weife 
weiter aufgetragen werden. Die Condukteure felbft haben 
ihren Platz, den Hal einer Abtretung bei einer die Zahl ver 
ordentlihen Pläge überfteigenden Pafjagierzahl ausgenommen, 
wofür fie ſodann zwei Dritttheile der Fahrtgebuͤhr erhalten, nur 
im Cabriolet einzunehmen, und find im Uebrigen verpflichtet, 


1) Bel. ger. Erl. der vormal. ©.P.D. vom 8. März 1836, 14. Juli 
1838, und 24. Jan, 1845; ungebr. Erl. der P.E. vom 23. Jan, 1852, 
2) D. a. Min.Berf. vom Aug. 1851, $. 48. 
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gegen die Reifenden ein befcheidened und bienftfertiges Ber 
nehmen zu beobachten !), 

6) Nah der Ankunft am Beftimmungsort ift den Rei- 
jenden ihr Gepäd nur gegen Uebergabe des Empfangfcheines, 
jedoch ohne weitere Gebühr einzuhändigen, und nur wenn 
ein Reifenver ſich ſolches durch einen Poſtdiener in feine 
Wohnung bringen laſſen will, hat er diefem hiefür eine durch 
ein. befonderes, bei jeder Poftcafje öffentlich anzuſchlagendes 
Regulativ vorgefchriebene Gebühr zu bezahlen; dasſelbe fann 
aber aud von Reifenden, wenn fie auf einer Poftftation 
furze Zeit fi aufhalten, und von da wieder weiter reifen 
wollen, bei dem Boftamt gegen eine Lagergebühr von drei 
Kreuzer vom Stüd in Verwahrung gegeben werben, worauf 
ihm hiefür gegen Zurüdgabe des Gepäckſcheins ein eigener 
Lagerſchein auszuftellen ift, und die Poftverwaltung noch 
ferner, höchſtens jedoch zwei Tage von ber Uebergabe an ge- 
rechnet, dafür haftet; überbieß hat jeder Neifende felbft das 
Recht, einige Zeit nad) der Ankunft noch in dem Paſſagiers— 
zimmer fih aufzuhalten ?). 

DM in gehöriger Weife übergebenes Reifegepäd nad 
der Uebergabe bis zur Anfunft am Beftimmungsort auf irgend 
eine MWeife zu Verluſt gegangen, fo ift dem Aufgeber, ven 
Fall eines Berluftes durh Krieg oder unabwendbare Natur: 
ereigniffe ausgenommen, für jedes Pfund des zu Verluft gegan« 
genen, foweit ſolches nicht höher verfichert worden, ein Gul- 


1) Dienft:Infir, für die Gond., $. 2, 4; Belanntm. ber vormal, 
G.P.D. vom 24. Dec. 1836, Rbl. von 1837, ©, 7; bei. gedr. Erl. 
derf. vom 1. Aug. 1847; ungebr. Erl. der P.E. vom 31. Jan. und 
15. Aug. 1853, 

2) D. a. Belanntm. der vormal. ©.P.D. vom Der. 1836; Erl. 
derj. vom 3. Dec. 1845, Samml. der Poſtgeſ. ©. 359, Note; o. a. 
Min.Berf. vom Aug. 1851, $. 46, 47; bei. gebr. Gepädträger-Orbn. 
vom Aug. 1851; ungebr. Erl. der P.E. vom 19. Juli 1853. 
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den und dreißig Kreuzer, in dem letzteren Falle aber der ver: 
fiherte Betrag zu vergüten !). 

8) Zurüdgebliebene Reifeeffeften find von ven Poftftellen 
deren Eigenthümern, foweit viefelben ihnen befannt find, 
alsbald zurüdzugeben, außerdem aber am Schluß jeder Woche 
der Poftcommiffion behufs öffentlicher Aufforderung jener ein- 
jufenden, und hier, wenn fi Legtere hierauf nicht anmelven 
oder fonft ausfindig machen lafjen, für vie Oberpoftcafje zu 
verwerthen ?). 

9) Die Bereinnahmung der Einfünfte vom PBerfonen- 
transport ift einfach, da die Bahrtgebühren bei der Anmeldung 
zu erlegen, und eines Theild in eigenen Paſſagier⸗Manualen, 
andern Theild je in den die Fahrten begleitenden Stunden— 
zetteln aufzuzeichnen, die minder häufigen Einnahmen an La— 
gergebühren aber durch die Verwendung von eigenen gleich 
den Aufgabsſcheinen von der Oberpoftcaffe auf Wiederrehnung 
zu beziehenden Gebrauchseremplaren zu den Lagerfcheinen nadys 
zuweifen und zu controliren find. 


c) Regelmäßiger Pofltransport mittel der Eifenbahnen. 


$. 181. 
aa) Im Allgemeinen. 


Der Bofttransport auf den im Lande hergeftellten Eifen- 
bahnlinien, weldye für denfelben zugleich Haupteurfe von und 
nad) den daran befindlichen Roftftelen, fowie von und nad den 
von denjelben abzweigenden Eeiten-Poftrouten bilden, ift der 
Regel nah, und infoweit nicht ausnahmsweife noch ein fons 
ftiger Transport auf denſelben durch Poſt- oder Eifenbahn, 


1) DO. a. Min.Berf. vom Aug. 1851, $. 44, 
- 2) D. a. Erl. der P.C. vom 25. Juni 1852; Erl. der vormal. 
G. P.D. vom 28. Jan. 1817, Samml. der Poftgef. S. 204; Nachtrag 
zur Dienſt-Inſtr. der Gond., 3. 8, 
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Unterbebienftete angeordnet wird, der ſodann unter ähnlicher 
Behandlung fteht, mittelft gewifjer nad) dem jeweiligen Eifen- 
bahn⸗Fahrtenplan hiezu beftimmten Bahnzüge, nad welchen 
ſodann aud die betreffenden Pofttransporte bezeichnet werben, 
durch eigene fogenannte fahrende PBoftämter während ver Fahrt 
auf der Eifenbahn infomweit zu vermitteln, daß von denſelben 
auf den Bahnftationen, beziehungsweife während ber. Fahrt 
eines Theil einzelne nicht refommanbdirte unfranfirte over mit 
Marken franfirte Brief- und Kreuzbandſendungen, hauptfächlich 
aber geichloffene Briefbeutel, ſowie Brief und Zeitungspafete 
von ben vorgedachten Poftftellen übernommen, und fofort die 
darin enthaltenen Gorrefpondenzen und Zeitungen, fowie vie 
vorhin bemerften unmittelbaren Aufgaben an folde umfpedirt 
und wieder abgegeben, andern Theild gefchloffene Brief: und Zei— 
tungspafete, fowie Eftafetten und Bahrpoft-Gegenftände levigs 
lich zwifchen jenen Boftftellen auch hin- und herbefördert werben. 
Für diefen Dienft der auf der Eifenbahn fahrenden Poſtämter 
find eigene Eifenbahn-PBoftwagen mit befonveren Räumen für 
ben Brief und den Fahrpoftdienft verfelben und den hiezu 
weiteren erforderlichen Einrichtungen, ſowie unter mit befon- 
derer Beihülfe eines zugleich zu Beforgung des Rechnungs: 
wefend des ganzen Dienftzweiges aufgeftellten Beamten zu 
handhabender unmittelbarer Leitung und Aufficht der Poſt— 
commiffton, eigene Erpeditiond-Beamte und Gondufteure auf: 
geftellt, und einer hiefür feftgefegten Dienfteintheilung gemäß 
auf den dinzelnen Dienftfahrten zu verwenden. Ebenfo bes 
ftehen für venfelben eigene Dienftvorfchriften, insbefondere 
binfihtli der Behandlung der Briefpoft - Gegenftände einer 
und der der Fahrpoft-Gegenftände anderer Seite"). 


1) Bel. gebr. Inſtr. für den Dienſt der auf der K. Eiſenbahn fahren⸗ 
den Poftämter vom 19. März 1852, Gingang, und $. 1—15, und 41; 
ungebr. Erl, der P.G, vom 31. Decbr. 1859, 
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Für die Beförderung der fahrenden Poftämter auf ber 
Eiſenbahn ift, einfchließlich der Unterhaltung der hiezu erforvers 
lichen Wagen, fowie der Boftbureaus auf den Bahnhöfen ver 
Eifenbahns Verwaltung, eine jährlihe Entſchädigung von ſech— 
zigtaufend Gulden aus der Poſteaſſe zu leiften !). 

Von eigenen Einnahmen von dem Pofttransport auf der 
Eifenbahn ift dagegen feine Rede, da die Aufgabe bei den- 
felben der Regel nad nur auf unfranfirte und zuvor mit den 
hiezu erforderlichen Freimarken ſchon franfirte Briefpoft-Gegen- 
ftände bejchränft bleibt, und eine Abgabe von Poſtſendungen 
der Natur der Sache nad) nur durd Vermittlung der betrefs 
Tenvden Lofal-Boftftellen erfolgen fann. 


$. 182. 


bb) Transportvon Briefpoft-Gegenftfänden mittelfi 
der Gifenbahnen. 


Eine unmittelbare Aufnahme von Briefpoft-Gegenftänden 
ift bei ven fahrenden Poftämtern in der Regel nur mittelft der 
eigens an den Eifenbahn-Poftwagen und auf den einzelnen 
Bahnhöfen angebradten Brieflaven zuläffig, von welden die 
erfteren unmittelbar nad; der Abfahrt des Zuges durch den 
Beamten des fahrenden Poſtamtes zu leeren, den anderen da- 
gegen unmittelbar vor Anfunft eines Zuges, bei weldem ein 
fahrendes Poftamt ſich befindet, und bei längerem Aufenthalt 
unmittelbar vor deſſen Abfahrt die für die Richtung des Zus 
ge8 vorliegenden Briefe zu entnehmen, und in die erftgedadhte 
Brieflade zu Übertragen find; nur ganz ausnahmsweife find 
durdy die fahrenden Poſtämter in dringenden Fällen auch wäh— 
end der Fahıt gewöhnliche Briefe zur Franfirung mittelft erſt 
noch hiezu anzuſchaffender Freimarfen anzunehmen, und legtere 


1) V. d. 8. d. A. von 189/58, 2r Beil. Od. ©. 821, und von 1855, 
2: Beil, Br, ©. 287. 
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ſodann aus einem zu dem Ende von den Beamten vor dem Antritt 
ihrer Dienftreife zur Hand zu ſchaffenden Feinen Vorrath von 
Marken verfchiedener Art abzugeben. Die in diefer einen oder 
anderen MWeife unmittelbar übernommenen Briefpoft + Gegen- 
ftände find Aber fodann nur noch mit eigenen Datum und 
Numer des betreffenden Zuges enthaltenden Stempeln, fowie 
mittelft rother Dinte mit dem Namen ver betreffenden Bahn- 
ftation zu bezeichnen, und im Uebrigen in Beziehung auf Mar: 
fen-Entwerthung und Portobelegung behufs der Weiterjpedition 
ganz wie bei LofalsPBoftftellen zu behandeln ). 

Bei weitem den Hauptgegenftand des Briefpofttranspor- 
te8 der fahrenden Poftämter bilden dagegen unter ganz eigen— 
thümlicher Behandlung diejenigen Briefpoft-Gegenftände, welche 
jenen von den Poftitellen an der Eifenbahn und an Eeiten- 
PBoftrouten derfelben mittelft eigentlihen Kartens und Pakets 
ſchluſſes behufs der Weiterbeförderung an eben folche zu übers 
geben, und zu dem Ende auch hier ſchon in einer eigenthüm- 
lichen Weife zu behandeln find. 

1) Die ſämmtlichen Lofal-Poftftellen an der Eifenbahn 
und diejenigen an den SeitensPoftrouten derſelben ftehen, fo- 
weit fie dem Bedürfniß gemäß hiezu angewiefen find, für den 
Briefpofttransport mit den fahrenden Poftämtern je auf den 
zum Bofttransport beftimmten Bahnzügen in wechſelſeitiger 
Verbindung, fo daß legtere demzufolge die Verbindung hiefür 
unter jenen allein vollftändig zu vermitteln haben, und eine 
foldye unter denfelben außerdem und in unmittelbarer Weife 
nicht weiter beſteht 2). 

2) Iene Lofal-Boftftellen Haben vermöge und behufs diefer 
ihrer Verbindung mit ven fahrenden Poftämtern legteren je zu 
den einzelnen Zügen, bei welchen diejelben ſich befinden, fämmt: 


1) O. a. Infir. vom 19, März 1852, $. 16, 
2) Daſelbſt, $. 17, 
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liche Briefpoft » Gegenftände, welche von ihnen aus nad der 
Richtung diefer Züge zu befördern find, ob nun ihr Be 
ftimmungsort unmittelbar an der, Eifenbahn oder jenſeits 
oder feitwärtd von ihr liegt, vereinigt unter einem Amts⸗ 
paket-Verſchluß, jedoch zu Erleichterung des fahrenden Poft- 
dienftes je unter Ausfheidung und Abfonderung derjenigen 
mit Auslagen und Retourporto, der unfranfirten, der franfirs 
ten nad) dem Inland und dem Mereinsgebiete, der franfirten 
nad) dem Auslande, und ver refommanbdirten in demfelben, und 
unter Beifchluß der abzufendenden Zeitungen, fowie einer in 
der früher erwähnten allgemein vorgefchriebenen Weife auszufers 
tigenden Gorrefpondenzfarte nady Eintrag ihres Inhaltes in den 
betreffenden Manualen und Rechnungsbögen, zu übergeben, fo 
jedoch, daß hiebei die von den Seitenronten eintreffenden Briefr 
und Zeitungspafete von den unmittelbar an der Eifenbahn liegen» 
den Voftftellen auch noch in jene ihre Karten einzutragen, und 
womöglich aud noch in ihren Pafetverfhluß mit aufzunehmen 
find. Letzterer befteht bei ven Poftftellen an ven Seitenrouten in 
dem fonft für Amtspafete gewöhnlichen, jedoch unter deutlicher 
Bezeihnung der legteren mit dem Namen der abfendenden 
Poftftele und des fahrenden Poftamtes ſowohl, als auch mit 
der Numer des Bahnzuges und der Richtung des leßteren, bei 
den an der Eifenbahn liegenden aber, außer den etwa bei 
Anfammlung einer größeren Maffe von Eorrefponvenzen unter 
Beilegung proviforifcher Karten vorläufig ſchon in der gewöhn— 
lihen Weife zu fertigenden Paketen, in zu ſchnellem Verſchluß 
eingerichteten, jdwie mit fefter Auffchrift verfehenen, und ſo— 
mit den betreffenden Karten» und Paketſchluß fehr erleichtern- 
den Briefbenteln, weshalb denn aud die Aufgabszeit hier 
möglichft auszudehnen, und insbefonvere anf den Bahnhöfen 
die Einrichtung dafür zu treffen ift, daß noch zehn Minuten 
vor der fahrtplanmäßigen Abgangszeit des betreffenden Eifen- 
hahnzuges die zulegt aufgegebenen Briefpoft + Gegenftände 
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mit dem Briefbeutel abgefertigt, die fpäter bis zur Abfahrt 
nod in den Brieffaften gelangten aber, wie fchon bemerft 
worden, in die an dem Eifenbahnpoftwagen angebrachte Brief- 
lade eingelegt werben !). 

3) Die Lebergabe der von Eeite der an der Eifenbahn 
befindlichen PBoftftellen an die fahrenden Poſtämter ab> und 
umaufpedirenden Briefbeutel, beziehungsweife Briefpafete ift 
jedesmal fogleih nad) der Anfunft des betreffenden Zuges auf 
den Grund ihres Eintrages in den für den Fahrpofttransport 
angeorbneten Epecialfradytzettel, alfo zugleich mit den Fahr— 
poft-Gegenftänden und in der hiefür vorgefchriebenen Weife zu 
bewerfftelligen ?). 

4) Die fahrenden Poftämter ihrer Seits haben die übers 
gebenen Briefbeutel und weiteren Pakete fchleunigft zu öffnen, 
deren Inhalt genau zu unterfuchen, und die damit zugekomme— 
nen Briefpoft-Gegenftände und Zeitungspafete nebft den von 
den Bahnhöfen aus und fonft mittelft der Brieflade übergebes 
nen nad) den verſchiedenen Stationen zu vertheilen, und fofort 
je bis zu Ankunft des Zuges an den betreffenden Stationen 
zur Abfpedition an diefe, und an die an den von da abzweis 
genden Poſtrouten mit ihnen in Karten» und Paketſchluß ftehen: 
den Lofalpoftftellen unter dem ebengedachten Briefbeutel-, be- 
ziehungsweife Paketſchluß, unter Beifchluß der hiezu allgemei- 
nen Vorſchriften gemäß zu fertigenden Karten, und Eintragung 
deren Inhaltes in den hierüber zu führenden Manualen und 
Rechnungsbögen, vorzubereiten ?). 

5) Die demgemäß von ihnen für die Poſtſtellen an ver 
Eifenbahn und den von da abzweigenden Poftrouten bereit ge- 
ftellten Brief-Bentel und Pakete haben die fahrenden Poftämter 
jodann an die betreffenden Poftftelen der erfteren Art gleich. 





1) D. a. Inſtr. vom März 1852, $. 18—25. und 32, 
2) Dafelbft, $. 26. 
3) Dafelbſt, $. 27—30, 
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zeitig mit der Uebernahme der von dieſen in Empfang zu 
nehmenden zu übergeben '), - 


$. 183. 


cc) Transport von Fahrpoft-®egenftänden mittelft der 
 Eifenbahnen. 


Die Fürforge der fahrenden Poftämter für den Trans, 
port von Fahrpoft-Gegenftänden ift, da eine vollftändige Um— 
fpebition derfelben durch fie mittelft Umfartirung nicht ebenfo 
vor fi gehen kann, wie von Briefpoft-Gegenftänden, nur, wie 
oben ſchon bemerkt worden, auf eine eigenthümlihe Vermitt— 
lung des hiefür zwifchen den ſämmtlichen an ver Eifenbahn, ſo— 
wie an den von da abzweigenden Geiten-PBoftrouten befindlis 
hen MWoftftellen je nach den Verkehrs-Bedürfniſſen theils in 
ftändiger Weife, theild nur in unftändiger, d. h. für den Fall 
eines Vorhandenfeins von Fahrpoft-Gegenftänden angeorbneten 
unmittelbaren Rartenfchlufjes, unter Beihülfe eined damit in 
Verbindung ftehenden eigenthümlidhen, eine befondere Beſchleu— 
nigung ber Uebernahme und Uebergabe jener ermöglichenden 
Speditionsverfahrens, der fogenannten Beutelfpedition , be: 
Ichränft *). Hiebei find 

1) von den betreffenden Lofalpoftftellen die an einander 
ab» oder umzufpedirenden Bahrpoft-Gegenftände in fpeciellen, 
unmittelbar an einander au richtenden, im Fall nur unſtändi— 
ger Anordnung aber, zu Sicherung ihrer Abgabe, nicht allein 
mit ber betreffenden Zugnumer, fondern auch nod mit einer 
fortlaufenden Ordnungszahl zu verfehenden Karten, und von 
hier aus in eigenen Manualen, wie bei dem fonftigen Poſt— 
transport zu verzeichnen, und foweit ed nicht von Seite der 
Aufgeber bereitd geſchehen ift, noch beſonders fo deutlich mit 


1) O. a. Inftr. vom März 1852, $. 31, 8 
2) Daſelbſt, $. 34, 
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dem Namen des Aufgabs- und des Beftimmungsortes zu ver: 
fehen,, daß ihre Beförderung angemeffen erleichtert, und eine 
Verwechslung möglichft verhütet wird !). 

2) Der Transport der Fahrpoft-Gegenftände von den be- 
treffenden Poftftellen ans und an diefelben, fowie eben zu 
dem Ende die Uebergabe und liebernahme verfelben zu und 
von jenem felbft ift foweit möglich nicht je im Einzelnen, fon- 
dern in eigenen mit dauerhaften Adreſſen an die empfangen- 
den Poftftellen verfehenen, zu dem Ende eigens amtlich zu 
verpadenden Beuteln, und unter Vormerkung hievon bei den 
betreffenden Stüdfen in Karten und Manualen, zu bewerfs 
fteligen ?), wofür im Wefentlichen folgende befondere Vorſchrif— 
ten feftftehen : 

a) Die Bentel, weldhe von Leder oder Leinwand (Trillich) 
verfertigt werden, und nur in ganz unverfehrtem Zuftand, 
ohne Löcher oder aufgenähte Lappen zur Verwendung 
fommen dürfen, find nur zur Aufnahme von wirflid, hiezu 
geeigneten Gegenftänden, wie namentlid von Gelobriefen 
und kleinen Geldpaketen, alfo mit Ausſchluß folder, weldye 
vor Drud bewahrt werden follten, oder die Beutel bes 
Ihädigen könnten, fowie der Briefpafete, beftimmt; 
die demgemäß darin zu verfendenden Gegenftände find 
zunächft zur Verhütung eines Verfchiebens oder Ineinan— 
derſchiebens derfelben nebft den Frachtbriefen mit befon- 
deren Umschlag, je nad ihrer Anzahl einem oder mehre- 
ven zu verfehen; ein jeder folcher Umſchlag ift aber fofort 
noch gut zu verfchnüren, zu wägen, aus) nad) außen deut: 
(ich mit diefem feinem Gewicht zu bezeichnen, und dann 
erft forgfältig in dem Beutel zu verpaden; Alles vieß 


b 


— 


1) ©. a. Inſtr. vom März 1852, 6. 35; ungedr. Erl. der P. C. vom 
2% Aug. 1853. | 
2) Ungedr. Erl. der P.E. vom 2, Aug. 1851. 
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liegt hiebei der Regel nad dem betreffenden Erpebitiond- 

beamten felbft zu beforgen ob, und fann daher von ihm 

nur unter eigener Verantwortung dafür einem Unterbevien- 
fteten übertragen werden, wenn ein foldher anders nicht 
etwa in Berüdfihtigung beveutenden Gefhäftsumfanges 
einer Poftftele von der höheren Poftbehörde aus aus— 
drücklich hiezu ermächtigt, und hiedurch feldft hiefür ver: 
antwortlih gemacht wird; 

ce) der Verſchluß der Beutel ift endlich unter der gleichen per: 
ſönlichen Berantwortlichfeit hiefür in der Art zu bewerfftellis 
gen, daß derjelbe dit an dem Inhalt mit ftarfem Bind— 
faden mehrmals feft umfchlungen, ſodann ein Knoten 
hiemit gefnüpft, und die Enpftüde desſelben auf ein 
eigenes Siegellever angefiegelt werben. 

Es find aber fofort diefe Beutel je nad ihrem Verſchluß 
noch im Ganzen genau abzumwägen, und foldye, unter Bemer- 
fung der einzelnen darin befindlichen Umſchläge und der Zahl 
und des Gefammtgewichtes der darin enthaltenen Stüde, ebenfo 
wie die Gefammtzahl der dazu gehörigen Blosftüde in den ber 
treffenden Specialfarten und von hier aus in dem Manual ges 
nau aufzuführen !). 

3) Behufs des wirklichen Weitertransportes felbft find 
die betreffenden Bahrpoft-Gegenftände, neben ihrer Berzeichnung 
in den fpeciellen Sahrpoftfarten, noch nebft legteren in befonderen 
ſpeciellen Srachtzetteln fummarifch in der Art zu verzeichnen, 
daß fi) aus denjelben die Zahl der nad) den einzelnen Sta 
tionen gehörigen Karten, Bahrpoftbeutel nebft dem Gewicht ders 
jelben, Blosftüde, Briefbeutel und befonderen Amts⸗ und Zeir 
tungspafete ergiebt, und auf den Grund hievon foldye, nad) volls 
BAuBIget ——— hiezu bis auf die Ankunftszeit, ſoweit 


Bei, — allgem. Vorſchrift der vormal. G.P.D. vom 6. Octbr. 
1848, $. 1—6; o. a. Erl. der P.6. vom 2. Aug. und 4. Septbr. 4851, 
und ungedr. Erl. derſ. vom 12. März 1852. 
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fie in Beuteln verpadt worden, einfach mittelft Einhändigung 
diefer, die weiteren, foweit fie eine Werthsdeklaration haben, 
einzeln mit Benennung des Werthes, außerdem ver Zahl nad, 
gegen Beicheinigung in einem eigens hiefür nad) vorgefchrie- 
benem Formular zu führenden Buche zu übergeben. Eine 
Verfchiedenheit der Behandlung findet in diefer Beziehung bei 
den Poftftellen an Eeitenrouten gegenüber von denjenigen an 
der Eifenbahn nur infoferne ftatt, als eines Theild die erfteren 
je befonvere Frachtzettel für ſämmtliche vorliegende Boftftellen, 
die anderen aber der Kürze wegen deren immer nur einen für 
ſämmtliche Poftftellen, welche auf dem betreffenden Eurfe be— 
rührt werden, mit jummarifcher Unterſcheidung des an jede 
einzelne Gehörigen auszufertigen, andern Theils vie erfteren 
die Uebergabe und Uebernahme auf den Bureaud, die anderen 
foldhe unmittelbar an dem Eifenbahn » Poftwagen zu bewerf- 
ftelligen Haben. Auf ſolchen EifenbahnsPoftftationen, wo eine 
fehr große Zahl von Fahrpoft » Gegenftänden zum Transport 
fi) fammelt, ift außerdem nod) zu wefentlicher Erleichterung 
und Beſchleunigung der Uebergabe die Verwendung von be 
fonderen Frachtkörben mit eigenen Borlegfchlöffern, zu wels 
chen die Lofal-PVoftftelen und die fahrenden Boftämter Schlüf- 
fel befigen, in der Art angeorbnet, daß in denfelben die in 
den Specialfrachtzetteln aufgeführten Blosftüde, mit Ausnahme 
der Brief-Beutel, beziehungsweife Pakete, und leicht zerbrechli— 
cher Gegenftände, je von zwei Beamten unter beiderfeitiger Haf— 
tung für den Inhalt angemefjen zu verpaden, und joldye fo: 
dann unter der Zahlangabe jener Stücke auf ver Rüdfeite des 
Special⸗Frachtzettels gemeinschaftlich zu übergeben, wie auch bei 
dem fahrenden PBoftamt von dem Condukteur gemeinſchaftlich 
mit dem Erpeditionsbeamten zu übernehmen find '). 

4) Nah in dieſer Weiſe vollzogener Uebergabe an das 


—— — — 


4) O. a. Inftr. vom März 1852, $. 36—38 ; — der B.6. vom 
19. Octbr. 1854, ABl. S. 390. 
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fahrende PBoftamt, welcher jedoch der beftehenden Gefchäftsord- 
nung gemäß in der Wirflichfeit immer die Uebergabe von Eeite 
desfelben voranzugehen hat, find, ſoweit jene mittelft Fracht— 
förben erfolgte, diefe dur den Beamten und den Condukteur 
gemeinschaftlich zu öffnen, fodann alle jo oder anders über 
nommene Blosftüde, fowie die Beutel dur den Eondufteur 
Ihleunig nad; den empfangenden Stationen zu ordnen, aus 
dem hierüber empfangenen Specialfraditzettel entſprechende 
fummarifcdye Ueberträge in einen bei dem fahrenden PBoftamt 
jelbft für den ganzen Zug zu führenden durchlaufenden Fracht— 
zettel, jowie gleichſautend hiemit in damit zufammenhängende, 
zur Abgabe an die einzelnen Lofalftellen beftimmte, und daher 
zu dem Behuf betreffenden Orts davon abzufchneidende Coupons 
zu machen; je vor der Anfunft auf der nächſt zu erreichenden 
Station find diefe Einträge für diefelbe in Brachtzettel und Cou— 
pon zu jummiren, und die dahin gehörigen Bahrpoft-Gegenftände 
nebft Letzterem nad) vorgängiger Unterzeichnung besfelben zur 
Uebergabe bereit zu halten; bei ver Ankunft jelbft aber find dieſe 
Gegenftände vor der vorgedachten Uebernahme des von der Los 
Falftelle zu Uebergebenvden an dieſe gegen Beicheinigung an der 
betreffenden Stelle des Frachtzetteld zu übergeben ; vie Ueber— 
gabe von Blosftüden in Frachtlörben ift hiebei ebenfo wie bei 
ven Rofalftellen vorzubereiten ). 

9) Nach der in der vorgedachten Weiſe bewerfftelligten 
Uebergabe von Fahrpoftftüden an die Rofalftellen, fei es nun 
von einem fahrenden Poſtamt aus an eine Poftftele an ver 
Eifenbahn, oder an ven Eeitenrouten von da aus dur die 
Gondufteurd der auf denfelben laufenden Poſtwagen, find 
bier bei Erfteren die in Frachtförben übernommenen in ber 
vorgedadhten Weife zu unterfuhen; hinſichtlich der in Beu— 
teln übernommenen find dagegen bei Verantwortlichkeit hier 


£ 
1) D. a. Inftr. vom März 1852, $. 39. 


656 


für jene zunächſt und vor der Entfiegelung und Eröffnung 
durch den Beamten genau zu wägen, und wenn fid; hiebei 
eine Differenz gegenüber von dem bei der abſendenden Poft- 
ftelle ermittelten Gewicht ergiebt, diefe Wägung in Gegen: 
„wart eines Zeugen zu wieberholen, wie aud der Inhalt der- 
jelben ebenfo zu unterſuchen, bei richtigem Gewichtserfund 
aber Beides durch den Beamten allein jelbft, oder in feinem 
Auftrag einen Diener, jedoch, woferne nicht die obengedachte 
höhere Ermächtigung desfelben hiezu ftattgefunden hat, auf 
bie Verantwortlichfeit des Erfteren, und nur, wenn fidh bei 
der nun zunädft vorzunehmenden fummarifchen Revifion der 
Stüdzahl und des Gewichtes der in Umfchläge verpadten 
Stüde wieder eine Differenz ergäbe, die weitere Unterfuhung 
auch in Gegenwart eines Zeugen zu bewerfitelligen. Bei unrich— 
tigem Inhaltsbefund eines Bentels ift nicht allein jede dazu 
gehörige Gewichtsangabe genau zu unterfuchen, fondern auch 
das Gewicht des leeren Beuteld und der Umschläge für fid 
zu ermitteln und aufzuzeichnen, endlich aber noch eine genaue 
Aufzeihnung über den ganzen Thatbeftand zu machen, und 
jowohl der abfendenden Poftftelle, als aud der höheren Be- 
hörde Mittheilung behufs etwa erforderlicher weiterer dießfalls 
figer Schritte zu maden ). 


C. Außerordentliher Pofttransport - Betrieb. 
$. 184. 


a) Im Allgemeinen. 


Neben den regelmäßigen Pofttransport-Einrichtungen find 
auf beſonderes Verlangen auch noch außerorbentlihe zur Be— 
nügung offen geftellt, eines Theils Cftafetten (reitende Eil- 
boten oder ftatt deren befondere Eifenbahntransporte) für 


1) O. a. Inftr. vom März 1852, $. 38; o. a. allg. Vorſchrift vom 
6, Ocibr. 1848, 6.711. 
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Schriftſendungen (Depeſchen), andern Theild Ertrapoften (be- 
fondere Fahrten) für Reifende mit oder ohne Reifegepäd ; die 
jelben haben aber neben der außerorventlihen Bewerkftelligung 
das Eigenthümliche, daß fie großen Theils nicht der Poftcaffe 
jelbft, jondern den beſonders damit befhäftigten Beamten und 
Dienern ein Einfommen gewähren, und find im Uebrigen 
je an eigene Normen gebunden. 


$. 185. 
b) Eftafetten-Zransport. 


Der Transport von Eftafetten-Depefchen ift feit neuerer 
Zeit nicht allein, wie früher. ausſchließlich der Fall war, mit- 
telft befonderer Nitte !), fondern aud auf Berlangen, foferne 
hiedurch eine größere Bejchleunigung erlangt werden fann, als 
durch die Beförderung mittelft jener, auf der Eifenbahn, und 
zwar fowohl mit den ordentlihen Bahnzügen, als aud, vor: 
ausgefegt, daß fie von Stationen ausgehen follen, wo Loko— 
motiven und Wagen zur Verfügung ftehen, und die Eifenbahn- 
Commiſſion folde in den einzelnen Fällen zuläffig findet, mit 
befonderen Ertra-Bahnzügen ?) zuläffig, in der einen wie in 
der anderen Art aber, zufolge anderweitiger Benüsung der 
Eifenbahntransporte, und befonders feit der Herftellung und 
dem Betrieb von Telegraphen nur noch von befchränfter Aus- 
dehnung. | 

Behufs der Benügung desſelben ift 

1) die Aufgabe von Eftafetten der Natur der Sache 
nady zu jeder Zeit freigeftellt, zugleich aber hiebei die Trans— 
portgebühr, wenn die Beförderung fofort mittelft Nittes ers 
folgt, von Seite des Aufgeberd entweder fogleich zu erlegen, 
oder die erforderliche Eicherheit hiefür zu leiſten, wofür bie 
AufgabssPBoftftelle verantwortlich bleibt, und wenn Jenes auf 


1) B.D.3. von 1807, lit. B, 6. 1. 
2) Berf. des Fin.Min. vom 28. Juli 1852, Rbl. ©. 186, 3. II. 
Hofimarn, Finangredt. I. 42 
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der Eifenbahn ganz, “oder theils anf ihr, theils mittelft eigenen 
Rittes gefchieht, jeden Falls vorauszubezahlen, von der Pofts 
ftelle dagegen fofort in beiden Fällen ein Aufgabefchein uns 
entgelvlich hiefür auszufertigen '). 

3) Die Eftafettentransport-Gebühr befteht in einer Spe- 
bitiosgebühr von einem Gulden und dreißig Kreuzer, einer Bes 
förderungsgebühr, welde, jenahdem die Beförderung durch 
“ befonderen Ritt, oder auf der Eifenbahn, oder theils in der 
einen, theild in der anderen Weife, und auf der Eifenbahn 
mittelft ordentlicher oder außerordentliher Bahnzüge erfolgt, 
auf verjchiedene Beträge, namentlih im erften Fall auf die 
jeweilige Pferbetare nebft ſechszehn Kreuzer Poftillonstrinfgeld 
für die einfache Poft, bei der Beförderung mit den orbentli- 
hen Bahnzügen auf das doppelte Perfonengeld der dritten 
Wagenklaſſe für die auf der Eifenbahn zurüdzulegende Strede, 
und auf befonderen Bahnzügen auf vier Gulden dreißig Kreuzer 
für jede Bahnftunde feftgefegt ift, endlich einer Belieferungs— 
gebühr von dreißig Kreuzern ?). 

3) Zu unmittelbarer Vorbereitung der Beförderung von 
der Anfgabe-Station aus ift die aufgegebene Depefche, unter 
alsbaldiger Beftellung des betreffenden Transportmitteld, zus 
nädhft in einem eigens hiefür zu führenden Manual mit 
Nahmweifung der Zeit der Aufgabe, der Perfon des Aufger 
bers, der Adreſſe, der Abgabe-, ſowie der nächſten Beförde— 
rungsſtation, und der Zeit des Abganges dahin, ſowie, gleich— 
lautend damit, in einer eigenen Eſtafetten⸗Correſpondenzkarte 





1) P.D.I. von 1807, Hi, B, $. 7, 8; Erl. der vormal, G.B.D. vom 
6. Nov. 1809, Samml. der Poſtgeſ. ©. 69, vom 21. Juni 1813, Rbl. 
©. 249, 6. 1, und 15. Aug. 1816, o. a. Samml. ©. 198; o. a. Min. 
Verf. vom Juli 1852, 3. II. 

2) P.D.I. von 1807, lit. B, $. 8; Verf. des Min. des Innern vom 
12. Aug. 1824, Samml. der Poftgef. S. 290; o. a. Verf. des Fin.Min. 
vom Juli 1852, 38. I. 
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einzutragen, mit dieſer Karte in einen Umfchlag zu Hüllen, 
forgfältig zu verfiegeln, an das Abgabspoftamt zu abreifiren, 
und unter Beilegung eines eigend vorgefchriebenen offenen 
Stundenpafjes, und Bemerfung der nächſten Station, fowie 
der Zeit des Abganges dahin in demjelben, auch nochmaliger 
Verwahrung des Ganzen im mehrfahem ftarfem Papier, in 
einer in vollfommenem Stande befindlichen levernen Dienfttafche, 
deren jede Boftftelle mehrere vorräthig haben fol, zu verwahr 
ren, fofort aber bei dem Transport durch eigenen Ritt dem 
ven lesteren vollführenden Poſtſtillon, bei dem auf beſonderen 
oder doch durch kein fahrendes Poftamt befahrenen Eifenbahn- 
zügen an einen beſonders hiezu aufzuftellenden Poftbevien- 
fteten, bei der Ueberweifung auf einen von einem fahrenden 
Poſtamt befahrenen Bahnzug endlich an dieſes nad) vorgängi- 
gem Eintrag in dem Speeialfrachtzettel und gegen beſonders 
vorbereitete Empfangsbefheinigung, zur Weiterbeförderung bis 
auf die hiezu geeignete und feitgefehte Station zu übergeben !). 

4) Der Transport der Eftafetten ift zu angemefjener Bes 
fchleunigung, foweit folder einem berittenen Boftillon übertra> 
gen wird, durch dieſen ‚bei Strafe des Trinkgeld-Verluſtes, 
welde ſogleich nad der Zurüdfunft von der Beförderungsftas 
tion auf den Grund des dafelbft einzuhändigenven, die Ueber— 
gabszeit enthaltenden Empfangsſcheines vollzogen werden fo, 
je binnen ver Friſt von höchſtens fünfundvierzig Minuten für 
jede Poftmeile auszuführen ?), bei feiner Bewerfftelligung auf 
ber Eiſenbahn aber natürlih an die allgemeinen hiefür be— 
ftehenden Transport-Regulative gebunden. 

5) Auf den zu weiterer Vermittlung des Transportes be 





— — 


1) P.D.J. von 1807, lit. B, 8. 1—5; beſ. gedr. Erl. ver vormal. 
G.P.D. vom 8. Juli 1823; o. a. Inſtr. vom März 1852, 6. 38, 42. 
2) P.D.3. von 1807, lit. B, $. 10; Erl. der vormal. G.P.D. vom 
12. Aug. 1817, 1. Febr. 1833, und 26. Sept. 1840, Sanınl. der Poſtgeſ. 
©. 209, 337, 3%. 
42 * 
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ſtimmten Zwiſchenſtationen ſind die Eſtafetten nach ihrer Ankunft 
daſelbſt von ver Poſtſtelle gegen beſondere Empfangsbeſcheini— 
gung an den Transportanten zu übernehmen, und ſofort in 
der geeigneten Weiſe, wenn ein Weitertransport durch Ritt 
ſtattfindet, binnen einer Zeit von zehn Minuten, nad) vorgängis 
ger Bemerkung der Zeit der Ankunft und des Wiederabgangs 
im Stundenpaß, fowie, gleichlautend damit in dem Eftafetten- 
Manual, unter der vorgedachten Berwahrung an das betrefr 
fende vorliegende Poftamt weiter zu befördern; zugleich ift 
aber hiebei die Beichaffenheit der angefommenen Eftafette zu 
unterfuchen, aud wenn diefelbe fich etwa bejchädigt zeigen jollte, 
ein Protokoll hierüber aufzunehmen, und fowohl im Stunden; 
zettel Vormerfung, ald auch der rückwärts liegenden Poftftelle 
Mittheitung hievon zu machen, fowie erforderlihen Falls die 
Verpadung zu verbefjern '). 

6) Nach der Ankunft auf der Abgabsftation ift die Efta- 


‚ fettenfendung aldbald gegen Beicheinigung in einem eigenen 


Beftellbudy an ven Adrefjaten zu beliefern ?). Befindet fi aber 
der Adreffat nicht an dem Ort, auf welchen vie Adreſſe lautet, 
oder ift derfelbe von da abgereist, oder fonft nicht zu erfras 
gen, fo ift fie an das Aufgabspoftamt unter Refommandation 
mit der Briefpoft zurüdzufenden, wenn anders nicht von dem 
Aufgeber auf der Adrefje bemerkt ift, daß fie dem Abdrefjaten, 
im Fall er abgereist wäre, irgend anderswohin nachgeſchickt 
werden folle ?). 

7) Endlich find die Stundenzettel von allen Eftafetten von 
den Abgabs-Poſtſtellen zurüd an die Aufgabs-Poftftellen zur 
Vormerkung hievon in dem Manual, von hier aus aber der 
höheren Behörde zu weiterer Gontrole der gehörigen Handhabung 


1) P.D.J. von 1807, lit, B, €. 11—13; o. a. Erl. der vormal. G.⸗ 
P.D. vom 8. Juli 1823 und 24. Aug. 1827. 

2) B.D.3. von 1807, lit. B, $. 14, 15. 

3) D. a. Erl. der vormal. G.P.D. vom Juni 1813. 
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der Beförderungsnormen einzufenden ). Hiebei ergiebt fich 
zugleih eine Gontrole der der Oberpoftcafje zu ihrem Theil 
zufallenden Beförderungsgebühren von Eftafetten. 


$. 186. 
c) Ertrapofi-Zransport. 


Für den Ertrapoft-Transport von Reifenden mit oder 
ohne Gepäd ftehen hinſichtlich der Verbindlichkeit der Poſt— 
ſtellen zu Leiſtung der erforderlichen Fahrten, der hiebei ein— 
zuhaltenden Abfertigungs- und Weiterbeförderungszeit, der 
Stärfe der Beſpannung, des Verhaltens der Poſtillons wäh— 
rend der Fahrt, und der den Pofthaltern und Poſtillons von den 
Reifenden zu bezahlenden Fahrtgebühren gewiſſe allgemeine 
Normen feft, deren Einhaltung auch einer befonderen Eontrole 
von Seite der höheren Behörde mittelft eigener bei den ein- 
zelnen Pofthaltern uͤber die Ertrapoftfahrten zu führenvden 
und an jene einzufendenden Manuale und Begleitzettel, ſowie 
der bei ihnen hiefür aufzulegenden Beſchwerdebücher unters 
liegt 2). Indeſſen ift diefer Transportbetrieb feit neuerer Zeit 
gerade auf den Hauptrouten zufolge der hier durd die Eifen- 
bahnen dargebotenen Gommunicationsmittel höherer Ordnung 
fehr ſchwach, fo daß von ver Poftverwaltung fogar zu Er 
haltung der. Einrichtungen hiefür auf einzelnen Stationen 
eigene Wartgeld-Zufhüffe an die Pofthalter ans der Ober 
poftcafje zu geben find, während derſelben von dieſem Trans⸗ 
portzweig durchaus feine Einnahmen, ald etwaige Strafgelver 


zufließen. 


1) Erl. der vormal. G.P.D. vom 24. Aug. 1827 und 26. Sept. 1840. 

2) Näheres hierüber enthält die o. a. Ertrapoftdienfl-Ordnung vom 
24. Aug. 1832, die bef. gedr. Verf. des Fin.Min. (Nachtrag zu jener) 
vom 29. Aug. 1851, und Befanntm. der vormal. G.P.D. vom 24. Der. 
1836, Rbl. yon 1837, ©. 7, 
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3) Strafrechtliche Handhabung der vorrechte der Poftanftalt 
gegenüber von Eingriffen in diefelben. 


Zu Sicherung der der Poftanftalt gegenüber von Privat: 
Transportunternehmen zuftehenden eigenthümlihen Vorrechte 
find auf Eingriffe in dieſelben eigene Strafen gefegt, welche 
zum Theil nicht allein den Transportunternehmer, fondern 
auch den Verſender treffen). Es liegt nun in diefer Bezier 
hung der Natur der Sache nad den Poftftellen und insbe: 
fondere den mit dem Poſttransport unmittelbar befchäftigten 
Perfonen ob, über die Beachtung jener Worrechte zu wachen, 
und Eingriffe in vdiefelben zur Anzeige zu bringen). Auch 
ift außerdem nod den Steueraufjehern die Ueberwachung ber 
Landboten und Güterfuhrleute wegen etwaiger Ueberſchreitung 
ihrer Befugniffe zur Pflicht gemacht, und zwar in der Art, 
daß fie zu dem Ende vor Allem über die in dem Bezirke befind- , 
lichen Gewerbsleute jener Art bei den betreffenden Poſtſtellen 
Erfundigung einziehen, den Gewerbsbetrieb derſelben beob— 
achten, über die Aufgeber, beziehungsweife Empfänger von 
Sendungen, welche durch die Poſt zu befördern wären, Ge 
wißheit fih verichaffen, und namentlich auf die Perfonen, 
welde derartige Gegenftände beftellen, ein wachſames Auge 
‚ haben, eine förperliche Viſitation jener Perfonen , fowie eine 
Unterfuhung der Behälter und übrigen Räume der Boten 
und Güterfuhrleute dagegen ausdrücklich unterfagt; von Ges 
fegübertretungen und namentlid; von Fällen, wo gegründete 
Vermuthung von folden vorliegt, haben fie dem betreffenden 


1) Verf. des Fin.Min. bes Innern vom 18. Jan. 1819, Rbl. ©. 54; 
Belanntm. desf. vom 1. April 1826, Rbl. ©. 198; o. a. Extrapoſtdienſt⸗ 
Ordnung vom Aug. 1832, $. 13. 

2) Dienfts’nftr. für die Gond., $. 21. 
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Voftamt Anzeige zu Einleitung etwaiger weiterer Schritte 
biegegen zu machen‘). Die Vornahme wirklicher Unterfu- 
Hungen von Botenfuhren wegen Verdachtes einer Uebertres 
tung der Poſtgeſetze liegt den betreffenden Bezirkspolizei— 
ämtern je auf vießfallfige mit ver erforberlihen Verdachts— 
begründung zu verbindende Anfinnen der Poſtſtellen bei 
derjenigen Fahrt ob, auf welcher der betreffende Bote zur 
Zeit fi befindet, oder welde derſelbe unmittelbar darauf 
antritt, und ebenſo die Beftrafung jener Vergehen ?). 


$. 188. 
I. Ertrag der Poften, 


Der bis jest in fteter Zunahme begriffene Ertrag ift in 

dem SHauptfinanzetat von 1855/58 

für das erfte Jahr von 1855/;6 angenommen: 

coh von den Einnahmen an Brief- und Fahrpoft-Porti, 

Perſonen- und Ueberfrachtgeldern, an Zeitungsfpebitiond- 

Gebühren, Vergütungen von Verwaltungen fremder Ber 

förderungs-Anftalten u. ſ. w. auf 1,120,400 fl. — 
und über Abzug des Berwaltungs- 

Aufwanded an Gehalten, Ritts und 

Fahrgebühren, für Montirungs- und 

Inventarftüde, Bergütungen an fremde 

Beförderungsanftalten n. ſ. w. mit 983,510 fl. — 


rein auf een nn. 136,890 fl. — 
für vie zwei weiteren Jahre aber 
rein je um 5000 fl. mehr, alfo je auf 141,890 fl. — 


1) D. a. Dienftanw. für die Steuerſchutzwache vom April 1853, 
$. 165. j 

2) Berf. des Fin.Min. des Innern vom 1. April 1826, Samml. 
der Poſtgeſ. S. 292, und von demſ. Datum, Rbl. ©. 293. 
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wobei fid) zwar, gegenüber ven früheren Leiftungen der fürſtlich 
Taxiſchen Verwaltung an den Staat, und dem Interefje aus 
der an Taxis für die Abtretung der Poften gewährte Ent: 
Ihädigung und fonftigen Grundauslagen für die PBoftanftalt, 
für jest noch ein Fleiner Ausfall ergiebt, aber für dieſen 
nicht allein jest fchon durch die dem Verfehr bei der neuen 
Perwaltung erwachſenden Vortheile bei weitem überwiegender 
Erfag erlangt wird, fondern auch für fi eine völlige Be- 
feitigung binnen kurzer Zeit in Ausfiht genommen werden 


darf”). 
Bierte Unterabtheilung. 
$. 189. 
Ginnahbmen von den Telegrapden. 


In näherem Zufammenhang "mit der Herftellung ver 
Staats-Eifenbahnen, fowie zugleich ald wefentlihes Hülfs— 
mittel: für den Betrieb von diefen find feit neuerer Zeit längs 
verfelben in ihrer ganzen Ausdehnung, und ganz neuerlich 
ſogar in einzelnen Richtungen über legtere hinaus elektromag— 
netifhe Telegraphen mit drei Haupts und neunzehn Zwifchen 
(Eifenbahnbetriebs).Stationen, und den verfchiedenen dazu ges 
hörigen materiellen Einrichtungen an Apparaten, Batterien, 
außeren und inneren Leitungen, und Blitzableitungs-Vorrich— 
tungen, ſowie dem erforderlihen Dienftperfonal hergeftellt, 
welche auf dieſe Weife nicht allein unter ſich, ſondern zufolge 
bejonderer Verträge und Uebereinfommen mit gleichen Anftalten 
des Auslandes theils in felbftftändiger, theild in einer durch 
Andere vermittelten Verbindung ftehen. E8 erftredt fi diefe 
Verbindung, zufolge eines unterm 25. Juli 1850 zunächſt bis 


— —— 





1) Haupt-Finanzetat von 185/58, IL, B, 2; V. d* K. d. A. von 
1855, ir Beil. Bd. ©. 283 ff. 416, 500, 
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1. Oftober 1855 abgefchlofjenen, und von hier an, foferne 
nicht eine jährliche Auffündigung erfolgt, weiterhin fortvanern- 
den Vertrages, in engerer Weife über eine ganze Reihe von 
deutfhen und mit diefen politifh näher zufammenhängenden 
Staatögebieten, und zwar namentlidy das Kaiferthum Defters 
reih, das Königreich Preußen, Sachſen, Württemberg, und 
der Niederlande, nebft den von dem einen oder andern biefer 
Vereinsftaaten umſchloſſenen Telegraphenlinien, welde vem- 
zufolge einen eigenen dem deutſch⸗öſterreichiſchen Poftvereine 
analogen, den fogenannten deutſch-öſterreichiſchen Telegraphen— 
Berein bilden '), und zu weiterer Ausbildung desſelben eigene 
periodische Telegraphen-Gonferenzen veranftalten, aus weldyen 
bis jegt ſchon mehrere Nachtrags-Verträge hervorgegangen 
find ?), von eben dieſem deutfcheöfterreichifchen Telegraphenneg 
aus aber zufolge befonderer Uebereinfommen weiter noch über 
eine größere Zahl außerdeutfcher Staatengebiete, bis jeßt 
namentlid; Belgien und Franfreih, Spanien, Großbritannien 
und Irland, Nordamerifa, Dänemarf, Schweden, Rußland, 
vie Türkei, die Moldau und Walladyei, die Schweiz, und 
ganz Italien 3), in der Art, daß vie Benützung der dortigen 
Telegraphenlinien dem deutſch⸗öſterreichiſchen Telegraphenverein, 
und umgefehrt jenen Staaten diejenige von denen des Letzteren 
für die überhaupt hiezu geeignete Eorrefpondenz unter gewiflen 
Bedingungen offenfteht. 

Die Leitung und Beauffihtigung des Betriebes der 
württembergifchen TelegraphensEinrichtungen ift, unter Leber: 


1) Befanntm. der Gentralitelle für die Verfehrsanftalten vom 14. Jan. 
1854, ABl. S. 21 ff., $. 1—3; bei. gedr. Dienftanw. für die telegra- 
phiſche Korrefpondenz auf den Linien des deutjchsöfterreichifchen Telegra— 
phenvereins von 1855, $. 1-3. 

2) Nadtragsverträge vom 11. Oft. 1851, 27. Sept, 1853, und 
29. Mai 1855. 

3) O. a. Dienſtanw. yon 1855, $- 4, 
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weifung der hieraus fich ergebenden eigenthümlichen Einnah— 
men und Ausgaben in biefer ihrer Ausſonderung an die 
Eifenbahncaffe, und der dießfallfigen Controle an das Eon- 
trolebureau der Eifenbahnconmiffion, im Ganzen und Allge- 
meinen einem eigenen Velegraphenamte mit einem zugleich 
der Eiſenbahncommiſſion angehörigen Borftande, in unmittels 
barer Unterordnung unter das Finanzminifterium, und ale 
eigener Sektion der Gentralftelle für die Verfehrsanftalten, in 
organischer Verbindung mit der Eifenbahn- und der Poftcom- 
miffion !), in fpeciel technischer Beziehung aber einem in 
Stuttgart. hiezu in Unterorbnung unter dad Telegraphenamt 
aufgeftellten Telegrapheninfpeftor übertragen ?). 

Zu Sicherung eined regelmäßigen und georbneten Be 
triebed der Telegraphen auf den württemb. Linien und Sta— 
tionen ift im Allgemeinen zunächſt eines Theils rückſichtlich 
des unmittelbaren Dienftperfonales, neben einer nad) den eigen- 
thümlihen und örtlich verſchiedenen vienftlihen Anforde: 
rungen an dasſelbe bemefjenen Belohnung 2), nicht allein eine 
fortlaufende forgfältige Ueberwachung desſelben Hinfichtli der 
gehörigen Beforgung feined Dienfted und des fonftigen Bes 
nehmens durch den Telegrapheninfpeftor %), ſondern aud, 
foweit Ienem, wie beſonders auf Zwifchenftationen, die Ger 
fegenheit zu Erlangung gehöriger Fertigkeit im Telegraphiren 
in gehörigem Maaße ſich nicht darbietet, und dieſe etwa des— 
halb abgeht, eine beſondere Vorſorge hiefür mittelft täglicher 
von den Hauptftationen aus vorzunehmenden Uebungen anger 


1) D. a. BD. vom 17. Juli 1851, $. 2, 4. 

2) Ungedr. Dienftanw. für den Telegrapheninfpeftor vom 2. April 
1852, $. 1, 6. 

3) Vergl. die näheren Nahmweifungen hierüber in den V. d. K. d. A. 
von 1855, 2r Beil.Bo. ©. 311 ff. 

4) D. a. Dienftanw. f. d. Telrgrapheninfp. vom April 1855, €. 7; 
Erl. des Telegr. Amtes vom 12. Juni 1855, A.Bl. ©. 148, 
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oronet !). Andern Theils ift, zu Erhaltung der Brauchbarfeit 
und entfprechenden Leiftungsfähigfeit der materiellen Einrich— 
tungen, diefer in mehrfacher Beziehung und Weife eine fort 
laufende Vorforge gewidmet. Im Allgemeinen ift dem Tele 
grapheninfpeftor auch in dieſer Beziehung eine fortwährende 
Wachſamkeit, und zu dem Behuf insbefondere noch zur Pflicht 
gemacht, von Zeit zu Zeit und wenigftens zweimal im Monat 
die ganze Telegraphenlinie zu bereifen, und die verſchiedenen 
Einrichtungen für den Telegraphendienft, fowie die dem Pers 
fonal in diefer Beziehung obliegenve Thätigfeit zu unterſuchen, 
au bei dem Eintritt befonderer Fälle von Unterbredungen 
und Unregelmäßigfeiten alsbald an Ort und Stelle für bie 
nöthige Abhülfe zu forgen ). In Beziehung auf die einzelnen 
Theile diefer Einrichtungen ift aber einmal den Telegraphen- 
ftationen eine gehörige Behandlung der Apparate, die erfor- 
verlihe Reinhaltung, beziehungsweife Reinigung verfelben, 
insbefondere ber Batterieen ?), auch, wenn Störungen an 
den Apparaten oder Leitungen fich zeigen, aldbaldige Anzeige 
bievon bei dem Telegrapheninfpeftor womöglich auf telegra« 
phiſchem und außerdem auf fchriftlihem Wege mit dem nächften 
Bahnzuge?), fowie die Erhaltung fortwährenver Uebereinftim- 
mung der Zeitangabe ihrer Telegraphenftationduhr mit der in 
Stuttgart nad) Maasgabe der bei den täglichen Anrufungen 
hierüber von da aus zu gebenden Mittheilungen 5) zur Pflicht 
gemacht; jodann ift das Bahnauffichts-Perfonal der Bahn⸗ und 
Stationd- oder Weichenwärter befonverd dazu verpflichtet, bei 
jeder Begehung der Bahn auch die Telegraphenleitung zu 


1) Erl. des Telegr. Amtes vom 20. Jan. 1855, ABl. ©. 25. ” 

2) D. a. Dienftanw. f. d. Telegrapheninfp., $. 2—5. 

3) Ungedr. Vorſchriften des Telegr. Amtes für die Behandlung und 
Reinigung der Batterieen vom Sept. 1854. 

4) Erl. des Telegr. Amtes vom 12. Sept. 1854, ABl. ©. 348. 

5) Desgl. vom 4. April 1854, ABl. S. 119, und 2, Sept, 1856, 
AD ©. 279, 
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befichtigen, und anf jede Unregelmäßigfeit an derfelben genau zu 
achten, ſowie ſolche alsbald nad Thunlichfeit zu befeitigen, in 
dem Fall aber, wenn von ihnen nicht zu hebende Mängel ſich 
ergeben, bei ihren Nächftvorgefegten behufs weiterer Mittheilung 
an die nächfte Telegraphenftation, und von da an den Tele— 
grapheninfpeftor, beziehungsweife den betreffenden Eifenbahn- 
Betriebsbauinfpeftor Anzeige hievon zu machen; und nebendem 
find fie in erfterer Beziehung auch noch mit den erforderlichen 
Materialien und Werkzeugen, fowie mit einer eigenen Be- 
lehrung zu deren geeigneter Anwendung verfehen '). Endlich 
ift zu Deckung des eigenthümlichen Bedarfes an Telegraphen- 
Baus und Betrieb8materialien den Hauptmagazinen der Eifen- 
bahnverwaltung die Anfchaffung derfelben auf Anweifung des 
Zelegraphenamtes, und ebenjo die Abgabe derjelben an die 
Telegraphenftationen auf den Grund von da von Monat zu 
Monat an den Telegrapheninfpeftor und von diefem nad) 
vorgängiger Prüfung und Richtigftelung in einer Zufammen- 
ftellung dem Telegraphenamt vorzulegender, von hier aus 
aber an jene Magazine zu ertheilender Anweifungen, fowie 
die Uebernahme der abgängig gewordenen, und von den Sta— 
tionen auch dahin einzufendenden Materialien in ähnlicher 
Weiſe aufgetragen, wie dieß zu Dedung des Materialbevarfes 
der Eifenbahnverwaltung ver Fall ift 9); dabei ift in Bezie- 
hung auf einen Hauptverbrauhsgegenftand, die Telegraphen- 
ftangen, zu möglichfter Verbrauchs-Beſchränkung eine mehr: 
malige Verwendung derſelben in ganzen EEE 
anbefohlen ?). 


1) Bel. gedr. Dienflanw. für das Bahnauffichts-Perfonal zur Meber- 
wachung und vorforglider Herftellung der Staatstelegraphen-Feitungen 
vom Der. 1853. 

2) Erl. des Telegr. Amtes vom 23. Jan. 1855, ABl. ©. 31, und 
vom 14. Febr. 1856, N.Bl. ©. 42. 

3) Desgl. vom 13, Nov, 1855, ABl, ©. 311, 
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Die Behandlung der Telegraphen-Correfpondenz ift in 
ihrer Beichränfung auf das Landesgebiet, wie in ihrer wei— 
teren Erftrefung über das ganze übrige beutjchsöfterreichifche 
Telegraphenvereind-Gebiet großen Theils gleihmäßig geregelt, 
indem die für das Lestere aufgeftellten Normen mit Ausnahme 
der Gebührenfäge auch dort Anwendung finden '). 

Demgemäß find 

1) als zur telegraphifchen Beförderung überhaupt geeignet 
ausdrüdlich bezeichnet Staatsvepefhen der dem Vereine ans 
gehörigen, fowie der vertragsmäßig berechtigten Regierungen 
und ihrer Behörden, Eiſenbahn- und Telegraphenvienft- 
Depefchen, und Privatvepefchen,, dabei aber noch gewiſſe Er: 
fordernifje hiefür teils im Allgemeinen, theil für die Staats— 
und Privatdepefchen insbefondere vorgefchrieben. Hiernach muß 
jede Depefche deutlich, ohne Wortabfürzung gefchrieben fein, auch 
den Namen des Abfenders, ſowie den Namen des Empfängers, 
und wenn fie von der letzten Telegraphenftation aus durch 
andere Mittel weiter zu befördern ift, die Art diefer Beförs 
derung enthalten; die Staatsdepeſchen fünnen zwar nady ber 
Wahl ver Abfender in deutfcher oder einer anderen, immer 
jedoch nur in einer folhen Sprache, deren Buchftabenzeichen fich 
durch die Telegraphenapparate wieder geben laffen, wie auch 
nur in Ehiffern, welche in Buchſtaben oder Ziffern beftehen, 
abgefaßt werben ; die Privatvepefchen dürfen endlich der Regel 
nad) nur in deutſcher oder franzöfifcher Sprache nad ver 
Wahl der Aufgeber, und nie in Ehiffernfchrift abgefaßt werben, 
auch find fie, wenn ihr Inhalt gegen die Geſetze verftößt 
oder aus Rüdfichten des öffentlidhen Wohled und der Sitt— 
lichkeit zur Mittheilung ſich nicht eignet, nad dem dießfall- 


1) D. a. Belanntm. der Gentv. Stelle für die Berkehrsanftalten vom 
14. Ian. 1854, am Schluß; Erl. des Telegr. Amtes vom 11. Sept. 1855, 
AD. ©. 245 fi, am Schluß; vergl. o. a. Dienftanw. für die Telegr.s 
Gorrefpondeng auf den Rinien des deutfchsöfterr. Tel.Bereins von 1855. 
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figen Erfenntniß des betreffenden Stationsvorftandes und in 
fegter Inftanz der höheren Telegraphenbehörbe von der Ans 
nahme auszufchließen, und ihrer Größe nad) in der Megel auf 
hundert Worte befhränkt, fönnen daher bei einem Inhalt 
von mehr als foviel wenigftend nur dann auf Beförderung 
Anſpruch mahen, wenn die Apparate der Linie nicht ander 
wärtig in Anfprud genommen find. Dabei fann für alle 
diefe Depefchen, neben ihrer Telegraphirung, unter den 
gleichen WVoransfegungen und Bedingungen aud eine foges 
nannte Gollationirung, d. h. eine vollftändige Zurüdtelegra- 
phirung derfelben, oder die Ertheilung, d. h. Zurüdmeldung 
einer Befcheinigung ded Empfangsbureau über die richtige 
Ankunft derfelben verlangt werben ). 

2) Die TelegraphensGebühren, bei welden die Staates 
caffe wefentlich betheiligt erſcheint, find theils inlänpifche, 
theild ſolche, welche für Correfpondenzen in das weitere Tele: 
graphen;Bereinsgebiet zur Erhebung kommen. 

Erftere, welche der Staatscaſſe volftändig zufallen, 
betragen für eine einfache Depeſche bis zu fünfundzwanzig 
Worten, unter Freigebung der Adrefje bis zu fünf Worten, 
das Zwölffache des einfachen Poftporto, alfo bis zu einer 
bireften Entfernung von zwölf Meilen jehsunddreißig Kreuzer, 
nach entfernteren Stationen einen Gulden und zwölf Kreuzer, 
für eine Depefche von fünfundzwanzig bis fünfzig das Dop- 
pelte und von fünfzig bis hundert Worten das Dreifache von 
jenem Betrag, und für eine außer der Adrefje mit höchſtens 
fünf Worten nur aus zehn Worten beftehende, und fogleich 
bei der Aufgabe bezahlte Rüdantwort die Hälfte der Gebühr 
einer einfachen Depeſche, wozu im Ball einer Weiterbeförde— 
rung außerhalb der Telegraphenlinie mittelft Poſt oder erprefjen 
Boten noch die wirflihen Auslagen hiefür fommen ?). Brei 


1 O. a, Dienftanw. von 1855, $. 20-33, 37, 38. 
2) Bef. gedr. Beftimmungen des Fin.Min. über die Benügung der 
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von der Zelegraphengebühr, alfo unentgelolih zu befördern 
ift nur die telegraphifche Correſpondenz in Angelegenheiten 
des Eifenbahn-, Poſt-, Telegraphen, und Bodenfee-Dampfs 
Ichifffahrts-Dienftes bei deren Aufgabe von gewiſſen hiebei 
angeftellten Beamten und Stellen, jedoch unter der ausdrück— 
lichen Beftimmung, daß die Benützung der Telegraphen für 
jene Dienftzwede im Allgemeinen nur dann ftattfinden foll, 
‚ wenn der Zwed der betreffenden Gorrefpondenz auf dem ger 
wöhnlichen Wege nicht erreicht werden Fann !). 

Die Gebühren für die Beförderung von Depefchen inner: 
halb des veutjch-öfterreichifchen Telegraphenvereing betragen, 
unter Zugrundlegung der direften Entfernung von der Auf: 
gabe» bis zu ver Anfunfts- beziehungsmeife Gränzftation, für 
eine einfache Depefche von nicht mehr als fünfundgwanzig 
Worten auf eine Entfernung bis einfchließlich zehn Meilen 
einen Gulden und zwölf Kreuzer, und fteigen für die weiteren 
Entfernungen in ihrer befonderen Beftimmung mit progreffiv 
zunehmenden Dimenfionen derſelben, und für die demgemäß 
von jeder Station ald Mittelpunft betrachtet aus innerhalb 
jener fi ergebenden weiteren Zonen mit darin gelegenen 
Stationen je um denfelben Betrag, von dem Hiefür fi 
berechnenden Betrag aber wiederum bei einem Inhalt von 
mehr als fünfundzwanzig bis einfchließlih fünfzig Worten 
auf das Doppelte, von fünfzig bis hundert Worten auf das 
Dreifache, von hundert bis hundert fünfundgwanzig das Viers 
fache desfelben u. ſ. f., jebod auch unter der vorgedadhten 
theilweifen Sreilaffung der Adrefien und der Ermäßigung von 
Rüdantworten, wie auch mehrfachen näheren Beftimmungen 


Staatstelegraphen vom 23. Febr. 1852, 9. 28; o. a. Belanntm. der 
Centr. Behörde für die Verfehrsanftalten vom 14. Jan. 1854, am Schluß; 
Befanntm. des Tel.Amtes vom 1. Nov. 1855, A.Bl. ©. 295. 

1) Erl. der Gentr. Behörde für die BVerfehrsanftalten vom 20. Jul 
1854, A.Bl. ©. 300, | 
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für die Berehnung der Wortzahl der Depefchen. Zu biefen 
Gebühren fommen ſodann näheren Beftimmungen gemäß nod 
weitere befondere, wenn'eine an einen Ort beftimmte Des 
peiche dafelbft für mehrere Adrefjaten auszufertigen ift, wenn 
der Aufgeber einer Depefche dabei eine Beglaubigung feiner 
Perſon oder eine Empfangsbefcheinigung verlangt, fowie für 
eine Weiterbeförderung von Depeſchen durch Poſt oder Boten 
u. ſ. w. Frei von den Gebühren find nur die Eorrefpondenzen 
der Telegraphenftationen unter einander und der ben Tele 
graphendienft leitenden Vereinsbehörden jeder Inftanz !). Eine 
Theilnahme an dem Ertrage diefer Gebühren in dem ganzen 
Vereinsgebiete findet für Württemberg, wie für vie übrigen 
Bereinsftaaten, mit Beſchränkung auf die. eigentlichen Tele: 
graphirungs⸗, und die damit zufammenhängenden Gollationi- 
rungs⸗, Empfangsbefcheinigungs- und Fpentitätsbeglaubigungs- 
Gebühren, alfo mit Ausnahme der den betreffenden Vereins— 
Verwaltungen ausſchließlich zum Bezug zufommenden Vers 
vielfältigungs-, Porto, Botenlohns u. f. w. Gebühren, je 
nad Berhältniß der Gefammtlänge der im Staate am erften 
Tage des betreffenden Bierteljahres befindlich geweſenen Te— 
legraphenlinien, und der Anzahl der in demfelben beförberten 
Depefhen multiplicirt mit ver höchften Zonenzahl desſelben, 
ftatt ?). 

3) Zur Aufgabe von telegraphifchen Depefchen find ſaͤmmt⸗ 
liche Telegraphenftationen täglich, und zwar, foweit fie regelmäßi- 
gen Nachtdienſt haben, wie alle Eentral- und Anjchlußs, bezies 
hungsweife Webertragungs-Stationen, namentlid alfo Stutt- 
gart, Ulm, und Friedrichshafen, ohne Unterbredhung bei Tag und 
Nacht, diejenigen, bei welchen fein Nachtdienſt ftattfindet, wäh— 
rend einer beftimmten Tageszeit, Morgens vom erften April bis 

1) O. a. Dienſtanw. von 1855, $. 42-56, 62; o. a. Erl. des Tel. 


Amtes vom 28. Dt. 1855. 
2) D. a. Dienjtanw. von 1855, $. 129, 130. 
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Ende Septembers um fieben und vom erften October bis Enve 
März um acht bis Abends fieben Uhr offengeftellt ; auch kann 
die Aufgabe von Depejchen zur Telegraphirung nur bei einer 
Telegraphenftation mittelft eigens hiefür vorgefchriebener, auf 
alle hiebei in Frage kommenden Berhältniffe hinmweijender 
Formulare erfolgen. Hiebei ift der Aufgeber berechtigt, vie 
Richtung anzugeben, in welcher er die Depeſche nad) der Adreß— 
ftation befördert haben will, und wenn diefelbe an einen außer: 
halb ver Telegraphenlinie gelegenen Ort zu befördern ift, hat 
er auch noch die Art und Weife der Weiterbefürderung zu beftim> 
men, unter ver Befchränfung jedoch, daß diefe nur durch die Poſt 
in refommanbdirten Briefen, mittelft Eftafetten, und bei geringer 
auf ein Marimum befchränfter Entfernung mittelft Boten er: 
folgen fann. Hinſichtlich der Annahme von Depeſchen find die 
Aufgeber derfelben in derjenigen Reihenfolge abzufertigen, in wel— 
her fie in dem Bureau erfcheinen, mit Ausnahme der Leber: 
bringer von Staatsdepeſchen, welche ftetd den Vorrang haben; 
babei find die Depeſchen rüdfichtlicd, des Zutreffens ihrer Er- 
forderniffe au prüfen, und in deren Grmanglung zur Berbei- 
ferung zurüdzugeben. Die Gebühren hiefür haben die Auf: 
geber in ver Negel bei der Aufgabe vollftändig vorauszube— 
zahlen; bei etwaiger zu niedriger Berehnung berfelben find 
fie zur Nachzahlung des zu wenig Bezahlten verpflichtet; eben- 
fo find fie aber auch, foweit deren zu viel erhoben worden, 
fowie dann einen Rüd-Erfag zu fordern berechtigt, wenn ent: 
weder eine Depefche wegen Unzuläffigfeit des Inhaltes zurück— 
gewiefen worben, jedoch, foferne dieß erft auf einer Station 
in einem anderen Vereinsſtaat gefchieht, nur für die Strede, 
auf welcher die Beförderung nicht ftattgefunden hat, oder wenn 
eine Depeſche nad der Annahme verloren geht, oder am Be— 
ftiimmungsort gar nicht oder fo verftümmelt anfommt, daß fie 
ihren Zweck nicht erfüllen Fonnte, und eine rechtzeitige Beitel- 
fung nicht zu ermöglichen war, oder wenn, ohne daß eine Un— 
Hoffmann, Finanzredt. I. 43 
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terbrehung oder Störung der Telegraphenverbindung ftattger 
funvden hat, die Depeche fpäter, ald mit Rüdfiht auf die Zeit 
der Aufgabe durch Poft oder Eifenbahn möglich gewejen wäre, 
am Beftimmungsort angelangt ift. Für die Gebühren» Ent- 
rihtung ift von der Station eine Beſcheinigung zu ertheilen ®). 
Unterliegt die Beförderung einer Depefhe aus irgend einem 
Grunde einer erheblichen Verzögerung, fo ift ver Aufgeber hie: 
von in Kenntniß zu fegen, und die Depefche fofort nur noch 
auf deſſen ausprüdliches Verlangen anzunehmen. Eo lange 
die Abtelegraphirung einer Eoldyen noch nicht begonnen hat, 
fann aud die Zurüdgabe verjelben von dem Aufgeber ver: 
langt, und wenigftend inhibirt fann fie von dieſem werben, 
wenn fie bereitö abgegangen oder in der Telegraphirung be— 
griffen ift ®). 

4) Die telegraphifche Beförderung der hiezu aufgegebenen 
Depeſchen ift foweit thunlich immer direft und auf der fürzeften 
Leitungslinie, joweit fie aber nad) dem Auslande gehen, von 
Zwifchenftationen aus immer zunächſt nach der betreffenden 
Hauptftation zu bewirfen; dabei haben innere Depeſchen den 
Vereinsvepefchen, und unter diefen beiden die früher aufgegebe- 
nen oder zur Weiterbeförderung angefommenen den fpäteren, aud) 
Staates, fowie Telegraphen- und EifenbahnsDepefchen den Pri— 
vatdepeſchen voranzugehen. Im Uebrigen find behufs ver telegras 
- phifchen Beförderung eigene Formeln und Zeichen für den Anruf 
der betreffenden Stationen, die Mittheilung des Depefchen- 
Inhalte, und die zufolge befonderer Verhältniffe, insbefon- 
dere etwaiger Beitellungen der Aufgeber, erforderlichen telegra- 
phen-dienſtlichen Mittheilungen feftgefegt ?). Die Originale 


1) ©. a. Dienftanw., $. 11—19, 63—66, 75—80; Bekanntm. des 
Telegr.: Amtes vom 29. März 1850, A.Bl. ©. 78, 
2) D. a. Dienftanw., $. 34— 36. 
3) Dafelbft, $. 81—120; Erl. des Telegr. Amtes vom 27. Juni 1854, 
AD. ©. 280; desgl. und der E.B.G. vom 17. Jan. 1855, ©. 20; Erl. 
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der telegraphifchen Depefhen find ein Jahr lang nebft ven 
dabei befindlichen vienftlihen Normerfungen bei der Aufgabe: 
ftation aufzubewahren . 

5) Nach der Anfunft auf ver legten Telegraphenftation 
find die Depefchen fogleich auszufertigen, und in einem nad 
eigenem Formular auszufertigenden, mit dem Amtsſiegel ver 
Telegraphenftation zu verſchließenden Couvert dem Adrefjaten 
zuzujenden, und zwar, wenn derſelbe an dem Stationsorte 
jelbft wohnt, durch einen verpflichteten Boten, andern Falls 
aber nad) Maasgabe der von dem Abſender deshalb getroffe— 
nen Beftimmung, aud) in beiden Fällen befondere Empfangs- 
befheinigungen hiefür einzuziehen. Iſt eine Depefche deshalb 
unbeftelbar,- weil der Adreffat nicht aufgefunden werden fann, 
fo ift vem Aufgeber mittelft telegraphifcher Dienftvepefche Mit- 
theilung hievon zu machen, und außerdem ift noch zur Eicher 
ftellung gegen etwaige Reklamationen eine fichere Beicheinigung 
hierüber beizubringen, ſowie auch die Adreſſe bei der Station 
durch einen Anfchlag zur öffentlihen Kenntniß bringen, nad 
fruchtlofem Verlauf eines Zeitraumes von ſechs Wochen aber 
die Depefche der höheren Behörde zur Vernichtung einzufen- 
den ?). Die Bapier-Streifen, auf welden die angefomme: 
nen Depefchen durch den telegraphifchen Schreibapparat aufges 
jeichnet worden, fowie die Empfangsbejcheinigungen hiefür, 
und die Beicheinigungen ver Unbeftellbarfeit von ſolchen find 
bei der Telegraphenftation ein Jahr lang aufzubewahren ?). 

6) Sämmtliche Telegraphenbeamte find zu ftrenger Wahr 


desſ. vom 4, Decbr. 1855, A.Bl. ©. 339, und vom 20. Juli und 10. Aug. 
1856, A.Bl. ©. 252, 262, 

1) O. a. Dienftanw., $. 127; Erl. des Telegr. Amtes vom 6. Decbr, 
1855, A.Bl. ©. 350, 3. 5, 6. 

2) D. a. Dienftanw. von 1855, $. 121—126, 

3) Daſelbſt, $. 127; Erl. des Telegr. Amtes vom 16. Febr. 1856, 
ABl. S. 4. 
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rung des Telegraphen » Geheimniffes in jeder Beziehung ver- 
pflichtet; es ift Daher auch während des Telegraphireng fremden 
Perfonen der Zutritt zu dem Apparatzimmer der Telegraphen- 
ftation verboten ); nur in geritlihen Unterfuhungsfadhen 
auf den Grund eines fchriftlid einzuhändigenden Beſchluſſes 
des erfennenden Gerichtes ift eine Telegraphenftation zu Mit: 
theilung einer telegraphifchen Depeſche an Jenes berechtigt und 
verpflichtet 2). 

7) Die Einnahmen vom Telegraphenbetrieb fommen nur, 
foweit deren für inländifche telegraphifche Correſpondenzen an- 
fallen, unmittelbar bei den betreffenden Aufgabsftationen, ſo— 
weit foldye aber vermöge des Antheiles an dem Gefammtertrage 
von Eorrefpondenzen im weiteren Vereinsgebiet ſich ergeben, 
nur von den bei inländifchen Telegraphenftationen aufgegebe- 
nen in jener Weife zur Erhebung, vorbehältlih gegenfeitiger 
Abrehnung über den Antheil der übrigen Telegraphenvereing- 
Staaten hieran, fowie über den biesfeitigen an ven von ders 
gleichen Gorrefpondenzen in Jenen unmittelbar zur Erhebung 
gefommenen Gebühren-Einnahmen. In der einen wie in ber 
anderen Beziehung find von den einzelnen Telegraphenftas 
tionen eigene fortlaufende Nachweiſungen nad vorgeſchrie— 
benem Formular zu führen, und von Tag zu Tag aus den 
vorliegenden Driginaldepefchen zu ergänzen, von Monat zu 
Monat aber abzufchließen, und dem Gontrolebureau ver Eifen- 
bahneommiffton einzufenden 2). Behufs jener Abrechnung, 
welche von Bierteljahr zu Vierteljahr vor ſich geht, find von 
der Württembergifchen Telegraphenverwaltung ebenfo wie von 
den Übrigen Vereind-Telegraphenverwaltungen innerhalb jeche 


1) O. a. Dienftanw. von 1855, $. 7, 8; Erl. des Telegr. Amtes vom 
17. Nov. 1856, ABl. ©. 358. 

2) Erl. der Gentr. Behörde für die Verfehrsanftalten vom 20. Juli 
1854, A.Bl. ©. 300. 

3) Erl. des Telegr. Amtes vom 6. Decbr. 1855, A.Bl. ©. 349. 
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Wochen nad Ablauf von jedem Vierteljahr die zu dem Ende 
erforderlihen Materialien mittelft einer Nachweiſung der im 
Betriebe geweſenen Telegraphenlinien, der abgefandten Vereins— 
depefhen, der eingegangenen Vereinsdepeſchen, und der Ber: 
eins⸗Durchgangsdepeſchen eigenen hiefür aufgeftellten gemeinſa— 
men Vorfchriften gemäß beizubringen, und einer eigenen Gen- 
tral-Abrehnungs-Behörve, deren Funftionen bis auf Weiteres 
die 8. Preuß. Telegraphendireftion übernommen hat, einzu: 
fenden, auf den Grund hievon aber von dieſer Behörde 
fobald als möglich eine proviforifhe Berechnung, und demge— 
mäß die Vertheilung der Vereinsgebühren zu bewirken, vors 
behältlich definitiver Abrehnung und Ausgleihung nad) einer 
nun nachfolgenden genauen Prüfung ſämmtlicher zu Grunde 
liegenden Nachweiſungen ). Die baaren Einnahmen ber Tele: 
graphenftationen find von dieſen in eigenen Cafjentagbüchern 
aufzuzeichnen, auch immer, ſobald fie den Betrag von fünf: 
undzwanzig Gulden erreihen, und außerdem am erften Tage 
jeven Monats vollftändig an die Eifenbahncaffe abzuliefern ?). 
Der von der Telegraphen-Anftalt bis jeßt ebenfo wie von 

den anderen öffentlihen Berfehrsanftalten ftets zunehmende 
Ertrag ift in dem Haupt-Finanzetat von 18%/sg für das erfte 
Statsjahr von 1855/56 bei einem Nohertrage von 29,500 fl. 
und einem Aufwand für Unterhaltung der Leitungen, Appa- 
rate und Batterieen, fowie an Gehalten und Taggelvern des Per: 
ſon als von 23,500 fl. auf reine 6000 fl., für die beiden weites 
ren Jahre aber je um 500 fl. höher als zuvor, alfo auf 6500, be- 
ziehungsweife 7000 fl. angenommen. Es ift indeſſen bei viefem 
Ertragsverhältnig wohl zu berüdfichtigen, daß der gefammte 
Telegraphendienft in Angelegenheiten ver Eifenbahn- und Bofts, 


— 





1) ©. a. Dienſtanweiſung von 1855, $. 131—138. 

2) D. a. Erl. des Telegr. Amtes vom 6. Decbr. 1855 ; ungedr. Ertl. 
desſ. vom 15. Aug. 1851, und Erl, desj. vom 8. März 1854, A.Bl, 
©. 106, 


678 


fowie der Bodenfeedampfihifffahrts ‚Verwaltung des Staats 
unentgeldlich geſchieht, und daß lediglich im Intereſſe diefer 
Dienftcorrefpondenz die meiften Zwifchenftationen unterhalten 
werben, welche nur ſehr wenig zu den Einnahmen beitragen !). 


Fünfte Unterabrheilung. 


$. 190. 
Ginnabmen von der Bodenfee»-Dampfjhifffahrt. 


Die Bodenfee-Dampffchifffahrt zu Württembergifchem An 
theil, urfprünglic im Jahr 1824, unter vorzugsweifer Bethei- 
ligung des Staats von einer Actiengefelichaft gegründet, und 
feitvem bis auf neuere Zeit im Betrieb von dieſer, befinvet 
ſich nun, zufolge der zu Ende des Jahres 185354, zu vollftändigerer 
Sicherung der hieran ſich anfnüpfenden allgemeinen Verkehrs: 
Interefjen, beſonders rüdfihtlih ihres Zufammenhanges mit 
dem Eifenbahnbetriebe, mit einem einſchließlich des früheren 
Aftienantheild im Werthe von 75,000 fl. auf ven Betrag von 
175,261 fl. 12 Fr. ſich berechnenden Aufwand bewerfftelligten 
Erwerbung ſämmtlicher Aftien, in dem vollftändigen Eigenthum 
des Staats ?), und bildet einen befonderen wirthfchaftlichen Be- 
triebszmeig desfelben, welcher, neben ven auf allgemeine Staatsko⸗— 
ſten unterhaltenen Hafeneinrihtungen in Friedrichshafen, auf der 
Unterhaltung der hiezu erforverlihen Dampfboote, jeit dem Jahr 
1854 im Ganzen vier nebft vier bis fünf Echleppbooten, und der 
Beranftaltung theils regelmäßiger, theild außerorventlicyer Fahr— 
ten mittelft verfelben zum Transport von Perfonen und fachlichen 
Gegenftänden aller Art von Friedrichshafen aus nad gewiffen 
anderen Uferplätzen am Bodenfee und von da dorthin, unmit- 
telbar oder mittelft Ueberſchlags an andere Schiffe beruht. 


1) Haupt-Finanzetat von 1855/58, 3. I, B, 3; 2. d. K. d. N. von 
1855, 2r Beil.Bd. ©. 308 Fi. 
2) V. d. K. d. A. von 1855, 2r Beil.Bd. ©. 394, 
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Für den Betrieb dieſer eigenthümlichen Verfehrsanftalt 
iſt unmittelbarer Weife eine eigene Dampfichifffahrts-Verwal- 
tung in Friedrichshafen, befegt mit einem Vorftand, dem Dampf; 
ihifffahrtöverwalter, zugleich Caſſier für die gefammte Ein- 
nahme und Ausgabe von der Dampffchifffahrt, einem Buchhalter, 
einigen Affiftenten, und einem Diener, je mit ihrer bienftlichen 
Stellung entfpredhenden Gehalten '), unter theilweifer Mitwir: 
fung des Borftanded der dortigen Maſchinen-Reparaturwerk— 
ftätte, niedergejegt, fowie aucd) in Unterordnung unter die Eine 
oder den Andern oder Beide zugleidy das erforderliche Perfonal 
an Schiffscapitänen, Steuermännern, Mafchiniften und Heizern, 
Unterfteuermännern, Matroſen, Schiffsjungen, und Schlepp- 
fchiffführern für den eigentlihen Schifffahrts-, fowie an Ab- 
fertigungsbeamten, Agenten, Schiffsanbindern u. ſ. w. für 
den Stationsdienft, theils mit feften Beſoldungen, theils mit 
Tag: und Nachtgeldern, theild mit beftimmten Provifionsges 
bühren, und mit ver Verpflichtung im Dienfte eine eigend 
vorgefchriebene Dienjtfleidung zu tragen ?), aufgeftellt, zur 
weiteren Leitung und Beauffihtigung aber ohne eine befondere 


— * 


1) Bekanntm. der Centr. Behörde für die Verkehrsanſtalten vom 17. 
Mai 1854, ABl. ©. 179; ungedr. provijor. Verf. des Fin.Min., betr, 
die Caſſen- und Rechnungsführung bei dev Dampfſchifffahrts-Verwaltung 
Friedrichshafen, v. Dat., $. 1,5; V. d. K. d. A. von 1855, ©. 320. 

2) Ungedr. Dienit-Anw. für Gapitäne vom 31. Octbr. 1856, $. 1, 
2, 33; desgl. für Steuermänner vom 29. Aug. 1856, $. 1, 2, 22; desgl. 
für Mafchiniften vom 29. März 1856, $. 1, 2; desgl. für Heizer von 
demſ. Dat., $. 1. 11; desgl. für Matrofen, auch Schiffsjungen und Un: 
terfteuermänner, vom 20. Oetbr. 1856, $. 1, 16; desgl. für Ehleppichift: 
führer, vom 23. April 1855, $. 1; Inſtr. für die Gifenbahn: und Dampf: 
ſchifffahrts-Agentur in Frievrichshafen vom April 1855, $. 17; Dienft: 
Inſtr. für den Verwaltungsdiener der Württ. Dampfichifffahrts = Anitalt 
vom ————— $. 3; desgl. für den Schiffszimmermann (Werftmei— 
ſter) ver K. Bodenſeedampfſchifffahrts-Anſtalt vom 12. Febr. 1855, $. 1; 
Dienſt-Anw. für den Schiffsanbinder bei vorged. Anſtalt vom 7. Juli 
1855, $. 3; ungedr. Vorſchriften für die Dienſtkleidung der Beamten und 
Diener derf., 0.D.; V. d. K. d. A. von 1855, 2r Beil.Bv. ©. 320, 321. 
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Zwifchenftelle die Gentralbehörve für die PVerfehrsanftalten !) 
berufen. 

Der wirfliche Betrieb felbft ift rückfichtlich der beiden weſent— 
lich hierunter begriffenen Aufgaben, der Erhaltung und Beiſchaf— 
fung der dazu erforderlichen eigenthümlichen materiellen Mittel, 
und der Bewerfftelligung des Scifftransportes nebft der Ein- 
bringung der hiefür zu beziehenden Transportgebühren, je an 
eigenthümliche, wegen ihrer Aehnlichfeit zum Theil den in 
diefer Beziehung bei der Eifenbahnverwaltung beftehenvden 
analoge Vorſchriften gebunden. 

In der erfteren Beziehung ift vor Allem dem Ediffsper- 
jonal aller Art, insbefondere den Sapitänen, Stenermännern, 
Maſchiniſten, Heigern, Unterfteuermännern, Matrofen, und den 
Schleppſchiffführern, Jedem zu feinem Theil und nad) feiner 
dienftlichen Stellung, die Reinhaltung ver ihrer Obhut anver- 
trauten Schiffe und Schiffstheile, und deren Bewahrung vor 
Beihädigungen jeder Art als Gegenftand befonderer Vorforge 
auferlegt %), fodann, foweit eine Ausbefjerung von Mängeln 
nothwendig wird, und ſolche nicht der einen oder anderen der 
vorgedachten PBerfonen, wie insbefondere die der leichteren Be— 
Ihädigungen an einzelnen Mafchinentheilen dem betreffenden 
Maſchiniſten unter Mitwirkung feiner Heizer ?), für fich obliegt, 
die Bewerfftelligung derſelben je nad) ihren Gegenftänden theils 
ber in Friedrichshafen zunächſt für die Zwede der Eifenbahn- 
verwaltung beftehenden Mafchinenreparatur -Werfftätte unter 
Betheiligung der betreffenden Mafchiniften und Heizer an den 
dießfallfigen Arbeiten ?), theild einem außertem noch in Unter: 

1) DO. a. Befanntim. der Gentr. Behörde für die Berfehrsanftalten vom 
17, Mai 1854; V. d. K. d. A., a. a. O. | 

2) DA. für Gapitäne, $. 3, 4; desgl. für Steuermänner, $. 10, 
13, 17; desgl. für Mafchiniften, $. 2, 6, 11; desgl. für Heizer, $. 9; 
desgl. für Matrofen und Unterfteuermänner, $. 4, 10, 13; besgl. für 
Schleppſchiffführer, F. 3, 22—24. | 

3) D.N. für Mafchiniften, $. 8. 

4) Ebendaf., $. 12; DA. für Heizer, $. 10, 
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ordnung unter den Vorſtand jener Werfftätte eigens hiezu aufs 
geftellten Schiffszgimmermann (MWerftmeifter) nah Maasgabe 
der bei vorgedachter Werfftätte hiefür aufgeftellten Normen 
und Grundfäge übertragen !), endlich aber vie Anſchaffung, 
Bereithaltung, und Abgabe des hiezu, ſowie zum Schifffahrte- 
betriebe erforberlihen Materials, theils und namentlich, 
joweit es fi von eigentlichen Ausbefjerungen betrifft, ver 
Magazinsverwaltung der vorgedachten Mafchinenreparatur: 
Werkſtätte ?), theild und namentlich die des Holzes zur Keſ— 
felfeuerung, der Mafchinenfpeife u. ſ. w., der bei der Dampf: 
chifffahrtsverwaltung nah Analogie der für den Eifenbahn- 
betrieb niedergefegten befonderen Materialverwaltung, unter 
fortlaufender Beihülfe des ihr unter Anderem auch hiefür 
beigegebenen Verwaltungs » Dienerd zu der Abgabe jelbft 3), 
entfprechender Uebernahme des Materiald von Seite ver 
mit deſſen Berwendung Beauftragten, und gleicher Ver 
antwortlichfeit derfelben für Legtere 9), zur befonderen Pflicht 
gemadht. 

In Beziehung auf den Schiffötransportbetrieb beftehen 
dagegen mehrfache, großen Theils in den wirthſchaftlich-tech— 
nischen Verhältniffen vesfelben begründete, alſo ganz eigen: 
thümliche Normen und Einrichtungen, wovon hier insbefondere 
folgende hervorzuheben find: 

1) Gegenftand des Schiffstransportes find Perſonen, 
Reifegepäd, Equipagen, Vieh, und eigentlihe Frachtgüter, 
und zwar fo, daß für Perſonen nicht allein, wie für bie 
übrigen Transportgegenftände, gewiffe regelmäßige Fahrten 





1) Infte. für den Schiffszimmermann. 

2) Dafelbit, $. 6. 

3) D. a. Verf. des Fin.Min., beir. die Caſſen- und Rechnungsfüh— 
rung bei der Dampfſchifffahrts-Verwaltung Friedrichshafen, $. 22; Dienit: 
Inftr. für die Berwaltungsdiener, $. 8, 

4) DA. f. Maſchiniſten, $. 3; desgl. f. Heizer, $. 2, 9, 
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nah Maasgabe der von der höheren Behörde genehmigten 
Fahrtenplane, fondern nad dem Ermefjen der Dampfiiff- 
fahrtsverwaltung auch Exrtrafahrten ftattfinden. Es find aber 
dabei in ähnlicher Weife und aus ähnlichen Gründen, wie 
bei dem Eijenbahntransport, einzelne jener Transportgegen— 
ftände theils ganz ausgefchloffen,, theils, wie mande Fracht— 
güter, nur bebingt zugelaffen y. Für leßtere find aud) 
wie dort noch befondere Erforberniffe in Beziehung auf gute 
Verpadung, deutliche Bezeichnung, und durchgängige Beglei- 
tung mit vollftändigem Frachtbrief, und bei der Aufgabe auf 
auswärtigen Stationen außerdem nody mit Ladezettel, fowie 
binfichtli der Beobachtung der beftehenven Zoll- und Steuer: 
Vorſchriften feſtgeſetzt, und ebenfo gewiſſe eigenthümliche 
Zugeftändniffe in Beziehung auf die Beförderungsfrift, die 
Ausbezahlung von Nachnahmen, und die Gewährleiftung bei 
Beihädigungen und Berluften vorgefchrieben, welde auf 
Equipagen und Vieh feine Anwendung finden ?). 

2) Die Transportgebühren find für die einzelnen Trans: 
portgegenftände je befonders in eigenem Tarif, und zwar im 
Allgemeinen nad der Entfernung der Abfahrts- und der Bes 
ftimmungsorte, im Einzelnen aber noch für Perfonen nad 
der Art der auf dem Schiffe einzunehmenden Plätze, und mit 
einer beftimmten Ermäßigung für Rinder bis zu einem ges 
wiffen Alter, für Neifegepäd mit Freilafjung eines gewiffen 
Gewichtes, für Equipagen nad den verſchiedenen Arten der: 
jelben, und für Güter mit einer Ermäßigung für gemiffe 
Arten derſelben gegenüber von den Normalfrachtfägen, feft- 


1) Bei. gedr. Transport-Orbnung für Perfonen, Gepäd, Equipagen 
und Vieh vom 3. Nov. 1856, $. 25, 35; desgl. für Frachtgüter vom 
17. April 1855, $. 3, 4. 

2) Transp.Ordn. für Frachigüter vom April 1855, $. 6—8, 11, 
12, 15, 16; desgl. für Perfonen u, |. w. vom Nov. 1856, $. 36, 39, 45, 
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gejegt '). Ihre Abtragung ift der Natur der Sache nad 
nur für Frachtgüter infoweit freigeftellt, daß fie, mit Aus— 
nahme foldher, welche die Fracht nicht ficher decken, nach der 
Wahl der Aufgeber bei der Aufgabe erfolgen, oder an die 
Empfänger überwiefen werben Fann, ohne daß dieß einen 
Unterfchied in dem Gebührenbetrage begründet ?), und fogar, 
foweit die Güter von Friedrihshafen aus auf die württemb. 
‚Eifenbahn übergehen follen, auch nod auf den Wunſch der 
Berjender die Franfatur auf derjelben vermittelt wird 3). 

3) Die Anmeldung, beziehungsweife Uebernahme zum 
Transport ift, was Reifende und deren Gepäck, fowie Equi- 
pagen und Vieh betrifft, mit Ausnahme der von fremden 
Dampfbooten zu überfchlagenden Reifenden, für welde der 
übergebende Schiffscapitän dem übernehmenden eine Weber: 
Ichlagsfarte nad) vorgefchriebenem Formular auszuftellen hat, 
erft auf den Dampfbooten felbft, beziehungsweife bei dem 
Eintritt auf diefe ?), die der Frachtgüter aber, foweit fie in 
Friedrichshafen eingejchifft werden, bei dem dortigen Schiff— 
fahrtd-Güterabfertigungsbeamten, anderwärtd bei den Gapi- 
tänen der betreffenden Schiffe an dem Ufer, beziehungsweife 
Ginladeplag der Aufgabsftation, fei es nun in unmittel- 
baren Berfehr mit den Werfendern oder durch Ueberſchlag 
von fremden Schiffen, zu bewerfftelligen 5). Hiezu fommen 
aber noch und find fogar von ganz befonderer Bedeutung 
diejenigen Frachtguͤter⸗Uebergaben, deren Vermittlung einem 


1) Transop.Ordn. für Perſonen u. ſ. w., $. 9-11, 16, 42, 46; 
besgl. für Frachtgüter vom April 1855, $. 2, 9, 18. 

2) Transp.Orbn. für Frachtgüter, $. 10, 

3) Ungedr. Inftr. für die Güterabfertigung vom 30. April 1855, €. 13. 

4) Transp.Oron. für Perjonen u. ſ. w., $. 7, 8; ungebr. Inſtr. 
für die Perfonen= und Gepäd: u. f. w. Abfertigung vom 21. Nov. 1856, 
8. 2, 3, 12. 

5) D. a. Transp. Ordn. für Frachtgüter, $. 2; o. a. Inſtr. für die 
Güterabfertigung vom April 1855, $. 3, 
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behufs des direften Güterverfehres zwiſchen der Württember— 
gifchen und den mit derfelben in Transport-Berbindung ftehen- 
den Eifenbahnen einer, und ven jenfeitigen Bodenſee⸗Ufer— 
plägen anderer Seit auf dem Waarenbahnhof in Friedrichs— 
hafen aufgeftellten Agenten gegen Belohnung aus der Eifenbahn- 
cafje und unter Gontrole der dortigen Bahnhofinfpektion und 
Dampfichifffahrtöverwaltung in der Art obliegt, daß ihm von 
der Eijenbahn-Güterabfertigungsftele die Frachtbriefe aller 
derjenigen bei ihr angelangten Güter, welche nad) jenfeitigen 
Bodenfee-Uferorten beftimmt, und feiner andern Vermittlung 
empfohlen find, zu übergeben, auf den Grund hievon aber 
fofort jene Güter felbft von ihm zu übernehmen, und unter 
weiterer Berantwortlichfeit dafür, Einleitung der erforderlichen 
Zollbehandlung, und Eintrag hievon in einem eigenen Spe— 
bitionsbuche, alsbald mit den ergänzten oder erforverlichen 
Falls neu ausgeftellten Frachtbriefen und gleichlautenden Lie; 
ferfcheinen dem Dampfichifffahrt8-Güterabfertigungsbeamten zur 
Weiterbeförderung zu übergeben, aud außerdem von ihm noch 
überhaupt alle auf dieſe Vermittlung ſich beziehende Geſchäfte 
nad) den bei dem Faufmännifhen Epeditionsverfehr üblichen 
Grundfägen und Formen zu beforgen, und von Monat zu Monat 
auf den Grund ber in dem Spebitionsbudy enthaltenen Auf: 
zeichnungen die erforderlihen Abrechnungen über die gegenfei- 
tigen Forderungen der Eiſenbahn- und der Dampficifffahrts- 
Güterabfertigungsftelle an Braten und Auslagen einzuleiten 
find '). Bei der Uebernahme zum Schifftransport liegt den 
betreffenden Abfertigungsbeamten ob, bie regulativmäßigen 
Bedingungen derfelben gehörig zu handhaben, insbefondere 
au die Transportgebühren, foweit fie demzufolge hiebei 
abzutragen find, und hinfichtlid der Transportgebühren nicht 


1) Ungedr. Inſtr. für die Eiſenbahn- und Dampffhifffahrts-Ngentur 
in Briedrihshafen vom April 1855, 


685 


von ber Dampfihifffahrtö-Verwaltung, wozu fie bis auf acht 
Tage ermächtigt ift, und auf eigene Gefahr weiter noch bis zum 
Schluß des betreffenden Monates zugeben fann, ein Credit mit 
laufendem Conto hiefür eröffnet ift, einzubringen I), weshalb 
denn Letzteres hinfichtlih der Perjonen u. ſ. w. einer Bejor- 
gung auf dem Schiffe nad, der Abfahrt vorbehalten bleibt. 
4) Die zu Einleitung des Transportes der übernommenen 
Gegenftände hinſichtlich der Frachtgüter erforderliche weitere 
Behandlung vor der. Abfahrt ift zunächſt verfchieden, jenachdem 
die Hebernahme in Friedrichshafen durch den Güterabfertigungs— 
beamten, oder auf einer auswärtigen Station burd einen 
Gapitän ftattgefunden hat. Von dem Erfteren find die über 
nommenen Güter zu jenem Ende eines Theil, ähnlich wie 
bei der Eijenbahn-Güterabfertigung, in einem nad) vorge 
ſchriebener Form anzulegenden Berfandtregifter chronologisch 
unter fortlaufenden Numern mit den hiezu erforderlichen ein- 
zelnen Nahweifungen über Beftand oder Inhalt, Gewicht 
oder Maas, Nachnahmen, Transport®ebühren, und Auslagen 
u. ſ. w., andern Theild aus diefem in gleicher Weife und 
unter gegenfeitiger Hinweifung in zu jeder Dampfbootfahrt 
befonders zu fertigende, und mit das ganze Jahr hindurch 
fortlaufenden Numern zu bezeichnende Frachtfarten, ſowie 
in ein eigenes Ladbuch einzutragen, auf den: Grund des letz— 
teren aber gegen Befcheinigung in demfelben, und unter Einhän— 
digung der Frachtfarten nebft den dazu gehörigen Frachtbriefen 
und fonftigen Begleitungspapieren an den Bapitän zur Bergleis 
hung damit und etwaigen Berichtigungen, dem Steuermann, bes 
ziehungsmweife Schleppfchiffführer des betreffenden Schiffes zur 
Verladung zu übergeben 2%). Die Capitäne haben die von ihnen 
1) D. a. Inftr. für Perfonen- und Gepäd- u. ſ. w. Abfertigung vom’ 
21. Nov. 1856, $. 1, 2; 0. a. Inftr. für die Güterabfertigung vom 


30. April 1855, $. 5--15, 18. 
2) DO. a. Inſtr. für die Güterabfertigung vom 30. April 1855, 


. 6. 19, 20—25. 
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x 

auf auswärtigen Stationen übernommenen Güter in für jede 
Fahrt befonders anszufertigende, und auch mit das ganze Jahr 
hindurch fortlaufenden Numern zu bezeichnende, aber nicht von 
ihnen allein, fonvern der Eontrole wegen auch von dem betref- 
enden Steuermann zu unterzeichnende Frachtkarten einzutragen, 
und auf den Grund der von den Verſendern hiezu beigefügten 
Ladzettel, welche hier die Stelle des Ladbuches vertreten, Tem 
Steuermann, beziehungsweife Schleppſchiffführer zu über: 
geben ). Die auf folhe Weife an die Stenermänner, bezie— 
bungsweife Schleppfchiffführer übergebenen Güter find von 
biefen unter der Aufficht der Abfertigungsbeamten, nad) ger 
nauer Bergleihung mit dem Ladbuch, beziehungsweife ven 
Ladzetteln, und Erledigung ver etwa hiebei gefundenen An- 
fände, unter eigener Berantwortlidhfeit hiefür durch die 
Matrofen over das befonderd aufgeftellte Ladperſonal fo 
ichleunig ald möglid auf das Dampfboot bringen, und hier 
ſicher und ſchiffsgerecht verladen zu lafjen ?). 

5) Zur Vorbereitung der einzelnen Dampfidifffahrten 
an ſich Haben die einzelnen Angehörigen der betreffenven 
Schiffmannſchaft, Jever zu feinem Theil, außer ihren obens 
angebeuteten Leiftungen zur Inftandhaltung der betreffenden 
Boote, unter der Gefammtauffiht des Capitäns das unmit- 
telbar weiter noch Erforderliche zu thun; namentlih find in 
biefer Beziehung den Mafchiniften und Heizern nähere tech— 
niſche Weifungen hinfichtlih der gehörigen Augrüftung und 
Fertigftellung der Maſchine ertheilt ?). Die Abfahrt ift auf die 
hiezu feftgefegte Zeit nad dem Befehl des Gapitäns unter 





1) D. a. Inſtr. für die Güterabfertigung vom April 1855, $. 26. 
2) Dafelbft, $. 16, 17, DA. für die Gapitäne, $. 17, 18; desgl. 
f. Steuermänner, $. 4—6, 8, 9; desgl. f. Schleppſchiffführer, 6. 5—9; 
desgl. f. Matrofen u. f. w., $. 74; desgl. f. d. Schiffsanbinver, $. 13. 

3) D.R. f. Gapitäne, $. 5, 6; desgl. f. Maſchiniſten, 6. 3-6; 
desgl. f. Heizen, $ 7; desgl. f. d. Steuermänner, $. 14, 15; besgl. für 
Schleppſchiffführer, $. 11, 12; desgl. f. Matrofen u. ſ. w., $. 3. 
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dem Zufammenwirfen ver Schiffsmannſchaft und des am Ufer 
aufgeftellten Schiffsanbinderd zu bewerfftelligen, aber durch 
die Schiffsglode eine Viertelftunde und fünf Minuten zuvor 
beſonders anzufündigen N. 

6) Während der Fahrt find unter der Aufficht des Capi— 
täns von den einzelnen Angehörigen der Schiffsmannſchaft, 
namentlih dem Mafchiniften und den Heigern, dem Gteuers 
mann und den Matrofen, je die von ihrer Seite zu regel 
mäßigem und fiheren Fortgang Iener erforderlichen, und ihnen 
zu dem Ende auferlegten Arbeiten den hiefür feftgefegten, 
auf techniſchen Grundſätzen beruhenden Vorſchriften gemäß 
zu leiften 2). 

Eine befondere Aufgabe ift hiebei die Erhebung und Sicher— 
ftellung der anfallenden Beförderungsgebühren von Perfonen, 
Reiſegepäck, quipagen, und Vieh, welde dem auf jedem 
Schiff in der Perſon eines hiezu geeigneten Matrofen gegen 
befondere Belohnung hiefür aufgeftellten Schiffscaffier zunächſt 
obliegt 3). Diefer hat zu dem Ende bei den einzelnen Reifenden 
Umfrage nad Reifeziel und Plag anzuftellen, das etwaige 
Uebergewicht von Reiſegepäck, fowie die auf dem Schiff 
außerdem in dieſer Beziehung erft noch in Betracht kommen⸗ 
den Transportgegenftände, ald Equipagen und Vieh, genau 
aufzunehmen, das Ergebniß hievon in einem eigens hiezu 
zu führenden Notizbuch zu verzeihnen, und Solches dem 
Gapitän vorzulegen. Letzterer hat fofort in den von ihm auf 
jeinem Dampfboot nad vorgefchriebenem Formular zu füh— 
renden bejonvderen Billetbüchyern für gewöhnlide und für 
Spazierfahrten mit je vierundzwanzighundert fortlaufend nus 


1) DA. f. Gapitäne, $. 7—9; desgl. f. d. Schiffsanbinder, $. 7. 

2) DA. f. Gapitäne, 8.7, 10—12, 21; desgl, f. Steuermänner, 
$. 10-12, 18; desgl. f. Schleppſchiffführer, $. 13, 14; desgl. f. 
Matrojen u. ſ. w., $. 9. 

3) V. d. K. d. A. von 1855, 2r Beil.Bv. ©. 321. 
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merirten Doppelbilfeten die erforverliche Zahl der feßteren nach 
Maadgabe der Erhebungen des Schiffscaſſiers auszufüllen, 
und den einen Theil derfelben, die inneren oder fogenanten 
Gontremarfen, in dem Buche zurüdzubehalten, die anderen 
dagegen, nad fummarifhem Eintrag derſelben nad Zahl und 
Inhalt und des dafür zu erhebenden Geldbetrages als Eoll 
in dem vorgedadten Notigbuh, das nun im Bureau bes 
Gapitänd bleibt, dem Sıhiffscaffier abzugeben, von welchem 
diefelben nun, nad vorgängiger Aufftempelung von Route 
und Datum, unter Erhebung der fälligen Gebühren an 
die Reifenden, beziehungsweife Transportbegleiter zu ver 
theilen, die Einnahmen hiefür aber im Notigbud dem Coll 
gegenüber ald Hat einzutragen, und jeden Abend an ven 
Gapitän abzuliefern find. Dabei liegt dem Gaffier ob, Reis 
fende, weldhe, obwohl fie nur auf den zweiten Plag ein 
Billet genommen haben, von ihnen auf dem erften getroffen 
werden, auf den ihnen gebührenden zu verweifen, und etwaige 
BVerfehlungen verfelben gegen die Schiffsordnung überhaupt 
dem Gapitän zur Einfchreitung hiegegen anzuzeigen. Endlich 
hat der Bapitän, zur Gontrole der Reiſenden hinſichtlich ihrer 
Ermädtigung zur Mitfahrt fowohl, als aud des Schiffs: 
caffiers hinfichtlich richtiger Anmeldung in dieſer Beziehung, 
jevesmal bei der Anfunft auf einer Station oder der lieber: 
gabe von Reiſenden an Kahnführer oder an andere Dampf- 
boote an der Landungsbrüde, beziehungsweife Uebergangs— 
treppe ſich aufzuftelen, und von den abgehenden Reifenden 
deren Billete einzuziehen "). 

Wie nun aber die Reifenden an vie in der ebenge- 
dachten Beziehung beftehenden Vorfchriften und die im Inte— 
veffe der Ordnung und Sicherheit feftgefegte Schiffsordnung 
überhaupt gebunden, und deshalb durch die Gapitäne unter 


1) DO. a. Inftr, für die Perfonen: und Gepäd: ı. Abfertigung vom 
21. Nov. 1856, $. 1-6, 9, 13, 
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Beihülfe der zunächſt betheiligten Angehörigen der Schiffs— 
mannfchaft zu überwachen find, jo ift zugleich diefen wie 
Jenem ein höfliches und gefälliged Benehmen gegen die Rei— 
fenden und die vollftändige Gewährung der denjelben durch 
die Einrichtung der Schiffe dargebotenen Bequemlichfeiten aus: 
vrüdlich zur Pfliht gemacht!), und namentlih der Wirth 
auf jevem Schiffe in diefer Rückſicht an eine eigene Inftruftion 
gebunden, auch hinfihtlih ihrer Einhaltung der befonderen 
Ueberwachung des Capitäns unterftellt 9. 

7) Bei der Anfunft eined Dampfbooted an der Beftim: 
mungs-, oder an einer Abftoß- oder Umfchlags-Station find 
zunächſt die dahin gehörigen Transportgegenftände unter ber 
Aufficht des Kapitäns an das Ufer zu fürdern, die Fracht— 
güter insbefondere zu dem Ende forgfältig auszuladen, da 
aber, wo das Boot nur Neifende an Kahnführer vom Lande 
her zu übergeben hat, Letztere mittelft der hiezu eigens feſtge— 
fegten Signale hiezu herbeizurufen; auch ift für die etwa in 
dem einen oder anderen Falle auf ein fremdes Dampfidiff 
überzufdlagenden Reifenden dem übernehmenden Gapitän durch 
den übergebenven eine Ueberjchlagsfarte auszuftellen 2). 

Die Güter find fofort in Frievrihshafen auf den Grund 
ver Frachtkarte des Capitäns und gegen Beſcheinigung in 
derfelben an den dortigen Güterabfertigungsbeamten, auf 
auswärtigen Etationen aber durch eben jenen, unter Aufficht 
des mit der Frachtkarte verjehenen Gapitäng, mit einem von 
(egterem anzufertigenden Verzeichniß, auf den Grund des 


1) O. a. Transportorbn. vom Nov. 1856, $. 17—24, 27, 31, 32; 
DA. f. Capitäne, $. 11, 23, 25, 26; desgl. f. Steuermänner, $. 24; 
desgl. f. Matrofen, $. 5, 22. 

2) D. a. Transportordn. vom Nov. 1856, $. 30; ungebr. Dienft- 
Inſtr. für die Schiffswirthe vom 26. Aug. 1850; D. A. f. Gapitäne, $. 24. 

3) D.A. f. Gapitäne, $. 16—18; desgl. f. Steuermänner, $. 8; 
o. a. Inſtr. für die Perfonen und Gepäd: u. ſ. w. Abfertigung vom 
Nov. 1856, $. 10—12. 


Hoffmann, Finanzrecht. 1. 44 
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Ladbuches und der Labzettel, fowie unter @inziehung ber 
vollzogenen Frachtbriefcoupons zur Beſcheinigung hiefür, und 
Erhebung der Transportgebühren, ven Angeftellten des bor- 
tigen Kaufhanfes, und wenn fie auf fremde Boote übergefchlagen 
werben jollen, an die Führer von diefen zu übergeben. Fin— 
den fih Güter nicht vor, fo ift dieß von dem Steuermann oder 
Schleppſchiffführer auf der betreffenden Frachtkarte beurkunden 
zu laſſen, zugleih aber ver Abfertigungsbeamte, welcher 
die Frachtkarte ausgeftellt hat, zur Nachforſchung, wie aud 
die Dampfihifffahrtöverwaltung zur Ueberwahung und Ber 
treibung einer geordneten Erledigung der Sache hievon zu 
benachrichtigen. Unrichtig beförderte Güter find dagegen ohne 
Berehnung einer Fracht für den unrichtigen Transport fchleus 
nig nach der Beftimmungsftation zu befördern !). | 

Im Uebrigen haben die Gapitäne bei jeder Rückkehr in 
den heimathlihen Hafen über vie zurüdgelegte Fahrt einen 
ſchriftlichen Rapport nad) vorgefchriebenem Formular an die 
Dampfihifffahrtsverwaltung zu erftatten, und in demfelben 
alle bemerfenswerthen Vorfälle während der Fahrt gewifien- 
haft anzugeben 2). 

8) Yür eine weitere Beförderung der ausgefchifften Trans- 
portgegenftände an ihre Beftimmung findet eine Borforge von 
Seite der Dampfihifffahrtöverwaltung nur in Beziehung auf 
Reifegepäd und Frachtgüter, welche in Friedrichshafen an- 
fommen, und zwar je in eigenthümlicher Weife ftatt. Im 
erfterer Beziehung ift dafelbft hiefür, wie auf anderen Haupt- 
ftationen, durch die Aufftellung ver erforderlichen Zahl von 
Gepädträgern geforgt, welche zunächft ver Hafendireftion 
untergeorbnet, zu vorfhriftsmäßiger Stellung einer eigenen 


1) O. a. Inſtr. für die Oüterabfertigung vom 30. April 1855, 
$. 29—32, 38, 
2) D.N. f. Gapitäne, $. 27. 
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Caution verbunden, und unter gewiffen näheren Beftimmun: 
gen dazu verpflichtet find, jenes Gepäd nad Anweifung der 
Reifenden gegen beftimmte Gebühren abzuholen und zu be 
ftellen ). Hinfihtlid ver Güter ift eine ſolche Vorſorge 
wieder in verfchiedener Weiſe vorgejehen, jenachdem biefelben 
an Ort und Stelle, und namentlid an dortige Spediteure, 
oder von da ohne andere Vermittlung nach Stationen der würt- 
tembergifchen, oder mit derjelben in Verbindung ſtehenden aud- 
wärtigen Eifenbahnen beftimmt find. Von den erfteren Gütern hat 
der Dampfihifffahrts-Abfertigungsbeamte deren Empfängern, 
foweit fie, wie Spebiteure gewöhnlich, in dem Hafen anwefend 
find, unmittelbar, und außerdem durch den Verwaltungspiener 
oder einen Schiffsjungen Anzeige zu machen, worauf fie von den- 
jelben gegen Erlegung der darauf haftenden Gebühren abzuholen 
find 2). Die anderen Güter hat dagegen jener Beamte ganz 
unter derſelben Bermittlung des in Friedrichshafen aufge: 
ftellten Eifenbahn- und Dampfichifffahrtö-Agenten , insbefon- 
dere hinfitlih der Erlegung der hierauf haftenden Gebühren, 
an die Eifenbahn-Güterabfertigungsftele zur Weiterbefördes 
rung zu übergeben, wie dieß behufs einer Weiterbeförderung 
von Frachtgütern in umgefehrter Ricdytung von hier aus an 
den Erfteren vorgejchrieben ift ?). 

9) Behufs der Erledigung von Reklamationen wegen 
des Berlufted oder äußerer Bejchädigungen von Gütern, ift 
die Dampfigifffahrtöverwaltung zu einem ähnlihen Ber 
fahren angewiejen, wie in gleihem Balle die Eifenbahn; 
verwaltung ®). 


1) O. a. Transportordn. für Perfonen u. f. w. von 3. Nov. 1856, 
$. 37; ungebr. Gepädträger-Drdnung für die Hafengepädträger in Bried- 
rihshafen vom Der. 1854. 

2) D. a. Inftr. für die Güterabfertigung vom Der. 1855, $. 36, 37. 

3) O. a. Inſtr. für die Gifenbahns und Dampfſchifffahrts-Agentur 
in Frievrihshafen vom April 1855. 

4) ©. a. Inſtr. für die Güterabfertigung vom April 1855, $. 34, 35. 
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10) Die Einnahmen von der Bodenjee-Dampfihifffahrt, 
beftehend in den mehrgebachten Transportgebühren von den 
verfchievenen Transportgegenftänden derſelben, fommen bei ber 
Dampffhifffahrtsverwaltung in Friedrichshafen zufolge der 
dargelegten Art und Weife ihrer Einbringung zum größeren 
Theil durch Vermittlung der einzelnen Sciffscapitäne und 
des Dampfichifffahrts-Güterabfertigungsbeamten in Friedrich: 
hafen, als Untercaffiere von ihr unter der befonderen Eontrole 
des Verwaltungsbudhhalters, zum Theil aber aud, wie hinſicht— 
(ich des diesfeitigen Hahrtgebühren-Antheild von den von fremden 
Dampficiffen übergefchlagenen Reiſenden, je durch die betreffen» 
den fremden Schiffsführer ebenfo, wie für den. jenjeitigen An— 
theil von durch diesfeitige Kapitäne an jene übergebene Reifenden 
ein, und es find daher die Einnahmen hier infoweit auf den 
Grund der mit jenen Untercaffieren und fremden Transport 
anftalten von Monat zu Monat hierüber anzuftellenden Abrech— 
nungen zu vereinigen !). Hiebei dienen als Beleg für bie 
Gebühren-Einnahmen von der einen Hauptclafje von Transport: 
gegenftänden, Perſonen, Reifegepäd, Equipagen und Rieh, vie 
Einträge in dem Notitzbuch der Schiffscaffiere, die Contremarken 
der auögegebenen Billete in den Billetbüchern, und die von den 
Gapitänen zurüdempfangenen Billete, beziehungsweife die erhals 
tenen Ueberfchlagsfarten nebft den demzufolge eingezogenen frems 
ven Billeten 2), für die von der anderen Hauptelafje, ven Fracht— 
gütern, aber die einzelnen Frachtkarten °). Uebrigens haben 
die Sapitäne, wie der Güterabfertigungsbeamte in Friedrichs: 
hafen, je ein eigened Tagbuch über die von ihnen bewerf- 
ftelligten Einnahmen, fowie über die von ihnen im Zuſam— 


1) D. a. Berf. des Fin.Min. betr. die Caſſen- und Rechnungsfüh— 
rung, $. 1, 2. 

2) DO. a. Inftr. für die Perjonen= und Gepäd: u. ſ. w. Abfertigung 
vom Nov. 1856, $. 12—15. 

3) DO. a. Inftr, für die Güterabfertigung vom April 1855, $. 11, 48. 
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menhang mit ihrem Dienft geleifteten Ausgaben an Auslagen 
für die einzelnen zum Transport übernommenen Güter, 
Ueberſchlagslöhnen, Proviſionen u. f. mw. zu führen, und 
von Monat zu Monat, auf den Grund der vorgevadten 
Belege, ſowie ald Grundlage für die vorgedachte Abrehnung, 
eine eigene Rechnung nad) vorgefchriebenem Formular gegens 
über von der Dampfichifffahrtöverwaltung abzulegen, ihre 
Baarvorräthe aber, fo oft fie den Betrag von zweihundert 
Gulden überfteigen, und am Ende des Jahres vollftändig 
an Jene abzuliefern, vorbehältlich eines ihnen hiebei von der: 
jelben zur Beftreitung von Transportauslagen nad Bedarf 
zu leiftenden Vorſchuſſes; auch ift nicht allein von ihnen 
felbft von Monat zu Monat, fondern auch von der Dampf: 
ichifffahrtöverwaltung regelmäßig am Ende des Jahres und 
zweimal des Jahres unvermuthet ein Sturz ihrer Caſſen vor: 
zunehmen "). 

Der Ertrag der Bodenjee-Dampfihifffahrt ift in der Fi- 
nanzperiode "von 1855/58 Über Abzug der allgemeinen und be- 
fonderen Berwaltungsfoften im Voranſchlag für das erfte 
Jahr nur noch auf 2020, für das zweite auf 12,620 fl. 
und für das dritte auf 27,120 fl., im Durchſchnitt alfo 
jährlich auf 13,920 fl. angenommen ?). 

1) D. a. Initr. für die Güterabfertigung vom April 1855, $. 48—57; 
DA. für Gapitäne, $. 29; o. a. Berf. des Fin. Min. beit, die Gafjen- 
und Rehnungsführung, $. 3. 

2) Haupt-Finanzetat von 1855/58, I, B, 4; DB. d. K. d. A. von 
1855, 2r Beil.Br. ©. 314 Fi. 


Dierte Abtheilung. 


Stants- Einnahmen von Gebühren der Stants- 
Verwaltung. 


$. 191. 
I. Im Allgemeinen, 


ALS eine ihrem Wefen nad) ganz eigenthümliche Haupt: 
gattung von Einfünften fließen der Staatscafje aus Beran- 
laffung einzelner YAeußerungen der Staatsgewalt in den vers 
ſchiedenen Kreifen der Staatsverwaltung mehrfache in Beziehung 
hierauf und unabhängig von Vermögend- und Einfommend- 
verhältniffen, wie ſolche ven eigentlichen ftenerartigen Einfünften 
der Natur der Sache nad) zu Grunde liegen müffen, den hie- 
durch näher betroffenen Staatsangehörigen vermöge allgemeiner 
gefeglicher Normen auferlegte Gelvleiftungen von diefen aus zu. 

Jene Aeuferungen der Staatögewalt find in der vorlie- 
genden Beziehung im Allgemeinen und in der Hauptſache zu 
unterfcheiden in folde, welche irgend eine Leiftung oder ein 
Zugeftändnig zu Gunften der Betheiligten in fich fchließen, 
und in foldye, welche venfelben lediglich ein Opfer zu Gunften 
der Staatsgemeinichaft auflegen, und es ergiebt fid, hieraus 
aud eine entfprechende Unterfheidung der hieran fi anfnü- 
pfenden Geldleiftungen, während fie im Ganzen und Allges 
meinen am beften mit dem Namen „Gebühren“ bezeichnet 
werben )). 


I) Nah dem Vorgang von Rau, in beffen Finanzwiſſenſchaft, 2tes 
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Uebrigens find diefe Einnahmen von Gebühren der Staats, 
verwaltung in dem MWürttembergifchen Finanzhaushalte nicht 
nur nicht im Ganzen als folche, und unter diefer oder einer 
anderen Gefammtbenennung von den übrigen Hauptgattungen 
der Staats-Einnahmen ausdrücklich unterfchieden, ſondern auch 
im Einzelnen mit denſelben mehrfach vermiſcht, und hier daher 
nur zu klarerem Ueberblick und richtiger Auffaſſung derſelben 
für ſich beſonders in Betracht zu ziehen. 


II. Gebühren für Leiſtungen und Zugeſtändniſſe 
der Staats-Verwaltung. 


$. 192. 


{ ) Im Allgemeinen. 


Die Gebühren für Leiftungen und Zugeftänbnifje ber 
Staatöverwaltung beruhen zufolge der Art und Meife ihrer 
Beftftelung, wie diefe zu verfchiedenen Zeiten und im Zuſam— 
menhang mit ganz verjchiedenartigen Anoronungen bei einzelnen 
Zweigen von jener, daher aud unter Betüdfihtigung ganz vers 
ſchiedenartiger Zwede erfolgte, auf feinem allgemeinen und - 
umfafjenden, insbejondere feinem durdhgreifenden finanziellen 
Prineip, find vielmehr im Einzelnen nad) Gegenftand und Be- 
trag je eigenthümlidh und unabhängig von einander geregelt. 
Zu leichterer Meberfiht: laſſen fich dieſelben aber hier nod) 
unterſcheiden in foldye für Leiftungen von materieller und von 
immaterieller Art. 


Buch, Iter Abſchnitt, $. 227. Die obengedachte weitere Unterfcheidung 
ift finanziell ganz weſentlich, foferne den nächſtgedachten Geldleiftungen 
wejentlich, wenn auch möglicher Weife neben anderen, eine finanzielle Rück— 
fiht, das fogenannte Rembourjement, zu runde liegt. Vergl. Schön, 
die Grundſätze der Finanz, Breslau 1832, ©, 31. 


696 


8. 193. 
2) Gebühren für Leitungen und Bugefländniffe materieller Art. 


Unter den vielerlei materiellen Leiftungen und Zugeftänd- 
niffen, welche von Seite der Staatögewalt in den verfchiedenen 
Zweigen ver Staatsverwaltung zu Gunften der Staatdange- 
hörigen ausgehen, find ed zwar einzelne, für welche von Jenen 
Gegenleiftungen an die Staatscaffe unmittelbarer oder mittel- 
barer Weife gefordert werden. Diefelben bilden aber in ver 
Hauptfadhe theild einen untergeorbneten Beitrag zu dem mit 
den betreffenden Anftalten verbundenen Staatsaufwand, wie 
die Unterhaltungsbeiträge von Etrafgefangenen, und die durch— 
aus verhältnigmäßig geringen Gebühren der Zöglinge von Un— 
terrichtd- und Erziehungsanftalten des Staats, theild einen 
einfachen Beftandtheil und Zuwachs zu auf anderen Gründen 
beruhenden Einfünften, wie die neben und im Zufammenhang 
mit den auf dem Wafferregal beruhenden, und noch, zur eigen- 
thümlihen Entfhädigung für den hiedurd, veranlaßten Waf- 
ferbausAufiwand des Staats, für das Flößen aufeinzelnen öffent- 
lichen Wafjern angeorbneten, daher auch bei den Einnahmen aus 
Jenem fchon erwähnten Floß- , fowie die bei den Zolfftellen 
für die Benügung der hier zu Erleichterung des auswärtigen 
Verfehres errichteten Anftalten im Zufammenhang mit der 
Zoll-Erhebung und ontrole zur Erhebung fommenven Krah— 
nen- und Niederlagen » Gebühren, theils endlich ganz eigen- 
thümliche, weſentlich nad wirthſchaftlichen Rüdfichten gere- 
gelte, und abgefondert für fi beftehende Einfommenszweige 
des Staats, wie die mannigfadhen Transportgebühren ver der 
Finanzverwaltung zum Betrieb überwiefenen, ihren rechtlichen 
Grundverhältnifien wegen den Regalien beigezählten öffentli- 
hen Berkehrsanftalten, der Eifenbahnen, Poſt, Telegraphen, 
und Bodenſeedampfſchifffahrt, fo daß, da für die Benüsung 
eines weiteren hochwichtigen öffentlichen Verkehrsmittels, der 
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in ver Verwaltung bed Departement des Innern ftehenven 
Landftraßen des Staated, gar feine Gebühren zur Staatscaffe 
erhoben werben, hier nur der Vollftändigfeit wegen noch einige 
wenige zudem finanziell unbedeutende Gebühren zu erwähnen 
bleiben. Es find dieß eined Theil die feit Aufhebung des 
Kalendermonopols von dem durch befonderen Vertrag mit dem 
Druck und Berlag des amtlihen Kalenders beauftragten Unter 
nehmer für die hiezu zu empfangenven amtlichen Beiträge eben 
demgemäß, fowie die von den Herausgebern von Privatkalen— 
dern für die Benügung des amtlihen Kalenders oder einzelner 
Theile deöfelben eigenen Normen gemäß zu beziehenden beſon— 
deren Vergütungen, von weldhen im Haupt-Finanzetat von 
1859/58 erftere zu 500 fl., die anderen zu 150 fl. jährlich be> 
rechnet find h), andern Theil ver zufolge des neuerlich hierauf 
angewiefenen Aufwandes für jene Periode nur noch auf jähr- 
lihe 50 fl. angenommene Ertrag des Negierungsblattes ?), 
was beider Seits bei der Stantd-Hauptcaffe unmittelbar zur 
Vereinnahmung gelangt ?). 


$. 194. 


3) Gebühren für Leiſtungen und Bugefländniffe immaterieller 
Art, insbefondere Erfindungs- und Einführungs- 
Patentgebühren. 


In größerer Ausvehnung noch, als für Leiftungen und 
Zugeftänpniffe der Staatögewalt an Einzelne von materieller 
Art, wenn hiebei abgefehen wird von den wejentlid anderen 


1) Geſetz, betreffend die Aufhebung des Kalendermonopols, vom 19. 
Aug. 1849, Rbl. ©. 507; Berf. des Min. des Innern vom 13. Febr. 
1850, Rbl. ©. 50; V. d. K. d. A. von 185/, Ar Beil.Bb. ©. 62, 
2r Beil.Bd. ©. 843, von 1855, Ir Beil. Bd. ©. 323, 

2) V. d. K. d. 9. von 1851/55, 2r Beil. Bd. ©. 843, 847, und von 
1855, 2r Beil.Bd. ©. 324, 417. 

3) Bd 8. d. A. von 1855, Zr Beil. Bd. ©, 323, 
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Staatdeinfommenszweigen Angehörigen, fommen Gebühren für 
Solche materieller Art zur Staatscaffe zur Erhebung, welchen 
indefjen zum Theil zwar der Zwed einer gewiffen Entſchädi— 
gung des Staates für den ihm durch Jene verurfachten Aufwand, 
zu einem anderen großen Theil aber auch noch derjenige einer 
den beftehenden VBerwaltungsgrundfägen entſprechende Erſchwe⸗ 
rung derfelben im allgemeinen Interefje zu Grunde liegt. In 
der erjteren Nüdficht find namentlich die verfchiedenen Hand» 
lungen der Eivilrehtöpflege nebft der gerichtlichen Behandlung 
von Eheftreitigfeiten, der fogenannten freiwilligen Gerichtsbar— 
feit, und der Verwaltung i. e. S. mit gewiffen Gebührenab- 
gaben-Berbinvlichfeiten für die Betheiligten verbunden; für die 
anderen Zwede find es aber, außer einzelnen ehegerichtlichen 
Handlungen, verjchiedene demgemäß zu erjchwerende Verfü— 
gungen und Zugeftändniffe, namentlich auch Dispenfationen in 
allen Zweigen der Berwaltung i. e. ©., und befonderd im Ge— 
biete der Polizeiverwaltung, für welche vie Betheiligten gewiffe 
Gebühren an die Staatscaffe zu entrichten haben. 

Alle diefe Gebühren find durch eigene Geſetze näher ge: 
regelt, hiebei aber, mit einer einzigen unbeveutenden Ausnahme, 
durchaus den Steuern beigezählt, fo daß fie als ſolche aud) 
unter den hiefür beftehenden allgemeinen verfaffungsmäßigen 
Normen hinſichtlich ihrer rechtlichen Fortdauer ftehen, auch eben- 
deshalb zuihrernäheren Darlegung nicht hier, fondern unter Jenen 
eine Stelle finden müffen, und es gilt dieß insbefondere vor Allem 
von den unter dem Namen „Sporteln” beftehenden Gebühren 
für civilgerichtlihe, ehegerichtlihe und vielerlei Verwaltungs: 
Handlungen !), fowie von denjenigen für Handlungen der frei- 
willigen Gerichtöbarfeit, den fogenannten Notariatsfporteln 2), 


— —“ 





1) Allgemeines Sportelgeſetz vom 23. Juni 1828, und beil. Sportel- 
tarif, Rbl. ©. 483 fi. 

2) Geſetz über die Notariatsfporteln vom 4. Juli 1842, und beil, 
Sporteltarif, Rbl. ©. 361 fi, 
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ſodann von den zu den ſogenannten Wirthſchaftsabgaben (Ge- 
tränfe-Gonfumtionsftenern) gerechneten Gebühren für die Vers 
leihung einer Berechtigung zum Betrieb von Getränfefabrifas 
tionds und von eigentlihen Wirthihafts- Gewerben !), endlich 
von mehreren unter der fogenannten Acciſe begriffenen Abga- 
ben ?), welche alle ihrer inneren Natur nad lediglich zu den 
gebührenartigen Abgaben, gefeglich aber zu den fogenannten ins 
direften Steuern gehören ?). 

Die demzufolge allein hier nod zu erwähnen bleiben: 
den, und für fi einer eigenthümlichen Behandlung unter: 
liegenven. Gebühren find diejenigen für vie Verleihung von 
Erfindungs- und Einführungs » Patenten. Diefelben find ger 
jeglich von der höchſten Regierungsbehörde je für die Dauer 
eines folhen Patentes in einem jährlihen Belauf von fünf 
bi8 zwanzig Gulden anzufegen, und erfimald bei der Ein- 
händigung des Patentes, fofort aber je mit dem Anfang eines 
neuen Patentjahres zu entrichten %. Ihre Einbringung liegt, 
mit Ausnahme der eriten Jahresrate, welde das betref— 
fende Bezirfspolizeinmt bei Einhändigung des Patentes von 
dem Berechtigten in Empfang zu nehmen, und dem mit ihm 
in Sportelverrechnung ftehenden Cameralamt zu übergeben hat, 
dem legteren ob. Zu diefem Ende hat die betreffende Kreis: 
regierung gleichzeitig mit dem Ausjchreiben des Patentes an 
das Bezirfspolizeiamt auch der Oberfinanzfammer, Abtheilung 
für Domänen, Nachricht von der Ertheilung von jenem zu 


1) Geſetz, betr. die Berechtigung zum Bierbrauen und Branntwein: 
brennen, und zum Betrieb von MWirthichaftegewerben, vom 3. Nov. 1855, 
Rbl. ©. 269 F., Art. 1-4, 9—12. 

2) Insbefondere die höhere Liegenfchaftsaccife, ſ. Geſetz, betr. die Lie: 
genſchaftsacciſe vom 18. Sept. 1852, Rbl. ©. 343, Art. 1-3. 

3) Haupt:Finanzetat von 185%/ss III, B. 

4) Revid. allgem. Gewerbe-Orbnung vom 5. Aug. 1836, Art. 148, 
Rbl. ©. 429; vergl. Geſetz, betr. die Erfindungs: und Ginführungs-Pa- 
fente vom 29. Juni 1842, Rbl. ©. 349 fi. 
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geben, und legtere Behörde fofort das betreffende Cameralamt 
unter Bemerkung des Anfanges der Wirffamfeit des Patentes 
zum Ginzug der Abgabe anzuweiſen; Ausländer haben deshalb 
vor Einhändigung des Patented noch einen Inländer zu bes 
zeichnen, der für die Entrichtung der Abgabe haftet. Bei einer 
Veränderung in der Perfon oder in dem MWohnorte des Pas 
tent-Inhabers geht der Einzug an das betreffende andere Ca— 
meralamt über !). Ueber den jeden Falls unbedeutenden Ers 
trag ift nichts Näheres anzugeben, 


II. Gebühren ohne Gegenleiftungen der Staats- 
Berwaltung. 


$. 195. 
1) Im Allgemeinen. 


Weitere eigentlich gebührenartige, alfo weder unmittelbar 
oder mittelbar nach dem jeweiligen Staatsbevarf, noch nad) den 
Vermögens: und Einfommens-Verhältniffen der Pflihtigen be; 
mefjene und ebenfowenig an Gegenleiftungen der Staatsver— 
waltung irgend einer Art fi anfnüpfende Zahlungs-Berbind- 
lichfeiten gegenüber von der Staatscaffe beftehen gejeglih nur 
noch aus zwei Veranlafjungen, der Zuerfennung von Geld— 
und anderen Vermögend-Strafen, vermöge ded dem Staate zu— 
fommenden Strafbezugs-Rechtes, und des Anfalld von Erbfchaf- 
ten im Lande an Ausländer, vermöge des von denſelben alsdann 
in gewiſſen Fällen anzuſprechenden fogenannten Abzuges; dies 
jelben beruhen aber ebendemzufolge je auf ganz eigenthümlichen 
Rehtögründen und Normen, und ftehen außer allem Zufam- 
menhang miteinander. 


1) Verf. des Min. des Innern und der Fin. vom 8. Dctbr. 1833, 
Rbl. S. 321; rev. Vollziehungs-Inftr. zu der rev. allgem. Gew.Orbn, 
vom 20. März 1851, NH. ©, 53 fi, $. 119—122, 
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2) Geld- und andere Vermögens-Strafen. 


$. 196. 
a) Ausdehnung des Geld- und fonfligen Vermögensflraf-Bezugsredtes 
des Staates. 


Die vermöge der beftehenden Strafgefege des Staates rechts— 
fräftig erfannten gerichtlichen und anßergerichtlihen Geld» und 
etwaigen Eonfisfationd-Strafen, fowie die im Zufammenhang 
damit den Schuldigen zuerfannten Strafunterfuchungsfoftens 
Erfagleiftungen fließen infoweit durchaus der Staatscaffe zu, 
als nicht ausprüdlichen Beftimmungen zufolge zu Gunften ein- 
zelner Berfonen und Gorporationen Ausnahmen hievon beftehen. 

Solden Ausnahmsbeftimmungen gemäß find denn gegen- 
wärtig namentlich eingeräumt: 

1) den Gemeindecafjen die durch die betreffenden Ortes 
vorfteher und Gemeinveräthe innerhalb ihrer Strafzuftändigfeit 
angefegten Geloftrafen, als Entfhädigung für den den Ger 
meinden obliegenden Aufwand für die Erhaltung der Gefäng- 
niffe und an Verhaftfoften, infoweit legtere nicht durch den 
ihnen zuftehenden Regreß an die Schuldigen erfegt werben 1); 

2) den einzelnen Amtsförperfchaftscaffen, Oberamtöpflegen, 
einmal die von den betreffenden Oberämtern erfannten Polizei: 
und Disciplinar-Belpftrafen, als Entſchädigung für den ihnen 
obliegenven Aufwand für die Erhaltung der oberamtlichen Ger 
fängniffe, und die Verpflegung der Gefangenen in benjelben, 
joweit ihnen foldyer von diefen nicht erfegt wird, mit ausbrüd- 
licher Ausnahme der wegen Uebertretung von Regiminals und 
Finanzgefegen verhängten, fowie auch der den Betrag von 
fünfzehn Gulden überfteigenden Legalftrafen ?), ferner alle, aud) 


1) D. a. Verwaltungsedift für Gemeinden, Oberämter und Stiftungen 
vom 1. März 1822, $. 15, 16, 18; Verf. des Fin.Min. vom 31. März 
1822, und 22. Mai 1824, Ir Erg.Bd. zum Rbl., ©. 449, 450. 

2) Verwalt. Ed. vom März 1822, $. 107; Verf. des Min. d. Innern 
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die legteren Betrag Überfteigenden Etrafen wegen einfacher Un» 
zuchtsvergehen, zu gewiſſen wohlthätigen Zweden '), endlich die 
von den gemeinfchaftlihen Oberämtern erfannten Gelpftrafen ?) ; 

3) den Ortdarmencafjen einmal die von den betreffenden 
Kirhenconventen angefegten Gelvftrafen 3), ſodann von poli- 
zeilihen Strafen die im Orte confiscirten Sammlungen von 
unerlaubten Gollecten, foferne fie nicht bei erlaubtem Zweck 
der legteren biefem zuzumenden find, ſowie ver Ertrag der 
Eonfiscationen im Orte von verbotenen Spielen ®), endlich die 
Hälfte der wegen Mühlvergehen bis zum Belauf von vier 
Gulden angefegten Gelvftrafen über Abzug der darauf hafs 
tenden Anbringgebühren 5); 

4) den Zunftcafjen die von den betreffenden Zunftvor- 
ftehern angefegten Gelpftrafen 6); 

5) den einzelnen inländifchen Walpbefigern je die Ande⸗ 
ren als ihnen ſelbſt wegen zum Nachtheil der Forſtkultur in 
ihren Waldungen begangener Vergehen forſtamtlich angeſetzten 
Geldſtrafen, nebſt zuerkannten Schadenserſatzleiſtungen, ſoferne 
anders nicht ein beſtimmter Rechtstitel der Forſtcaſſe die ganze 
oder einen Theil der Strafe zuſpricht), und unter der Vers 


vom 5. Juni 1826, 29. Octbr. 1828, 13. Juni 1829, Ir Erg. Bd. zum 
MRbl. ©. 183, 233, 328. 

1) Geſetz, betr. die Beftrafung der Unzuchtsvergehen vom 22. Juli 
1836, Rbl. ©. 308 ff., Art. 9. 

2) B.D. vom 23. Aug. 1825, Rbl. ©. 457 fi, $. 21. 

3) Verf. des Min. des Innern vom 18. April 1825, Samml. der 
Regier. Geſetze, Sr Theil, ©. 412. 

4) Bolizeiftrafgefep vom 2. Octbr. 1839, Art. 22, 84. 

5) Mühl: und Müllerordnung vom 10. Jan. 1729, Samml. der Re: 
gier. Geſetze, IZr Bd. ©. 48, Punft 84; Verf. des Min. des Innern vom 
7. Febr. 1842, 2r Erg.Bd. zum Rbl. ©. 120. 

6) D. a. revid, allgemeine Gewerbe-Drbnung vom Aug. 1836, Art. 91. 

7). Befondere Beltimmungen zum Berfaffungsentwurf vom 3. März 
1817, $. 13, in Reyſcher, Samml. der Staatsgrundgejege, Ir Theil, 
©. 433; o. a. Inftr. für O. Förſter vom März 1822, $. 4; Berf. des 
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bindlichfeit eines alsbaldigen Vorfchuffes der mit der Gelb: 
ftrafe zugleich anzufegenven Rugtagsfporteln, vorbehältlich dies— 
fallfigen Regrefies an die Schuldigen !). 

Dabei fteht hinfichtlih aller dieſer Strafgefäll-Berechti— 
gungen der Grundſatz feft, daß, wenn eine Strafe im Rekurs⸗ 
wege herabgefegt over erhöht wird, diefelbe, infolange fie ſich 
innerhalb des Strafmaaßes hält, auf welches fid die Berech— 
tigung erftredt 2), dem Berechtigten vorbehalten bleibt. 

Außer einer einfachen Ueberlaſſung von Geld» und fon- 
ftigen Vermögensftrafen an Andere zum Bezug in deren eiges 
nem Interefje ift aber au. nod in dem unmittelbaren Ins 
terefje einzelner Zweige der Staatsöverwaltung theild von ger 
wiſſen Strafen den Anbringern eine Quote ausgejegt, theils 
der Ertrag hievon den in neuerer Zeit zum Theil für die nie 
deren Diener bei Jenen gegründeten Unterftüyungscafien zuge: 
wiejen. Erſteres ift feit der neuerlichen Aufhebung der An- 
bringgebühren wegen Steuergefegübertretungen und Forftvers 
gehen nur noch in wenigen Beziehungen der Fall, wie hinfichtlich 
der lebertretungen der Haufir, der Weg-, Mühle, Maas: je zum 
dritten, und hinftchtlich der Fiſche-Ordnung je zum vierten Theil 
der dießfallffigen Geldſtrafen, jedoch auch hier unter ausprüdlichem 
A des Landjägercorps hievon?); das Andere ift aber, 


Sin. Min, vom 25. Febr, 1825, 30. Aug. 1826, und 7. Juni 1831, Iter 
Erg.Bd. zum Rbl. ©. 452, 455, 463. 

1) Ungedr. Berf. des Fin.Min. vom DE Tebr. 1827, und 2. Novbr, 
1847, und Berf. desf. vom 22. Dechr. 1854, forfil. Monatsfchrift von 
1855, ©. 12. 

2) Berf. des Fin.Min. vom 12. Septbr. 1825 und 2. Juni 1829, 
Samml. der Rechn. Vorſchr, S. 485, Note. 

3) Verf. des Min, des Innern vom 5. April 1851, Rbl. ©. 79 ff. 
$. 12; Weg-Ordnung vom 23. Octbr. 1808, Rbl. von 1809, ©. 19 ff., 
$. 30, V.O. vom 7. Detbr. 1840, Rbl. ©. 431, $. 6; Deer. der vorm, 
Ober-Regierung vom 22. Aug. 1807, Rbl. ©. 373; Schiffer u. Fiſcher— 
ordnung vom 6, Juli 1719, Samml. der Reg.Gef. U, ©. 1159 ff., Pft. 39; 
BD. vom 5. Juni 1823, Rbl. S. 421 ff., $. 52. 
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wie betreffenden Orts näher nachgewieſen wird, in nicht un— 
beträchtliher Ausdehnung angeordnet, wie namentlich eines 
Theile Hinfichtlih der wegen Webertretung der eifenbahnpolis 
zeilichen WVorfchriften erfannten Gelpftrafen zu Gunften ver 
Unterftügungsdcaffe des niederen Eifenbahndienftperfonals }), 
andern Theile, joweit es zweckmäßig oder nothwendig erfcheint, 
hinfichtlicy der wegen Uebertretung der Steuergefege aller Art 
und der in Folge hievon öffentlich befannt gemachten Verwal⸗ 
tungsvorſchriften erkannten Geld» und Eonfisfationsftrafen zu 
Gunften der für die niederen Diener der Staats » Steuerver- 
waltung errichteten Unterftügungscaffe 2). 

Hiebei erftredt ſich übrigens die Wirkung einer Begna- 
digung auf alle vorgedachten Strafantheile einzelner Corpo— 
rationen und Privaten ?). 


$. 197. 


b) Zuweiſung und Einbringung der dem Staate anfallenden Geld- und 
fonftigen Dermögensftrafen. 


Zu Gewinnung des Einkommens aus den dem Gtaate 
anfallenden Geld» und fonftigen Vermögengftrafen, welche zu: 
gleich) die erforverliche Vollziehung von dieſen in fi fchließt, find 

1) zunächſt eines Theils alle von höheren und nieveren 
Gerichts- und Verwaltungsbehörden ausgegangene rechtskräf— 
tige Straf-Erfenntniffe mit nachbemerften Ausnahmen je von 
denjenigen Bezirföftellen, Oberamtögerichten und Oberämtern, 
welche folhe aus Auftrag eröffnet oder felbft erfannt haben, 
denjenigen Gameralämtern, in deren Amtsbezirk die Geftraften 
wohnhaft find, von Monat zu Monat innerhalb acht Tagen 


1) DO. a. Geſetz, betr. die Verwaltung der Gifenbahnpolizei vom 2. 
Oct. 1845, Art. 9. 

2) Geſetz, betr. die Aufhebung der Anbringgebühren von Uebertre— 
tungen gegen die Steuergefege, vom 23, Juni 1853, Rbl. ©. 249, Art. 1. 

3) Verf. des Min. des Innern und der Fin. vom 11. März 1834 
Rbl. S. 297. 
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nad) deſſen Ablauf mittelft eigens hierüber nad) vorgefchriebenem 
Formular, unter Beurkundung durch den Amtsvorftand und 
den Aftuar, und von den Oberämtern insbefondere noch unter 
Sonderung der Regiminal- und Polizei- einer und der Finanzs 
und Steuer-Strafen anderer Seits zu fertigenden Verzeichniffe, 
al8 Ausnahme hievon aber einmal die von den Forftbehörben 
erfannten von den betreffenden Forftämtern von Bierteljahr 
zu Vierteljahr mittelft gleicher Verzeichniſſe den betreffenden 
Gameralämtern, fodann die von höheren Behörden den Be: 
zirfsbeamten felbft zuerfannten oder den von ihnen Geftraf- 
ten unmittelbar eröffneten Gelpftrafen je nad) eingetretener 
Rechtskraft des Straferfenntnifjes alsbald unmittelbar eben; 
jenen Erhebungsftellen, fowie zur Herftelung einer Gontrole 
gegen Letztere audy noch von Jahr zu Jahr mittelft eines be- 
fonderen Berzeichniffes hierüber den dieſen vorgefegten Controle— 
ftellen, envlich die von ven Oberämtern und der höheren Steuer: 
behörde erfannten Zoll-Strafen den betreffenden Hauptzolläm:- 
tern von Monat zu Monat mittelft befonderer Verzeichniſſe 
zur Kenntniß zu bringen, jedoch hiebei durchaus nur die nod) 
zu erhebenvden Strafen fpeciel, mit Bemerfung der Strafbe- 
hörde, des Tages der Eröffnung des Straferfenntnifjes, bezie- 
hungsweife der Necursentfcheidung, des Namens, Standes, und 
Wohnortes der Öeftraften, des Betrages der Strafen, und der et⸗ 
waigen Anbringgebühren, vie von den Geftraften ſchon bezahlten 
aber nur jummarifch unter Beilegung des Strafbetrages ſelbſt an- 
zugeben, auch, joweit in dem betreffenden Zeitraum gar feine Geld» 
ftrafen zu übergeben find, Behlanzeigen mitzutheilen ') ; anderen 
Theil find die von Strafbehörden den Geftraften zum Erfag 
zuerfannten Strafunterfuhungs-Koftenbeträge von Seite Jener, 
unter Beziehung auf die defretirten Koftenverzeichnifje, für In- 


1) B.D. vom 8. Sept. 1829, Mbl. ©. 398, $. 1—7; Berf. des Min. 
des Innern vom 8. Mai 1830, bej. gedr., und Samml. der Steuergeſ. II, 
©. 2412; ungedr. Berf. des Fin.Min. vom 17. Juli 1841. 


Hoffmann, Finanzredt. 1. 45 


706 


länder den Cameralämtern, in deren Bezirk dieſelben anfäffig 
find, für Ausländer und Vaganten aber denjenigen, in deren 
Bezirk die Unterfuhung ftattfand, unter zeitiger Mittheilung 
der zu Dedung jener Koften etwa zu treffenden vorläufigen 
Sicherheitsmaasregeln, zum Einzug zu übergeben !). 

2) Behufs der Einbringung der hiezu übergebenen Geld» 
ftrafen und Strafunterfuhungs-Koften haben die Erhebungs- 
ftellen fogleich nad) der Uebergabe, in Beziehung auf Erftere 
vornehmlich auch zu Sicherung des Strafzwedes, das Geeignete 
vorzufehren. Es ift daher von ihnen nad) erfolglofem Ab» 
lauf der zunächſt anzuberaumenden angemefjenen Zahlungsfrift 
ohne Verzug zu den erforderlichen Erecntionsmaasregeln zu 
fhreiten, und diefer Vollftrefung auf die etwaige Berufung 
eines Geftraften darauf, daß von ihm ein Rechtsmittel gegen 
das Straferfenntniß ergriffen worden fei, nur wenn und foweit 
ihnen von der zuftändigen Behörde felbft eine dießfallfige In- 
hibition infinuirt wird, auf die Vorgabe eines Golden, den 
Gnadenweg betreten zu wollen, aber nur dann Anftand zu 
geben, wenn er innerhalb dreißig Tagen von ber Zeit der 
Eröffnung des betreffenden rechtskräftigen Erfenntnifjes an 
durch ein Zeugniß derjenigen Behörde, welche den Beiberiht 
zu dem Gnadengeſuche zu erftatten hat, über die Einlegung 
eines folchen, und nad Ablauf von zwei Monaten von ber 
Uebergabe dieſes Zeugnifjes weiterhin nur noch, infoferne er 
mit einem weiteren Zeugniß über das Ausftehen ver Entjchei- 
dung auf das Begnadigungsgeſuch ſich auszumeifen vermag ?). 

3) Sind Schuldigfeiten an Gelvftrafen und Unterfuhungs- 


1) Berf. der Min. d. Innern und ber Fin. vom 27. Febr. 1819, 
Rbl. ©. 97 ff. F. 11—13; desgl. vom 20 Octbr. 1827, Rbl. ©. 483; 
Derf, des Fin.Min. vom 1. Decbr. 1820, Rbl. S. 693; El. ver O.F.K. 
Abthl. f. Forſte vom 3. Juli 1855, forfil. Mon.Schr. ©. 201. 

2) D. a, BD. vom Septbr. 1829, €. 8. 9; ungedr. Verf. des Fin. 
Min. vom 21. Octbr. 1852; Berf. desj. vom 23, Novbr. 1852, forftl. 
Mon.Schr. S. 353 ff. 3. 8. 
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foften von den Echuldigen der hiezu getroffenen Maasregeln 
ungeachtet nicht einzubringen, fo haben die Erhebungsftellen 
hinſichtlich der Erfteren ohne Verzug diejenigen Mittel in ver 
geeigneten Weife zu ergreifen, welche die gefeglichen Beftim- 
mungen über die Verwandlung der Geld» in Freiheits-Etrafen 
im Fall der Zahlungsunfähigfeit der Geftraften vorfchreiben, 
und demgemäß, fobald die angeblihe Zahlungsunfähigfeit 
dur ein gemeinderäthliches Zeugniß beftätigt ift, jene Ber- 
wandlung burd die zuftändige Behörde einzuleiten. Eine Ab- 
verbienung ift feit neuerer Zeit, im Hinblif auf die ungün- 
ftigen Wirkungen derſelben in fittliher und ökonomiſcher Be: 
ziehung, allgemein, jelbft Hinfichtlid der neu anfallenden Forft- 
ftrafen, binfihtlih deren fie längere Zeit nod Anwendung 
fand, abgeftelt ). Hinfihtlih der Strafunterfuhungstoften 
aber, welde gejeglih ſchon von den Strafgerichten allen 
Solchen, die fie nicht zu erftatten vermögen, ohne hiedurch 
außer Stand gefegt zu werden, fih und die Ihrigen noth- 
dürftig zu ernähren, gar nit zum Erfag angefegt werben 
dürfen 2), jollen von den Erhebungsftellen, mit Ausnahme ver 
Sorftftrafen., fobald feine nahe Ausfiht auf die Möglichkeit 
ihrer Einbringung vorliegt, vorbehältlid höherer Genehmigung 
Accorve über theilweife, in der Negel baare, unter Umftänvden 
aber, namentlidy bei größeren Schuldigfeiten, eine Bezahlung 
in Zielern, gegen Nachlaß des Weiteren im Wege der Gnade, 
abgefchloffen werben, ohne hiebei auf ein Marimum bejchränft 
zu fein 9). ine Abverdienung von Unterfuhungsfoften durch 


1) D. a, Berf. des Fin.Min. vom 21. Detbr. 1852; Verf. des Fin.: 
Min. vom 4. Septbr. 1832, Samml. der Rechn. Vorſchr. S. 492, Mote 
195; Erl, des Steuercoll. vom 16. Mai 1856. A.Bl. ©. 76; a. a. Verf. 
des Fin.Min. vom 23. Nov. 1852, 3. 1. 2.4. 

2) Bgl. Strafprozeßordnung vom 22. Juni 1843, Rbl. ©. 459. 
Art. 446, 

3) D. a. Dienft.Inftr. der Kr.Fin.Kammer vom Janr. 1823; Verf, 
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Arbeit ift nur noch, foweit deren in Folge von Forftvergehen 
entftehen, für welche Nachlaßvergleiche nicht zugelafjen find, 
im Intereſſe der Forftverwaltung und in Geſchäften der— 
jelben ald angemefjen erfannt !), außerdem aber ganz allges 
mein, und insbefondere Hinfichtlid der gerichtlichen Unter—⸗ 
ſuchungskoſten gefeglich als unzuläßig erflärt %). Behufs diefer 
Abverdienung haben die betreffenden Gameralämter und bie 
Forftämter fi von den hiezu geeigneten Schuldigfeiten und 
von dem Umfang der Abverdienungsarbeiten gegenfeitige Mit- 
theilung zu machen, und die Korftämter fofort demgemäß an 
die zur Abverdienung beftimmten Schuldner durch die Orte; 
vorftcher die Aufforderung und Einberufung hiezu zu erlaffen ; 
die Arbeiten felbft aber find unter eigenen Auffehern, gegen 
beftimmte Vergütungen hiefür zur Abrechnung, und Abreihung 
einer aud) wieder abzuverdienenden Unterftügung an vermö- 
genslofe Arbeiter, den von den betreffenden Forftftellen hiefür 
ertheilten Borfchriften gemäß zu bewerfftelligen 9. Liegen in- 
befjen die betreffenden Staatswaldungen zu entfernt von dem 
Wohnort der Echuloner, fo ſoll auch von diefer Abverdienung 
abgeftanden, und eine Abgangsvefretur der Forderungen vers 
fügt werben ®). 


$. 198. 
c) Sinanzieller Ertrag der Geld- und anderen Bermögensftrafen. 


Der finanzielle Ertrag von der vorftehenden Staats-Ein- 


des Fin. Min. vom 3. April 1832, und 16. Sept. 1845, Samml. d. 
Gam.Gef. IL, 771, 1078; ung. Verf. desſ. vom 19. Janr. 1853. 

1) Ungedr. Verf. des Fin.Min. vom 21. Mai 1844; o. a. Berf. 
desſ. vom 23. Novbr. 1852, 3. 3. 

2) Strafprocefordnung vom Juni 1843, Art. 446. ; 

3) D. a. Berf. des Fin.Min. vom 6. Nov. 1835, 3. 1; Verf. der 
Pin. d. Innern und der Fin. vom 15. Janr. 1836, Rbl. ©. 46; o. a. 
Verf. des Fin.Min. vom Novbr. 1852, 3. 4. 

4) Ungedr. Berf. des Fin. Min. vom 24. Mai 1855. 
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fommensquelle ift für die Finanzperiode von 185/,; im Vor- 
anichlag angenommen 
an Strafen aller Art, mit Ausnahme der an 
befondere Bonds überwiefenen, auf etwa 23,980 fi. 
an Strafunterfuhungsfoften . » » . . 830,420 fl. 
im Ganzen alfo etwa auf . . 2. . 54,400 fl. 
über Abzug des Abgangs durch Nachlaß und 
Berlufte, fowie an Anbringebühren im Be: 


lauf von etwa . 2. 2 2200000. 49000 |. 
aber nu noch uf 2 2 2 een. 839,400 fl.) 
$. 199. 
3) Abzug. 


Unter dem Namen „Abzug“ ift für den Staat und aus; 
nahmsweiſe vermöge älteren Herfommeng oder Privilegiums 
auch für einzelne Gemeinden oder Körperfchaften von allem Aus: 
ländern durch Erbſchaften, Vermächtniſſe, und Schenfungen 
von Todeswegen, fowie durch eine diefen Erwerbstiteln gleiche 
zuachtende Vermögensübergabe anfallenden, und von denſelben 
angenommenen Vermögen eine eigene Abgabe vorbehalten, in- 
foweit nicht dem Staate gegenüber, in weldyen ſolches Vermögen 
demzufolge übergehen fol, ein gegenfeitiges vertragsmäßiges 
Freizügigfeits-Verhältniß befteht, wie dieß einer großen Zahl 
von Staaten, insbefondere fämmtlichen deutſchen Bundes: 
ftaaten, den nicht zum deutſchen Bunde gehörigen Preußiſchen 
Provinzen, Branfreih, der Schweiz, Neapel und Sizilien, 
Rußland und Polen, Schweden und Norwegen, Dänemark, 
Griechenland, den nicht zum deutfhen Bunde gehörigen Staaten 
des Kaiſerthums Deftreih, mit Ausnahme von Ungarn und 
Siebenbürgen, den vereinigten Freiftaaten von Nordamerifa, 
den Fönigreihen Belgien, Portugal, und Spanien gegen- 


1) Bd. 8. d. A. von 1835, 2r Beil. Bd. ©. 226, 233, 240, 244. 
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über der Fall iſt. Diejelbe beträgt ver Regel nad) ven zehn— 
ten Theil vom Werthe des betreffenden Vermögens, und nur 
in dem Falle, wenn auf glaubhafte Weife zur Kunde gebracht 
wird, daß der betreffende Staat einen höheren Abzug beziehe, 
oder Fremde zu Gunften des Fisfus von den oben bemerften 
Vermögend-Erwerbungen ganz ausfchließe, tritt eine entſpre— 
chende Erhöhung derſelben, beziehungsweife aud die völlige 
Einziehung des dahin abzugebenden Vermögens retorfiong- 
weife ein ®). 

Der Anſatz des Abzuges in den hiezu geeigneten Fällen 
liegt demjenigen Oberamte, in deſſen Bezirfe die betreffende 
Vermögens-Theilung, beziehungsweife Uebergabe vor fich geht, 
und zwar ber Regel nad auf den Grund des theiltichterlichen 
Anfchlages des Vermögens, fowie folder auf den Termin 
jener Verhandlungen über Abrehnung der Schulden und der 
Theilungsfoften ſich darftelt, ob; die Erhebung besfelben 
fommt aber immer vem betreffenden Kameralamte Namens 
der Staatscafje zu, zu welhem Ende jene Behörde Lepterem 
die erforderlichen Urkunden auszuftellen hat, auch vor der Ent- 
rihtung das Vermögen nicht ausgefolgt werden darf; fteht 
daher einer Gemeinde oder Körperfhaft ein Abzugsanfprud; 
zu, jo ift derfelben ihr Antheil erft aus ver Staatscafje hin; 


1) Sandesorbnung vom 11. Nov. 1621. Samml. ver württ. Regie: 
tungsgejege von Zeller, Ir Theil, Tübingen 1841, ©. 717 ff. Tit. IV. 
3. 4 und 5; Inſtr. des Min. d. Innern, die Behandlung des Abzuges 
betr., vom 12. Juli 1823, Rbl. ©. 536 fi. $. 1-8; Befanntm. der Min. 
der auswärt. Angelegenheiten und des Innern vom 4. San. 1825, Rbl. ©, 16, 
vom 8. März 1827, Rbl. ©. 92, 21. Dctbr. 1829, Rbl. 460, 10. Septbr. 
1832, Rbl. ©. 340, 24. Decbr. 1832, Rbl. von 1833, ©. 6, 12. Septbr. 
1834, Rbl. ©. 513, 4. Juli 1835, Rbl. ©. 279, 7. Debr. 1837, Mbı. 
©. 620, 12. Detbr. 1844, Rbl. ©. 471, 26. März 1846, Rbl. ©. 174, 
28. Aug. 1853, Rbl. ©. 361; V.O. vom 24. Janr. 1846, Rbl. ©. 57 ff., 
und beil, Vertrag, Art. 6. Bol. Weishaar, Handbuh des Württ. 
Privatrechts, Ite Ausgabe, Ir Theil, $. 85—89, und Reyſcher, o. a, 
gefammtes und Württ. Privatrecht. 1 Theil, $. 167. 
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anszubezahlen, und von dem Oberamt in der von ihm an dag 
Gameralamt auszuftellenden Urkunde das Nähere hierüber zu 
bemerfen. Die Erledigung von Zweifeln und Anftänven, 
welche fi) bei dem Oberamt oder Cameralamt ergeben, fteht 
der betreffenden Preisregierung zu "). 

Der Ertrag des Abzugs ift, da ein folder neuerlih nur 
felten noch anfällt, für die nächſte Finanzperiode von 185/58 
nur noch zu 65 fl. jährlih angenommen ?). 


a. Infte. vom Juli 1823, $. 9—13. 
.d K. d. A. von 1855, Beil.Bv. ©. 226, 


Nadhträge 


binfichtlich einiger nach dem Drud erfolgten neuen 
Anordnungen. 


Zu $. 34. 
Den Begriff und Beſtand der Stantsfchuld betr. 


Der Beftand der Staatsfhuld nad) dem Rechnungs— 
Abſchluß auf den 1. Juli 1856 (©. 89) ift nun veröffent- 
licht dur eine Bekanntmachung des Finanzminifteriums vom 
6. Mai 1857, Staatsanzeiger S. 1237 ff. 


Zu $. 75. 
Die Bewahrung der Gebäude gegen Belchädigungen betr. 


Durch eine Verfügung des Finanzminifteriumd vom 
10. Juli 1857, Amtsbl. der Oberfinanzfammer, ©. 13 ff., 
ift der Wirfungsfreis der Gameralämter in vorftehender Be—⸗ 
ziehung weſentlich befchränft worden. Es ift demzufolge 
die zu $.3 ©. 214 u. 215 angeführte alljährliche Befichtigung 
der Staatögebäude durch die Bameralbeamten, mit Ausnahme 
gewiffer, theild wegen ihres größeren Umfanges, theild wegen 
jonftiger befonderer Verhältniffe hiezu vorbehaltenen Gebäude, 
welche ihr daher ferner, zum Theil, namentlich in den Mohn: 
figen der Bezirfsbaubeamten, je unter der Mitwirfung der Legtes 
ren, wie früher unterworfen bleiben, aufgehoben, und dagegen 
eine je nad drei Jahren in den Monaten September und 
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Oktober wiederkehrende Bifitation ſaͤmmtlicher fonftigen Staats- 
gebäude durch den Gameralbeamten in Gemeinfhaft mit dem 
Bezirfsbaubeamten angeorbnet, für welche die Bauabtheilung 
in jedem Jahre rechtzeitig die betreffenden Gameralbezirfe zu 
bezeichnen hat"). 

Ueber das Ergebniß ver Unterfuhung in Betreff ber 
Erfüllung der den Gebäudenngnießern obliegenven Verbind⸗ 
lichfeiten ift von dem Gameralbeamten ein eigenes von beiden 
Beamten zu unterzeichnendes Protokoll aufzunehmen; über 
die den Nugnießern demzufolge aufzulegenden Erfagleiftungen 
hat aber die Bauabtheilung zu erkennen; die Herftellung der 
auf Rechnung hievon kommenden Baugebrechen ift indefjen 
alsbald jhon von den beiden Beamten anzuorbnen ?). 


Zu $. 76. 
Die Ausbefferung von Gebäudebeihädigungen betr. 


Auch zufolge der vorgedachten Verfügung des Finanzminiftes 
riums, und im Zufammenhang mit der hinfichtlich der periodi- 
chen Befichtigung der Staatsgebäude hiedurch getroffenen Aende— 
rung find in ber vorftehenden Beziehung mehrfache neue Nor- 
men aufgeftellt worden. Insbeſondere ift an die Etelle der 

zu I,a) S. 218 angeführten alljährlihen Ausfertigung eines 
Bautoftens-lleberfchlages eine ſolche nur noch von drei zu drei 
Sahren auf den Grund der hier vorzunehmenden Viſitation an- 
georbnet, mit Ausnahme der vorgedachten Gebäude, welche einer 
aljährlihen Viſitation fernerhin unterliegen, und für weldye 
demzufolge auch Jene vorbehalten bleibt. Diefer Ueberſchlag 
ift von dem ‚Bezirfsbaubeamten nach der bisherigen Einrich— 
tung und Form, unter genauer Angabe der die Anträge be- 
gründenden Verhältuiffe und der Dimmenftonen, fowie unter 


1) D. a. Min.Berf., $. 1, 2. 
2) Dafelbft, $. 4, 
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Beifügung einfacher Handzeihnungen im Ueberſchlage ſelbſt 
oder auf einer Beilage zur Erläuterung der Anträge, zu ent 
werfen, und fofort nebft Beilagen dem Cameralamt zu übers 
geben ; diefes hat feiner Seits eines Theil in diefem Ueber: 
ihlag bei jedem Gebäude beigufegen, feit wenn ber Nup- 
nießer das Gebäude bewohnt, welche Baufrohn-Berbindlichkeiten 
für einzelne Gebäude beftehen, und auf welche Grunddoku— 
mente die Baulaft fich gründet, aud ob und welde Baubeis 
träge zu leiften find, bei vermietheten Gebäuden aber noch 
befonders die binfichtlid, ihrer Unterhaltung beftehenden Badht- 
bedingungen furz anzugeben, andern Theild eine Abjchrift 
von dem Ueberſchlag mit diefen Beifägen fertigen zu lafjen. 
Letztere iſt fofort gemeinfchaftlih von dem Cameralamt und 
dem Bezirfsbaubeamten auf den bisher vorgefchriebenen Ter— 
min nebft einer Zufammenftellung der in dem Amtsbezirk 
beftehenden Arbeitslöhne und Materialpreife, und der nach— 
bemerften Ueberfiht über die Gewährſchaften der Bauunter- 
nehmer einzufenden, während der Entwurf des Ueberjchlages 
bei dem Gameralamt zurüdbleibt. Uebrigens ift beiden Bes 
amten aufs Neue zur Pflicht gemacht, in ven Koftenvoran- 
ſchlag nur ſolche Herftellungen aufzunehmen, welde für vie 
Erhaltung und Benügung der Gebäude nothwendig find, 
dagegen ſolche Anträge, welde nur den Nuten größerer 
Bequemlichkeit oder Annehmlichkeit für die Bewohner bezweden, 
ganz zu unterlaſſen!). Alljährlich find auch je in einem von 
der Bauabtheilung zu beftimmenven Gameralbezirfe die von 
dem Gameralamte und Bezirfsbaubeamten in Folge der ges 
meinfchaftlihen Bauſchau in den Jahresbanüberfchlägen auf: 
genommenen Bauanträge durch ein technifches Mitglied ver 
Banabtheilung an Ort und Stelle vornehmlich rüdfichtlid, 
ihrer Nothwendigfeit und Zwedmäßigfeit einer Prüfung zu 


1) O. a. Min.Berf., $. 3, 
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unterwerfen ). Hinſichtlich der in vielen Staatsgebäuden 
jedes Jahr fi; ergebenden Bedüͤrfniſſe ift dagegen zu Sicher— 
ftellung verjelben aud; in denjenigen Jahren, wo eine Ge— 
bändevifitation nicht ftattfindet, von dem Bameralamt ein 
Koſtenvoranſchlag in der bisher vorgefchriebenen Einrichtung 
und Form zu fertigen, und dem Bezirfsbauinfpeftor zur Prü- 
fung zu übergeben, von diefem aber nad) Legterer der Bau— 
abtheilung einzufenden; dabei ift zu Vermeidung unnöthigen 
Aufwandes die alljährlihe Bornahme des Weißnend der 
Amtslofale ausprudlich auf befonderes Verlangen der Inhaber 
ausgefegt ?). 

Hinſichtlich der 

u 1, 9 ©. 219 erwähnten Bau⸗Nothfälle find als 
ſolche, welde deshalb auch eine Berüdfichtigung finden dür- 
fen, überhaupt diejenigen Baugebrechen bezeichnet, weldherzu 
Vermeidung von weiteren Nachtheilen eine alsbaldige Abhülfe 
erfordern 3); behufs der Anordnung Legterer ift eintretenden 
Falls, ſoweit fie des hiefür in Ausficht zu nehmenvden Auf- 
wandes wegen weiterer höherer Ermächtigung bedarf, von dem 
Cameralamt dur einen zuverläffigen Handwerfömann Einſicht 
von dem Gebrechen nehmen, fowie aud ein Banüberfihlag 
entwerfen zu laffen, und diefer dem Bezirfsbauamt zur Prü- 
fung und weiteren Berfügung zuzuftellen, im “andern Fall 
aber von dem Legteren fogleich eine örtliche Unterfuhung vor- 
zunehmen, auf den Grund hievon ein Koftenvoranfclag zu 
entwerfen, und biefer der Bauabtheilung vorzulegen ; invejjen 
joll bei foldyen wie bei allen unvermutheten Bauſchäden auch 
no die Srage, ob nicht ein Handwerfömann vermöge einer 
von ihm geleifteten Gewährſchaft hiefür einzutreten habe, 


1) D. a. Min. Verf., $. 17. 
2) Dafelbft, $. 8. 9. 
3) Dafelbft, 6. 10, 
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forgfältig erwogen, und das Ergebniß hievon bei Vorlegung 
des Ueberſchlages angezeigt werben '). 

Behufs der 

zu I, 1) ©. 221 ff. dargelegten Einleitung zur wirk- 
lichen Ausführung der genehmigten Bauausbefjerungen find 
die Cameral- und Bezirksbaubeamten im Allgemeinen ange: 
wiefen, folhe gemeinfhaftlih auf den Grund und unter 
eigens zu befcheinigender Zuftellung vollftändiger, von dem 
Gameralamt für jedes einzelne ober für zufammengehörige 
Gebäude je beſonders zu fertigenden Auszüge aus dem Koften- 
voranſchlag, welde insbefonvdere eine genaue Beſchreibung 
der auszuführenden Arbeiten und die hiefür beftimmten Preife 
enthalten müfjen, den betreffenden Handwerksleuten zu über- 
tragen, und dieſe hiebei ausbrüdlih darauf aufmerffam zu 
mahen, daß eine Ausdehnung ver Arbeiten über die im 
Ueberfchlag enthaltene Bezeihnung ohne Ermächtigung des 
Gameralamtes oder des Bezirksbauamtes nicht ftattfinden 
dürfe, und daß derjenige Handwerksmann, welcher fich eine 
ſolche Ausdehnung eigenmädhtig erlaube, hiefür feine Bezah— 
lung erhalten werde. Behufs diefer Uebertragung follen aber 
zunädjft, joweit die Arbeiten von Belang find, diefelben von 
den beiden Beamten im Submiffionswege an die wenigftneh- 
menden Handwerksleute, joferne dieſe zugleich als tüchtige 
Meifter fid) ausweisen, unter angemefjenen Bedingungen, insbe: 
fondere derjenigen einer Garantie für eine von der Bauabtheis 
lung over dem Bezirfsbaubenmten feitzufegende Zeit, und der 
Beibringung der nöthigen Sicherheit hiefür durch Buͤrgſchafts— 
leiftung, verbingt, und nur, foweit fie von geringerem Belang 
find, von beiven Beamten gemeinfchaftlid unter den nad) ber 
Anfiht des Bezirfsbanbeamten technisch überhaupt hiezu bes 
fähigten Handwerksleuten die Geeigneten mit vorzugsweiſer 


1) O. a, Min,Berf., $. 14. 
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Berüdfihtigung der in dem Bauorte Anfäffigen, und Anbe- 
dingung vierjähriger Garantie für die Dauer der Arbeiten, ge 
gen die Ueberſchlagspreiſe hiezu angenommen werben. Außer: 
dem ift aud noch fo zeitige Vergebung der Bauarbeiten 
vorgefchrieben, daß nicht allein den Handwerfslenten fidhere 
Gelegenheit bleibt, fi mit den erforverlihen guten Bau- 
materialien vor dem Angriff der Bauarbeiten verfehen zu fün- 
nen, fondern auch diefer felbft noch bei dem Eintritt der guten 
Witterung vor fih gehen fann !). 

Bon den allgemeinen Bedingungen bei Verdingung der 
Bauten ift diefenige in Betreff der Sicherheitsleiftung dahin 
geändert, daß Letztere erft nad) Ablauf der Gewährzeit, und 
wenn etwaige während derſelben entftandene Mängel der Bau— 
art von dem Unternehmer genügend verbefjert find, zurüdges 
geben, die Austaufchung derſelben gegen Einlegung einer neuen 
den Anforderungen entfpredhenden aber dem Unternehmer zu 
jeder Zeit geftattet wird ?). 

Ueber alle Gewährfchaften, wie fie dem Bisherigen zu- 
folge für auf den Grund der allgemeinen Berdingungsnormen 
fowohl, al8 auch außerdem vergebene Bauarbeiten geleijtet 
werden, ift von dem Gameralamt und dem Bezirfsbauamt je 
eine eigene tabelarifche Ueberficht zu führen; behufs der bei- 
berfeitigen Fortführung derjelben hat Erfteres den Eintrag von 
jenen zunächſt in dem feinigen je nad) Uebernahme eines Baus 
wefens zu beforgen, und das Andere fofort das feinige in diefer 
Beziehung nad) jenem zu ergänzen ; der Baubeamte hat aber, wenn 
Mängel an Bauarbeiten zu feiner Kenntniß fommen, für welde 
Garantieleiftung befteht, die betreffenden Handwerksleute zur Ber- 
befjerung anzuhalten, und die in diefer Beziehung getroffenen An- 
ordnungen zu überwachen 3), auch über Legteres in feiner Leber; 


1) D. a. Win. Berf., $. 9. 
2) Daf., $. 11. 
3) Daj., $. 13, 16. 
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fiht, und aus diefer feiner Zeit in der des Kameralamtes Vormer⸗ 
fung zu machen. Auch die Sorge für Beitellung der Sicherheit von 
Seite der Bauunternehmer, die Prüfung, Verwahrung, Austaus 
hung, und Zurüdgabe der Cautionen liegt dem Cameralamt ob; 
dasjelbe hat aber vor der Zurüdgabe am Schluß der Gewähr: 
zeit mit dem Bezirfsbauamt Rüdfprache darüber zu nehmen, 
ob der Ausfolge der Caution Fein Hinderniß entgegenfteht "). 

Unter ven 

zu I. 2) ©. 225 gedachten Anftalten zu Ueberwa—⸗ 
Hung der Bauarbeiter während der Bauarbeiten ift vie Aufs 
ftellung eined Bauführere von Seite der Bautheilung auf 
den Antrag und Vorſchlag des Bezirfsbanbeamten als Regel 
angeordnet, unter der Beftimmung, daß der Legtere denfelben 
in die auszuführenden Bauarbeiten einzuleiten, und dieſe von 
Zeit zu Zeit zu vifitiren hat ?). | 

Zu I. 3) find die behufs der Berechnung und Bezahlung 
bed Bauverdienſtes angeorbneten Koftenverzeichniffe, infoweit 
bei den Bauarbeiten ein Bauführer aufgeftellt war, durch die— 
fen nad) vollftändiger Beendigung von Ienen auf den Grund 
der von den Handwerksleuten für jedes einzelne oder für zu— 
fammenhängende Gebäude abgefonvert, und mit Bemerfung 
der Tage, an weldyen die Arbeiten vorgenommen werben, ab- 
zugebenden Berbienftrehnungen zu fertigen, zu welchem Ende 
derfelbe Keptere im Laufe der Banzeit fchon je nad) Beendi— 
. gung der betreffenden Bauarbeiten einzufordern, und unter 
Vergleihung mit der Arbeit und mit dem Inhalt des von 
ihm zu führenden Tag- und Meßbuches zu prüfen, beziehungs- 
weiſe zu berichtigen, und biefe Berichtigungen von ben betref- 
fenden Handwerfsleuten unterfchriftlih anerfennen zu laſſen 
bat; joweit aber ein Bauführer nicht aufgeftellt war, find fie 
wie früher von dem Gameralamt auf ven Grund der von ihm 


1) D. a. Min.Berf., $. 15, 11. 
2) Dajelbit, $. 6. A 
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ſelbſt einzufordernden Verbienftrechnungen der Handwerfsleute 
zu fertigen. In beiden Fällen find dieſelben fofort dem Ber 
zirfsbauamt zeitig zur Prüfung in Verbindung mit ver Un: 
terfuhung der Bauarbeiten und unter VBergleihung mit dem 
Koftenvoranfchlage zu übergeben, aud der Tag dieſer Ueber: 
gabe von Seite des Gameralamted der Banabtheilung anzu- 
zeigen, Nach diefer Prüfung find fie endlich von dem Baus 
infpeftor, wenn fie von einem Banführer zu fertigen waren, zu: 
nähft dem Cameralamt zum MUebertrag vdesfelben in deſſen 
Amtseremplar zuzuftelen, und nad) legterem in Gemeinschaft 
mit Jenem unter beiverfeitiger Unterfchrift, außerdem aber 
ohne weitere Ruͤckſprache der Banabtheilung der Oberfinanzfam- 
mer einzuſenden !). 


1) D. a. Min.Berf., $. 7, 8, 10. 


Bemerkensmwerthe Schler und Verſthen im Druck, um deren 


" " 


14. 


3. 


Berichtigung gebeten wird. 





. 37, 3. 7. zu lejen ftatt 2) — 3). 


nad dem Wort „fich befinden“ ift beizufügen — erwach— 
fenden Einkommens. 

am Ende beizufügen — und zwar auf Geldbußen bis 
zum Betrag von dreißig Gulden, und gegen niedere Of— 
firtanten nebendem, jedoch nicht gleichzeitig damit auf eine 
einfache Freiheitsftrafe bis zu dreitägigem Gefängnißarreft. 


. nah dem Worte „Schrannen“ einzufügen — anbebungen. 


" "0 „Grwähnten“ — — die Aufmerk⸗ 
ſamkeit. 


. zu leſen ſtatt „in nachbemerkter Weiſe“ — auf nadbe- 


merkte. 


. zu leſen ſtatt „Verwaltung“ — Verwendung. 
. dv. u. nach den Worten „abgegeben wird“ einzufügen — 


gegen eine Beräußerung besjelben. 
und 9. v. o. zu lefen ftatt „allgemeinen“ — allgemein. 


. zu leſen ftatt „durch ihre“ — eine. 


„nm „zeitlicher“ — zeitiger. 
"mm md et — Holzes. 
"» #0"  „Hüttenwerf* — Hammermwerf. 
"» vAhrr Verwaltung” — Verwaltung ber 
Werke. 
„nn „und Münzwardein“ — und Müuͤnzmeiſter. 
v. u. zu leſen ftatt „unfundlicher" — urfundlider. 
" "0 ihren“ — feinen. 
”» #0 „gehörenden“ — angehörenden. 


. v. U. 7 " ” „Letzteren“ un Letzterem. 
DU m 0 „denjenigen* — diejenige. 
0 mm mÄngebers“ — Aufgebers. 
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